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Vielbeschäftigt  und  in  einer  schwierigen  amtlichen 
Stellung  habe  ich  mit  Aufopferung  so  mancher  Stunde 
der  Müsse  und  Nachtruhe  die  Darstellung  der  Finanz- 
verwallung eines  fi-emden  Staates  unternommen  und 
mich  nicht  gescheut  aus  einer  sichern  Zurückgezogen-" 
heit  auf  daa  gefährliche  Gebiet  der  Oeffentlichkeit  hin- 
aus zu  treten.  Meine  Rechtfertigung  liegt  in  der  Ent- 
stehungsgeschichte dieses  Buches. 

Im  Jahre  1855  wurde  ich  nach  Paris  gesendet, 
um  über  die  Stelhmg  Oesterreichs  auf  der  Pariser  In- 
dustrie-Ausstellung und  die  Tliätigkeit  des  österreichi- 
schen Aüsstellungs-Comite  Bericht  zu  erstatten.  Bei 
diesem  Anlasse  wurde  mir  von  Seite  Seiner  Excellenz 
des  Herrn  Finanzministers,  Freiherrn  v.  Brück,  der  Auf- 
trag ertheilt  über  die  dienstliche  Stellung,  den  Wir- 
kungskreis und  den  inneren  Organismus  des  französi- 
schen Finanzministeriums  Notizen  zu  sammeln. 

Mit  BereitiviUigkeit  kamen  die  Chefs  der  verschie- 
denen Diensfzweigo  dieses  Ministeriums,  namentlich  die 
Generaldirektoren  der  direkten  Steuern,  des  Enregietre- 
ments  und  der  Domänen  und  der  Forste,  die  Hen-en 
Vandal,  Tournus  und  Graves,  der  Unterdirektor  dei- 
ComptabilitSt ,  Herr  du  Sommerard,  der  Clief  des  Per- 
sonals und  des  Centralbureau  der  Generaldirektion  der 
Zölle  und  der  indirekten  Abgaben,  Herr  D^ndriez,  und 
der  Kabinetschef  des  Ministers ,  Herr  Ban'6 ,  meinen 
Erkundigungen  entgegen  und  stellten  mir  ein  reichhal- 
tiges, zum  Thcil  nicht  allgemein  zngänghches  Materiale 
zur  Verfügung. 


n 


Auch  nach  meiner  Rückkunft  nach  Wien  ver- 
mehrten sich  meine  Sammlungen.  Der  Ejnflusa  und  die 
Güte  des  kais.  Generalconsuls  Freiherrn  v.  Rothschild 
in  Paria  und  der  unermüdliche  Eifer  des  ihm  beige- 
gebenen kais.  Sectionarathes  Dr.  Schwarz  verschafften 
mir  alle  neuere  statistische  Veröffentlichungen  Frank- 
reichs und  manche  wichtige  Dienstinstmktion  der  Behör- 
den, manches  litterarische  Hilfsmittel  bot  die  Bibliothek 
des  kais.  Finanzministeriums  und  die  reichen  und  wohl 
geordneten  Mappen  meines  geehrten  Freundes,  Freilierni 
V.  Reden,  leisteten  die  willkommensten  Dienste, 

Ich  arbeitete  zunächst  nur  für  die  mir  gewordene 
amtliche  Aufgabe,  aber  je  tiefer  ich  in  den  SlolT  ein- 
drang, desto  stärker  ergriff  mich  die  entgegentretende 
Gedankenmacht.  Eines  der  grossartigsten  Gebäude  des 
menschlichen  Verstandes,  wie  wir  es  auf  anderen  Ge- 
bieten in  einem  allseitig  durchgebildeten  philosophischen 
Systeme,  einem  Rönierban ,  einer  Meere  verbindenden 
Eisenbahn  bewundern,  entwickelte  sich  vor  meinen 
Blicken:  Von  einem  Mittelpunkte  geht  in  mannigfachen 
Abstufungen" -unU,.  nach  allen  Richtungen  ein  Netz  von 
einzelnen  Organen  aus,  jedes  gesondert  und  doch  in  sei- 
nen Wirkungen  unterstützend  und  massgebend  auf  das 
andere  eingreifend ;  ein  Zug  und  alle  die  tausend  Glieder 
gerathen  in  die  geforderte  Bewegung.  Sinnreiche  Ein- 
richtungen schafilen  aus  Inmderl lausend  Kanälen  die 
nöthigen  Mittel  des  Staatshaushaltes  herbei,  sammeln 
und  vertheilen  sie,  und  ein  sinnreiches  Rechnungsver- 
fafiren  bringt  Stand  und  Bewegung  der  einzelnen  Sum- 
men zur  klarsten  Evidenz.  Auf  geschickte  Weise  wii'd 
die  Zukunft  zur  Mittragung  der  Lasten  herbeigezogen, 
welche  auch  in  ilirem  Interesse  zw  machen  sind,  und 
vielfältige,  sachkundige  und  uiiablifiugige  Kontrolien 
gewähren  den  Beiiörden  wie  tieni  Lande  die  Bürgscliaft, 


dass,  soweit  menschliche  Gebrechlichkeit  es  zulässt, 
mit  dem  Vermögen  des  Staates  redlich  gebahrt,  und 
nicht  mehr  als  bewilligt  eingenommen  und  ausgegeben 
worden  sei  Aber  selbst,  wo  ich  die  Grundlage  als 
falsch  und  die  Folgerung  als  eine  Steigerung  des  Irr- 
thums  erachtete,  musste  ich  die  vor  nichts  zurück- 
schreckende logische  Consequenz,  dieses  grosse  Erbtheil 
der  romanischen  Völker,  bewundern. 

Das  zweite,  was  Wirkung  auf  mich  übte,  war 
die  Grösse  der  Verhältnisse,  in  denen  sich  alles,  Ein- 
nahmen wie  Ausgaben,  Steuern  wie  steuerbare  Objekte, 
Personen  wie  Sachen  bewegte.  Die  Steuern  werden 
nach  Hunderten  von  Millionen,  die  Werthe  der  ver- 
steuerten Mengen  nach  Milliarden  berechnet. 

Endlich  stellten  sich  der  Betrachtung  die  grossen 
commerziellen  und  industriellen  Krisen  unserer  Tage  dar 
und  das  grossartige  Beispiel  einer  Regierung,  welche 
unerschrocken,  ja  sogar  ^aufklärend  und  leitend^  in 
das  Getriebe  eingreift,  wenn  sie  gleich  der  Rückwir- 
kung dieser  Erschütterungen  sich  nicht  zu  erwehren 
vermag. 

Ich  hatte  in  diesen  Forschungen  lange  schon  die 
Grenzen  meiner  amtlichen  Aufgabe  überschritten,  aber 
noch  dachte  ich  nicht  an  das  Schreiben  eines  Buches. 
Da  führten  mich  meine  Studien  von  den  Quellen  zur 
Ldtteratur.  Ich  fand  zahlreiche  und  höchst  ausgezeich- 
nete Arbeiten  -in  den  einzelnen  Fächern  der  französi- 
schen Finanzgesetzgebung  und  trefiliche  Nachsclilage- 
bücher,  in  denen  solche  Abhandlungen,  meistens  nach 
der  alphabetischen  Reihenfolge  der  Materien  geord- 
net, aufgehäuft  waren.  Ich  nenne  hier  vor  allem 
das  grosse  Repertorium  von  Dalloz,  den  Dictionnaire 
de  l'Economie  politique  und  die  beiden  Dictionnaires  de 
Tadminifitration  fran^aise,  den  altem  der  Buchhandlung 


Faul  Dupont  mit  dem  Supplemente  von  Alf.  Blanche 
luid  den  neuern  von  Maurice  Block. 

Allein  das  was  ich  suchte,  ein  Werk,  welches  den 
gesanimten  Organismus  der  französischen  Finanzgesetz- 
gebung und  Finanzverwaltung,  in  seiner  letzten  Gestal- 
tung, mit  allen  den  wichtigen  Aenderungen,  welche  er 
unter  dem  neuen  Kaiserreiche  erfahren  hat,  in  seinem 
gesammten  Zusammenhange,  seinen  Eigenthümlichkeiten, 
seinen  Lichl-  und  Schattenseiten ,  zurückgeführt  auf  die 
leitenden  Gedanken  und  Tiiebfedern ,  und  gegenüber- 
gestellt den  Wirkungen,  die  er  hervorgebracht  hat, 
dargestellt  liätte,  suchte  ich  vergebene. 

Das  treffliche  Buch  des  Senators  und  Sections- 
präsidenten  des  Rechnungshofes  Marquis  Audiffret: 
Systeme  fmancier  de  la  France ,  zweite  Auflage, 
Paris  1854.  8.  5  Bände,  das  nach  seinem  Titel  diese 
Aufgabe  erfdlien  sollte,  enthält  viele  echätzenswerthe 
Daten,  allein  der  eigentliche  syelematische  Kern  des 
Werkes  ist  klein  und  stammt  aus  einer  älteren  Periode, 
während  alles,  was  sich  daran  reiht,  nichts  als  eine 
Sammlung  von  unzusammenhängenden  Notizen  oder 
von  Gelegenheitsschriften  über  einzelne,  die  Amtssphäre 
des  Verfassers  berührende  Zeitfragen  ist.  Gründlicher 
und  systematischer  angelegt  ist  L.  A.  Macarel  und 
J.  Boulatignicr ,  de  la  forlune  publique  en  France  et 
de  BOn  administration,  Paris  1838—1840.  8.  3  Bände, 
allein  das  Werk  ist  veraltet  und  ist  unvollendet  geblie- 
ben. Der  Amtsbericht  Bowrings;  Report  of  Ihe  public 
accounts  of  France,  erschien  im  Jahre  1830  und  he- 
handelt  nur  das  Staatsrechnungswesen  mit  grösserer 
Ausführlichkeit.  Die  Litteratur  Deutschlands  bot  wenig 
hieher  Bezüghches. 

Für  Franki'eich  befrenidele  mich  diese  Erscheinung 
nicht.     Es    iHt   jene  vor/iigs weise  Bearbeitung  von  Spe- 
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cialitftten  ganz  in  der  Art  der  Bilduug  und  Stellung  der 
französifichen  Beamtenkreise  gegründet,  aus  denen  allein 
wegen  der  unerlässlichen  administrativen  Vorkenntnisse 
und  Erfahrungen  Arbeiten  dieses  Faches  hervorgehen 
können.  Sie  werden  ausschliesslich  für  den  einzelnen 
untergeordneten  Verw^altungszweig ,  in  dem  sie  dienen, 
ausgebildet,  und  gelangen  selten  auf  einen  Standpunkt, 
von  welchem  aus  sie  die  zerstreuten  Elemente  der  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung  zusammenzufassen  vermöch- 
ten oder  das  Bedürfhiss  nach  einer  solchen  ordnenden 
Zusammenstellung  empfänden.  In  Deutschland ,  wo  die 
Lebenserscheinungen  der  grossen  historischen  Nationen 
der  Gtegenwart  so  aufmerksame  Beobachter  gefunden 
haben,  dürfte  nur  die  Abgeschlossenheit,  in  welcher  die 
praktische  Finanzgesetzkunde  von  jeher  sich  bewegt,  von 
der  Darstellung  einer  der  umfassendsten,  tiefstgreifen- 
den  und  folgenreichsten  jener  Erscheinungen  bei  dem 
tonangebenden  Volke  des  Continents  abgehalten  haben. 
Diese  Gründe  bestimmten  mich  zur  Umarbeitung 
meiner  dem  Finanzministerium  übergebenen  Aufschrei- 
bungen Behufs  der  Veröffentlichung  zu  schreiten ;  leicht 
erhielt  ich  hiezu  die  Genehmigung  Seiner  Excellenz  des 
Herrn  Finanzministers.  —  Schwierig  war  die  Bestim- 
mung des  Ganges  der  Darstellung  eines  so  vielver- 
zweigten Organismus,  damit  der  Zusammenhang  nir- 
gends zerrissen  und  doch  Wiederholungen  möglichst 
vermieden  werden.  Nach  manchfachen  Versuchen 
schien  es  am  gerathensten ,  mit  der  Schilderung 
des  Finanzministeriums  und  der  ihm  untergeordneten 
Centralbehörden  als  der  bewegenden  Mitte  zu  be- 
ginnen, durch  Entwicklung  der  Beamtenverhältnisse, 
der  Geschäftsbehandlung,  der  Mittel  zur  Durchsetzung 
der  Rechte  des  Staatsschatzes  und  des  Rechnungs-  und 
Kassenwesens,  die  Organe,  durch  welche  die  Bewegung 


vollzogen  \vird,  und  die  allgemeinen  Hegeln  darzulegen, 
welche  in  allen  Einzelnheiten,  sie  bestimmend  und  ord- 
nend, wiederkehren,  hieran  die  Ei-örterung  der  einzel- 
nen Verwaltungezweige  zu  reihen  und  mit  dem  Budget, 
dem  Staatsßchuldenwesen ,  den  öffentlichen  Kreditanstal- 
ten und  dem  Geldumlaufe,  gewissermaBsen  den  letzten 
Ergebnissen  und  hficheten  Aufgaben  der  Finanzverwal- 
tung, zu  Bchliessen. 

Vergleichnngen  mit  den  Gesetzgebungen  und  Zu- 
ständen anderer  Staaten  glaubte  ich  thunlichst  vermei- 
den zn  sollen;  denn  sie  scheinen  mir  nur  dann  von 
Nutzen,  wenn  beide  Vergleichungeglieder  mit  gleicher 
Ausführlichkeit  und  mit  gleicher  Würdigung  des  inneren 
Zusammenhanges  dargestellt  werden,  was  die  Oekono- 
nije  des  gegenwärtigen  Werkes  nicht  gestattet  hatte. 

Manche  Gebrechen  in  der  äusseren  Anordnung 
des  Buches,  und  wenn  hie  und  da  eine  Ungenauigkeit 
in  der  Darstellung  einiger  Einzelheiten  sich  eingeschli- 
chen haben  sollte,  möge  die  Wucht  des  zu  bewälti- 
genden Stoffes  entschuldigen. 

Noch  sei  mir  in  einer  Zeit,  wo  die  Anhänger  des 
todten  Mechanismus  den  Staatsdiener  zu  einem  willen- 
losen Werkzeuge  in  der  Hand  der  Tagesgewalten  herab- 
zuwürdigen streben,  die  eine  Schluesbemerkung  gestattet: 
So  Vieles  aus  dem  hier  Mitgetheillen  mit  Nutzen  in  den 
Haushalt  der  Staaten  Deutschlands  überti'agen  werden 
kann,  in  Einem  soll  und  muss  auch  fortan  die  Gesefz- 
gebiing  und  Verwaltung  der  letzteren  als  Muster  dienen. 
Es  ist  diess  der  einfache  Organismus  und  die  geringe 
Zahl,  die  gesicherte  Existenz  und  der  freie  Wirkungs- 
kreis senier  emzelnen  GUeder,  wie  sie  wenigstens  in  der 
Absiebt  der  ersten  Einrichtung  gelegen  waren. 

Wien     IUI  Jiili  lfl'.7 
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Dafi  Füianzministeriiun }  desaeo  Stelluoig,  Wirkungskreis  vinä  Gliederung! 

■  ■      .  .     ,  , 

1.    Stellung  11^  Wirktmgcfkrexs,  . 

Wer  zum  erstenmale  die  französische  FinaüzyQrwaltuug 
in  ihrer  innei^n  Gliederung  überschaut,  wir.d  sogleich  durch ' 
die  Folgerichtigkeit  übereascht,  niit  welcher. die  eiiizelnen. 
Tlieile  an  einander  gefügt^  dieselben  Gnmdzüge  allenthalben 
durchgeführt  und  Mittel  *  und  Zwecke  gegen  einander  abge- 
wogen  sin^.  .  Man  gi^wiährt  SQgl^ch^  dass  mian  es  nicht  mit 
einem  historisch  im.  Laufe  der  Jahrhundertc  Gewordenen  zu 
thun.heLbe,ta. welchem  jede  Zeit  die. Spuren  ihres  Einflusses 
zurückgelaj9sen  bat,  sondern  mit  einem  Gebäupie  der  jüng- 
sten T^ge/das  von  Wenigen,  nach  den  eben  herrschenden 
Gedanken  praktischer  Zweckmässigkeit  aufgebaut  worden  ist  ^ 

Dieaes  ist  auch  wirklich  der  Fall-    Das.  französische  Fi- 

•    •       ■  .  ■  '       '       ■  ■ .      ■■-■•.■ 

hanzmimstenum  in  sdner  gegen wärtigeri  Einrichtung  jtanyiit 
aua  den  ersten  Jcdiren  der  Restauration  und  ist  in  allem 
Wesentlichen  das  Werk  der  beiden  grosse!)  Minister  Baron 
Louis  und  Graf  Villele,  welche  den  Kampf  für  Einheit  und 
Ordnung  gegen  Vorurtheile  und  Privatinteressen  aller  Art 
siegreich  durchgefochten  haben.  Vor  der  Revolution  von 
•  1789  machte  die  Zersplitterung  des  Reiches  in  vereinwlte 
Ver\\^ltungsbe35irke,  die  üeberlassung  der  einzelneu  Ehi- 
nahmsquellen . an  grosse  Pachtgesellschaften ,  der  Einiluss  des 
Hofadels,  die  Einmischung  der  Gerichte  ^der  schnelle  Wechsel 

llorli,  FinflrizvorwnKunp:  Frankreichs.  1 


in  den  obersten  Untndsäteen  der  Verwaltung  ein  geordnetes 
System  uninögiicli;  der  Finanz  minister  war  höchstens  der 
oberste  Schatzmeister  und  am  allerwenigsten  ein  Verwalter 
des  Eigenthums  und  der  Einkünfte  des  Staates.  Die  Revo- 
iution  schuf  nun  allerdings  mit  der  Einheit  des  Reiches 
auch  die  Einheit  der  Verwaltung,  sie  nahm  alle  Einnahms- 
zweige  an  den  Staat  zurück  und  entfernte  viele  Hindernisse 
einer  geordneten  Finanzwirthschaft;  allein  unter  ihren  blu- 
tigen Händen  war  kein  Gedeihen  für  Werke  des  Friedens, 
ihre  Finanzverwaltung  beruhte  auf  den  irrigsten  theoretischen 
(Grundsätzen,  ermangelte  der  einheitlichen  Leitung  und  wurde 
altniälig  unredlich  und  verschwenderisch.  Es  bedurfte  des 
scharfen  Blicks  und  der  unerschütterlichen  Strenge  Napo- 
leons I.,  um  wieder  Ordnung  und  Sicherheit  in  den  Staats- 
haushalt zu  bringen.  Ihm  ist  die  Errichtung  der  General- 
direklionen  iXlr  <iie  Verwaltung  einzelner  Einnahmszweige 
zu  danken,  er  stellte  einen  Finanzniinister  auf,  in  dem  die 
verschiedenen  Theile  des  OeJalldienstes  den  leitenden  Mittel- 
punkt fanden,  imd  wusste,  wenn  auch  in  Sonderung  von 
dem  eigenlliclien  administrativen  Dienste,  unter  einem  ei- 
genen Minister  des  Schatzes,  dem  wohlgeschulten  und  kennt- 
nissreichen Grafen  Mollien,  Einfachheit  und  Klarheit  in  das 
Schulden-  und  Kassawesen  des  Staates  einzufüliren.  Allein 
erst  die  Restauration  und  die  oben  genannten  Minister  con- 
centrirten  die  gesammte  Leitung  des  Finanzwesens  in  eine 
Hand,  regelten  die  Stellung  der  einzelnen  Verwaltungsoi^ne 
zu  einander  und  zu  dem  Ministerium,  entfernten  alle  unnö- 
thigen  Zwischenglieder,  schufen  Ein  einheitUclies  System 
der  Verrechuung  und  KassafUhrung  für  das  ganze  Land, 
brachten  durch  Voranschläge  und  Jahresrechnungen  strenge 
Ordnung  in  den  Haushalt  und  gewälirten  durch  Ausdehnung 
und  folgerechic  Anwendung  der  Attribute  des  obersten  Rech- 
nungshofes imd  durch  eine  Reihe  anderer  damit  zusnmmen- 
hängeiuler  Einrichtungen   der  Verwaltung   wie  den  obersten 


gesetzgebendea  Gewalten  die  nöttiige  Bürgschaft  für  die  Re- 
gelmässigkeit  und  Rechtlichkeit  der  Gebahrung. 

Als  das  Grundgesetz  für  den  Organismuff  .jies  Fii^anz- 
ministeriums,   das  ist  als  jene  Bestimmung,  durch  wache 
alles ,  was  J)is  dahin  in  dieser  Richtung  zur  Geltttng  gelaagfr. 
war,   geordnet,   zus^nunengfestellt,   und   gegenseitig  ausge- 
glichen wurde,  gibt  die  Ordonnanz  vom  17.  December  1844.  ^ 

Hienach  gehören  in  das  Ressort  des  französischen  Fi- 
nanzministeriums: das  Steuerwesen,  die  Staatsschuld,  die 
Münze,  die  Domänen  und  Forste,  alle  Staatsuntemehmim- 
gen,  aus  denen  der  Staat  einen  Grewiun  ^sieben  will,  nament- 
lich die  Consig^ations-  und  Depositenkasse  und  die  Posten, 
die  firanzösische  Bank,  das  Institut  der  Pariser  Wechsel- 
agenten, die  Ueberwachung  der  Industriecomptoirs,  der  An- 
stalten des  credit  mobilier  imd  des  credit  foncier  und  der 
Lebensversicherungs-Gesellschaften,  das  gesammte  Kassarevi- 
rement,  die  Vertretung  des  Staatseigenthums  vor  Gericht,  die 
Dotirung  und  Kontrollirung  aller  Staatsausgaben,  .die  buch- 
halterische Kontrolle  der  gesammten  Finanzgebahrung  (als 
Vorbereitung  für  die  Prüfung  durch  den  obersten  Rechnungs- 
hof), die  Verfassung  des  Staatsvoranschlages  und  der  Staats- 
jahresrechnung. 


*  ESnen  klaren  Ueberblick  der  Stellung  and  inneren  Einrichtung  dieses . 
Ministerinms  in  Vergleichung  mit  den  andern  französischen  Ministerien 
und  des  gesammten  Rahmens  des  französischen  Staatshaushaltes  gewährt 
der  Almanach  imperial. 

Er  gibt,  hierin  zweckmässiger  als  die  Staatsschematismen  anderer 
Staaten,  ausser  den  Namen  der  Behörden  und  deren  Beamten,  auch  die 
nöthigen  Notizen  über  deren  Wirkungskreise  und  ihren  innem  Zusam- 
menhang. 

Eine  vom  Herrn  Cabinetschef  Barr6  verfasste,  erst  die  letzten  Monate 
dem  Finanzminister  überreichte  handschriftliche  Zusammenstellung  des 
Personal-  und  Besoldungsstatuts  sämmtlicher  kaiserlichen  Ministerien ,  ab- 
getheilt  nach  den  einzelnen  Sektionen  oder  Bureaux  (die  erste  Arbeit  die- 
ser  Art  in  Frankreich) ,  gettatiet  ebenfalls  interessante  Blicke  in  das  Innere 
der  Verwaltung. 
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Bei  allen  die  Finanzen  betreffenden  Angelegenheiten, 
namentlich  bei  Handels-  und  SchiffTahrtaverträgen,  wird  sein 
Gutachten  eingeholt,  sowie  dagegen  der  Einfluas  des  Han- 
delsministeriums auf  Fragen  des  Zolltarifs,  der  Entrepols 
und  Docks  gesichert  ist. 

Der  Finanzininister  ist  allein  und  ausschliesslich  Herr 
llber  seine  zahlreichen  Organe  in  Paris,  den  Departements 
nud  den  Kolonien,'  ausserdem  ist  das  Finanzministerium 
gleich  den  anderen  lUiiiistcrien  in  allen,  sein  Ressorl.  berQh- 
renden  Beziehungen  die  vorgesetzte  Behörde  der  Präfekte 
in  den  Departements,  der  Gouverneure  in  den  Kolonien, 
die  von  ihm  Aufträge  empfangen  und  au  dasselbe  Berichte 
erstatOen.  '^ 

Solange  der  Finanzminister  sich  innerhalb  der  beste- 
henden Gesetze  und  Einrichtungen  bewegt,  ist  er  von  den 
andern  Ministem  und  selbst  von  der  Willensmeinung  des 
Kaisers  ganz  unabhängig. 

In  der  Regel  hat  er  nur  bei  legislativen  Fragen,  l)ei 
Festatellung  des  Staatsvoransohlages  und  der  Staatsjahres- 
rechnung, bei  Staatsanlehen  und  ausserordentlichen  im  Staats- 
vor&nschlage  nicht  vorgefiehenen  Auslagen  (Krediten),  bei 
Ehren  au  Bzeichnungen  für  die  Beamten  seines  Ressorts,  bei 
einigen  wenigen  Ernennungen  (tUr  die  Posten  des  General- 
sekretärs, der  Generaldirektoren  und  Administratoren  der 
Finenzcentralvervvaltung,  der  Direktoren  in  den  Departe- 
ments, der  Direktoren  der  Stempelwerksttttte ,  der  Tabak- 
fbbriken  und  der  Forstschule,    der  Forstmeister,    des  Präsi- 

'  Die  Beamlen  der  Zollverwaltung  und  des  Kaasulicnstes  io  deo  Ko- 
lonieo  werden  vom  FinanimiDiBleriura  ernannt  und  sind  von  itim  «bhängig, 
allein  die  gegenseilige  Korrc8j>ondenz  geht  durch  (loa  Marinetninisleriiim, 
In  Algier  iBI,  wiewohl  die  Proviaz  dem  KriegautuiBterium  untersteht,  die 
FinaniverwaJtiing  in  uniuitlel barer  Unterordnung  unl«r  dem  Finanzmiiii- 
aterlam. 

'  Darum  wegen  Unterordnung  der  Präfekte  unter  alle  Uinislerien  wer- 
den «uch  die  Vorschläge  über  ihre  Ernennung  int  Uinta terra tlie  vorgeU-ag«ii. 


denten  und  der  Generalkommissäre  der  Münzkommissioii, 
der  Eommifisäre  und  Werkmeister  in  den  Münzstätten,  des 
Münzgraveurs,  des  Vorstehers  der  fitaatscentralkasse  und  des 
Cei\fralkontrollors)  die  Entscbliessung  des  Kaisers  einzu- 
holen, dooh  bilden  Gresuche  um  Gnadenbezeugungen,  die 
entweder  von  Amtswegen  vorgelegt  werden,  oder  was  der 
häufigere  Fall  ist,  worüber  der  Kaiser  die  Berichterstattung 
fordert,  zahlreiche  Ausnahmen  von  dieser  Regel.    . 

Seit  den  letzten  Jahren  ist  das  Finanzministerium  auch 
gebalten,  vor  jeder  Ernennung^  Besetzung  oder  Versetzung 
eines  Beamten  das  Gutachten  des  Ministeriums  des  Innern, 
als  der  obersten  Polizeibehörde,  einzuholen,  ob  seinen  Kan- 
didaten keine  politische  Bedenken  entgegenstehen. 

Es  ist  nicht  bestinmit,  welche  Gregenstände  der  Minister 
in  den)  Miniäterrathe  vorzutragen  habe,  in  der  Regel  thut 
ec  es  bei  jeder  organischen  oder  durch  di6  Zeitverhältnisse 
wicUlig  gewordenen  Frage,  er  geht  hierin  gleich  seinen  Kol- 
legen weiter  als  -ebeu  nöthig ,  um  dadurch  das  gute  Einver- 
nehmen zu  unterhalten  und  die  Unterstützung  der  anderen 
Minister  sich  zu  sichern. 

Konflikte  über  ihre  Attribute  würden  die  Minister  durch 
besondere  Kommissionen  gütlich  zu  schlichten  suchen;  sollte 
diess  nicht  gelingen,  so  würde  der  Fall  dem  Kaiser  zur  Ent- 
scheidung vorgelegt  werden,  der  den  Staatsrath  hören  würde. 
Letzterer  entscheidet  auch  rechtsgiltig  über  Kompetenzstrei- 
tigkeiten zwischen  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  und 
begutachtet  die  Feststellung  des  Budgets  und  .der.  Jahres- 
rechnung, sowie  nachträgliche  Abweichungen  vom  ersteren. 
Auch  in  Sachen  der  Legislation  zieht  der  Kaiser,  abgesehen 
von  den  verfassungsmässig  mitwirkenden  Körperschaften^  die 
legislative  Sektion  des  iStaatsrathes  zu  Rathe.  Diesem  liegt 
die  Vertretung  der  Gesetzesvorschläge  im  gesetzgebenden 
Körper  ob. 

Die  judizielle  Abtheilung  des  Staatsrathes  ist  die  Revi- 
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MonshManz  flir  alle  Entscheidungen  der  administrativen  Be- 
hörden tmd  ist  darum  in  Manchem  auch  zur  Revision  der 
Entscheidungen  des  Ministers  berufen.  Sie  erkennt  über  alle 
solche  Entscheidungen,  welche  Rechte  und  Verpflichtungen 
der  Beamten  und  der  Unternehmer  öffentlicher  Arbeiten  und 
Lieferungen  betreffen,  z.  B.  die  Verurtheilung  zu  Ersätzen, 
die  Verweigerung  von  Bezügen ,  die  strafweise  Absetzung 
u.  dgl.  und  sie  verfügt,  ob  einer  Sjndikatsklage-  gegen  ihn 
oder  seine  Agenten  Raum  zu  geben  sei. 

Die  Entscheidungen  des  Staatsrathes  werden  im  Namen 
des  Kaisers  gef&Ut,  die  Minister  sind  von  Amtswegen  Mit- 
glieds dieses  Kollegiums. ' 

In  gewissen  Beziehungen    untersteht,    wenn   nicht   die 
Persoi^,   so  doch  die  Grebahrung  des  Finanzministers  auch 
dem  obersten  Rechnungshofe.    Dieser  hat  zu  beurtheilen : 
ob  das  Kassarevirement  den  Anforderungen  des  Dienstes 

und  den  Vorschriften  entsprechend  geleitet  wordea; 
ob  die  Rechnungen  über  die  Staatsschuld ,  die  Kautionen 

und  Penitionen-; 
Ob  die  Uebermchten  über  die  im  Rechtswege  anhängigen 

Aktiv-   und  Passivforderungen  des  Staates  in  Ordnung 

seien ; 
ob  die  Hauptrecbnung  des  Ministeriums  mit  den  Spezial- 

rechnungen  der  einzelnen  Rechuungsleger*  und  mit  den 

EUitschelduBgen  des  Rechnungshofes  über  die   letztem 

übereinstimmen ; 
ob  die  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Eünklange  mit  dem 

Budget  und  mit  den  nachträglich  erbetenen  und  bewil- 
ligten B[reditsänderungen  und  neuen  Krediten  stehen. 

Zwar  werden  die  Entscheidungen  des  Rechnungshofes 
nicht  gegen  den  Minister,  sondern  gegen  die  für  die  Fonds- 
bewegung, die  Finanzbuchhaltung  und  die  erwähnten  Zu- 
sammenstellungen verantwortlich   erklärten  Rechnungsleger 

'  Dekret  vom  25.  Januar  1852. 
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gefüllt;  allein  der'öfleniliche  Bericht  und  di«*.M«rli0ben  Er- 
klärungen Über  die  Uetiereinstimmung  ode»  Jli^iMberein- 
stimmung  der  Rechnungen ,  welche  der  Rechnongahof  jährlieh 
den  gesetzgebenden  Gewalten  überreicht  und  veröffentlicht, 
sind  -von  nicht  hintanzuweisendem  moralischen  Crewichte. 

N»ch  über  die  Kontrolle  des  Rechnungshofes  hinaus 
untersucht  nach  dem  Gesetze  vom  10.  December  1823  eine 
Kommission,  bestehend  aus  Mitgliedern  des  Rechnungshofes, 
des  Staatsrathes  und  der  .gesetzgebenden  Körper,  jedes  Jahr 
die  Hauptbücher  des  Finanz-  sowie  jedes  andern  Ministe- 
riums,^ vergleicht  sie  mit  den  Rechnungen,  erkennt  über  ihre 
Form-  und  Zifferrichtigkeit  und  «veröffentlicht  das  hierüber 
angenommene  Protokoll 

Nur  für  seine  eigene  Handlungen  und  nur  dem  Staate- 
oberhaupte  ist  der  Minister  verantwortlich;  die.  Solidarität 
des  Ministerrathes  und  die  Verantwortlichkeit  gegenüber  den 
gesetzgebenden  Körpern  haben  aufgehört 

Sollten  gegen  die  Amtstreue  des  Ministers  Anschuldi- 
gungen auftauchen,  so  ist  es.  der  Senat,  welcher  ihn  in  An- 
klagestand versetzt  und  entweder  den  gewöhnlichen  Gerichten 
überweist,  oder,  wenn  es  sich  um  Attentate  gegen  die  Sicher- 
heit des  Staates  handelt,  bei  dem  Kaiser  die  Verweisung 
an  den  obersten  Staatsgerichtshof  beantragt  ^    ^ 

2.    Innere  Abtheilimgen  des  Finansminütteriunui. 

Das  iBlnanzministerium  (im  engeren  Sinne)  besteht  unter 
unmittelbarer  Leitung  des  Ministers,  aus  dessen  Kabinet e, 
wo  die  an  die  Person  des  Ministers  einlangenden  Korrespon- 
denzen geöffiaet,  seine  telegraphische  und  Privatkorrespon- 
denz  besorgt,  die  Audienzen  bei  ihm  vermittelt,  einzelne 
vof'behaltene  Stücke  bearbeitet  werden:  aus  zwei  Präsidial- 
Abtheilungen  und  aus  mehreren  Centralbebörden ,  von  denen 

'  Verfasfüng  vom  22.  Janasr  1852, 
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einige  als  zu  dem  Finanzministerium  selbst  gehörig,  andere 
(die  Generaldirektionen  und  die  Müpzkommissfön)  als  ausser 
demselben ,  gewiösermassen  als  ihm  unteigeordnete  Instanzen 
betrachtet  werden. 

•  Die  beiden  Präsidial-Abtheilungen  sind: 

I.  Die  PersobaldlrektioUxund  GeheraliBspek- 
tron  (gegenwärtig  in.  zwei  von  einander  unabhängige  Bu- 
reaux  gesondert). 

Von  der  Personaldirektion  werden  alle  vom  Minister 
abhängige  oder  von  ihm  dem  Kaiser  vorzulegende  Besetzun- 
gen ^  Beförderungen^  Auszeichnungen  u.  dgl.  vorbereitet,  die 
Einlaufe  fUr  das  Ikfinisteriam  eröffnet,'  die  Akten  ftlr  die  von 
dem  Minister  zu  erstattenden  Vorträge  oder  zu  leitende 
B^rathuügen  geordnet. 

Die  Generalinspektion  ist  eine  der  Finanz  Verwaltung 
Frankreichs  und  den  ihr  nachgebildeten  Finänzverwiedtungen 
eigethümliehe  Institution. 

Bei  sechzig  Personen,  Generalinspektoren  mit  den  ihnen 
zugetheilten  Inspektoren  und  Unterinspektoren ,  bereisen  Jähr- 
lich Fra,nkreich  und  die  Kolonien ,  qm  in'  alle  Zweige  des 
Finanzdienstes  Einsicht  %u  nehf)äen.  Dort*  wo  sie  eintreffen^ 
setzen  sie  sich  mit  den  Ghefs  der  einzelneir  Verwaltungs- 
zweige unmittelbar  in  Verbindung^  und  es  gibt  nichts,  was 
ihrer  Untersuchung  entzogen  werden  dürfte.  Man  dringt 
darauf,  dass  während  ihres  Aufenthaltes ,  soweit  thunlich, 
^alle  Beamten  anwesend  seien;  die  bereits  ertheilten,  aber 
noch  nicht  angetretenen  Urlaube  verlieten  ihre  Eraft^  sowie 
der  Generalinspektör  eintrifft,  es  sei  denn,  dass  dieser  sie 
bestätigt. 

Ihre  Bemerkungen  theilen  sie  in  der  Regel  den  betref- 
fenden Agenten  unmittelbar  mit.  Diese  erstatten  an  sie  im 
Wege  d6r  vorgesetzten  Inspektoren  und  Direktoren  und  unter 
Begutachtung  derselben  ihre  Gegenbemerkungen. 

Diese   Vorlagen    und    die    darüber    verfassten   Schluss- 
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benierkungen  der  GewraUnspektion  gelaogen  durch  diese  ad 
die>Oeneraldiftktionen#URd  die  soDöligeii  Cbefs  der  einscblä- 
gigen  Dienstzweige,  welche  darüber,  falla  es  nöthig,  die 
geeigneten  Verfügungen  treffen  und  weitere  Auftchlü'sse  an 
das  Ministerium  erstatten.  In  der  Regel  findet  hierüber  eine 
weitere  KcMTrespondenzi*  mit  der  Generalinspektion  nicht  statt 

Den  Generalinspektoren  ist  insbesondere  die  Ueberwa- 
ch«Dg  der  Lebensy€irsicherungps-.GteseIlschaften  anvertraut,  sie 
nehmen  Einsieht  in  ihre  Bücher  und  Schriften  «scontiren  die 
Blassen,  erhärten- den  aufrechten  Gang  der  G^bahrung,  die 
Berichte  Über  ihre  Wahrnehmungen  werden  durch  ^eiiFi- 
nanzminisier  auch  dem  Minister  de»  Ackerbaues  imd*  des 
Handeis  mitgetheilt. ' 

Aus  der  Mitte  der  Generalinspektoren  wählt  der  Mini- 
ster auch  seine  Oi^ane  für  ausserordentliche  Missionen  iti 
das  Innere  oder  in  das  Ausland. 

Die  G^neralinspektion  theilt  sich  in  Sektionen,  deren 
j6der  eine  bestimmte  Reihe  von  Departements  durch  drei 
Jahre  zur  AüMcht ^zugetheilt  Ist,  die  sie  nach  dieser  Zeit 
mit  einer  anderen  Reihe  zu  verwechseln  hat. 

n.  Das  "Generalsekretariat  Dasselbe  stellt  gewis- 
sermassen  die  Präsidial -Bureaux  des  Ministers  für  die. ein- 
zelnen ihm  untenstehenden  Gteachäftszweige  vor;  es  theilt 
sich  darum,  utiter  der  Leitung  des  Generalsekretärs,  in  vier 
sehr  heterogene  Abtheilungen,  welche  man,  die  in  Deutsch- 
land -und  Oesterreich  üblichen  Benennungein  gebrauchend,^ 
folgendermassen  bezeichnen  könnte: 

a)  Hilfsämter-Direktion  (dep^hes,  archives  et 
contres&ing).  Protokoll,  Expedit,  Registratur,  Kontrasigna- 
tur  der  Erlässe  des  Ministers  (unter  Einem  Bureau-CheO* 

b)  Ökonomat  (service  cenitral  du  mat^riel)  eigentliches 
Ökonomat,  Grebäude-Inspektomt,  Verrechnung  der  Spezialaus- 
gaben  des  Ministeriums ,  Bibliotheks-Verwaltung  (Ein  Busdaii). 

.     '  Dekret  vom  16.  Jannar  1854. 
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c)  Prasidial-Rechnungs-  uu^  Kassaabiheilung 
(ordoimancement  et  ci>iQ|>tabilit6  specwle).  Biffiget,  jährlicbe 
und  moDaÜicIie.  Vertheilung  der  Geldmittel,  Kontrolle  der 
Verwendung  de*  den  einzelnen  Ministerien  bewilligten  Kre- 
dite, Vorbereitung  der  vum  Minister  zu  unterzeichnenden 
Zahlungsanweisungen,  Buchfilhrung  über  die  Ausgaben  des 
Finanzmini8t«riums ,  Korrespondenz  mit  den  andern  zu  Aus- 
zahlungen ermächtigten  Behönlen  und  Personen,  VeröflBnt- 
lichung  der  üechnungen  und  sonstigen  Zahlen- Dokumente 
des  Ministeriums  (Ein  Bureau,  unter  Eiuem  Unterdirektor 
und  eiaem  Bureauchef). 

d)  Präsidittlabtheiluug  für  Verwal tunga-Ge- 
genstände  (administratious  linanci^res).  Vorbereitung  der 
Entscheidung  des  Ministers  Über  die  Anträge  der  General- 
direktionea  (soweit  sie  nicht  das  Personale  betrefffen),  Kor- 
respondenz mit  den  anderen  Ministerien,  den  Präfekten, 
anderen  Würdenträgern,  mit  Gemeinden  und  Privaten  über 
deren  Rekurse  gegen  Entscheidungen  der  General -Dii'ektionen, 
Entscheidung,  ob  e^  von  Seite  der  Finanzverwaltung  zu 
einer  Berufung  an  den  Staatarath  kommen  zu  lassen  sei, 
die  Liquidation  der  alten  Civilliste,  die  Begutaehtüng  von 
Handels-  und  SchifITahrtsverträgcn ,  Postkonventionen.  (Unter 
einem  Uuterdirektor  in  zwei  Bureaiix ,  das  eine  für  die  direk- 
ten Abgaben,  die  Forste,  das  Enregistremeut,  die  Domänen 
und  die  Münze,  das  andere  für  die  Zölle,  andere  indirekte 
Abgaben  und  die  Post.) 

Die  als  zum  Ministerium  gehörig  betrachteten  t'<enlraU 
behörden  sind: 

1)  (ill.)  Die  Äbtheilung  für  die  Rechtsaugele- 
genheiten  (division  du  contentieux  des  linances).  Zuerst 
gegründet  durch  das  Gesetz  vom  15.  August  17f)0,  zuletzt 
organisirt  durch  die  Verordnung  vom  31.  Jänner  1852  (unter 
Einem  Abtheilungsohof  in  drei  Bureaus). 

liier  werden  alle  gerichtliche  und  NotarialMikte  berallien. 
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welche  deif  Staatsschatz  betreffen,  die  Vertreter  des  letz- 
teni  gewlAlt^nnd  deren  Honorare  beistiBamt,  die  Eantions- 
uf künden  der  Beaimten  und  Lieferanten  u.  s.w.  geprüft, 
die  Einverleibung  fler  graftdi>üdierlichen  Forderongen  des 
Staates  e&igeleitet ,  die  gerichtlichen  Schritte  gegen  die  Staats- 
Schuldner^  Lieferanten  und  Rechnungsleger  voi^enomnien, 
die  ^echtsbedingnngen  festgesetzt ,  unter  denen  Hie  Geldge- 
schäfte des  Staates  zu  schfieasen  sind ,  Iftehtsgutacbten  ttber 
streitige  das  öffentliche  oder  das  Ve)*waltungsrecht  betref- 
fende Fragen  gegebett  u.  dgL  Hier  werden  auch  die  Ueber- 
sichtcn  über  die  im  Rechtswege  alihängigen  Aktiv  -  und 
Passivforderungen  des  Staates  geführt.  Der  Abtheilungsleiter 
führt  den  Utel  des  Rechtsagenten  des  Staatsschatzes.  Ihm 
steht  ein  eigener  aus  Adventen,  Agent^i  und  Kotaren*  ge- 
bildeter Rechtsrath  zur  Seite. 

Die  Abtheilupg  erfüllt  beiläufig  die  Funktionen  der  öster- 
reichischen Finanzprokuratur.  Li  den  Departements  gibt  es 
blös  in  den  Hauptorten  Avöu^  zur  Besorgung  der  dort  an- 
hängigen Rechtsgeschäfte,  die  nach  den  Weisungen  der 
Central -Abtheilung  vorgehen. 

2)  (TVO  Die  Direktion  des  Eassarevirements 
(du  mouvement  g^n^ral  des  fonds,  —  unter  Einem  Direktor 
und  Einem  Unterdirektor  mit  vier  Bureaux), 

Hier  werden  die  Geldergebnisse  und  Bedürfnisse  der 
einzelnen  Einnahtns-  und  Ausgabskassen  des  Reicht  in 
Uebersicht  gehalten,,  die  letzteren  aus  eratereii  dotirt,  die 
Bewegungen  der  Fonds  zur  Sicherung  des  Dienstes  und  zur 
nutzbarsten  VerwenMli^  der  Ueberschüsse  angeordnet,  den 
Anordnungen  des  Ministers  gemäss  Anlehen  abgeschlossen, 
die  Ausgabe  von  Schatzscheinen  und  anderen  öffentlichen 
Ereditspapieren  eingeleitet,  die  Rechnungen  mit  den  General- 
(Departements-)  Einnehmern  und  den  andern  Korresponden- 
ten des  Staatsschatzes  gefiuhrt  und  ausgeglichen,  die  Anwei- 
sungen  auf  dieselben  ausgestellt  v  die  Acceptation  der  von 
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ihiien  auf  den  Staatsschatz  gezogenen  Wechsel  be»villigt,  alle 
Aufträge  des  Ministers  in  Kassasachen,  sowie  die  Aufträge 
anderer  Minister  an  die  Staatseeutruikasse  registrirt,  vidirt, 
den  Kasten  zur  Vollziehung  tHie«mittelt  ,•  die  Geld  Verhältnisse 
zwischen  der  Staatscentmlkasee  und  der  französischen  Bank 
geregelt,  fui-  Rechnung  der  Bewohner  der  Departements 
Renten  gekauft  und  verlfauft,  das  Hauptbuch  des  Finanz- 
uilmäteriums  ilber^kn  Kassadi^nst  geführt,  die  Beziehujigen 
zur  Konsignatiuns  -  und  Depositenkasse  geregelt. 

Sie  stellt  die  Jahresrechnung  der  Kosten  des  Kassa- 
dlenates,  der  Interessen  der  schwebenden  Schuld  und  der 
Negoliatiouskoflten  zusaunuien,  welche,  durch  die  bereits 
erwähnte,  vom  Kaiser  ernannt«  Kuniiuission  geprüft, 
eine  Beilage  der  Hauptrechi^ag  des  Finanzministeriums 
bUdet. 

8)  (V.)  Die  Direktion  der  fundirten  Staats- 
schuld' (de  la  dette  inscrite  —  mit  Einem  Direktur  und 
Einem  Unterdirektor  in  fünf  Bureaus}.  Sie  besorgt  die  Ver- 
waltung der  fundirten  Schuld,  die  Führung  des  Hauptbuches 
(le  grand  Uvre)  über  dieselbe,  die  Eintragungen,  Umschrei- 
bungen, LtischungCQ  in  diesen  Büchern,  leitet  die  Auszah- 
lung der  fälligen  Renten,  .bewilligt  die  Uebertrugung  der 
Rentenzahlung  vuu  einer  Kusse  an  die  audere,  leitet  die 
Empfangnuliuie,  Umschreibung,  Hinausgabe  und  Verzinsung 
der  Kautionen,  die  Liquidation  der  Interessen,  Prämien  und 
Amortisationen  der  alteren  Aulehen  filr  ölleutliche  Arbeiten, 
die  Evidonzhaltung  und  Vollziehung  der  gericlitliclteu  und 
udministratircn  Vertwle,  Pltlndungen,  Verkäufe  allei'  der 
genannten  Staatspupiere  u.  d.  gl.  Auch  die  Pensionen  der 
Beamten,  die  Dulutioneu  der  Senatoren  und  älmHclie  Leib- 
renten werden  als  Inskriptionen  auf  das  grosse  Buch  der 
Shiutsscbuld  behandelt,  und  unterliegen  dergestalt  der  Kon- 
trolle dieser  Abtlieilung  des  Finanzministeriums. 

Die  Direktion  der  Stuutjtschuld   revidirt  die  von  andern 
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Ministerien  Yolbogene  Liquidation  der  PenBiopsansprüche  und 
ordnet  die  Insbription  aller  Pensionen  an.* 

Sie  Ycdlzieht  auch  die  .Gesetze  über  den  Fortbezag  und 
die  ErlOsAiüng  der  'Pensionen. 

Die  Direktion  der  Staatsschuld  überwacht  endlich'  das 
Institut  der  Wechselagenten  von  Paris  und  erstattet  das  Gut- 
achten  über  die  Vorschläge  des  Syndikats  der  Ageiiten  für 
die  WiederbesetSung  erledigter  Stellen  oder  beziehungsweise 
fthr  die  (Genehmigung  oder  Nichtgenehmigung  der  Käufer 
solcher  Stellen.  ^ 

Unter  den  Bureauchefis  dieser  Direktion,  werden  jene, 
weiche  mit  der  Führung  ^les  Hauptbuches  der  Staatsschuld, 
den  Uebertragungen  und  Aenderungen  *des  Titels  der  Inskrip- 
tionen und  mit  der  Liquid&tion  und  Evidenzhaltung  der  Pen- 
sionen, beauftragt  sind,  als  streng  yerrechnend. und  kauMons- 
pflichtig,*der  Ueberwachung  durch  <lie.  Centralkdh trolle  des 
Staatsschatzes  und  der  Jurisdiktion  des  Rechnungshofes; un- 
terstehend betrachtet. 

Di6  Vei^valtung  des  Amortisationsfondes  und  der.Kon- 
signations-  und  Depositenkasse  ist,  wenn  auch  beide  Anstal- 
ten als  Yon  einander  getrennt  behandelt  werden,  doch  einer 
besondem  gemeinschaftlichen  Direktion  unter  der  Aufsicht 
einer  Specialkommissiöti  anverjkraut  Die  Kommission  besteht 
au^  einem  Senaltor,  einem  Mitgliede  des  legislativen. Körpers, 
eipem  Sektionschef  des  Rechnungshofes,,  einem  Generalin- 
spektor  der  Finanzen  und-  dem  Bankgouvemeur.  Dem  Di- 
rektor steht  für  jede  der  beiden  Anstalten  ein  Kassier,  als 
Verantwortlicher  Rechnungsleger  zur  Seite. 

Die  Oberaufsicht  ist  dem  Finanzministerium  vorbehalten. 

4)  (VI.)  Direklio-n  der.Fiijanzbuchhaltung  (de 
la  comptabilit6  .g6n6rale  des.  finances,  —  mit  Einem  Direktor 

l  Gesetz  vom  28.  VenL  an  IX.  (20.  März  1801),  Ord.  vom  29.  Mai  1816. 
Die;  Wechselagenteü  in  anderen-  Stüdten  und  die  Waarenmäckler  unterste- 
hen dem  Minister  des  Handels. 


I  licher  Ir 
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und  £iiieDi  Uiiterdirektor  in  fünf  Bureaux).  Dieselbe  hat 
rlie  Aufgabe  in  atlen  Verrechnnngazweigeii  (auch  jenen,  die 
andern  Ministerien  unterstehen)  die  gleiche  Form  der  Rech- 
nungslegung zu  erhalten,  periodisch  die  RechBatigen  und 
deren.  Belege  zusammenzustellen,  die  Ergebnisse  zu  prüfen, 
sie  in  ihre  Hauptjoumale  und  Hauptbücher  einzutragen  und 
daraus  die  Hauptrechnung  zu  bilden,  welche  der  Minister 
dem  Kaiser  vorlegt,  und  welche  dann  gleichzeitig  mit  den 
Entscheidungen  des  Rechnungshofes  den  miLwirkenden  legis- 
lativen Gewalten  mitgetheilt  wird. 

Sie  wa<^ht  femer  darüber,  dass  die  Rechnungen  aller 
vom  FinaDzuiinislerium  abhängig^  Rechnungsleger  (also  so- 
wohl der  Äusgabs-  al»  der  Eiunahmskasseu ,  der  Zoll-,  Steuer- 
und  Gebühren  um  ter  etc.)  in  ihren  Rechnungen  ein  treues 
Bild  elter  ihnen  überwiesenen  Staatsforderungen  und  Staalfi- 
lasten  darstellen  und  dass  die  Staatsabgaben  binnen  der 
vorgezeichneien  Fristen  hereingebracht  werden. 

Sie  setzt  den  Mioister,  für  sich  allein  oder  im  Einver- 
nehmen mit  der  Direktion  des  Kassareviremeats ,  von  den 
entdeckten  Unregelmässigkeiten  in  Kenntniss  und  schlägt  ihm 
dieMittel  zur  Abhilfe  und  zur  Sicherung  des  Staatsschatzes  vor. 

Sie  liefert  den  Slastsvoranschlag ,  die  Jahresrechnung, 
die  Rechnungsgrundlagen  zu  Vorschlägen  für  Supplementar- 
kredite,  für  Aeiulerung  der  UeätJmmung  der  bewilligten  Sum- 
men u.  dgl.  Sie  steht  mit  den  Rechnungsabtheilungen  der 
andern  Ministerien  Behufs  der  Centralisirimg  der  Gesammt- 
einuahiiieo  und  Ausgaben  des  Staates  in  Verbindung. 

Sie  hat  die  Vorprüfung  der  Rechnungen  aller  Rechnungs- 
leger  des  Finanzministeriums,  sie  verfasst  die  vergleichen- 
den Ausweise,  welche  dem  Rechnungshöfe  als  Grundlage 
der  Endprüfung  dieneu.  Sic  überwacht  endlich  die  Rech- 
nungslegung und  Kttssagebahrung  der  Geuieiudekasseu,  öf- 
fentlichen Krankenhauser,  Armenanstalten  und  anderer  üffent- 
Institute. 
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5)  und  6)  (YII  und  Vin.)  DieStaatscentralkaase 
(Service  du  caiaier-payeur-central).*unter  dem  Gentralkaasen- 
Zahlmeister  in  zwei.  Abtheilimgen,  mit  dem  UfteroentU- 
k|U9sier  und  tfem  Untercentralaahlmeister,  zwei  Bureauchefs, 
zwei  Rechnimgsabtheilungen,  vier  Unterkassiers  und  vier 
Unterzahlmeistem ,  und  die  Abtl^eilung  fUr  die  Central- 
ko.n  ti^olle  unter  einem  Centralkontrollor  uqd»einem  Central- 
kontrolJprs-Adjiin^ten  in  drei  Sektionen. 

Die  Centralkasse  handelt  nur  über  allgemeine  oder  be- 
sondere  Ermächtigung  der  Direktionen  des  Kassarevirements 
und  der  Staatsschuld.  Sie  nimmt  die  Abführen  der.Einnahms- 
kas£i^  in  Empfang,  empfiUigt  die  Einzahlungen  auf  Staats- 
anleben und  andere  in  Paris  fällige  Staatseinnahmen^  realisirt 
diß  Wechsel  und  Anweisungen  der  Generaleinnehmer  und 
anderer  Eorrespendenzen  in  den  Departements ,  erhebt  die 
etwa  nöthigen  jAroteste  und  sendet  die  protestirten  Effekten 
den  Korrespondenten  zurück  oder  leitet  sie  über  Auftrag  an 

•  •      • 

die  Abtheilung  für  Rechtsgeschäfte  Behu&  der  nöthigen  ge- 
richtlichen Schritte. 

Sie  besorgt  alle  Ceotralauslagen  (fUr  Staatsschulden, 
Pensionen,  die  einzelnen  Ministerien),  stellt  die  Dotetionen 
dar  Ausgabskassen  in  Ausgabe,  acceptirt  und  bezahlt  die  auf 
dc^ :  Staatsschatz  gezogenen  Wechsel  der  Gener^einiiQhmer, 
der  Schatzmeister  in  den  Kolonien  und  anderer  Korresp(m- 
deuten  des  Schatzes,  übersendet  ihnen  diß  allenfiBdls  nötMgen 
Baarfonds ,  besorgt  die  Ausgabe  und  Einziehung  der  Staats- 
papiere, und  die  yerzinslicbe  Anlegung  der  zu  diesem  Zwecke 
ihr  übergebenen  Fonds. 

Eiüe  eigene  Abtheilung  besorgt  die  Zahlungsanweisungen, 
•eigene  Bureaux  führen  die  Korrei^ndenz,  verflassen  die  Ta- 
gesausweise  u.  dgl. 

Die  Abtheilung  für  die  Centralkontrolle  über  die  Staats- 
centralkasse  gegenzeichnet  ihre  Quittungen,  Eintragungen 
u.  dgl.,  übergibt  dem  Hiuister  jeden  Abend  eine  Uebersicht 
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llber  die  vollzogeaen  EBssaoperationeD,  konstatirt  den  ver- 
bleibenden lind  in  die  Hfeuptkasse  (ausechtieeslkh  in  MUnze 
odbr.  in  tfankbillets)  zu  hinterlegenden  Kassarest  und  fühFt 
einen  der  Schlüssel  der  Hauptkasae.  Sie  übt  auch  die  Kon- 
trolle über  die  Führung  des  grossen  Buches  der  Staatsschuld, 
die  pebertragungen  und  Äpntierungen  der  Inskriptionen  uiid 
die  Vorschreibnng  der  Pensionen  bei  der  Direktion  der 
Staateschuld.  Sie  gegenzeichnet  die  dem  Jlgchnitngghore  zu 
legenden  Jahreerechnungen. 

Dem  FinanzministeriuM  untersteht  auch  die  diirch  das 
Gesetz  vom  20.  JSnner  1835  errichtete  Routnüssion  zur 
Verwaltung  und  Liquidation  der  alten  Civilliste 
Carls  X. 

Auch  hat  es  in  seinem  Dienste  einen  eigenen  Wdcheel- 
agenten,  einen  Architekten,  drei  Aerzte,  eine  LitJiographie, 
eine  Buchbinderei,  ein  Möbelniagazin,  einen  Inspektor  des 
inneren  Dienstes,  mehrere  Portiere,  Hausmeister,  Hausknechte 
(die  unter  einem  eigenen  Brigadier  und  Sousbrigadier  stehen), 
einen  Militär  fei  dwebel. 

Ausserdem  werden  vom  Staate  lUr  das  Kabinet  und  "das 
Haue  des  Ministers  (das  Hotel  des  Finanzmiaisters  ist  voll- 
kommen vom  Staate  eingerichtet)  fitnf  ThUrhüter  (huissieEs), 
flinf  Äratsboten ,  zwei  Bureaudiener,  ein  Silberbewahrer,  drei 
Zimmerputaer,  eine  Zimm.erfmu  (femme  de  Charge),  ein  Si- 
gellirer,  ein  Hausknecht,  zwei  Kutscher  besoldet. 

Unmittelbar  vom  Finanzniinisteriuut  und  den  als  zu  ihm 
gehörig  betrachteteu  Ceutralstellen  abhängig  sind  die  „aua- 
wärtigen  Rechnungsleger"  in  den  Departements  und 
Kolonien,  vor  allen  die  General-  und  Specialeinuehmer 
(receveurs  gön^raux  et  particuliers)  und  die  Zahlmeister 
(payeurs).  In  jedem  Departement  ist  ein  Generaleinnehmer 
aufgestellt,  die  Specialeinnehmer  haben  in  den  AiTOndisse- 
Hietits,  wo  kein  Generaleinnehnier  sich  befindet,  ihren  Sitz.  J)ie 
Specialeinnehniec   empfangen   die  Gelder   von  den  einzelnen 
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GeßlHs&aitem  und  deiv  Lökalein^ehDiern  *  Cperbeptears)  d6r 
direkten  Steuern  uild  fllbron  sie  an  deih  Oetieraleinnehmer 
ab,'  der  ^zugleich  Spesdaleinnehnier-deB  Arrondissements  sei- 
nes Standortes  ist  ,  I)em'  Gteneraleinnehmer'  sind  ttbrigeni^ 
auch  manche  unonttolbare  BInnabmen  anr^rtraut,  z.  B.  die 
Bergwei^sabgaben-,  die  Privileginrns-^die  Uni^ersitftls-,  die 
Schilltaxen,  die  Vcargütungeii  mehrerer  Gesellschaften  ftür  die 

« 

Kelten  cthrer  Ueberwachnng,  manche  SinkQnfte  derDi{>afte- 
ments^  rie  besorgen  fbr  die  Direktion  des  Eädiaarerirements 
manche  Wecbselzählungen ,  die  Uebeniahmen  und,  Auszah- 
lungen fllr  Rentenan  - 'und  Verkäufe  der  ^IQfin wohner  der  De- 
partements, iür  die  Direktion  der  Staatsschuld  die  Auszählung 
ftäliger  Renten ,  |tir  die  Depositen-  und  Eohsi^altionskassa 
<He  Uebemahme  und  Auszahlung  von  den  verschiedenartigsten 
Depositen  und  zurverainslicben  Aiflage  bestimmten  Eapit^en. 
Die  Zahlmeister  befinden  sieh  an  den  Hauptorten '  der 

Departements  und  in  einigen  groüssen  Häfen,  sie  bestreiten 

i.  • 

.die  Ausgaben  aller  Mim^erien  und  es  gibt  nichi  Spezialzahl- 

nieister  für  die  Auslagen  einzelner  Ministerien.  —  Bei  den 

Heeren  im  auslände,  in  den  Kolonien  und  in  Algier  sind 

die  Einnahms-  und  Ausgabskassen  vereint ,  in  Algier  ifet  so- 

gar  die  Föstdirektidn  mit*  ihnen  verbunden. 

■  ■    •  *    •         .  "  - 

8.  Die  OeneraldIrektiDnen-iind  die  Mflngkoihiniasiqu. 

•  '  . »       *  < 

«     ■  • 

Wir  kommen  nun  zur  Darstellung  jener  Zentralbehörden 
der  Finanzvterwaltung ,  welche  als  ausser  dem  Finanzminisfe- 
rium  stehend^*  gewissermassen  als  Mittelinstanzen  betrachtet 
werd^i^  Es  sinä'^diess  die  Generaldireklionen  der  einzelnen 
GefiUlszweige  und  die  Münzkommission. 

Es  gib(  folgende  Geueraldii'ektionen t  Die  der  direkten 
Steuern,  des  lEnregistpemen-ts  und  der  D.öoiänen, 
des  Zollwesens,  des  Tabaks  und  der  indirekten  Ab- 
gaben, der  Posten,  der  Forste. 

Hock,  Pinanzverwaltung  Frankreichs.  2 
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1)  Die  Genersldirektioir  äer  dir&Js;teD  Steuern 
(unier  .ejjiem  Generaldirektor  und  zwei  Administratoren  in  vier 
Bureaux)  batdie  Verwaltui^  der  vier  sog^annten*  direkten 
•Steuern  Frankreich^:  ider  Orund-^  der  Thür-  und  Fenster- ,  der 
Personal-  und  Wohnungs-  und  der  llrwerbs1»uer  (eontributions 
fonci^re,  portes  et  fendtres,  personelle  et  mobili&:e^  patentes). 

Unter  :Uir  stehen  die  Direktoren  der  direkten  Steuern  is 
den  Departements  mit  den  ihnen  untergeordneten  lospektoren 
und  Eontrolloren  9  Geometem,  Eommis,  und  wenigstens  in 
administratiYer  Besnehung  die  Lokalemnehmer .  der  direkten 
Sieuem  in  den  G^emeinden  oder  Cantons. 

Die  Oeneraldirektiou  der  direkten  Steuefn  hält  die  Ter- 
schiedenen  Steuerkassen  in  Ordnung,  prUft  die  Arbeiten  der 
LandVermesser^  Schatzmeister  (classificateurs)  u.  dgl.  in 
Betreff  des  Gorundsteuerkatasters,  bildet  den  Voranschlag  der 
direkten  Steuern^  bestimmt  bei  den  *fi»rten  Steuern  die 
Steuerquete  der  einzelnen  Departements,  prüft  die  Bntscfaei- 
dnng  der.versohiedenen  die  Steuerquote  bemessefiden  Kör- 
perschaften, begutachtet  die  Anträge  der  Departement^!-  und 
^meindertithe  auf  Steuerzuschläge ,  bestimmt  dieThttr-und 
Fenstersteueitaxe  und  die  Gebühr  jeder  Erwerbsteuerklasse 
in  den  einzelnen  Gemeinden,  entschddet  ObiBr  <lie  adtmni- 
strativen  Rekurse,  beantragt  bei  dem  Minister,  ob  der  Rechts- 
weg in  Steuersachen  zu  betreten  ojder  fortzusetzen  sei;  be^ 
scfrgt  die  statistischen  Arbeiten  zur  Ermittlung  des  wahren 
Werthes  und  Ertrages  der  «Grundstücke  im  Vergleiche  mit 
dei^  Anga'ben  des  Katasters^  über  die  Vertheillm^  de^  direk- 
ten Steuern,  die  besonderen  Departemental-  und  Gemeinde- 
einkünlte  u.  dgt.  Sie  erstattet  endlich  ihr  Gutachten  über 
die  Aenderungen  in  der  Besteuerung  einzelner;Objekte,  über 
die  Vertheilung  der  für  Steuemachlfisse ,  für  Entschädigungen 
und  Unterstützungen  von  einzelnen  Steuerpflichtigen  bestimm- 
ten Sumnien ,  über  die  Gesuche  um  Steueränderungen  und 
Ö  teuerabschreibungen . 
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2)  Die  Genexaddirektion  d^8  Enregistremen^s 
nod  der  Domänen  (unter  Eänem- Direktor  und'yier  Ad- 
miniBtaratoren  in  14  iBureaux).    Unter  Ehiregisireineht  in  der 
hier  gebrauchten  weitem  Bedeutung  isil  alles  begriffen,  was 
man  in  andern.  Ländern  unter  GHebtthcen  yön  Aebhtfi^eschäften 
versteht,  fiusaerddte  zerstobt  man  daran ter'<fen  Stempel  (der  in 
Frasiki:eicb  nicht  theitweise  die  Stelle  jener  Grebühren  Vertritt), 
die  Gerichts-  und  Grundbuchägebtthren  und  Gferichtssträfen,  die 
Reise-  und  Jagdpassgebühren ,  die  Kanzleitexen  ffir  Legalisi- 
rung^i  und  Vi'dimirungen ,  die  sogenannten  droits  Mö  ^eäu 
(Eanzleitaxen  Ar  gewisse  der  Ausfertigung  unter- dein  Staats- 
siegel bedürfenden  Expeditionen) ,  die  Antheile  an  den  Spor- 
tän  der  Gerichts-  lind  Grundbuchsbeamten  u.  dgl.     Unter 
der  Generaldirektion  steht  auch  die  Stempelpaplerfebrikation. 
Den  Haupfgegenstand  der  Domänenverwaltung"  bilden  jetzt 
die  Evidenzhidtung  der  Staätsgebäude  und  deren  rnventarien, 
sowie  der  Staatsfoiste,  deren  Vertretung  in  Eigenthumssb-ei- 
tigkeiten ,  'die  Verwaltung  der  Staats^bäude  während  der 
Zeit,   als  sie  nicht   «inein  andern  Zweige  des   öffentlichen 
Dienstes  zur  Benützung  zugewiesen  sind. 

Hiezu  -  kommt  die  Verwaltung  der  wenigen  noch  vor- 
bcmdenen  nutzbaren  Objekte  des  Staatseigenthums^  di^  Er- 
mittlung und  .Einziehung^  von  K^utitäten ,  herrenlosen  (Ge- 
genständen, in  den  läsenbahn-,  Post-,  Messageriebüreauk 
und  deren  Transportmitteln  gefund^en  Gegenständen,  in 
Meeren  oder  schiffbaren  Flüssen  neu  entstehenden  Terrains  etc. 
Die  Güter  der  ZivilUste  Hegen  ausserhalb  des*  Wirkungskrei- 
ses der  Dömänenverwaltung. 

Femer-  werden  von  den  Emregistremefits-  und  Domäneh- 
bureaio:.  die  Nebeneinkünfte  der  Formte,  die  Pachtschillinge 
für  Fischereirechte ^  die  Beiträge  der  Gemeinden  und  öffent- 
lichen Institute  iür  die  Forstaufsic^t,  die  Erträgnisse  der  unter 
der  Verwaltung  des  Ministeriums  des  Ackerbaues  stehenden 
Schäfereien ,.  ZuchtotäUe ,   Oestütte  u.   dgl.,   der  .Badeorte, 
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d^  Erlös  für  ilie  von  den  WerkaoJiuIep  erzeugten  Gtogen- 
stftnde,  für  die  unbraocbbjar  gewordenen  Materialien  der 
verschiedenen  Zweige  der  öffentlieben  Verwaltung  eingehoben 
und  verrechnet.  Sie  besorgen  auch  verschiedene  Material- 
eink&ufe  für  andere  Zwdge  der  Finanssverwaltung. 

In  ihrer  .Verwahrung  befinden  sich  endlich  die  Kautionen 
der  Journalisten  und  der  verrechnenden  Beamjten  der  Spital- 
ynd.  anderer  Wohlthätigkeitsanstalten. 

_  Der  Oeneraldirektion  ist  ein  eigener.  Rechtsratb  beige- 
geben, sie  besoldet  ihre  eigenen  Advokaten,  Rechts-  und 
Wechselagenten ,  Notare ,  Architekten. 

In  jedem  Departement  besteht  eine  Direktion  des .  Sn- 
registr-ements  und  der  Domänen,  zusammengesetzt  aus  einem 
Direktor  und  einem  Inspektor,  dem  mehrere  ambulante Teri- 
ficatoren  und  in  jedem  Arrondissement  ein  und  dort,  wo 
grossere  Gerichte  bestehen,   zwei  und  mehrere  Gebühren- 

•  "  .  ■ 

ämter  (Einnehmer)  unterstehen. 

Unter  seiner  Ldtung  stehen  -auch  die  Stempel&mter  und 
Siempelqiagazine,  und  die  Grundbuchs-  .und  Hypotheken- 
führer (conservateurs  des  h  jpothöques)  am  Sitze  jedes  Zivil- 
tribunals». Sie  werdQp  aus  alten  verdienten  receveurs  ge- 
wählt, sind  k^utionspflichtig,  und  beziehen  statt  der  Gehalte 
bestimmte  reichlich  bemessene  Gebühren.  Iluna  Gebahrimg 
steht  auch  in  Beziehung  auf  das  Grundbuchswesen  untßr  der 
Kontrolle  der  höheren -Beamten  der  EJnregistrements. 

Diese  üben,  sowohl  ihnen  als  den  Notaren,  Gerichts- 
dienem  und  ^Ibst  den  Gerich  tskanzleiep  (greffes)  gegenüber, 
gewissermassen  eine  richterliche  Aufisicht  aus  und  zeigen 
vorgefundeixe  Mängel  in  der. Führung  jener  Rechtsagenten 
und  Rechtsinstitute  den  Gerichten  zur  Ahndung  an. 

In  Algerien  bestehen  zwei  Direktoren  ohne  Inspektoren 
und  Ein  Inspektor  ohne  Direktor. 

3)  Die  Generaldirektion  des  Zollwesens  und 
der    indirekten    Abgaben.      (Unter    Einem    Direktor, 
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6  Administratoren  und  einem  DivisioDSCbef  in  24  Bureaiix.) 
Die  Oeschftfte  dieser  Genemldirtittion  waren  vor  1848  unter « 
3  Generaldir^tioilen  vertheilt^  die  des' Zoll wesens,  des  Ta- 
baks, der  indirekten  Abgaben.  '  Das  Er^parungssystem  des 
Jahres  1848' veraillässte .  die' Oeneraldirektion  des  Ta*baks 
mit  jener  der  indirekten  Abgaben  zu  vereinen.'  Letztere  Wurd^ 
aber  durch  die  gegen  sie  genchteten  Bc^wegungen  desselben' 
Jahres  1848  dergestalt-  demoralisirty  dass  maii  genöthiget 
war)  sie  durch  das  Dekret  vom  27.  Dezember '  1851  gani 
aufzulösen  und  der  Verwaltung  des  Zollwesens  einzuverlei- 
ben,  welche  sieb  auch  in  jenem  verhängnissvollen  Jahre  bei- 
währt hatte.  ' 

Viel  trug  zu  dieser.  Massregel  wohl  auch  das  pertöiiKche  * 
Ansehen  des  damaligen  Generaldirektors  des  ZollwBsensj. 
Herrn  6r6terin  bei,  Btaatsrathes ,  GroäsiofSziers  der  Ehren- 
legion, Mitgliedes  des  Institutes,  den  man  als  -die  Seele  deä 
ganzen  *  admiuistratiyen  Theils  des  F^nanzministi&riums  be- 
trachtet und  in  dessen  Händen '  man  alle  diese  Gefälle  am 
besten  bewahrt  hofifte. 

Die  dergestalt  unter  Einer  Leitung  vereinten  Abgaben 
sind:  die  Zölle ^  die  Neböngebühren  (Zettel**,  Niöderlags-  und 
Siegelgelder,  droits  de  timbre,  de  depot,  des,  plombs),  dje 
Steuer  vom  inländischen  Zucker,'  die  gleichartigen  Abgaben 
in  deii -Kolonien,  die  Seeschifflfiährts- ,  Hafen-  und  Kontumaz* 
gebühren  und  die  Steuer  auf  das  ki  den  See-  und  in  den 
Salinendistrikten  von  grossen  Privatgesellschaften  erzeugte 
Salz;  die  Steuer  auf  die  Zirkulation  und  den  KleinVeri9chleiss 
von  Wein,  Obstwein,  Meth,  auf  die  Konsumtion  "von  ge- 
brannten  geistigen  Flüssigkeiten ,  auf  die  Erzeugung  von 
Bier^  auf  das  ölBfenÜiche  Fuhrwerk  uAd  die  Eisenbähneli,  die 
Verzehrangsstöuer  in  geschlossenen  Städten,  die  Licenzai 
zum  Betriebe  steuerpflichtiger  Gewerbe,  die  Abgaben  für  die 
innei'e  Schulfahrt ,.  die  Brück'enmäuthe  und  Uebörführabga- 
ben ,  der  Funzirüngs-  und  der  Kartenstempel ,  das  Tabak-  und 
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das  SchiesspülvermoBopol ,  die  Stra%6lder  für  Ueberlretimgen 
dieser  Geftllle- 

Die  GeneraldireküoB -erläutert '  die  Zallvordehriften,  er- 
stattet die.  Anträge  auf  Abänderung  derselben >  begntaehtet 
Handels-  und  Schifffahrtsverträge ,  wirkt  bei  Erläuterung  und 
Abänderung  des  ZoUtarifes  mit,  gestattet  die  RUckzaElnng 
zur  Ungebühr  entrichteter  Abgäben,  die  ZoUermässigung  flir 
havarirte  Waaten,  die 'zöllfreie  Hückeinführ  unv^kauiFt  ge- 
bliebener französischer  Erzeugnisse,  die  ausnahmsweise  gün- 
stiger^  Behandlung  von  Büchern,  Maschinen  und  Werkaeogen, 
die  Prämien,*  Zoll-  und  Steuerrestitutionen  6Xr  ausgeführte 
-Waaren  und  theilweise  auch  für  die  grosse  und  kleine  Fi- 
scherei^  und  die  Einsalzung'  der  Fische  am  Lande.  Sie  be- 
antragt und  erläut^t  die  Differenzialzöile  zu  Lasten  <l6r 
freoiden  Schifi'e,  die  ScüifBkhrts-  und  Hafengebühren^;  sie 
leitet  die  Finanzvenvaltung  in  den  übersedschen  Eokmien 
und  Faktorieq ,  führt  die  Uebersichten  über  die  Seeschiffibhrt 
und  veröffentlicht  die  Ausweise  über  den  Handel  j^nkrachs 
und  die  Ergebnisse  der  anderen  indirekten  Abgaben. 

Diese  Attribute  der  Generaldirektion  berühren  vielfieu^h 
den  Wirkungskreis  des  Handelsministeriums  und  werden 
daher  auch  (Jüreh  die  Entscheidungen  .des  letzteren  und  die 
Tbätigkeit  der  diesem  untergeordneten  beratbenden  und  be- 
gutachtenden JBehörden  vielfach  bestimmt  und  bescfaräbkt 
Bei  dem '  Handelsministaium  besteht  nämlich  der  oberste 
Handels-  und  InduStrierath  (zuletzt  orgänisirt  durch  das  De- 
kret ^om  2.  Februar  1853),  unter  dessen  Attribute  die  Be- 
gutachtung des  ZoUtarifes,  der  Handels-  und  SchifEhhrts^ 
vertrage,  der  Handelsgesetzgebang  Algiers  und  der  Kolonien, 
der  Unterstützungen  für  die  grosse  Fischerei ,  der  £olonisa- 
tioncf-  und  Auswanderungsfragen  gehört   Der  Generaldirektor 

'  Die  Prämien  tw^  die  grosse  Fischerei ,  insoweit  sie  über  d^e  Wiener- 
freibeit  des  Verwendeten  Salzes  luid  der  eingeführten  Fische  hinausgehen^ 
waiden  jdm  IfariiiemiiiisteriHiii  bemessen. 


23 


der  Zölle  andder  Indirekten  Abgaben  ist  ein  ständiges  Mit- 
glied dieses  ^Atbes.  —  VtHu  Qandel^inini^terkim  bäqgt  auch 
das  berathende  Industriekomitee  (öbiHit6  oonsultatif  des  arts 
ei  metlea)  ab,  gegründet  durch  den  Regi^rangsbeacbliüBS 
vom  10.  .Okiober  179i,  organisirt  durch  die  ^(inisteriald^ 
krete  Tom  4.  März  1804,  24.  März  1806,  20.  Mai;und  S.iSep- 
tember  1948 ,  welches  in^  zollämtlicber  Beziehung  ^f  Grund 
der  Gesetze  Yom.7.  Juni  1820 5  6.  Mai  1841  und  9.  Juni,  1846 
den  Werth  d^  Eingeführten  Präcisionswerkzeuge ,  dann  die 
Beschaffenheit  und  den  Werth^  der  eingeführten  Maschinai 
und  Vorrichtungen  Behuft  der  Bemessung  des  Einführzolles 
ermitt^t  und  die  Pirämien  für  die  ausgeführten  oder  dem 
internationalen  Veii^ehre  gewidmeten  in  Frankreich  gebauten 
Dampfmaschinen  bestimmt  Femer  ist  ihm  die  durch  das 
Gesetz  Yom  27:  Juli  1822  errichtete  Expertenkommission 
untergeordnet,,  welche,  die  Waaren  beurtbeilt,  deren  Tarifi- 
rung  oder  deren  inländischer  Ursprung  zweifelhaft  ist,  die 
Mittel. zi^  ihrer- Unterscheidung  und  zur  Entdeckjing  allfiil- 
liger  Untepschldfe  angibt^  und  übeihaupt  über  schwierige 
Tariftfragen  als  ausscfaliessende  Instanz  entscheidet  '<Gesietz 
vom  1.  September  1852).  *  Sie  besteht  aus  drei  rom  -Staate 
bQSoldef^  Kommissären ,  denen  der  Minister  für  jeden-  bcr^ 
sondern  £iall  zwei  Eaufleute  .oder  Fabrikanten  mit  consulta- 
tiver  Stimme  beigesellt  Endlich  unteisteht.  dem  Handett- 
ministerium  die  Kommission  zur  jährlichen  Festsetzung  der 
den  ofBziellen  Ha^delsausweisen  zu  Grunde  zu  legenden  wirk- 
lichen Waa,renwertha  Das  Handelsministerium  «ist  es  auch, 
welches  nach  gepflegter  Einnahme  mit  dem  Finanzminißte- 
rium  die  Gesetzesentwürf^  über  authentisch»  Erläuterungen 
oder  üb^  Abänderungen  des  Tarifs  yerfusst  und^  an  den 
Staatsratb  leitet 

Die  Generaldir^ktion  übt  theils  selbstständig,  tbeils.mit 
Genehmigung  des.'  Ministers  das  Stecht  der  Nachsicht  4nd 
Milderung  der  Strafen  wegen  GefäUsübertretui^en^  beitragt, 
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ob^erichtUche  SGliritte.,6uizuleii€»i-iui4vwie  weit. sie  zu -ver- 
folgen 4^^  ^^^  veitbeijit  die.]9t7ä%dder-Uel)er^  Sie 
überwacht  die  Salte^zeugung  nind  die«Einhebuog.  der  Steuer 
Yon  deFselbe^y  die  inltodische  Tabakerzeugung  ^  .deu  Tabak- 
matenalankällf,-  die  Tabakfobrikation .  yind  den  Tabak-  und 
PtUrerverschleifls,  .sie  entwirft  und  erläutert  den -Tabak- 
und  Verzehrungssteuertarif,  sie  hat  die  Polizei  Jlber  die 
innere  Schifflrahjrt  auf  Flüssen  udd  Kanälen,  regelt'  und 
erklärt  -die  betreffenden  Tarife ,  sowie  jene  über  Uebocftihreli 
und  Brückenmäuthe.  IBie  b^timmt  die  Beiträge  der  Ob- 
meinäen '  zu .  den  Rosten  der  Ueberwachung  der  Steuerlinie 
der  geschlossenen  Städte  und  regelt  die  gegenseitigen. Yer» 
bäjtnisse  Jl)ei  der  Verwaltung  der  bei  der-  Einflihrirjn  die. 
letzteren- zu  entrichtenden  Abgaben. 

.  $ie  hat  zwei  Rechtsräthe  ^  für  das  Zollwesen  mid  diö  an- 
dem  indirekten. Steuern,  bestehend  aus  Advokaten y  Agenten^ 
Notaren,  ihr»  eigenen  Aerzte  und  (unter  den  24  Bureaux) 
ihre  eigene  liquidatur. 

/.  Ipden  Departements  besteht  dort  ^  wo  die  Verl^ältniiääe  es 
Qldauben ,  eine  vereinte  Direktion  des  Zollwesen»  und  der  in- 
diyeklien  Steuern,  doch  jslehmi  auch  hier  dem  Direktor  geson- 
derte Inspektoren,  Unterinspektoren  und  überhaupt  ein  ge- 
sondertes  Personfede  für  jeden  der  beiden  Qefiülszweige  zur 
S^te.  Ih  der  Mehrzahl  der  'Departements  sin4  die  beiden 
Direktionen  getrennt.  ^  ^ 

Für  die  Ueberwachung  der  Zucker&bnken,  des  Tabak- 
baues und  der  Salide  im  Inneren  des  Landes  bestehen  eigenß 
Inspektoren  und  Unterinspektoren ,  ebenso  besondere  T^tbab- 
fabriken  und  Tabakmagazine  und  besondere,  diese  kontroUi- 
rende  Inspektoren  für  den  technischen  Dienst 

In  Algerien,  besteht  ein  Zo^direktor  und  in  jedem  der 

*  Es  hestehte  2$  vereinte,  2  ZoUdirektpre&,  58  Direktoren  der*  ii»- 
dii«kttti  Stebem  in  Frankreich,  2  Zolldirektoren  u&d  2  Inspektoren,  Vor- 
•t^h«r  &m  Dietistel'  in  den  Kolcmien. 
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drei  Deptotemtats ,  in  die  esgetheilt-iBt,  ein  Tabakinspektor, 
em  TabakmagaziB  und  ein  AmtSTersteher  '(chef  de  aörvidgi 
für  die  indirekten  Abgaben. 

Das  iintergeotdnete  Pconscmale  tfaeilt  eich  ui  jenes  Ar  den 
sedentftDen  Dienst  ^  Hfrapt-  und  Nebenamis -Einnehmern  (rece: 
veurs  principauz  et  particuliers) ,  mit  Eontrblloren,  -Waaren- 
beschauem  (vänficateurs  et  visiteurs);  Eominis  für  den  Zoll- 
dienst,  Haupteinnehmer,  die  snigleich  Tabak-  uad-Schiess- 
prulver  »Verleger  sindv  gesonderte  Einfiehmer  und  Verlege^^ 
KoUektantoh  (receTeurs  ambulants),  Einnehmer  an  den 
Steoeriidien  gesehlossener  Städte,  Einnehmer  (buralistes>  in 
einzehien  Gemeinden,  Einnehmer- und  Eontroliore  Ar  Pan- 
zirnngsgebühren,  Einnehmt  für' die  anderen  Steuern,  mic|  in 
jene  für  den  aktiven  Dienst,  die. HaupÜeute}  Lieutenants, 
Brigadiers,  Unterbrigadiers  und  Aufseher,  Steuerleute, -ünter- 
steuerleüte  und  Matrosen  der  Finanzwache  5  dann  ambulante 
Kommis  für  die  Verzehrungssteuer  und  das  Tab,akgeftQl&    *^ 

4)  I>ie.6eneräldire.ktion  dar  Posten  (unter  Ei-, 
nem  Direktbr  und  zwei.  Administratoren,  in  13  Bureaux 
und  einem  eigenen  Eabinete  des  Direktors).  Hier  werden 
die  Posttarife  berathen  und  erläutert,  Post-  und  Botenkurse 
und  PQkStstetionen,  sowie  die  gegeuseitigen  Entfernungen  der 
letzteren  festgesetzt,^  V<)rspanngeb(ihren  angeordnet,  Ober 
Postgefällsübertretungen  im.  administrativen  Wege  entschie- 
den oder  die  betreffenden  gerichtliohen  Schritte  gethan  und 
beankagt,  die  Verträge  mit  den  Posthieistern ,  den-Pri^t- 
geaellschaften,  den  Damp&cUffliGthrtsuntenaehmungen  *  abger 
schlössen^' die  Postverträge  mit  fremden  Staaten  begutachtet, 
ihre  Befolgung  überwacht,  die  Botenvergütung  auf  dem 
flachen  Lande^  die  Briefabgabe  in  den  Wohnungen  geregelt. 

Unter  der  Qeneraldirektion  und  zwar  unter  der  (idtung 
eines  ^eigenen  AmtsTorstandes  (chef*  de  service)  und  unter 
der  Deberwach^ng  eines  Oberinspektors  steht  der  Postdiens.t 
in  Paris  und*  stehen  die  Postiilspektorate  in  den  Departements 
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mit  ihren  Postmeistem  und  Postboreaus,-  und  den  aaUieichen 
Kondukteuren,  Postillons^  Landbotai  (fitcteurs  rüraux),  Brief- 
trägem,  Wagenmiaisteni, 'M^gaziii£idien0rn  u..dgl.  . 

*  Die  Telegraphen  stehen  unter  dein»  Mimsterittiii  des 
Innern,  die  Eisenbahnen  unter  jenem  des  Handels  und  der 
Öfifbnttibhen  Arbeiten. 

.  5)  Die  Geueraldirektioü  oder  Administration 
der  Forste  (unter  Einem  Generaldirektor  und*d|:ei  Admi- 
Üi&ttatoren  jn  sieben  Bureau).  IXes£lbe  verwaltet  das- Wald- 
eigen thum  sowohl  des  Staates^'  als  der  (Gemeinden  und  der 
utiter-  der  Oberleitung  des  Staates  stehenden  öfifentli^hen 
Instituts,  bestimmt  die  Art  der  Forstkultiir^  des  Holzschla- 
^es,  der  Forstnebennutzungen ,  leitet  die  Verhundlung  über 
die  'durch  das  ßesetz  vx)m  7.  August  1850  angeordneten 
Verkäufe,  der  Staatsforste  ^  über  Ablösung  der  Forstdienst- 
barkdten,  liber  die  Gresuche  der  Private  und  Abstockungs- 
bewilligung,  um  ^uten  und  Oew^rbkonsessionen  im  Fprst- 
.raion,  erkennt  im  administratiYen  (Vergleichs-)  Wege  über 
Waldfreyel  und  veranlasst  die  diessfiEdls  erforderlichen  ge- 
riehilichen  Schritte.  - 

Sie  hat  diß  Leitung  der  kaiserlichen  Forstschule  zu  Nancy. 
Auch  steht  ihr  die  Aufticht  über  die  Jagd  und  Über  die 
Fischerei  aäf  Biikiengewftssern  zu.  ^      > 

.In  allen  diesen  Beziehungen  steht  ihr  ein  Advokat  be- 
rathend  zur  Seite% 

Qanz  Frankreich  ist  in  32  Forstbezirke  getheUt,  deren 
jeder  seinen  Forstmeister  (conservateup)  mit  mehreren  Inspek- 
toren und  Unterin'spektoren  besitzt,  die  wieder  Fbrstwarte 
(gardes  g6n6rale9)  und  eine  grosse  Zahl  Forstwächter'  zu  Pferd 
und  zu  Fuss  in  den  einzelnen  Forsten  unter  sich  haben. 

Ein  eigener  Inspektor  mit  mehreren  Unterinspektoren 

•'  Im  Jahre  1849  ist  in  der  französischen  Staat^druclLerei  eine  Samm- 
Itu^  der  die  Formte,  die  Jagd  nnd  den  Fischüuig  aaf  BinnengewAsfliem 
beCreffmdeb  Qetetie  and  VorschrifIeD  erschienen. 
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steht  den   technischen  'Arbeiten  (Kanälen:,   Strassen,   Holz- 
bahnen u.  s.  w.)  vor.  •.  • 

In  Alg^en  sind  drei  Inspektbreir*als  AmtsTOrfttSnde 
aufjB^estellt ,  Und  ihnen  mehrere  UnterinspeMoren  isagetb&lt. 

Ausser  den  Generaldirektionen  UQtersteht  denu  Finanz- 
ministferium  noch : 

6)  Die  Münz-  und  MedaillenkommissionX^i^ter 
EinttB  Präsidenten'  und  zweit3eneralkommissäien).  Die  Krmi- 
mission  leitet  die  Ausprägung ,  Einriehong  und  Umschmelzung 
deif  nationalen  Münzen .  beurtheilt  Schrot  und  Köm  der  frt^- 
dto  Münzen  und  Tier&sst  für  dies^ben  die  Evalyationstabel- 
len,  wacht  üb^  die  Befolgung  der  Münzgieisetze  uhQ- jener 
über  den  Feingehalt  ron  Gold-  und  Silberwaaren ,  leitet  die 
Verfertigung  der  Münz-  und  Punzirungsstempel,  prüft  die 
öfTentUchen  Münz-,  Gold-  und  Silberprobirer,  und; entscheidet 
in  höherer  Instanz  über  Streitigkeiten  bezügl&h  des  f  eib- 
gehaltes.  Sie  beaufeichtigt  die  Verfertigung  der  Post-  und 
Bpielkartenstempel  und  der  Bankbillets^  und  überwacht«  etid- 
Hcli'  die  Hinaiiisgabe  von  Medaillen  bezüglich .  ihjres  }iistori- 
sehen  und  künstlerischen  Werthes  und  des  gesetzlichen  Schrot 
und' Kornes.*  ,     ^ 

'  Sie  besitzt  ein  eigenes  Münzmuseum ,  in  welchem  unter 
andern  die  Stempel  aller  in  Frankreich  geprägten  Medaillen, 
Untertialtungs  -  und  Spielmarken  seit  Kari  VlJi.  aufbewahrt 
werden. 

Zur  Seite  steht  ihr  ein  eigene  beiistthendes  Graveur- 
Comitg. 

Der  Kommission  sind  der  Inspektor  der  Punziruügsämter 
(bureaüx  de  garantie)  und  die  sieben  Münzstätten  Frankreichs 
ufatergeordnet  Jede  der  letzteren  steht. unter  ethem  Münz- 
kotnmissär  mit  einem  Werknieister  (directeur  de  fabricaition) 
und  zwei  Kontrolloren,  einem*  administrativen  fllr  die' Einlö- 
sung, und  einem  technischen' fllr  Schrot  und  Korn  (einem 
Münzwardein). 
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'Jedes  der  Panzirungsämter ,  defea  es  ija  Frankreich  88 
gibt);  steht  unter  d^r  Leitung  eines  Einnehmers  und  eines'  Kon- 
kolloid,  die  Ton  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  ab- 
hängen, und  einelä  Wardeines  (essayeur);  weldier  der  Mttnz- 
könmüssion  unteil^teht.  >  - 

Ausserdem  •  gibt  es  noch  Privatprobirer  (essayeürs  du 
commerce). 

* .  Es  lüerrscht  ih  diesem  Organismus  des  Verwaltungszwei- 
ges  noch  vieler  altei*  IGssbrauch;  eine  verein&oliende  Re- 
foAn'  (häte  Noth.   ,  •  -  • 

Die  Aufsicht  ilber  Masse  und  Oewicht  liegt  im  Ressort 
des  ^likisterimns  des  Ackerbaues  und  des  Handels. 

U&ter  den  Beilagen  gegenwärtiger  Darstellung  ist  ^e 
Uebersicht  des  Personal  -^  und  Besoldungsstandes  des  Fikanz- 
nmiisteriums  und  •  seiner  untergeordneten  Organe  und  der 
zihf  Binh^\mg  durch  das  Finanzministerium  ausgeschriebenen 
Steuert  und  Abgaben  für  das  Jahr  1857  enthalten.. 
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Beamtenyerhältniase.  —  QeschäftsbeKandlang.  —  Mittel  znr  Siehemtag  der 

Rechte  'des  StaatsachAtzes. 

•  ■  ■ 

!•    Die  BeamteiiTerhieQüuBse. 

■ « 

Es  besteht  in  Frankreich  keine  Beamtenpcagmatikf  der 
Beamte  des  FinansmimsteriiOns  i«t  daher,  ddkn  Buchstaben 
der  Gesetze  nach,  unbedingt  ver-  und  absetzbar;  allein  eine 
langjährige  Uebun'g  ansetzt  die  geschriebenen  BestunmuHg^, 
nnd  wenn  der  Beamte  nicht  ein  grobes  Versdiulden  auf  sich 
ladet  oder  olBTen  Partei  gegen .  die  Regierung  mächt ,  ist  er 
sdnes  Postens  und  Standortes  nicht  in  höherem  Masse  un- 
sicher wie  in  Oesterreich  oder  Preussen. 

Es  ltti9st  sich  übrigens  nicht  läugnen,.  d^ss^das  unbedingte 
Yerfllgungsr^cht  der  Obern  im  administrativen  Kreise  seine 
guten  Seiten  hat,  es  bringt  eine  Sicherheit,  Ordnimg  lind 
Schnelligkeit  in  die  Verwaltung,  die  nicht  hoch  genug 
▼eranschlagt  werden  kann.  Audi  fehlt  es  nicht  an  den  un- 
erlässlichen  Bestimmungen  zur  Regelung  der  Beämtenver- 
hältnisse.  Ss  wird  Niemand  zum  Beamten  ernannt,  welcher 
zu  ein^  entehrenden  Strafe  verurtheilt  oder  wegen  gewisser 
Vergehep  gegen  die  öffentliche  Sittlichkeit  von^  den  Polizei* 
tribunalen  für  ein  öffentliches  Amt  unfähig  erklärt  oder  äus 
den  ölBTentUchen  Schulen  ausgeschlossen*  wordenlbt;  (Gewisse 
Punktione^  z.  B.  die  eines  Geistlichen,,  eines  Richters,  eines 
Staätsraths  scbliessen  ebenfiEills  von  jeder  Stelle  in  der  Ver- 
waltung aus. 
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In  der  Regel  wird  auch  die  Grossjährigkeit  gefordert, 
wenigstens  kann  eine  Stelle,  mit  der  die  Ausübung  einer 
Aqntsgewalt  oder  eine  beweiskräftige  Angabe  vor  Gericht 
verbunden  ist,  eineoi  Minderjährigen  ohne  kaiserliche  Dispens 
nicht"  verliehen  werden. 

JB'rauen  sind  ebenfalls  von  der  grossen  Mehrheit  der 
Staatsanstellungen  ausgeschlossen. 

.  Jeder  Beamte  wird  mittels  einer  schriftlichen  Bestellung 
(commission)  ernannt,  keiner  wird  zur  Dienstleistung  zuge^ 
lassen,  der  sich. nicht  über  die  Ablegung  des  Diensteides 
ausweist;  dieselbe  geschieht  vor  dem  Tribunale  erster  Instanz, 
dessen  SpreQgel  der  Standort  des  Beamten  angehört  Es 
wird  Treue  gegen  das  Staatsoberhaupt,  Gehorsam  gegep  .die 
Verfassung  gelobt,/,  nur  in  .wenigen  Verwaltungszweigen 
wird  auch  auf  die  spezielle  Ai^gabe  des  Beamten ,  Dienst- 
treiie^  Gehorsam  gegen  die  Vorgesetzten ,  Eifer,  Fleiss,  Ver-^ 
scbwiegenbeit ,  ioi  Eide  Rücksicht  genon^men^  .Die  Beamtan, 
die  gegenüber  den  Privaten  eine  Autorität  auszuüben,  und 
deren  .Akte  einen  Beweis  herzustellen  haben,  müssen  übri- 
gens von  der  politischen  Autorität,  dem  Präfekt  oder  aus- 
pahmsw^ise  dem  Unterpräfekt,  beglaubigt,  ihre  Amtspapiere, 
Register,  .Journale,.  Abrechnungen  müssen  von  einer  richter- 
lichen oder  politischen  Behörde  cotirt  und  paraphirt  erscheinen. 

Die  Bezüge  der  Beamten  sind  höchst  ungleich  bemes- 
sen: Man  begreift;  dass  «den  Spitzen  der  Verwaltung  .hohe 
Gehalte  zugetheilt  sind ;  der  Minister  ist  nüt  100,000  Fr.,  ein 
Generaldirektor  .mit  20,000— 30,000  Fr. ,  ein  Direktor  in 'den 
Depifftem^ts  mit  7OQ0--12,OOb  Fr.,  ein  Zahkneister  mit 
6—10,000  Fr.,  ein  Inspektor  nüt  3—6000  Fr.  besoldet. 

Man  kann  sicl^  auch  damit  bescheiden ,  dass  eih  General- 
einnehmer Wegen  der  Eigentbüoüichkeit  seiner  Stellung,  die 
eine  grosse  die  Verpflichtungen  eines  Beamten  bei  weitem 
übersteigende  pekuniäre  Verantwortlichkeit  nach  sich  itehi, 

*  Senatsoonsult  vom  23.  Deoember  1852. 
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oa  dn  EinkommeD  von  20,000^100,000  Fr.  geniasse;  allein 
durchaus  nicht  gerechtfertigt  sind  b^  ^den  untel*geordneten 
Beamten  die  grossen  Unterschiede  zwischen  den  jßehalten 
deijenigen,  welche  mit  dem  Verwaltungsdienste,  und.  jener, 
welclle.  mit  der  Geldverrechnung  beauftragt  sind.  Die  Gehalte 
der.  erstem .  si&d  durchgängig  auffallend  klein .  und  sinken 
oft  weit  unter  das  Maas  des  uothdürftigsten  Lebensunteirhälts 
herab.  Ein  Kontrpllor  der  direkten  Besteuerung  hat*  1200-:- 
2800  Fr.,  ein  OberfOrstwarth  1800—^200,  ein  Lieutenant  der 
Zollwache  1200 — 1600,  ein  Comjnis  der  indirektei)  Besteuerung 
1000^2000  Fr. ,  die  Mannschaft  der  ZoUwache  650-^950  Ff. 
Gehalt,  und  diese  noch  durch  mannigfache  Abzüge  belastet. 
Die  Bezüge  der  Terrecbnenden  Beamten  steigen  ausser  aUem 
Verhältnisse  mit  den  Kenntnissen ,  den  Leistungen  tmd  selbst 
mit  der  Verantwortung  der  Beamten,  von  höchst  geringen 
zu  auffallend  hohen  Befcrl^en  auf ;  denn  sie- bestehen  zum 
Xheile  in  Provisionen  (remises)  Ibr  die  von  ihnen  abgefübr- 
teu:  Geldbeträge  und  in  einem  Disconto  für  die  Wechsel^ 
wdchesie  unter  ihrer  Haftung  von  den  SteuerpflichtigeYi  an 
Zahlungsstatt  annehmen,  uüd  es  ist  einleuchtend,  dass  sie 
an  Orten,  wo  .ein  grosser  steuerpflichtiger  Verkehr ^sich  zu- 
zusainmendrängt,  ganz  ausserordentlich  hohe. Summen  er- 
reichen. .  -Hieher  gehören  die  Genüsse  'mancher  Zoll  -  moA 
Ekuregistarementseinnehmer  und  Grundbuchsführer. 

Es  wirkt  dieses  Verhältniss  offenbar  nachtheilig  auf  die 
Stellung  der  Yerwaltungsbeamteü,  die  sich  für  ihre  .Bemü- 
hungen so  wenig' belohnt  sehen,  und  die  Beamte  leiten  und 
überwachen  sollen ,  die  in  ihrer  socialen  Stellung  so  weit  über 
ihnen  stehen.  Man  sucht  zwar  einigermassen  zu  helfen,  theils 
durch  etwas  reichlichere  Bemessung  der  onerosen  Bezüge  für 
Kanzlei-,  Reisekosten  u.dgl.,  theils  durch  Antheile  an  Neben- 
gebühren und  GefbUsstrafen;  allein  auf  jene  Bezüge  haben  nur 
höhere  Beamte  Ansprüche  und  diese  Antheile  sind  wieder  nuir 
an  einzelnen  Punkten  des'  gröisseren  Verkehrs  von  Bedeutung. 
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J>ie  üblen  Folgen  der  allzugeringen. Gehalle  sind  uicJii 
ausgeblieben.  Vielleicht  keine  der  geringsten  aber  jedenfalls 
dne  dec  allgemeinsten  ist,  dass  die  subalternen  Beamten 
genöthigt  sind,  sich  um  Nebenbeschäftigungen  umzusehen, 
Ee  ist  in  Paris  gar  nichts  seltenes,  dem  Manne,  mildem 
man  Vormittags  in  einem  Bureau  zu  thun  halte,  des  Nach 
mittags  oder  Abends  in  sehr  heterogenen  Lebensverhältnis- 
sen: als  Arzt,  Hondwerker,  Kleinhändler  u.  dgl,  zu  begeg- 
nen. W^en  dieses  so  allgemeinen  Betriebes  von  Nebenbe- 
schäftigungen bestehen  strenge  Vorschriften ,  dass  der  Beamte 
sich  nicht  mit  Geschäften  abgebe,  die  ihn  in  Kollision 
seinen  Amtapftichten  bringen  können.  Viele  solcher  Vor- 
schriften werden  noch  in  der  Folge  berührt  werden.  Hier 
wollen  wir  nur  das  Verbot  für  Zollbeamte  erwähnen,  sich 
an  der  Versteigerung  konäscirter  Waaren,  ftlr  Forstbeamte 
und  deren  nächste  Angehörige,  sich  an  der  Versteigerung 
der  Hobsschläge  und  sonstiger  Forstnutzungen  zu  betheiligen, 
fUr  SteuerkontroUore  und  die  höheren  Beamten  der  direkten 
Besteuerung,  in  ihrem  Bezirke  ein  steuerpQichdges  Gewerbe 
zu  treiben.  Allen  Beamten  ist  im  Orte,  wo  sie  ihr  Amt 
ausüben,  der  Handel  mit  Lebensmitteln  untersagt. 

Eine  zweckmassigere  administrative  Einrichtung  ist  der  Be- 
stand mehrerer  Gehaltsklassen  iu  jeder  Beamtenkategorie, 
und  znar  sind  die  höheren  Gehallskiassen  fast  durchaus  nicht 
an  bestimmte  Standorte  geknltpft,  so  dass  der  Beamte,  der 
in  die  höhere  Klasse  vorrückt,  seinen  Standort  nicht  zu  wecb- 
aeln  braucht.  Jede  Vorritckung  wird  als  eine  Belbrderung 
angesehen,  die  Anciennität  allein  verleiht  kein  Recht  daraul^ 
doch  kann  kein  Beamter  —  ausgenommen  wegen  besonders 
verdienstlicher  Handlungen  und  über  besondere  Anordnung 
des  Uiuisters  —  in  eine  höhere  Klasse  derselben  Kategorie  be- 
fördert werden,  der  nicht  wenigstens  ein  Jahr  in  der  nächst 
niedrigem  gedient  hat.  Bei  Beförderungen  in  eine  höhere 
Kategorie   werden  unter  Vorbehalt   der  gleichen  AuSnalime^ 
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w^fiigstens 'zwei.  Dienstjahre  .'in  der.  nächst  ni^rigerei?  Kate- 
gorie gefofdert.  .  • 

Um  f&hige  Beftinte  für  den  iHenst  in  d^n  Kolonien  und ' 
in.  Algier  zu  efliBitigen, 'sind  ftlr  die  Beamten.,  die  ausEurp^. 
d&faih  gehen,'  besondere  Zulagen  sjsteinisirt,  ist  ihneAdie. 
freie  Üeberfkhrt  für  sich  und  ihre  Familie  bei  der  Hin-  trnd 
Rllekreide  gelegcmüieh  der  Ernennung  imd  der  Rtfckberiifting,  • 
dann  •  für  '  ihre  P^;80ü  bei  aHen- Dienst-  und  selbst  bei  Ur- 
läut^reCbeli.  zugesagt',  und  werden  sie  bei  Urlauben  aueh  in 
Ansehung  der  Abzüge  begünstigt.    Falls  sie  aus.Anlass  ihre)* 
Berufung  in  den  -  aussereuropäischeii  Dienst  -^pder   während 
des  letzteren  befördert  wurden,  so*  kömmt  ihnen  den  neue. 
Rang  im'  Mutterlande  selbst  nur  nadi  fhtit  im  auswärtigen 
Dienste  ^ug^rachten  Jabreii  zu  Gute.  : 

•Wird  ai^ahtnsweise  die  Verischung  mehrerer  Stellen 
gestattet,  sawird  nur  für*  eine  und  zwar  für  die  höchstbe- 
soldele  der  ycdle  Oehält  gezahlt,  für  die  zweit  höchste  Stelle 
wifd  nur  die  Hälfte,  für  die  dritte  jStelle  ein'Viertbeil  d^ 
Gehaltes  "bem'essen  und  so  ferner.  Diese  Beschfänkungeif 
fallen  aber' weg,  wenn  alte  Gehalte  zusanimen  üicht  3000  Fr.' 
erreicheta.,  odei*  wenn  das  Gesetz  ausdrücklich ,  wie  bei  Senä- 
toren,  .Grossöfficieren  der  Krone,  MarschiUlen  und  Admirälen,  * 
gewisse  Würden  von  der  Anrechnung  aüsfiimmt  ^ 
;  '  Die  Gehalte  der  Beamten  unterliegen  mir  zum  geringen 
Theile  d©f  -igerichtlichen  M^fftndüng  und  Exekution.  Diese 
darf  nämlich' für  die*  ersten  lOOÖ  Fr.  ffes  Gehalts  nur' bis  -zu 
Vs,  für  die  folgernden  5000  Fr.  *is  zu  >/,  und  für  die  weiterem 
Geniüfiusie  bis  zu  Vg  Platz  greifen.  '^  Die  manchen  Beamten  be- 
willigten Pauschalien  für  Kanzlei-  und  Reisekosten  sind  voii! 
jeder  Beschlagnahme  ausgeschlossen.*  Eine  ffeiWillige  Ab- 
tretung -  deip -G^ialtes  öder  eines  Th'eiles  desselben  •  i$t  nur 

.   •  Ordonn.  vom  31.  Mai  1638.- 

•■  *     •  •  • 

^  Ge0etz^  vom.  %1,  Verit.  an  IX.  * 

*  lünlsterialenteoheidung  vom  22.  /an.  1836^  und  1^.  Oct.  1839. 
Hock,  Fmanzvorwaltung  Krankroichs.  3 
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Bi^ufs  d6i'  Alitnentation.  der  Kttoder-,  der  Eltern  oder  der 
Gattin  gestaltet J  ,  .^ 

•  Einigen  wenigen  Beamten,—  im 'Finanzdienste  noch 
am  meisten  den  Vorstehern  der  Zollämter  :—*  sind  Natural- 
quartiere  bewilligt.'  Die  Areie 'Fahrt  auf  den  Eisenbahnen, 
welche  die  Eisenbahng^s^lsehaften  den  auf  denselben  be- 
schäftigten und  den  atif  denselben  im  Dienste  reisenden  Be- 
amtet) des  Post-  und  ZoUdienstte  und  d6r  indirekten  Beateue^ng 
8U  gewähren  verpflichtet  «ind,  kommen  me^  dem  Staate 
M  den  Beamten  zu  Gute,  weil  die  Reisevergütungen  der 
leztereh  in  entsprechendem  Masse  Vermindert  wurden.    ' 

Die  bei  den  Greh^lten  heirvorgetretene  Scheidung  der 
Beamten  in  Verrechnende  und  nicht  rerrechnende 
idt  übrigens  eine  durchgreifende  und  hängt  tief  mit  dein 
französischen  Becbnungs-  und  Eassaw^en  zusammen.  ^:Alle 
Terrechnende  Beamten  stehen  hinsichts  der  Geldeihhebung^ 
Geldausgabe -und  Geld  Verrechnung  unmittelbar  oder  mittelbar 
(durch  höhere  R«chnuqgsleger)  unter  den  Direktionen  der 
^inanzbüchhaltcmg  und  des  ETassareyirements,  und  nur  hin- 
sichtlich des  iixitergeordneten  administrativen  Theils*  ihres 
Geschäftes  und  in.  Beziehung  auf  die  Kontrolle  unter  den 
Chefis  des  Dienstea  in  den  Depaartements.  ' 

Zu  den  verrechnenden  Beamten  gehören:  die  Gleneral- 
einüiähiher  und  Zahlmeister,  die'Arrondissements-  und  Lokal- 
einnehme]^  der  direkten  Steuern,  die  Einnehmer'  des  Enie^ 
gistrements  und  die  GjrundbuchsfUhrer,  die  Zoll-^  und'Ver- 
'  zehningsstenereinnehmer ,  die  Tabakverleger,  die  Postdirek- 
jtOren^  die  Schatzmeister  und  Zahlmeister  in  den  Kolonien 
und  in  Algier  ^  die  Beamten  der  Staatscentralkasse.  Es  liaet 
akdL  nicht  läugnen^  dass  daä  Kassa-  und  RedhnungsweBen 
durch  diese  Koiocentrirung  unter  einer  dnheitHcben  Xiettiiiig 
und  die  Loslösung  von  dem  weitläufigen  Räderw^k'e  der 

•  Code  NAp.  art  203,. 205,  »U. 
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Abgabenverwaltuhg  an  Einfechheit  und  ^hnelligkeit  s^hr  ge- 
wonnen hat.  "  '   . 

Eäne  zweite  durchgreifende  Sonderung  der  Beamten^  die 
wir  bereits  an  manche^  Stellen  des' ersten  Kapitels  erwähnt- 
haben,  ist  jene  des  aktiven. und  des.  sedentärren  Diensteis: 

Sie  tritt  natürlich  erst  in  den  jintergeordneten  Beamten*- 
^faären  ein,  denn  in  den  Spitzen  des  Dienstes,  in  Paris  wie 
in  den  Departefnents-,  'vereinigen  sich  beide  Zweige.-  Za  den 
Beamten  des  sedentären  Dienstes  gehören  alle  verrechnende, 
alle  Kanzlei-,  alle  Bureatibeamte,  alle  die  mit  der  Verwal- 
tung eines  Dienstzweiges  in  einem  bestimmteir  Orteodör 
in  einem '  bestimmten '  engen  Umkreise  beauftragt  sind  z.  B. 
alle  BuireauQhefe,  Souchefs  und  Kolnmis  des  Ministeriums  ^  der 
Direktionen  und  der  Aem'ter.  die  Kontrollore' und.Waaren- 
besdiauer  bei  dto  Zoll&mtem.  die  Beamten  der  Münz-  und 
Punzirungsämter.  —  Die  Beamten  des  aktiven  Dienstes  sind 
zur  Kontrolle  d^  Steuelrpflichtigen  wie  der  Verwaltungs-  und 
Kassabeämten  bestimint,  sie  verrichten  ihren  Dienst  grösseii- 
theils  ausser  dem  Bureiau^ 'einen  grösseren  Umkreis  du'hilh- 
streifeud'Z.  *&  die  Greneralinspektoren  ^  InS]pekt6ren  und  Unter- 
Inspektoren,  die  KontrcUore  der  direkten  Steuern,  die  Verla- 
katoi^n-des  Ebiregistr^ments,  die  Beamten  der  Zoll  wache, 
die  Kommis  des  UeberwachungsdieQStes  bei  den  indirekten 
Abgaben.  Es  dürfte  manchmal  Fch wer  sein,  sich  auszuspre- 
chen, ob  ein  Beamter  der  einen  oder  andern  Dienstesabthei- 
Inng  angehöre,  allein  in  isölchen  Fällen  bestehen  besondeve 
administrative  Eintseheidungen. 

'  Den  in  Oesterreich  und  andern  Ländern  so  seÜr  dürcU- 
gebildeten  Unte^rschied .zwischen  Juristen  und  Nichtjuristen 
(Koncepts-  und  Hampulationsbeaniten)  und  den  VorbehsLlt 
aller  höheren  Stelleo  für  die  erdteren  kennt  man  in  Franko' 
reich  nicht  'Man  legt  zwar  auch  dort  einen  bedeutenden 
Werth  auf  wissenschaftliche  Studien ,  als^  eine  der  Vorbedin- 
güngen  -einer*  höheren  Ausbildung,  allein  wenn  der  Beaimte 
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diese  Ausbildung  d^rch  seine  Leistungen  beurkundet,  fragt 
man  nicht,  ob  er  sie  gerade  dur^h  die  gehörten  Rechtskolle- 
gien erworben  hab^.       

Der  Beamte  hat  seinen  Dienst  selbst  zu  verrichten,- der 
Dienst  durch  S  feil  Vertretung*  ist  nicht  erlaubt  .  Misicht 
Krankheit  oder  Abwesenheit  eine  SteÜvertretung  unerlftsslicb, 
so  wird  sie  von  Amtswegen  nach  der  Ordntmg'<|,es  Dienstes 
oder  mittek  specieller  Anordnung  verfügt. 

Nur  wenigen  verrecbnenden  Beamten  ist  gestattet  ^  sich 
ihren  Stellvertreter  selbst  zu  wählen,  doch  .selbst  in*  diesetu 
Pralle  bedarf  "die  Wahl  der  Bestätigung  durch  die  Verwaltung. 

Als  igine  der  ersten  Pflichten  des  Beamten  wird  die  An- 
wesenhei-t  im  Amte  betrachtet;  strenge  VtH^hriften  be- 
stehen'  gegen  das  eigennäächtige  Ausbleiben ,  g^en  allzubäU- 
fige  und  allzulange  Udaube.  Jeder  Beamte  hat  das  Recht 
kuf  einen  Urlaub  von  vierzehn  Tagen  des  Jahres  ;^  hiat'  er 
durch  drei  Jahre  von  diesem  Rechte  keinen  Gebraucli  -  ge- 
äikö^t,  so  kann  er  sogar  ein^n  einmonatlichen  Vrlanb  .in 
Ani^prudi  nehmen. 

Hievon  abgesehen,  wird  der  Urlaub  nicht  ohne  dringende 
Motive  und  in  der  Regel  nicht  ohne  Gehaltsabzüge  bewilligt 
Ist  deir  Urlaub  nicht  durch  Krankheit  veranlasst,  so  werden 
für  die  ersten  drei  Monate  im  Jahre  V^  bis  %  des  Oehaltes 
und  für  die  folgenden  der  ganze  Grehalt*  eibgezogen,  die  Zeit 
über 'drei  Moüate  ^ird  auch  nicht  in  die  Dienstzeit  einge- 
red)iiet  Liegt  deni  Urlaube  Kraiikheit  zu  Grunde,  so  Mnd 
die  ersten  drei  Monate  abzugsfrei,  die  folgenden  unterliegen 
dein'  Abzüge  von  %  bis  %  d^  Gehaltes.  Die  gänzlidie  Be- 
freiung vom  Abzüge  findet  nur  dann  statt,  wenn  di0  Krank- 
heit Folge  eines  Aktes  der  Hingebung  für  den  Staat  oder 
zur  Rettung  des  Lebens  eines  Mitbürgers  oder  eines'  im 
XNenste  erlittenen  Unfalles  war.  —  Wer  ohne  Urlaub  vom 
Amte  ausbleibt,  wird  mit  Abzug  des  Gehaltes*  für  das  D(^ 
pelte  der  Zeit^  welche  er  ausgeblieben,  bestraft,  eine' mehr 
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als  drei-monatlicbe  DienstesfibweseQbeit -witS  mit  der  Dien^ 
stesenüassimg  l)estraft.  Qehaltöabzpge  können  bur  zum  Be- 
trage  zweier  Mo'nätsgehalte  aueb  wegen  anderer  Pisciplinar- 
▼ergeben  verhängt  wejrden.      •• 

Von  der- Verwaltung  er^ian^te, .  beeidete  Aerzte  geben 
über  den  wirklicben*  Bestand  und  die  JJrsachen  der  b^haup- 
tetenExanl^beit  in  Abweisenfaeits-  und  Pensionirungställen,  oder, 
wenn  eQ  s^  um  Würdigung '.von  Gresuchen  um  oder  gegen 
eiAe  Versitzung  handelt,  das  entscheidende  Outaditen  ab. 

'  Kit  der  Pflicht  der  Anwesenheit  im  Amte  zusammen- 
hängend und  als  ein  bemerkenswerther  Eomprömiss  zwischen 
dem*  gesunden  Menschen  verstände  und  dem  Geiste  der  Rfevolu- 
tionszeit,  aus  dem  dasselbe  ptammt,  ist  hier  auch  di»^ Gesetz 
vom  2,. September.  1782  zu  erwähnen,  dass  bei  öifentlichen 
Unruhen  oder  jsonsl  einer  Gefahr  für  das  Vaterland ,  die  Be- 
amten  sich  in  ihreBureaux  zu  begeben  haben,. dies9  sei. ihr 
AllarmplatZi     "   .  .   .' 

.  Ein  Beamter,  der  helrathet,*  hat  die  -Anzeige  |^eyOn 
unter  Vorlage-  des  Trauscheines  bei.  der  vorgesetzten  B^önfe 
zu  erstatten.  Der  Trauschein  wird  unter  den  Personalakten 
des  Beamten  aufbewahrt,  in  ^der  Qualifikationstabelle  des 
letzteren  wird- stets  auch  des  Namens -und  Geburtsortes  der 
Frau  Erwiähnung  gethan. ,  .Individuei)  aus.  der.  Reihe  der 
Dieneisehaft  oder  der  Zollwache  dürfen  nur  mit  Bewilligujfg 
der  Obern  uud  nicht  vor  dem  zweiten  Diienst||ahre  heirathen. 

Paisi  Einanzministerium-  ergänzt  jslch  fast  ausschliesslich 

•     *•••■  '■  ,    " 

aus -scwer  Mitte.  ,  Mit  Ausnahmß  .des  Ministers  und  seines 
Kabinetschefb  ereignet  sich  seit  Jahren  nicht  der  Fall,  dass 
Stellen  deß61na]:izministeriums  von  Personen  besetzt  werden, 
die  nicht  bei  und  unter  ihm,  meist  von  der  Stelle  des  Prak- 
tikanten  (sumumeräire)  oder  des  Pr6pos6  der  Zoll  wache  aogß- 
ftuigeqihf^  Schule  durchgemacht  haben.  Früher  wurden  auch 
(die  Stellen  der  Generaldirektoren  jdürch  politische  Pejrsönen 
besetzt.  .'Die  piushtheiligen  Folgen  sind  niöht  ausgebliel^n. 
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VoH  der  Amt&pras^is  sind,  bloss^  befreit: 

a)  Die  Schüler  dea  •  polytechnischen  Instituts  und  der 
(Kriegs«)  Schule  von  St  Cyr,  welche  bei  ihrem  Ausirkie 
als  für  deii  Staatsdienst  beföhigt  erklärt  worden  sind ;  sie 
können  iinoiittelbar  als  KöQimis  der -letzten  Klasse  aufgenom- 
men .werden.  .  •   / 

'.  b)  M&nner,  welche  zehn  Jahre. im  öffentlichen  Dienste 
zugebracht  haben  und  durch  ihre  speeiellen  Kenntnisse  sich 
als . besonders  brauchbar  darstellen;  hieher  sind  i^uch  ver- 
diente Ofiiciere  -  und  Brigadiers  der  Zollwache  zu  .rechnen; 
dann  .... 

c)  Advokaten^  welche  zehn  Jahre  ununterbrochene  Praxis 
auBweisen ,  jedoch  nur  fUr  die  Abtheilung  der  Rechtsange- 
legenheit'Cn«       .       ^ 

Diese  Ausnahmen  dürfen  den  .zehnten  Theil  der  offen 
werdenden  SteUen  nicht  überschreiten. 

Die  Zahl  der  Praktikanten  ist  beim  Ministerium  und  den 
ihm  untergeordneten  Stellen  beschränkt^, sie  darf ^vier  Procente 
der  Zahl  der.systemisirten  Stellen  nicht  überschreiten.  Um 
Pcaktikant.zu  werdeli  ist  das  Alter  zwischen  18— 25 .Jaliren, 
das  Staatsbürgerrecht,  das  Diplom  eines  bächeU^  ^  lettres 
(etwa  unserm  Maturitätszeugniss  gleich)  und  die  gelungene  Ab- 
legung einer  mündlichen  und  schriftlichen  PrüAing  vor  einer 
eigenen  Prüfungskommission  nothwendig/  welche  Prüfung >aber 
in  der  Regel  nur  im  Diktandoschreiben,  einigeA.  kleinen  Auf- 
Sätzen ,  aus  denen  man  die  Urtheilskraft  und  den  Btyl  des 
Kandidaten  beurtheilen  kann^  einer  kleinen  Rechnung^  einer 
geographischen  oder  historischen  Fr^ge  u.  dgl.  besteht-  Sol- 
daten, welche  ihre  Dienstjahre  zurückgelegt,  haben,  und 
junge  Leute  mit .  vorzüglicher ,  schneller  xmd  orthographisdi 
reiner  Schrift .  (die .  für  Expeditsbeamte  besonders  geeignet 
erscheinen)  können  von  der  Beibringung  des  Studienaeug- 
uisses  befreit  werden.  Wer  die  Prüfung  bestandto  bal, 
wird  Aspirant  zum  Supemumeirariat:  und  rückt  nadh  der  bei 
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der  PrOfting  erhaltenen  Note  In  .die  offen  werdenden  Prakti- 
kanten-  (Supei^numerärr)  Stellen  ein.  '  Die  Zahl  der  Aspi- 
xanten  darf  die  .Hälfte  jener  der  Supernumeräre.  nicht  über* 
schreiten.        ~  • 

Bei-  einigen  wenigen  Verwaltungsbehörden  wird  mehr 
verlangt. 

So  z.  B.  fordert  die  Greneraldirektion  der  direkten  Steuern, 
vermöge  des  liCnisterialerlasses  vom  28.  Mai  1845,  doss  der 
Kandidat  wenigstens  durch  .^seehs  Monate  sich  m  der  Landver- 
messung  und  Pianaufnahme  geübt  habe>  und  die  Prüfung 
unofasst  auch  die  Elementarmathematik  und  die  praktische 
Geometrie.  Die  als  tauglich  Erkannien  liaben  während  ihrer 
Aspirantenjahre  sich  praktisch  theils  in  den  administrativen, 
theils  in  den  geodätischen  Bureau's  verwenden,  zu  lassen 
und  jährlich  einen  Plan  von  40—50  Hektares  aufzunehmen. 
Als  Supernumeräre  haben  sie  endlich  noch  zwei  Prüfungen 
zumeist  über .  administrative  Cregenstände  zu  bestehen  und 
abermals  Pläne  aufzunehmen  und  zu  berechnen,  ßbe  sie  für 
den  Posten  eines  Eon tcoUors  itlr^  geeignet  erkannt  werden. 
Wer  sich  binnen  drei  Jahren  vom  Tage  seiner  Sraeniiung 
zum  Aspiranten  ^zur  ersteq  dieser  beided  Prüfungen  nicht 
meldet  oder  dieselbe  nicht  besteht,  wird  aus  der  liste  der 
Supernumeräre  gestrichen.  —  Die  Gteneraldirektion  des  En- 
registrementsl^fördert  von  ihren  Kandidaten,*  laut  des  Mini- 
sterial-Erlasses  vom  8.  Juni  1846,  ausser  den  allgemeinen 
EIrfordemissen  noch  den  Nachweis,  dass  der  Kandidat  seiner 
Zeit  bei  der  Ernennung .  zum  Einnehmer  eine  Kaution  von 
3000 .  Fr. .  zu  erlegen  im  Stande  sei ;  sie  forscht  nach ,  ob 
derselbe  von  guter  Familie  sei ,  und  bewilligt  nur.  in 
diesem,  Falle  seine  probeweise  Aufnahme  in  ein  Gebühren- 
amt. Jüan  muss  wenigstens  filnf  Monate  guter  probewdser 
Verwendung  nach>¥eisen ,  um  zur  Prüfung  zugelassen  zu 
werden^  unter  den  Prüfungsgegenständen  nehmen  auch 
die  GrundÄätze   des  GSvikechtes ,   des .  Enregistrements  und 
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Gebühreiigesetzes'^  die  praktischo*  GebührenbemessuDg'  in  ein- 
zelnen einf$c}ien  Fällen,  ihren  Plate-ein.  Wer  ia  ei^er 
Aecbtsakadeofiie  §inen  Preis  erhalten^  kann  öbne  Prüfimg 
lind  vorzugsweise,  zum.  Supemumeriat  berufen  werdeoi.  -— 
Die  Generaldirektion  der '  Forste  rekrutirt  sich  aus  den 
Zöglingen  der  ForQtschule  \  aber  um  als  Zögling  in .  di^ 
Soliule  auigenomnien  zn  werden ,  muss  der  Kandidat  19—22 
Jahre  alt,  ärztlich  Air  den  Forstdienst  tauglich  erkannt  sein, 
^as.  BaOcalaureat  ha  lettres  oder  wenigstens  ein  Ze^ugoiss 
übeir  gut  zurückgelegte  sechs  Gympasialklassen  besitzen,  den 
Nachweis  liefern,  dass  während  der  ^zweijährigen  Däner  des 
fprstcourses.  ein.  Jahreseinkommen  von  1500  Fr.,  und-  nach 
Beendigung  des  Courses  bis  zur  Erlangung  der  Bediensjung 
eines  wirklichen.  Oberforstwarts  ein  Finkommen  von  600  Fr. 
ihm  gesichert  «sei,  d^nn  die  PrüAing  aus  der  Math<ismatik, 
Geometrie,  Physik^  Chemie,  physikalischen  Astronomie,  Me- 
chanik^  Naturgeschichte^  Deutsch,  Latein^  Französisch,  Ge- 
^hichte;  Geographie,  Zeichnen  mit  gutem  Erfolge  ablegen. 
Jeder  Jahrescours  endet  mit .  einer  Prüfung.  Wer  die  E2nd- 
prüfüng  gut  besteht,  wird  Titular-Ober-Forstwart  und  edilUt 
ein.  Adjutum  jährlicher  1000  Fr.       . 

Man  ist  sehr  strenge  bei  der  Wahl  der  Prüfungsfiragen^ 
der  Vornahme  der  PrüAing  und  der  relativen  Würdigung 
der  einzelnen  Kandidaten.  Als  Beispiel  diene  dUs  von  der.  Ge- 
neraldirektion des  Enregistrements  und  der  Domänen  beobadb- 
tete  Verfahren.  Aehnüch  wird  b^im  Ministerium  selbst  und  in* 
allen  ihm  uptergeordneten  Verwaltungszweigen  vorgegangen. 

Die  Direktoren  der  Departements  schicken  die  Verzeich- 
nisse der  Postulanten  .  unter  Angabe  ihrer  Leistungen.  3?väh- 
rend  ^der  Probeverwendung  ein.  Nach  denselben  wird  iucbt 
blos  bestimmt,  welche  Postulanten  zur  Prüfung  zuzulassen 
sind ,  sondern  es  erhält  auch  jeder  Postulant  vorhinein  eine 
bestimmte  Note.  Nun  werden,  durch  eine  vom  G^eneraldirek- 
tor  eingesetzte  Kommission  die  f>ragen  Air  nlie  schrifUiche 
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Prüfiiog  des  laufenden  Jahres  bestiinint,  die  IVüfungskQmmiB- 
siouen  (je  eine  für  mehrere,  benachbarte  Departements,  ap 
dass  12 — 16  Kandidat w  auf  eine  B^onikiission  kommjßn)  imd 
der  Präfungstag,  für  alle  Kommissionen  der  gleiche,  bestimmt 
und  d§n  Kommisaonen  -die  Fragen  (jede  einzelne  unter  einem 
besondeiren  Siegel)  zugesendet  Die  Fragen  werderi  von  rfer 
Kommission  in- Gregenwart  aller rPrüfiingskandidaten  in  ihri^ 
Reihenfolge  und  jede  erst,  jiachdem  die  zur  Eeantwortuhg 
des  vorausgehenden  be$timmte  Zeit  verstrichen,  geöffiiet  und 

• 

dem. Kandidaten  mitgetheiU.  Deren  Beantwortungen  werdep- 
ebenfalls  in  Gegenwart  Aller  versiegelt  Und  unmittelbar  d9r 
Gen^raldlrektion  eingesendet.  Hier  prüft  die  bei  derselben 
bestehende  Konmoission  jede  einzelne  Antwort  eines  jeden 
Kandidaten  und  jertheilt  ihm  für  dieselbe  eine  nach  der  Wicb- 
tigkeit  deJB  Gegenstandes,  und  der  Güte  der  Antwort  sich 
richtende  Note.  Diejenigen ,  welche  die  schlechtesten  Noten 
haben,  werden  von  der  weiteien  Prüfung  ausgeschlossen;  ^ 
Für  die  andern.  Kandidaten,  werden  nun  von  der  Clen- 
tralkommiiision  die  mündlichen  Fragen,  bestimmt^  werden 
neue  Prüfungskommissionen  Und  zwar  wenigere  als  für  die 
schriftliche  Prüfung  niedergesetzt  und  die  Tage  bestimmt, 
au.  dexien  bei  den  einzelnen  Kommissionen'  die  PrüfuQg^n 
stattzufinden,  haben.  Die  Tage  werden  so.  gewählt,.. dass,  ein 
Mitglied  der  Centralkommission  als  Mitglied  aller  einzelneh 
Prüfungs)£ommissü)nen  mitwirken  kann.  Die  Würdigung  der 
einzelnen  Antworten  der  Kandidaten  geschieht*  hier  durch 
die  Prüfungskommissionen ,  vorbehalHich  jder  Berichtigungen, 
welche  die  Centralkommission  über  den  Yortrag  ihres  als 
Prüftingiskonunissär  verwendet  .gewesenen  Mitgliedes  '  be- 
scbliesst  Die  von  den. Kandidaten  erh^^tenen  Noten. werden 
mit  jenen  der  schriftlichen  Prüfung  und  jener  über  die  Probe- 
Verwendung  vereint  und  hieraus  die  Ranglisten  der  Kan- 
didaten gebildet,  welche,  der  Genehmigung  des  Ministers 
unterzöget)  werden.   Nach  dem  erlangten  Hange  w^en  die 
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Aspiranten  in  die  oftferi  werdenden  Stellen  berufen.  In  vielen 
Verwaltungszweigen  müsseh  die  Aspiranten,  gleichwie  es  bei 
der  Generaldirektion  der  direkten  Steuern  gesclfiebt,  jedes 
Jahr  sich  einer  neuen  ^  stets  in  ihren  Anforderungen  sich 
steigernden  Prüfling  unterziehen^  und  es  kann  leicht  kom- 
men^ dass  sie  aus  diesem  Anlasse  ihren  b^i  der  Sumome- 
riatsprüfung  erlangten  Rang  verlieren. 

Nur  ausnahmsweise  wird  eine  Wiederholung  der  schlecht 
bestandenen  Prüfung  gestattet.  Die  schon  in  Verwendung 
stehenden  Postulanten,  welche  die  Prüfung  nicht  ablegen 
oder  in  derselben  nicht  bestehen,  werden  ihrer  Dienstleistung 
enthoben.  • 

Abweichend  von  dem  Geschäftsgange  anderer  Länder 
ist  auch  jener  bei  Beförderungen.  Jeder  selbstständige 
Chef  verfasst  am  Jahresschlüsse  eine  Liste  jener. Beamten, 
die  Beförderung  verdienen.  Diese  Liste  umfasst  in  jeder 
'Kategorie  dreimal  so  viel  Nacnen,  als  durchschnittlich  Plätze 
offen  werden,  sie  wird  vom  Finanzminister  geprüft  und  ge* 
nehmigt.  Aus  den  in  dieser  Liste  enthaltenen  Beamten  .be- 
setzt  der  Chef  die  seiner  Elrnennung  zugewiesenen  Hätze, 
oder  schlägt  für  die  der  höheren  Ernennung  vorbehaltenen 
je  drei  Kandidaten  »vor.  Würde  der  Chef  einen  nicht  auf 
der  Liste  enthaltenen  Beamten  für  den  würdigsten  für  einen 
gewissen  Platz  halten ,  müsste  er  jedenfalls  die  Entscheidung 
des  Jtfinisters  einholen.  Bei  Besetzungen  von  Plätzen  in  den 
Departements  wird,  wenn  das  Departement  gegenüber  andern 
durch  Elröffnungen  nicht  allzu  begünstigt-  erscheint,  ohne 
Ausschreibung  eines  Konkurses  der  Departementschef  des 
Vervvaltungszweiges  angewiesen ,  den  Ternavorschlag  an  den 
Gentralchef  zu  erstatten^. sonst  aber  wini  ein  Konkurs  ausge- 
schrieben und  ohne  Abforderung  eines  Vorschlages  von  dem 
Centralchef  entschieden. 

Es  werden  jene  BefÖrderungs  -  Listen  auf  Grund  der 
QualiQkationstabeUen    und    Standrollen    angefertigt.      Diese 
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werden  mit  BerUdtsicfatigung  der  Bemerkungen  der  unmii- 
telbaren  Vorgesetzten,  und  der  kontroUirenden  Beamten  von 
den  Chefs  de»  Verwaltungszweiges  geführt.,  am  Jahresschlüsse 
an  die  Behörde,  von  der  die  Ernennung  des  Beamtjen  ausgegan- 
gen,  vorgelegt,  und  bei*  Uebersetzungen  der  Behörde,  in  deren 
Ressort  er  tritt ,  jnitgetheilt  In  denselben  wird  stets  angefühlt, 
ob  .der  Beamte  gesund^  frei  von  Gebrechen,  eifrig,  thätig,  zur 
Arbeit  geeignet,  gehorsam,  unterrichtet,  sittlich  sei-,  welche 
besoQdere  Fach-  und  Sprachkenntnisse  er  besitze.  Handidt 
es  sieh  um  .einen  Amtsvorstand  oder  Jemand,  der.  nach 
seiner  dienstlichen  Stellung  zu  einem  solchen  Posten  berpfoi 
w^e,  so  wird  beigefügt,  ob  er  eine  wissenschaftliche  Bildung 
erhalten  habe,  Festigkeit,  MUssigung,  Achtung .  gegen  die 
Vorgesetzten  besitze^  d^r  Achtung  der  Lokalautoritäteh,  der 
Liebe  und  Ehrerbietung  seiner  Untei^ebenen  geniesse,  ^e 
seine  Privatverhältnisse  beschaffen  seien.  In  manchen  Ver- 
waltungszweigen  wird  noch  weiter  gegangen.  So-z.  B.  for- 
dert ein  Cirkulare  der  Greneraldirektion  der  xiirekten  Steuern 
vom  1.  Dezember  1854  dje  Angabe  nachfolgender  Daten: 
die  Zahl  der  Kinder,  welches  Einkommen  der  Beamte  jtfusser 
seinen  dienstlichen  Bezügen  geniesse,  wo  sein,,  seiner  Frau 
und  ihrer  Familie  Eigenthum  U^e,  wo  seine  und  seiner 
Frau  F^unUie  wohne,  ob  er  sich  fUr  das  Land  oder  für  die 
Stadt  eigne,  .für  welche  Zweige  des  Dienstes  er  besondere 
Kenntnisse  und  Fähigk^ten  besitze,  wie  sein  Styl  beschafi'en 
sei,,  ob  er, besondere  Angewöhnungen,  und  Liebhabc^ien 
zeige,  ob  er  ein  Pferd-  halte,  ob  er  Nebenbeschäftigungen 
treibe. 

Die  Vergehen  der  Beamten  im  Dienste  werden  zunächst 
durch  Disciplinarstrafen  geahndet.  Diese  sind  Greldstrafeb', 
Verweisß  mit  odw  ohne  Veröffentlichung  in  der  Diensta][>- 

'  *  *  ■ 

theilung  (mise  ä  Fordre  du  jour),  Suspension,  vom*  Dienste, 
Versetzungen  auf  .eigene  Kosten  mit  oder  ohne  Gehaltverlast, 
Degrädirung,  Versetzung  in  den  Ruhestand  von  Amtswegen^ 
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die  .einfache  DienstesenÜas^img  (radiaüop-  des  cadres),  die 
DieüsteseDtsetzung  in  ^trafrechtUcher  JForm. 

Die  Gerichte  J^önnen  in  der  Regel*  gegen  einen  Staats- 
beamten wegen  Handlungen,  die  aus  seiner  amdichen  Stel- 
lung  entspringen,  nur  über  das  vorausgehende  Erkenn tniss  des 
Staatsraths  einschreiten,  dass  demVerfahrenllaum  zu  geben  sei. 

Nur  ausnahmsweise  bei  untergeordneten  Beamten  Und 
Dienern  d^  Zoll-,  Forst-,  Post-,  Münzwes^ns  wird  dieses 
Erkenntnisa  von  dea.  leitenden  Centralbehörden  des  Verwal- 
tuh'gszweiges,^  bei  Inspektoren  und  Unterinspekterea  vom 
Miqister  gefiült. 

'  Bei  den  untergeordneten  Beam.ten  der  indirekten  Ab- 
gaben ,  dann  bei  gelbst  Jioehstehenden  Beamten ,  die  mehr 
als  Bureau-  und  Hilfsarbeiter,  wie  als  Träger  der  öffent- 
lichen Gewalt  angesehen  werden,  kOnnen  die  Gerichte  un- 
mittelbar einschreiten,  nur  haben  sie  die  Anzeige  '  an  *  die 
vorgesetzte  Behörde  zu  erstatten. 

Gegen  Verwalter  öffentlicher  Gelder ,  die  entlassen  wor- 
den oder  die  ausgetreten  sind  oder  gegen  welche  dec  Ver- 
.dacht  der  Unterschlagung  der  ihnen  anvertrautep  Gelder 
vorhat,  schreiten  tlie  Gerichte  Über  Requisition  der  Verwal- 
tungsbehörde ebenfalls  unmittelbar  ein,  ohne  das  Erkenntniss 
des  St^ittörathes  abzuwarten^  ^ 

Jedes  Verbrechern  eines  Beamtea,  das  aus  seiner  ämt- 
lichen Stellung  entspringt ,  wird  als  Torfaiture  räges^en  und 
zum  g:ering8ten  mit  der  degradation  civique,  dem  Verluste 
der  politischen  Rechte  und  der  Unffthigkeitserklärung  für  jedes 
öffentliche  Amt,  jede  Zeugenschaft  und  Kuratel  und  jede 
Lehrerstelle  bestraft. 

Hieher  gehören  Veruntreuung  (soustraetion),  Unteisehleif 
(oo.ncüssion) ,  Betrieb  von  unerlaubten  Geschäften,  Gieschenkr 
^nnahme.    Missbrauch    der    Amtsgewalt,    Verbrechen    Bei 

'   VerfaMüDg  vom  Zt,  frim.  aaVIU.,   Dekret  vom  IL  Juni  1806, 
Ärr.'  %t)m  9.  pluv.  an  X.        .  '  -^^ 


45 


Führung  der.  Standesregister,   unbefugte  Führung  oder  Fort- 
setzung eines  öffenüichen  Amtes.  ^^  ^ 

Erst  durch '  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1853  wurden  -diQ 
Pensionsrechte  der  Beamten*  gleidifOrmig  geregelt^  bis 
dahin  hetrsclite  in  jedem  Verwaltungszweige  ein  eigenes' Sy- 
Stern.  Nach  der  Vorschrift  sollten  die  Pensionen  durch  AbSsüge 
YOtk  denijrehalten  und  sonstigen  Emolumenten  der  Beamten  ge^ 
deckt  werden,  allein  die  grossen- administrativen  Reformen^  die 
eine  bedeutende  Zahl  von  Beamtenreduktionen  zur  Folge  hatten, 
Hessen  fast  überall  den  duh^h  jene  Abzüge  entstandenen  Fond 
aJs  ungenügend  erscheinen ,- und  fast  in  jedem  Ministerium, 
mussten  ihm  Unterstützungen  aus  Staatsmitteln  gew^rt  werden. 
'  Diese  Unterstützungen  waren  von  siE^hr  ungleichem  Be- 
trage und  -  noch  verschiedenartiger  waren  die  Grundsätze, 
nach  denen  bei  der  Pensionirung  vorgegangen  wurde.  Bilie 
Reform  war  unerlfisslich. 

Dem  gegenwärtigen  Gesetze  liegt  nun  die  Berechnung 
zu  Grunde,  dass  der  Jahresbetrag  ;der  Givilpensionen  sich 
e^uf  29  Millicmen  Fros.  belaufen  werde,  wovon  11  Millionen 
durch*  Gehidtsabasüge,  Antheile  an  Strflfgeldemu.  dgL^  18  Mil- 
lionen durch  Staatsmittel  zu  decken  seien.  ^  Die  Pensions- 
anspräch'e  wurden  für  die  Folge  genau  normirt,  für  das 
Vergangene  wurden  vom  II  Januar  1854  angefangen  jalle 
bestandenen  Pen»pnskassen  (caisses  de  retraite)  eingezogen 
4md  die  auf  denselben  bestehenden  Pensionen  auf  'das  grosse 
Buch  der  Staatssdiutd  übertragen.  .     . ' 

• 

'»  Code  Pen.  166. 

'  Die  Beiträge  der  Beamten  wurden  für  1856  ven^nschlagl : 

5%  vt)A  .177,5  ÄiUionen  Gehalten      ....    .  8,9  Mponen. 
Vi»  ^^  ersten  Gehalte  und  der  Gehalttferhöhinfgen  ö,9         n       .     ' 
.  Abzüge  wegen  Urlaube    ..........  0,5         ^ 

Strafontheile    ....../ 0,7         „ 

Die  Erfolge  des  Jahres  1854  haben  übrigens  gezeigt,  da^s  .die  Suinme 
'\»n  llMifiiohen'  zu  gering  gegriffen  ^;  -daher  für- 1857-  etwad  über 
1!^;^  Millionen  Yeranachlagt  wurden.        '    *     .    . 
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Von  diesem  Zeitpiuikte.  angefangen-,  haben  alle  vom 
Staate'  ernannien  Funktionäre  'Ansprüche  anf  Pension  und 
sind  den  Abzügen  für  die  Pensionen  unterworfen.  Diese  Ab- 
züge bestehen  in  5%  ^pn  den  (behalten ,  in  y^^  ^^  ersten 
Gehaltes  Und  jeder,  folgenden  Gehalteerhöhung,  in  Abzügen 
'wegen  Urlaube,  Abwesenheit  vom  Amte,  Disciplinarstrafen, 
JMe  Genüsse  der  Einnehmer  und  überhaupt  aller  Beamten, 
die  ganz  oder  zum  Theile  in  Perzenten  der  durch  sie  ver- 
walteten Gelder  bestehen ,  unterliegen  diesen  Abzügen  nur 
sü  %^  der  R^t  wird  als  ein  oneroser  Bezug  zur  Bestrei- 
tung .der  Kanzlei  -  und  etwaigen  Miethkosten  betrojcfatet 

'  Die  Pension  wird  4n  der  Regel  entweder  hlos  dmrcb 
Zurücklegung  eines  bestimmten  Lebens-  und  Dienstesälters 
oder  durch  ein  bestimmtes  Lebens-  und  Dienstalter  in  Ver- 
bindung, mit  Umständen  erworben,  welche  dem*  Beamten  die 
Fortsetzung  des  Dienstes  unmöglich  machen. 

In  ersiterer  Beziehung  wird  die  Pension  durch  ein  Alter 
von  60  und  eine  Dienstzeit  von  SQ  Jahren  ün4  von  jenen 
Beamten,  die  15  Jahre  im  aktiven  Dienste  (im  Gegepsatze 
zum  sedentären)  zugebracht  haben,  durch  ein  Alter  von 
55  uAd  eine  Dienstzeit  von  25  Jahren  erworben. 

Zeigt  sich  die  Entfernung  des  Beamten  Yovä  Dienste 
wegen  der  minderen  geistigen  oder  physischen  Befähigung 
nothwehciig,  so  erfolgt  die  Pensioniruqg,  auch  wenn  ^der 
Beamte  die  erwähnten  Lebens-  und  Dienstjahre  äicbt  zurück- 
gelegt  hätte.  Dem  Minister  ist  hinsichtlich  pHer  nicht  von 
det  Ernennung  des  Kaisers  abhängigen  Beamten  die. diskre- 
tionäre Gewalt  eingeräumt.  Manche  Beamten ,  z.  B.  die  Ge- 
neral- und  Parükuläreinbehmer  dürfen,  selbst  wenn  sie  sonst 
fähig  wären  und  -die  normalmässige  Dienstzeit  nicht  zurück- 
gelegt hätten,  über  das  70.  Lebensjahr  hinaus  nicht  im  Amte 
belassen  werden. 

In  beiden  hier  dargestellten  Fällen  richtet  sich  diie  Pen- 
sion  nach  dem  Durchschnitte  der  dem  5%  Pensionsabzüge 
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untorworfenen  Bezüge  der  letzten -sechs  Jahre,  und'  besteht 
für  jedes  Dienstjahr  in  Vm  dieses  Duiichschnittes ;  hat  jedodi 
ein  Beamter  25  Jahre  im.  aktiven  Dienste  zügebrachf ,  so 
wird  die  Pension  mit  der.  Hälfte  jenes  Durchschnittes  und 
mit  y^o  für  jedes  weitere  im  Staatsdienste  zurückgelegte  Jahr 
bemessen..  In  keinem  Falle  kann  aber  die  Pension  mehr 
als  %  jenes  i)urchschnittes  und  mehr  als  das  für  jede  Dien- 
steskategorie festgesetzte  Maximum  betragen.  Dieses  Maxi- 
mum bleibt  bei  höheren  Bedienstuugen  weit  hinter  Jenen 
^fj^  des  Durchschnitte»  der  letzten  Gelia^lte  zurück.  Im  Finanz- 
dieoste.  überst^t  die  höchste  Beamtenpensiion  nicht  6000  Fr., 
und  überhaupt  erreicht  sie  nur  im  Ministeriuni  des  Aeussem 
12,000  Fr. 

.Kriegsdienste  werden  nur  dann  angerechnet,  wenn  ihnen 
wenigstens  12  Jahre  im  sedentären,  oder  10  Jahre  im  akti- 
ven Dienste  folgen.  Civildienste  ausser  Europa,  von  Func- 
tio^ären  verrichtet,  die  aus  Europa  dahin  gesendet  werden, 
werden  der  Zeit  nach  ly,  mal  gerechnet ,  ohne  dass  jedoch 
hierdurch  die  zur  Erlangung  einer  Pension  geforderte  Dienst- 
zdt  um  mehr  als  y,  abgekürzt  würde.  15  Dienstjahre  ausser 
Europa  berechtigen  die  Pension  mit  55  Altersjahren  anzu- 
sprechen. Die  Jafatfe  des  Supemumerariats . und  Dienste,  die 
vor  dem  zurückgelegten  zwanzigsten  Jahre  geleistet  werden, 
können  nicht  in.  die  Dienstzeit  eingerechnet  werden. 

Es  werd^  zur  Erlangung  der  Pension  um  zehn  Lebeos- 
und  Diens^afate  weniger  gefordert,  wenn  die  DienstunflAig- 
keit  Folge  eines  schweren  Siechthums  ist,  das  sich  der  Be- 
amte in  ErfiUlung  seiner  Dienstpflicht  zugezogen  hat,  oder 
wenn  er  in  Folge  der  Aufhebung  seiner' Dienststelle,  ausser 
Verwendung  tritt. 

/:    Wenn  endlieh  die  Dienstesunimügkeit.  a)  in  Folge  eines 

Aktes   der  Qingebung   für   das   öffentliche  Wohl   oder   zur 

-Rettung  eines  Mitbürgers '  oder  in  Folge  .  eines  in  Erflillung 

deiner  IKeimtpfliciit. bestandenen  Streites  oder  Kampfes  eintrat 
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oder  b)  Folge  eines  achweren  Unftdies  (z.  B.  der  Erblin- 
dung) ist,  der  notorisch  aas  der  Vollziehung  des  Dien- 
stes hervorgegang^i  ist,  so  ist  der  Beamte,  als  Ausnahme 
von  der  allgemeinen  Regel  ^  pensions&hig,  welches  'auch 
immer  die  Zahl  seiner  Alters-  und  I>ienst|ahre  wäre,  und 
diePeüsion  wird  im  ersten« der  beiden  hier -erwfthntai  FfiUe 
mit  der  Hälfte,- im  zweiten  mit  einem  Drittbeil  detf  Durch- 
Schnitts  der  letzten  -dem  Abzüge  unterKegienden  GehaUe 
(selbstFcrständlich  ol^ne  Ueberschreitung  des'  gesetzlichen 
Maximums)  bemessen. 

Wer  freiwillig  aus  dein  Staatsdienste  tritt,  des  DienstiBs 
entlassen  oder  abberufen  wird,  verliert  fClr. sich  und  sduie 
Angehörigen  das  Recht  auf  die  Pension.  Der  Pension  wird 
verlustig,  wer  nachträglich  überwiesen  wird,  während  .des 
Dienstes  dem  Staate  Gelder  entzogen  oder  seinen  Dienst 
gegen  einen  Entgelt  aufgegeben  zu  haben-,-  wer  im  Pensiöns- 
tftände  zu  einer  entehrenden  Strafe  verurtheUt  wird,'  od^ 
wer  die  Pension  durch  drei  Jahre  nicht  bezieht  DerPen- 
sionsbezug  bleibt^  eqdlich  während  der  Zeit  suspendirt,*^als 
Jcpiand  seiner  Nationalitätsrechte  beraubt  ist  (z^  B.  während 
dl^  Kriegsdienste  bei  fremden  Staaten); 

. .  Auch  die  Minister,  Unterstaatssekretäre,  Staatsräth^  * 
Präfekte  *  und  Unterpräfekte  sind  als  solche  nicht  pensiöns- 
fähig  und  unterliegen  darum  keinen  Abzügen,  doch  werden 
ihnen  die  auf  diesen  Posten  zugebrachten  Jahre  gerechfiet, 
falls  sie  früher  odei*  später  auf  pensionsberechtigten  Posten 
gedient  hätten. 

Die  Beamtenwittwen  haben  in  der  Regel  Anspruch 
auf  Pension  niir  unter  der  Doppel bedingung,  dass  ihr  verstor- 
bener Gatte  pensionsfähig  war  und  dass.  sie  d^iselben  we- 
nigstens sechs  Jahre*  vor  Beendigung  der  thätigen  Dienst^t ; 
geehlicht  haben.  Die  Pension  beträgt  gewöhnlich  ein  Dritt- 
theil  der  Pension  des  Mannes  ^  hätte  die  Pension  des  Ibnne» 
weniger  als  300  aber  nicht  weniger  als  100  Fr.  betiage^ 
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so  wird  die  Pension  'd^r'  :Fraa  jedenfalls  mit'  100>  Fr.  be- 
Blessen,  beirft^  <)ie'  i^ensiod  des  Ifennes  weniger  als 
100  Fr.,  so  iai  die- Pension  der  Frau  d^  Pension  äeS-Han- 
nea  gleich.  ,  .  . 

Die  Wittwer  eines  Bekmlen ,  äUst  das  lieben  durch  l^hiff* 
bruöh'oder  dundi  eines  der  oben  Erwähnten.,'  ein^  g&ndtigere 
P^nsionsbehandhing  begründenden  Ereignisse  verloc/  cärhAlt 
ausnahmsweise  doie  Pension  aifch  dann «  wenn  sie  mit  ihrem 
Maiige  *noch  nicht  durch  sechs  Jahre  verheirathet  war.,  falls 
nur  dieVerehlichung  vor  deni-tTn&lle  erTolgte,  weldier  4en 
Tod  oder  die  IXenstunflibigkeit  (les  Beamten  hert>eiRlbrte ; 
bei  Schiffbruidi  und  iA  den  oben  litt  a  und  5  erwähnten ' 
Fälen  •  i^ird '  die  Pension  sogar  mit  %  der  Päosioi^,  die  dein 

*  * 

Manne  gebülnt  hätte,  bemessen.  «    '   < 

\^ittwen ,  ^  die  dureh  ihre  fichjaldVon  Tiisch.  und  Bett 
geschiedeh' waren,  haben  keinen  Anspruch  auf  Pension. 

IMe  minderjährigen  Waisen  eines  -Bjkamten,  der. eine 
Pension  oder  Bensiönsanrechte  hatte,  erhalteuali^  züsiEunmen 
eine  Pensiop.  im  Betragt  der  Pension  der  Wittwe  d^  Be- 
amten,  folls'o'sie  auch  mutterlos  niid,  odei^  ihre  Mutter  dne 
Pension  mcht  bezieht-  Diese  Pension  wird  ühter  sie  zu 
gleieheif  TheiljMi  ^ilfeilC,'  die  Äntheile  des  Ablebenden  öder 
grossjäbrig  Werdenden  fallen  ap  die  .nebrigeu  und  die  Pen- 
sion hört  e^t  dann  auf-,  Wenn  das  jüngste  Ein ^  das  Alter 
der  Giossjährigkeit  erteiicht      . 

]^teHässt  der  Beamte  ausser  einer  Wittwe  und  dereii 
Kindef  noch*Kinder  früberef  Ehen,  so  wird,  wenn  nur  Ein 
Kmd-  vorhandäi  ist*,  ein  Viertheil ,  soüst  aber  die  Hälfte  üer 
Pension  der  Wittwe  entzpgen  und  Jenen  Kindern  zugewiesen. 

Die  Pensionen-  können  nicht  an  eiüen  Dritten  abgetre- 
ten, und  nicht,  wtfter  als.  bis  zu  eüiem  Fünftheile^  oder 
höchstens  bei  grösseren  Pensionen  ^  bis  zu  einem  Dritttheiie 
und  nur  zu  Gunsten  des -Staates  od^r  ppvilc^irter  Gläubiger 
mit  Besehlag  bdegt  od^  gesperrt  werdeo.  — 

Hock,  Finanzverwaltung  Prankreich»  4 
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Es  läset  sich  nicht,  vei'keilnen,-  dass  dieses  Pensions- 
System  Bpur^fi  grosser  Eile  an  sich  trägt. 

Die  Pensionen  der  Beamten  sind  riel  za  -gering  bemes- 
sen, um  als  Hbtire  nachhaltigen  und  rücksichtsfreien  ESfers 
dienen  zu  können ,  sie  sollten  ftlr  höheres  Alter  und  'längere 
Dienstzeit  reichlicher  gespendet  werden:  Noch  kümmerlicher 
und  namentlich  in  Vergleich  mit  den  Pensionen 'der  (▼ater- 
und  ihutterlosen)  Waisen  unbe^iflich  klein  sind  die  P^- 
sionen  der  Wittwen.  Wenn  sie  mehrere  Kinder  zif  etnähreif 
tebeii,  SO' ist  ihr  Loos  dn  Schauder  erregendes.  — 

Wenp  man  den  Personal-  und  Besoldungssiand  des  ¥1- 
nanzministeriuras  durdi^eht,  welchen  wir  in  Beziehung  atlf 
das  erste  EapitiE^l  dieses  Buches  im  Anhange  mittheilen ,  'so 
wird  man  vor  allem  das  bestätigt  finden,  was  wir  oben 
über  die  .geringen  Gehalte  der  untergeordneten  Beamten  er- 
wähnt  haben.  Es  werden  sich  aber  noch  folgende  nicht 
unwichtige  Bemerkungen  aufdrängen: 

-  Die  Zahl  der  untei^eordneten^  schlecht  bezahlten,  ans- 
ffichtslosen  und  daher  unzufriedenen  Kanzlei-  und  Schreib- 
beamteh  'ist  eine  höchst  geringe,  was  gewiss  vom  iBnänsiisl- 
len,  vom  nationalökonomischenund  sähst  vom  politischen 
Standpunkte  als  höchst  vortheilhäft  sicfi  darstellt.  Es  hängt 
diess  mit  den  grossen  Summen*  an  Bureauspesen  zusammen, 

»  • 

welche  den  Vorstdiem  der  Behörden  und  Aemter,  nament- 
lieh  den  allein  verantwortlichen  Rechnungslegeim  bewilligt 
And,  wofür  sie  den  Kanzleidienst  sei  es  gegen  YerrechBung, 
sei  es  auf  eigene  OefiBÜur,  zu  besorgten  haben.  Die  ZaJd  der 
höheren  Beamten  steht  zu  jener  der  niederen  in  -einem  sol- 
chen Verhältnisse,  dass  jedem  Staatsdiener  die  Aussicht  aqf 
Beförderung  "naheliegt,  ja  selbst  in  jeder  Diensteskategorie 
bestellen  so  viele  und  so  bedeutend  steig^de  Öehaltsklassen, 
dass  Belbst  Talenten,  welche  für  einen  höheren  Wirkutigs^ 
kreis  nicht  geeignet  sind ,  .  die  Aussicht  ajif  ein  lohnendes 
Weiterkommen  eröffiiet  bleibt    *  :  -    * 
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.  Diö  Gehalte  sintl  nicht  In  ällto .  Verwallatigszweigen 
gleich,  bemessen, 'was  nicht  immer  aus  innet^n  in-denEh 
fbrdemissen  des  Dienstes  gelegenen  Grüknden  ^tsprungen^ 
sondern  oft  Folgen  Üer  Isolirung  der  einzelnen  Dienslzweige 
und  des  Mangels  einer'  steten  -  sie  ordnende  und  ausglei- 
chenden Hand  sein  dürfte.  Anei^ennensWeräi  ist  aber^  dass 
der  aujsw&rtige,  mehr  anstrengende  und  yermtwörtliGhe 
Kieiisf  •  nidit  hinter  dem  Bureaudienste  im  Ifinisteriüm  eu- 
rllckgeaetxt.  ist  ,^  waa  am  sprechendsten  im  Vei^hältnisse  deir 
Direktoren  in  den  Departements  gegen  die  BureaucKid&  im' 
Ministerium  henrortritt 

Bb  ist  femer'  rühmend  herVot^niheben.'dass'  seit  eioer 
längen 'Bähe  von  Jahren  fortwährlßnd,  im  ^iüsammenhange 
mit  Yereinfachungen  in  der  Behandlung  der  Geschäfte,  auf 
Verminderung -der  Zahl  der  Beamten  hingewirkt  wird. 

'  Im  Jahre  1618  unter  Nappleoü  —  wo  allerdä^gs  das 
Reich  112  statt  wie  jetzt  86  Dej)artements  um&sste  —  wafen 
iü  der  Gentralrerwaltnng'  zwei  Minister  (des  Staatsschatzes 
und  der  Slnanzeü)  und  31' Abtheilungen  mit  4562  Beamten 
und  eiüem  Kdatenaufwande  von  13.4'  Millionen  mit 'dem 
beschäftigt,  was  1830  durch  Einen  Miiilster  und  13  Abthei- 
Imogen  mit  2982  Beamten  ^  und  einem  Kostenaufwande  von 
8,5  Ifillioüen,  und  jetzt  durch länea  AGnister  und  11  Abthrt- 
lungeln  mit  2435  Beamten  und  einem  KöstenaufwaiMle  TOd 
6,1  Ifill.  Bics..  besorgt  wird. 

Im  Jahre  1824  wurden  die  einzelnen  Generaldirektiwen 
mit  dem  S^anzministerium  in  Einem  Hotel  vereinigt,  -Eän 
Kassa-  und  Em  Rechtarath  ftlr  alle  Zweige  des  Ministeriums 
eingeiietzt  Bei  der  Einhebung  der  direkten  Steuern  wurden 
über  4000.  Locadeinnehfaierstdlen  eingezogen,  und  durch  die 
hiedurch  yergrösserten  Einnahmen  der  übrigen  möglich  ge- 
macht, ihre  Provisionen  um '2,420,000  Fr.  (mehr  als  19%) 
zu  yennindem. 

Bereäs  1830  betrug  die  Ersptumiss  äurch  die  verminderte 
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Zahl- der  Beaaiteo'  und  ctie  venninderteji  Bezüge  der  ver* 
s(5lue<)eiien  ESnneböier  .  und .  ZaMmeister  mehr  übs  16  Mil- 
Uopen  ^S'rancs. 

\   .        '•     •       •       ••  '-.:     .  ■ 

.  2. .  Die  €re8cliAft«behandliuig;.     . 

*  •  ^         .    .       ■ 

.  Efer  Geschäftsgan  gdesFinan^midisieriumB  ist^rjeäi 
|>ureaukraiisch ,  ja  der '  -Fi^aiizminister  ist  in  aeitien  ^  Eni- 
Scheidungen  unabhängiger  als  die  meisteoi  andern  Jimister, 
4ie  fast?  alle  einen  Fachrath  ssor*  Beile  haben.  In  der  Regel 
6iiden.beim  Fitiimzmin^teriuni  Berathupgen  .nicht  Atattf^ntir 
ausnahmsweise  veranlasst  der  Minister  Sitzungen  beliebig  2U- 
femmengesetzter  Comitär's.  Die  unterstehenden  Abtheilutigeil, 
selbst  die  Generaldijrektionen,  värfiassen  gltich  dieEriedigunga- 
entwürfe  überihre  Anträge^  der  Minister  parapbirt  jeneBtIt-' 
wOrfe)  oder  substitiiirt  ihnen  andere  ihm  niehr-  s&usaeetfde.' 

Dieselbe  Unümschränktheit  innerhalb  des  angewiesenen 
Wirkungskreises  und  innerhalb  der  Anwendung  deis  Gesöts^, 

»  •  •  •  •  • 

die  dem  Finanzntinister  eingeräumt*,  ist,  besitzt  auch' jede 
der.  ihm  Unterstehenden  Geaeräldirektionen. 

•  •  • 

Der  MiiAisler  ernennt  die  Bureanchefe  der  Oeneraldirdc- 
tioiteii  und  die  Inspektoren  ih  den  Departements ,  die  Griind- 
buohsfUhrer  (eonisenrateürs  des  hjrpothöques)  die  SStmehmer 
des'Ekiregistrement,  die  Obereinnehitter  (r^ceveursr  pinndiMnuE) 
der  2oll-  und  Verzehrungssteuer- Aemter,  die  Tabakverleg&r, 
die  Oberingenieurs  des  Katasters/ die*  Direktoren'  der  Y^ 
zebrungssteiier  :in  den  geschlossenen  Städten,  die  Postdirek- 
toren in  PAris  und  in  den  Orten  ^  wo  ihr  Reineinkomtnen 
2000  t'ranes  und  mehr  beträgt,  die  Unterinspektofen,  die 
Postmeister,  die  Mitglieder  der  Direktion  und  sämmtliohe 
Agenten  des  Packetbootdienstes,  die  MUnzwardeine  und 
ifünzwardelnsgeUlfen ,  die  Kontrollore  der  Münzstätten ,  den 
Cönsenrator  des  MOnzmuseüms,  die  Eiilnehmer  und  Kon- 
trollore  der  Punzirungsämter ,  die  Inspektoren  und  ICoBtrol- 
fore  der  lW>ak-   und  Pulverfabriken,  die  Inq[>ekioreii  der 
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Tabakpflamrangen  j  die  J^genieure  für  die^.Qebttnde.  und  Ufa- 
schin^  der  TäbakverwaUuif g ,  die  SupernumeriU^  und  die 
Zöglinge  der  Forstschule.  Die  Besetzung  aller  and^enr  fie^ 
amtenstellen  hftngt  von  den  Generaldireklionen  ab. 

An. den  Minister  gelangen  aUe  statistische  Uebersichten. 
aUe^<^lussreebnungen.^  alle  legislative  fVagen  ^  alle  Systemi- 
siruBgen  ypn.  Aemtem  undDienstpI&tzen,  alle  Verfügungen 
über  das  Staat^eigenäium ;  gittere  Rauten  und  Anschafftain- 
gen,  einzelne  wichtigere  admiaistraüye.  Fragen  z.  R  Forat- 
wirihschaftsplftne,  wichtigere  Baubewilli^ngen  im.Forstrayon^ 
alle  Prozesse,  "die- T>eim  Staatsrath  oder  dem  Kassationshöf 
anhftngig.  gemacht  werden  sollen,  alle  Gesuche  um  besöndeine 
Anerkennung  lüid  Ehrenauszeiehnüngen  für  goleistet^  Dienste. 
Sonst  aber  wird  er,  wenn  er  nicht  selbst  über  Rekurse  von 
Parteien  (welche  alle  nach  dem  <jeschäftsgang6  nur  als 
ausserordenUlche  Gnadengesuche  erscheinen)  \.  besondere  ^r 
empfdUqnged ,  Reklamationen  anderer  Ministerien ,  oder  aus 
eigen^Jnterea^  yoji  einer  specieUen  Angelegenheit  EenntnUs 
nehmen  will, yvom  Detail  der  Verwaltung  gar;  nicht  b^elUgt 

I>ieVertheilut)gd£jr 'Geschäfte  unter  die  einzelnen  Bureau» 

der  Q^eneraldire^tionen  ist  durch  Ordonnanzen  geregelt. 
#•  "•  '"  ■  * 

IMetSeschäftsbehandtung  ist  in  der  Regel  auch,  hier  diöJbureau-' 

kratische,  doch  müssen  folgende  Gegenstände  im  -DirekHbns^. 

rathe  vorgetragen  werden  >  die  Feststellung  des  Ausgaben-Bud« 

giet ,  Stimfiifikcben ,  streitige  RechnüngssaehQii , '  Ersatzansprüche 

g^ienB£cbnuiigs]eger,ZT^angsmassregeln.^egi^  Steuerpflieh- 

tige,  GebUhr^irückstellunjgen ,  ^Dührehntohlässe,'  Ausfuhr- 

pr&mim^. Errichtung  und  Aufhebung  von  Aemtem  und  Dienist-  * 

stellen^  -  Ei:weitei^ng  lOder  Beschränkung  ijifer  Befugnisd^e, 

Entlassungen^ J)egradirungen ,  Quiescirungen  ^  Pensioniran^en 

von  -  Beamten.  -  Der  Ministei:  wie   der  Direktor  rhaben  .•  di» 

•      ■      ■  •■  •      * 

Repht,,  auch. über  andere  Gegenstände  die  Berathung  anzu- 
ordaäLi  IiBit- det  Genenddirektor  mit.dem  Ö^schlusse  des  Rathes 
nkdit'4iiiff  ^  itet.er  a)i  dea.Aßnis'ter..'  '*    • 
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.  DiQ  Gteneraldii^tk)n  bat  iqi  ihren  B^ehl^'  an  den 
Minister  Ober  jeden  Gegenstand',  der  seinei*  Enfadietdang 
bedarf,  ein . genau. formtrlirtes  'Gütachten  abzugeben,  diesdbe 
Regel  ist  für  jeden  Beriebt  einer  untergeordneten  Behörde 
an/die  ia>rgesetzte  vorgezeicbnet       '^ 

Wit  haben  im  ersten^ ^apitel  gilben,  dasa  jede&Ge- 
fftllszweig  ^n^  eigenen  Gener^direktion  antertraut  ist  und 
daiB9  jede  Greneraldirektion  ihre  eigenen  rput  den  Triigem 
der  andern  Dienstzweige  unabhängigen  Organe  in  den  l)epar- 
tementa  besitzt  Diese  Sonderung  erstreckt,  dieb:  bis /iuf 
die  untersten  Organe  in  den  Arrrädissementff^  OantoQis  und 
Gemeinden  herab  ^  jft  «ie  geht  so  weit ,  dass  htVcbst  selten 
eine  Verletzung  aus  einem  Verwaltungdzweige  in  den  jmdem 
erfolgt,  nnd  dass  selbst  uoter  der  vereinigten  Generaldirek- 
tion des  Zolls,  der  indirekten  Abgaben  Und  der  Staatsmono- 
pole  und  in  den  -Departements,  wo  flir  alle  di6se  Zweige 
Ein;  I>irektor  besteht,  die- Trennung  der  untergeordneten 
Organe  in  voller  Schärfe  beibehalten  worden  ist^  ^lEtn  Afikt 
in  Frankreich' in  dieser  Sonderung  der.  Dienste  und  der.  da- 
init  verbundenen  spec^ellen  Widmung  und  Aüsbüdung  des 
Baamien  für  ein  einzelnes  eng  begrenztes  Fach  eine  «beson- 
dere Bürgschaft  für  die .  Sicherheit  des  Dienstes.  «Es  jftsst 
sich  auch  nidit  läugnen :  die  Einschulung  und  Drillung  w4id 
duroh  diese  Theilung  der  Arbeit  sehi^  gefördert;  allein  ob 
diese  Theilung .  nicht  zu  weit  getrieben  sei  und  hie  und  da 
duxdi  eine  Vereinigung  mancher  Kraftverluat  und  manche 
Correspondenz  vermieden,  werden  könne,  ist«  eine  andere 
Friage.  Jedenfalls  ist  aber  diese  Sonderung.  priuzipi^l  den 
Einriditungen  anderer  Länder  vorzuziehw,  wo  mit -geringen 
Ausnahj|ien  in  allen  Instanten  alle  Gefiülszweige  Einer 
lUeftung  anvertraut  sind. 

Die  fiinheit  des  Dienstes  liegt  in  Frankreich. nur  jäi  den 
höohsiten  Organen ,  ip  Aet  Person  des  Minister^ ,  infi  GMoeral- 
sekretariat  luid  in  d<sn  Generalinspekioren.-^  Ob  dies 'hiiDieicbe, 
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oder  ob. durch  die  unmittelbare  Verbkidui^  der  Oeueral- 
direktoren  mit  dem.  Hülister,  und  durch  eip  aus.  den  Gene- 
raldirektoren  und  den .  Vorstehern  <der  anderp  C^itralorgane 
zusaaunengesetztes  Conseil  ein  innigeres  Zusammenwirken 
erzielt  werden  sollte,  bleibt  zu  eotsch^den. 

Das  Haupt  jedes  Verwaltungszweiges  in  den  Depar- 
tements sind^  wie  erwähnt,  die  Direktoren  (in  den  Forsfe- 
bezirken  der  Forstmeister,  cpns^rvateur.)  Ihre  Wirkungs- 
kreise in  andern  als  Verwaltungssachen  sind  beschränkt,  sie 
können  blos  die  Individuen  in  der  Kategorie  d^r  Diener  z.  B. 
die  Blnanzwachmannschaft,  die  Forstwächter  ü.  dgL  .er- 
nennen; nicht  einmal  die  Aufnahme  von  Supernumerären 
ist  ihnei>  gestattet 

Dagegen  sind  sie  es,  welche  alle  Zahlungen  anweiibn, 
alle  Ckurres^ndenz  mit  den  Centralbehörden  in  Paris  und 
den  Nebenbehörden  in  den  Departements  unterhalten^  Die 
untergeordneten  Organe  können  und  sollen  zwiu*  zur. gegen- 
seitigen Unterstützung  persönlich-  mit  eiiMM^der  in  Ve^biu- 
dung  treten,  allein  sobald  unter  ihnen  iigend'ein  Zwiespalt 
oder  ein  Zweifel  Qber  ihre  gegenseitigeu  Wirkungskreise  und 
Vorrechte  entsteht,  haben  die  DirelUoreo  die  Fra^  auszu- 
tragen. Ebenso  stehen  zwar  die  Arrondissementseinnehmer 
Betreffs  der  Einhebung  der  Gebühren  und  Betreffis  des  Straf- 
verfahrens mit  den  Gerichten,  und  Staatsanwälten  im  l^hriften- 
Wechsel ,  allein  handelt  es  sich .  um .  Gesetzausl^ungy  Con- 
flikte  u.  dgL,  sg  Jiaben  die  Direktoren  einzugreifen. 
.  .  IhFO  Geschäftsbehan41ung  ist  gleichfalls  die  büreaukra- 
tische,  doch  sind  sie  in  ihren  Entscheidungen  vielfach  an  die  Siu- 
sümmung  derihnen  beigegebenen  Inspektoren  gebunden..  Bios 
mit  diesen  und  den  Unterinspekioren  einerseits ,  den  Hauptein- 
nehmern andererseits  stehen  sie  in  regelmässiger  (JorrespOUr 
denz.  An  Jepe  wenden  sie  sich  in  allem,  was  die  Leitung 
und  Ausführung  .des  Dienstes,  die  Anwendung  dei:  Gesetsae 
und  yoE9chrifk9B,  die  Ueberwacbung  der.amtliehen  Gebähxung 
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und  dm-  PrivataulltlliruHg  dec  Beamten  berührt,  und  (»n 
diese  in  allen  Geld-  und  Kassasachen ^  und  in  allen  Ange- 
legenheiten des  Strafverfahrens,  des  Begleitscheinweeens ,  der 
StaÜBük.  Nur  ausnahmsweise  treten  sie  mit  anderen  ihnen 
nntergeordueten  Beamten  in  unmittelbare  Berührung. 

Mannigfache  Einriclitungen  erleichtern  ihnen  die  Einsicht 
in  den  Lauf  der  Geschäfte.  £s  werden  ihnen  die  V'erord- 
nungsbücher  vorgelegt,  worin  die  Inspektoren  ihre  Bemer- 
kungea  Über  die  (zebahrung  der  einzelnen  Aemter  und  Wach- 
abtlieilungen  niederlegen ,  die  Reisejournule  der  Beamten  des 
aktiven  Dienstes,  die  Gebahrungsausweise  der  EinDehmQr, 
die  UebersichCen  der  aushaftenden  Reste,  an  siegelangen  die 
BcflcbwerdCD  der  StenerplUchtigeii ,  die  Anseigen  der  Beamten. 
Wenn  ein  Beamter  aus  was  immer  für  Ursachen  im  Haupt- 
orte  des  Departements  anwesend  ist,  hat  er  sich  dem  Di- 
rektor vorzustellen. 

.  Sie  haben  wenigstens  einmat  im  Jahre  alle  Aemter  und 
Beamte  ihres  Verwaltungszweiges  zu  untersuchen;  sie  sollen 
diese  Reise  unvermuthet,  ohne  Begleitung  des  Inspelilars 
unternehmen  und  nicht  unterlassen  die  Lokalautorit&ten  zu 
besuchen,  um  auch  von  diesen  Bemerkungen  über  die  Art 
der  Verrichtung  des  Dienstes  und  die  sociale  Haltung  ihrer 
Beamten  zu  sammeln. 

Ueber  die  Erfolge  ihrer  Reisen  und  die  andern  Er^b- 
oisse  des  Dienstes  liabeii  sie  vierteljährig  Bericht  an  die  vor- 
gesetzte General direktion  zu  erstatten.  Vorfalle,  die  eine 
dringende  Verfügung  nothwendig  machen,  haben  sie  sogleicii 
anzuaeigen,  nameutUch  sind  Antrage,  welche  auf  das  Budget 
Eiolluas  üben,  noch  vor  dem  September  jedes  Jahres  su  er- 
statten, damit  bei  Ausartieilung  des  Budget  darauf  Rück- 
sicht -  genommen  wetxlen  kann.  Sie  führen  Vormerkungen 
Ober  die  EUnnahmen  und  Ausgaben,  die  besonderen  Regie- 
kostön,  die  von  ihnen  ausgehenden  Geldanweisungen,  die 
bewilligten  Kredite,,  die  Hiethen,  Lieferungen,   Kwttoneo 
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und .  Sti%fviStendluiigeD  V  QimMkation8to  über  die  Be- 

amliRii  imd  aoaser  dem  besondere-Hefte  {dosaiers)  über  alle  dei> 
Beamten  betrefibnden  VorkommoiBse/dänn'  Amts- 
BtaekfiOrtenreehnungenv  Einlauftprotokolle,  Regi- 
stratorSTonnerkungön  u.  dgl,  m.         . 

An  ihnen  ist  es  zu  bewirken,  dass  das  ganze'  sich  kreur 
ziende  und  steigernde  Systenv  von  E<)ntrollei[i ,  der  GlieddH 
des  Amtes,  der  sedentär^ii  und  dei  aktiven,  d^  vorgesetzten 
und  inspicirenden  und  der  untergeordneten  Beamten,  -4^ 
yerrechnenden  und  der  Verwaltungsorgane,  der  ausgesteUten 
Urkunden  und  der  davon  abgetrennten  Junten,  Ränder,- Talon^, 
der  Büeh«r  der  tJeld  anweisenden  und  der  Bücfa^  der  Gfeld 
auszusenden  Beamten ,  in  denen  —  vielleicht  allzu  0^t  ^^  dis 
Wesen .  der  -franzOsischea  Verwaltung«  besteht,  seinen  steten 
iAuf  mit  Ordnung  .und  Eifer  fortsetze,  und  sie  haJben  die  B» 
gebnisse  geordnet  d^rJiüheren  Einsiebt  zu  unterbreiten.  .' 

Eigenthümlich  ist  die  Stellung  der  Inspektoren.  Sie.  sind 
nicht  entschd^dende  und  nicht  geldanweisende  Beamte;  nach* 
aussen,  gegenüber  dem  Publikum,  haben  sie  in  .der  grossen 
Mehrzahl  der  Geschäfte  keine  Autorität  y  aber  flir  den  Dienst 
sdhst  sind  sie  die  zunächst  wirksamen,  ^anregenden  und 
übetwacbenden  Organe.    -  -    ; 

*  Jlure  Haüptau^be  ist  die  p^odiscte  BMdsung  des 
ihnen  unterstehenden  Bezirkes.  Sie  reisen  nach  floem  eigenen  . 
Ermessen  und  zeigen  dem  Direktor  blos  4en  Tag  ihrer  Ab^' 
reis^  und  die  Hauptorte,  die  sie  berührtin^ werden ,  an  und 
stellen  ach 'ihm .  nach  ihrer  Aüokkehr  vor.  Sie  geh^  auf 
ihr^n  Reisen  in  alle;  einzelne' Amtshandlungen  ein',  unter- 
suchen dieKasisen,  die  Amtsschriften,  pflegen  Nachschaut 
bei  Steuerpflichtigen.  Is^  irgendwo«  der  Dienst  vernachlässigt, 
so  übernehmen  sie  selbst  'eine  Zeit  lang  die  Leüung;  Wird 
ein  zweifelhafter  Fall  ihrer  Entscheidung  unterzogen ,  so  isnt- 
scheiden  sie  nur,  wenn  ihnen  der  Fall  ganz  *klar  dünkt  und 
weder  ven  Parteien  nodi  Beamten  Eänsprache  gegw  ihre 
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Enlacheiduiig  erhoben  wird.  Sie  stehen  allein  uhue  Uilfä- 
beamten  da,  weil  man  will,  dass  sie  so  weuig  als  möglich 
in  Sohreibgescbäfte  sich  verlieren.  Ilire  Verfl^ngen  und 
Gutachten  setzen  sie  darum  meist  nur  am  Rande  der  ihiien 
unterbreiteten  Vorlage  an. 

Ganz  eigenthüniÜch  ist  in  den  Departements  die  Stel- 
lung der  Dienstchefs  (Direktoren,  Coiiservatoren ,  General- 
eiiiuebmer)  uud  ihrer  Untergebenen  zu  den  Präfekten.  Der 
PrÄfekt  wird  dem  Namen  nach  als  Chef  aller  Verwaltungs- 
zweige  seines  Bezirkes,  also  auch  der  finanziellen  angesehen. 
Alle  Beamten  iles  Dei)artements  haben  eich  vor  ihrem 
Amtsentritte  bei  ihm  zu  melden  und  sich  ilbei-  ihre  Aiuta- 
litel  auszuweisen  und  er  beglaubigt  sie.  Wenn  die  leitenden 
Beamten,  die  Direktoren  und  der  Generaleinnehmer,  auf 
Urlaub  gehen,  haben  sie  ihm  den  Tag  des  Antrittes  und 
die  Dauer  desselben  anzuzeigen ;  die  gleiche  Anzeige  erstatten 
die  Direktoren  in  Betrefi'  der  Inspektoren. 

Der  Präfekt  hat  das  Recht,  alle  Beamte  des  Depiurte- 
nients  vom  Dienste  zu  suspendiren;  allein  ungeachtet  dieser 
Attribute  hat  er  in  die  finanzielle  Verwaltung  wenig  darein 
KU  reden.  Bei  Besetzungen  und  Beförderungen  wird  er  lo 
der  Regel  nur  vom  Standpunkte  der  hohen  Polizei  und  auch 
das  erst  seit  wenigen  Jahren  befragt,  die  Correspond«nz  der 
ünanzielten  Departemental  -  und  Central behörden  findet  ganz 
ohne  seine  Diizwischenkunft  statt. 

Höchstens  dass  die  receveurs  göncraux,  welche  auch 
eine  grosse  Summe  Dopartemental-  uud  Kommunalgelder  tu 
verwalten  haben,  wenn  sie  einen  Urlaub  verlangen,  ihre  Ge- 
suche durch  ihn  laufen  lassen  oder  dass  zwischen  ihm  nod  den 
Centmistellen  sich  eine  'Correspondeuz  eröffnet,  weoii  das 
ge^nseitige  Zusammenwirken  zur  Abstellung  gewisser  Miss- 
Ifräuche,  Härten  u.  dgl.  von  Seite  der  Behöi-den  oder  Kommunen 
erforderlich  ist;  aber  in  allen  diesen  Beziehungen  ist  es  nur  sein 
('harakter  )ils  politischer  Beamter,  der  sich  geltend  machr. 
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-  Die  einzigen  Funktionen  in  Finanzsachen,  welche' ihm 
überlMgeii  Und,  bestehen  in  Folgendem,  und  selbst  von 
diesen  ist  Utk  Theil-  erst  durch  das  sogenannte  Dezentralisa- 
tiouügpsefa  Tom  25.  Hän  1B52  ihm  zugewachseä*: 

.  a)  Beim  Enregistrement  unc^  in  Doaiätiensachen  werden 
die  Becbtsstreitigkeiten  -  im  Namen  des  Präfekts  geführt  ^  ^ 
daher  sdüe  Zustimmung  zu  denselben  erforderlich  ist.  (Bei 
andern  Abgaben  erfolgen  die  gerichtlichen  Schritte  im  Na- 
men  des  Generaldirektors  oder  Ministers).  Er  wacht  *  über 
die  Integrität  des  Staatseigenthums.  ^ 

.b)  Eben  darum  überwadit  er  die  Einnahme  und  Yet- 
w^dung  der  Öffentlichen  Gelder ,  -er  scontrirt  die  Kassa  des 
Zahlmeisters,  durch  ihn  gelangen  die  Gebahrungsaui^eise 
des  .Generaleinnehmers  an-den  Minister. ' 

€)  Mannigfach  ist  die  Thätigkeit  des  Präfekts  in  Sachen 
der  direkten  Besteuerung,  doch  ist  es  zweifelhaft,  ob  er 
hierin  als  Chef  des  ^litischen  oder  des  Elnanzdienste^  handle, 
jeden&lls  wird  .die  Darstellung,  derselben  im  Kapitel  über 
die.  direkten  Steuern  einen  geeigneteren  Platz  finden. 

d)  Der  Präfekt  entscheidet  über  die  Errichtung  von 
Gewerbe/Unternehmungen  im  Grenzbezirke,  er  yeröffentlicht 
den  Lauf  der  inneren  den  Grenzbezirk  vom  inneren  ZoH- 
gebiete  scheidenden  Linie^  er  kann  die  Kontrolle  über  den 
G:etxeideyerkehr  im  Gh^nzbezJrke- verschärfen. 

e)  Er  vBrlftngert  die  den  Tabakpflänzern  gesetzlich  be- 
willigte ürist  zur  Ausführ  der  Tabakblätter,  er  macht  durch 
seine  Unterschrift  die  Ausweise  über  die  von  den  Tabak- 
pdanzeifn  zu  leistenden  Ersätze  wegen  mangelnifef  Tabak- 
pQimzen  rechtsverbindlich.  ^     Er  entscheidet   vielfach   über 

*  Code  de  proc^are  dvile,    art.  69.       ^  .      ' 

^  0cMi6  vom  30.  JdQi  1790,  15.  florM  an  X.  (5.  Aprtt  1802), 
11.  pluv.  .aü  Xü.  (31.  Jas.  1S04),  5.  Dec  1814,  Ord.  vom  L  April  1821. 

'  Arrftt^  17.  üim.  ao  IX.  (8.  D^oernjl^er  1800),  QeeeU  17.  brom.  an  Y. 
(7.*  Kövembeir  1796). 

*  GeeeU  vom  M.  Äpiil  1816.  '        .   » 
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•  

die  Zulässigkeit  derAbfinduBgen  von  dan^-GetränkesteuerD, 
die'6)r0s8e  der  Abfindungdsomme,  die  Verthi^iil^  doopelbeD 
unter  die.  Steuerpfliclitigen. 

f)  Der  Präfekt.  ernennt  die  Landv^inesser^  £e.  Zi- 
menürungsbeaittten ,  die  Einnäimer  der  GemeindeB,  derep 
Einkünfte  300,0QO  Fr.  des  Jahres  nicht  überschreiteQ,  die 
überzähligen  Steuerdnnehmer  (pepeepteurs)^  die  Direktoren 
der  städtischen  Octrois,  die  Forstwc^ie  der.Gemeindeii juid 
offen tlioben  Institute,  di^  untei^eordneten  Sanität^  und  Hafen- 
amtsbeamte.  die  BeaiQten'  für  die  innere  ScbiflEEthrt-:  die 
Briefträger,  er  vergibt  die  Pul Yertrafiken^  die  Tabaktra^ 
fiken  und  Postbüreau's ,  deren  Absatz  und  beriehungsweise 
Gebührenbetiag  1000  Fr.  d.es  Jahres  nicht  überschi^tet    \ 

g)  Der  Präfekt  entscheidet,  üben  das  Outächten  oder 
den  Vorschlag  des  Ciiefs  des  Verwaltungszweiges- und' nach 
Anhörung  des  Präfekturrathes ,  /."•.. 

über  AblassungsfäUe  im  Pulvei^fftlle,  wenn  die  StraTe 
nidit  1000  Fr.  überschreitet  j  '       . 

über  die  von  dei^  einzelnen  Gemeinden  in  den  Depar- 
temeQte,.  wo  der- Tabakbau  gestattet  ist,  zu  bepflanaenden 
Flächen,  über  die  Art,  wie  die  Ablieferung  der  Blätter  an 
die  Regie  zu  geschehen  habe; 

über  Verpachtung  von  Staatsgütern,  wenn  der  Pacht- 
Schilling  1000  Fr.  des  Jahres  nicht  tibersteigt; 

über  die.  auf  Staatsgüter  gegen  Widerruf  •  ta  Ubemeh- 
mende  Dienstbarkeite^.;  •-•. 

.  über  die  Einräumung  usurpirter  Staatsgüter  ah  die  bis* 
herig6n  B^itzer  nach  den  Gesetzen  vom  20.  Mai  1836  und 
ia  Juni  1847 ,  wenn  der  Werth  nicht  2000  Fr.  übei^gt*, 

über  die  Abtretung  von  Staatsgütern  f^r  öfl^ntUche 
Strassen  und  den  Austausch  von  solchen  Gütern  gegen^aii- 
döre^  früher  diesen  Zwecken  gewidmete;  -«  - 

über '  die  Einsprache  der  Forstmeister  gegen  HolMc^ilige 
der  Gemeinden  und  öfientlichen  Institute;  .    • .  * 
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über  ddn   Verkauf,  der  'Forsiprodokte   dieser   Körper- 

schauen;  ^    ■   .      " 

ttber  StraBö^narbeiten  und  Kanaliaimngett  ux  diesen 
Forsten;  ' 

über  die  Emchkmfg  g^witeer  im  Allgemeinen' nifdit  ge- 
stattete 6e^«rbe  und  Bauten'innehalb  der  forste;. 

'•Ihm  st^ht  die  Gtenebnugung  von  Ausüben  zu,  die 
2000  Fr.  nidit  überschreiten.  :        •  . 

kl  einem  weiteren  Sinne  übt  auch  der  .Unterprft- 
fekt  einige  deii/ResBsort  des  Fmanzministeriums  tierühirende 
Fiujktionien. 

-  Die  niieisten  derselben  betreff«^  die  direkten  Steuern 
und  werden  bei  diesen  ei^ähnt  werden,  aber  auch  ausser- 
d^m  ist  es  der  ITateipi^äfekt ,  welcher  die  Siegel  an  die  Pa- 
I^ere ,  .  Gdder  ..und  Meubles  der  fiklürten  oder  flüchtigen 
öffentlichen  Recfanungsleger  anlegen  lässt 

E(  parapfairt^e  Regi^^r  der  Einnehmer,  er  bc^^ubigt 
mit  Zustimmutig  d|^  Anrondissamentseinnehmer  die  Steü^er- . 
tretier^der  Steuer p  und  Qemeindeeinnehmer.  Er  begutachtet 
alle  Streitigkeiten  in  Beziehung. 'der  *  Eingangdgebühreii  auf 
etetoänke  in  den'  ^dieser  Abgabe  unterworfenen  'Gemeinde^, 
er  ordnet  die  Vernichtung  des  verbotwidrig  gepflanzten  1^- 
baks^an,  er*  entscheidet  über  die  haneren  SchiffbhrtsabgaJbeü. 
Man  sieht,  es  ist  seine  Stellung  als  poUtisphe  Autorität,  aus 
welcher  diese  Funktionen  abgeleitet  sind  ^  ein  Einflusa  auf 
die  finanzielle  Gebahning  ist  ihm  nicht  gewährt 

/Eben  so:  eig^thümlich  als  die  Stellung  der  Finapz- 
beamten  zu  dem  Präfekten  ist  die  Stellung  der  Finanzver- 
waltung zu  den  verschiedenen  adm-ii^isträtiven  Tribut 
n-alenrUhd  d^  eig[entlicheH  .Gerichten. 

In  ^  den  meist^i  Fällen  geht  die  Berufung  gegen  die 
E&tscheldtmg  einer  Finanzbehörde  nicht  aü.  die  ihr  votge- 
setate  Behörde^  sondern  an  ein  administrativibs  Tribunal  oder 
ein  Geriebt,  und  in  ^vielen  Fäll^  kann  die  Finan^vefwaltung 


62. 


zur  Diircbse);zuDg  ibier  Apsprücfae  nioht  in  .  eigener  Macht 
vorschreiteD ,  sondern  bedarf  des  Ausspruches  eines  solctien 
Tribunals  oder  Gerichtes  oder  wenigstens  der  Hitirirkung 
des  lezteren. 

Es  ist  ein  .Verfassungs-Grundsatz  des  modeicnen  Frank- 
reichs, —  henrorgerufen .  durc^  die  Ansprüche  der  alten  Parla- 
mcoite,'  den  Anordnungen  und  Gesetzen  der  Staatsgewalt  lerst 
durch  die  Registrirung  in  die .  GterichtsprotokoUe- .die  allge- 
meine Gültigkeit  zu.  verschaffen,  und  durdi  die  Opposition, 
die  sie^  den  letzten  yorbereitenden  Schritten  ^ur  Staatsumwld- 
zung  machten,  -^  dass  die  Gerichte  keinen  Theil  an  der  Ans-' 
Übung  der  gesetzgebenden  Gewalt  nehmen  >  dass  sie  *  den 
Vollzug  der  Gesetze  weder  hindern  noch  hemmen,  'Mass- 
nahmen der  Verwaltung  nicht  stören^  die  Verwaltongsb^ 
hörden  w^en  ihrer  Amtshandlungen  nicht  Yor  sich  berufen^ 
noch  über  Akte  der  Verwaltung  erkennen  können.    " 

WjBnn  cße  Präfekte  in  dep  Departement»  od^  die 
lilinister  einen  solchen  Eingriff  der  -  Gerichte  in  'die  -  ge- 
setzgebende öder  die  Verwaltungsthötigkeit  wahmehmed 
oder  durch  die  Staatsanwaltschaft  darauf  aufinerksftm.  ge- 
macht werden  soUfen,  ist  es  ihre  Pflicht  dagegen  vor  dem 
Kaiser  und  seinem  Staatnrath  'Einsprache  zu  erheben.  Die 
ersten  gesetzgebenden  Körper  F!*ankreichs  gingen  in  ihrer 
Scheu  vor  den  Uebergriffen  der  Gerichte  so  weit,  dass  sie 
selbst  viele  Piivatakte  der  Verwaltung  ihrer  Ei^eättfaiiss 
entzogen,  und  erst  ^Imählig  kam  nnm  spftter,  soweit  nidit 
positive  Gtosetse  entgegenstanden,  auf  billigere  Grundsätze 
zurück. 

Nach  der  gegenwärtigen  Praxis  betrachtet  man  icbdier 
als  von^  der  gerichtlichen  Entscheidung  ausgeschlossen  und 
der  administrativen  vorbehalten: 

1)  Alle  Fragen  über  das  Staatseigenthdm  aus  anderem 
als  privatreehtlichem  Titel,  alle  Fragen  d^  Expropriafiim 
zu  (UfentUcben   Zwecken,   Uber   usnrpirte,    vernaobUtaigte, 
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vorweggenommene  Haupt"-  und  Vidfialaiiassen ,  üfaer-lHenst- 
barkeiten,  Arbeiten  und  Beiträge  fbr  öflTentliche  Zwecke^ 
und,  scdbst  ins  Privatrecbt  eingreifend,'  über  die  Rechte  des 
Staates  auf  veräusserte,  verp&ndete,  vertauschte,  von  Pri- 
vaten usurpirle  Staatsgüter; 

2)  über  die  Widmung  des  Staatseigen thums  ztr  i^)ezidlen' 
Zwecken;  • 

"   8)  über . Weiderechte  lind  Forstservitute  inf  Staats-  uiid 
Glemeindewaldungen ,  die  Art  und  Ausübung  dieser  Rechte ; 

4)  übelr  den  Umfang  der  Ooncession  von  Bergwerken, 
über  die  Erfüllung  der  daran  geknüpften  Bedingungen ,  über 
die  Rücknahme  der  Bewilligung ; 

5)  über  die  Aüsbrocknung  von  Morästen  und  die  daraus 
entstehenden  Verhältnisse  zwischen  dem  Unternehmer  und 
den  Grundeigenthünmm ; 

6)  über  die  Fähren  und  üeberftihren,  die  Weg-  und 
Brückengelder  und  -das  'Rechtsverhältniss  zu  deren  f^htern; 

7)  über  die  Ermittlung  der  Grundlagen-  und  aber  die 
Umlage  der  direkten*  Steuern; 

8)  über  die  Pensionsansprüche  der  Beamten ; 

9)  über  die  aus  den  Renten-  und  SchatzscUeinen  eht- 
springenden  Rechte  gegen  den  43taat,  4ie  Uebertragung  der-' 
selben  an  dritte.  Personen  (transferts)«  - 

10)  über  die  öflRsntliche  Rechnungspflege; 

■ 

11)  über  die  politischen  und  Wahlrechte  und  die  Art' 
der  Ausübung  derselben^        ^ 

12)  über  die  Auslegung  administrattver  Akte,  nament- 
lich der  Lieferungs-  und  Untemehmungsverträge.  ,'* 

Vielleicht  können  manche  der  Entscheidungen  des  Prft^ 
fekts  und  jedenfalls  müssen  die  Entscheidungen  des  Finanzr 
nunisters  über  die  Forderungen  an  den  Staat  aus  lieferungs-' 
und  Uiftemehnfüngsyerträgen^  aus  Renten-  und  Schatzschei- 
nen  und  Anw^ungen,  dann  über  Disc^narvergehen  und 
Pensionsapi^>rüehe  der  Beamten^  fds  Entscheidungen*  eines 
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adminiBtrativep  Tribuhftls  äggesehen.  werden;.. allein  ▼orzugs- 
weise  nennt  inan  administrative  Tdbunalß  jene  'kollegialisclip 
näeb  festen  dem  Rechtsrerfejiren  angeD£he]:ten  Formen  vor- 
gebende, zur  Entscheidung  admmistrEtiver  Fragen  berufenen 
Behörden;,  welche  ferne  von  jeder  eigentliche  Yerwaltung 
vorzugsweise  dieser  rtc]iter]ichen  Thätigkek  gewidmet  sind 

#  * 

lind  ausser  ihr  nur  ebie  beratbende  au)süben.  Es  sind  dieses 
die  Präfektuitftthe,  der  Rechnung^iof  und  der  Staatsratb. 
Des  letztgenanntem  halben,  wir  bereits  drwähnt,  der  Reob- 
nuiigshöf' wird  im  drittem  Kapitel  dne  ausfUhrlüßbere  Be^ 
^prechung  finden,  sq  dass  wir  hier  nur  des  PTfifekturaatbes 
zu  erwähnen  haben.  '•    ^   . 

Er  besteht  in  seiner  letzten  Organisatioh  ^üoxdk  das  De- 
kret vom.  28.  März  1852  im  DepiEurtejfoent -der  Seine  jaus 
(Ünf,  in  einige^  gföss^en  0epiurtem6nts  aua  vier  und  ^nst 
aus  drei  vom  Kaidec  ernannten  Räth^  unteJr:4^m.Voi39itze 
des  I^räfekten  y  er  berathet  den.  letzteren  in  bestimmten  wich- 
4agere&. Angelegenheiten- und  .entscheidet  in  «erster •  loatasz 
über'  die  oben.  Ziff.  1,  3  und- 6  erwähnten*  GtegenstlUide) 
über  die  Auslegung  der  Akte  der.  Departements  -  iftid  Lokal- 

•  •  •    • 

behörden  und  über  die  Öffentliche  RechnungspQege  der  grossen 

«  '      •  •  • 

Mehrzahl  d^  Gemeinden  ui^d  öffentlichen.  Anstalten.  .Von 
ihm  geht  die  Berufung  an  den  Staatsrath.  --7 

Ganz  im  .Gegensatze  mit  dieser  Beschränkung  der  jQe- 
richte  betrachtet  man  als  in  der  Eegel  in  ihrer  Kpippetenz 
gelegen:  jede  Entscheidung  über  die  Anwendung  des  Ge- 
setzea.auf  dnen  konkreted  Fall,  mag  nun  dieses  Gesetz  auch 
einen  administrativen  oder  finahziellen  Gegenstand  betrefibn.  * 
Ausnahmen  bilden,  wie  aus  dem  frühei*  Gesagten  erhellt, 
blos  die  Gesetze  über  rein  politische  Akte,  wie  über  die 
Wahlen  und  die  politischen  Körperschaften ,  und  jene  über 
den  Wirkungskreis  und  die  Thätigkeit  administrativar  Bcr 
hörden. .   Die  Gerichte  entscheiden   darum,  nicht  über  jdie 

.     '  OmtU  vom  5..yentd6e  lOi  XII.  (25.  -Februar  1804).    ^ .  ^ 
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•    ■  . 

Abw^dung  derOeöetsEettber  die  direkte  .fiegteuerubg',  wöil 
hier  nach  dein\iii*T!rankreich  herrschenden  Sysienie  die^ 
Steuer  durch  politische  Körperschaften  und  administrativ^ 
Organe  ohner^Zuthun  des 'Steuerpflichtigen  umgdegt  t)der 
ausgesprochen  ^eird ,  allein  sie  eätiseheiden  doirt ,  wo  Qin 
Konflikt  zwischen  der  Steuerbehörde  und  dem  Steuerpfflich- 
tagen.ttber  den  Bestand  der  Steuerpflicht  und  das  Ausmass 
derselbe '  in  Tillen  deir  indirekten  Befifteuerung  entsteht, 
deift>  hiör*  eirtspring4i  die  Steuerpflicht  aus  einer  bestiminten 
Angabe  oder  Handlung  des  Privaten  und  ob  und  .in  wie 
weit  diese  unter  .die  Bestimmungen  des  Gesetzes  falle,  dar- 
über'sind  die  €reiichte  competent. 

r  Eben  so  «ntscbeiden  ausschliesslich  die  Gerichte  über 
jede  als  strafwürdig,  erklärte  Uebertretung  dös  Gesetzes^  — 
welchen  Gegenstand  dieses  auch  betreffe  —  und  aus- diesem 
Grubde  fallen  alle  GefftllsüberCretüngen  unter  die  Ji^risdlktiön 
der  Strafgerichte.  *  ^         "  .      .    ' 

Es  bietet  diese  Einrichtung  grosse  Vortheile.  Sie  stellt 
die  Siaatdabgaben  unter  da»  allgemeine Jtecht,  gewährt  eiüe 
eindringlichere  Ueberzeugung  über  die  Rechtmässigkeit  dsr 
Forderung-;  die  Strafwürdigkeit  und  Schande  der  Verkürzung 
derselben.  Sie  bietet  di6  Bürgschaft,  dass  die  Behörde,*  von 
welcher  die  Steuerbemessung  ausgegangen,,  und  die  Vorge- 
setzten^,  nach  deren  irriger  Weisung  sie  vieUdcht  gehandelt, 
auf  das  Eärkenntniss  nicht  überwiegenden  Einfluss  üben. 
Sie  werden  zwar  tfber  die  Motive  ihrer  Ekitscheidung-  un^ 
über  ihre  Ansieht  gehört ,  eälein  daii.  erkennende  Tribunal 
ist  ausser  ihren  Einfluss  gestellt.  —    •  "^ 

Das  Gesagte  düiRe  ein  übersichtliche^  Bild  der  mate- 
riellen  Behandlung  der  Geschäfte  gegeben  haben.  Wiats 
die  formale*Behandlung  betrifft^  so  wird  formgerecht 
und  wohl  auch  mit  Sachkenntniss  imd  gründlich  gearbeitet, 

•*   Vetgl.  M. "f.  LaferriiSre. .  Cours  de  Öroit  public  et  administratif. 
4.  Aä«g.  2  Btod?  a.    Parte  löte— W  .  ^-    ..        : 

Hock,  Finanzrerwaltung  Frankreichs.  5 
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allein  oft  fehlt  der  »höbere  Btand^ünkt  und  -weitere, 
Ausblick;  •      •      .      . 

ISa  ist-  meistens  bis  in-  alle  Details  bestimmt,  zu  welcher 
Behörde,  in  welches  Bureau  jedes  Geschäftsstück  gehöre, 
welchen  Gang  an  seinfft  Bestimmung  es  zu  nehmen,  mit 
Welchen  Belegen  ds  zu  versehen  sei. 

Auch  die  äussere  Form  des  Geschäftsstiickes  ist  vorge- 
zeichnet.  Auf  dem  ersten  Blatte  links  oben  Ut  das  Ministe- 
rium,  der  Diensizweig  des  Bureau's,  eine  kuree  Angabe  des 
Gegenstandes , .  Knks  unten  der  Titel  oder  die  Funktion  des 
Adressaten  anzugeben.*  Rechts  oben  steht  die' G^schäfts^ahl. 

Die'  zu  beobachtende  Ck)urtoisie  richtet  sich  nach  dem 
Range  des  Angeredeten,  ist* aber  kurz  und  einfoch. 

Die  Geschäftssprache  ist  dort^  wo  nicht  juridische  Form- 
Uchkeiten  zu  erfüllen  sind,  klar  und  bündig.  Die  ESgen- 
thUmJiöhkeit,  dass  jeder  ämtliche  Erlass^  nicht  an  die  Behörde, 
sondern  an  deren  Vorsteher  gerichtet  ist  and  aü  ^esen  per- 
sönlich sich  wendet,  nöthigt  zu  einer  gewissen  Höflichkeit, 
'die  McJht  vernachlässigt  wird,  wenn  man  nicht' an  eine  Person, 
sondern  an  ein  Abstraktum  schreibt,  und*  schärft  den  etwa 
nothwtodigen  Tadel.      *  .    ► . 

In  Cirkularen,  Instruktionen  und  Berichten,  die  nur  ibr 
den  Beamtenkreis  bestimmt  sind,  spricht  sich  manchmal  one 
allzubreite  Selbstgefälligkeit  aus,  doch  gewahrt  man  überall, 
dass  man  es  mit  einer  alten  wohlgeschulten  Verwahong  su 
thim  hal)e;  für  jeden  Akt  ist  das  bezeichnende  Wort,  das 
•eBtsprechende*  Formuli^e  bereits  gefühden: 

Jedem  Formulars  -  und  Registerhefte  ist  in  Form  einer 
Vorerinnerung  *  eine  kurze  Instruktion  über  den  Gebrauch 
des  Formulars  eder  Registers  vorgedruckt  .       . 

Gesetzes-  und  Verordnungsblätter,  offizielle  und* halb- 
offizielle  chronologische  Sammlungen  (Instructions*  g^örales, 
Bulletins ,  Annale^,  systematische  Zusammenstellungep  <Codes 
annot^ ,  wdbei  jeder  Stelle  des  Textes  des  Hauptgesetze^  öder 
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der sTstematidchemZiisaminensfeUimg' dij&  allmählig  einffetre- 
tenen  näheren  Bestimmungen  oder  Abänderungen  beigefi)^ 
sind)  und  Handbücher  erleichiem  die  dienstliche  Ausbildung. 

•  •        • 

Die  Juristen  klagen  ^  dass  in  den  Erlässeh  dei*  Verwid^ 
tungsbefaörden  nicht  genau  unterschieden  werde,  wann  sie 
Mos  benachrichtigend  oder  belehrend,  und  wann  ^sie  als 
entscheidende  Gewalt  sprächen..  Da  übB!r  ihre  Entscheidun- 
gen der  Rekurs  theils  an  die  Gerichte ,-  theils  an'die  admi- 
nistratiYen  Instanten  gdht  und  dessen  Ergreifung  an:  eine 
PräklusiTfrist  von  drei  Monaten  gebunden  ist  y  so  wäre  eine 
soliche  Unterscheidung  von  Wichtigkeit. 

Besondere  Au&nerksamkeit  wird  der  Inneren  Ordnung 
der  Behörden  und  Aemter  zugewendet  Uei)eraU  werdet) 
chronologisch  geordnete  Einlau^rotokoUe,  alphabetisch  ge- 
ordnete Nachschlagebücher,  ein  besonderes  Yerordnungsbuch 
eben&lls  mit  seinem  Index  geführt  Dass  es  in  gehöriger 
Ordnung  geschehe,  kein  Rückstand  sich  anhäufe,  die  Erle-' 
digung  der  einlangenden  Greschäftsstücke  schneU  (in  der  Riegel 
fünf  Tage  xiach  dem  Empfange)  geschähe^  haben  die  Vorge- 
setzte-und  die  untersuchenden  Beamten*  des  aktiven'' Dien- 
stes zu  überwachen.  Auch  auf  die  30)*gfältige  Aufbewahrung 
der.  Amtspapiere  wird  gesehen,  eascbeint., sogar,  dass  m^n 
hierin  etwa^  zu  weit  gehe. 

In  jedem  Verwaltungszweige  bestehen  genaue  Instruk- 
tionen, welche  Papiere  und  wie. lange,  ob  4-,  8,  12  Jahre,- 
für  imnier,  sie: aufzubewahren,  welche  frei  oder  nur  üjjter 
der  Bedingung  der  Verstampfung'  zu  yeräüsdem  ^pd.  '  In 
jede  Amisuntersuchung  wird  auch  *das  Amtsinventar  und  das 
Amtsarchiv  (die  Registratur)  einbezogen. 

Der  Art,  173  des  Strafgesetzbuches  bel^t  jeden  Richter, 
Verwalter^  öffentlichen  Beamten  oder  Rechtsagenten,  der  Akten 
vernichtet,  unterschlägt,  vorenthält  oder  ihrer  Bestinmiung 
entzieht,  welche  er  iQ  seiner,  Eigenschaft  au&ubewahren 
hat,   oder  die  ihmi  wegen   des   Amtes,   das   er  bi^kleidet, 
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anFertoaut  lynrden,  mit  zeitlicher  Zwangsarbeit.  WenQ.solche 
Handlungen  durch  Andere  begangen  werden,  allein  den 
Archivaren,  Ean^Jeidirektoren,  Notaren  oder  andern  Beamten 
eine  Nachlässigkeit .  zur  Last  fällt,  so  werden- letztere  nach. 
Art  439  mit  Gefanigniss  ron  drei  Monaten  bis  einem  Jahoe 
und  emer  Geldstrafe  von  100— 300  Fr.  belegt 

Man  muss  anerkennen,  die  franzödsche  Fihanzverwal- 
tung  ist  eine  wohleingericbtete.  Vielleicht  wird  nur  zu  viel 
kontrollirt,  rapportirt,  cotirt,  paraphirt,  korrespondirt,  cen^ 
tralisirt,  in  Bücher  und  Vormerkungen,  in  Tabellen  und 
Listen  gebracht,  getheilt  und  gesondert ;  das  Rüstzeug  ist 
schwer  und  zahlreich ,  leicht  wird  dadurch  die  freie  Bewege-, 
lichkeit  und  der  heitere  Muth.  der  bewegenden  Massel  und 
der  unmittelbare  Vetkehr.  d^  entscheidenden  Behörden  mit 
den  Personen  und  Sachen  gehemmt,  über  welche  sie  ent- 
scheiden  sollen. 

In  Preussen  und  überhaupt  in  Norddeutschland  hßt  mäo 
den  entgegengesetzten  Weg  eingeschlagen^  die  Vorschriften 
vereinfacht,  die  Eontrollen  auf  daa  Upentbehrlichste  be- 
schränkt^ wenige  aber  gutbezahlte  Beamte  eingesetzt^  ihnen 
in  nächster  Nähe  ein  Oberhaupt  mit  ausgedehnten  Befug- 
nissen und  freiester  Stellung  vorgesetzt,  den  Centralbehörden 
nur  das  'Wichtigste  vorbehalten  y  und  man  kann  nicht  läug- 
nen ,  dass  der  Cktng  ein  rascherer ,  der  Beamtenschlag  in 
den  unteiüti  und  mittleren  Schichten  ein  kömigerer  und  edle- 
rer sei.  Man  darf  auch  bei  dem  grossen  Unterschiede  im 
Volksr§ichthume  und  in  der  Lebensweise  nicht  einwenden, 
dass  der  erzielte  Ertrag  in  Frankreich,  ein  grösserer  seL  ^  . 

Uebrigens  hängt  das  Verwaltungssjstem  auf  das  innigste 
mit  der  Gesetzgebung  zusammen,,  und  nichts. wär^  uns  frem- 
der als  die  Schlussfolgerung,  dass  das  Verwaltungssystem 

*  Wir  fitohen  -mit  unserm  Urtheile  über  die  Licht-  und  Schattenaeiten 
der  franzöeischen  Ver^ftltang  nicht  allein,  ein  ähnliches  hat  bereits  Vivien 
abf^gdben.    Journal  des  Eoonomistes^    Jahrgang  1853,  T.  31,  8.  6. 
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PreuBsend  ouoh  in  Frankreich  bei  Aufrecljthaitung  der  pife- 
hibitiyen  Zölle  tind  der  gegenwärtigen  Gtetaränkestäuer  an- 
zuwenden sei.'     * 

m 

8.  Ißttel  ZOT  Sicherang' der  Hechte  des  ;Stfutts8cI^ 

« 

'  Es  gibt  in  jedem  Staate  eine  grosse  Heihe  von  admini- 
strativen ^  dyü  -  und  -strafrecfatlidien  Massregeln ,  welche  dazu 
vbestimmt  sind ,  die  Rechte  des  Staatsschatz^  gegen  die  Sorg- 
losigkeit, Unkuode  oder  Untreue  seiner  eigenen  Org^e, 
wie  gjegen  .nicht  Yöllig  gegründete  Anforderungen^  absicht- 
liche oder  unabsichtliche  Beeinträchtigungen  in  Schutz  zu 

-  ^  • 

nebmen.  In.  Frankreich,  wo  das  rOmiscbe  Recht  mit  allen 
in  ihm  enthaltenen  Privilegien  des  Fiskus  die  verbireitetste 
Anwendung  gefuüdenr  hatte;,  gibt  es  deren  mehrere,  als  in 
4en' meisten  andern  Staaten,  und  sie  sind,  seit  der  Revolu-- 
tion  -r^  vielleicht  gerade  wegen  der  durch  diese  geltend  ge- 
wordenen absoluten  Macht  der  Majoritäten  und  der  durch 
sie.  gegebenen  Gesetze  —  noch  ausgedehnt  und  verinehrt 
worden.  Ihre  Au&ählung  findet  hier  zwischen  der  Dardtel- 
lung  der  Verwaltungs,-  und  der  Rechnungsgrundsäl:^  den 
angemessensten  Platz.  ^ 

1)  Es  kann  eine  Klage  gegen,  den  Staat  erst  djemn  an- 
gebracht werden,  wenn  früher  der  betreffenden  Verwaltung 
öder  beziehungsweise  dem  Pr^fekten  oder  dem  Minister  .ein 
die  Fcfrderung  eröi^temdes  Memoire  überreicht  und  von  die- 
sen  binnen  vier  Wochen  keine,  öder  eine  abweisende  Erle- 
digung  gefällt  worden  ist.  ^  *  Keine  Zustellung  ist  gültig,  die 
nicht  von  dem  Gerichtsagenten  des  Staatsschatzes  vidift  wor- 
den ist;  nur  ausnahmsweise  genügt  die  Vidirung.der  Staats- 

1 

*  äs  warde  hiebe!  besonder»  das  treffliche  Werk  benützt:  Trait^  de 
la  l^islation  speciale  du  tr^r  public  en  mati^re  contentieuse  par  M.  J. 
Dumesnil.    Paris  1846. 

^  Qesfetz  vom  2ä.  Oktober  1790.   Btaatsratbjbeschluss  vom  t^.  August 

1828.  •  •••:.. 
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äViwaltschafti  Der  Versuch'  der  gUtlichen  Äusgleidiung  vdr  Be- 
ginn  des  Proz^ses;hat  von  Seite  der  Gerichte  zu  unterbleiben;  ^ 
~  Gregen  die  Entscheidung  der  administratiyen  Tribunale 
kann  der  Minister,  wenn  auch  ohne  Rechtswirkung  auf  den 
entschiedenen  Fall,  selbst  dann  rekurriren^  wenn  die  R6kui9- 
firist  verstrichen  ist^  falls  ein  solcher  Rekturs  im  Interesse 
des  Gesetzes  und  der  V^^rwaltung  liegt  Auch  erscheint  die 
Staai^yerwaltung  dadurch  begünstigt,  -dass  in  den  Entschei- 
dungen der  administrativen  Behörden  nie  auf  Ersatz  der 
(}mchtskosten  erkannt  wird ,  denn  die  Staatsverwaltung  ist 
nach  dem  Gesetze  stets  .tax-  und  stempelfrei,  wählend  hi 
f^olge '  jener  Bestimmung  ihre  Gegner  selbst .  im  SUle  des 
Sieges  diese ,  Gtebühren  zu  tragen  bab^n.  ^ 

.2)  Wenn  der  Staat  verurtheilt  worden  ist,  aber  die 
Kassation  naclisucht^  so  fblgt  er  den.  G^enstand  d^  Streites 
nur  gegen  Sicherstellung  aus;  die  Verwaltung  u^tefUegt 
selbst  bei  Rückw6isung  ihres  Kassationsgesuches  in  keiiiem 
Felle  einer  Geldstrafe.  ^  : . 

3)  Es  gibt  keine  Exekution  gegen  den  Staat,  ktine 
g^en  die  Dotation  des. Staatsoberhauptes.  ^   ■ 

.4)  Der  Sta^t  kann  sich  von  seinen  'Verbindlichkeiten 
dlirch  Hinterlegung  der  schuldigen  Summe  ^u  Händen  der 
Gerichte^  .beziehungsweise  der  allgemeinen .  KonsignatiOns- 
und .  Depositenkassa  entledigen.  ^ 

5)  Zu  Staatszweck6n  kann  Eigenthum  exproprürt  wer- 
den; ebenso  kann  die  miethweise  Unterbringung  von  Aemtem 
und  Beamten,  im  Zwangswege  stattfinden^^ 

•  Dekr.  vom  27.  Aug^t  1791.    Code  de  proc.  dv..  Ari  49. 

'  Ord.  vom  19,  März  und  l7.  Dec.  1823,  7.  Juni  1826.  EegL  vom 
22.  Juli  1806. 

»Dekr.  vom  16.  Juli  1793,  Ges.  vom  9.  flor.  an  VDL,  Ges.  vom 
2.  brum*  an  IV. 

•  Gesetz  vom  2.  März  1832. 

•  Ord.  vom  16.  Septembe/  1837. 

•»  Ges.  ^om  3.  Mai  1841,   Regiörungsbeschluss  vom  29.  frim/ an.  VI. 
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6)  Die  Glömeinden  sindvecaptwortlich  ftlr  jede  Beschä- 
digung, die  am  Eigentbum  des  Staates,  oder  am  Eigenthum 
oder  Lel)en  seiner .  Beamten  durch-  eine  Zusammenrottung 
entsteht,  an  dep^^^Gemeindeglieder  sich  t>etheiligten ,  oder 
welche  die  Gtemeindeglieder,  obwohl  sie  es  vermochten^  nicht 
angezeigt  und  verhütet  haben.*  .  • 

7)  Die  von  den  Behörden  des  Staates  hi  Ausübung  ihrer 
.  JB^iDktionen  ausgestellten  Dokumente  haben  die  Kraft  öffent- 

lioher  Urkunden.  •  Die  von  den  Organen  der  Finanzverwal- 

* •. 

tung  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  aufgenommenen.  That- 
beschreibungen  stellen  darum  so  lange  einen. vollen  Beweis 
her,  als  nicht  ihre  Glaubwürdigkeit  durch  Gegenbeweise 
entkräftet  wird.  Dieser  Gegenlieweis  muss  innerbälb  dreier 
Tage,  vom  Tage  der  Züstellang  der  THatbe^hreihung,  beim 
.  Tribunale,  angemeldet  werden.  Der  Staatsanwalt  erstattet 
den  Vortrag,  ob  der  angemeldete  Beweäs,  fisüls  er  geliefert 

•  würde,  wirkUch  die  Falschheit  der  That)>eschreibuDg  darthun 
würde;  über  seinen  Vortrag  entscheidet  d^?  Gericht    ffier- 

•  auf  wird,  vom  Staalsanwalt  die  Untersuchung  abge^lHrt';  so 
lange  dieselbe  dauert^  bleibt  »das  Verfahren  über  die  Gefillls-^ 
Übertretung  suspendirt  Wenn  die  Untersuchung  nicht .  zu 
Gunsten  di^  BeweisfUhrenden  ausfällt,  muss  er  eine  bedeu- 
tende .  GiBldstrafe  entrichten ,  abgesdien  von  den  andern 
Strafen  wegen  Verleumdung  u.  dgl.,  die  ihn  treffen  könnten. 

8)  Die  Organe  der.  Finanz  Verwaltung  Qtehen  unter  dem 
Schutze  der  Gesetze;  Wer  sie  in  Ausübung  ihres  Dienstes 
stört,  misshandelt,  beleidigt,  ihnen  gewaltsamen  Widerstand 
leistet,  unterliegt  den  Strafen  für  Verbrechen  und  Veilchen, 
abgesehen  von  der  ihn  treffenden  Gefällsstrafe. 

9)  Die  äusübendeu  Organe  der  Finanzverwaltuijg,   die 
.  Mannschaft .  der  Zollwache .   die  jDommis  .der  Verzehrungs- 

Steuer^  die  Forstwart^,  die  Fischerei wftchter  u.  dgK  haben 

«  Gesetz,  vom  fO.  vend.  an  IV.  Ci.  Oktober  1795)^  RBgierongrtwPchlüM 
vom  4.  joar  oompl.  sa  XI.  (21.' September  19^).  . 


bei  Vorladangeu,  Zustellungen  u.  dgl.  die  Hechte  der  Gerichis- 
voll^ieher  thuissiers). 

Die  Organe  der  Finanzverwaltuug  sind  berechtigt,  nebe» 
der  Staatsanwal  (Schaft  lo  Verhandlungen  über  (^efälisiiber- 
trctungen,  Forst-,  Jagdfrevel  u.  dgl.  bei  Gericht  zu  inter- 
YCniren,  und  jene  Strafanträge  zu  stellen,  welche  der  Staata- 
anwalt  übersehen  dilrlte. 

10)  Pfändungen  und  Beschlagnahmen  auf  Forderungen 
gegen  den  Staat,  sowie  die  Aufliebung  dieser  Akte,  müssen 
dem  jjahlmeister,  bei  dem  die  Forderungen  auszuzahlen  sind, 
in  Paris  und  itir  alle  beim  Ceutralzabluieister  anhängigen 
Zahlungen  dem.Conservateur  dt3s  oppositions  beim  Finaoz- 
mioisterinin  von  dem  bewilligenden  Gerichte  bekannt-  gege- 
ben werden.  Werden  sie  binnen  fünf  Jahren  nicht  erneut, 
sü  werden  sie  als  erloschen  angesehen  und  ohne  weitejre 
IltlckBprache  mit  dem  Gerichte  aus  den  Bilchem  getilgt.' 

Sb  gibt  keine  Pfändung  oder  Beschlagnahme  von  Sum- 
men, welche  den  Unteruchtfiem  üfiteutlicher  Arbeiten  für 
Rechnung  des  Staates  angewiesen  sind,  oder  von  Materialien, 
'•■  die  bereils  auf  dem  Bauplatz  erliegen,  bis  zur  Volltmduag 
jener  Arbeiten.  Nur  der  Lofm  der  Arbeiter  und  der  Unterlie- 
teranteu  kann,  durch  sciiche  Massregeln  sieher  gestellt  werden,' 

Ebenso  sind  Gelder,  Pferde,  Futtervorräthe ,  Wagen, 
Geräthe  fllr  den  Pustdienst  und  auf  die  Post  aufgegebene 
.  Briefe  von  jeder  Pfändung  und  Beschlagnahme  frei;  anders 
verhält  es  sich  mit  den  auf  die  Püst  aidgegebeuen  Geldern. ' 
-  Der  gleichen  Befreiung  gemessen  die  vom  Staate  crthail- 
ten  Pensionen ,  tlic  Belohnungen ,  Aushilfen ,  Strafgelde»- 
antiieile  und  gewisse  durch  Gesetze  und  Reglements  -be- 
sdmmle  Theile  der  Gehalte  der  Beamten.  * 

■.    '■  aeseli  vom  9.  Juli  1836. 

->.  Üüwti  vom  26.  pluvioee  an  II.     Dekt.  vom  5.  September  181(K 
,    '"  ÖMeli  vom  2i."Jiili  na3. 

*'üt'Mln  \om   l'J.  pluviiMo  Uli  U.  lind  21.  veutuae  ud  IX. 
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11)  Durch  keinen  ö^cbtsakt*  kapn .  die  Auszablung  der 
ötfentlicben  Rente  (der  Zinsen  der  fundirten  St^tsschpld) 
an  den,  auf  dessen-Jia^en  der.  Eentenscbein  lautet,  gehemmt, 
wohl  aber  kanit^ipBff gesetzliche  Wege  die  Umschreibung 
der  Rente.  erwlipäklMpärd^^  Auch  hat  der  Namensträger 
der  B>ente.  da&  Recht ^  Einsprache  gegen  deren  Auszahlung 
zu  erheben.  .  Das  Gleiche  gilt  6Xr  die  Eäut^ons-Interessän,- 
mit  Ausnahme  der  Beschlagnahmen  zur  Deck.ung^der  For-r 
derungen,  für  deren  Sicherstellung  die  Kaution  bestimmt  islt 

12). Abgesehen^ Mcon  den  Kautionen  der  verrechnenden' 
Beamten  und  gewisser  Rechts -Vertreter ,  -Vollzieher  und  -Ver- 
mittler ist  auch  jeder  Lieferant  und  Unternehmer^  dei:  lidt' 
dem  Staate  in  Geschäftsyerbindtfä^  tritt ^  znm  ErlElge  eis^^r 
Kaution  für  die  Erfüllung  del»  Übernommenen'  Verbindlich- 
k^ten  verpflichtet  Der  Betrag  denJtelben  und  der  .Umfang 
der  dem  Staate  auf  sie  zustehenden  Stechte  ist  düfcb  die 
Vertragsbedingungen  bestimmt  :I}er  erätere  .wechseUr  zwi- 
schen Vjo  bis  V4  des  W^erthes  des  Vertragsobjdds,  Die  Kaa- 
tion  kan^  -mittelst  einer  Hy^thek  oder  ihittd^t  öffentlicher 
Effekten,  die  am  Platze  cotirt  werden,  oder  in  Baarein  er- 
legt  werdm.  Die  Hypothekarrechte  beginnen  schon  vom' 
Tage  des  A);)schlusses  des  Vertrages  und  nicht  erst  von  jenem 
der  .Eintragung  in  die.  öffentlichen  Bücher;  <Jer  Werth  der 
Papiere  wird  na^h  dem  Plätzkurse,  jedpch  nie  über  pari 
angenommen»  Die  Rückstellung  der  Kaution  arfol^t  nur 
gegen  Beibringung^  des  Certifikats  der  vollständig  erfüllten 
V^bin<Uichkeit  -  (certiöcat  de  tib6ratioi0  und  •  die  sonst  bei 
Kautionen  vorgezeichneten  Vorsichtwi.  2        .     . 

13)  Ein  Ueberbleibsel  alter  Zeit  —  schon  eine  Ordon* 
nanz.  vom  13.  Au^t  1669  erwähnt  ihrer  w-  wenn  auch 
durch  die  .Napoleonische  Gredetzgebuiig  .neu  geregelt^  ^  sind 

•  Geaetze  vom  23.  flor.  ah  il.,  8.  niv.  an  YL,  22.  flor.  an  VÜ, 
>  Geeeiz  vodo  4.  lUrz  1793,  Oid.  vom  4.  December  1836. 
Qeeetz  vom  6.  September  1807.  •      ; 
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die  gesetzlichen  Pfandrechte  des  Staates  auf  das  Vermögen 
der  verrechnenden  Beamten.    Sie  erstrecken  sich 

auf  die  Mojbilien  des  Beaipten,  -die  sich  in  deseten  Woh- 
nung befindet,  selbst  wenn  sie  seiner  ,;|icht  mit  .ihm  ,in 
Gütergemeinschaft  lebenden  Frau  gdiOreD ,  ausgenommen 
ne  beweist,  das«  Ae  bereits  bei  Eingehung  der,  Ehe  ihr 
gehört  haben  oder  mit  ihrem  6elde^ erkauf  worden  seien; 

auf  alle,  unbewegliche  Güter,  welche  der  Qeamte  oder 
dess^i  selbst  mit  ihm  nicht  in  Gütergemeinschaft  .lebende 
Frau  seit  seiner  Ernennung  durch  (meröse  Titel  erworben 
haben;  4ie  Güter  der  Frau  Verden  jedoch  durdi  den  Beweis 
•firei,  dasB  das  zur  Erwerbung  gewidmete  Geld  ihr  Eigenthum 
-gewesen  sei.  Dieses .  Pfandrecht  des  Staates  muss  binnen 
zwei  Monaten  nach  der  Erwerbung  in  die  HypothekenbQcher 
eingetragen  werden,  vHdrigens  frühere  Hypothekargläubiger 
da;  Vorrecht  erlangen»,  -  • 

Nur  wenige  andere  gesetzliche  P&nd-  und  ^7pofhekar- 
rechte  gehen  jenen  des  Staates  vor,  ^  übrigen»  hat  der  8t^ 
das  Recht,  sein  gesetzliches  Pfandrecht  auch  auf  andere'  un- 
bewegliche Güter  des  Beamten  hypothedren  zu  lassen. 

Die  erworbenen  Inscriptionen  unterliegen  gleich  allen 
ändern  der  zehnjährigen  Erneuerung. 

Die  vx)mehmsten  Rechnungsleger,  der  Staatscentral- 
kassier^  die  General-  und  Pjaxtikular^nnehmer  und  die  Kahl- 
meister, müssen  in  jedem  Acte  der  Eigenthumserwerbung 
und.  Abtretung  diese  ihre  Funktion  angeben^  bei  Strafe  jde^ 
A-bsetzung  und  im  Falle  der  Zahlungsunfiähigkeit.der  Strafe 
des  betrügerischen  Banquerouts. 

Die  Einnehmer  des  Enregistrements  und  die  Grund- 
buchs-  und  Hjpothekenführec  müssen  bei  Eintragung  solcher 
Eigenthumserwerbungen   sogleich  die  gesetzliche  Inacription 

■  Jene  der  SS  2612  und  2102  des  oode  civil  bei  bewegUcben^  jene 
der  SS-  2101,  2103,- 2104,  2105  und^er  UypothekArgläabiger  des  firüheren 
BetiUe^  bei  unbew^lichen  Güterti.  .  *      • 
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ordern  odcqr'Yeranlaasen  bei  Strafe  der  Abselzung  und  der 
E^rsatzpfliöbt  gegen  d^i-  Staat    -    -  . 

Bei  -Veräussemng  .  eines  mit  solchen  Inscriptionen  be^ 
hafteten.  unbeweglMien  Outes  kann  dem  Beamten  vom  Minister 
die  Löschung  bewilligt- werden;  im  Ealle  der  Verweigerung 
hat  <ler  Staat  über*  AulTorderung  des  Beamten  binnen  drei 
Monaten  seine  etwaigen  Forderungen  anzumield6n,  widrigena- 
die  Löschung  von  Amtswegen  gesohieht        . 

Auch  hat  der  äeamte  das  Recht  die  Löschung  zu  fordern, 
sobald  seine  verreehnende  Amtsführung  gelandet  ist  und  er.  die 
freisiMrechende  Erledigung  (quitus)  des  Rechnungshofes  er- 
halten  hat.     • 

.  Die  Yerjähnuig  der  durch  die  Inscription  erworbenen 
Rechte  läuft  vom  Tage  an,  wo  die  Gesfion  des  Rechnungs- 
legers ^aufgehört  hat 

14)  Ein  anderes  wichtiges  Recht  der  Staatsverwaltung 
gegen  die  Reoknungsleger  wie  gegen  andere  Staatsschuldner  ist 
das  vielen  Entscheidungen  und  Zahlungsaufträgen  (cöntraintes): 
der  Behörden  eingeräumte  Vorrecht  unmittelbar  ezekutiöns^ 
fähiger  Urkunden ;  sie  werden  hierdurch  rechtskräftigen  rich- 
terlichen Urtheilen  gleichgestellt  ^ 

15)  Die  meisten  FordenOigen  des  Stallte»  könilen  im. 
Wege  der  gefänglichen  Anbaltung  (contrainte  par  corps) 
des  Schuldners  durchgesetzt  werden  und  zwar  dergestalt  dass* 
der  Richter  auf  dieselbe  erkennen  muss.  Hieher  gehören 
unter  Andbrein :  Die  Forderungen  gegen  •  die  Ersteher  von 

Holzschlägen  und  Pächter  von  Flussfischareien ,  gegen  öffentr 

^ .  .     . 

'  Hieher'  gehören  die  Entscheidungen  der  Minister  und  Präfekte  gegen 
öffentliche  Rechnungsleger,  Unternetimier,  Lieferanten,  jenie  der  Zollver- 
waltung-zur  Hereinbringung*  von  Zollkrediten  und  zur  Gdtendmachung 
der  BBttang  für  nicht  erledigte  Begleitscheine.  —  Qea,  iom  12.  tend.  nnd 
13.  frinL  an  VIII.  und  31.  Jan.  1806,  Gea.  vom  22.  August  1791.  —  Auch  2ßh^, 
lungsaufträge  untergeordneter  Finanzorgane  heisseii  oft  oonträintes,  sie  erlan- 
gen aber  das  Vorrecht  exek^tionsfahiger  Urkunden  nur,  wenn,  der  Schuldner 
gegen  sie  binnen  der  bestimmten  Frist  nicht  vor  Gdrieht  Einspvadie  erhebt. 
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■  liehe  Rechnüngsleger ,  die  Verwahrer  .'üfSsntiicher  Qelder  oder 
Jbeweglichen:  EHgenthuma.  des  Staats,  deren  Bürgen,  Ag^ten^ 
Aufseher,  alle  Unternehmer  von  öffentliehen  Arbeiten  und 
LieCernngen,  sobald  ihre  Schuld  gegen  den  Staat- konsiatirt 
ist,  alle  SteuQrschul^Jner  und  deren  Bürgen.  ^        .  ~  ^ 

In  vielen  Fällen  bedarf  es  auch  *  nicht  dnmal  eines 
richterlichen  Ürtbeäs,  um  die  gefängliche  Anhßütung  auszu- 
sprechen, sondern  es  genügt  die  Entscheidung  des  Ministers. 
*.  16) .  Mannigfttch  sind  die  Privilegien  des  Staatsschatzes 
hinsichts  der  Herdinbringung  einzelner  Abgaben: 

a)  beLden  direkten  Steuern^  hat  der  Staat  ein  geeetz- 
liches  Pfandrecht: 

# 

-für  die  Grundsteuer  des  letzten  und  des  laufenden  Jahres 
auf  die -Früchte,  den  Pacht-  und  Miethzins  des  Grundstückes, 
fUr.die  andern  direkten  Steuern    auf  die  beweglichen 
Güter  des  Steuerschuldners,  wo  sie  sicli  immer  befinden. 

Betreffs  aller  direkter  Steuern  sind  Päditer,  Miether, 
Einnehmer,  Verwalter ,  Notare ^  Depositäre  und  Schuldner  der 
Steuerpflichtigen  gehalten ,  über  Aufforderung  der  Steuerbe- 
hörde ihr  die  dem  Steuerschuldner  gehörigen  Aktiva  für  Rech- 
nung des  letzteren  auszufolgen;  diesem  gegenüber  befreien 
sB»  die  Quittungen  des  Steuereinüehmers.* 

■  b)  Bei  dem  Zolle  ^  hat  der  Staat  ein  gesetzliches  Pfandrecht 
'auf  alles  bewegliche  Eigen thum  des  Schuldners*,  niehr.bevor^ 
rechtigt  sind  nur  die  Gerichtskosten,  der  Miethzins 'der  letzten 
sechs  Monate,  die  Revindikation  der  noch  unter  Ballen  und 
Strick  befindlichen  Waaren  durch  den  Eigen  thümer,  die  Leichen- 
kosten und  die  Kosten  der*  letzten  Krankheit,  der  Diehstlohn, 
der  Entgelt  für  die  gelieferten  Lebensmittel  des  leütenr  Jahre& 
.Femer  ist  ein  gesetzliches  Pfandrecht -aut* -die  unbeweg- 
lichen Güter  des  Begleitscheinextrah^iten'(soumissi(HiQii)re)  von 
*  •  ■'.'*• 

'  Gesetz  vonr  17.  April  1632.  Code  for.  art.  28.  Ges.  vom  15.  April  1838. 
-    ^  Gesetz  vom  12.  September  1808. 
. '  Gesetze  vom  22.  August  1791.  und  4.  germina)'  an  II. 
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dem  'Rigaan  vorhanden  ^  wo  dessen  Ei^Iärvmg  im  Register  ein- 
getragen erscheiiit,  vaiÄ  zwar  sowohl  für  die  Gebührt  als  für 
die  Konfiskationen ,  Grelds&afen ,  Restitutionen ,  bis  iur  geflcng- 
Ubhen  Anhaltung.  Der  Haftung  der  Waaren  und  Transportmit^ ' 
tel  wird  ausfüh]:licher  bei  Darstellung  des  Zollwesens  erwähni 

c)  13ei  den  „ indirekten  Abgaben^  ^  ist  dem.  Staate  des 
bevorzugte  PfiEmdrecht  in  dem  oben  angedeuteten  Üm&nge 
nur  auf  die  beweglichen  Güter  des  Schuldners  eingerAumi^ 
jedoch  gehen  ihm^  nur  die  Gerichtskosten ^  der  sechsmonat- 
liche AKethzins  und  .die  Sevindikation  des  Eigenthümers  vor. 

d)  Beim  Enregistrement  hat  der  Staat  hinsiehts.  der  Ge- 
bühren auf  den  Todesfitll  das  gesetzliche  Pfandrecht  fLuf  die 
Einkünfte  der  zu  ^klärenden  Güter,  und  diess  selbst  dann^ 
wenn  die  Erben  auf  die  Erbschaft  verzichten. 

Die  Stempelgebühren  nehmen  an  den  Privilegien  der 
direkten  Steuern  und  des  Enregisttements  Theil. 

e)  Die  Grerichtsgebühren  ni  Strafliällen  'gemessen  .eines 
gesetzlichen  Pfimdrechtes  auf  das  Vermögen  des  Schuldigen ; 
nur  .vorausgehende  Forderungen  ^  die  ein  Pfandrecht  erwor- 
ben, andere  gesetzliche  Pfandrechte  und  die  Kosten  der 
Yertheiiligung  des  .Angeklagten  gehen  il\nen  vor.  ^  - 

17)  Was  die  yokx  deii  Organen  des  Staates  eingegfmge- 
nen  V^rpfUchtuiigen  und  verursachten  Beschädigungen  be- 
trifit,  so  veir{>fliehten  sie  zwar  civürechtlich  den. Staat,  jcdodh 
nur  dann  j  wenn-  sie  von  dem  durc^  ihn  bestellten  ^Beamten 
und  Dioi^  innerhalb  ihres. Wirkungskreises^  in  Ausübung^ 
ihrer.  Amtspflicht,  unter  Beobachtung  der  vorgeschriebenen 
F()trmlichkeiten  vollzogen  wgrden  sind. 

Di^ ausgeatellteH  Quittungen  beireien  also  den. Schuld- 
ner des  -Staates  nur,  wenn  sie  von.  den  berufenen  iänneh; 
mem  auf  vorgedrucktem  Papier  aus  juxtirten  flegistem^  mit 
dem  Talon  versehen,  ausgestellt  wurden ,    und   wenn   der 

*  Geaetar  Vom  1.  germüuü.  ah  XIÜ« « 
^GeMtr  TOin  5.  SeptMnbei^.  1807. 
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Enapf&nger  Bie  in.  Paris'  sogleich,  in  ded  Departeine])ts:inn6r- 
halb  24  Stundeti  von  den  koinpetepten  Organen  vidiinen  und 
vom  Talon  iarennen  liesiB.  Viele  andere  Urkundep  sind  ofaiie 
das  Visa  der  Eon  trolle  nur  gegen  spedelle  Betrilligungd^ 
Ministers  gültig.^       .  .\       • 

'  Hingegen  haftet-  der  Staat  für  UnfilUe  im  Posidienste, 
für  Beschädigungen^  welche  Zollbeamte  bei  Untersuchti]^ 
der  Waaren,  welche  Soldaten  bei  Manoeuvern  Teniisaclieö 
u.  dgl.  m.;  die  Grenzen  dieser  Haftung  .sind  meistens  schwer 
zn  ermitteln,  eine  Geriehtspraxis  hat  sich  noch  nicht  gebildet 

18)  Die.  Ansprüche  gegen  den  Staat  verjähren  häufig 
in  kürzeren,  die  Forderungen  des  Staates  in  längeren  als 
den  allgemein  vorgezeichneten  Zeiträumen. 

Dnrch  d^  Gesetz  vom.  29.  Januar  1881^  wurden  alle  aus 
'der  Zeit  rör  1816. herrilHrende  Forderungen  gegen  den  Staat, 
deren  Titel  nicht  bis  zum  I.Januar  1832  vorgelegt  wurden, 
als  erloschen  erklärt 

Alfe'Ford^ungen  an  den  Staat,  die  wegen  Abgang  oder 

'Gtebrechen  der  Beweistitel  niefat  liqüidirt  werden  können ^-^ 

lösdhen  für  Gläubiger  in  Europa  oder  Algier  binnen  6  und  für 

Gläubiger  in  andern  Gegenden  binnen  6  Jahren,  vom  Beginn 

■  •    '   - 

des  Rechnungsjahres,  auf  das  sie  sich  beziehen,  angefangen.*' 
Selbstredend'  ist  diese  Verjährung  nicht  anwendbar  auf 
Forderungen,  deren  Liquidation,  Anweisung  oder  Zahlung 
aus  Schuld  der  Verwaltung  unterblieb,  hinsichts  deren  Zah- 
lungsverweigerung die  Berufung  aü.  den  Staatsraäi  erfolgte, 
deren  Zahlung  von  einer  erst  später  eintretenden  Bedingung 
oder  Ermittlung  abhängig  ist ;  hier  läuft  die  Verjährung'  von 
dem  Augenblicke  des  Auf  hörens  der  Verschuldung,  der  3db<)rde, 
^om  Augenblicke  der  Entscheidung  des  Staatsrathes,  des  ESn- 
Mttes  der  aufischiebenden  Bedingung  oder  späteren  Ermijitlung. 

'  Gesetz  vom  24.  April  1833. 

'  Die  Verjährung  der  ÄDsprüche  aar  unbehiobene  Quoten  von  Pen- 
sionen und  L^bensrenten  wird  in  den  Kapiteln  Vr  und  X.  besprocben. 
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Dein  MissbfauchB  dieser  •  BestimnOung  wird  durch  daa. 
Recht  der  StaatsgläubigeF  yoi:gebeugt,'  zu  fordeFn>)  dass  ihpen 
der  Tag  der  Anmeldung  ihrer  Forderung,  deren  Inhi^U  uni} 
das  VerziBichniss  der  überreichten  Belege  am^ich  bestätiget 
werde.  Auch  steht  nichts  im  Wege,  gegen  di<e  Verzögerung, 
der  Liqvudation  und  Zahlung,  gleichwie  gegen  die  Verwei- 
gerung derselben^*  die  Berufung  an  den  Staatsrath  2u  ergreifen. 

Forderungen  geg^n  Verlassenachaften,  die  der  Staat  i^a 
erblos  eingezogen  hat,  und  Reklainationen  nachträglich  sich 
meldender  Erben  auf  Hei^u^äbe  solcher  dngezogenen  Ver- 
lassenschaften  geniesseh  der  allgemeinen  VeijährungsfristeH; 

Da  wo  keine  Audnatmi^  festgesetzt  ist^  verjähren  die 
Rechte  des  Staates  nach  den  allgemeinen  Rechtsregeih  und  wer- 
den  nach  denaciUfcii  Regeln  Rechte  gegen  den  Staat  ersessen.  \ 

Ausnahmen  hhisichts  einzelner  Abgaben  werden  bei  Dar- 
stellung der  letzteren-  erwähnt  twerdeni    ^ 

do  zahlreich  und  tief  eingreifend'  diesQ*  Privilegien  Bind, 
in  formaler  Be^etiung  finden  sie  alle  darin  ihre  Begrenzung, 
dass' äie  ordentlichen  Gerichte  es  sind-^  w^che  über -ihre 
, Wirksamkeit  entscheiden.  Es  sei  tlaruin  gestattet,,  auf  die 
Wirksamkeit  der  Gerichte  in  finanziellen  Fragen  hier,  noch 
eihmäl-  zurükzukommen.  ' 

.  Die. Gerichte  .ertheilen  bei  indirekten  Abgaben,  dlQ  nicht 
binnen;  der  voi^eschriebenen  Frist  entrichtet  werden^  dem 
Zi^tUungsauftNige  der  Steuerbehörde  das  Recht  der  Exekution. 
Es  wird  diese  Elzekution  nur  dutch'die  Einsprache  des  Sfeuw- 
schuldners  gegen  die  Gresetzlichkeit  der  Forderung  gebemmü 
Uebef.  diese  Einsprache  entscheiden  in  allen  Angelegenheiteii 
der  indirekten  Besteuerung  'wieder  die  Gerichte.: 

Eben  so  ist  die  Intervention  der  Gerichte  bei  einer 
grossen  Zahl  Akte  vorgezeichnet,  weiche  die  Finanzverwal- 
tungs- Organe  .zur  Sicherstellüng  oder  Verwirklichung  dier 
Recht«  dea  Staatsschatzes  vorzunehmen  haben,  wie  z.  B..  bei 

•  Code  Nap.  art.  2227.         '  -  - 


yerkaufen  von  Waaren,  die,  wegen  versachter  oder  begaii- 
gaier  GetÄUsilbertretuDgeii  ungehalten,  oder  deren  fUr  die 
^-Verzollung  erklärter  Wertli  älfl  zu  gering  angegeben  erkannt 
wurde  u.  dgl.  m. 

Endlich  sind  ea  die  Gerichte,  welchen  die  Untersucbttng 
und  das  Erkenntnies  über  Gefällsübertretungen  zusteht,  und 
zwar  aiad  je  nach  Massgabe  der  Strafbarkeit  der  rertfbtwi 
Handlung,-  ob  es  sich  nämlich  um  einfache  Uebertretungen 
Icontreventions),  Vergehen  (deüts)  oder  Verbrechen  (crimes) 
handelt,  der  Friedensrichter,  das  Korrektionstribunel ,  der 
Ässisenhof  kompetent. 

Bei  Uebertretungen  der  Gesetze  über  die  Zolle  oder 
andere  indirekte  Abgaben,  sowie  der  Forst-,  J^d-,  Fischerei- 
gesetze  werden  die  angehaltenen  Personen  oder  Sachen  zum 
nächstem  Amte  gebracht,  damit  hier  der  Bericht  (das  Pro- 
tolioll,  die  Thatbeschreibmig)  über  die  Anhaltung  aufgesetzt 
»terde.  Der  Anitsvorsteher  überwacht,  dass  alles  wahrheits- 
getreu aufgenommen  werde,  dass  nicht  eine  NuUitfit  oder 
sonst  ein  Formfehler  unterlaufe.  Wurden  gteichzeiüg  Ueber- 
tretungen verschiedener  Komi>etenz  entdeckt,  so  muas  aber 
jede  Uebertretang  ein  eigener  Bericht  aufgenommen  werden. 

Ist  der  Beschuldigte  bei  Aufnahme  des  Berichtes  g^en- 
wärtig,  so  wird  ihm  der  lezl«re  vorgelesen ,.  er  KUr  Ferti- 
gnng  aufgefordert- und  ihm  eine  Abschriilt  mit  der  Aufforde- 
rung übergeben  noch  am  selben  Tuge  beim  Friedensrichter 
zu  'erscheinen.  Ist  der  Beschuldfgte  nicht-gegenwärtig,  so 
■wird  -eiue  Abschrift  des  Berichtes  an.  das  Thor  d6s  Amtes 
angeheftet.  Ber  Bericht  niuss  meistens  registrict  und  inner- 
halb 'i4  Stunden  oder  drei  Tagen  wenigstens  dureb  zwei 
dtr  Ergreifer  vor  dem  Maire  der  Gemeinde  oder  dem  Frie- 
deosrichtej*  des  Arrondissements  bestätigt  werden.  ' 

'  Code  für.  art.  16S  und  167.  Ges.  rani  15.  A|inl  1S29.'  Ges.,  rom 
&.  veuMw  Ml  XIL.,  24.  April  1606,  2A,  AprU  ISIÜ.  Gee,  vom  29!  nnr- 
IU1  VIL    HinisterioJerlMa  vom  17.  Jud)  1930. 
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lieber  geringe  Anhalftungen  z.  B^  Über  Tabafce,  deren 
Wertli  60  fl.  nleht  erreicht)  über  Anbaltungen  gegen  Unbe- 
kattntey  über  Anhaltung  yon  Kleinigkeiten  bei  Reisenden ' 
kann  nach  grösseren  oder  geringeren  Zwischenräumen  auf 
einmal  der  Bericht  ^ver&sstjyerdcni.  Der  Bericht  (die  That- 
beschreibung) ,  b€i  tlem  alle  Förmlichkeiten'  erfüllt  sind ,  wird 
als  eine' YoUkonimene  beweisloräftige  Urkunde  angesehen, 
^8,  sei  deim,  dass  d^r  Gegenbeweis  hergestellt  oder  der  Ur- 
kunde ein>  Falsum  nachgewiesen  werde.  ^ 

Vor  den  Gerichten  jßndet  stets  der  Angeklageprozess 
statt,  denselben  führt  vor  dem  Friedensrichter  die  Yerwal- 
tung,.  in.  der  B^el  der  Einnehmer.  Bei  den  räderen  Ge- 
richten hat  ^la^^^PiAlge  vom  Stadtsanwalt  auszugehen ,  allein 
auch  ^er  tijflilWhtoi  -Verwaltung  unbenommen ,  jene  Straf- 
antrlige  zu  si€AM|i,'^w*elche  yom  .l^taatsanwalt  unberücksich- 
tigt  geblieben  sein  sollten. 

•  '      •  •  • 

Von  .dem  Friedensiichter  wird  mündlich. oder  höchstens, 
auf  Grund  einfacher  Memoiräs  instrüirt,  höchstens  eine  drei- 
tägige Erstreckung  wird  gestattet,  der  Richter  fällt  die'  Ent- 
scheidung während  der  Sitzung,  auf  Ersatz  der  * Gerichts- 
kosj^eu'vdrd  nie  erkannt  Erfolgt^  die  Verurtheilung  in'  con- 
tumaciam, so  kann  der  Veirurtheilte  bjbinen  drei  Tagen  Ein- 
si^Kche  Xopposition)  dagegen  erheben. 

iMeAppellations-  und  die  Eassationsfriäten  sind  die  ge- 
wöhnliehen. 

Das  Tribunal  der  korrektioneilen  Polizei  hält  die  Sitzung, 
zur  Instruktion  der  Sache  höchstens  drei  Tage  nach  der 
Zustellung  des  Berichts,  höchstens  eine  f&üfkägige  Frister- 
streckung wird  bewilligt.  .  ' 

Die  Entscheidung  erfolgt '  gleich  iia;ch  Schluss  der  In- 

*  Gesetz  vom  5.  ventdse  an:.  XUr  Dekret  vom  1.  germ.  an  Xm., 
24.  April  1806,  16.  März  18Ö,  ^.  April  1816.  Ges.  yöm  19.  brum. 
an  XI.,  Ord.  Tom  5.  Ifai  1824,  Code  for.  art  176.  Ges.  vom  14.  brum. 
an  Vn.  *        •  • 
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struktiou  oder  längstens  in  der  nächsten  Sitzung  nach  der- 
selben. Erfolgt  die  Verurtheilung  per  contumaciam,  so  kann 
der  Verurtheilte  binnen  flinf  Tagen  nach  der  Zustellung 
Einsprache  erheben. 

Die  Berufung  muss  binnen  zehen  Tagen  nach  der  Zu- 
stellung des  erstrichterlichen  Urtheils  ergriffen  werden,  und 
über  dieselbe  binnen  einem  Monat  entscliieden  sein. 

Ein  Milderungs recht  steht  bei  TJebertretungen  und  Ver- 
gehen gegeu  die  Finanzgesetze  dem  Richler  nicht  zu.  Bei 
einfachen  Üebertretungen  bleibt  auch  der  Maugel  an  Ulaer 
Absicht  unbeachtet. 

Das  Verfahren  vor  den  Assisen   ist  das  gewöhuliche. 

Die  von  den  Gesetzen  verhSnglen  Geldstrafen  sind  in 
der*  Regel  sehr  hoch  und  sie  werden  von  den  Gerichten 
unparteiisch  und  in  voll  er.  Strenge  ausgesprochen.  Die  fran- 
zösischen Gerichte  sind  ferne  von  jener  sentimentalen  Rück- 
sicht, welche  Üebertretungen  gegen  die  Gesammth^l  und 
namentlich  gegen  deren  finanzielle  Interessen  in  einem  mil- 
deren Liebte  als  jene  gegen  die  Rechte  Einzelner  betrachtet 
Von  der  Strenge  der  Gerichte  gibt  Zeugniss,  dass  nur  ihre 
Praxis  den  Satz  feststellte,  dass  wenn  in  einer  WohnOog 
oder  threa  Dependenzeo  Gegenstände  einer  Gefitlls Verkürzung 
gefunden  werden,  der  Wobnungsinhaber  der  auf  ihn  lasten- 
den Verantwortung  sich  nur  durch  den  Beweis  entziehen 
kann,  doas  eine  überwiegende  Gewalt  (force  majeure),  die 
ai-  nicht  vorhersehen  und  der  er  sich  nicht  entziehen  konnte, 
sie  daliin  gebracht  habe,  oder  welche  die  Haftung  der  Eltern 
für  den  von  den  minderjährigen  Kimlern  verübten  Schaden 
auch  auf  die  von  diesen  zu  bezahlenden  Geldstrafen  ausdehnt. 

Gegen  Personen,  wo  die  Geldstrafe  uneinbringlich  ist, 
wird  die  gefängliche  Anhaltung  (contrainte  par  corpsl  ausge- 
sprochen, auf  dieselbe  Weise  und  nach  denselben  Grund- 
sätzen, wie  sie  der  Civilrichter  gegen  Bäunüge  Schuldner 
erkennt,  auf  bestimmte  Dauer  und   mit  dem  Rechte  für  die 
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Verwaltung,  dieselbe  auch  vor  Ablauf  der  Dauer  aufhören 
zu  lassen,  sobald  das  begangene  Vergehen  ihr' hinlftnglich 
abgebösst  erscheint 

Die  Verjährung  tritt  fUr  GefiällsUbertretung^n  in  densel- 
ben Zeiträumen  und  nach  denseH)en  Grundsätzen  wie  für 
andere  von  denselben  Tribunalen  verhcmdelten  GesetzUber- 
tretungen  ^. 

Die  Strafinilderung  und  Begnadigung  steht  den  Finanz- 
behörden  zu.  Die  bestehenden  Vorschriften  weisen  sie  au^ 
drücklieb,  namentlich  gegen  Reisende,  der  Landessprache 
unkundige  Fremde,  und  wenn  die  AusserächÜassung  des 
Gesetzes  als  gerechtfertigt  oder  doch  entschuldigt  sieb  dar- 
stellt, zur  Nichteinleitung  der  gerichtliohen  Schritte,  zur  Al>> 
lassung  von  Amtswegen  an.  Eän  zweiter  Weg  der  .Straf- 
milderung ist  jener  des  Vergleiches  (transacäon)^  wo  der 
Beschuldigte,  unter  ausdrücklicher  Verziehtleistung  .auf  den 
gerichtlichen  Weg  im  Falle  der  Annahme  seiner  Vergleicht 
Yorschläge^  zur  B^sahlüng  einer  gewissen  gemilderten  Steafe 

sich  herbeiläs^  ^  • 

• 

Die  Genehmigung  dieser  Anträge,  Welche  anfänglieh 
fast  durchaus  der  Generaldirektion  oder  dem  Minister  vor- 
behalten war^  ist  allmählig  in  immer  umfassenderem  Masse 
den  untergeordneten  Organen,  insbesondere  den  Direktoren 
übertragen  worden.  Bei  Kleinigkeiten,  die  von  R;eisenden 
in  der- Erklärung  verschwiegen  werden,  begnügt  man  öich 
fast  durchaus,  falls  der  Angehaltene  sich  einverstanden ' er- 
klärt und  erschwerende  Umstände  nicht  vorhanden  sind, 
nrit  dem  Verfalle  der  Waare.  Handelt  es  sich  um  Ver- 
g€ihen,  auf  welche  selbstständige  Freiheitsstrafen  gesetzt  sind, 
so  steht  nur  der  Majestät  des  Kaisers  das  Begnadigungs- 
recht zu.  Die  Verwaltung  verständigt  in  Vergleichsfällen 
dieser  Art  die  Staatsanwaltschaft,  damit  gleichzeitig  mit  dem 

'  Gesetz  vom  14.  fruct.  an  X.  (2.  September  t802). 
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Bencbte  der  Verwaltungsbehörde  m  den  Finanznümster^,  die 
Gerichte  an  den  Justizminister  ihre  Anträge  erstatten. 

Diese  beiden  Hinister  berichten  dann  dnT^rsttodlich 
an  den  Monarchen.^ 

Die  Abtheilung  des  FinanzminiBteriüms  für  die  streitigen 
Angelegenheiten  ist  es^  welche  über  alle  Aktiv-  und  Passiv- 
Forderungen  des  Staates,'  aus  welchem  Titel  immer  sie  her- 
stammen, soweit  sie  in  das  Ressort  dea  Blnanzministeriums 
fallen,  ihr  Gutachten  abgibrund  sobald  sich  der  Hinister 
fbr  dei^n  Fortführung  'entscheidet,  die  Aktivforderung  ein- 
^^^9 '  g^gou  die  Passivforderuhgen  den  Staat  verthtfdigti: 
Sie  hAlt  alle*  nicht  ausgetragenen  str^tigen  Punkte  in  Ueber- 
sicht  und  berichtet  monatlich  über  die  eingetretenen  Aen- 
derungen.  " 

Die  Abschreibung  einer  streitigen  Forderung  kann  nur 
über  Ericenntiiiss  der  Gerichte  oder  mittels  kaiserlicblen  Dekie- 
ifa  erfolgen.  Letzteres  wird  nur  über  den  Bericht  des  be- 
tr^flbpdtti  Hinisters  und  über  das  Outachten  des  Elnanz- 
tAinisters  und  des  Staatsrathes  erlassen  und  durch  'des  Honi- 
teur  veröffentlicht 

'  dtc,  vom  24.  Januar  1844; 


Das  öffentliche  Rechnungsweses.  ^    . 

m 

L    Die  allgemeinen  GrundBätsck 

■     "  "rf      •  •  •     • 

Die  Oesetsse  und  Vorschriften ,  welche  das  öffek^che 
Rechnungswesen  Frankreichs  regeln,,  sind  das  Werk  Tiekar' 
Regierungen^  Zur  JSinheit  abgerundet  und  selbiBt  in  den 
höchsten  Verwaltungskreisen  folgerecht  durchgeführt,  wurdljeai 
sie  erst  durch  die  beiden  bereits  genannten  grossen  Ifinisfior 
Baron  Louis  und  Graf  Vill^le.  Spätc^^  vorzugsweise  durch 
die  Bi^ühungen  des  Marquis  Audiffiret,  wurden  sie.  ndttelB 
der  Ordonnanz  vom  31*  Mai  1838  systematisch  zusammen- 
gefasst;  diese  ist  nun  als  das  Grundgesetz  dieses  Verwaltungs- 
zweiges  zu  betrachten  und  hat  durch  nachträgliche  Bestim- 
mungen, ^nur  wenige  Ergänzungen  und  Abänderungen  er- 
fahren. Die  wichtigsten  sind  die  Instruktion  des  Finansr 
ministers  vom  17^  Juni  1840,  die  Ordonnanz  vom  26.  August 
1844  über  die  Material  Verrechnung,  dasXxeseta  vom  2&I)i^ 
cember  1852  über  den  Staatsvoranschlag  und  die  Staats- 
schlussrechnung, und.  das  Gesetz  vom  12.  August  1854  über 
die  Perioden  der  Rechnungslegung.^ 

.Es  dürfte  uns  gelingen  die  nöChige  BUarheit  in  die^e 
schwierige  Materie  zu  bringen,  wenn  wir  zuerst   die  allg^ 

*  Audiffrei  widmet  der  Darstellung  des  Rechnungswesens  einen  T&eil 
des  zweiten  und  den  ganzen  fünften  Theil'seines  Wte'kes  und  kömmt  auch 
sonst  häufig  darauf  zurück;  er  wurde  hier  als  Houptquelle  benützt 
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meinen  Gruudsätzt!  der  Verrechnmig  "und  Kassaverwaltun^ 
und  dann  die  Reilienfolge  der  Operationen  betrachten,  aus 
denen  die  Verwaltung  des  öffeDtlichen  Vermögens  und  die 
Rechnungslegung  über  dieselbe  sich  zusammensetzt;  einzelne 
Wiederholungen  werden  bei  diesem  Gange  allerdings  unrer- 
ineidlich  sein. 

Die  allgemeinen  Grundsätze  sind: 

1}  Niemand  darf  Gelder  des  Staates  verwalten,  der  nicht 
vom  Finanzminister  ernannt,  unter  seine  Befehle  gestellt,  ihm 
verantwortlich  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Rechnungshofes 
unterworfen  ist.  Wer  das  Rccbt  hat,  Gelder  des  Staates  an- 
zuweisen, daTf  nicht  Gelder  des  Staates  verwalten. 

In  Folge  dieses  Grundsatzes  werden  auch  die  Ausgaben 
des  Heeres  und  der  Flotte  von  Zahlmeistern,  welche  der 
Finanzminister  ernennt,  besorgt.  Ebenso  geht  die  Ernennung 
der  Kassabeamten  in  den  Kolonien  und  des  verantwortlichen 
Agenten  filr  die  Wechsel  geschalte  des  Flotten-  und  Kolonien- 
dienst««  vom  Finanzminister  aus,  doch  werden  sie  von  ihm 
zur  Vertilgung  des  Ministers  der  Marine  und  der  Kolonien 
gestellt,  und  sie  knrrespijndiren  mit  dem  Finanzministerium 
mcht  unmittelbar,  sondern  durch  den  genannten  Mbüster. 

In  Beziehung  auf  die  Jurisdiktion  des  Rechnungshofes 
muss  zwischen  Huuptrechnungslegern,  über  deren 
R«chnung  der  Rechnungshof  unmittelbar  oder  doch  im  Wege 
der  Berufung  von  der  Entscheidung  anderer  Tribunale  ent- 
scheidet, und  untergeordneten  verrechnenden  Be- 
amtan  unterschieden  werden,  die  unter  der  VerantwortUDg 
von  Hauptrechnungslegem  handeln  und  blos  diesen  die 
Rechnuug  legen.  So  ist  z,  B.  bei  der  Staat^centralkasse  nur 
der  Centralkassier  Zahlmeister,  für  die  Enregiatremenls-,  Do- 
mänen- und  8tämpelgebi)hreij  der  Einnehmer  und  Grundbuchs- 
fUhrer,  für  die  Posteinnahnicn  der  verrechnende  Direktor, 
in  einem  Einnahmsbezirke  der  Zölle  oder  der  indirekten  Ab- 
gaben nur  der  Haupteinnehnier ,   in  jedem  Dei>artement  filr 
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die  direkte  Besteuerung,  eine  Menge  anderer  Einnahmen 
un4  das  Eassarevirement  nur  der  General- Einnehmer ^  ftür 
die  Zahlungen  nur  der  Zahlpieister,  für  cliö'RechnungsfÜhrung 
der  Eonsulatakanzleien*  nur  der  Hauptagent  im  Ministerium 
des  Aeussern,  für  die  Easdagebahrung  in  den  Eolonien  nur 
der  #  Schatzmeister  dem  Rechnungshofe  unmittelbar  verant- 
wortlich;^ alle  die  zahlreichen  Beamten  in  den  Bureaux'der 
Hauj>trechnimg8leger  und  die  zahlreichen  ihnen  untergeord- 
nelen  jPfBVoten  der  einzelnen  Hebestellen  haben  sich  imnächsl 
blos  ibnm  zu  verantworten. 

IK|e  ^pnptrechnungsleger  haftei^  für  die  Gebahrung^  ihrer 

Untergdbnea.    Wenn  sie  Unregelmässigkeiten,  der  letzteren 

*  -•    ■     *  •  .  , 

bemerken,  sind  sie  berechtigt  auf  Abhilfe  von  Seite  der'Ver- 
waltungsbehörden  zu  dringen,  und  im . Notfifalle  die  ver- 
dächtigen Beamten  durch  eigene  Agenten  .  zu  übepvachen 
und  sßlbst  sie*  zu  suspendiren  und  den  Posten  interimistiscb 
zu  besetzen;  dagegen  werden  sie,  im  Falle  eines  Yergeheps 
oder  eines  Versehens  eines  ihrer  Untergeordneten,  nur  über 
den  Bew-eis,  dass  die  Verhütung  jenes  Ereignisses  ihnen 
i|nmöglich   gewesen,    vom   Ersätze   losgezählt.      Haben  sie 

*  Der  Redmungshof  übt  seine  unmittelbare  Kontrolle  über  folgende 
Staatsbeamte: 

*85  (^eneraleimiehmer  mit  Einschlnss  des  Centcaleinnehmers  für  das 
Departement  der  Sdn^;  2916  Einnehmer  des  Enregistrements,  des  Stäm]pels 
und  der  Domänen,  dann  Grandbuchsführer 3  111  Hauptzolleinnehmer; 
301  Haupteinnehmer  der  indirekten  Abgaben;  91  -Postdirektoren ;  34  Ein- 
nehmer der  verschiedenen  Abgaben  in  Algier;  7  Münzdirektoren;  62  Schul- 
ökonomen; 1  Centralkassier;  3  Schatzmeister  in  Algier;  9  Schatzmeister 
in  d^n  Kolonien;  1  Schatzmeister  der  Marine -Invalidenkasse;  1  Kassier 
der  Amortisationskasse;  1  Kassier  der  Depositen-  und  Konsignationskasse; 

1  KauBsier  der  Staatsdruckerei;  1  Kassier  der  Ehrenlegion;  89  Zahlmeister; 

2  Agenten  des  grossen  Buchs  der  Staatsschuld  (im  Finanzministerium}; 
1  Agent  der  Reehhungsausgleichungen  (im  Finanzministerium);  1  Agent 
für  die  Wechselgeschäfte  der  Marine;  1  Agent  für  den  Kolonialdienst; 
1  Agent  für  die  Kensulatskanzleien;  2  Agenten  für  die  Leibrenten  und 
Pensionen  (im  Finanzministerium);  85  Agenten  für  die  Umschreibungen 
der  Renten -Inscriptionen  in  den  Departements.  * 


(ibrigens  den  Ersatz  geleistet,  so  treten  sie  in  die  Rechte 
des  Staates  auf  die  Kaution,  die  Person  und  das  Vermögen 
des  betreffenden  Beamten. 

2}  Jedei'  verrechnende  Beamte  ist  au  einer  Kaiitionslei- 
stUDg  verpflichtet.  Die  Eaaüon  wird  von  allen  Beamten 
mit  Ausnahme  der  Grundbuche-  und  Hypothekentiikrer, 
welche  eine  Immobiliar- Kaution  bestellen,  in  Baarem  '  und 
aiif  einmal,  zu  Händen  des  Staatsschatzes  geleistet.  Eben 
so  wird  den  verrechnenden  Beamten  gleich  allen  anderen 
Beamten  der  Ämtseid  abgenommen. 

Der  Beamte  wird  erst  nach  Erfüllung  dieser  zwei  Be- 
dingungen zum  Antritte  seines  Amtes  zugelassen. 

Muss  während  der  Amtsführung  eines  Beamten  zur 
Deckung  der  Forderungen  an  denselben  die  Kaution  in 
Anspruch  genommen  werden,  so  bleibt  er  so  lange  vom 
Amte  und  Gehalte  suspendirt,  bis  er  die  Kaution  wieder 
ergänzt  hat. 

Dje  Kautionen  sind  hoch ,  sie  betragen  z.  B.  300,000  FrcS. 
lür  den  Staatscentral kassier,  100,000  Frcs.  bei  vielen  Geae- 
raleinnehmern ,  50,000  Frcs,  für  jeden  der  verrechnenden 
Agenten  der  Direktion  der  Staatsschuld  u.  s.  w. 

lieber  die  in  Baarem  erlegten  Kautionen  wird  eine 
Kassaquittung  ausgestellt,  welche  dann  später  gegen  eine 
dreiprozentige  Inscription'  auf  das  grosse  Buch  der  Staats- 
schuld umgetauscht  wird. 

In  dieser  Urkunde  ist  die  Widmung  des  Kapitals  als 
Kautiun  ausgedrückt.  Es  ist  übrigens  niclit  nuthig,  dass  der 
Beamte  die  Kaution  selbst  leiste;  sie  kann  für  ihn  durch 
einen  Dritten  erlegt  werden,  dessen  Eigenthumsrechte ,  durch 
ein  eigenes  Certifikat  sicher  gestellt,  vorbehaltlich  die  Rechte 
des  Staates,  Jedem  weiteren  Ansprüche  auf  das  Kautions- 
kapital vorangehen  (privil^e  du  second  ordre). 

'  Graeii  von.  28-  April  1ÖJ6. 
•  Geeeti  vom  i.  August  18i4, 
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Ebeo  80  ist  dem  yerreebü^Dd^i*  Beamten  giBStattet,  bei 
VersetzuDgeD  oder  Befördenrngen  ^  Älr  den  frtlheren  Posten 
erlegte  Kaution'  dem  neuen  Festen  zu  widmen,  nur  muss 
von.  d^  Verwaltung  bestätigt  sein,  da^ß  seine.  (^baHrung 
und  Rechnongslegimg  iu  Ordnung  sei^^ea  darf  auf  die  Kau- 
tion kein  thiTatanspruch  erhoben  worden  sein  und ,  fidft  für 
d^i  Beamten  ein  Dritter  die  Kaution  erlegt  hat, .  muss  . 
dieser  die  Zustimmung  zu  der  neuen  Widmung  dersäbäi' ' 
ertbeilen.  '  *  ' 

Die  Kaution  wird  als  ein  Faustpfand  angesehen;  der 
Staat  kann .  sich  aus  derselben  in  Ansehung  jener  .liquiden 
Forderungen,  welche  ^egen  den  Beamten  aus  Aiflass  seiner 
Dienstverrichtungen  entspringen,  ohne  gerichtliche  Interven- 
tion b^^hlt  machen. 

Die  *  Kaution  wird  nach  dem  Gesetze  ^  nur  nach  Beendi- 
gung der  .verrechnenden  Amtsführung,  über  Beibringung  der 
Erledigung  (quitus)   des  Rechnungshofes  ün<}    der  freispre- 

9 

chenden  Erklärung  des. Finanzministers,  gegen  Best^ltigung 
des  Gterichts  des  Standortes,,  dass  Privatberechtigte  eine.Ein- 
sprache  nicht* erhoben  haben,  und  falls  die  Zurückstellung 
an  die  Erben  oder  Gläubiger  dcss  Kautionslegers  zu  geschehen 
hätte,  gegen  Nachweisung  des  Eigen thumstitels.  ausgefolgt 
Indess  können  zwei  Dritttheile  der  Kaution  noch  vor  der  Er* 
ledigung  des  Rechnungshofes  ausgefolgt  werden,  wenn  die 
Verwaltung  die  letzte  Rechnung  für:  richtig  anerkannt  hat 
un^  der. Beamte  mit  keinem  Ersätze^ aushaftßt. 

Rechnufigsleger,  weloki^  rjücht  Immittelbar  unter  dem' 
Rechnungshofe  stehen^  soomHi  von  andern  (Haupt-)  Rech- 
nungslegem  abhängen,  sind  be]:echtigt,  von  diesen  bkmen  vier 
Monaten  nach  Legung  ihrer  Rechnungen  die  zur  Behebung 
ihrer  Kaution  dienende  freisfurechende  Erklärung  zu  fordern. 
^Vlrd  sie  verweigert,  so  entscheidet  der  Finanzministcr. 

0 

*  GeMtz  voiQ  2.  ventdae  an  XIII.,  Ordonnanz  vom  22.  Mai  1825. 
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3)  Der  fraüzOisische  Staatshaushalt  unterliegt  einer  drel- 
faoben  Ueberwachung  u^j  PrüfUng, 

einer  legislativen  durch  den  Staatsrath  und  den^- 
setzgebenden  Körper  mittels  der  Beratbung  und  Gienebmi- 
giuig  des  8taatsTüra»3chlnges  und  der  StaaCsjahresrecbnung ; 

einer  judiciellen  durch  den  Rechnungshof,  welcher 
über  die  Gebalirung  der  einzelnen  Rechnungsleger  entscheidet 
und  üffentlich  die  innere  Uebereinstimmung  und  die  Lega- 
lität der  Staatsjahresrechnung  anerkennt, 

und  einer  administrativen,  sich  rielfach  verzwei- 
genden und  viiederbolenden .  die  dureh  vorgesetzte  und  über- 
wachende Beamte,  durch  einzelne  Ministerien  und  durch  des 
Finanzministerium  ausgeübt  wird  und  die  einzelnen  Daten 
der  Rechnungslegung  theila  selbst  feststellt,  theils  auf  Grund 
der  vorgezeichneten  vom  Rechnungsleger  beigebrachten  Do- 
kumente zu  erproben  strebt. 

4)  Als  Grundlage  der  Verwaltung  des  Staatsvermögens 
dient  darum  Ibigerecht  das  jährliche  Finanzgesebz  mit  dem 
genehmigten  Slaatsvoranschlage ,  seinen  Ejunabms-  und  Aus- 
gaba-Rubriken  und  Posten  (Kapiteln  und  Artikeln)  und  den 
zur  Bestreitung  -  der  einzelnen  Ausgaben  bestimmten  Beträ- 
gen (Krediten). 

Als  Grundlagen  des  Voranschlags  für  die  Ausgaben  dienen 
die  frühem  Etata  und  die  beantragten  Veränderungen  und 
neuen  Unternehmungen ;  für  die  Einnahmen  wurden  zu  die- 
sem Behufs  früher  in  der  Regel  die  Ergebnisse  des  zweiten 
Jahres  vor  dem  betrefTenden  Jahre  (des  Jahres  1854  für 
1856)  benutzt,  nur  eingetretene  Veränderungen  in  der  Ge- 
setzgebung, welche  jene  Ergebnisse  wesentlich  moditlcirten, 
begründeten  eine  Ausnahme.  In  den  letzten  Jahren  glaubte 
man  auch  auf  das  stete  Steigen  der  Staatseinnahmen  einige 
Rücksicht  nehmen  zu  sollen.  Es  wurde  aus  den  Krgebnisaen 
von  zwanzig  Jahren  berechnet,  wie  hoch  dieser  Zuwachs  für 
jeden    einzelnen    Einuahmszweig    durchschnittUcb    in    einem 
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Jahre  sei ,  und  •  um  das  ZVeifeche  dieses  Be4rags  wurden  die 
Ergebnisse  des  dritüet&^en  Jahres  erhöht  ^ 

Es  darf  keinci  Abgabe  eingehöben  werden,  wdche  nicht 
durch  das  Finanzgesetz  ausgeschrieben  erscheint  Es  darf 
keine  Summe  unter  einer  andern  Rubrik  yerrechnet  werden, 
alß  für  weiche  sie  nach  dem  Gesetze  b^timmt  ist,  und  es 
ist*  nicht  'gestattet,  ohpe  6enetimigui)g  des  Kaisers*  einen 
Kredit,  der  einem  bestimmten  Zwecke -gewidmet  ist,  einem 
andern  Zwecke  zuzuwenden  (virement  des  fonds),  die  be- 
willigten  Kredite  zu  überschreiten  (cr^t  süppl6mentaire), 
oder  für  Ausgabsposten,  die  iin  Voranschläge  nicht  irorge^ 
seheh  sind,  Kredite  zu  eröffiien  (cr^ts  extiaordinaires). 
Die  Gtenehmigung  wird. durch  den  betreffenden »Ifinistelr. im 
Wege  des  Finanzministeriums  eingeholt  und  sie  i^rd  nur 
ü'ber  den  Antrag  des  Staatsrathes  ertheilt    Nachträglich ,  ge- 

•       * 

legen tlich  der  Vorlage  der  Finanz-Jahresrechnung,, wird  auch 
die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  KOrper  zu  jenen  Aende* 
rungen  des  Knanzgesetzes  erwirkt,  welche  als  eine -lieber* 
schreitung  des  Budgets  sich  darstellen  (den  cnidits  8Üppl6* 
mentaires  und  extaraordinaires). 

Die  Ausfbhiling  dieser  Anordnung  -  ist  auch  dadurch 
gesichert,  dass  alle  Einnahmen  ohne  Unterschied  m  das 
Ressort  des  Finanzministeriums  gehören,  also  kein  Minister 
über  Einnahmssummen  ^  die  unabhängig  ron  den  ihm  bewU«' 
ligten  E[redileh  bei  einzelnen  der  ihm  unterstehenden  Dienst« 
zweige  sich  ergeben  könnten/  verfügen  kann.  Aus  diesem 
Grunde  werden  z.  B.  die  Eiimahmen  von  verpachteten  forti- 
fikatorisciien  Ghründen,  von  landwirthschafblichen  Instituten^ 
Werkschiden  (^les  des  arts  et  m^tiers),  Militär-Erziehungs- 
häüsem  u.  dgl.,  dann  von  unbrauchbar  gewordenen.  Mate- 
rialien bei  ilnanzkassen  eingehoben  und  verrechnet 

^  Sitzung  des  geeetzgebenden  Körpers  vom  17.  Mai  1856.  Für  das 
Jahr  1857  wurde  als  Grundlage  der  Berechnung  der  Einnahmen  das  Mittel 
aus  dem  Ergebnisse  des  Jattres  1855  und  dem  Voranschläge  fttr  1B56  benutzt. 
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Aber  selbst. die  ihnen  bewilligten  Kredite  können  die 
MSjiister  nicM  ohne  spezielle  Ermächtigung,  des  Staatsober- 
hauptes benutzen.  Diese  Ermächtigung  wird  menatlich  durch 
Vermittlung  des  Finanzministeriums  in  Form  einer  Verthei- 
lung  der  vorhandenen  Fonds  ertheilt.  Nach  Bedilrfhiss  des 
Dienstes  stellen  die  Miiiister  (ordonnateurs  principaux)  einen 
Theil  der  ihnen  zugewiese|(en  Sumgien  den  ihnen  unterge- 
ordneten Chefs  der  verschiedenen  Dienstzweige  lordoimatetirs 
secondairos)  zur  VerlUgung. 

5)  Jedes -Finaiizgeaetz,  wie  jeder  Voranschlag  umfasst 
nur  den  Zeitraum  eines  Solarjahres.  Es  besteht  aber  in 
Frankreich  die-  eigen thUniUche  Einrichtung,  dass  Einnahmen 
und  Ausgaben,  welche  sich  auf  das  Finanzgesetz  eines  be- 
stimmten Jahres  beziehen,  z.  B.  direkte  Abgaben,  welche 
nachträglich ,  Tilr  Rechnung  des  Jahi-es  einzuheben ,  Summen, 
welche  für  Rechnung  genehmigter  Jahresausgaben  auszu- 
zahlen sind,  auch  noch  im  Laufe  eines  Theiles  des  nächsten 
Jahres  dem  betreffenden  Rechnungsjahre  zu  Oute  und  zur 
Last  geschrieben  werden;  doch  darf  filr  das  abgelaufene  Jahr 
nach  Ablauf  Januars  des  nächsten  Jahres  keine  Materialge- 
bahnmg,  nach  Ablauf  Julius  keine  Geldempfangnuhme  und 
Geldanweisung,  und  nacli  Ablauf  Augusts  keine  Geldaah- 
lung  vorgenommen  werden.  Wären  Zahlungen  für  geschlos- 
eeue  Jahrgänge  noch  zu  leisten,  so  muss  sie  der  Minister 
in  das  neue  Budget,  d.  i.  in  das  Budget  des  zweitnächsten 
Jahres  außjehmen,  beziehungsweise  neuerdings  der  Prüfung 
und  Genehmigung  der  das  Budget  feststellenden  Gewalten 
unterziehen. 

Man  unterscheidet  darum  in  Frankreich  zwischen  der 
Rechnung  des  laufenden,  des  geschlossenen,  des  abgethane- 
nen  Jalires  (exercice  courant,  dos,  perim6)  und  diese  Un- 
terscheidung ist  keine  blos  theoretische  oder  prinzipielle, 
sondern  sie  wird  in  iiUen  Rechnungen  der  einzelnen  Rech- 
nuugsleger    bis   in   die  untersten  Stufen  herab  durch gefilhrt; 
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überall  ist  angegeben ,•  auf  welchen  Jahrgang,  den  laufenden 
oder  den'  vergimgenen,  die  Einnahme  oder  Ausgabe  sich 
beziehe,  und  wir  halten  diess  für  den  doppelten  Zweclt,  die 
Voranschläge  des  Dienstes  mit  4essen  Ergebnissen  genau^ 
vergleichen  zu  können,  ohne  die  Vorschreibungen  des  alten 
Jahres  in.  das  neue  Jahr  übertragen  zu  müssen,  iiir  eben 
so  nothwendig' als  nützlich,  obgleich,  uns  nicht  unbekannt 
geblieben  ist,  dass  sie  in  Frankreich  selbst  Xadler  gefun- 
den habe.  ^ 

6)  Gtelder  des  Staates  dürfen  nur  gegen  juxtirte  (aus 
einenr  Buche  ausgeschnittene)  oder  mit  Talblüs  versehene 
Quittungen  in  Emp&ng  g^iommen  werden.^  Die  im  Hefibe 
zurückbleibenden  Au&chreibungen  und  Ränder  (Juxten,  sou- 
ches)  oder  .der  Talon  werden  mannigfach  als  Eontrdle  theils 
dessen,  der  die  Quittung  ausstellte,  theils  dessen,  der* sie 
erhielt,  benutzt;  Eine  .andere  Kontrolle  besteht  darin,  dass 
in  gewissen  Fällen  die  untergeordneten  Rechnungsleger  an- 
gewiesen sind ,  die  Quittungen  der  Hauptrechnungsleger  über 
einzelne  Abführen  zu' sammeln  und  nach  bestimmten  Perio- 
den  gegen  Empfang  einer  Haup^uittung  den  Ausstellern 
rückzumitteln.  Die  Partialquittungen  gelangen  dann  zur 
Rechnungscensur  und  liefern  den  Beleg,  ob  der  Hauptrech- 
nungsleger  die  Gtelder  sogleich  wie  er  sie  erhalten  in  Empfahg 
gestellt  habe. 

'<  Wjer  ftkr  Rechnung  des  -Staates  Abgaben  einhebt,  oder 
Gelder  empfängt,  wird  mit  dem  Betrage  derselben  belastet, 
uqd  kann  nur  durch  Quittung  der  Staatsgläubiger,  die  ihm 
von  -einer  vorgesetzten  Behörde  zur  Befriedigung  überwieseli 
sind,  durch  das  talonirte  Recepisse.  der  Rechnungsleger,  an 
•  '  •  •  • 

'  H,  de  Montdoux.'  De  la  comptabilit^  publique-  en  France.  Paria 
1840.    Journal  des  Econ.  1854,  T.  4,  S.  55. 

'  Nur  die  Enregistreinents-  und  die  Portogebübren  machen  hievon 
eine  Auanahme.  Erstere  werden  auf  den  Urkunden,  letztere  auf  den  Brie^ 
fen  «elliBt  quittirt    '     ^         - 
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die  er  Abfuhren  oder  für  deren  Itechpung  er  Zählungen  ge- 
leistet hat,  oder  endlich  durch  die  admliiistrativen  Erlasse 
dber  ^ie  Reetitutiou  dder  Abschreibung  von  Gebühren  von 
dieser  Schuld  befreit  werden. 

In  Folge  dieses  Grundsatzes  haften  die  Einnelimer  der 
direkten  Steuern  fUr  die  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  vor- 
geschriebenen Abgaben,  die  Einnehmer  der  Zoliämter  oder 
der  Aemter  der  indirekten  Abgaben  für  die  kreditirten  Zoll- 
und  Steuerbeträge,  und  eben  darum  Imben  sie  auch  dos 
Recht,  die  gerichthchen  Schritte  zur  Einbringung  der  Staats- 
forderungen  einzuleiten ,  und  wenn  einzelne  Summen  als 
uneinbringlich  sich  darstellen,  von  Amtswegen  um  Abschrei- 
bung einzuschreiten. 

Vor  dem  gänzlichen  Abschlüsse  der  ELechnungeti  des 
VeiTvaltungsjahres  werden  in  allen  Verwaltungszweigen  für 
jeden  Rechnnngsleger  Listen  verfa*st,  in  denen  die  aushaf- 
tenden Gebühren  und  die  hiervon  dem  Rechnungsl^er  zur 
Last  zu  schreibenden,  die  im  nöcliaten  Jahre  wieder  gegen 
den  Steuerpflichtigen  aufzunehmenden  und  die  gänzlich  ab- 
zuschreibenden BufgeAthrt  werden.  —  Das  etwas  abweichende 
Verfahren  bei  den  direkten  Steuern  ^vird  bei  Darslellung 
der  letzteren  erwähnt  werden. 

Die  Haftung  der  Hauptrechnungsleger  beginnt  übrigens 
gewisse rmassen  schon  mit  dem  Augenblicke,  wo  der  Empfaug 
bei  den  ihnen  untergeordneten  Rechnuugslegem  erfolgt  oder 
erfolgen  sollte. 

So  tritt  die  Verpflichtung  der  Departemental  -  und  Ar- 
rondiasements- Einnebuicr  zur  Abfulir  der  Gelder  binnen 
sehen  Tagen  nach  dem  Momente  ein,  wo  der  Empfang  bei 
den  ihnen  untergeordneten  Lokaleinnehmem  erfolgt  ist  oder 
nach  der  Vorsclireibung  hätte  erfolgen  sollen.  Erfolgte  diese 
Abfuhr  nicht  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist,  so  sind  Ver- 
zugszinsen zu  bezahlen,  gleichwie  der  Rechnuugslegcr  eine 
Zinsen  Vergütung  erhält,  wenn  er  vor  der  Frist  der  Staatskoss» 
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die  Gelder  -  zuwendet  —  Ueber  aUe  Fragen  der  Haftung 
uiid  der  Ersatzpffichl  entschddet  der  Unanzminister  ^  nur  der 
Rekurs  an  d^i  Sftai^sraih  ist  rorbehalten.  I>er  Redmungs- 
leger,  der  für  den  Steuerpflichtigen  dem  Staate  Genüge  ge- 
tban,  tritt  nach  dvilrechtlichen  Gnmdsätaen  in  die  Rechte 
des  Staates  gegen  den  Ersteren. 

7)  Ein  Zahlungsauftrag  (ordonnance,  mandat)  darf  nur 
von  dem  Minister,  dessen  Ressort  er  betrifil,  oder  ron  einem 
durch  ihn  im  Kreise  seiner  Befugnisse  hiezu  ermächtigten 
Dienstchef,  nach  Liquidirung  der  Ansprüche  des  Staatsgläu- 
bigers, in  Torgeschriebener  Form,  mit  ausdrttcfclichef  Beru- 
ftmg  auf  das  Rechnungsjahr,  den  Dienstzweig  und  das  Ea- 
pitel  des  Staatsroranschlages ,  auf  welches  sich  die  Auslage 
bezieht,  ausgestellt  werden. 

Wer  Zahlungen  für  d^i  Staat  leistet,  darf  die  Zahlung 
nicht  Tollziehen,  wenn  .ihnp  nicht  vom  Finanzministerium 
ein  Fond  hiezu  angewiesen ,  ^  rom  betreffenden  Minister  oder 
Dienstchef  die  Zahlungsanweisung  zugekommen  und  vom 
Staatsgläubiger  die  seine  Ansprüche  rechtfertigianden,  durch 
die  R^lements  nach  Art  und  Form  genau  bezeichneten  Be-. 
helfe  vorgelegt  sind. 

Der  Auszahlende  haftet  sowohl  hiefür  als  für  die  Be- 
rechttgung  des  Quittirenden*  zur  Empfangnahme  der  Z/ahhmg. 

Nur  eine  ausdrückliche  Erklärung*  des  anweisenden 
Chefs,  der  Betrag  sei  ungeachtet  dieses  oder  jenes  mangeln- 
den Beleges  auszuzahlen,  könnte  die  Haftung  des  Rechnungs- 
legers aufheben.  Er  hat  in  diesem  Falle  die  Zahlung  zu 
leisten,  aber  sogleich  an  den  Finanzminister  zu  berichten. 

Kein  VerktiKuf,  keine  Anschaffung,  kein  Vertrag  tkber 
eipen  Bau  odw  eine  Herstellung  darf,  einzelne  genau  b6- 
stinimte  Fälle  ausgenommen,  anders  als  Ofitotlieh  und  im 
Wege  der  Konkurrenz  abgeschlossen  werden.    Diese  erfolgt 

'  Der  Sold  fär  das  Heer  und  die  Flotte  sind  auch  (riine  vorgängige 
Fondsbewilligang  von  Seite  des  Flnanaministerianis  auszuzahlen.  * 


96 


über  öffentliche  Ausschreibung  im  Wege  schriftliche»  Offirarte 
oder  mündlicher  Versteigerung,  welche  je  nach  dem  Gegen- 
stände als  eine  fortschreitende  Ueberhöhung  oder  Abminde- 
rung'  des  AusrufspreiseiB  sic}^  darstellt  ^ 

Interessen  oder  Provisionen  für  die  aushaftehden  Zefh- 
lungen  von  Seite  des  Staates  oder  fUr  die  ausgelegten  Sum- 
men von  Seite  der  Kontrahenten  dürfen  nicht  bedungen, 
Vorschüsse  an  die  Kontrahenten'  dürfen  nur  auf  Rechnung 
bereits  geleisteter  Arbeiten  und  nur  bis  zu  %  ^^  Werthes 
der  letzteren  bewilligt  werden. 

8)*Alle  Schriften  der  Geld  anweisendai  und  Geld  Fenrech- 
nenden  Behörden,  Aemter  und  Kassen  werden  in  der  Haupt- 
sache genau  nach  denselben  Formularien,  unter  denselben 
Benennung^i,  in  derselben  Weise  geführt,  in  gleichen  Fri- 
sten abgeschlossen  und  vorgelegt. 

.  Was  der  Dienst  durch  diese  Gleichfbrmigkdt  an  Zeit, 
Arbeitskraft,  Genauigkeit  und  Sicherheit  gewinnt,  ist  ausser- 
ordentlich. 

Jeder  der  Geld  anweisenden  oder  Geld  verrechnenden  Be- 
amtep.  führt  ein  Journal  in  chronologischer  Ordnung  über 
die  Geldanweisungen  oder  über  die  Geldausgaben  und  Eän- 
nahmen,  und  meistens  auch  ein  Hauptbuch  in  systemati- 
scher Ordnung  nach  den  einzelnen  Einnahms-  und  Ausgabe- 
Konten,  und  jeder  liefert  seinen  monatlichen,  und  seinen 
jilhrlichen  Gebahrungsausweis. 

In  das  Journal  wird  jeder  Empfang  und  jede  AnweisuBg 

*  Eine  Frankreich  eigenthümliclie  Einrichtung  ist  die  Versteigeniiig 
ä  Textinction  des  feuz.  Ein  Anbot  wird  nicht  eher  als  das  letite  erkannt 
und  die  Sache  zugeschlagen ,  als  bis  eine  bestimmte  Zahl  Kevzen ,  gewöhn- 
lich drei,  ohne  daas  ein  neues  Anbot  erfolgte,  abgebrannt  sind.  Ebeoso 
findet  eine  eigenthümliche  Art  Abminderungsversteigerung  namentlich  bei 
dem  Verkaufe  von  Holzschlägen  statt.  Die  Sache  wird  wdt  höher',  ge- 
wöhnlich um  das  Doppelte  des  Werüies  ausgerufen,  und  wenn  sich  kein 
Käufer  findet,  wird  nach  und  nach  vom  Ausbote  herabgegangen,  bis 
Jemand  ruft:  Ich  nehme.    Dann  ist  die  Versteigerung  goachtoeten. 
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oder' Ausgabe^ ^on  ßelä  oäer  geldverif^nden^ÜpkuHdetf  so* 
gleich  eiagetrageji ,  hüf  Ehnlldimeii-  -yon-  Btev^irpfliehti^n  a^ 
Gehüllten^  su  6exeä  £iahebunß  das-: Amt  bestimmt* ist  uiMf 
für  welche  eigene  Regster  ode^  HilfsjounMile  bedteKeri :  ww^* 
den  ^Tereint  am  Tagessohlqase  m^  daa  HFoHmar/eingesfellt 
D^  Journal  wird,  täglich  abgeschlossen  und  es  findet  affis* ' 
ihm; der  Ueberträig  ins  I^fuiplbuch  statt'  -••       - 

.. ,  In.  jedem  Sohlo  des  H&uptbuchea  findet  die  eüäuhebende 
Gebühr  (droits  constat^s)  gegenüber  den  etwaigeti  Abschrei- 
bangen  und  der  wirkliehen  Abstattanig  (droits  peröüs)*v  dic^ 
ftir  das  Konto  bewilügie  Ausgabssumine,  gegenüber  den- 
hicpailf  liqnidir4en,  apgewiesenjen  und  wirklich  aus^zahlteä 
Betragen  ihito  bestimmte  Rubrik.  -  >  *  '     ^    '. 

Die  .G<ebafan(Bgsauaweisse   sind   nichts.  i|fl$  Abdcliriftön 
der  Hauptbuchsabsehlüsse  odei"  sie  sind  wenigstens  nat^li  deiv^ 
Rubrikto.des  Hauptbuches  geoardnef.    -  '  -     •         ' 

Die  Verschiedenheit  der  Rechnangsiegung  iii/  deft  eüi* 
seinen  DienjätsS^igen.  liegt  fttat  äusschliessend  in*  der"  Veif** 
schiedenAeit  •  der  Hilf«rk)umale  und 'ffil&registerv  welche  je 
naeh  der  Sigenthümli<d»kdt  de^s  Dienstes  Vorge^chriebeir  dind. 

So  fUhreii  z»  B.  die  Einnehmer  der  direkten  Steuern  ihrö 

.*  .■ 

Steuerrplleni,  (fie  Ehinehme^  der  Zölle  und  der  indirekten 
Abgabejcr  .ihre;  jFeröchiedenen.  Gcfiülsregister,  die  EüineKmer 
des  llegi^t^emenl»  und  die  *  Grundbnchsftihrer.  ihrfe  ßüchep- 
zoirEintijagung.  4er.  Urkunden  im9  ihre  isahfefeichÄ  ^oVÄiöf^  ^ 
knngen  über  anzuhoflRßndß,  Über  Ikjuide,'  tibe#  ^^harftende 
Gebüluea»)  <[er  Centralkassier  das  Verfallshnch  über  die  Vor- 
handenen t^echsel  u.  dgl.  m.    ^ 

^)  Aate-Bücher  der  Hauptrectewgslegef  .wei:den  xacfi 
dopp^lier  ^chhattung  (en  .^artied  doubles)  ^  mit  thunUchster 

•  Wie  sehr  4ie  "doppelte  BachÄaltqog  die  üebersicht  und*  Prüteif ^ 
erleiebtere,.  beweist' .die  Tbattadie.  dass  als  Graf  HoUien  1806  und  1088, 
aie  «ei'deo  Net^awen  ^üb^  über  25  MtHioneö*  üftbediekte  P^f^- 
zürn  .VomcheiB  lüttnen.    AI»  Betey  ihres  inderwöiti^  NutzeaÄ  fiir-dfe 
n  o  c  k ,  -Fiimgzverwflltung  •Frankreichs.  ' 
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Beibehaltung  der  im  ßtaatsvoranachlagB  enthaltene  Eäiuttohins- 
und  Ausgabs^Rubnka)  (Eapiteh  und  Artikel)  geftihrt  Jeder 
^Artikel  des  'Jounials;  erscheint  unter  passend  geWäUten 
Rubriken  doppelt  ^  unter  den  EUnnahxnen  und  unter  den  'Aus- 
gaben, eingetragen,  so  dass  stets  jede.  Eintragung  sichselbst 
köntrollirt.     '  ,  •  •  -  *  /: 

MaQ  ersieht  deutlieh,  -was  für  jeden. einzeh;i[en  Gegeilh 
stahd  2i  B.-  flir  einen  bestimmten  Bau,  im  Finttsizges^tase 
veranschlagt, .  Uquidift^  zur  2^hlung  angewiesen,  wirklioh 
ausbezahlt  wx>rden  ist,  welche  Summen  jedem  einzelnen 
Rechnungsleger  ursprünglich  zur  Last  gesdirieben  waren, 
welche  alUßählig  zugewachsen 5  abgeschrieben,  getilgt  worden 
^od ,  wie  hoch  sich  seine  Schuldigkeit  am  Jahresschlüsse  stellt 

10)  Eine  durch  alle  Verwaltungs-  und  Rechnüngsaweige 
durch^ifelide  Unterscheidung  ist  jene  swisdien  den  tum 
Ertrage  gehörigen  Einnahmen  und  Ausgaben  und  den  hlos 
Bxit  das  Kasaareviremeut  (die  Fondsbewegvmg)  .sich,  bezie- 
henden. Es. gibt  keine  Monats-  oder  Jahresrecfanung  irgend 
eines  Recbnungslegers,  wo  nicht  den  letzterwähnten  bl^s 
zur 'Durchführung  bestimmten  Summen^  z.  *B.  Einn^hmieo 
•  •  ■  .  ■ .        ■  • 

y^rwftltung  diene  folgendes  Beispiel.  Im  grossen.  Bache  der  Leibrentmi.  u^ 
ein  eigenes  Ck>nto  dem  Staate  gewidmet,  worin  dem  letzteren  die  Gresämmt- 
siimme  der  Renten  znr  Last ,  die  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  «nlieiili- 
'faHenden  zu 'Gute  gesehrieben  werden.  Durch  dieses  Conto  kum. -jeden 
Augenbliek  die.noeh  auf  dem  Staate  lastende  Gesammtsumme  ermittelt 
werden  uud  zugleich  dient  es  als  Rechnungsprobe  ftir  den  Abachluss  der 
andern  Conten. 

Es  ist  die  Notii  von  Interesse ,  dass  sehon  mm  Ende  dea*  10.  ^Jahr- 
hunderts Simon  Sterin  aus  Brügge  die  Einführung  der.  doppalteB  ^«eh- 
haltung  in  die  Staatsrechnungen  dem  Statthalter  der  Niederlande  ^  Moriii 
Ton  branien,  und  dem  Minister  Sully  in  Frankrdoh  yorschluf.  '  Doith 
enteren  wurde  der  Antrag  wirklich  ang^bommen,  letkt^rer  Idmie  Um  Jedddi 
ab.  Auch  1716  machte  der  damalige  Finanzminisier  Herzog  tod  NüuUes 
einen  Versuch  der  EinfUhi^ing  dieser  Buchhaltungsmethöde,  «Uaiii  die 
damaligen  Elemente  des  Staatshaushaltes  FVankreic^  waMi  Akhi  .dar 
Art)  ^9B§  eine  geordnete  und  strenge  Buchführung  hfttte..aaf  sie 
weifdei  werdeii  können; 
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oder*  Aoflgaben  für  Reehnung  dmer  Andern  K^use,  Abxügen 
Ton  Gehabten  BdEdiufö  der  Abfuhr  an  «fklere  nicht  nnteir  die 
Verwaltung  des  Rechnungslegers  bestimmte  Fowds^u.  dgl.  jn. 
ein'  bestiinmter- Abschnitt  am  Schlnsae- des.Grebahrungsauß- 
weises  gewidmet  wdre.  Wir  haben  gesehen,  dass  selbst 
beim  ^nanzministerium  die  Verbuchung  der  wirklichen  Ein- 
nahmen nnd  Ausgaben  und  die  Evidenzhaltung  des  Kassa- 
reTJrements  zwei  verschiedenen  Abtheilungeh-  gewidmet  4i3f. 
IMe  Vereinfachung  und  schnelle  üebersicht,  die  hieraus  ent- 
springt, liegt  am  Tage. 

11)  Es  darf  in  den  Rechnungsdokumenten  keine  ßadi- 
rung  stattfinden,  Korrekturen  müssen  vom  Rechnungsleger 
aif^  Rande  ^bestätigt  und  so  angebracht  sein,  dass  der  .ur- 
sprüngliche Text  lesbar  bleibt.  Die  Register  und  Journale 
sind  geheftet,  sie  werden  meistens'  von  den-  vorgesehsien^ 
oder  von  -politischen  odet  Gerichtsbehörden  coHct  .und  mit 
der  Namenaunterschiift  oder  der  NamenschifTre  und  dem  Siegel 
Tasel^en.  Die  wichtigeren  sind  linirt,  jeder.Eintragung  ist  ein 
eigenes  Feld  (case)  d;  i.  ein . Raum  .zwischen  je  zwei  Xiini^ 
gewidmet*,  kein  solcher  Raum  darf  leer  •  bleiben.  .  GescWeKi 
an  einem  Tag6  keine  Eintragung^  so  muss  diess  in  einem, 
solchen  Räume  auijgezeichnet  werden.  ^ 

Die  Tagessohlüsse ,  sowie  die  Absdilüsse  bei  Kassaskon- 
trirungen  ü.  dgl. 'werden  ebenfells  in  einem  solchen  Felde 
hart  nach  der  letzten  Eintragung  eingestellt    Die  beim  Mo-    . 
natsschlusse  leer  bleibenden  Felder  werden  durchstrichen. 

*  *Ifie  Tages-  oder  Monatssehlüsse  müssen ,  in  SUfem  und 
in  fiOchstaben  ausgedrückt ,  vom  Rechnungsleger ,  utit^r^ 
/Schrieben  s^*    • 

Jede  neuQ  Eintragung  muss  mit  einem  grossen  Buch- 
staben in  fetter  Schrift  beginnen;  hat  irgendwo  eine  Beru- 
fung avf  ein  anderes  Register  oder  Journal  oder  auf  einen 
akiderp  Kecbnungsleger  Platz  zu  greifen ,  so  ist  sie  ehen^lb 
dentlkd>  in  fsMer  S<^riflr  ausauftrücken.    .  . 
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■  i%y  Kein  Eechnungßleger  kann,  sieb  selbst  Qinea 
ftu(0stellep ,  kein  Reofanungsleger  kaiin  mit  einem  andern, 
der  nicht  zn  ihm  im  Veriiftltuiss  nder  Unter-  Oder,  Ueberord- 
uung  steht,  ohne  höheren  Auflirag  in  unmitt^barö  Verbin- 
dung treten.  * 

Aud  der  ersten  dieser  Regeln  folgt,  dass  wenn  der  Reöh- 
nungsieger  an.  sich  selbst  etwas  zahlt  ode^  sich  selbrt  etwas 
zur  Last  schreibt,  das  betreffende  Dokument,  die  QüittOQg, 
der  Gregenschein ,  das  Verzeichniss,  der  Vidirung  durch  dnen 

0 

vorgesetzten  oder  einen  kontrollirendeu  Beamten  bedarf. 
Dia  zweite  dieser  Aegeln  nöthigt  den  Rechnungsleger,  um 
für  eine  andere  Kassa  eine  ZcQilung  leisten  oder  eine/Forde 
ruB^  einheben  oder  derselben  eine  Zahlung  oder  Fcmlerung 
t^berweisen  zu  können,  den  Aufkrag  der  vorgesetzten  Behöi^e 
abzuwarten  oder  deren  Vermitl^lung  in  Anspruch.  ^u.-Behiyi^ 

Man  tibersieht  auf  den  ersten  Blick ,  von  welchem  Nutzen 
diese  Bestimmungen  sind.  Die  Gelder  können  ni^ht  vor  der 
Zeit,  nicht  unregelmässig  verausgabt,  nicht  versplittert,  nicht 
zur  Schlichtung  der  gegenseitigen  Privatgeschäfte  der  Eän- 
nehmer  vergeudet  "werden.  Das  so  wichtige  Kassareviremeni 
gelangt  gan^  unter  die  Leitung  der  höheren  Behörde,  welche 
nicht  blos  auf  die  *  Bedarfhisse  des  Verwaltungsdienstes,  soa- 
dem  auch  auf  jene  des  Geldumlaufs  Rücksicht  nehmen  und 
das  baare  Geld  von  den  Orten,  wo  es  sich  anhäuft^  «n,  jene 
hinleiten  kann,  wo  daran  Mangel  ist 

13)  Alle  dem  Rechnungsleger  anvertrauten  X3elder,  so 
verschiedenen  Dienstzweigen  sie  auch  angehören^;  müssen 
in  Einer  K^ssa  oder  Einem  Kassalokale  vereint  aufbewahrt 
werden.  Er  ist  fUr  dieselben  verantwortlich  und  selbst  im 
Falle  eines  Diebstahls  oder  eines  anderen  durch  grössere 
Gewalt  herbdgeftihrten   Veriustes    kann    er   die  Haftongs* 

^  Nur  ausnahmsweise  Behufs  der  Uebersendung  von  Fondl  IHic  den 
Sold  oder  die  Verpflegung  der  Truppen  oder  den  Dienst  der  Flotten  ist- 
ein  soUdier  uninittellArer  Yerkehr  gestattet    Circ  von  dO:  Oktäbte*  161^1. 
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befreiang  nur  dtiroh  die  BeibiliiguBg  dclr  von  den  Reglements 
gefbrdeirten '  Belege  und  in  Folge  einer  EntscUeidung  de^ 
Finananinist^ts  Erhalten.  Es  ist  uiltersagt,  Gelder  :de8 
RechnuBgslegers  Tereiüt  mit  Geldern  des  Staates- i&ufzube- 
wahren.  -Werden  bei  einer  Kassauntersuchung- Uebersdiüsse 
gefunden,  so  werden  sie  als  zufällige  Einnahmen  für  de^ 
Staat  verrechnet; 
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3.    Die  Beihenfolge  der  Operatiönexi. 

Sobald  das  Finanzgesetz  yeröffentlicht  ist,  werden  üurefc 
kaiserliche  Dekrete  dem  Finanzminister  der  ganze '  Yorati- 
schlag  uüd  jedem  minister  Tier  ihn  treffende  Theil  4er  Aus- 
gaben nach  den  einzelnen  Ddenstz^eigen ,  'Kapiteln  uhd  Ar- 
tikeln  zur  Vollziehung  bekannt*  gegeben.  Hiemach  und  mit 
Rücjksicht  auf  die  mittlerweile  gesammelten  Er&hrui^eit 
wefden  di^  Rubriken  des  Hauptbuehes  des  Finanz-  und  jed^s 
Undem  Ministeriums  überschriebext  und  werden  hei  den  Aus- 
gaben die  bewilligten  Kredite^  bei  den  Einnahmen  die  Sum- 
men des  Yoransdiiläges  eingezeichnet.*  Hierauf  erfolgt .  dife 
Ifittheiluug  ai^  die  uu^rgeordneten  anweüs^den  Beamten 
und  die  einzelnen  Hauptrechnungsleger,  welehe'ihr  etft-* 
sprechend  die  eigenen  Bücher  anlegen.  Sollte  ein  üechnun'gs- 
legär  aus  bereits  abgethanenen' Jahrgängen  (eicercices  peti- 
m6a)  Vorschüsse  zu.  fordern,  Ersätze  zu  leisten  haben,  so 
müssten'ln  dem  neuen  Hauptbuche  im  Konto  des  Rechnuhgs^ 
legem  dieae  Beträge  al»  die  ersten  aufgeführt  sein« 

Im  'Einnahms- Journal  muös  der  vorhandene  Rest  pn 
Oeld  und  i^  Geld  vertretenden  Urkunden  die  errfe  Post  bilden,, 
hierauf  folgen  die  Einnahmen  in  chronologischer  Ordnung 
üdd  den  Schluss  bildet  der- Kassarest  ito  Ende  des  Jkfares. 
•  B^  jeder  Post  jedes  Journals  muss  unterscliieden  werden, 
Bb  sie  sich  auf  den  laufenden  oder  auf  den  nächsi  abgelaufenen 
Jahrgang  beziehe >.  welcher* Hinnahm^-   oder  Ausgabsmbrik 
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aie' angehöre,  jede  bedarf  ihrer  nach  Form  ondhihaU  gfüau 
Torgezeichoefen  Belege.  -.     . 

Aus  dem  Journale  soll  tögKch  di&  Uebertragung  in  beide 
beim  Amte  befindliche  Hauptbücher,  jenes  ftif  den  laufenden 
und  Jenes  ftkr  den  in  Abwicklung  begriffenen  voriieapgehenden 
Jahrgang,  sowie  in  die  sonst  vorhandenen  Aufisehreibungen 
(sommier,  libre  recapitulatif  u.  dgl.)  erfolgen.    - 

Um  zu  ersehen^  wie  sich  aus  den  Aufischreibungen  d& 
einzelnen  Reehnungsleger  allmählig  das '  Gesammtbild  des' 
Staatshaushaltes  zusammenstelle,  müssen  wir  zwischen  den 
anhebenden  Aeäitem  und  den  Sammlutigskassen,  den  an- 
weisenden Behörden  and  den  Zahlmeistern  unterscheiden. 

Ein  einheb'endes  Amt  hat  nur  die  bei  ihm  einfIi^iB9te* 
den  Gelder  zö  verrechnen,  es  ftlhrt  dieselben  in  kürsereA  öder 
längeren  Zeiträumen  längstens  aber  innerhalb  zehen  Tagen 
Ml  eine  Sammlungskässa  ab  und  bestreitet  zugleich  die  mit 
der  Peroeption  unmittelbar  verbundenen  AusgabeDi ;  unr  Ikus*' 
nahmsweise  erhält  es  Zahlungsaufträge  von  Seite  höherer 
Reehnungsleger.  Es  führt,  abgesehen  von  den  Aötbigen^Ete- 
gistem  und  Hilfsbüchem,  blos  ein  Einnahmdjoumal  und 
eine  einfache  Aufschreibung  nach  Dienstzweigen  und  Kapi* 
teln  zur  Sonderung  der  verschiedenartigen  zur  Perception 
gelangten  Beträge. 

Die  Ausgaben  werden  nicht  joumalisirt  und  verbucht, 
sondern  die  erhaltenen  Quittungen  und 'Zahlimgsanweisungen 
werden  statt  buaren  Geldes  abgeführt  Am  Anfange  jeden 
Monats  übersenden  diese  Aemter  der  vorgesetzten  Samm- 
Inngskassa  einen  Gebahrungsausweis  genau  nach  den  Ru- 
briken ihrer  Aufschreibungeii.  Aemtem  solcher  Art  gehören 
die  Lokalcinnehmer  der  direkten  Steuern,  die  einzelnen  Zoll- 
Amter,  die  Lokaleinnehmer  (buralistes  und  rec^veurs  sedeti* 
taires)  der  indirekten  Abgaben  u.  dgl.  an. 

Eine  S  a  m  m  1  u  n  g  s  k  a  s  s  a  ha t  nicht  blos  selbst  Gelder  eki- 
ffuheben  und  zum  Ertrage  gehörige  Ausgaben  zu  verrechBeo, 
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sondern  sils  Bammelt  auch  die  yon  andern  Aemtem  und 
Kassen  erhobenen  Gelder  und  bestreitet  regelplässig  Aus- 
gabeÄ  Air  B^ntmg  ä^erer  Kassen ,  sie  ^  verbucht  beide 
und  führt  über  ihre  Gelder  ein  Hauptbuch  n^Lch,  doppelter 
Buchhaltung. 

Solche  Saminlungskassen  sind  die  Hauptzollämter,  die 
Departements-  und  Arrondissementskassen  für'  die  In- 
direkten Abgaben,  die  General-  und  die  Partikuiareinndimer 
u.  dgl.  nL         . 

Die  Sammlüngskässen  sind  wieder  liöhere  oder  niedem, 
je  nachdem  sie  in  unmittelbarer  Verrechnung  miMter* Staats« 
centralkassa.und  in  unmittelbarer  ^terordnung.  vj^ter  da» 
Finangministerium  stehen,  oder  sowohl  in  Bezug  auf  die 
Verrechnung,  als  in  Bezug  auf  das  hierarchische  Verhältniss 
einer  andern  •  Sammlungskasse  und  einer  administrativea 
Uittelbehörde.  untergeordnet  sind.  In  beideü  Beziebungm 
können  nur  die  Kassen  der  Generaleüinehmer  iifi  den  pepar^ 
tements  höhere  Sammelkasse  genannt  werden.         -,     .  - 

■  Die  Vorsteher-  ßller  Sammelkassen  gehören  in.  der  Regä 
in  die  Reihei  der  Hauptrechnungsleger,  wiewohl  es  viele  Ge- 
schäfte gibt,  z.  B.  jene  in  Bezug. auf  die  Gtebahrung  mit 
der  Staatsschuld,  den 'Geschäften  der  Konsignations-  und 
Depositenkassen,  den  Anweisungen  des  Zrahlmeisters,  ft)r 
welche  die  Vorsteher  der  niederen  Sammlüngskässen  nicht 
dem  Rechnungshofe,  sondern'  den  Generaleinnehmem -ver- 
antwortlich sind. 

Die  Vorsieher  der  Sammlüngskässen  haben  die  Discipli- 
oargewalt  und  die  Rechnungs-  und  Kassakontrolle  über  die 
ihnen  unterstehenden  Rechnungsleger,  sie  sind  verpflichtet^ 
sie  jähriich  einmal  in  allem  Detail  zu  utitersucheuL. 

Am  10. ,  20«  und  letzten*  jeden  Monats  ttbersendell^  die 
niederen  Sammlungskassen  den  höheren  eine  Abschrift  ihres 
Journals -und  einen  die  Einnahmen  nach  Dienstzweigen,  Ka- 
piteln und  Artikeln  zuu^aomeiifassepden  Gabahrningsausweis, 
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aqi  20. -jeden  Monais  :und  wenn    es  vedaiigt  wird,   noeh 
öfter  ^  einen  AbschlusS  „ihres  Hauptbuchs.  •  *,  • 

Am  10. ,  am  .20.  und  am  letzten  jedra  H(mata  Dberseo- 
d^n.  di(3.GreneraIeinnehmer  Abschriften  ihrer  Journaie,  am 
ersten  jeden  Monais  eine  Ußbersicht  der  Summe  der-]^-* 
nahni^  und  Ausgaben  und  des  schlie^lichen  ^assarestes, 
am  fünften  Jeden  Monats  den -Gebahr iqigsätisweia^- uncl  in 
den  ersten  Tagen ^  des  Monats  dergestalt,  dass  er 'am  zehnten 
bereits  beim  Ministerium  eingelangt  ist,  einen  Absohluss  des 
Hauptbuches  mit  allen  Einnahms  -  und  Ausgabsbelegen  an 
da^  finaiuwiiinisterium. 

Die  anweisendeit'Behörden  werd^i  in^solche  erster 
und  in  jene. zweiter  Ordnung  getheiU,  Anweisende  Behörden 
erster  Ordnung  sind  die  Ministerien-,  zweiter  Ordnung. amd 
die  Chefs  der  einzelnen  Dienstzweige,  denen  die  Verwendung 
eines  Theils  des  bewilligten  Jahreskredits  anvertraut  iaL  Sie 
anweisenden  '  Behörden  führen  über  ihre  Anweisungen  ein 
JournM  und  machen  aus  diesem  Journal  die  Uebertn^ungen 
iji-  ihr  ^auptbuch ;  die  Anweisungen  werden  den  Btaatsgläu- 
bigern  zur.  Vorweisung  an  den  Zahlmeister  übergeben.  Letz- 
terer jBrhält  täglich  von  der  Behörde  einen  Ausweis  übei^  die, 
im  Laufe  des  Tages  auf  ihn  ausgestellten  Anweisungen. 

*  Aehnlich  sind  das.  Journal  und  die  verschiedenen, -nach 
den  einzelnen  Ministerien  geordneten  Hauptbücher  der  Zahl- 
meister* Am  20.  jeden  Monats  übersenden  diese  dem  Gto* 
iieraleinnehmer  eine  Uebcrsicht  der  im  nächsten  Mdnate 
nölhigen  Summe*  Die  Generaleinnehmer  verfassen  einen 
Entwurf^  auf  welche  Weise  diese  beigeschafft  und  bezahlt* 
werben  sollen,  und  senden  ihn  an  die  Staatscentralkassa  ein^ 
welche  je  nach  den  Weisungen  der  Direktion  des  Kassa* 
revirements  die  nöthigen  Anordnungen  trifflb, 

Dreimal    im  Monate,,  gleich   den    Generaleinnehmem, 

^  Circ.  der  Direktion  der  FinanzbiichhaUuiig  vom   17.  Aagast  und 
D.  November  1654.         . 


flbamrfm  sie  die  RedHHUift  dei 
den  AhscUn»  ilu»  HMipOMMliiä»  de»  fV 
CSkkliBeitag  eelaii;:t  ein  Ansnift  diete» 
aa  jedes  der  beuesteideu  Ißnisieriett 
oder  der  ddeginen  AnwetsongsbehCHden  zweiier  Oidnun|r% 

Diese  largfakfacn  die  AustOfre  mit  ihren  eigeneti  Auf- 
scbreibiingen^  erginaeB  die  leuieren  darrh  die  Dillen  der 
eriblgtai  AasaUmig  und  sooiden  alles  unmittelbar  oiler  be« 
ziehungsweiae  dordi  die  Torgeaelsien  IGnisteriM  ebenMla 
an  das  Knaniministoianh  An  letMsns  gelangÄ  endfieh 
theils  durch  die  Generaleinnehmer^  MDi  durch '  die  .  admi* 
liiatrirtiTen  Unterbehdrdei .  die  als  Bitfeg  der  empAmgenen 
Summen  ron  den  verschiedenen  Eiiuiahms  *  und  -äkmmlunga* 
kaasoi  ausgesteHten  Talons 

^uf  solche  Weise  *  concentriren  aich  beim  FinHutmiui* 
dterium  alle  ftechnungen,  näinlich 

die  "Uebersichien '  der  den  andern  Ministem  und  dei\ 
ihnen  unterstehenden  Cheft  bewilligten  ,*  von  ihn^i  liquidir* 
teti,  angewiesenen  und  ihnen  von  den  Ausgaliskassen  als 
bezahlt  bezeichneten  Summen, 

uhnliehe  Übersichten  der  Abtheilungen  und  auswärtigen 
Dienstchefs  des  eigenen  Ministeriums, 

die  von  den  Rechnungslegem  eingesendeten  Kinnalmis* 
und  Ausgabs-Joumale,  Gebahrungsaus weise  und  Belege.       * 

Alte  diese  ]>okumente  werden  befm  Finanzministerium 
hinsichüicb. '  ihrer  Regelmftssigkeit  und*  Legalität  geprüft, 
untereinander,  mit  den  Belegen  und  den  buchhalterischen 
Au&chreibungen  des  Finanzministeriums  verglichen  und  be- 
richtigt. 

Auf  Grund  dieser  berichtigten  Dolctimente  und  ihrer 
Hauptbücher  iai  die  Finanzbuchhaltung  In  die  Lage  gonetat, 
jeden  Augenblick  den  Rechnungsstand  (das  Soll  und  Jlabiti) 
jedes  Rechnungslegers   des  Reichs  anzugeben  und  im  iifi, 
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Joden  Monate  dem  Finänzministef  einen  >ollsttodigeii'  und 
detaiUirten  Hauptrechnungaabschluss  des  näcUst  vergangen«:! 
Monats  zu  überreichen.  —  Ende  Septemb^  "wird  -  von  jedem 
Rechnnngsleger  das  Hauptbuch  für  das  nächst  vorhergehende 
Rechnungsjahr  geschlossen  und  die  JahreareChnung  darüber 
gdegt. .  ' 

Ehde  Decembers  werden  die  Journale  imd  wird  das 
Hauptbuch  der  Reehnungsleger.  für  das  ablaufende  jabr  xmiet 
Mitwirkung  .besonderer  administrativer  Kommissionen  abge- 
schlossen, wird  der  Material-  und  Kassastand  und  das  WecK- 
selportefeldlle  revidirt  und  eine  Jahresrechnung  nach  Muster 
^des  monatlichen  Gebi^ungsausweises  verfasst. 

Dasselbe  geschieht,  wenn  im  Laufe  des  Jahres  ein  Reeh- 
nungsleger abtritt.' 

Abgesehen-  von  diesen  unerlässlichen  Kassaabschlüssen, 
finden  unv^rmuthete  Scontirungen  und  Liquidationen  durct 
die  Beamten  des  aktiven  Dienstes  und  die  Che&  der  Ver- 
waltung statt  In  jedem  Verwaltungszweige  bestehen,  höchst 
ausführliche  Instruktionen,  worauf  bei  diesem  Anlasae  das 
Hauptaugenmerk  zu  richten  sei.  Es  werden  bei  diesen  8con- 
tinmgeh  die  Aufschreibungen  der  abführenden  Kassen  mit 
jenen  der  Kassen,  an  welche  sie  die  Abfuhr  leisteten,  (Me 
Dokumente  des  einen  Rechnungslegers  mit  denen  der  an- 
deren mit  ihm  in  Verbindung  stehenden,  die  Eintragungen 
in  die-  Register  und  Steuerrollen  mit  den  Quittungen  an  die 
Steuerpflichtigen  verglichen. 

Alle  diese  Akte  gelangen  im  vorgeschriebenen  Wege 
und  mit  den  Jahresrechnungen  der  Geldanweisendeu  Behörden 
an  die  Finanzbuchhaltung,  um  hier  auf  die  gleiche  Weise, 
wie  die  Monatsrechnungeii  geprüft  und  berichtigt  zu  Werden. 

Das  Finanzministerium  schliesst  nun  seine  eigenen  Bücher 
und  Journale  ab,  jene  der  Finanzbuchhaltung,  der 'Direktion 
des  Kassareviremepts  und  der  Direktion  der  fbndkrten  Schuld. 
Ai)ch  hier  geschieht  .'der  Abschluss  unter  Mitwirfcnni^  einer 
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adminidtratiTete  KOHiBiiflftion^  ;ilur^  dass  diese  ibrem  Berufe 
angemessen  von  dem  Kaiser  'selbst  ernannt  und  aus  hohen 
Würden  trägem  Eusammengesetst  ist  ^  (es  wurde  derselben 
bereits  oben  S.  7  erwftbnt),  und  -auch  hier  ist  mit  dorn  Ab- 
schlüsse eine  Revision  und  Scontirung  verbunden.  Das  Pro- 
tokoll und  der  Bericht  dieser  Kommission  bilden  einen  Beleg 
der  Staatsrechnung. 

Die  Jahresrechnung  des  Finanzministeriums  besteht- aus 
zwei  Theiien,  von  denen  der  erste  das  eben  abgelaufene,  der 
zweite  die  Endergebnisse  des- diesem  vorhergehenden  Jahres 
umfasst^  und  sie  enthält  folgende  eitizelne  Bestandtheüe: 

Erster  Theil. 

A.    Allgemeine  Rechnungen. 

a)  Uebersicht  der  Jahresoperationen  (cotnpte  des 
Operations  de  Fannie), *  anfänglicher  Kassastand,  Einnahmen 
und  Ausgaben,  schlüssUcher  Kassastand  bei  allen  Rechnungs^ 
legem  des  Stcmtea,  geordnet  einerseits  nach  Einnahmszweigen 
und  Ministerien ,  und  was  das  Kassarevirement  betrifft,  nach 
den  verschiedenen  Dienstzweigen  y  zwischen  denen  es  erfolgt, 
anderseits  nach  den  Rechnungsjahren,  auf  welche  -sich  die 
Operationen  beziehen,  und  drittens  nach  den  Rechnungslegem,- 
von  denen  sie  unternommen  wurden. 

Unter  diesen  Rechnungslegem  figurirt  mit  hunderten  von 
Millionen  der  verantwortliehe  Agent  für  die  Rechnungsdurch- 
führungen  (Fagent  responsable  des  virements  des  comptes). 
Es  ist  dieses  jener  Beamte  der  Buchhaltung  des  Finanzmini- 
steriums, welcher  die  Rechnungsdurchfährungen  vorzunehmen 
hat,  zu  denen  die  Finanzbuchhaltung  Behufs  dej*  Herstellung 
der  Rechnungsrichtigk^it  in  Zifieransätzen  und  Ck)ntirungen 
in  ihren  Journalen  und  Hauptbüchern  und  in  den  aus  den- 
selben zusani'mengestellten  Jahresrechnungen  gegenüber  den 
Büchern  und  Gebahrungsausweisen  der  einzelnen  Reöhnungs- 
leger  gcnötliigt  ist;   Oft  werden  solche  Uebertragungen  durch 
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das  Revirement  des  Kredits  nothwemMgyU&d  man  tadelt,  aiM 
dem  Geiste  der  französischen  Recbnungsp8ege  entgegen  nur, 
dass  sie  in  neuerer  Zädt  oft  nach  dem  Schlüsse  der  Jahrefärectr- 
nung  nnd  selbst  aus  den  f'onds  des  ein0n-  in  die  dtisi  andenl 
Rechnungsjahres- statt  finden.  E^s  wird  übrigens  eine  eigäie 
Uebersicht  dieser  RecbnuDgsdurchfÜhrungen  Terfasst  nnd  erst 
durch  diese  weVden  di^  Rechnungen  der  einzelnen  Redmüngs- 
.  leger  mit  jenen  des  Finanzministeriums  vergleiohbeur. 
'  b)  Einnahmsrechnung,  Uebersidit  der  ausgeschrie- 
benen,  der  eingebobenen  Abgaben^  der  uidern  Ertä^nisse^ 
der  Reste ;  als  Belege  dienen  die  Uebersichten  über  die 
Werthe,  Stoffe,  Mengen,  auf  welchen  die  eingehobenen  Ge- 
bühren beruhten. 

c)  Ausgabsrechnung^  Uebersicht  der  Ausgaben  nach 
JÜimsterien  und  Kapiteln  des  Voranschlags  >und  in  Vergleichung 
der  vorgeschriebenen,  liquidirten,  angewiesenen,  ausbezahlten 
Stimmen  und  der  Reste. 

Bei  diesen  beiden  Rechnungen  ist  genau  unterschieden, 
welche  Einnahmen  und  Ausgaben  auf  den  laufenden,'  und 
welche  -  auf  den  vergangenen  zum  definitiven  Ahschluss  ge- 
langenden Jahrgang  sich  beziehen.  Die  Ausgaben  für  andere 
Ministerien  sind  blos  nach  Kapiteln  des  Budget  angegeben, 
die  Details  nach  einzelnen  Posten  sind  den  Spezialrectuiungen 
der  einzelnen  Ministerien  vorbehalten. 

d)  Kassarechnung  (compte  du  jservice  de  tr^sorerie) 
Bewegung  in  den  AJctivforderungen  des  Staates ,  Hinau$gabe 
und  Einziehung  von  Verpflichtungen  des  Staatsschatzes  auf 
bestimuite  Zeit,  Geldbewegung  zwischen  den  Reohnungs- 
legern,J    Einnahmen    und    Zahlungen    für    Rechnung    der 

'  Man  legt  ein  Gewicht  darauf,  dass  das  Ka^sareviremeüt  zwiachen 
den  einzelnen  RecUnungslegem  sich  am  Jahreaacblusse  ;aiiagleiche,  und  es 
ist  darum  angeordnet,  daas  im  December  solehe  Operationen  oder  die  Ver- 
tkeilung  von  Strafgeldern  (ausgenommen  an  dürftige  Aufseher  ufvd  oaler 
dem  Titel  von  Vorschüssen)  nicht  begonnen  werde.  Cini.  äer  Bachhal- 
tungsdirektioii  vom  16.  März  185a' unci  6.  December  1864«  * 
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Ciorre^poiidenlen  des  Btaattsebetsee,  V^if  leicbnng  der  Emnah.- 
men  xaxd  Ausgaben^  anftaglicbe  mid  ieUiesslicbe  Kaiqpareste. 
All  BeIege'.dieneii:dieTJeben&cbt  der  0treitigeii  Aktiva 
und  P&iBsiya  des  StMtes  und  der  BestaadQieile  der  schweben- 
den  Schuld.  . 

Die  drei  Rechnungen  b,  c,  d  sind  nichts  anderes  als 
detedllirte  Nach  Weisungen  dessen,  was  in  d»  Rechnung  a 
summarisch  angeführt  ist. 

e)  Vergleichende  Uebersichten  (compte  des  bnd- 
gets)  gesondert  nach  den  beiden  Rechnungsjahren ,  tlem  sair 
definitiven  Reglung  gelangenden  und  dem  blos  den  pro-, 
visorischen  Abschluss  erhaltenden ,  worin  die  wirklichen 
Erfolge  mit  den  ursprünglichen  Voranschlägen  unter  Berück- 
sichtigung der  nach  und  nach  eingetretenen  Aenderungen 
der  letzteren  und  mit  den  Erfolgen,  früherer  Jahre  var- 
glichen  werden. 

f)  Scfalussbilanz  (bilan  et  Situation  g^n^rale  de  Tad- 
ministration  des  finances),  Aktiv-  und  Passiystaxld  des 
Staates  für  jedes  der  beiden  Reohnungsjahre,  wie  er  aus 
jedem  derselben  für  sich  betrachtet  und  wie  er  mit  Rück- 
sicht aui  diß  gesammteu  firüheren  Finanzergebnisse  sich 
gestaltet, 

B.    Besondere  Rechniuigen. . 

g)  Staat  schuld  nach  den  einzelnen  BestandtbeUen 
derselben,  Renten,  Anlehen  mi.t  Eapitalsrfickzablungen,  Kau- 
tionen,  Lieibrenten,  Pensionen,  Amortisationsfond,  rbit  Nach- 
weisungen Obw  die  Verwendung  der  einzelnen  Anlehen,  über 
die  Zahl  und  Kategorie  der  R^iteninhaber,  der  Kauiionsleger, 
Pensionisteix  u.  dgl.  m.  ■ 

h)  Reste  aus  geschlossenen  Jahrgängen  (compte  d'^pu- 
rement  des  d^nses  des  exerdces  dos)/  ursprünglicher  Stand, 
eingetretene  Verminderungen  ,J9chlussergebnisse. 
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.       ■         ,     -    .  \  mit  einer  grossen.  Z^bl 

i)  Dep^rtemental-Dienst  ]  Ausweiße,     wobei     die 

^  '  -  f  specielle     Nachweisung 

^  (  ^™\  Begrünrdnng ,   der 

1)  Pienst  in  Algier  1  Ausgaben    den'  Fachini>. 

/  nistem  überlassen  bleibt 
.  m)  Die  verschiedenen  ganz  oder  zum  Theile  aus  eigenen 
Fonds  doürteh  nur  durchführungsweise  mit  der  Staatsrech- 
nung verbundenen  Institute  und  Rechnungszweige,  als  die 
alte  ausserordentliche  Domäne,  die  Ehrenlegion,^  das  Müiiz- 
wesen,  die  Staatsdruckerei.  • 

Zweiter  Theil. 

A.  Definitive  Rechnung  des  Finanzminist^rs  über  die 
Staatseinnahmen  des  zweitvorgehenden  Jahres, 

B.  Definitive  Rechnungen  des  Finanzministers  wie  der 
einzelnen  anderen  Minister  über  die  Staatsausgabea  dessel- 
ben Jahi^: 

Das  Finanzministerium  sammelt  nun  .seine  eigenen  Rech- 
nungen, sowie  jene  der  einzelnen  fi^hnungs}eger,  belegt 
letztere  mit  den  aufbewahrten  Monatsrecbnüngen  und  deren 
Dokumenten,  und  sendet  alles  und  zwar  jeden  der  beideli 
Jahrgänge,  n\r  welche  im  Laufe  des  Jahres  Rechnung  zu 
legen  ist,  gesondert  an  den  Rechnungshof. 

Vor  Ablauf  Septembers  muss  die  Schlussrechnung  des 
Vorjahres,  vor  Ablauf  Februars  die  erste  Rechnung  des  lau- 
fenden Jahres  und  die  Rechnung  über  das  Kassarevirement 
bei  der  Finanzbuchhaltung,  vor  Ablauf  Novembers  und  be- 
ziehungsweise  Aprils  bei  dem  Rechnungshofe  seiQ.  ^ 

Die  Staatscentralkassa  legt  statt  monatlicher  und  jähr- 
licher, tägliche  und  monatliche  Rechnungen.  Die  letstoreo, 
durch  die  ersteren  und  deren  Dokumente  belegt,  gelangen 
swei  Monate  nach  ihrem  Abschlüsse  an  den  Rechnungshof. 

*  Dekret  vom  \X  Aagnst  1854. 
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Das  Verfahren  des  ^B/echnuiigshofes  ist  geihz  dem  eined 
Gerichtshofes  gleich«.  Man  gewahrt  deutlich ,  dass  er  histo- 
risch aus  einem  solchen  hervorgegangen  ist  *  Jede  Rech- 
nung  wird  bei  der.  Kanzlei-  protokoUirt ,  einem  Referendftr 
zur  Prtifiing  und  Berichterstattung  tibergeben,  und  dessen 
Ausarbeitung  einen!  Rathe  (conseiller  mattre)  zur  Ueberprttr 
fung  anvertraut,  d^-dann  in  einer  Sektion  (chfbmbreVdes 
Hofes  darüber  Vortrag  hält.  Die  Rechnungserledigung  wird 
in  Form  einer  gerichtlichen  Entscheidung  (wrrfet)  gefi&lli. 
Legislative  Bemerkungen  werden  in  einer  eigenen  legisla- 
tiven Sek'tipn  erörtert,  gei^^dsse  wichtigere-und  feierlichere 
Akte  in  ßiner  Sitzung  des  ganzen  Hofes  vollzogen.*  Der 
Generalprokurator.  d^  Hofes  hat  zu  erwägen,  ob  in  einem 
gegebenejD  f!alle  Anzeigungen  der  Verfälschung  oder  der 
Veruntreuung  vorhanden  und  daher  die  Tribunale  in  Aus- 
spruch zu  nehmen  seien,  er  niacht  auf  obwaltende  Priva^ 
rechtsfragen  aufmerksam,  wacht  über  Beobachtung  der  Fristen 
von  Seile  der  Rechnungsleger  und  des  Hofes,  wahrt  die  Formen 
des  Gesetzes. 

.  Die  Jurisdiktion  des  Rechnungshofes^umfttsjst^  die  Haupi- 
rechnungsleger  des^ Staates,  der  Departements,  derKoloni^p, 
der  grösseren  Grejneinden  und  öffentlichen  Institute.  Betreffs 
der  Rechnupgsleger  kleinere  Gemeinden  und  öffentlicher 
Institute,  über  deren  Rechnungen  die  Präfekturräthe  erkep« 
nen,  übt  er  die  Rechte  des'Apellhofes.  Er  .entscheidet,  ausser 
über  die  Rechnungen  selbst,  auch  über  diä  Gesuche  der  noeh 
in   unentschiedenen  Rechnungen   stehenden  Rechnungsleger 

*  Er  Btamnlt  aus  don  15.  Jahrhundert  (Ord.  vom  26.'J*ebraar  H64> 
Die  Vergrössenmg  des  Reiches  und  die  grosse  administrative  Verschieden- 
helt^seiner  Bestandtheile  nöthigte  deren  immer  mehrere'  zn  errichten.  Vor 
der  Revolation  Jbestanden  13  Rechnungshöfe.  Der  vornehmste  war  fi^eto. 
iefier  in  Paria,  der  im  18.  Jahrhunderte  anter  Malesherbes  auch  elne-|ioli- 
tisch  wiöhti^  Rolle  spielte.  Seine  jetzige  Organisation  verdankt  def  Rech- 
nungshof dekn  Gesetze  vom  16.  and  dem  Aasftkhrangsdekrete'iiom  28.  Sep- 
tember 1807.    -. 
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um .  IxMachrdbung  oder  Uebertragung  ihrer  Kautionen  und  ■ 
kann    S.trafen    wegen    yerspäteter    Ee^imngslegmig    TCKr* 
'hängen.  *      .         .  . 

Die  BkitaoheiduDg  des  Recbnungdiofes  erfolgt  aufGrund- 
läge  der  DokuinentSL;  ein  Anklageyerftilu*en  oder  eine  \ier- 
theidigung  des.  Rechnungslegers  findet  nicht  statt.  Bis -steht 
übrigens  dem  Referendar  ^i^.  über  die  ihm  anvertrauten 
Rechnungen  vom  Rechnungsleger  mündliche  odec  sc^rifüicbe 
Aufklärungen  zu  fördern.  -    ^ 

Die  Entscheidung  spricht  aus ,  ob  volle,  Re^nungsri^b- 
tigkeit,  oder  oV  ein  Guthaben  oder  eine  Brsatspflicht  des 
Reehnungslegeis  vorhanden  sei,  im  letzteren  Falle  erkennt 
sie  auch  über  den  Betrag  des  zu  leistenden  Ersatzes  und  die 
Verpflichtung  zur  Einzahlung  desselben  binnen  der  geset^ichen 
Frist  Der  Hof  verständigt  von  seiner  Entscheidung  den  Redi^ 
nungslegor  und  den  Finanzminister ,  letzteren  zum  Behu&der 
Vollziehung  derselben.  -      . 

Die  freisprechea^e  Erledigung  des  Rechnungshofes  jCquitos) 
enthebt)  sobald  sie  zur  Rechtskraft  er^^achsen,  den  Rechnunga- 
leger ^von  aller  Ersatzpflicht,  ausgenommen,  wenn  ihm  nach- 
träglich ein  verbrecherischer  Vorgang  bewiesen  würde. 

Gegen  Entscheidungen  des  Rechnungshofes  -steht  der 
Staatsverwaltung  wie  dem  Rechnungsleger  bipnen  drei  Mo- 
naten die  Opposition  par  d^ut  und  die  Bitte  um  Revision 
wegen  Irrthum,  Auslassung,  Verfälschung,  doppelter  An- 
rechnung  beim  Hofe  selbst,  sowie  die  Bitte  um  Kaasation 
wegen  Form-  oder  Gesetzverletzung  beim  Staatsralbe-freL 

Die  rechtskräftig  gewordenen  Entscheidungen  ^es  Reieh- 
nungshofes  haben  die  Kraft  richterlicher  Urtheile.  ' 

Dem  Rechnungshofe  liegt  ob.  ausser  der  EntscBeidiuii; 
über  die  Rechnungen  der  einzelnen  Rechnungsieget >aiich  .eine 
feierliche  Erklärung  über  die  vom  Finanzminiaker  gellte 
Staatshaushaltsrechnung  abzugeben  (vgl.  Eap,  1,  &  6). 

Aus   dfit  Art   der  Rechnungslegung   erhelk,.  dfiM  der 
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ReehnuB^gahof  ttber  die  Recänungen  je9es  Reöhnung^jtihrAs  ia 
zwei  Yerachiedeiien^Be^ehungeB  abzu8{kreclien  hat;  eürierttitfl 
nämlidi  ttber  cEe  hn  Laufe  des  Rechnangsjahres  vorge^^ieli 
Einnahincta  und  Ausgaben  jeder  Ait  und  liias  K)assarevira* 
ment,  und  aiid«rerseite..ttber  das  Gesammtergebniss  der  Qe- 
bahrung  d^  Bedmnngtjahres  in  der  gaijzaa  zu  ihrer  ^Ab- 
wicklung* gewährten  Zeit  vom  Beginne  des  Recfahungsjiahi^ 
bv9  Ende  August-  des  nächsten  Jahres/  verglichen  mit  den 
dieselbe  regelnden  Fiiianzgesetaen  und  •Dekreten. 

Eben  .darum  hat  der  Rechnungshof  ttber  die  StaatshausH 
hultsrechnung  zwei  feierliche  ErklärungQix  abzugeben.  i 

In- der  bersten,  abgegeben  nach  den  Entscheidängeo 
ttber  die  erst  vorläufigen  Rechnungen'  f&r  die  Zeit  vom.  1..  Ja^ 
nuär  bis  letztens  Deeember,  spricht  er  sieh  in  der  flaugt-r 
bloss  ttbdr  die  tJebereinstimmung  der  Rechnung '  des- 
mit  den  richtig  gestellten  Rechnungen  der  etlizelnep 
Rechnungsleger  aus.  ..  "^ 

In  dier  zweiten,  abgegeben  niäch  den  Entscheidungen 
ttber  die.  Restrechnungen,  imd  in  der  vollen  Eeipitniss . jder 
Gesämmtergebnisse  des  Rechnungsjahres,  verkttndet  der  Reld^ 
nungAdf  nicht  nur  jene  Uebereinstimmung ,  sondern  auch  dle^' 
Uebereinstinunung  der  Staatsrecfanung  mit  den  Entscheidungen 
des  Rechnungshofes,'  mit  dem ' Staatsvoranschla^  Und  den 
die  letzteren  modificii^enden  Erlässen  des  Staatsoberhauptes, 
und  endlich ^mit  den  natttrlichen  und.  gesetzlichen  ErfCHrdeis 
nissen  eines  geordneten  Staatshaushaltes.  Er  .veicHehlt.  tttad^ 
gehs  bei.  diesem  Anlasse  nicht,  weldie  Mängel  und  Lttdrän 
ihm  £e  Rechnung  darzubieten  scheine. 

Es  werden  diese  Erklärungen  in  der  Gesamintsitzuiig 
des  Hofes  ausgeq>rodien  und  sie  sind  zur  Vorlage  an  die 
gesetzge^iMsnden  Körper  und  den  Kaiser,  sowie  zur  VerMRent- 
lichnng  bestiinmk  ^     ~  .  ;  ^    \ 

.  Der  Recbaungrfiof  ist  gehaltcsn  ;  die  Entscheidungen  Ober 
die -einaefaieii  Redmungen  dergestidt  zu  beschleunigen,  dass 

Hock»  FinaniTerwalUiog  Prankreicht.  8 
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er  die  ^te  dieser  ESrklArungen  längstens  sehn  Mmate  nach 
dfeiR  Schlüsse  des  betreffenden  Solaijahres  (fllr  1854  •  xür 
Oktober  ^1855)  ^nnd  die.  scweite  längdten^  ticirzebn  Monate 
nach  jenem  Sctilusse  (Tür  1854  vor  Mäiz  1858)  absngeben 
vermag)  aber  er  ist  nicht  im  Stande  dies^  yer][>ffichtiiitg  gffian 
zu  erfüllen.  Die  ersteh  blos  vorläufige  Ehrktärung  fllr  das 
Rechnungegahr  1854  isi  in  der  feierlichen  SitKüiig  'Vom 
12.  Januar  1856  verkündigt ,  die  sweite'  definitive  EridÄrung 
für  dieses  Rechnungsjahr  ist  ausnahmsweise .  bis  jetzt*  (No- 
vember 1856)  nicht  veröffentlicht  worden.  FOr  1853  erfolgte 
sie  am  15.  Juni  1855. 

.  .   Nachdem   der   Rechnungshof  seine  Elrklärungen   abge- 
geb^i,  leitet  är  die  Staatshäushaksrechnung  an  den  Elnain- 
minister  zurück  und  fOgt'  einen  Bericht  an  Sdne  Majestät 
den  Kaiser  bei,  in  dem  er  freimüthig  seine^ BemerkungeD . 
und  Wünsche  ausdnander  setzt     Der   FinanzmÜrister  wie 
die   andern    betheiligten   Minister   erstatten   auch  ihreiMts 
^inen*  Vortrag  an  den  Eafser.    Dieser  vernimmt  den  Staats- 
rafth  un4  übergiebt  das  Operat  mit  allen  bezüglichen  Proio- 
hollen )  Erklärungen  und  Berichten  den  gesetzgebenden  KOr- 
pem.in  der  nächsten  Sitzung  derselben  zur  Genehmigung. 
Zu  diesem  !Ende  werden' alle  diese  Dokumente  in  Druck 
gelegt.      Die    Kammern    des    constitutiondlen  '  Regimenli 
glaubtet  in  ihren  Anforderungen  nach  Ausweisen  und  Bdegen 
nicht  weit  genug  gehen  zu  können,  und  so  kam  es,  daas 
mit  dem  Budget  zugleich  fUr  jedes  Ministerium  eine  Rayie 
oft  sehr   unwichtiger  Doknmt^nte,   bis  auf  die  Namen  der 
einzelnen   Stipendisten    in   den  öffentlichen  Schulen    havb;, 
veröfltentlicht  werden  mussten.    Von  Seite  des  Finanamim- 
steriums  weiden  vorgelegt:  die  Vertheilang  des  Fonds  Ar 
Katastralarbeiten,    des   Fonds    fQr    Nachlässe   und    Unter- 
stützungen aus  Anlass  der  direkten  Besteuerung /der  Staud 
und  die  Art  der  Verwendung  der  öfl<Bntiiohen  Gebäude,  die 
ftaatkultulrefbeflierungeb ,  dte  Eintbeilung  der  -'HotaMddtge, 
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die  bestefaemfen  Pensfpnen,  die  abgeschlossenen  Lieferungs- 
nnd  Unternebmung^eriräge  u.a.  m.,        '  ' 

Auf  solche  Weise  gehen  aus  Anläss  der  Voranschläge 
und  Jahresrechtiungen  folgende  startistischq^  Arbeiten  jährlich 
aus  dem  Finanzministerium  und  den  sein  Ressort  berühren- 
den Staatsanstalteh  heriror:  ' 

1)  Das  Budget  (der  Staatsvoransclilag)^  seit  Anfting  d^ 
•lahrhubderts;      '    ' 

2)  die  ergänzenden  lind  ausserordentlichen  provisorischen 
Kr^ite  und  Reehnungsrevirements,  6eit  1814; 

3j  provisorische  Ausgabenrechnung,  seit  1822; 

4)  allgemeine  Rechnung  der  FinanzVerwaltung/  seit 
1817; 

5)  definitive  Rechnung  ^es  €lesammtstaatshaushalts,  seit 
1814  (für  1817  nicht  erscfiienen) ; 

6)  definitive  Feststellung  der  Jahresrechnung  (im 
zweiten  Jahre-  na(^h  Ablauf  des  Verwaltüngsjahresj,  seit 
1814;  '  .  ;  :. 

7)  Berichte  und  Protokolle  der  Kommbsion  zur  Prüfung 
der  Rechnungen  der  Minister,  seit  1814;- 

.8)'  Vorträge  und  allgemeine  Erklärungen  des  Elechnungs* 
hofes,  seif  1814; 

9J  Aufklärungen  der  Minister  über  die  Bemerkungen  des 
Rechnungshofes^  seit  1830; 

^  10)  Bnichte  der  Konunissicm  zur  Ueberwachung  d6r 
Ain(»rti8iations  -  und  d^  Consignations-  und  Depositankassa, 
seit  ifiÖLO;^ 

il)  Bericht  der  IMrektion  der  C!bnslgnations-  und  DepCh 
sitehkaasa  über,  den  Stand  der  AltersverdorgimgakiEtSsav  sdf 
1852.  , 

Einer  grossen  'Zahl   anderer   periodischer   statistiseber 

Veröfltatlichangeta ,    theils    des   Finanzministeriums    selbat,- 

•        .  •      ■  .        •        ■ 

theils  Beasier  untergeordneten  Organe, 
ten  Orten  erwähnt  werden. 
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9.    EiginiithflmUäikeiten  eiiuelner  Setßmvaigßkwriig» 

wid  dM  ^EMsadieostes. 

•  ■  _ 

■  Eb  würde  ans  zu  weit,  führen,  wenn  wir  in  die  Be- 
sooderheiteh  aller  einzelnen  Rechnungszv^eige  eingehen  wöll- 
ten*,  allein*  einige  der  letzteren  verdienen  wegen  ihrer  Wich- 
tigkeit oder  EigenthümUchkeit  hier  besprochen  eu  werden. 

Vor  Allem  muss  der  Materialverrechnuiig'erwihpt 
werd^i.  Die  leitenden  (Grrundsfttze,  nach  denen  sie  gtoegdt 
sein  soll,  die  aber  noch  nicht  überall  durchg^hrt  iruideB, 
sind  folgende:  ^ 

Die  Oeldr  und  Materialyerrechnung  haben.  Von  einander 
getrennt  za  bleiben,  Kein  Beamter,  der  Gelder  des  Sttudei 
verwaltet,  darf  mit  einer  Materialverwaltung  betraut  weiden 
und  umgekehrt  Der  Verschleisd  von  Stftmpielpapier  ducch 
die  Einnehmer  des  Enregistrements  und  der  direkten  -Steaeni, 
der  Briefmarken  durch  die  Direktionen  der  PoStbureaiUL.  Uta* 
nen  kaum  als  Ausnahme  der  Regel  bettachtet  werden. 

Jedes  Depot  ist  unter  einen  verrechnenden  OberbeamteD 

gestellt.    Jede  Einnahme  und  Ausgabe  wird  in  ein.  Joontl 

•  •         • 

eingetragen  und  durch  Belege  gerechtfertiget.  Das  iöuroü 
wird  nach  Rubriken  geführt,  deren  jede  einem  eigenen  G^ 
genstande  gewidmet  ist,  so  dass  es  in  vieletaf  BeaiehviBgai 
die  Stelle  des  Hauptbuches  vertritt.  Der  Oberbeamte  kgt 
jährliche  Rechnung,  sie  gelangt  durch  den  Hinister,  im 
der  BeJEimte  untersteht,  an  den  Rechnungshof,  'der  duAher 
eine  ,,  Erklärung^  (nicht  eine  Entscheidung)  abgibt*  UtiNr 
diese  Erklärung,  die  durch  den  Minister  an  ihn '  gek&Bt» 
gibt  der  Beamte  die  Erläuterung,  über  letztere  entscMM 

*  0«9eU  vom  6.  Juni  1843,  Ordonnanz  vom  26.  Augiui  18ii,  ftf 
lement  des  Kriegaminitteriimw  vom  25.  Januar  1845  and  28.^  JoM  IM 
des  FinaniminiateriiuDB  vom  20.  April  1845,  des  Marineminisl^riuSt  liS 
Id.  Deeember  1845  mid  22.  September  1854,  des  Hinisteriuna  dtf  9ß0' 
Uetei  Arbeiten  vom  1.  Februar  1850  und  20.  April  1854,  des  Üiniuiaii^ 
des  Innern  vom  26.  December  1853. 
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der  .Minttler  und  gibi.fieinen  Bo0chliS8>dein*ReehDungahofe 
bekannij  dieser  sprioht  flchliesalidi  die  Uebereiiistimintmg 
der  Reohnimgen  des  Ministers  mit  jenen  der  euUBehien  Rech- 
nong^leger  aus.   •    . '  ;. 

Einer 'trtren^eren  Censiir  uateriiegt  dje  Materialverrecli- 
niing  der  UnteKebenen  des  JEümnzministeriYiiiis  ufid  der 
Staätsdm^kerei;  sie  ist  in  -alienr  der  Geldverrechnnsg  gleich 
gestellt  nnd  d^r  Rechaungshof  spricht  Urtheile-,  nichts  EdclA- 
rungen  aus, .  ^     . 

IM<$  Verreehnung  der  Jfateriallen,  die'  zur  Verferißgiin^, 
(JmstaHong, '  Ausbeaseitmg  anderer  in  Verrechnung  'der 
Staatsrepfraltung.steliepden. Gegenstände  ;tFevwendet  ijrerden^ 
geschidit-  nach  verschiedenen  Methoden.  Entweder  -witd 
vcnrhineki  festgestellt,  wie  yiele  der  in  Abfkül  zu  bringenden 
Ifoterialieit  duiishschnittlich  zur  Verfertigung ,  Umstaltung 
oder  Ausbesserung  der  zuwachsenden  Gegenstände  gebraudit' 
werden,- und  es  wird*  für  jeden  in  Empfeng  gestellten  Gegen- 
stand letxterer.  Art  dieses  pmchschnittsquantüm 'an  Materiale 
in  Abfell  gebracht,  ohne  sieb  um  die  mannigfechen  ZwischiNiv^ 

stufe»  zu  kOmmern,  welche  da4  Materiale  bis 'zur  Völlen- 

-       ■    <  ■ 

doog  4er  Arbeit  zu  durchlaufen  hat,  oder  es  wird  auf  jeder 
Zwischenstufe  der  wirkliche  Abfell,  und  der  wirkliche  Zu- 
wachs ermittelt  und  eingetragen. 

Man  jBidit,.  das  i^stem  ist  noch  unvollkommen.  Es  fehlt 
an  .einem. Ebuptbuche,  aji  doppelter  Buchhaltung,  an  Einheit 
qnd  Schnelligkeit  der  Entscheidung  über  die  Rechnüngsmängel, 
an  Jiänhiätund  iänfachh^  - 

Alles  dieses  würde  Hsrnsicht  ond  die  nicht  zu  verken- 
naoden  Bindernisse,  welche  bei^eiher  n^anpigfeche  technisclie 
Kenntnisse  voraussetz^den  Materialvenscofanung  der  Cen^pr 
der  ^Recbnungsbeamten  .  entgegenstehen,  wären,  mit  Einem 
Schlage'  hinweggeräumt,  wenn  die üaterial-  in'^ne  Geld- 
veitechnmigL  umwandelt,  oder  vielmehr  mit  der  Materials  eine 
G^dverrechnung  veibunden  würde. 


118 


Wir  sehen  hämlioh  wohl  ein,  dass.  ee  *für  Verwal- 
tuUgszwecke:  nothwendig  ist  zu  wissen,  wie  viel-  grooe, 
wie  Tiel  kleine  Nftgel,  wie  viel  Bleche  von  diesen  .oder 
jenen  Dimensionen  in  einem  Magazine  vorhanden  seieii«  und 
dieoe  Kenntniss  kann  leicht  durch  ein  ^Hagazinsbnoh  ond 
periodisch  vorzulegende  Inventare  erlangt  werden ; .  allein  filr 
die  Zwecke  der  Rechnungsübersicbt  und  flechnungsrichägkait 
ist  es  ganz  gleichgültig ,  in  wekhen  einzelnen  Gegensttnden 
der  Empfang,  die  Ausgabe  und  der  Vorrath  beslaiid, 
wenn- nur  der  Werth  des  Empfangs^  der  Ausgabe  und 
de?  Yorraths  der  richtige  ist  Es  ist  für  die  Rechoang  ganz 
g^ehgttltig^  ob  jene  Nägel  und  Bleche  oder  4000  Fr.  im 
Journale  stehen ,  wenn-  nur  dieser  Werth  der  richtige  Aas- 
€brack,  fUr  jene  G^enstände  ist 

Niemand  wird  ^nfiEÜleti  in  einem  Kassajoumale  -Rubriken 
flir  die-  einzelnen  Geldsorten,  in  denen  die  Bewegung  statt- 
fjui^^  anzubringen,  aber  eben  so  leicht  können*  in- einein 
Materialjoumale  die  Rubriken  für  die  einzelnen*  GegeDstftnde 
erspart  werden ;  es  genügt  bei  jeder  Post  den  Gesanuntwerfth 
der  Gegenstände- in  Rechnupg  zu  bringen,  der  aus  bestiaunten 
vonZeit  zu  Zeit  festzusetzenden  Durchscbnittewertben  der  ein- 
zelnen Objekte  zu  ermitteln  wäre.  < 

*  Folgende  Beamte  unterliegen  hinsichts  der  Materisigebfthniiig  dem 
Urtlieile  des  Kecbuuugshofes : 

.1  Conservateur  des  Halerials  der  Staatsdruckerei,  20.  verrechiMode 
Oömihissäre  der  Sfliiesspulver-  und  Salpetererzeugung,  1  Verwalter  des 
Gentralmagazins  des  Stampelpapiers,  2834  Stämpelpapier-llagadneare  und 
-V6r»i;>ilei8«er,  1  Verwalter  des  Materialmagauna  des  FinAnamiBitteriams, 
335  Venvalter  der  MaterialraagaEine  in  den  Departements  unil  in  Algier, 
33  Venvalter  und  Leiter  der  Tnbakfabriken  und  Tabakmagatine,  349'Ta- 
bskrerleger,  247  Scbiesspulver^erleger ; 
•     Folgende  der  Erklärung  des  Rechnungshofes: 

662  verrechnende  Beamte  des  Kriegsniiniateriuma,  115  de«  JUrine- 
ministeriums,  1  des  Paquetixx>tdienstes  im  Kanal,  18  des  MinialCTiams 
des  Ackerbaus,  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten,  21  des  Xim- 
sterfums  des  Innern. 
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Ib  einer  aadern  Beziehung  erwfthneiiswerib  isIdttsEech* 
nuBgsweaen  dar  DepaMemenis;  Wiewohl . letefeere  vOift 
Stuidponkte  des  Oeseiies  nur  als  eine  adannisträtaye  Ab* 
Iheilang  des  Reiches  ohne  korpomtaye  Rechte  angesehen 
werden  scdlen  y  sind  doch  die-  Gesetse  selbst  sich  nichts  tren 
geblieben  und  hat  -  namentlich  das  sogenannte  Deoentialis»- 
tionsgesetz  yem  22.  Deceinber-1852  dem  Streben  nachSelbti- 
ßtändigkeit  freieren  Bamn  gegönnt,  auch  hat  sich  in  der 
Wirklichkeit  der  Eänfluss  eines  mehr  als  sechzigjllhrigen  Zu* 
saramenlebens  und  Zuaammenhaltens  der  Arrodissements  und 
Geaueinden  eines  Departements  gebührend  geltend  gemacht 
Die  Departements  haben  nicht  nur  ihren  bestimmten  Antheit 
an  den -Zuschlägen  zuden^  direkten  Steuern,  sondern  sie  be- 
sitzen auch  anderweite  selbstständige.  EinhAnfle,  und .  ihre 
Aucigaben  bestehen  nicht  bloss  in  den  allgemein  vom  Staate 
ihnen  überwiesenen,  sondern  sie  umfassen  auch  eine  grosse 
Zahl: specialer  Interessen^  Die  verrechnenden  Beamten  des 
Itopartements  sind  der  Generaleinnehmer  und  der  Zahhueisterj 
der  anweisende  Beamte  ist  der  Präfekt»      -     ^ 

-Der- Voranschlag  wird  vom  Departementsrath  festgesteyClt 
und  Yon  derOentralregieruxig  genehmigt,  die  Jahresrechnung, 
ganz  nach  denselben  Grundsätzen  wie  jene  des  Staates  ge- 
führt und  gelegt,  wird. vom  Präfekt  mit'  seinem  eigenen 
Hauptbuche  und  Journale  verglichen  und  dem  Departements^ 
rathe  zur  PrüfUng  und  Gutheissung  vorgelegt,  dann  erst  ge- 
langt sie  !a|i  den  Rechnungshof  Dessen  ungeachtet  kann 
ihre  Erledigung  gleichzeitig. inlt Jener  der  Staatsrechnungen 
erfcdgen ,  denp  am  31.  Mai  darf  für  Rechnung  des  abgelau- 
fenen Jahrganges  keine  Einnahme  und  keine  Geldanweisung 
mehr  erfolgen,  am  30.  Juni  muss  jede  Geldzahlung  einge- 
stellt sein. 

Die  Beträge,  die  nach  dem  Schlüsse  des  .Reehtiungs^ 
jaHres  von  den""  bestimmten  Zwecken  geigri^nieten  Krediten 
übrig  bleiben,/ werkten  aber  oieht,.  wi 
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««Fttckgeitömm^en  betrftcfal6t,  ap  (toss  te-  ihrer  VoraiKgabun^ 
ciiie neue  Bewilfigiui^  nothiw;9iidig  Wü^,  sondern. »e  bleiben 
nodi^  fortan  die0ein  Zwecke -gewidwifet'  • 

Als>  Folge  dieses  Verfohrens  wird  angefilfari^'daM  iieim 
Staate  die  Summe  der  unberichfigt  gebliebeMÜ- f^uahveate 
aniSehlusse  des  Yerwaltungsjahres  kaum  IMiHiOB  F^^^-bih 
trage,^wAhrendanf  den  Departements -Tiele  MÜlioneo' 
liquidirter  odär  docbi  nicht  bessahlter  Fovdemngeö  kslen,- 
jadenftdls  trttgt  -hieran  auch^  der  frühere  Schluss  der  Jahres^ 
rechnuAgen  Schuld. 

.  fiiA  Gemeinden  bestehen  auch  gesetslich  als  aölbal- 
Btftpdige  Kf^rpraschaflen ;  fttst  jede  hat  besondcire*  Mmiahnia- 
quellen  und:  Aiisgabszweke.  Der  rehrechnende  ■  Beamte  ist 
der  Gemeindeeimiehmer,  -der  übrigens  «ehr  häufig  auch  als 
Lokaleinnehmer'des  Staates  für  die  direkteif  «Steuern  flnigirt) 
der  Geld  anweisende  Beamte  4st*  der.  IfoirQ.  Den  Verpn- 
schlag  atellt  der  Gemeinderath  fest,  ihm  wird  •  auch  -  die 
Jahlresreohnutig  zur  Prüfling  unterbreitet  Als  Redäraoga- 
gertdit  tritt  bei  allen  Gemeinden ,  deren  Einkünfte  80000  Fr. 
tileht  überschreiten,  der  Präfekturrath ,  für  die  übrigen^  nach 
Veriäüflger  Prüfung  durch  den  PrAfekt  im  PrftMkturrattie, 
der  Rechnungshof  ein.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  für 
das' abgerufene  Verwaltungsjahr  müssen  eben  wegen  dieser 
wiederholten  Prüfling  bereits:  am  31.  März  gesdiloesen  seiiK 
Den  Gemeinden  sind  in  vielen  Beziehungen  die  Spi- 
täler und  andere  öffentliche  Anstalten  gleichgesteUi, 
auch'  ihre  Rechnungsleger  unterstehen,  je  nach  der  drüaee 
der  Einnahme  des  Instituts,  unmittelbar  oder  mitlelbeir  dem 
Rechnungshöfe.  * 

'  *  Unm i  t te  1  ba  r  ^em  Rechnungshöfe  untergeordnet  sind : 
4  Oekonomen  von  Normal -Primärschulen,.  386  (lemeind«>lit»ehln<r, 
227  Einnehmer  von  Spitälern,  Hospizen  u.  dgl.^  48  Einnehmer  Vo»  Armen- 
anstalten^  10  Einnehmer  oder  verrechnende  Direktoren  von  Pfiuidh&asem, 
8  Einnehmer  des  Taubstummen-  und  Blindeninstitnts  in  Paris  und  des 
Ifrenhaoiee  in  GharenUm,  -30  Einnehmer  von  IrrenhftiiMni. 
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lägepthümlicb  .  ist*-  das-  Verbälfoias  <ler  Grem^nd^*-  oder 
liwtitiits-dSBaehmer  sß  -  den .  Dapartemeattk-^  (Generali  und 
Aifondissemente-  (FarfikiUAK«-)  fiinnälHiera.*  Sie  müssen  diesen 
alle  ihre  -Einnflebmen  als  Abfahren  und  alle  ihre  Ausgaben  ais 
Verlfige  -Terrechnen-  und  nur  höchst,  geringe  ku  den  nächsten 
Auslagen  hinreichende  Eaasareste  zurückhalten.-  Sie  werden 
TOB  ihm  periodisch  untersucht  und  seine  Verantwortung  w^ 
seine  Discijdinargewalt  erstredtt  sich*  auch  auf  ihre  €tebahr 
rung.  Hierdurch  wird  ein  zweifiEusber  Zwecke  eroeicbi  Die 
fieitieindeeiBn€lmier' sind  unter  die  Yerrecbnung  und^Kon- 
troUe^der  Jbupteinnebnier  gestellt,  uod  diese  haften  den 
Gemeinden  -  ftür .  die  ^OeUabrung  jener ,"  was  zur  Sicherheit  d^ 
GemeiiidßTennOgens  überaus  beiträgt,  und  alle  diqMmtUe 
Ueberschüsse  -der  Gemeinden  dem  Staate  zur  yerOtgüsir 
stellt;  diese  betragien,  ungeachtet  der  gewaltsamen  Con- 
Version  in.  einen  gestand theil  der  fondirten  .  Staatsschuld, 
welche  die  anigesammelten-Summeo  im  Jahre  1848  erfuhrt, 
abermale  über.  120  Killionen  Fratiks.   .  ^    ^. 

Es  jst  übrigens  beieicbnend  fttr  den  Geist  der  meehani- 
sohen.  Ceiitr^lisation  und  Gleichmacherei^  der  sich  iki  FMük- 
reicb .  selbst  -hervorragender  Talente  (Montdeux  und  zum 
Theile  ^bsi  Audiffiret)  .bemächtigt,  dass  ganz  emathaA  die 
Zweckmässigkeit  der  Aufhebung  aller  gesonderten  Vesrech^ 
nnng^  des'I)^[iartemental-  und*  Gemeindevermögens /bcäiauptet 
wurde.  Jfän  scUng  die*  dadurch  zu  erzielende  Vereinfiichung 
des  .Geschäftsganges  ungemein  hoch  an,  meinte,  man  köiine 
hiedurch  auch  den  ^armen  Gemeinden  auf  Eostea  der  reichen 
hdfen-und  namraitlich  die  dem  Verkehre  so  lästigen  Octrois 
wegbringen.  *  Die  Fragender  Octrois  g^ört  um  sp  weniger 
hieher,  als  bekanntÜQh  die  von  Staatswegen  höchst  belegten 
Gk^Bcinden  es  sind  >  die  aueb  die  höchsten  Octrou9  sich-«uf- 
erlegl  haben.  Die  anderen  Gründe  "find  nicht  d^  Berück- 
sljolrtigung'  werth.  Alle  jäparsc^nkeit  unter  den  Vorstehern 
ddr.Dejpartemeiits  und  Gemeinden,  alle^Lust,  Legate. und 
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Scheokungen  zu  Lokahwecken  .zu  nu^eiieiy,'  würde  Tcxseliwin- 
den  und  die  schob  jetzt  so  zshlreidien  Intriguen^  denSteato- 
schatz  zu  Lokalzwecken  auszubeuteii,  würden  ins  Ungemes- 
sene  wachsen,  wenn  solchen  Antrftgen  Folge  gegeben  würde.  — 

Nach  Analogie  des  Rechnungswesens  der  Departemeots 
isl  das  Rechnungssjstena  Algiers  und  der  Kolonien  in 
neuerer  Zeit  durch  die  Dekrete  vom  17.  Januar  1845  und 
28«  September  1847  und  das  Gesetz  yom  26.  September  18&5. 
geordnet  worden.. 

Die  Eihnahmen  und  Ausgaben  unterscheiden  sieh  hier 
ia  solche,  welche  in  den  allgemeinen  Voransdilag-deB  Staates, 
und  in  solche ,  welche  in  4ien  Spedalyoransclilag  der  Kßtotue 
gehören«  Den  ersteren  gehören  in  Algier  an:  die  manebeiiei 
direkten  Abgaben  (die  Grund-  und  die  Personal-  UQd  Wohl- 
oungssteuer-  ist  noch  nicht  eingeführt)  die  Patentsteuer,  das 
Ihiregistrement,  der  Stämpel,  die  Domänen  und  Forste,  der 
2k)ll:^  die  Saksteuer,  di.e  indirekten  Abgabeij,  die  .PDsten, 
Yi^  der  durch  die  Ordonnanz  vom  17.  Januar  JL845  nor- 
mirten  Abgaben  der  Araber  C/w  ^uid  dem  Kolonialbudget 
vorbehalten)  und  y,o  des  Oetroi,  welches  letztere  nach  der 
Ordonnanz  vom  21.  December  1844  nur  von  den  zur  See  ein- 
geführten Gegenständen  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort -ihrer 
Bestimmung'  eingehoben  wird. 

Die  Eolonialeinnahmen  bestehen  in  y,^  der  Abgaben 
der  Araber^  %o  des  Octroi  und  in  jenen  Einkünften,  welche 
auch  In  Frankreich  den  Departements  und  den  Gemeinden 
augewiesen  sind. 

Diese  Einnahmen  sind  sowohl  zur  Bestreitung  der  De- 
purtements-  als  der  Gommunalausgaben  besdmmt,  mit  dem 
fonzi^n  Unterschiede,  dass  für  Orte,  denen  förmliche  Ge- 
meinderechte uml  Gemeindeveriassungen  bewilligt  sindy  ehi 
bestimmter  Betrag  ausgeschieden  ist  und  sie  ausserdem  be- 
recl)tigt  sind ,  auf  ihre  Einwohner  eine  nach  dem  MietHwerthe 
ihrer' Wohnungen  sich  richtende  Taxe  nmzulegen.  .  ./      * 
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Attf  gMGhe  Weise  sind  die  :Au4gaben  gesondert 

In  den  Kok^tiien^  sind  den  Einnahmen  des  Steates.  bet- 

.  •        *  ■*  • 

ziiiAhleB:  die  fixen  Quoten,  welche  einige  Kolonien  als  Eiii'- 
nahmsüdwrscbUsse  abaof&hren  haben,  <  der  Ertrags  der  Rente 
iroo»indiai,  der^Eriös  aus  dem  Verkauf  oder  der  Abtretung 
Ton  Staatseigen thum  und  die  Tom  jtfutterlande  für  die  Ver- 
iB^ltuhg,  die  Etechtspflege,  den  Kultns,  den  öffentlichen  Un- 
torrkh^,  die  ^fienarbeiten  der  Kolonien  bestimmten  Snnimen. 
Den  ietasieren  die  Kdonialabgaben,?  die  Erträgnisse  des 
JSigenthums  der  Kolonien,  andere  Hilfsquellen •  derselben^  die 
GtnbTentiQnen  des  Mutterlandes  für  Lokalzwecke.  Ausserdem 
sind  .10  den  Kolonien  viele  Auslagen  für  das  Mutterland  <ü 
bestreiten,  dere^  Vergütung  im  Wege  der  auf  die  Staatseta* 
tndkflyBSe  gesogenen  Tratten  erfolgt  Sie  gehören  unter  die 
Kategorie '  des  Kassar^rirements.    . 

•  -  Der  oberste  .Rechnungsleger  ist  der  Schatzmeister  (tn&^ 
sorier^payeur)  der  Kolonie.  Daa  Rechnungsjahr  schliessi  Binde 
Februars  für  die  Materiadgebahrung  beider.  Rechnungen  ^  am 
20.  M|Lrs.fÜr  die  Liquidation  und.  Anweisung  und  am  31.  Ifäirs 
Cur  die  Auszahlung  der  Ausgaben  und  für  die  Einnahmen 
der  Staatsrechnung;  am  20«  und  60.  Ji}ni  für  die  entspre- 
chenden Akte  der  Kolonialrechnung. 

Die  Kolouialrechnung  gelangt  einen  Monat  nach  ihrem 
Absdilusse  an  den  Conseil  priv6  des  Gtouyemeurs,  welcher 
sie  .hinsichts-  ders  Uebereinstimmung  *  mit  den   Bttchern  -iler 

«  * 

Oidonnateurs  prüift.  Hierauf  gelangt  sie  an  den  KoloBiab»tib, 
eine  aus  freier  Wahl  hervorgegangene  Körperschaft,-  welclie 

'._■-.'■.         %  •■       *   ■  ■  *  '  ,-   -       ■■.■'■■'■ 

'  S^natflooiisult  vom  3.  Mal  ISH- 

'  Dieselbeu  jnnd :  der  Ausgangszoll  aaf  die  Erzenguisse  der  Kolopien 
a!i  Ersatz  der'GiruiidsteEer.,  die  Stea^  für  l\errainsv  die  mit  Gegenst&iiden 
bebaut  siiid^  die  einem  AoagangszoUe  niQht  unterliegen,  die  Omn^ateiier 
tüs  Gebäude,  .-die  Personal-  nnd  Wojinungs-,  die  Erwerbsteuer,  das  ^r 
rjigisti^^ment  und  der  Stönpel  mit  ihren  I^ebenabgaben ,  die  Eingwö^zölle 
nilt  den  Niederlage-  und  Schiilfthrtsabgaben ,  die  G^tränkesteuer,  das 
Briefporto.  >. :    •  • 
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über  dfo  (lechmuig  beraibschlagt  .und  ctafr  Brgebnia«  deoi 
tkwvemeoLr  üterbreitetv  ^i^^her -sodann  m  aifiloem  c^^ 
priT^  die  RoctmiiDgseriedigUQg  ertheilt    Dem  Sehalnneistor 
stehl' jedocb  die  Berufting-  in*  deo^Recfa&migdiQf  fr«L' 

Mau-  siebt:  der  CoDseil  priyi6  stebt'  jdem.'Präfekturrattie, 
der  Kolonial*  dem  Departements-Rathe  gleich.  : 

*.  (El  die  Staatahauahaltarechnung  wird  die  Steatsreobniuig 
der  Kolonien  erst  ik»  nächste  Jahr',  die.  ReehniiBg  fte  18B6 
ent  4b  die 'Btaatsbausbaltsrecbnmig  ibr  1856  aufgenommeii. 
'  ^  Nia'ch  dieser  Abschweifung  zur  Oeldverrechnun^  des 
äiaates  surüekkebrend  sind  es  vor  allem  dieGenermloEin- 
äehmer  und  die  Zahlmeister/  deren  Stellung. und  Oe- 
babifung  einer  näheren  Würdigung  bedürfen.  Bei  dem  Qenet^ 
einnebmer  drängt  sich  die  Verant:v7ortung  UM  die  Mehn^ahl 
der  Staatseinnahmen  des  Departement^,  fUr  'die  SiBunmliuig 
der. auch  voa  andern  unabhängig  gestellten  Organ^i  einge- 
hobenen 0elder,  für  d^ren  Abftdir  ain  die  Staatseentralkaape 
imd  ibr  die  Mehirzahl  der  Yorzunehmenden  EassaopermtkmeD) 
als  der, Auszahlungen  Atr  Rechnung  de»  Zahlmeisters  oder 
jmmittelbät  des  Staatsschatzes,. -der  Verläge  an  aadere Reoh-^ 
nungsleger  u.  dgL  m.  zusammen.  Ausserdem  hat  er  OeUtor 
des  Departements  und  der  Kommunen  zu  verwalten ,  ateht 
in  laufender  Rechnung  mit  der  Konsignations-  und  Deposi- 
tenkiMaund  der  Gresellschaft  des  cr6dit  fonder.  Eben  dfaium 
•sind  seine  Bezüge  und  seine  Kaution  wie  seine  Amiswirk- 
sanrifceitr -und  sein  Ansehen  gross.  Er  wird  als  einer  der 
Bienstcheft '  des  Departements  gleieh  den  Direkloren-  der 
einzelnen  Crefällszweige  angesehen ,  die  Beamten ,  fbr  welche 
-er  als  Hauptrechnungsleger  haftend  eintritt^  die^Anoii^fis^ 
mcjnts-  und  Lokaleinnehmer  sowie  die  f2inneli.i]ber  der  O^ 
meinden  sind  ihm  untergeordnet.  Er  erstattet  den  Beselzai^s- 
▼oraohlag  für  diese  Stellen  und  sein  Vorschlag  wird  stets. fai- 
soweit  beachtet,  dass  Niemand  ernannt  wird,  gegen  d^v.ar 
sieh- ausdrücklich  erklärt: 
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fir  ist  iiidit*blo06;Einnehni€Sr^  deaft; seine  Rechnung,  nm^ 
fisisst^auclr.aUe  jene  Ausgabeit/ -welche  mit  den  Einnahmen 
in  uRti^enntarem  2Sasamm^hange  stehen ,  ^  B.  •  die  Prori- 
sionen  fbr  die  Untemnuehräery  die  Kosten  der  ersten  Zu- 
stellung des  Steuerttuszuge^ ,  die.  Steuerrestitutionen,  die 
Steuernachlfisse  und  *  Befreiungen,  und'  seine  eigenen  .^Bch 
zflge.'  Seine  Sassaoperationen  greifen  in  die  verschieden- 
aitigslien-  Oebiete  Ober.  Da  erscheinen  die  empfiangenea  und 
die  gekästeteu  Abführen,  die  auf  den  Staatssdiatz  oder  dessen 
Ordre  gezogenai  und  die  fUr  denselben  ausgezahlten  Wechsel 
und  Anweisnngep,  bezahlte  Renten,.  Verlftge,  an  d^s.ZaM- 
meister  pdeif  andere  Rechnungsleger  ausgezahlt  oder  ron  dem- 
sirfbe*  erhalten,  dann  die  mannigfachen  Verrechnungen  out 
den  sogenannten  Korrespondenten-  des  Staates,  den  Foods 
der  Departements  5-  der  GemeindeD,  der  öffentlichen  iüistsi- 
ten,'iqit  'der  Konsignations-  und  Depositenkasse,  tnlt  der  Qe^ 
seDM^haft  des  o^it  Ibncier  u.  s.  w.  «  -r  .. 

-  Das  unter  den  Beilagen  gegenwärtiger  Darstellung  be-> 
fifidl]<£e*EY)rmulare  für  die  monatliche  Zosarnmenstellung  der 
Ergebnisse  der  Kassagebahrung  der  Genaraleinnehmer  ^fot 
df»  anschaulichste  Bild  ihrer  mannigfoltigen  Thfttigkeit 

Dfo  Oeneraleinnehmer  hat  die- Pflicht  sieb  am  10.  jedes 
Monats  mit  allen  den  Summend  belasten,,  welche  am  eisten 
des  M(mats  an  dir^ten  Steuern  ubd  ähnlichen  Abgaben  bei 
den-  ihm  unterstehenden  Lokaleinnehmem  nach  den  bedtehen* 
den  Vorschreibuiigen  hätten  eingehen  sollen ;  eine  gleiche 
Verpfliditung  liegt  ihm  hinidchts  der  von  andern  RechnuB|^ 
legem  .an  ihn  abgefthhrten  Summen  Tom  nächsten  Tage  nach 
jenem  :der  Abftihr  ob.  Von  dem  Tage  angefemgen,  wo  diese 
Verantwortung-eintrltt,  ist  er  auch  schuldig,  die  bei  ihm  eiBr 
g^ossenen^  BetMge  dein  Staate  zu  verzinsen.  Hingegen-  er- 
h&lt  er  vom  Staate  eine  Provision  vo&  74.%  f^^  ^^  S^^' 
men,  die  er  vor  dieser  Zeit  abitthst^  ftlr  aHe,  die  er  zur 
Bezahlung^  der  Wodi^el-  und  Aap  ^hat«es 
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2urttckbehalten  muss.  £hi  bede«H;eii'der  TheilVd^  ihm  zu- 
flie$0)siu}eii'. Zahlungen  bestdlt-^iB  Wechaehi,  er  haffcei'.fifr 
deren  richtige  Einbringung,  allein  errerbAlt  fbr<tieäe  Haftung 
eine  Provision  von  Vj|%  von  den  .Steuerpflichtigen,  wddie 
diese  WectiiBel  .&n  Zahlungststt  übergaben.  EIndlidi  ieiMee  die 
Generaleinnehmer  dem  Staate  auch  t^erzinslicbe  Vonchüase. 

Man  siebt,  der  Generaleinnehmer  ist  mehr  als  ein' g6> 
w^hnlioher  Kassier,  er  ist  ein  Banquier  ^r  Regierung.,  der 
raii' dem  Staatsschats  in  oflTener  Rechnung  stehfii  Bieae  Stel- 
lung', eines  Banquier  madit  sich  audi  in  anderer  Richtooi^ 
gellend.  Dte  Geschäftsmänner  des  Departements'^  welche  a^ 
kai^  Zeit  disponible.  Gelder  haben  ^  kfonen  ihnen  keäne  bea* 
sefe  Verwendung  geben,  als  wenn  sie  dieselben  wenn^aolih 
gegen  geringen  .  ZAtis  ^  dem*  Greneraleinnehmer  anvertrauen, 
weld)fiir  damit  später  eingehend^  abgaben  deckt  oder  dem' 
Staatsschlit^e  Vorschüsse-  macht  und  jeden  'Augenbfick,  chürch 
eibslarömeude  Summen  in  den  Stand  gesetzt  iat,  die  empftui^ 
genen  Gelder  zürücksuzahlen.  £a  ist  jeinleuchtend^  daas  durch 
dieiseOeld^bschäftedie  EinkttnAe  der'Geneialeinnehmer  in-den 
wohlhabenderen  und  handelstbätigeren  DepertiBmenIs,  wem 
sie  das  Vertrauen  des  Publikums  sich  zn  erhalten  wissen,  ttbor- 
aiii  hoch  steigisn  und  selbst  100^)000  Fr.  und  mdur  betragen! 

Ifen  hat  darum  wiederholt  den  Antrag  gestellt ,  xliisäes 
>—  wie  man  sagte  -^  unnatürliche  Verhältniss,  dasa  der 
Staat' seine  eigen^i  Gelder  seinen  -eigenen  BcMnte^n  -veninat, 
aufhören  zu  machen  und  gewöhnliche  Kassiere  (dine  Zinsen- 
beaag  aufkustetlen.'  Man. hat  darauf  hingewiesen,  dasa- die 
Stellung  der  Generaleinnehmer  nur  historischen  .UrsjffUDgs, 
eioe  Nachbildmfig  der  Generalpächter  sei,  an  deren  Stelle  ide 
gafrelen  wären ,  und  dass  in  andern  Staaten  jene  bedeuAan^ 
^kn  Zinseir  erspart  würden.  Bei  reiflicher  Erwägimg  dtefte 
man  sieh  jedoch  nicht  für  diesexr  Antrag  entscheide.  Daa 
Interesse,  welches,  gegenwärtig  der  Generaleinnehiaer  daran 
bat,  dass  die  Ahgabea  sobnell  tmd  adibit  vorder  Zett  das 
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Yer&lii  eingeben^  tuid  di^  Mittel ,  die  er  gegeqwArtig  zur 
EkreiehuDg  dieseci  ^  Zweckes  aBSuwenden  Termag, .  werden 
durch  kernen  gewöhnÜGhen  Kavier  und  durch  keine  Ver- 
schzift  lersetsst  werden.  Kein  Beamter  wird  mit  solcher  Leich* 
tigkeit  die  Wechsel  der  Privaten  escomptiren  und  dem  Staate 
gegenüber  yerbOrgen,  durch  keine  andere  Institution  werden 
die  Gelder  der  Privaten  so  reichlich  dem  Staate  sich  sur 
Vertligulig  st^en  und.  wiicd  es  mOglich  werden,  iXhet  dad 
ganze  Land  ein  System  von  Staatsbank^  su  .verbreiten, 
wek)ie-der  Cenkalbank,  hier  dem  Finanzminister  und  seiner 
Birektion  des-'Kassareviremepts,.  die  Mittel  gewähren  ^  ohne 
irgend  ein  Sonderinteresse^  bloss  mit  Rückaicht  auf  die  Be- 
dürfiiisse  des  Staatssehataes  und«  des.Geldumlaafii  die  über- 
flüsflE^fe  Baaräobaft  des  einen  Punktes  des  Reichea .  dorthin 
zu  lenken ,  wo  Mangel  an  Baaxschafi  sich  z6igt. 

Die  Generaleinnehmer  leisten  den  bei  weitem  grössten 
Theil,  vielleicht  %,  ihrer  AUtibren  nach  Paris  mittels  Wech- 
sel', Anweisungen  u.  dgl.,  so  dass  dure)i  sie  des  Jahres  kagai 
30—40  Millionen  baaren  GeldeiGr  auß  den  Departements  .nach 
Füris '  ftbfliessen.  Durch  ihre  Yerbinduj^en  mit  Kaufleuten 
wissen  sie  a;ach  die  anderen  Rechnungslegem  tw  leistenden 
VonBcfattfl^e  fbr  jene  Orte,  wo  ea  sich  lohnt,  also  gerade  ftr. 
jene.,  wa  ohnehin  der  Geldmarkt  überibUi  ist,  mittels  Weoh» 
sei  abantbun ,  so  dass.  die  ^so  kostapielige^  Bewegung  baären 
Gtii4es.  in  S^ankeekh«  auf  ein  Minimum-  «urückgefbhrt  isL  ^ 
Deif  BaaFvorrath/(ler  Staats-,  der  Departem^its-,  der  Ge^^ 
flufindekaosen  und  der  Kassen-  der  unter  öffendlcher  Verwal- 
tung stdienden  Wöhtihäligkeitsanstalten  dürfte  durchschnitjOich 

*  jSer  'transport  der  Qelder  zwischen '  den  eipzeinen  Departements 
oder  swüdien  d^  Departements  nnd  Paris  erfol^^  anf  Staatskostsn  ttnd 
es-'wiffden  Ideriünr  Y^rtOige  mit  einaelnen  UnterneüimeRi  ■  abgeseMpsasa, 
wekhe  ietztere  auch  die  Haftung  für  die  ihnen  anvertraüUn  Gelder  Aber- 
nehis^en  n^iisaen;  d^r  Transport  innerhalb,  desselben  Departments  geschieht 
4of  de&hr  md  Kosten  det^Mnndimer;  die  Vergtfjtang  hief&r  istMh  den 
ihnen  tJswfiUligMa  XiiixMpsBseluaiSn  tetiulte^^         .    ..      >  , 
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die.,tinKlaiibUcb  geringi^  8iuiini&  v<m  2iD&vllfiltton{^ '  Brcs. 
iB^idit  .Übecaehreiten,;  and  selbst  yon  dieser. Bumide  liegt  ein 
bedeutender  Tbeil  in  den  Kellern  der  Bank  und  dient  iter- 
gestalt  zur  Sicherung  des .  Notenumläufe  der  l<H;^terei&  ^ttllk 
Kosten  des  Kassarevirements'  betragen  nicht  2y^  IfiUknen 
Fr. ,  also  nicht  0,06  Percent  der  Gesammtsumme  der  £in« 
nahmen  und  Ausgaben,  nidit  0,025  Peroehfrdas  gesammten 
Bassaierlrements«  daa  dUrchschnittlicb  auf  40  Miltiairden  ITr. 
▼eiiuischlagt. werben  kann.  •,•«.• 

*.-  Ebenso  wenig  als.  die  Oeneraleinnehmer  den  VarBteKam 
der  l^nnahmskassen  können  die  Zahlmeidter  den.  Biii- 
nehpoern  der  Ausgabskassen  in  Allem  ^gleichgestellt  werften ; 
denn  sie  zahlen  die  ihnen  ttberwiesenen  Ausgaben  nur  tun 
geringen  Ilieile  selbst  aus.  AlledBeiträge,  die  ausser  ihrem 
Standorte  zu^zah}^!  oAd,  weisen  sie  an  die  Arondisseoitets-« 
ESttliehmer  oder  GefUlskassea  zur  Zahlung  an,  und  selbst 
iMi  ihrem  Standorte  werden  über  ihre  Anw^ung  mandie 
'  y6ss(tfc  Summen,  vom  Oeneraleinnehmer  ausgeiahlt  Ihre 
Hanptaufj^be  bleibt  die  liquidatur  der  Ausgaben,  hieflir 
^ind  sie  dlein  v erantwortUch.  Wenn  man  bedenkt ,  dass  die 
Katfm-der  Zahlmeister  jeden  Monat  vom  Generaleinnelaner 
dotirt.  werden,  dass  sie  die  gelegentlich  der.  Eäpkwhmen 
▼orfttUenden-  Ausgaben,  z.  B.  die  Abzüge  Ton  den  Gebatte^i 
-die-CSonrentionalstrafen  der  Unternehmer  u.  dgl.  imd  die 
scliliesslicheii^  Eassareste  dem  Generaleinnehmar-  nrüdam- 
▼errechnen  haben,  so  findet  man  den  von  TersddedeMn 
Seiten  und  wiederholt  aufgetauchten  Antrag  gerechtüartigl, 
anbh  die  unmittelbaren  wie  mittelbaren  (durch  die  ihnen 
untergeordneten  oder  an  sie  abführenden  RechnudgaleBer 
besorgten)  Zahlungen  bei  den  Generaleinnehmem  jai  coöoen- 
triren  und  diesen  eigene  Terantwortliche  LiquidaiM<9fi  ^  die 
Seife  sü  setzen.  .  *  > 

Die  Haupteinnahms  -  und  -Ausgabskasse  in  dein 'Bitpie 
wie  in  andern  Staaten  ist  die  C^ntralkdsse  in.I^teis.' 
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Die  Vörsdirifteh  über  deti  Dienst  derdelteti;  wiewohl 
nnti&t  dem  Sindmok  der .  yoo  dem'  Centridkassier  Eessner 
▼orttbteih  •  Venmtceiiuiig  .'entstanden  "-.und  den  '  Stempel  des 
IjiftMifin  Misstrauens  an  sich,  tritgend ,  ^  'Verdienten  eine  ein- 
gehendere Betraditimg  als  die-  Oekonbmie  unserer  Darstel- 
lung geKtiftttet.  Wir  m(issen  liss  auf  folgende  Wesentliche 
Ponkte  bescfarftnken.: 

Die  Gentralkasse.  ist^  als .  aus  «wei  sonderten  Abtheilun- 

« 

gen  bestehend  zu  betnu^rten;  der- eigentlichen  Eaasa  und  der 
Ausgaben -liquidittnr:"  Letztere  zerAUt  wieder  in  zwei  Sek- 
tionen ,  fthf  den-Diaist  der  einzelnen  Ministerien  und^ftr  *die 
Siaatssohuld,  Beiden  Abtheilungen  und  aHen  ihren  einzelnen 
Sektionen  und  Bureaux  stehen  Agenten' der  Centralkontrolle 
zur  Seite ,  so  dass  kein  Emp&ng ,  keine  Ausgabe ,  keine  Ein- 
tragung ebne  Torhergegangene  Vidiixmg  und  Abstemi)elung 
der  Dcdcuinente- durch  jene  Agenten  erfplgt. 

'  Haben>  Partien  ESnzahlung^a  zu  machen ;  so  übernimint 
der  Agent  der  Kontrolle  bei  dem  betreffenden  Eässabufeau 
die  Gegensclieiöe  (bulletins)  der  Partei,  yTdirt  sie^  trägt  sie^ 
in  seine  TagesHste  ^ein  und  ttbermittek  sie  dem' Agenten*  der 
Kassa-  zur  Vorschreibung  und  Ausfertigung  des  Recepisde» 
Da«  Reeepisse  gelangt  vor  der  Abgabe  an -die  Partei  eben- 
täÜB  an  den  Kontiollor,  der  es  mit  dem  Gegensdielne  ver- 
gleicht, abstempelt,  den  Talon  zurückbehält  und  es  dann  edt 
der  Partei  übergibfc 

Senden  die  Kassen  in  den  Departements  oder  andere 
Reehnttngsle^  Quittungen  über  bf$isahlte  Renten  oder  son- 
stige SchuldentiteL  des  Staates  an  Zahlun'gsstatt  ein,  so  sind 
die  GegenscheiB'e  und  Reeepisse  darflfber  ebeinfalls  vom  Agen* 
ten  der  Kontrolle  bei  der  Einnahmskassn  zuvidiren  und. von 
ihm  die  Talons  dte  Reeepisse  torückzubehalten.    Die  Renten 

und   dcböldurkimden    nehmen   innerhalb  der  Kasisa    ihren- 

•  .  .       .1 

*  Ordonnani^  und  Reglements  vom  20.  Mai^  24.  Juni,  9.  Oktober 
und  1.  Deoenber  1633.. 

Hock,  Pinanzverwaltung  Frankreichs.  9 
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weiteren  Weg  Behufs  der  RealisiruDg .  derselben  bei  den  Aus- 
gabaabtheilunffen.  •  Auf  ähnliche  Weise  wird  yerftihreQ  ^  »wenn 
Wechsel  und  Anweisungen-  der  Eorrtepondenten  dea  Sdiatses 
einkmgen,  nur  dass  der  Betrag  nicht -als  baares  -Grald  rer- 
bneht  wird. 

Sind.  Einzahlungen  auf  Schatzscheine  (bona  4le*tr^r)  in 
Empüang  zu  nehmen,  so  findet  in  Folge  des  Erlasses «▼om 
15.  März  1841  ein  abgekürztes  Verfahren  statt  IMe  Elnter- 
leger  erhalten  yo]:gedniekte  ^Gegenscheine,  worin  sie  die  ein- 
zuzahlenden Beträge  und  gewünschten  Papiere  mit  ihrer 
Kamensunteischrift  bezeichnen.  Diese  Gegenscbeine  werden 
von  dem  Agenten  der  Centralkon trolle  vidirt  und  dienen  zur 
Grundlage .  der  Eintragung  in  die  Emissionsbüc^er. 

DieBlanquete  der  Schatssscheine ,  die  vorhinein  mit  dem 
Stempel  der  £assa  und  der  Kontrolle,  versehen  sind ,  werden 
von  der  Kassa  aüsgefbUt  und  gefertigt,  vom  Kontrollsagen? 
ten  nach  der  Yergteichung  mit  den)  Gegenscheine  vidirt  und 
d^  Parttt.  ausgehändigt 

Die  Schatzscbeine  werden  aus  juxtirten  Hef^Mi  ausge- 
sdinitten,  und  der  Kassier  ist  für  diese  streng  verreoben- 
.baren  Hefte  verantwortlich.  Die  Anlegung  des  Ausschnittes 
an  die  Juzta  (besser  gesagt  den  Rand)  dient  bei  Rückzah- 
lungen und  ähnlichen  Fällen  zur  Konstatirung  A&  Echthtit 
des  Ersteren. 

Auf  ähnliche  Weise  wird  bei  EinzahtuDgen  tUi^.Anwei- 
4»ungen  auf  die  Departements-Kassen  verfahren. 

Alle  im  Laufe  des  Tages  von  den*  einzelnen- Agenten 
der  Kontrolle  zurückbehaltenen  Talons  gelangen- an  denCen- 
tralkontrollor,  dem  sie  als  Gegenbeleg  für  die  von  der  Kassa 
ausgewiesene  Tageseinnahme  .dienen. 

Die  Einnahmen  an  Gehaltsabzügen,  Interessen ,  Eaoompit- 
und  Kommissionsgebübren  erfblgen  am  Monatsaehlosse,  mit- 
telst ^eines  von  der  Direktion  des  Kassarevirements  verificir- 
ten   und  von   der  CentralkontroUe   vidirten  VeEaeichmsses, 
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das  bei  der  leUteren  eis  Bdeg  gegen  den  Kassier  aufbe- 
wahrt Ueibt 

Das  WechsdpoEtefeoille  ist  nach  Yerftdlstagen  geofdnsl. 
Die  CSenIraUcpntrolle  f&hrt  eine  An&chreibQngi  worin  fie  an 
jedem  Tage  yer&llenden  Summen  ersichtlicli  sind,  sie  kon- 
trolKrt  diese  A^fiM^hreibnng  mit  den  wirklichen  EinkassirOi» 
gen  jeden  Tages. 

Stdlt  der  Kassier  Wechsel  auf  sich  selbst  aus  oder  ae> 
ceptiii  er  auf  ihn  gesogme  Wechsel,  wie  diess  namentlich 
für  den  Dienst  der^  Armee,  der  Flotte  und  der  Kolonien  d6r 
Fall  ist,  so  werden  sie,  Ton  ihm  unterzeichnet  und  mit  Yer* 
aeichnissen  reroeben,  .de^^  CentralkODtrollor  übergeben,  der 
sich  überzeugt,  dass  die  Ausstellung  über  spedellen  Auftrag 
geschehen  ist,  die  Wechsel  yidirt,  registrirt^  und  dem  Cen- 
tralkassier  zur  Aushändigung  an  den  Berechtigten  zurückstdlt 

Die  Kontrolle  untersucht,  ob  bei  den*  zur  Zahlung  pift- 
sentirten  SchlUvacheinen  und  Wechseln  die  V^allszeit  be- 
reits eingetreten  ist,  oder  falls  die  Bezahlung  ror.^er  Ver- 
fiBtUszeit  erfolgen  darf,  ob  die  entsprecbenden  Esoompteabzüge 
.gemacht  worden,  ob  bei  Hinausgabe-  von  Fonds  an  die  Depar- 
temtotalkaspen ,  bei  Interessenvergütungen  u.  dgl.  die  höhesen 
Aufträge  eingeholt  sind.  Bei  Baarsendungen  wohnt,  einer 
ihrer  Agenten  der  Abwäge  imd  Verpackung  beL 

Sie  überwacht  auch  den  Umlauf  innechidb  der  Kassa 
selbst,  z.  B.  die  Debergabe  der  Wechsel  von  den.  sie  auf* 
bewahrenden  Beamten  an  die  mit  deren  Etpkassirung  be- 
auftragten ,  und  sie  kontroUirt  die .  laufende  Rechnuiig 
zwisjßhen  der  Staatskassa  und  der  Bank.  Es.  hat  nämlich 
dar  fitaatsschatz  ein  offenes  Conto  bei  der  Bank,  und  die 
Baarbeträge  gehen  so  bald  als  möglich  aus  der  Verwahrung 
des  jStaates  in  jene  der  Bank  über. 

Jede  KässaabtheUung  fUlurt  übrigens  to  die  Ibuptkassa 
ab  nnd  wird  Ton  ihr  dotirt,  ein  Geldrevirement  zwischen 
den  eififdncMa  Kassaabtbeüüngen  findet  nicht  Statt 
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£ki4]ich^  flehen  weh  ^ie  yeiTechenbare&*  DruckBorten  der 
Ceotralkassa  und.  das.  für  dieselben  yerwendete  .'P&{Her  mit 
JfBtßtam^hen ,  untejn  der  Ueberwaohung  der  CentralkOQtrone. 
.0«.  Dift^iJLiissBablungen- erfolgen -nur  über  talonitte- Auffarftge 
flil|^:Aii|§tll»n-Liquidai3ir;  .Letetere  darf  diese  Auflaräge;  nicht 
edfMKB,  Bh'e  sie  di6  Zahlungsdokun^ente,*  ftuch  w^nn*9ie  ihr 
durch  die  Direktion  des  Eässarevirements  und  der  Btaa(&- 
sch\üd  zukommen,  genau  ^{Mrüft  hat,  und  ehe  die  PrtUFki^g 
Bxxck  von  dem  d^  liquidatur  beigegebenen  Agenten  der 
OantralkontroUe  vorgenommen  ist^  Letzterer  führt  eine  Ueber- 
tficht  über  die  ai^gewieBenen  Summep. 
*..>-  Die  talonirten  Aufträge  sammt  all^i 'Belegen. gelangen 
an  die  betreffende  Ausgabsabtheilung  .der  Kassa  und  zwar 
zuerst  an  d^n  dieser  beigegebenen  Agenten  der  ^ptrolle« 
Dieser  Übergibt  den  TaloQ  der  Kassa,  den  Zahlungsauftrag 
der  Pftrtei,  'die  Belege  nach  neuerlicher  Revisicm  der  liqui- 
daiur^  .und.  pegistoirt  die  ausgezahlten  Bejbräge.  J3ei  der 
Kassa  ^hält.  die  I^artei  gegen  Rückstellung  des  Zfihlungs- 
ouftragiBs  das  6eld. 

Am  Tagesschlusse  werden  alle  Zahlungsaufträge  Ton  der, 
Kassa  der  Liquidatur  zurückgestellt,  welche  a)|ß  d^iselben 
die  Tagesrechnung  bildet,  und  dagegen  der  Kassa  ein  Re- 
cepisse  über  den.  Gesammtbebrag  der  Tagesausgabe  ausstellt. 
Die  Tagesrechnung  sowohl  der  angewiesenen  als  der  ausge- 
zahlten Summen  erhält  durch  die  Au&chteibungen  der  Kour 
trolle  die  Richtigkeitsprobe.  Jeden  Abend  übergibt. der  Vor- 
steher der  Kasstf  das  Hauptjoumal ,  die  systematische  Ueber- 
^icht  der  Einnahmen,. den  Kassastandsausweis  und  die  syste- 
matische Uebersicht  der  Ausgaben,  alle  diese  DQkumente 
rerseben  mit  ihren  Belegen,  der  Direktion  des  Kassarerire- 
ments  und  der  Finanzbuchhahung.  ^Sie  wird  durch  ökb  be- 
reits erwähnten  YOn-  der  CentralkontroUe  ^rorg^egten  üeber- 
sichten-  der  Tagesoperatiopen  geprüft.  Die  MonatorechntHig 
der  Kiwa.  bedarf  ebtofatld  -des  Visums  der-  Konfaxdle., 
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Sehr  tsinnrdeh  ist  diib  dörch  das  Dekret'  vom  9.  Nd^^- 
t)er  1849  angeordnete  abgekürzte  Art  der  Liquidation  dl^r 
faltigen  Renten.  Sie  beruht  darauf,  dass  nach 
Vorschrift  das  'grosde  Buch  der  Staatsschuld .  in  zwd 
plären  geführt  werden*  muss ,  die  an  verschledenfln 
aufzubewahren  sind.  .       -     - 

'SSitt  Exemplar  besteht  nun  in  grossen  geheftetefi  Bliehön 
nach  der  Reihenfolge  der  Inscriptionen  /  und  dieses  wird  stets 
b^  d^  Direktion  der  Staatsschuld  aufbewahrt. 

Das  andere  besteht  in  losen,  alphabetisch  geordntftJeih 
Bläitem,  auf  deren  Rückseiten  auch  die  Renten  !br  je'zdm 
Semteter  angegeben  sind*.  Dieses  wifd  nun  der  Ceniralkassia 
übergeben,  welche^  es  in  eigenen  Gartons  -  in^  den  betöeffeii- 
den  liquidaturbureaux  aufbewahrt. 

Die  sich  meldenden  R«nteninhaber  TCifassen  eine  Liste 

■ 

der  tä  bebebenden  Renten/  fertigen  sie  mittels^  Angabe  des 
Ncunens .  und  der  Adresse  und  übergeben  sie  sammt  dem 
Reclitslstel  (der-  Inscription,  dem  Lebens^eugniss  u.  dgl.) 
dem  betreffenden  liquidator,  welcher  neb8t  einem  -  Bulteti- 
neuTy  einem  Buchhalter  und  elneni  Agenten  der  Central- 
kontroUe  in  Einem  Bureau  8i(^h  befindet 

'  Der  Liquidator  verfasst  den  ZIthlungsaüftrag  und  hän- 
digt ihn  der  Partei  aus.  Gleichzeitig  übergibt  er  die  taste, 
die  Rechtötiiel  und  den  Talon  des' Zahlungsauftrages  dem 
BuHetineur,  welcher  die  Original-Inscriptiota  hervorsucht  und 
sich  ven'd^r  Richtigkeit  des  Zalilungsemspruches  überzeugt. 
Der  Bulletineur  übergibt  die  Dokumente  dem  Buchhalter 
(teneur'des  fetiilles),  welcher  die  Nummern  der  Inscriptioiien 
uod  die  angewiesene  Summe  in  sein  Buch  einträgt. 

'  Dei^  BucHhalter  leitet  die  Dokumente  an  den  Agenten 
der  Ebutrölle,  welcher  die  gleiche  Eintragung  in  seiner  Ta- 
gesHste  vollzieht;  die  Inscriptionen  mit  dem  Eontrollstempel 
versieht ,  die  PGärtei  ''aufruft ,  den  von  ihr  beigebrachten 
Zahlingsauftrag    vidürl,  -  ihr    ihn    sammt    der    Inseription 
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zurückstellt,  und  deu  Talon  des  Zahlungsauftrages  an  den 
Zahltisch  leitet,  wo  g^en  Abnahme  des  ZaMungsauftrages 
die  Ausssahlung  erfolgt. 

Nach  dem  Eaasaschlusse  werden  die  T&gesoperationen 
durch  den  Liquidator,  den  EontroUor^  den  Bulletineur  und 
den  Buchhalter  verglichen. 

iDer  EontröUpr  nimnit  nätnlich  die  OriginalinacriptioneD, 
der  Liquidator  die  Tagesliste  des  Eontrollors^  der  Buchhalter 
seine  eigene  Aufschreibung  zur  Hand.  Der  Kontrollor  liest 
die  Nummern  der.  Inscriptionen  und  vidirt  die  letssteren,  der 
Liquidator  liest  die  darauf  bezahlten  Summen,  der  Buchhalter 
vergleicht  die  entsprechenden- Zahlen  seiner  A-ufschreibung. 
Der  .Bulletineur  stempelt  die  Originalinscriptioii  mit  dem 
Datum  der  geschehenen  Zahlung  ab  und  legt  sie  in  einen 
andern  ftlr  die  bezahlten  Resten  bestimmten  Carton. 

Am  Schlüsse  des  Monats  wird  die  Summe  der  £ur  Zah- 
lung angewiesenen  Renten  mit  jener  der  wirklich  ausgezahl- 
ten, und  die  Gesammtsumme  der  seit  Anfang  des  Jahres 
ausgezahlten  Renten  mit  dem  ganzen  zur  Auspfählung  ange- 
wiesenen Rentenbetrage  verglichen,  so  dass  die  Summe  der 
noch  nicht  zur  Zahlung  vorgekommenen  Renten  sowohl 
am  Schlüsse  jedes  Monats  als  am  Jahresschlüsse  ersichtlich 
wird. 

Wir  glauben  in  diesem  Abschnitte  eine  der  interessau- 
testen  und  bestgeordneten  Partien  der  französischen  Finanz- 
verwaltung dargestellt  zu  haben.  Wenn  wir  etwaa  vermis- 
sen, so  ist  es,  was  man  auch  in  andern  Staatshaushaltungen 
vergebens  sucht:  eine  Uebersicht  des  Staatsvermögens  und 
der  in  demselben  jährlich  eintretenden  Veränderungen ;  nur 
hierdurch  wird  die  Staatsrechnung  die  nöthige  Vollständig- 
keit und  gegenseitige  Kontrolle  gewinnen.  Eis  ist  einleuch- 
t^dy  dass  man  einige  Jahre  hindurch  glänzende  Erträgnisse 
nachweisen  könnte,  wenn  man  Baulidbkeiten  unterliesse. 
Vorräthe    angriffe,    Wälder  aushaute,    zahli-eiche-  Parzellen 
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des  Staatsgutes  vetftusserte;  ebenso  kann  ein -Staat,  der  noch 
einen  reichen  Schote  an  nutzbamm  Staatseigenthum  besitzt 
und  dessen  Verrathskammern  gefüllt  sind,  mit-  grosserem 
Vertrauen  in  die  Zukunft  sehen,  als  jener,  der  bloss  a«f  das 
Jahreseii^ommen  angewiesjBn  ist  und  aus  diesem  auch  )fiB 
SQIideii  der  Vergangenheit  gut  zu  machen  Hat. 

In  Folge  des  Gesetzes  rom  30.  Januar  1833  wurde  zwar 
von'  der  Regierung  eine  Uebefsieht  aller  Staatsgüter  5  ihrer 
Lage,.  Bescha£^aheit,  Verwendung  unä  ihres  beiläuflgea 
Werthes  yerftot  und  im  >Jahre  1836  ^  den  Kammern  vcnrge- 
legt  —  sie  bildet  einen  Band  von  480  Säten  in  Quart,-  — r 
und-  nach  der  Ordonnanz  vom  .20;  iuli  1835  werdenijle  eini^ 
getretenen  Aenderungen  von  Zeit  zu  Zeit'  in  Supplementär- 
Ueberaiehteh  zusa^mpengestellt  und  mit  der  Staatshausbidts- 
redmung  ^des  FinaAzministeriums  veröfibntlicht:  —  allein  es 
f(ehlt  die  AufzfUiIiing  des  Mobiliarvermögens ,  die  Berücksicb» 
tigung  der 'UOthwendigen  Abschreibungen  wegen  der  naiür- 
liehen  Abnützung^  det^  Vendterung  der  Oebrauchsmethdden 
u.  dgL  m.^  und  vor-  allem  die  Darstellung  des  rechnungs- 
mäsftigen  Zusammenhanges-  zwischen   den  Jahreseinnahmeii 

ff 

und  Ausgaben  nnd  der  gleichzeitig  eintretenden  Verminde- 
rpng  4>der  Vermehrung  des  Staatsrermögena. 

Auch  könn^  wir  nicht  umhin  ^  nach  dem  Vorgpooge 
Montdoux's  darin  eine  Lücke  zu  finden ,  dass,  die  Liquidator 
der  Ausgaben  bei  den  Zcdilungsanweisungen  nicht^eich  jeoQr 
bei.  den  Auszahlungen  einem  dem  Rechnungshofe  rerantwort» 
Ikhen  Beamten  anvertraut  ist  Dep  Zahlmeister  steht  nicht 
hoüch'  genüg,  um  gegenüber  dem  vorliegendi^  Auftrage  eines 
Ministers  oder  eines  anderen  den  höheren  Krei|9ien  der  Ye(- 
waltung  angehörigen  Beamten  die  Zahlung  Terwe^erin-  vl 
können^ , und  letzterer  kann  leicht  durch  einen  Spezi^lauftrag, 
die  Auszahlung  trotz  der  erhobenen  Bedenken 'zu.  leisten^ 
jede  .Bechnung^ontroUe  unnütz  .machen.  Letztere  ist  aper 
flür  jedea^Fall  gesichert,  wenn  der  Zahlungsauftrag  von-  einem 
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verrech ue Tiden  Beamten  uuii  zwar  vüii  jenem,  welclier  fiii 
die  Liquidatur  des  Auftrages,  verantworüich  au  macfaen  ist, 
mit  unterfertigt  wird. 

Der  grosse  Minister  VilI6Ie,  dem  man  die  Ausdehnang 
der  Rechnungsitonta'ollen  auf  die  Ministerien  selbst  und  die 
dem  Bel\inde  der  kontrollirenden  Körperschaften  g^ebene 
OelFenilichkeit  grossentheUs  verdankt,  hat  bei  Gelegenheit 
dtir  Vorlage  seiner  Gesetzentwürfe  an  die  gesetzgebenden 
Kammern  zu  einem  Vertraiiten  das  für  jeden  Finanzminister 
wahre  Wort  gCäprocUeu :  „Nous  ne  saurions  trop  nous  pr^- 
munir  contre  reatrainement  des  ordonnateurs  ä  t'exagäration 
des  döpensca."  Seine  Absicht  ist  anch  so  weit  eröllH  wor- 
den, als  CS  bei  einem  thaten-  und  ruhmdllrstendea  Volke 
überhaupt  möglich  ist.  Jeder  Minister  muss  sich  bemühen, 
seine  Anforderungen  an  den  Staatsschatz  durcli  sehr  genaue 
Zifferangaben  und  durch  Hinweisung  auf  das  von  ihm  zu 
Leistende  dem  Staatsoberhau]ite  in  seinem  Staatsrathe  und 
beziehungsweise  auch  den  gesetzgebenden  Körpern  zu  be- 
gründen. Es  wird  keine  Stelle  creirt,  keine  Gehaitsei-höhung 
bewilligt,  wenn  nicht  deren  Nothwendigkeit  gegen  alle  £in- 
wendungen  dargethan  worden  ist.  Schon  der  erste  Schritt 
eines  Ministers,  welcher  in  der  Folge  eine  Verpflichtung  des 
Staatsschatzes  begründen  kann,  bedarf  der  Erörler4ing  in 
dem  Scliyuse  jener  Körperschaften  und  bestimmt  den  Anfang 
der  buchhalterischen  Ueberwachung.  Es  wird  ein  Specialkre- 
dit nir  die  Uaternehmung  mit  Bescliränkung  auf  jenen  Theil 
derselben  angewiesen,  welcher  in  das  Verwaltungsjabr  ßlUt, 
dessen  Budget  in  Frage  kömmt,  und  diesen  Kredit  darf  der 
Minister  ohne  Gutheissung  einer  oder  aller  der  .erwähnten 
Körperscliaften  und  beziehungsweise  der  Majestät  des  Kai- 
sers nicht  überschreiten;  noch  viel  weniger  darf  er  andere 
Fonds  diesem  Zwecke  widmen.  Hiellir  haftet  seine  Rech- 
nungsabtheilung, der  Zahlmeister,  der  die  Auszahtung  nur 
auf  Grund  aller  sich  als  gesetzlich  darstellenden  Dokumente 
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leisten  darf,  die  BuchfialtuHg  d^  Finanzministeriams^  an 
welche  sowohl  die  Rechnungsabtheilongen  der  andern  Mim- 
sterien,  als  die  nur  vom  Eintoizminister  abhängigen  Zahl- 
meister ihre  Dokumente  absenden,  mid  die  kaiserliche  Kom- 
mission^ weläie.  die  ^Jährliche  Unterauehung'Jdes' Journals  und 
des  Hauptbuches  des  Findntministeriuins,*  und  hierdurch,  da 
sich  bei  diesen^  die  Uebersichteu  jund  Belege  der  Rechnungen 
aller  Ministerien  zusammenfinden^  des  Rechnungsstandes  jedes 
Ministeriums .  p^egi 

D^  Rechnungshof  unterl^t  nie  diese  HC^ftung  zur  Grel- 
tuBg  zu  bxdngen  und  die  gesetzgebenden  Körper^  sowie  das 
gesaipmte -Volk« sind  durch  di^  Oeffaiflichkeit^  weldie. diesen 
Dokum^ten  und  Belkmden.  gegeben  wiM,  in  den  Stand  ge^ 
setzt,  .die  Legalität  und  Zweckmässigkeit  des  eingehaltenen 
Verfahrens  ^  beurtheiten. 


. ,  ^ 


f inlf«  AapiUi. 


1.    Gegenstände  und  Grundlagen  der  Besteuerung. 

Die  jetzt  bestehenden  direkten  Steuern  Frankreichs  sind 
ftn  Stelle  der  alten  Steuern,  die  unter  dem  Namen  taiUe, 
capitation,  vingti^mes,  dlmes  nur  von  ednigen  Klassen  der 
Bevölkerung  und  nach  den  ungleichförmigsten  Uassstäben  er- 
hoben wurden,  dem  Prin7,ipe  nach  im  Jahre  1791  eingeJUhrt 
worden.     Dieselben  sind : 

a.  Die  Grundsteuer  fUr  Grundstücke-  luid  Gr^jtude 
(contribntion  foncifere). 

Der  Gegenstand  der  Besteuerung  ist  nach  dem  Gesetie 
vom  3.  November  1798  das  durehsdmittUche  reone  ESnbMn- 
men  von  diesen  Objektäi,  d.  i.  das  fänkomvea  «a^  Atng 
der  Kultur-,  Säe-,  Ernte-  und  Unteriialtakostaa  hei  Gr&Dd- 
atucken  und  nach  Abzug  der  nOäiigen  UnteiiiaUB  - ,  Bc^mii- 
tura-  and  Abnutzungskoeten  bei  Gebftudea. 

Das  Einkommed  wird  bei  Grundstackeo  hst  -nie  and  bei 
Oebfluden  nur  selten  nach  seinem  wirtilicben.  Betnge  aage- 
-  nommea,  sonduil  es  wird  in  der  Regel  gesoUUt,  d.  i:  es 
wird  auf  Grundtage  der  Erhebungen  einer  lai^;ejta  Reihe  too 
Jidiren  ermittelt,  was  ein  Grund  von  der  Toriiegenden  Be- 
schaffenheit oder  ein  Gebäude  von  der  gleidieD  Bestinunnng 
und  dem  gleichen  Umfknge  in  der  betreftandeai  GomeiiHle 
nach  der  gewähnlichoi  Befmtzungäart  dorchfchnitUieh  trage. 
GiTundstUcke,  die  Uoes  zu  VargnUgungunreoken  der  koltor 
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entzogen  werden ,  z.  B.  GarteDtemfl0en ,  WaaaerbeckM,  AUeen, 
daenn  die  von  Ei8enl)ahoen  Imd  Icftnstliehea  KanAlen  einge- 
nommenen Fläehen  .  werden  den-  iiMirtgeBcdiAtsten  6nind<- 
Stücken  gleichgebalten.   ^^     *  ;-  * 

Unfirucbtbare  Gründe.»  -z.  B.'  Gestrüppe,  Dünen,  Sand- 
bänke u.  dgl.  werden  nach  dem  wirkliehen  Ehrtrage  abse* 
schätzt,  doch  darf  der  Reinertrag  eines  hectare' nicht  unter 
50  Cent,  angenom^ien  werden« 

Auf  gleiche  Welse  werden  die  Koslen.  ab^^esdifttzt-,  bei 
Gebäuden  werden  sie  allgemein  fbr  Wohnhftuaer  mit  i25^/o 
uml  ftXr  Fabriken,  Werkstätten  u.  dgl.  mit  3d%%  des  Roh- 
ertrages berechnet. 

Frei  von  Grundsteuer  sind :  die  OfTentfichen  Wege  und 
Plätze,  die  Flüsse,  die  einem  öffentlichen  Zwecke  gewidme- 
ten  Sftots-  und-  Eommunalgebäude  (öflfentiiche  Gebäude^ 
Denkmäler,  Befestigungswerke,  geistliche  und  Schulgebände, 
Spitäler  u.  dgl.),  die^taatsferste. 

Temporäre  Befreiungen,  sind  den  Neubauten,  *  Neubrü- 
chen, neuen  Obst-,  Weiiv-,  Waldanpflanzungen  (namentlidi 
an  Bergabhängen  und  auf  Dünen) '  ganz  oder  dock  in  Be- 
ziehung auf  die  erzielte  Ertragssteigerung  zugestanden.  -Scheu- 
nen^ Ställe^  Keller  und  ähnliche  Gebäude  zu  landwirihschaft- 
llchen  Zwecken  bleiben  zwar  dben&lls.voii  der  Grundsteuer  be- 
freit, allein  der  Gruiid,  auf  dem  sie  stdieii,  wird  in  Anschlag 
gebracht  und  den  höchstgeschätzten  Gründen  gleichgestellt. 

Zahlungspflichtig  ist,  wer  in  den  öffisntUehen  Buchen 
als  Eigen thümer  eingetragen  erscheint«'  Elgenthümer  zur 
ungetheilten  Hand  zahlen,  in  solidum.  Beä  getheiltem  Eigen- 
thume  zahlt  der  Nutzungseigenthümer.  Bei  Pachtungen  kann 
die  Verwaltung  über  Ansuchen  des  Eigenthümers  die  Pachte 
als  Zahler  annehmen,  doch  bleibt  der  Eigen  thümer  haftend. 

^  iSo^z.  B.  wurden  den  Neubaaten  z.wifichen  den  Tailerien,  dem  Louvi^ 
lind  dem  Hotel  de  Tille  üi  Pftnsdie  Bäfireänng  von  der  Ornndsteuer  auf 
30  Jahre  zugestandet.    Gesetz  vom  3.  Mai  1354. 
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Be  ist -nicht  vorhinein  dQfch  oix^  Oesetz  besümrat,  welche 

r 

Quote  des  diuchschnUtlii^hßn'Remertrages^er  Steuerpflichtige 
an  Grundsteuer  zu  enMcAien'habe,  sondern  die  Steu^-des 
Eitizelnen  richtet  sich  nctch  dem  Ertrage,  t^elchen  die  Staats- 
Verwaltung^  durch  das  Steuerges^tz  ermächtigt,  an  Orimd- 
«Steuer  ays  dem  Lande  zu  ziehen  beschlossen  hat,  und  nach 
der  Quote ,  welche  hievon  auf  die  Qi^meinde  / '  welcher  die 
Pflichtigen  Objekte  angehören,  yertbeilt  worden  ist 

Der  Gresanmitbetra^  der  Grundsteuer  würd^'  un^^rüng- 
lich  init  dem  Gesetzt  vom  28.  November  1790  üni^ 
dei^  Anpahme^  dass  der  Reinertrag  die  Grundeigeo- 
thums  in  Frankreich  auf  1200  Mill.  Fr.  des  Jahres  sidi  be- 
liuife^.aüf  24&  tfill.  festgesetzt,  und  auf  Grahd  der  filtern 
Steuern  und  nngefldirer  Schfitzungen  auf  die  ehaxiaen  De- 
partements und  innerhalb  dieser  auf  die  einzelnen  Ar^Ondis- 
tomen&^und  Ctemeinden  umgelegt  Die  üngleichlieilt  der 
Belegung  trat  schnell  hervor.  Zwar  wurde  durch  das  Gesetz 
Tom.m  September  1807  ein  allgemeiner  Kataster,  mit  Ab- 
joaessung  und  Abschfttzutig  aller  einzelnen  Parzellen  angeord- 
net, welcher  nach  seiner  Vollendting  als  Grundlage  der  Um- 
legiiiTg  der  Steuersumme  auf  die  einzelnen  DepaftemenlR 
jdienen  sollte,  und  die  Eatastralarbeiten  umfassen  gegenwär- 
tig ganz  Frankreich,  so  dass  der  Verwirklichung  jener  An- 
o^rdnung  kein  materielles  Hindemiss  im  Wege  stftnde;  alldn 
die  Ausftkfarung  zeigte ,  dass  ein  Kataster^  wenn  ^r  mefior  als 
eine  geometrische  Vermessung  sejn  will  ukid  wenn  er  sich 
«mmasst,  auch  die  Schätzung  des  Reinertrags' der  TerstetBenen 
Grundstücke  mit  solcher  Genauigkeit  zu  umAiasen,  dA^s  sie 
als  Grundlage  einer  gerechten  Grundsteuervertheiluäg  dienen 
könnte,  zu  argen  Täuschungen  führe. 

Die  Verschiedenheit  der  Organe,  welche  mit  diesen  Ar- 
beiten betraut  werden  müssen,  führen  sclion  ursprünglich 
grosse  UügleichfSarmigkeiten .  herbei ,  diese  wachsen^  je  wei- 
ter die  einzuschätzenden  Gegenden  aus  einaifder  liegen  ,>  j6 
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verschi^enartiger  das  Terraia,  die  Euitiurs-  und  Boarbeitongs* 
weisen  sind.  AUein  di&.grössten.  Ungleschföniiigkeiten  wer- 
den-im.  Ijaüle  der- Jahie  herbeigeführt  Wird  in  dem  einen 
Distrikte  die  WeohsehrLrthsdiaft  Vosherrschend,  werden  grosse 
BewdsQC»rung^  XMlei'EntwässeiCungsarbeiten  unternommen,  wer- 
den grosse  3tras^n-,  Kanäle  odergaa*  Eisenbahnen  gebfiut,  er^ 
heben  sieb  in  der  Nähe  grosse  Mittdpunkte  der  Industrie^  so 
wächst  der  Reinertrag  in  einem  Masse,  dass  er  gegen  jeYtesn  in 
andern  zurückgebliebenen  Distrikten,  die  vieUeicht  ursprüng- 
lich gleich  gestand^!  waren,  um  das  zwei-  bis  zwanragfache 
sich  vermdirt.  Mit  dem  Beginn  dea  Katasters  müsste  also  zu- 
gleich, die  stete  Jlektifikatien  desselben  anfangen  und  unter- 
brochen fortdauern,  oder  mit  andern  Worten,  gleiehwie  bei 
dein  Gewebe  deö^  Penelope,  müsste  man  des  Nachls  auftren- 
nen,  was  den  Tag  Über  voH^det  worden  ^sL 

Der  gesuiide  Sinn  der  Franzosen  erkannte-  schnell  diese 
Uebdst&nde,  und  öhtie  dem  Kataster  seinen  hohen  Werth 
zur  Feststellung  der  Eigenthumsverhälthissej  der  Oberfläche 
und  der  Hauptki^te^rien  der  steuerbaren  Objekte  und  selbst 
zurg^enseitigen  Abschäilasung  und* -Steuerumlegung  innerhalb 
ders^ben  Gemeinden  oder  Kantone  zu  bestreiten,  benutsoten 
sie  ^ur  Steuerumlejgung  im  Grossen  ganz  andere  Elemente. 
.  1^  wehte  TOr  Allem  wiederholt,  vor  und -nadi'der 
Anordnung' des  Kataster»,  der  Ungleicheit  .der  Yerthei^ung 
der  Umlage  durch  yerminderung  der  Steuecsummea  der  ab 
überlastet  aneriumnten  Departements  entgegenzuwirken,  so 
dass  AnfiEU^  1822  die  Suomie  der  Umlagen  auf  154^7  Mil- 
lipaen  herabgesunken  war,  und  seit  dieser  Zeit  jaur  allmä]üg. 
durch  •  Zuwachs  steuerpflichtiger  Gründe  und  neuer  <jFebäade 
sich  wieder  auf  161,4-  Million^i  Fr.  erhöhtet  .  .     -    -         ' 

B^ufs  der  Vertheilung  der  umgelegten  Summen  inner- 
halb •  der  Departements  auf  die  einzelnen  Arrondiasements 
und  Gremeihden  wurden  auf  GcUnd  des  Gesetzes  vom  31.  Juli. 
1821   die .  w^hrscheinliohen .  wirklicheo>  Heinerträgmsse  -der 
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steuecpflichtigep  Objekte  diesw  Bezirke  «ob  sahlrdcben  Kauf-, 
P«Aht-  und  hypothektucischen  Darleiheinreri^en  emiitlid^ 
d€ir  fünfte  TheU<lerselben  mit. den  alten  Umlagen,  auB  denen 
die  der  Steuersunmie  von  154)7^  Millionen  entsprechende 
Quoten  der  eineeinen  Departements  sich  gusammeBaetistea, 
rergliehen,  und  es  wurde  hiemack  berechnet ,  um  welcbte 
Betrag  diese  Umlagen  zu  ßfhöhen  oder  zu  ermässigeD  seL 
Diese  dergestalt  berichtigten  Beträge  wurden  Übrigens  nur 
in  wenigen  Departements  unverändert  als.  Orundlage  der 
Steuerumlegung  benützt ,  in  den  meisten  wurden  aUmiHg 
neue  Berichtigungen  und  Abänderung^i  vorgenommen.  Seit 
einer  Reihe  von  Jahren  beschäftigt  sich  die  FlnanzverwaltiHig 
neuerdings  mit  der  gesetzlichen  Revision  dieser  Umlagssum- 
men, welche  durch  die  grossen  Umwälzungen,  die  im  Er- 
trage des  Grundeigefithums  während  des  Laufes  der  Zeit 
durch  die  geänderten  Bodenkulturs -^  Industrie-  und  Eotnmuni- 
kationsverhältnisse ^  eintraten,  ungenügend  geworden' aiDd. 
Es  werden  hiebe!,  ausset>^en  bereits  bei  der  firttfaeren  Re- 
Vision  benutzten  Methoden,  direkte  Schätzungen  des  wahren 
Reinertrags  durdi  verlässliche  Steuer-  und  Gemeindebeamte 
benutzk  Schon  jetzt  ist  man  zur  Ueberzeugung  gekommen, 
dass  die  Grundsteuer  im  Durchschnitte  nicht  20%,  wie  die  ge- 
setzliche Annahme  ist,  sondern  nur  8%  des  Reinertrag  erreichCy 
nnd^dass  es  ungeachtet  der  vorgenommenen  Ausgleichungen 
Departements  gebe,  die  zwei-  und  ein  halbraal,  und 
Gemeinden,. die  zehnmal  sahoch  besteuert  sind,  ala- andere. 
Die.  Katastralarbeiten  dienen  seit  dem  Geselle  vpm 
31.  Juli  1821 ,  wie  erwähnt^  in  der  Regel  nur  zur  Bemee- 
sung  der  individuellen  Steuerquoten  innerhalb  der  Genekide. 
Eben  darum  sind  diese  Arbeiten  seit  jener  Zeit  nur  auf  Koeten 
der  Departemental-  und  Gemeindefonds  mit  einer  geringen  Un- 
terstützung von  Seitß  des  Staatsschatzes cfortgesetst  worden.^ 

^  Bei  Erlaas  des  Gesetzes  vom  31.  Juli  1821  waren  von  den  37,260 
Oeneinden  und  51^950,000  ,]ieetwct  des  Bodens  Rrankreieha  *-   ll^M 
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D»  ▼op-mancheD  Seiten  Klage 'gefbfart  wurde,  dass'die 
älteren  Katestralarbeiten  ungenau  gewöidto  seien)  so  wnfde 
dufcb  dtis  Gesetz  vom  7.  August  1851  die  Emeuefung  der 
vor  90  Jabrea  vollzogenen  gestattet;  sie  hat  jedoch  nur  aaf 
Wunsch  der  betreffenden  Gtemeinde-,  mit  Genehmigung  des 
Departementsrathes-  und  auf  Kosten '  der  arsteren  zu  erfolgen* 

In'*der  dargestellten  Besahrftnkung  wird  den  Eatabtral- 
arbeitep-  die  ganze  Wichtigkeit  beigelegt,  die  sie  verdieoen. 
Ein  zahlreiches  technisches  Personal  unter  der  Leitung  eines 
Obeargeometers ,  dem  ein  Abgr^zungs-,  ein  Triängulirungs- 
und  ein  Yermessungsgeometar  *  zur  Sdfee  dtdien/kann  ,dorty 
wo  der  Bedmrf  es  erheischt,  diesen  Arbeiten  gewidmet  wer^ 
den.  Es  werden  zuerst  die  Gtebiete  d^  Gremeinden  gegeli- 
seit^  abgegrenzt,  die  Grenzen  bei  diesem  Anlasse  wohl  aueb 
mit  Xstenebmigung  der  R^erung'  vereinfacht  und  berichtigt 
flieranf  wird- .die  Gemeinde  in  Sektionen -getheilt)  in  jeder 
Sektion  werden  mehrere- Dreiecke  als  Grundlage  *der  Vefmes- 
sung  genau  bestimmt,  hierauf  werden  die  einzelnem  Parzel- 
lem  mit  der  Kette  vermessen,  in  die  Dreitöke  eingetragen, 
ein.  genauer  ISan  in  einem  grossen  Massstabe  (von  1  :  2500, 
und  nur  in^  wenigen  Gemeinden,  wo  der  Grundbesitz-  nach 
wenig  zerstückt  ist,  von  1  :  5000)  aufgenommen. 

Dnidi  •  di&  Theilung  der  Arbeit  unter  verschiedene  Be- 
amte^ durchs  wiederholte  &>n trollen  von  Seiten  der  Vorge- 
setzten; durch  die .  den  EigenthOtnem  wiederholt  gebotbafe 
Gelegenheit^  ihre  Bedenken  geltend  zu  machen,  wird  für  die 
ibünlidiste  Richtigktit  dieser  praktischen  Operationen  gesorgt. 
Hach  diesen  wird^rst  mit  den  administrativen  Eirhebungeii 
zur  Feststellung  des  Reinertrags  geschritten.  Es  wenden  wch 
wohl  die  Grundstüoke  als  die  Gebäude  (mit  Ausnahme  der 

...  •" .  ^     ■  ••       •  '      -• 

•  •  .  - 

Gemein^  mh  14,530^000  hectores  katastrirt  Bia  Ende  1644  war  mit  Au^ 
Dahme  Goraica^s  der  Rest  Tpllendet.  Die  Kosten  wurden  auf  150  XiU. 
gmhAtit,  von  dendn  eo  MiU.- 1^  bla  1823/ !21  seit  dieser  Zeit)  der  Staat, 
90  imi.  die  I>qparteiAenta  baBtrÜtaii  «utten.  \ 


Gebäude  in  grösaereu  Orten,  die  mdividoell  geachät-zt  wer- 
den) in  bestimmte  Klassen  eingereiht,  für  jede  Klasse-  wef- 
<len  IjestinHnte  Objekte  als  Typen  bestimmt,  mit  denen  jedes 
andere  gleichartige  Objekt  verglichen  n-ird ,  imtl  es  werden  mit 
Anwendung  der  bestehenden  allgemeinen  Grundsätze  sowohl 
die  Boden  er  trägnisse  als  die  abzuziehendea  Auslagen  ermittelt. 

Es  wirkt  der  Kontrolleur  des  Bezirks,  es  wirTien  aus 
der  Gemeinde  gewählte  Indicateurs,  welclie  die  Grenzen  und 
die  EigenthUmer  bezeichnen,  Classificateurs ,  welche  die  Ein- 
schätzungen vornehmen,  mit,  es  werden  von  den  vorgesetz- 
ten liebörden  wiederholt  Prüfungen  vorgenommen,  und  den 
Einsprüchen  und  Bemerkungen  der  Eigenthümer  und  Nach- 
barn wie  der  Gemeinde  ist  gebührender  Raum  gegönnt.  Es 
ist  der  Präfekt,  welcher  über  das  Gutachten  des  Direktors  der 
direkten  Steuern  und  des  Pritfekturrathes  den  Ausspruch  lailt, 
und  gegen  denselben  ist  dem  Eigenthümer  der  Rekurs  an  den 
Prafekturrath  und  in  weiterer  Instanz  an  den  Staaterath  gestattet. 

Auf  Grundlage  der  Katastralarbeiten  wird  vom  Direktor 
der  Grundsteuerkataster  (matrice  des  propri^t^  fonciöres) 
der  Oemcinde  in  alphabetischer  Ordnung  nac^  dem  N&meo 
der  EigenthUmer  angelegt  und  fortgeführt.  Eine  Kc^ie  wird 
in  der  Gemeinde  selbst  hinterlegt. 

Dieselbe  Sorgfalt,  die  der  Anlegung  des  Katasters  ge- 
widmet worden.,  wird  bei  der  EvidenzhaJtnng  desselben  und 
der  Aufnahme  aller  Veränderungen  angewendet,  die  sich 
durch  die  Bildung  oder  dos  Verschwinden  steuerbarer  FlÄ- 
chen  so  wie  durch  die  Aendernngen  in  den  Grenaen  der 
Departements,  Gemeinden  und  einzelnen  Besitzungen  und  in 
den  Eigen thums Verhältnissen  ereignen. 

Bei  Konstatirung  dieser  letzteren,  wie  überhaupt  bei  Um- 
legung der  Grundsteuern  wirken  auch  die  Repartiteurs 
mit,  bestehend  aus  dem  Maire,  den  Adjunkten  nnd  fünf  vom 
Unterprüfekl  auf  i'in  Jahr  theils  aus  der  Gemeinde,  theils 
aus  deren  Nachbarschaft  gewählten  Bürgern. 
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b)  l>ie  PersoDÄl-  und  Wohnangssteüer  Ximpöt 
personel  et  möbilier)  ist  bestknmt, -einen  Theil  des  reinen  Ein- 
kemmens  ron  der  persönliehen  Tliätigkeit  und  dem  bevi'eg- 
licben  Vermögen,  für  den  Staatsschatz  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Sie  beruht  auf  dem  bereits  erwähnteri  Gesetze  vom 
23.  November  1790,  und  ihr  Betrag  war  nach  dcf  Annahme, 
dass  dieses  Reineinkommen  sich  in- Frankreich  auf  300  Mil- 
lionen Fred,  des  Jahres  belaufe,  mit  60  Millionen  Frcs.  be- 
messelti  und  auf  gleichen  Grundlagen  wie  die  Grundsteuer 
auf  die  einzelnen  Departements  unjgelegt  worden. 

Gleich  im  ersten  Augenblicke  machte  sich  die  Schwierig- 
keit geltend,  das  reine  Einkommen  iea  Einzelnen  und  die 
hiemach  sich  richtende  Steuerquote  zu  ermitteln.  Die  vär- 
schiedensten  und  zusammengesetztesten  Massstäbe ,  der  Lohn 
für  drei  Arbeitstage,  verbunden  mit  der  Zahl  der  Dienstleute 
und  Pferde,  dem  Miethzinse^  und  dem  beil&ufig  geschätzten 
Einkommen  vom  beweglichen  Vermögen ;  die  Zahl  der  Dienst^ 
leute  und  Pferde,  Verbunden  mit  der  Zahl  der  Rauchfänge 
und  der  Wagen  in  Federn  u.  dgl.  würden  bald  ahgenomm'en, 
bald  verworfen,  die  Hauptsteuersumme  bald  auf  40  bald  auf 
30  Millionen  Fr.  herabgesetzt.  Gegenwärtig  ist  die  Steuer- 
Summe  beiläufig  auf  86,2  Millionen  Fr.  angewachsen,  und  sie 
wird  nach  den  Ergebnissen  des  Voijahres  auf  die  Departe-' 
ments,  Arrondissements-und  Gemeinden  umgelegt.        '  '    . 

Innerhalb  der  Gemeinde  bildet  ^en  Massstab  zur  Benjes- 
sung  der  Steuorquote  des  Einzelnen ,  nach  den  Gesetzen  vom 
26.  Mai  1831  Und  21.  April  1832,  einerseits  der  dreitägige 
Arbeitslohii  und  anderseits  der  Betrag  der  Wohnungsmiethe. 
Zahlungspflichtig  ist  jeder  ^  der  im  Vollgenuss  seiner  Rechte 
stßht  und  nicht  unter  die  Armen  gerechnet  wird,,  also  auch 
der  Fremde  (mit  Ausnahme  der  diplomatischen  Personen), 
die  goschiedene  Ehefrau  und  •—  mit  einiger  Folgewidrigkeit 
—  selbst.  Baindeqährige,  bei  ihren  Eltern  lebende  Kinder, 
wenn  sie  TermÖge  ihres  Vermögens*  oder  Erwerbes  die  Mittel 

Hock,  FinanTverwattung  Fmnkreichs.  10 
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zu  einer  selbststffiidigen  Existenz  be^tzen.  Der  Beirag  des 
Taglohne  wird  für  jede  Gemeinde  durch  den  allgemeinen 
Dfpartementsrtilh  bestimmt,  er  darf  nicht  iint*r  0.50  und 
iircht  über  1,50  Frcs,  festgesetzt  werden. 

Zur  Wohnung  werden  alle  Räume  gerechnet,  welche 
von  dem  Öteuerpfllchtisen  zum  persönlichen  Gehrauche  seiner 
selbst,  seiner  Angehörigen  und  seiner  Dienerschaft^  sowie 
zum  Vergnügen  und  zur  Annehmlichkeit  benutzt  werden,  also 
auch  die  Ställe  und  Remisen  für  Luxuepferde  und  -Wagen,  die 
Lust-  und  Glashäuser  u.  dgl.  Der  Steuer  unterliegea  selbst  die 
Wohnungen  der  Beamten  in  öffentlichen  Gebäuden.  Geschälta- 
räume  werden  bei  der  Wohnungsstener  nicht  veranschlagt,  weil 
sie  bei  Bemessung  der  Erwerbsteuer  in  Anrechnung  kommen. 

Benutzt  Jemand  mehrere  Wohnungen  in  dwselben  oder  in 
verschiedenen  Gemeinden,  so  wird  er  in  Ansehung  der  Woh- 
nungSBteuer  ttlr  jede  derselben  besteuert,  während  er  die  Perso- 
nalsteuer nur  in  der  Gemeinde  seinem  Wohnsitzes  zu  zahlen  hat. 

Der  Betrag  der  Wohnungsniiethe  wird  in  jeder  Genaeinde 
durch  den  Steuerkontrollor  und  die  Repartiteurs  individnell 
ermittelt.  Es  steht  bei  der  Gemeinde,  dafür  zu  sorgen,  dass 
diß  sehr  Dürftigen  von  der  Steuer  ganz  befreit,  oder  nur  der 
Personaltaxe  (dem  Arbeitslohn  für  drei  Tage)  unterworfen, 
nnd  dagegen  die  Quoten  der  andern  ßteuerpllichtigen  ent 
sprechend  erhöht  werden.  Im  Jahre  1848  hat  sich  in  man- 
chen Gemeinden  der  Missbrauch  eingeschlichen,  die  Woh- 
nungsateuer  der  Vermüglichen  nach  einem  höheren  Percent« 
des  Miethzinses  als  jene  der  minder  Wohlhabenden  tu  rer- 
anschlsgen,  mit  andern  Worten,  nach  der  damals  beliebten 
Ansicht,  eine  progressive  Steuer  einzuIXlhren^  allein  die  Finanz- 
Verwaltung  wirkt  nachdrücklich  darauf  hin,  allenthalben  wie- 
der die  gesetzliche  Ordnung  herzustellen. ' 

Gemeinden,  die   ein  Oktroi   (eine  Verzehrungseteuer  zu 

■  Uerkwürdig  genug  war  MttMl  l.con  t'aueher  für  eine  solche  progn»- 
»ivF  Swaer,  igl.  M^Iomr^s  d'fcou.  pol.  et  de  Bn.  T.  l.-p.lQO  u.'T.  U.  p.  K. 
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I,  gekgt  auf  die  Einftihr  aber  die  Steiiertiniai> 
bezidieD,  kdonen  aiit  G^nehniigong  d«r  Staatsvenvalmng  die 
5de  trefltende  Quote  des  imfföl  [>er9Dnel  et  nK>biIier  gani  oder 
znmTheOe  aas  dem  Ortrai  nüilen  und  ihre  An^hi^risreu  dadurdi 
von  der  Pereooakteuer  ganz  und  von  der  Wohnungsstouer  theiU 
weise  befreien.  Nur  neun  Gemeinden,  worunter  freilich  die  irrrtaaK 
ten  des  Reiches  (Paris,  Lyon,  Marseille,  Bordeaux,  8trassburfr)^ 
machen  gegtewärtig  von  einer  solchen  Ermächtigung  Oebrauoh,^ 

c)  Die  Thür-  und  Fensters  teuer  (contribution  |>or- 
tea  et  fenötres),  gewissermassen  eine  EhrgUnzung  der  durch 
d^n  impöt  personel  et  mobilier  beabsichtigten  Einkommen* 
Steuer ,  wurde  ursprQnglich  diut^h  das  Gesetz  roni  24.  No- 
▼ember  1798  eingeftlhrt.  Sie  war  damals  eine  unmittelbare 
Abgabe  und  richtete  sich  nach  der  Beseht)  fl^nheit  der  Fen- 
ster und  nach  der  Bevölkerung  der  Gemeinden.  Im  ersten 
Jahre  brachte  sie  15  Millionen  Frcs.  ein,  allein  dieser  Betrag 
verminderte  sich  rasch  durch  Verschweigung  und  Beseitigung 
der  steuerbaren  Objekte.  Die  Abgabe  wurde  darum  riufth 
das  Gesetz  vom '3.  Mai  1802  in  eine  Repartitionss teuer  ver- 
wandelt. Die  auf  die  Departements  zu  verlhonendo  Hatipt- 
summe  wurde  mit  16  Millionen  Trcs,  bemessen,  welche  durch 
die  Territorialverluste  Frankreichs  im  Jahre  1814  auf  12.8  Mil- 
lionen zurückgeführt,  durch  das  Gesetz  vom  11.  April  1882 
mit  22  Mill;  festgestellt  und  allmälig  durch  Neubauten  auf  den 
gegenwärtigen  Betrag  von  26,7  Millionen  erhoben  wurde. 

Auch  hier  geschieht  die  Umlage  auf  die  einzelnen  De- 
partements ^  Arrondissements  und  Gemeinden  auf  Grund  der 
Ergebnisse  des  Vorjaiires.  Die  Steuerpflicht  des  Einzelnen 
in  der  Gemeinäe  wird  vor  allem  nach  der  Zahl  der  van 
ihm   benützten  Fenster  und  ThHren    bestimmt.    Fonsfer  und 

»  Nor  einer  dieser  neun  Orte  ^randville"  hat  die  Personal-  und 
Mobiliarateuer  ganz  aufs  Octroi  übernommen.  ■  K»  ist  ein  Beeba^I  und  wird 
den-  SoDMner  über  von  rieien  Fremden  besucht,  diesi*  müss^  u""  ^^^ 
Octroi  die  Steuer  für  die  Einwohner  sahlen. 
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ThUren,  die  nicht  auf  ijie  Gasse,  den  Garten  eder  den  Hof 
gehen,  DaehMüiungen ,  soferne  sie  nicht  dazu  dienen, -eiiiai 
bewohnbaren  Rttum  zu  erleuchten ,  Fenster  md  Üttlren  in  BfOl- 
len ,  Speicfaent ,  Scheunen ,  Fabriken  und  andern  nicht  ziit  Wdt- 
noug  TOn  Menschen  «der  zur  VergrösserUng  der  Annehmlichk^ 
derselb»!  dienenden  Räume  sind  von  d»  Steuer  -frti.  Ebenso 
aiqd  die  ausBchhessend  «nem  öffentlichen  Zwecke  beetimmten 
fettuHie,  z.  B.  AmtskanzleieB,  Kasernen,  öffentliche  Lebreftle, 
Spitäler,  mit  Ausnahme  der  Amtswohnungeii ,  steuerfrei. 

Die  Steuer  besteht  in  jeder  Gemeinde  bei  Häusern  mit 
1,  2,  3,  4,  5  Oeffnungen  aus  einem  fixen,  und  bei  Häusern 
mit  6  und  mehr  Oef&iun^n  aus  einem  reränderlichen  Betrage. 
Letzterer  wediaelt  nach  der  Beschaffenheit  der  jOeffimngen,  ob 
sie  ein  Einfahrts-  oder  Magazinsthor  oder  ein  gewöhnliches 
Thor  oder  Fenster  sind,  und  die  Fenster  sind  rerschiedoi  be- 
l^t,  je  nachdem'  sie  zu  ebener-Erde  und  im  1.  oder  2.  Stocke 
oder  in  einem  höheren  Stockwerke  sjcb-  befinden,  endlich  ist 
die  Steuer  gemeindenweise  nach  der  BevöIkerungsBabl  ab^ 
gestuft;  d&a  besten  Ueberblick  gewährt  folgende  Tabelle: 


Ine  fOr  HSumt  von 

Tino  für  Hiiwer  von  8  Oeftimi- 
enD  und  <lar«lwr.            | 

1                1 

,Pr^^ 

EinriihrU- 

m  a.  fen. 
sicrimEcd 

3-   Stocke. 

Ujul    l>6li<^ 
rer   Slock- 

Oerrhuneen. 

SUdte  und  Gemeinden: 

...j,.. 

■■']'■'■ 

t.  .. 

'•  ' 

'         '- 

r.     c. 

unler  5,00OSeelen 

,  30'     45 

„  90 1. « 

:i.5o 

1.    60 

,     60 

-     «0 

von    5,000-10,000      . 

-«!, « 

1.35'a.!« 

3.25 

3.    50 

„     75 

--      "76 

„    10,000-25.000      , 

,  50!„  80 

1.80  2,80 

3. 60  5.  ao 

4.  , 

7.    « 

.     90 

-      K 

,    25,000-50.000      „ 

,  G0,1.  , 

b.bi. 

11.    20 

1.    20 

.      75 

.  50,000-100,000     , 

^801.21 

"!-    M 

15.     „ 

1.    50 

.      75 

über  100,000     , 

1.  *  1.50 

4.  50j6. 40 

8.50 

18.    80 

1.    60 

,      75 

Paris,  Lyon  und  Bordeaux  legen  die  TbUr-  und  Febster- 
steuer  nach  einem  noch  zusammengesetzteren  Tuif  am,  in 
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welchem  anoh  ««if  den  Ifie^iff erth .  der  Wohnufig  RQcksicht 
genommen  ist 

Der  nach  d^tti  Tarif  Ar  jedto  Steoerpfliditigen  berechnete 
Betrag .  wird  im  VerbfUtniflse  jener-  Siunme  ermftssigt  c^er  er- 
höbt, um  welche  diednrch  Zusammenzibliing  dieser  Beträge 
sich  herausstellende  fiktive  Steuerscbnidigkeii  der  Gremeinde 
grösser  oder  kleiner  ist,  ads  die  sie  treffende  Q^ote  der  aüs- 
geschriebenen  Umlage. 

Die  Steuer  wird  rom  Hauseigenthttmer  für  <  seine  iGeths- 
leute  bezahlt;  er  hat  das  Recht,  sie  Ton  den  letzteren  einzu- 
fordern ,  doch  geschidit  diess  in  der  Regel  nichi  Der  prak- 
tische Sinn  der  Franzosen  bat  sie  gelehrt,  dass  es' einfadier 
sei,  in  demMieihzins  ohne  weitere  Artikulirung  alle  mit  der 
Miethe  verbundenen  Lasten  mit  zu  bezahleni 

Wir  haben  gesehen ,  dass  bei  den  genannten  drei  Steuern 
die  fiuf  jedes  Departement  entfallenden  Steuersummen  (con? 
tingents)  durdi  das  Steuergesetz  ausgesprochen  werden,  un4 
dass  diese  Summen  nicht  jedes  Jahr  dieselben  sind ,  sondern 
allmälrg  sich  vermehren.  Es  geschieht'  diess  durch  den  Zu- 
wachs neuer  steuerbarer  Objekte,  welcher  in  einem  Staate 
von  fortschreitendem  Wohlstande  durch  den  Wegfall  bereits 
besteuerter  Objekte  nur  -in  geringem  Masse  in  seiner  Wir- 
kung aufgewogen  wird.  ^  Das  Steuergesetz  wird  aber  in  der 
ersten  Hälfte  des  laufenden  Jahres  und  auf  Ghrund  der  Steuer- 
summen  des  Vorjahres  fUr  das  nächste  Jahr,  also  ftir  1857, 
auf  Grund  der  Steuersummen  fllr  1855  festgesetzt  Soll  also 
die  Steuerausschreibung  für  1857  dem  Zustande  im  Augenblicke 
ihrer  Umlage  entsprechen  ^  so  muss  auch  auf  die  Veränderun- 
gen, die  seit  der  Steuerumlage  fllr  1855  erfolgten,  Rück- 
sicht genommen  werden.    Diess  wird  dadurch  bewerkstelligt, 

*  Vor  den  Gesetzen  vom  17.  Aaguat  1835,  18.  Juli  1836  and  4.  August 
1844  waren  die  (Kontingente  der  Departements  unabänderlich,  so  dass  die 
Zunahme  der  steuerbaren  Objekte  nicht  dem  Staate,  sondern  den  einzelnen 
Steuerpflichtigen  zu  Gute  kam.    ^ 
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da^  in  jedem  Steuerbezirke  .  in  den  ersten  Moüaten 
jedes  Jahres  eine  allgemeine  Revision  der  Steueikataster 
(matrices)  vorgenommen  und  hiebei  die  Vermehrung  und 
Verminderung  in  Zahl  und  Steuerwerth  der  Steuerobjekte 
und  als  Folge  hievon  in  den  Steuersummen  der  Gemeinden 
und  Arrondissements  genau  erhoben  wird.  Sobald  die  Er- 
hebungen und  Anträge  der  Bezirke  die  Genehmigung  der 
Departementalvorstände  erhalten ,  werden'  ähnliche  Listen  für 
das  ganze  Departement  verfasst  und  dem  Präfekt  vorgelegt 

Eine  dieser  Listen,  nämlich  jene  über  die  zugewachse- 
nen oder  weggefallenen  steuerbaren  (h'undstücke,  kann  sdgar 
so  schnell  vollendet  werden,  dass  sie  vor  der  Steuerausschrei- 
bung  auch  dem  Ministerium  vorgelegt,  von  ihm  geprüft  und 
gutgeheissen  und  mit  der  Steuerausschreibung  dem  Präfekt 
zurückgesendet  werden  kann.  Bei  den  andern  Listen  ist  diess 
nicht  der  Fall,  sie  gelangen  erst  nach  vollendeter  Steuerre- 
partition  an  die  Gentralbehörden ,  allein  jedenfalls  empföqgt 
sie  der  Präfekt  so  zeitlich,  dass  sie  ausser  und  neben  dem 
Steuergesetze  als  eine  zweite  Grundlage  für  die  Vertbeilung 
der  Steuern  innerhalb  des  Departements,  jene  von  1856  also 
neben  dem  Steuergesetz  für  1857 ,  zur  Umlegung  der  Steuern 
für  dieses  letztere  Jahr  benutzt  werden  können. 

An  dem  Präfekteu  ist  es ,  sobald  er  vojn  Finanzminister 
die  Steuerausschreibung  für  das  nächste  Jahr  und  vom  Di- 
rektor die  dieselbe  erglänzenden  Listen  erhalten  hat,  die  Um- 
lage innerhalb  des  Departements  zu  veranlassen. 

Hiezu  dienen  zwei  von  der  Bevölkerung  frei  gewählte 
Körperschaften,  grösstentheils  aus  Grundbesitzern  bestehend, 
der  allgemeine  Departementsrath  (conseil  g^n^ral)  und  die 
Arrondissementsräthe,  die  jedes  Jahr  durch  kaiserliche  De- 
krete zusammengerufen  werden ;  dem  ersteren  liegt  die  Ver- 
tbeilung der  Steuersumme  auf  die  Arrondissements,  letzteren 
die  Vertheilung  der  Kontingente  der  Arrondissements  auf 
die  einzelnen    Gemeinden   ob.     Zuerst   und   ehe  noch   die 
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SteqenuMHffhreibaBg  geschehen,  treten  die  ArrondiMKiieot«- 
rfitbe  zuflammen,  um  auf  Grundlage  der  Wabmebmungen  des 
laofenden  imd  des  Yocjahres  und  der  etwaigen  Reklamalionco 
der  Gemeindea  die  nötbigen  Anträge  6ber  füe  Umlage  der 
Steoem  f%^  das  nichste  Jahr  an  den  Departementsratb  m 
stellen.  Aof  Gnind  der  aosgescfariebenen  Kontingente,  dtr 
Ergänsongslistcn,  der  za  ihrer  Ermiitlong  dienenden  Grund' 
lagen,  der  Antrige  der  Arroa^i^iements  und  nmch  teiaefii 
eigenen  gewissernubuen  durch  nlehu  bescbr&uJa^n  Frnrwm 
Tertheilt  non  der  Departemexit^raih  die  Seetier%umaken  auf 
die  einaelnen  ArronÄiäsemenü^  Hierauf  crHen  die  ArroorfMk 
seaieDtBrätbe  mm  gimammak  irMammen  ood  ToUezieke» 
die  Vertheihxng  der  Kt:'ttCme<nte  aar  Arroct/fruwcinenfs  aof  die 
CieiDeiiKiea  gaaez  aivf  <ftt3iKlije&  Onügiiitb^gfm  «od  ia 


derselben  Ummwrnra^a kihiag  vi^  cu^  l>e:{Arfett«iK»idK.  Die 
Daoer  der  SuaznusKSL  c^iüKr  fcryjyfaif/tiPn  m.  t^tMhrknkt, 
jene  der  D^parvm^iicirt.'rfi^  iiaf  14  Tatre.  >b^  ö«  zw^ 
SitzoDgCD  der  ArrimäoMaMaiac^'^  «kf  ^  Tt^e  SfAsic» 
sie  wfthfCffii  ^flüsr  Z#üj:  ^ä^  V^rsuduiesgr  sütss  zak  fxuute 
biAugcja  oder  'nit  ¥^,rxu*:st  <^3k  G^^ftxj»»  Aiitw  ;^3wiuuäi  oikMau 
so  has  €Se  T'^räeüiior  ^j^  rs^Jt::^  ^vL  Kifmxui  öur  VtraMi- 
Imig  la  T^e^ROc^  ixut  jjut  lu^;  Ärvi»:4LcüuEi:.^mi^  <jQr  £««3««» 
Steneifccegngftir*»:   lofi  9i^ii^0»nsitfiUBuii^^iütiGAt[i   r^cBUMtnutat 

anter  <fie  »^u>r7»ttf*^'.i2!»n.   it£   \^s'*zrät  pan^^j^afUSAM.  oir  mi»- 

nodi  riMii  MS.  iMton^-änu^  t#«r  ^iffsrnr^PäiäUL  -ött^ut.  ilie 
Bede  Km.    äae  pammtaui  ujeir  fumst  öia.  AoH^miSt.  mpaA 

tfaeOi  —fli  MniTifi  I   S«0iK^3SiitUiitt^ .  uicüc  ourau    uu^nifKiiMW; 
Firhmii—rr  «raüsKuMr.  «sr  jbffürttruii^  ti^-^maiiMiuoeueiK«- 
den  and  GenaeinQ^afiQer  uc  otr  JB^nMÜL^miL  ««Iuk  uum« 
sogenrr.  durch  käheve  BehtoöoD  aftitt^ei;}jn«ufit:tifear .  ^^q^souvM 
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Wegen  dieser  von  den  grösseren  zu  den  kleinei-en  Kom- 
]jlexen  Hbsteigenden  Unterlheilung  der  ausgeschriebeoen 
Steuersümme  haben  diese  drei  direkten  >Steueni  auch  den 
im  Verlauf  der  Darstellung  bei-eita  gebmuchten  Namen  der 
Umlagsteuern  (impßts  de  repartiüon)  erhalten. 

Wir  können  dieser  Art  der  Steuerbeniessung  uosere  Bei- 
stimmuiig  nicht  versagen.  Durch  die  Ausschreibung  einer 
bealimmteu  Steuersumme  für  die  Departements,  Arrondisse- 
menls,  Gemeinden,  deren  Last  für  jeden  dieser  Bezirke,  wie 
(ür  jeden  einzelneu  Steuerpflichtigen  in  dem  Masse  sich  ver- 
mindert, als  jeder  andere  Bezirk  und  jeder  andere  Steuer- 
pllichtige  in  vollem  Umfenge  seiner  VerpUichtung  zur  Be- 
steuerung beigezogen  wird,  und  welche  in  jedem  Einzelnen 
das  Bewusstsein  wacli  erhält,  dase  wenn  er  Steuerobjekte 
verlüugnet  oder  verläugnen  hilft,  ein  Nachbar  statt  seiner 
zahlen  aiüese,  entsteht  eine  gegenseitige  Uebenvachnng  und 
ein  moralischer  Hebel  für  Steuerpflichtige,  Schätzleute,  Ge- 
uieindevertrek-i-,  welcher  wohlthätiger  wirkt,  als  die  ge- 
haullesten  fiscalischen  Massregeln,  und  anderseits  ist  durch 
die  genaue  Ermittlung  der  Elemente,  auf  denen  die  Steuer- 
pflicht des  Einzelnen  beruht,  jeder  Willkür  und  jeder  Einmen- 
gung eines  der  allgemeinen  Gesetzgebung  fremden  Prineipes  in 
die  SteuerbemesEung  vorgebeugt.  Wenn  irgend  ein  Tadel  aus- 
zusprechen wttre,  so  dürfle  es  in  Beziehung  auf  die  Belegung  der 
Gebäude  sein,  welche  faktisch  dreimal,  durch  die  Grundsteuer 
von  Gebäuden,  durch  die  Wohnungs-  und  durch  die  Thilr- 
und  Fensicrsteuer  in  Mitleidenschaft  gezogen  sind.  Es  scheint 
diese  wiederholte  Belegung  desselhen  Objektes  toh  der 
französischen  Steuergesetzgebung  uicht  als  ein  besonderes 
Gebrechen  betrachtet  zu  werden,  da  wir  ihr  noch  Öfter, 
iiumentlieh  beim  Enregistrement  und  bei  den  Licenzgebühren. 
begegnen. 

Unter  den  Beilagen  der  gegenwärtigen  Darstellung  be- 
iludet sich  die  Uchersiclit  der  Umlagen  an  diesen  drei  Steuern 
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auf  die  einzelnen  Departements,  verglichen  mit  ihrer  Bevöl- 
kerung und  ihrem  Flächenraume. 

d)  Die  Erwerbsteuer  (contribution  des  patentes),  im 
Principe  1791  ausgesprochen ,  jedoch  zuerst  durch  das  Gesetz 
vom  ä2;  Oktober  1798  und  gegenwärtig  durch  die  Cresetze 
vom  25.  April  1844  und  18.  Mai  1850  geregelt  3  wird  im 
Gegensatze  der  andern  drei  direkten  Steuern  nicht  in  vor- 
hinein festgestellten  Summen  auf  die  einzelnen  Departements) 
Arrondissements  und  Gemeinden  vertheilt,  sondern  in  jeder 
Gemeinde  durch  den  Steuerbeamten  im  Einvernehmen  mit 
dem  Maire  unmittelbar  für  jeden  einzelnen  Gewerbtreibendeii 
beantragt  und  vom  Direktor  der  direkten  Steuern  im  £än- 
vemehmen  mit  dem  Präfekt  festgesetzt.  Man  nennt  sie  da- 
rum eine  contribution  de  quotit6  (Bemessungssteuer). 

Sie  besteht  theils  in  einer  iSxen,  nach  der  Beschafitsn^ 
heit^  dem  Umfange  und  dem  Orte  des  Gewerbbetriebs  man- 
nigfach abgestuften  Taxe,  theils  in  einer  veränderlichen  Cre- 
btihr  nach  dem  Betrage  des  Miethwerthes  der  dem  Gewerbe 
gewidmeten  Lokalitäten,  welche  Gebühr  ebenfalls  je  nach  der 
Beschaffenheit  und  dem  Orte  des  Gewerbbetriebes  in  einem 
geringeren  oder  höheren  Perzentenausmasse  festgesetzt  ist. 

Die  Gewerbetreibenden  sind  Behufs  der  Steuerbelegung 
in  vier  grosse  Kategorien  getheilt. 

Die  erste  umfasst  die  gewöhnlichen  Kaufleute  und  Hand- 
werker; sie  unterliegen  alle  der  fixen  Oebühr,  welche  je 
nach  der  Bedeutung  des  Gewerbes  in  8  Klassen  und  in  jeder 
Klasse  nach  der  Bevölkerung  ,des  Orts ,  wo  das  Gewerbe  aus- 
geübt wird,  in  8  Abstufungen  steigt  und  fällt,  so  dass  die 
fixe  Grebühr  im-  Minimum  2,  im  Maximum  300  Fr.  betra- 
gen kann. 

Die  zwei  niedrigsten  Klasden  in  Orten  von  nicht  mehr  als 
iO,000  Einwohner  sind  von  der  veränderlichen  Gebühr  frei. 

Die  zweite  Kategorie  umfasst  gewisse  eigenthümliche,  auf 
weitverzweigte  Verbindungen  berechnete  oder  monopolistiBqJb 
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gestellte  Handelsgewerbe,  z.  B.  Wecljaelagenten ,  Buaquiers. 
Kommissionshandluiigen ,  Fuhrwerkauntcrnehmer. 

Sic  zahlen  bedeutende  fixe  Gebühren,  die  nach  der  Be- 
BcbafTenheit  ihres  Geschäftes  und  nach  der  Bevölkerungszahl 
ihres  Standortes  oder  den  besondern  durch  ihn  dargebotenen 
Vortheiten  sich  richtet,  z.  B.  ob  daselbst  eine  zollamtliche 
Niederlage  sich  befindet. 

Die  dritte  Kategorie  umfasst  Industrie-Unternehmungeti, 
die  nicht  auf  den  Verkehr  des  Standortes  berechnet  sind, 
z.  B.  die  franzüsische  Bank,  Leibrentengesellschaften,  Kanal- 
uiiternehmungen,  Gewerbe,  die  im  Umherziehen  betrieben 
werden,'  montauistiache  und  Hüttenwerke,  endlich  alle  Fa- 
briken oder  fabriksahn Üche  Unternehmungen.  Ausnahms- 
weise sind  wohl  auch  einzelne  Lokalgewerbe,  z.  6.  Schau- 
«[jielhauHOr  hiehor  gerechnet. 

Di«  lixe  Gebühr  wird  für  diese  Kategorie  tlieila  in  einem 
unabänderlichen  Betrage  nach  der  Art  des  Unternelimens,  theils 
nach  gewissen  Elementen  des  Gewerbes,  als  nach  der  Zahl 
der  Arbeiter,  der  Hochöfen,  gewisser  MaBchiuenbestundtheile 
(2.  B.  der  Spindeln),  bemessen,  theils  wird  sowohl  auf  die 
Kategorie  als  auf  die  Elemente  des  Gewerbes  Rücksicht  ge- 
nommen. Stets  ist  aber  ein  Maximum  der  GfebUbr  festge- 
stellt, welches  nach  der  Kategorie  des  Gewerbes  sich  richtet. 

Die  vierte  Kategorie  umfasst  die  sogenannten  liberalen 
Beschäftigungen:  Advokaten,  Notare,  Aerzic,  Krzlehungsbäu- 
aer  u.  dgl. ,  sie  unterliegen  bloss  der  verAnderlichen  Gebühr. 

Die  veränderliche  Gebühr  wechselt  von  '/«  bis  zu  '/„ 
des  Miethwerthes ,  je  nach  der  Wichtigkeit  des  Gewerbes, 
den  geringeren  oder  grösseren  Räumen,  die  es  seiner  Be- 
BchaSigDheit  nach  im  Vergleiche  zu  andern  Gewerben  be- 
nöthigt,  und  Je  nach  dem  Umstände,  ob  ausser  der  verän- 
derlichen auch  die  fixe  Gebühr  zu  zahlen  ist  oder  nicht.    Oft 

Fremde  Hnndelsreiscn'le  werde»  in  Krankreich  auf  demselbeo  Fum*. 
deren  UnmatblaiKle  rraiiiösisvlie  Handoiareiecnde  Ifbandolt. 


L  ■  fremrl' 

^^^  nje  in  deren 
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sind  selbst  bei  demselben  Gewerbe  die  Fabrikationsrftiüne 
höher  belegt f-als  die  MagaziDsräume  u.  dgl. 

Eine  Yei^guDg  der  gegenwärtigeii  Regierung  (Gesetz 
vom  10.  Juni  11353)  befMt  sogar  unter  Gewerben  derselben 
Kategorie  einige,  nämDch  die  Weber,  die  wertigarals  zehn 
WebestühK  haben,  gänzlich  von  der  veränderlichen  Gebühr. 

Eine  übersichtliche  Zusammenstellung  der  verschiedenen 
Patentgebühren  ist  im  Anhange  enthalten* 

Die  Patentabeln  der  beiden  ersten  Kategorien,  die  meh- 
rere Gewerbe ,  -sei  es  in  derselben  oder  in  verschiedenen  Ge- 
meinden ausüben,  zahlen  nur  einmal  und  ^war  für  das  höchst 
besteuerte  Gewerbe  die  volle  Gebühr ;  diö  andern  Gewerbe 
sind  nur  daim,  wenn  sie  in  gesonderten  Etablissements  aus- 
geübt werden,  und  nur  mit  der  Hälfte  der  für  sie  sonst  ent- 
fallenden Gebühr  belegt,  und  die  Summe  dieser  halben  Ge- 
bühren  darf  nie  das  Doppelte  der  Gebühr  für  das  Hauptge- 
werbe überschreiten. 

Die  Patentabeln  der  beiden  letzten  Kategorien,  welche 
mehrere  Gewerbe  betreiben,  t>ezahlen*  für  jedes  Gewerbe  die 
volle  fixe  Gebühr,  doch  darf  c^uch  hier  die  Summe  der  Ge- 
bühren daiGL Maximum,  welchem  das  höchst  belegte  der  ver- 
schiedenen Gewerbe  unterliegt,  nicht  überschreiten. 

Alle  Gebühren  werden  in  der  Gemeinde  des  Hauptge- 
werbes entrichtet 

Manche  Milderungen  treten  ein,  wetm  die  Gewerbe  nicht 
in  ordentlichen  Gewölben  oder  ohne  Gehilfen ,  odeu  nur  einen 
Theil  des  Jahres  ausgeübt  werden,  oder  wenn  eine  Gemeinde 
plötzlich  in  Folge  der  Volkszählung  in  eine  höhere  Besteu- 
rungsklasse  eingereiht  wird. 

Frei  von  der  Erwerbsteuer  sind  r  die  öffentlichen  und  Ge- 
meindebeamten, die  Hebatnmen,  die  Maler,  Bildhauer,  Gra- 
veure, Zeichner,  die  Professoren,  Schullehrer,  Journalisten, 
die  dramatischen  Künstler,  die  Ackerbauer,  die  Taglöbner, 
die  Fischer,  die  Gruben-  und  Salineninhaber,  die  Aktionäre 
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besteuerter  Aktienunternehmungen,  die  unentgeltlich  verwal- 
teten Sparkassen ,  die  wechselseitigen  Assekuranz-Gesellschaf- 
ten, die  Schiffskapitäne,  die  Markedenter,  die  öffentlichen 
Schreiber,  die  Eigenthümer  und  Miethsparteien ,  die  zufiÜlig 
einen  Theil  ihrer  Wohnung  verwerthen  (^im  Gfegensatze  zu 
Inhabern  Ton  hötels  garnis) ,  die  Kommis  und  andere  Hilts- 
arbeiter,  sowie  Arbeiter,  die  bei  eich  oder  bei  Privaten  nach 
dem  Stück  oder  auf  Taglohn  ohne  Gehilfen,  Lehrling,  Schild 
oder  Gewölbe  arbeiten,  die  auf  Gassen,  in  Durchgängea  auf 
den  Blumenniärkten  Besen,  Feuerschwänune ,  Gypsfiguren, 
Obst,  Gemüse,  Fische,  Butter,  Eier,  Käse  und  andere  geringe 
Lebensmittel  verkaufen,  die  Lumpensammler,  Wasserträger, 
Kraaken Wärter,  umherziehende  Scheerenschleifer,  Schuhflicker. 

Ein  alphabetisch  nach  den  Enverba-  mid  Beschäftigungs- 
zweigen  geordneter,  von  filnf  zu  filnf  Jahreu  nach  den  fort- 
schreitenden Veränderungen  und  Untertheilungen  der  Indu- 
strie eraeuerter  und  verbesserter  Tarif  vereinigt  die  verschie- 
denartigen Elemente  der  Steuerbemessung  zu  einem  Übersicht- 
lichen Bilde^  welcher  Steuerpflicht  jeder  Erwerbezweig  tinter 
den  massgebenden  Verhältnissen  unterliege,  und  welche  Steuer- 
hegHnstigungen  und  Befreiungen  filreinzelnederselben  bestehen. 

Der  Steuerkontrollor  pflegt  Behuls  der  Steuerbemessung 
jedes  Jahr  eine  allgemeine  Revision  aller  ErwerbsteuerpiUeh- 
tigen,  und  ausserdem  alle  Quartale  eine  theilweise  Revision 
lur  Ermittlung  der  bei  den  früheren  Revisionen  unberück- 
sichtlgt  gebliebenen  Personen  oder  Steuerquoten.  Auf  Grund- 
lage dieser  Revisionen  legt  er  einen  Erwerbsteuerkataster 
(matrtce  de  patentes]  an,  in  dem  alle  Steuerpllichtigen,  deren 
Gewerbe,  die  Elemente,  welche  auf  die  Sieuerbemesaung  von 
Einflusssind,  die  zum  Betriebe  benützten  Räume,  deren  Mieth- 
werth  u.  dgl.  m.  vorgezeichnet  sind.  Es  steht  dem  Maire 
frei ,  diesen  Erhebungen  beizuwohnen  oder  sich  hiebei  durch 
einea  Abgeordneten  vertreten  tm  lassen. 

Der    Kataster    bleibt    durch    10    Tage    auf    der    Müne 
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hiaterlegi,  damit  jeder,  der  hiebet  betroffen  ist,  dem  Maire 
seine  Bemerkungen  machen,  kann.  Hierauf  sendet  sie  der 
Maire,  mit  seinen  Bemerkungen  versehen,  durch  den  Unter- 
pr&fekt  -^^  der  ebenfells  seine  Bemerkungen  beifügen  kann 
—  an  den  Dir^tor  der  direkten  Steuern,  der  hinsichts  der 
nicht  bestrittenen  Artikel  die  Steuer  berechnet,  hinsichts  der 
bestrittenen  seine  Bemerkungen  beifügt,  und  sodann  den 
Kataster  dem  Pi:äfekt  unterbreitet,  welcher,  falls  er  mit  dem 
Direktor  nicht  einverstanden  ist,  an  den  Minister  berichtet, 
sonst  aber  unmittelbar  entscheidet. 

Es  ist  klar,  dass  bei  dem  grossen  Wechsel,  welcher  iii 
den '  Elementen  dieser  Steuer  obwaltet,  und  bei  dem  mehr 
allgemeinen,  weit  über  das  Weichbild  einer  Gemeinde  hinaus- 
reichenden  Charakter,  welchen  viele  dieser  Elemente  an  sieh 
tragen ,  die  Einreihung  dieser  Abgabe  unter  die  Umlagssteuem 
unssweckmässig  gewesen  wl^re. 

Der  Ertrag  der  Erwerbsteuer,  welcher  1803  in.  dem  aus- 
gedehnten Kaiserreiche  nilr  19  ^Millionen,  1816  in  dem  auf 
seinen  jetzigen  Umfang  zurückgeführten  Frankreich  20  Mil- 
lionen, 1830  bei  27  Millionen  betrug,  belauft  sich  gegen- 
wärtig auf  43  Millionen  Fr.,  wovon  92%  dem  Staate,  8%  den 
Gemeinden  zu  Gute  kommen.  Es  liegt  in  -dieser  Betheiligung 
der  (Gemeinden  ^n.  dem  Steuerertrage  das  Mittel,  einen  der  Vor- 
theile  der  Umlagsteuem,  dass  die  .Vertreter  der  Gemeinde 
ein  Interesse  haben,  den  Umtrieben  einzelner  Steuerpflichtigen 
entgegen  zu  wirken,  auch  dieser  Abgabe  zuzuwenden. 

Die  2abl  der  Erwerbsteuerpflichtigen  w^r  1830  bei 
l,100/)00,  gegenwärtig  beläuft  sie  sich  auf  1,440,000.  < 

*  Für  die  nächstvergangenen  Jahre  war: 


ei- 


Zahl  der  Pa-  Ertragniss  der   l'iS;!«?;??^^      Gesammt-  K^Si^Smi^^T 

(•Tausende.).         MHlionen  Francs.  Fr.  C 

1853  1,400      20,1       18,1      38,2      27  30 

1854  1,420      20,8      19,3      40,1      28  20 

1855  1,434      2i;i      20,0      41,2      28  75 
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Unter  die  direkten  Steuern  können  auch,  die  Ta^en 
für  die  Güter  d^r  to dt en  Hand  {also  der  Departements, 
Gemeinden,  Institute,  Körperschaften,  Aktiengesellsehaften  etc.) 
und  die  Abgaben  der  Bergwerke  gerechnet  werden.  . 

Erstere  beruhen  auf  dem  Gesetze  vom  20.  Februar  1849 
Vnd  sind  bestimmt,  die  Veränderungsgebühren  (droits  d'en- 
registrement)  zu  ersetzen,  welche  dem  Staate  bei  diesen 
nie  der  Vererbung  und  selten  der  Veräusserung  unterlie- 
genden Gütern  entgehen.  Sie  sind  unter  der  -Voraus- 
setzung^ dass  die  Grundsteuer  durchschnittlich  8%  des 
Reinertrags  des  Grundeigen thums  betrage,  mit  %  der  Grund- 
steuer, also  Yoraussetzungsweise  mit  5%  des  Reinertrags 
der  betreffenden  Güter  bemessen;  ihr  gegenwärtiger  Ertrag 
ist  3,1  Millionen  Fr.  * 

Letztere,  eingeführt  durch  das  Gesetz  vom  21.  April  1810, 
sind  aus  ^er  fixen  und  aus  einer  veränderlichen  Abgabe 
zusammengesetzt  Die  feste  Abgabe  (Massengebühr)  besteht 
in  10  Fr.  für  je  100  Hectares  der  Oberfläche  des  Bergreviers, 
die  veriinderliche  (Bergwerkfrohne)  beträgt  6%  des  reinen 
Jahresertrags  des  Bergwerkes.  Dieser  Reinertrag  wird  nach 
genau  bestimmten  Normen  auf  Gruncl  sorgfältiger  Lokaler- 
hebungeu  durch  eine  Kommission  bestimmt,  in  welcher  der 
Fräfekt  den  Vorsitz  fuhrt  und  der  Direktor  der  direkten 
Steuern.  Sitz  und  Stimme  hat. 

Es  ist  dem  Bergwerksbesitzer  gestattet,  diese  verAüder^ 
liehe  Gebühr  auch  im  Wege  der  Abfindung  zu  entrichten, 
welche  jedoch  hödhstens  für  5  Jahre  bewilligt  wird. 

Der  Ertrag  der  Bergwerksabgaben  beläuft  sich  nur  auf 
0,8  Millionen  Fr. 

*  ÜBch  dem  Voranachlage  für  1S57  hatten  von  diesem '  Betrage  den 
bei  weitem  grösaten  Thcil  die  Gemeinden  und  die  Spitäler  (2,130,000  and 
537,000  Fr.)  zu  zahlen,  auf  religiöse  Genossenschaften  und  Gotteahliuser 
ent6elen  171,000,  auf  WohlthäUgkeitsaiintalten  105,000.  auf  Aktieng«tell- 
•chaften  149,000  Fr. 
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Jeder  der  vier  direkten  Steuern  Bind  nnt«T  dein  Titel: 
. Centimes  additionels^  von  Anfang  an  8teu(>rziiHchlftß;» 
lieigefügt  worden,  welche  in  Perzcntcn  (in  ccntiineH  vom 
franc)  des  Hauptstockes  (principal)  der  Steuer  ausgedrückt 
sind.  ^  Dieselben  werden  tlicils  fi)r  Kc^'tuiung  don  Htiml«, 
theils  für  Rechnung  der  Departements  urjd  Gemeinden  er- 
hoben (Centimes  additioneis  g^n^ruux ,  d<^'[iartemf'ntiiijx,  c^>m- 
munauxl,  theils  sind  sie  zu  Steuemachlässen ,  HteuerlKffrf^iun- 
gen,  Unterstützungen  für  durch  Hagelschläge,  UelMirschwem- 
mungen,  Feuersbrünste  Beschädigte,  zur  Deckung  unein- 
bringlicher Steuerquoten,  oder  den  Gemeinden  zur  I^ast  fal- 
lenden Kosten  bei  Einschätzungen  u.  dgl.  bestimmt  fcentimci« 
additioneis  pour  fonds  de  secours  et  de  non-valeurs,  fouds 
de  rämposition). 

Die  Zuschläge  fOr  die  Departements  theilen  sich  in  tixßi 
fütr  die  gewöhnlichen,  und  in  veränderliche  für  die  von  Jhhr 
zu  Jahr  wechselnden  Auslagen.  Die  Zuschläge  für  (ßiusißuj^jHy 
zwecke  werden  stets  als  veränderliche  \HtXrai:hXHi. 

Die  fixen  Zuschläge  werden  nur  von  der  Gr»j/iC-  \ju*,  <09 
Wohnungsßieuer  behofjen.    sie   betrageu    if<^^<:xjviii^ji^  i*.  V 
Vom   diesen    wird  die  gr<>99ere  HaifU:  mit   '^  ^  ^   Mw^ww^yair 
dem  DejÄTtement  zur  Verfügung  g^Ät^JJt.  ci<:  t^w^r^  YH^j^^ 
7**^.   ist  dazu  bestimn.!.  e:ijen   g'^r/i<ir;j^Mfjüu«st  >'/ii'    :r 
Departements  zu  bücer:.  &-%  •»eJc^ifrrj  c>:  hns^^nn  *ir'jL 
der  reicbereii  in  iiir»Tj  Au*lÄg«rrj  ujjVflfWüt»;  w*ivw 
Im  AugTist  j«*»  J&irfÄ  ^•sr^u^tVA   r^^r  Kuubi^ 
uiMr  die  fsiTTZfeluta   I>*r;ArVÄ:wÄr**  ö^^rjf- 
wOhiilicbeD   A-^flfe^'^i    ^j^cT^.,    Kttuz  S0»r 
Blasse  ired*//*.;  v*rr:*T-- 


,* 
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Departements  und  Gemeinden  veräoderliolie  ZiisohU^  i 
l  Belieben  auflegen  können,   werden  jäbrlich    durah  das  I 
lergösetz  bestimmt.  '     Sollten  Departements  oder  Gexnciii-  *■ 
wegen   dringlicher   oder   beBondcrs  iitttzliclier  Auslagen 
11  ausserordentliche  Zuschlüge   über  dieses  Maximum  tiin- 
s  aufzuerlegen  gesonnen  sein,   so  bedürfen. sie  der  beäoii- 


oeren  höheren  Genehmigung'-  '^ 
Ausser  den  Steuern  ui 

juschlögen  hat   der  Sl 
Zuschlage    lUr   die   Steui 
von   &   CeotimeB   ftlr   die   i 


hier  beeprochenen  ßleuer- 
fe  noch  besondere  kleine 
lg  und  eine  fixe  Gebühr 
;ung   deg   ihn    betreffemien 


'  Dieselben  betragen  für  da«  Jaö        167 : 


IN«  II 

AllgemeiDe  Zuschläge  [für  den  Slaat)     .... 

1  Üze  flir  gewühiüiche  Auagaben 
\           ,  Volksschulen  Cmanimum) 

f           „  fttculUitive  AuBg.    „ 

Kommunal-,          «      J    n    Volksschulen 

{    „    SlrBBsen 

ZuBchlilge  Beliuft  der  UnterBlütiu  Ligen   in  FSUen   von 

Hagel,  Brand,  l^eberschwemmungen  u.  dgl.     .     . 

Znwdililge  flir  fouds  de  oon-vateurs 

IG 
2 

D 

6 

\ 

1 

3 
5 

3 

2 

1 

5* 

S2 

64 

33,8 

26,8 

Durch  das  Dekret  der  provisorischen  RegieruDg  Toqi  17.  Hin  IMS 
wurde  fUr  dieses  Jahr  ein  Zuschlag  von  45%  zu  allen  vier  direkten  Stellen 
angeordnet,  hierdurcb  stieg  die  Steuerlast  um  192  Millionen  Fr.  Midi) 
hat  namentUdi  die  ländliche  Bevölkerung  gründlicber  Tom  ^Ttdattat- 
«cbwindel  geheilt  als  gerade  jenes  Dekret. 

*  Hermau.  Trait^  de.  radministration  däpsrtementale^  Puia  18U. 
8.  2  Vol. 
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Auarages  ^ter-  SteaeRoUe  and  der  7maMlfmg  daanlbeo  lu 
ontiricliteii.  ^  '  * 

*  ■    ■    ■ 

9.     JSttffrmämAgB  TestetaUnag  md  SbfibBlning  dar 

Steoerqnoten. 

Es  dürfte  von  Interesse  sein,  die  Art  wie  die  ziffsriDfissige 
Feststellung  and  Einhebung  dier  Bteaerqnoten  der  einaelnen 
Pflichtigen  erfolgt,  in  etwas  grösserem  Itetail  därzostellen. 

Nachdem  das  Steuergäseis  die  Quoten*  der  ehiBelnert 
Departements  festgestellt  und  der  ünananimstier  sie  den 
Prftfekten  bekannt  gegeben  hat,  und  nachdem  die  drei  Um- 
lagsteuem  durch  die  allgemeinen  -DepeitementsriCbe  unCsr 
die  Arrondissemenis ,  sowie  yon  den  Arrondissementsrfttbai 
unter  die  einzelnen  Gemeinden  repartirt  wordai  sind,  theilt 
der  Prftfekt  vor  dem  1.  Oktober  jedes  Jahres  der  StQoer- 
direktion  des  Departements  die  fbr  das  nfichste  Jahr  enttkl- 
lenden  Stenersnmmen  und  die  Zahl  der  ZuschlagscentimeSi 

*  Durch  diese  and  durch  die  oben  erwähnten  regeliniasigen  Zaschl&g«  er- 
höhte sich  für  1857  der€(e8ammtbetragder  direkten  Steuern  folgcndermaMca; 
Ursprüngliche  Stenersumme  (prindpel)  ....  264,8  MilL  Fr. 
Zoschlüge  (Centimes  edditioneli)  allgemeine    .    .    17,4     ^      „ 


für  Depertements  J  ^^^^^^^^^jj^^      !Ö,8     . 


p^«mn««n      i  regdmisslge    ..  .    31,8     ,      „ 
"  n    Commnnen      |  .^.^„erünienUiche.    27,2-,      . 

„  „    ünterstütznngen 2,0     ,      »     .  -. 

„        .   ^    fonds  non-ralears 8,9     ^      „ 

n  „      „      de  r^impomkion 1^0     „      „ 

ft  „    Steaerdnhebang dfi'    n      n 

ZoBtmmen  438,4  Mili.  Fr. 
Die  Erhöhung  durch  die  ZuachlÄge  betragt  sonach  dnrehachnittKch  66*/o 
des  Hauptstoekes^  -aber  es  gibt  Oemcuden,  wo  sie  dem  letiteien gleichkommt. 
Für  1856  war  der  Ertrag  der  direkten  Steuern  mit  429^  Millionen  in. 
das  Finanagesetx  au^senommen^  von  der  Zunahme  des  iahres  1857  stellen 
sich  aber  nur  0,9  Milüonen  als  Vermehrung  der  allgemeinen  Staatseinnahme 
durch  Zuwachs  neuer  steuerbarer  Objekte  dar,  der  Rest  von  8  Milliooeii 
ist.duieh  Vermehrung  der  ZuscUsgaoentimen  für  Departements-  und  Ge- 
meindezwecke  entstanden. 

liork,  FirninKverwAltung  Frankreicbs.  11 
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aowie  die  von  dien  timlegenden  Körperaehaften  festgootellte« 
Quoten  der  einzelnen  Gremeinden  an  den  drei  Umlagirteiifim 
und  die  zu  dieser  Feststellung  benutzten  Grundlagen  (die 
Summe  des  Reinertrages  der  Grundstucke  nAd  Oebftnde,  die 
Stimme  der  Personälsteuer,  den'Gesammtbetrag  des  Hietb- 
werthes  u.  s.  w.)  mit. 

Die  Steuerbehörde  prüft  zuerst  die  yertheUimg  der  Um- 
lagsteuem  hinsichtlich  ihrer  Gesetzlichkeit  tmd  KecimiuigB- 
ijcbtigkeit,  nimmt*  Rücksicht  auf  die.  im  Laufe  des  Jahres 
TOrgefaUenen  Aenderungen  der  Grundlagen,  die  bereits  ein- 
getretenen  Steuemachlässe  und  Steuerbefreiungen,  die  .euf 
die  Gemeinden  umzulegenden  Schätzungskosten,  u.  dgL,  .be- 
licbtigt  hiernach  die  Hauptsumme  der  von  jeder  Gemeinde 
zu  entrichtenden  Steuern ,  berechnet  den  Betrag  der  Zuschlttge^ 
fügt  ihn  der  S[aupb9umme  hinzu ,  vergleicht  den  Gesajnmtbe- 
trag  mit  -den  Grundlagen  der  Steuei^bemessaiig  und  ermitleit 
die  für  jede  Einheit  der  Grundlagen,  z.  A  für  jeden.  Frank 
des  Grundreinertrages,  für  jeden  Frank  "des  MiethwertheiB, 
entf^lende  Steoerquote  (nach  der  französischen  Steuerspracbe 
Je  Centime  le  firanc). 

Hiernach  berechnet  nun  die  Steuerbehörde  auf  Gmnd 
der  bei  ihr  geführten  Steueimatrikeln  den  Betrag,  welchen 
jeder  einzelne  Steuerpflichtige  in  der  Gemeinde  nach  der 
Zahl  seiner  Steuereinheiten  an  den  drei  Umlagsteaem  zu 
entrichten  hat;  unabhängig  hievon  prüft  und  ermittelt  sie 
die  Patentsteuer  der  einzelnen  Gremeindebewohner,  bildet 
aus  beiden  Elementen  die  Steuerrollen  der  Gemeinde  *  und 

'  Gewöhnlich  bestehen  zwei  Hauptstenerrollen  ,•  die  eine  fUr  die  Grund-, 
Personal-  and '  Wohnnng-,  dann  Thür-  und  Fenstentener,  die  andere 
für  die  Patentsteuer,  manchmal  dind  die  erste  und  dritte  Steuer  in*  die 
erste ,  und  die  zweite  und  vierte  in  äie  zweite  Steuerrolle  ivatramei^Bio- 
gen.  Für  die  Bergwerkssteuer  und  die  Taxe  der  Güter  der  todten  Hand 
bt^ftehen  besondere  6teuerrollen.  Ist  eine  Gemeinde  Behufs  der  Steoerein- 
h^bnng  in  Sektionen  getheilt,  so  werdien  so  viele  besondere  SCeoerroHen 
▼erfasst,  als  Einnehmer  in  der  Gemeinde  aufgestellt  sind.     Die  Steuer 
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rert&ßBi  gleiohzcdüg  den  Auazug  (premier  arertiaBeineul) .  {br 
jeden  ein^kieii  SteuerptUchtigen.       .    ' 

Die  SteuenoUenv  werden  dem  Präfekt  unterbreitet  v  der 
ihnen  dorch  seine  Unterschrift  gesetzliche  Kraft  verleiht« '  Die 
Steuerbehörde  ttbersendet  sie  sodann  sammt  den  Avierti^se- 
ments  den  Einnehmern  in  den  Arrondiasements^  welche  die 
entfiaUenden  Summen  sich  zur  Last  schreiben  und  die.Doeu- 
mente  den  Lokaleinndmiecn  der  direkten  Steuern  übemOttdn. 
Diese  yeranlaasen  die  Veröffentlichung  der  Rollen  in  der  Qe- 
meinde  durch  den  Maire  und  stellen  die  Arertissements  den 
Steuerpflichtigen  zu.. 

Die  Venöffentlichung  muss  in  der  Regel  vor  dem  1.  Ja- 
nnär  und  -ausnahmsweise  in  den  grossen  Städten  ror  dem 
1.  Februar  stattfinden. 

Die  Steuerrolle  für  die  Patentsteuer  kömmt  gewöhnlich 
erst  später  zu  Stande. 

Uebrigens  kömmt  auch  im  Laufe- des  Jahres  die  Steuer- 
bdiörde  in  die  Lage-,  Steuerrollen  zu  entw^en,  z.  B.  fllr 
Jene,  die  im  Laufe  des  Jahres  ein  steuerbares  Gewerbe^  oder 
ein  Qewerbe;  das  höher-  als  das  bisher  von  ihnen  betriebene' 
belegt  ist;'  beginnen,  für  Gebäude  und  Grundstücke,  die  im 
Laufe  des  Jahres  steuerpflichtig  werden,  für  i^ersonen,  die 
bei  der  Umlage  der  Personal-  und  Wohnungs-  oder  der  ThOy- 
und  Fenstersteuer  übersehen  worden  wären.  ^  Auch  diese 
St^uennoUen  werden  nur  durch  die  Entscheidung  desPräfekten 
einhebbar,  und  auch  sie  werden  durch  den  Maire  TeröfifenÜicht 

Es  yerdient  henrorgehoben  asu  werden,  dass  im  ganzen 
Geschäfte  der.  Steuerbemessung  und  Steuerausschreibung  der 

rollen,  mit  Ausnalime  jener,  welche  die  Patentsteuer  enthalten,  aind  so 
angel^;  da^  äe  für  die'  kleineren  Gemeinden  drei  Jahre  als  Orandlage 
der  Stenereinhebung  dienen  können.  Bei  gröaseren  Gemeinden  und  hinsidflB 
der.Palentateuer  allgemein  werdet  die  Steuarrollen  jährlich' neu  angelegt. 
\  Selbstredend  wird  in  diesem  letzten  Falle  der  eiugehobene  Betrag 
dfeOr  ttbrigeq  SteüerpAlcktlgen^  d^ren  Quoten  wegen  jenes  Uebefsehens 
höher  gegriffen  werden  mnaslen^  im  nMksten  Jahre  sa  (hrfs  genehiiet/ 
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Jprteuerpflichtige  nie  asur  Abgabe  einer  Erklärung  verpflicbtel 
ist ;  alle  Eriiebungen  geschehen  von  Amtswegen.  Eben  danmi 
kann  gegen  den  Pflichtigen  nie'  eine  Strafe  we^en  irriger  oder 

■ 

raangdhalter  Angaben  verhängt  werden.  Es  trägt  diess  viel 
dasni  bei,  die  Steuer  der  fiscalischen  Härten  su  ratkleiden, 
ist  «ber  allerdings  nur  tin'ter  der  Voraussetzung  von  Umlag* 
steuern  oder  einer  bedeutenden  Betbeiligung  der  Gemcänden 
am  EHrage  der  Steuern  ausfbhrbar. 

Die  Einzahlung  der  Steuer  erfolgt  in  Zwölläieilen ,  deren 
erstes  4m  Februar  des  laufenden  und  deren  letztes  im  JMraar 
des  nächstfolgenden  Jahres  zu  entrichten  ist    *  • 

Der  Percepteur  ist  Terpflichtet  sich  in  die  einzelnen  Ge- 
meinden zu  begaben  und  dort  die  Steuer  einzuhebäi. '  Die 
Tage  und  die  Stunden  seiner  Anwesenheit*  und  der  Ort  -sei- 
ner Amtirung  werden  vom  Maire  vorhinein  angekündigt ;  die 
Steuerpflichtigen  sind  gehalten,  sich  dort  einaufinden. 

Der  Steuerpflichtige  7  der  am  1.  des  Monats  sein  Zwölfe 
tel  fUr.  den  v^rflosseneR  Monat  nicht  entrichtet^  unterliegt  der 
zwangsweisen  Einhebung  (poursuite) ..  und  zwar  nicht  hloei 
für  die  Steuer,  die  er  unbezahlt  liess,  sondern  itir  €Üle  fällige 
Steuern ,  aus  welchem  Titel  immer  sie  herstammen  mögen.  ^ 

Die  zwangsweise  Einhebung  beginnt  mit  der  ,,  unentgelt- 
lichen Aufforderung  (sommation  gratuite).^  Sie  wird  -dem 
Steuerschuldner  in  seinem  Domizil  in  der  Gemeinde,  und 
wenn  er  nicht  in  der  Gemeinde  wohnhaft  ist)  an  .seiner  Statt 
seinem  flauptpächter ,  Haupüniether,  Verwalter,  oder  Bevoll- 
mächtigten zugestellt;  sie  muss  jedem  andern  Kosten  verur- 
sachendoi  Schritte  wenigstens,  acht  Tage  vorausgehen. 

Uebrigens  wird  sie  in  jedem  Verwaltungsjahre  nur  ein- 
n^  erlassen ,  bei  späteren  Säumnissen  wird  sogleich  zu  stren- 
geren Massregeln  gegriffen. 

Hat  der  Schuldner  innerhalb  8  Tage  nach  -der  Auffor^ 

*  Geeetz  vom  17.  Bnimaire  an  V.   Regieracnt  vom  21.  Dc^onfaer  1830, 
die  PauplbMlifflmang  für  die  twuigtweiM  Einhebung« 
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derung  nicht  gezcJüt,  fio  erfolgt  die  Absendung.äoes  Straf- 
boten,  der  ron  allen  SchuMnera  in  der  Gtemeinde  zusamtaieii 
erhalten  weiden  musa^  „die  koUektive  Einlegung  (gamiaoii 
coUectif)^;  seip  ^Aufenthalt  in  der  Gemeinde  wird  höchstens 
durch  10  Tagp'Mtortgesetzt 

War  auch  diese  Massregel  fruchtlos,  30  erfolgt  drei  Tage 
später^  wenn  die  rückständige  Steuer  wenigstens  40  Fr.  be- 
trägt, ,,die  individudle  Eänlegung  (gamison  indindnel}^^^  4ßr 
Strafbote  mu$a  vom  Steueirschuldner  allein  erhalten  werden> 
doch  ist  die  Dauer  der  Einlegnng  auf  zwei  Tage  besdiränkt 
.  War  auch  dieser  Sdbritt  vergeblich  oder  kobnte  er  We^ 
g&i  des  geringem  Betrages  der  Steuersehuld  nicht  Terhäiügt 
werden  y  so  erfolgt  der  ^Aufteag  (oommandement)  ^  die  Steuer 
binnen  drei  Tagen  bei  sonstiger  Pfändung  und  Beschlag- 
nähme  zu  entrichten. 

Dieser  Auftrag  erfolgt  sogar  vor  jeder  Einl^:ung ,  weinli 
der  'Steuerpflichtige  sich  ausser  dem  Departement  befindet 
und  Niemand  zurückgelassen  hat,.  g%en  den  die  iänlegung 
mit  Aussicht  aqf  Erfolg  angewendet  wecden  könnte. 

Lässt  der  Steuerschuldner  die  drei  Tage  unbenutzt  vep: 
streicten,  so  wird  zur  Pfändung  (saisie)  der  Mobilien  un'cf 
Efibkteff  und  der  stehenden  Früchte  geschritten;  vsie  kann 
übrigens,  ohne  dass  die  Rechtswirirang  des  Oommandetnent 
erlösche,  binnen  drei  Jahren  nach  der  Zustellung  des  letzt 
teren  yorgenonnnen  werden.  Bei  der  Pfändung  wird  ganz  wie 
bei  geriditUchen  Pfändungen  vorgegangen.  Ackerwerkzeuge, 
Arbeitsthiere,  das  Handwerkszeug,  das  Samengetreide ^  die 
noibw^digen  Betten  und  ELleider^  Unterrichts-  und  Bilfg- 
bücluir  u.  dgL  nnd  von  tler  Pfändung  frei. 

Bleibt  die  Steuersdiuld  unberichtigt,*so  wird  8  Tage  nach 
der  t^fändung  die  Veräusserung  des  Pfiandes  Torgenommen. 

Es  können  im  Lßxxfb  des  TerfSahrens  ausser  uqd  neben 
demselben  alle  sonst  nöthige  Hassi^eln  zur  Sicherung  der  Ab- 
gabe eigriflm  weiden«  Bb  köpnen,  wenn  eine  Verschlei^ng 
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Ton  Qogenständen ,  die  sich  seur  Pfändung  eignen^  za  be- 
sorgen ist  4  eventuelle  Pfändungen  verfügt^  Wftchter  au%e- 
stellt  Wenden  ^  und  es  ist  .gestattet  auf  Werthe  Beschlag  so 
legen,  die  sich  zu  Gunsten  des  Schuldners  in  den:  Hftnden 
seiner  Pächtier,  Miether,  Verwalter,  Machthaber  (xler  dritter 
Personen  befinden. 

Die  ganze  Reihe  von  Zwangsschritten  erfolgt  auf  Grund 
eines  yom  Local-läDuehmer  ausgestellten  Zahlungsauf- 
trages (contrainte) ,  welcher  durch  die  Yidirung  des  ünter- 
prftfekts  die  exekutive  Macht  und  vom  Maire  die  YerMtat- 
lichung  erhält.  Dieselben  werden  durch  eigene  Agenten 
(porteurs  des  contraintes)  geleitet,  die  vom  Prftfekten  er- 
nannt und  beeide  werden  und  unter  den  Einnehmer  des 
ArrondisseiäeDts  gestellt  sind.  Sie  führen  ein  ootirtes  und 
paraphirtes  Verzeichniss  über  alle  von  ihnen  vorgenommenen 
Akte  und  haben  in  Sachen  der  direkten  Besteuerung  alle 
Rechte  und  Pflichten  der  Gerichtsvollzieher^  (huissiers). 
*I>ie  Strafboten  oder  Einiger  (garnisonaires)  werden  vom 
Ünterpräfekt  ernannt  und  beeidet  Die  Gebühren  für  jeden 
der  vorzunehmenden  Zwangsschritte  sind  vom  Untetpräfekt 
geregelt.  Es  ist  den  Porteurs  des  contraintes  wie  den  gar- 
nisonaires verboten,  von  den  Lokaleinnehmem  oder  Steuer- 
schuldnern etwas  anzunehmen. 

Der  Lokaleinnehmer,  der  durch  drei  Jahre  von  dem 
Tage  an,  wo  die  Steuerrolle  ihm  zur  Einhebung  übergeben 
wurde,  die  Steuereinhebung  nicht  zu  Ende  gebracht  hat,  Sst 
verpflichtet,  die  rückständigen  Summen  dem  Staate  selbst  zu 
ersetzen ,  doch  gehen  hierdurch  auf  ihn  *  alle  Rechte  des  Staa- 
tes gegen  den  Steuerschuldner  über.  Hat  er  durch  diese  drei 
Jahre  gegen  den  säumigen  Steuerschuldner  keine  Zwangs- 
massregel eingeleitet  oder  die  eingeleiteten  Schritte  durch 
drei  Jahre  nicht  fortgesetzt,  so  ist  er  auch  aller  Rechte  £egen 
den  Steuerschuldner  verlustig. 

Unter  den  die  Veijährung  unterbrechenden  Massregelii 


wenten  afaar  dkm-  liie  Bbmtspia^   ^m  ^krailKRen   umt  öni 
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G«meiiiden  oder  Privaten  aqs,  sowie  über  die' von  den  Steuer^ 
euinehmern  als  unembringlich  odeir  auf  eineni  Irrthutn'.be- 
rubend.  bezeichneten  Steuerbeträge  eiitsoh^et  iin  Bänremeh- 
men  mit  dem  Direktqr  der  direkten  Steuern  der  Präfekt 
Der  Präfekt  aOlein  verfügt  über  denjenigaoi  Theil  der  Dir 
Unterstützungen  bestimmten  Summen,  welcher  ihm  vom  VI- 
nanzmimsterium  zur  Yerfbgpmg  gestellt  worden  ist;  er  ,be- 
steht  in  der  Regel  in  einem  Drittheile  der  für  diesen  ZwedE 
vi^äranschlagten  Zuschläge J 

Die  thatsächlichen  Verhältnisse  werden  stets  vom  Direk- 
tor durch  seine  Organe  ei4ioben,  nur  in  wenigen  Fällen  be^ 
ruft  er  auch  den  Unterpräfekt  zur  Theilnahme;  vom*  Direktor 
yretden  auch  die  Behörden  und  Parteien  von  der  geftllten 
Entscheidung  verständigt. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Prälekturratbes  geht  d^ 
Rekurs  an. den  Staatsrath,  gegen  j^e  des  Präfekten  an  den 
flnanzminirter  und  beziehungsweise .  in  Betreff  der  Unter- 
stützungen an  den  Minister  des  Innern.  Der  Rekurs  an  den 
Staatsrafh  wird  von  der  Steuerbehörde  nur  mit  Oenehmigimg 
des  finanzministers  ergriffen. 

Von  den  Direktionen  der  direkten  Steuern  werden  auch 
die  Gebühren  der  Handels-  und  Gewerbsleute  für  die  perio- 
dischen Cimentirungen  der  Masse  und  Gewichte,  die  Ae- 
quivalente  für  Naturalleistungen  zu  Vidnalwegen ,  zu  Ent- 
sumpfbngs-,  Eindämmungs-  und  Regulirungsbauten  (an  nicht 
schiffbaren  BjancUen  und  Flüssen)  *^iind  für  die  öffentliche 
Reinlichktits-  und  Gesundheitspflege,  die  Beiträge  für  Sehid- 
lehrw,'^  die  Inscriptions  -  und  Promotionsgebühren  an  des. 
hohen  Schulen,  die  Beiträge  der  Privaterziehungshäuser  iür 

*  •    • 

•  Ord.  vom  25.  Oktober  1846. 

'  Gesetze  vom  18.  December  1825  und  Qrd.  vom  17.  April  1839.  - 
GeMtB  vom  21.  Mal  1836.  —  Qeeetie  vom  14.  fior.  an  XL  (3.  Sqpteaber 
1803)  und  vom  16.  8^tember  1807.  —  Oesets  vom  15.  Min  1850.  - 
Dekrete  v^tai  7.  Oktobier  and  31.  Deoember  1850.' 
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den  öflfentlichen  üntemcht,  *  die  Beitrtge  der  BigentbOmer 
und  Untemehnnr  ron  IfineralUdenl  nnfl  GesondheitBbnin- 
nen  und"  Niederlagen  von  MJnCi'alwuagem ,  ron  Apotheken 
und  Ibterialienhandlungen.  'm  djBn  Kosten  ihrer  Ärztlichen 
BeauMchtigung,^  die  Beiträge  der  Handels-  und  Gewerbs- 
leute für  Handelskamm^m  und  Hai|deisb(yrsQn,*  die  durch 
das  Gedetz  rom  2.  Mai  1855  emgeführte  Hundesteuer  zum 
Besten  der  Kommunen^  und  ähnliche  Lokal-  und  Bpezial- 
abgaben  und  Beiträge  zu  Korporattonszweeken  ^  zur  Einhe- 
bung ausgeschrieben.  «        *  ^ 

8.   Die  Stenerverwattuiig. 

Mit  Rückncht  auf  die  bisherigen  Erörterungen  habän 
wir  zur  Vollendung  der  Darstellung  des  Systems  der  direk- 
ten Steuern  Frankreichs  nur  einige  Worte  über  die  Thätig- 
keit  und  den  inneru  Zusammenhang  der  Organe  der  Steuer- 
verwaltung  beizufügen. 

Die  eigenflichen  exekutiven  Beamten,  der  Kern  des 
Dienstes,  sind  die  SteuerkontroUor«,  deren  jedem  In 
der  Regel  ein  und  nur  ausnahmsweise  zwei  Anondissements 
anvertraut  sind.  Die  Lokaleinnehmer  sind  fieust  ausschliess- 
lich auf  die  Einhebung  der  ausgeschriebenen  Steuern  be- 
schränkt; die  Oeometer  leisten  nur  für  einzelne  Fälle  die 

*  Gesetz  vom  19.  Januar  1S50. 

'  Gesetze  vom  3  flor.  an  VIU.  (23.  April  IfiOO),  6.  niv.  an  XI. 
(27.  December  1802),  25.  Juni  1841  und '17.  Jall  1856.  —  Gesets  vom 
21.  germ.  an  XI.  (11  April  1803).  —  Dekret  vom  25.  tberm.  an  XI. 
(13.  AttgQst  1803).  —  JfinisteriaUarc  vom  15.  März  1829  and  13.  Juli 
1830. 

*  Gesetze  vom  25.  April  1844  nnd  18.  Mai  1850. 

*  Dieselbe  besteht  in  1  bis  10  Fr.  Ar  das  Thier  nnd  das  Jahr,  je 
nach  der  Verschiedenheit  der  Gemeinden  und  je  nachdem  der  Hnnd  zu 
Gewerbszwecken  oder  znr  Unterhaltung  dient 

*  Hieher  gehören  z.  B.  die  Beiträge  der  Anrainer  zur  Strassenpflaste- 
ning  (Gesetz  vom  1»  Deoember  1798- mid  25.  Mirz  1807). 
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technische  Hilfe  uml  die  höheren  Beamten  beschät'ti^n  sich  in 
der  Regel  nur  mit  der  Leitung ,  üeberwachung  und  Prilftuig 
der  Arbeiten  der  Koutrollore,  abgesehen  von  der  eigenthum- 
lichen  Tfaätigkeit  der  Direktoren  in  Sichtung,  gesetzlicher 
Feststellung,  Sammlung  und  Evidenzbaltung  der  vou  den 
Kontrolloren  herbeigeschatlten  Elemente. 

Die  Koutrollore,  und  dieas  nnteracheidet  sie  weäeutlieh 
von  den  Steuerbeaniten  in  andern  Landern  oiler  andern  Ver- 
waltungszweigen ,  erhalten  nur  zum  geringsten  Thejle  die 
Grundlagen  zu  ibrer  Thätigkeit  durch  die  SteuerjiQichtigeD 
selbst  oder  durch  andere  öffentliche  Organe,  es  sind  diess 
die  Anzeigen  der  Steuerpllicbtigen  über  die  iu  den  Steuer- 
verhftltmsseu  zu  ihren  Gunsten  eingetretenen  Aendernngen, 
die  Anmeldungen  der  ein  Gewerbe  Autretenden  Behufs  der 
Erlangung  eines  Erwerbsteuerscheins,  die  Mittbeilungen  der 
Lokaleinnehmer  über  die  gelegentlich  der  Steuereinhebung 
zu  ihrer  Kenntniss  gelangenden  Aenderungen  in  der  Steuer- 
pflicht der  Einzelnen,  die  Mittbeilungen  anderer  Kontrollore 
aber  die  in  ihrem  Bezirke  von  Einwohnern  des  fraglichen 
EoiitrollBbezirkes  betriebenen  Gewerbe,  und  die  Auszüge  der 
Beamtet!  des  Enregistrements  über  die  bei  ihnen  vorgekom- 
menen Veränderungen  im  Eigeuthuiue  von  Grundatücken, 
Gebäuden,  Gewerben,  in  Pachten  und  Miethen.  Den  R.est, 
und  dieser  ist  nicht  unbedeutend,  müssen  sie  durch  eigene 
Anschauung  und  Nucbfor»chuiig  herbeisehallen ,  und  selbst  vou 
jenen  Mittheilungen  sind  viele  nicht  einfoche,  bloss  der  Kon- 
statirung  bedürftige  Steueranaagen ,  sondern  nichts  als  An- 
haltspunkte zu  weiteren  selbstetändigeu  Untersuchungen.  Kurz 
der  KontroUor  nmss  in  den  meisten  Fällen  selbst  die  Initia- 
tive ei^reil'en  und  die  Elemente  aufsuchen  und  entdecken, 
die  einer  Beetleuerung  fähig  sind. 

Der  KontroUor  hingibt  sich  darum  jährlich  vom  Hai  biü 
zum  Uktulier  nach  und  nach,  versehen  mit  den  Anzeigen  und 
UittheiltingeD,  die  ihai  zugekommen,  und  höchstens  von  einem 
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Geometeroder^lneidehipeniiiiDaibrJbegleiiei,  in  jede  Gemeiade 
seines  Benrks ,  um  ,d6rt  alle  eingcitreteneA  auf  die  Steuorbe- 
messung  bezOglicibeti  VerftodenuigiBD  aaflnmehmen  (lournte 
des  maftatiOnd).  Der  Tag  seiner  Ankaaft  ist  yorfaioein  an- 
gezeigt, die  Repartitenrs  und  der  Lokaleuinebmer  erwarten 
ihn;  den  ESgeuihümem,  von  denen  ihm  zur  Eenntniss  ge- 
kommen, dass  Aenderungen  in  ihren  •Stenergrundlag^i  vor- 
gefallen seien,  ist  der  Tag  bekannt  gegeben,  an  dem  sie  sich 
ihm  mit  ihren  Dokumenten  rofzustellen  haben.  Er  konsta- 
tirt  nun  vor  allem  die  ihm  angezeigten  Thatsachen.  Bei 
diesem  Anlasse  beobachtet  er  aber  sorgsam,  ob  er  nicht  Neu- 
brttche,  Neu-  und  Zubauten,  einen  Zuwachs  an  Einwohnern, 
eiiie  Steigerung'  einzelner  Ifiethwerthe  entdecke,  er  durch- 
geht die  Gemeinde,  er  hält  Umfirage  bd  den  Bepartiteurs, 
bei  den  Chefs  der  versdiiedenen  Yervraltungszweige.  .  In 
grösseren  Orten  pflegt  er  hi^ichts*  der  Personal-  und  Woh- 
nnngssteuer,  überall  hinsichts  der  Patentsteuer  eine  Auf- 
nahme von  Haus  zu  Haus,  von  Wohuung  zu  Wohnung.  Die 
gesammelten  Elemente  stellt  er  fllr  jede  Gemeinde  übersicht- 
lich zusammen,  lässt  sie  von  den  berufenen  Personen  unter- 
zeichnen und  sonst  den  vom  Gesetz  bestimmten  Lauf  durch- 
machen. 

Der  Eontrollor  konstatirt  auch,  die  nach  Beendigung  sei- 
ner Umreise  vorfallenden  einzehien  Aenderungen  oder  gibt 
diessfalls  dem  Lokaleinnehmer  die  nöthige  Anleitung  und 
wirkt  bei  den  Steüerreclamationen  mit 

Sein  Eifer  und  seine  Umsicht  werden  durch  den  bispek- 
tor  und  Direktor  überwacht  und  geprüft  Der  Inspektor  hat 
in  jedem  Eontrollsbezirke  jährlich  wenigstens  zwei  Gemein- 
den einer  Gregenprobe  zu  unterwerfen,  ob  nicht  Aendenm- 
gen  der  Steuergrundlagen  übersehen  worden ,  er  hat  die  Amts- 
ftihrung  .des  KontroUors  in  dessen  Bureau  zu  untersuchen, 
er  erstattet  monatliche  und  vierteljährliche  Berichte  über 
ihn,  der  Direktor  selbst  nimmt  jährlich  in  einem  oder  zwei 
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Kantonen  des  DepartemeDts  eine  solche  Probe  vmt,  auch  er 
Überwacht  und  untersucht  die  Amteßlhrung  dea  Kontrollors  und 
untersucht  einmal  im  Jahre  auch  die  Änitskauzlei  des  In- 
spektors. Seine  Aufmerksamkeit  richtet  sich  übrigens  auch  auf 
die  Tliätigkeit  der  Steuerorgane  in  den  Gemeinden,  auf  das 
Verfahren  der  umlegenden  Körperschaften  u.  dgl.  ni. 

Die  Steuereinnehmer  (percepteurs)  stehen  nicht  unter  der 
Direktion  der  direkten  Steuern  oder  beziehungsweise  unter 
den  Inspektoren  und  Kontrolloren,  sondern  unter  den  Greneral- 
uiid  beziehungsweise  den  Arrondissementseinnehmern. 

Sie  haben  keine  fixe  Besoldung,  sondern  sind  lediglich 
auf  Provisionen  von  den  durch  sie  eingehobenen  Abgaben 
angewiesen.  Sie  sind  von  Amtawegen  zugleich  die  Einnehmer 
aller  Gemeindeu  und  öffentlichen  Anstalten  des  Umkreise«, 
deren  Jahreseinkommen  30,000  Fr.  nicht  übersteigt;  nur  für 
Körperschaften  grösseren  Einkommejis  Itönnen  besondere  Ein- 
nehmer ernannt  werden.  ' 

Es  bestehen  auch  überzählige  Einnehmer,  welche  bei 
den  verachiedcnen  Kassen  ohne  Entgelt  verwendet  werden 
aus  ihnen  gehen  in  der  Regel  die  Lokaleinuehmer  hervor. 

Mannigfach  sind  die  von  den  Steuerbehörden  zu  statisti- 
schen und  Rechnungszwecken  zu  liefernden  Uebersichten. 
Die  wichtigste. Arbeit  dieser  Art  bleibt  aber  die  Hanptober- 
fflcbt  des  Ergebnisses  der  Steuerrollen  (ätat  g^n^ral  du  mon- 
tan t  des  röles).  Sie  enthält  die  einzelnen  Gemeinden,  uaeh 
Hebestellon  und  Arroudissemenls  geordnet,  und  fUr  jede  Ge- 
meinde den  Betrag  jeder  der  vier  Steuern  und  zwar  geson- 
dert den  Hauplstock ,  die  Zuschläge  für  Departemental- 
Kommunalzwccke,  Unterstützungen  und  Nachlässe,  die  Zu 
rechnungen  (röimpositions),  die  Gresammtsumme,  in  weiterer 
Folge  die  Kosten  der  ersten  Zustellung  und  die  Gesammt- 
Bumme  der  einzelnen  [Rubriken  ftir  jede  Hebestelle,  jedes 
Arrondissement    und    das    ganze    Departement.      Bd    den 

'  Om«/  vom  18.  Juli  1837. 
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einzelooi  Geqaemden  werden  (uimwkungsweifle  die  Gemeinde- 
zuschlage  nach, den  Zwecken,. den^  sie  dienen,  abgetheilk 
Auf  der  ersten  Seite  werden  fOr  die  drei  Umlagssteuern  die 
Yom.  Steuerg^tz  füi'  das.  Departement  festgesetzte  Quote  des 
Hauptstockes,  die  hieran  auf  Grund  der  Gesetze  rorgenonn 
menen  Aenderungen  und  die  dergestalt  richtig  gesteUte 
Summe  ai^eführt,  welche  als  Grundlage  der  Steuerbemeo- 
sung  <}iente.  *  Auf  der  letzten  Seite  werden  die  Summen  der. 
einzelnen  Steuerrubriken  für  die  AiTQndissements  und  dsiß 
ganze  Departement  wiederholt  Von  dieser  Hauptübersicht 
erhält  ein  Exemplar  der  Generaleinnehmer,  eines  der  Präfekt 
und  eines,  der  Hiniater;  letzterem  siqd  jene  besonderen  Aus- 
weise, über  die  Zahl  der  SteuerpflichtigeD ,  die  Zahl  der  Steu^ 
quoten^  die  Vertheihing  der  Steuern  nach  der  Orösse  des 
Grundbesitzes,  dem  Ertrage  der  Gebäude,  iler  Höhe  des 
Mliethzinses  der  einzelnen.  Wohnungen ,  der  Grösse  der  Ge^ 
meinden,  der  Art  der  Gteweijbe  u.  dgl.  m.  beigefügt,  welche -der 

• 

offiziellen  Statistik  Frankreichs  jenen  eigenüiümlichen  Werfh 
für  die.  grossen  naticmalökonomischen  und  socialen  Frag^  deo: 
Vertbeilung  und  Vecmebrung^  im  Volksvermögens  verleihßn«  ^ 

'  Ein  beaonderei  Grewicht  wird  namentlich  von  jener  Kl&sse  Natio^al- 
ökonomen,  welche  nur  in  einer  zwangaweisen  Beschränkung  *  des  Ver^ 
füguiigsrechtes  Über  das  Qrandeigenthum  ein  Mittel  gegen  die  allzugroase 
ZersplitteruBg  desaelben  sehen,  aaf  die  aus  diesep  Tabellen  ersichtliche 
Zahl  der  GrandsteaerpfUchtigen  in  den  einzelnen  Oemeinden  (cotes  fbnd^res) 
und  die  fortschreitende  Vermehning  derselben  gel^t    Es  betrug: 

^°'*  jährl.  Vermehruog. 

(Tausende.)  (Prdcent.) 

1815  10,083  — 

1826  10,297  .    0,20 

1885  10,894  0,64 

lS4St  11,512  0,81  '; 

1851  12)393  0,86 

.     1856  .  12,828         .        0,87 

Die  Vermehrung  ist  nicht  sehr  bedeutend,  besonders  wenn  man  be- 
denkt, daJM  die  fi)rt8d[ireitende  Katastrirung  eine  grosse  ZahlParzeUen 
sammt  deren  Beritaerailiiftiahm,  welche  früher  nidit  adjg^ezählt  waren,  da^s 
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Tn  neuester  Zeit  unter  der  Leitung  des  gegenwärtigen 
GeDeraldirektors  Herrn  Vaiidal  sind  noch  zwei  statietiache 
Arbeiten  von  ungemeiner  Bedeutung  angeordnet  worden, ' 

Pie  eine  ist  ein  statistisches  Register,  enthaltend  die 
Topographie,  die  Bevölkerungs ■  und  Beschäftigungs- Verhält- 
nisse der  einzelneu  Gremeindeii ,  die  Statistik  des  Handels  und 
der  Gewerbe,  mit  individueller  Angabe  jedes  wichtigeren 
Gewerbes  und  der  wesenthchcn  Elemente  desselben,  den 
Kaufs-,  Pacht-  und  Miethwerth  der  verschiedenen  Arten  des 
Eigenthums,  den  Zinsfuss,  den  Preis  der -bewegenden  Kräfte 
(z.  B.  den  Taglohu,  den  Mielhswerth  von  l.sst-  und  Zug- 
thieren,  von  Wassergetltillen,  DamptTiräftcu),  die  Ergebnisse 
der  Berg  -  und  Hüttenwerke ,  den  Umfang  uud  den  Werth  der 
Guter  der  todten  Hund,  die  Katastralergebuisse ,  die  Zahl  der 
Bteuerpflichtigen  und  8teuerqüot«n,  der  jährlichen  Aenderun- 
gen  und  Reklamationen,  den  Hauptstock  der  Steuer,  die  Zu- 
schläge, die  Ergebnisse  der  Einhebung  (wie  viel  im  Laufe 
des  Steuerjahres,  wie  viel  nachträglich,  wie  viel  im  Wege 
der  zwangsweisen  Einhebung  und  zwar  in  jedem  Stadium 
derselben  eingegangen,  wie  viel  als  uneinbringlich  oder  in 
Folge  von  Reklamationen  abgeschrieben  worden ,  wie  hoch 
die  Kosten  der  Einhebung  eich  beliefen).  Es  wird  von  den 
Steuerkontrolloren  geführt  und  Air  10  Jahre  angelegt,  mtunche 
Theile,  wie  z.  H.  die  Gewerbeatutistik,  werdeu  alle  drei, 
manche  alle  fUnI'  Jalire  umgearbeitet;  für  Eintrugung  der 
wechselnden  Jahresei^ebnisse  ist  vorgesehen.  Uebersicliteo  fUr 
das  ganze  I>e]>arteuient  werden  von  den  Inspektoren  verfassL 

tiiiUir  <ler  Vtnnebrung  sui'h  die  zalilreicben  Neiiliauleu  begriflou  nail,  uud 
deM  eiue  Verniehniug  der  Zahl  der  GroiiilBleuerpflich tigen  noch  oicht 
eine  gleich  grosse  Vermelirung  der  Grund besi  tier  dartbul,  da  noloriwJi 
die  Z»hl  derjenigen,  welchi'  in  mehreren  üemeinden  Grundslücke  bentieu. 
alro  mehrmslB  al»  grundsleuerplliphtig  «ufgefiihrt  werden,  tugeootnmeii 
hat.  Die  Zahl  der  im  EaLasWr  gesondert  anfgerührlen  Ornndparxellm  br- 
tnig  185t  bei  136  Uillionen. 

■  OJrkulnK  rom  15.  Bept.  1853.  15.  ll«r.   1853  iinil   16.  Febr.  18M- 
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Die  andere  Arbeit  greift  in  einen  höheren  Kreis,  in 
jenen  der  Thatanehen  geistiger  Art  hinüber,  die  .wohl  ^m 
Theile  auf  Ziffern  beruhen,  aber  eben  auch  die  moralische 
Bedeutung  diesef  Ziffern  entwickehi  sollen.  Sie  besteht  in 
zwei  Semestraibericbten ,  die  von  dem  Direktor  des  Departe- 
ments selbst  Terlasst  werden  solloi.  Sie  umfassen  den  g^ 
sammten  Wirkimgskrds  desselben,  die  j&hrlichen  Aenderuil- 
gen  in  dei>  individudlen  Steuergrundlagen ,  die  Uebertraguif g 
derselben  in  die  Steuerkataster,  die  Revision  der  Patente, 
die  Umlage  der  Steuerkontingente,  die  Steuerausschreibung) 
die  Art  der  Aufbewahrung  und  die  Erneuerung  der  Steuer-^ 
kataster,  die  St6uerrddamationen ,  die  Eatastralarbeiten,  die 
Berg werkstazen ,  die. Haltung  des  Personfds.  Sie  sollen  vor 
allem  die  Th&ügkeit  der  B^Eunten  beurtheilen  lehren ,  wie 
rielZeit  die  Steuerkon  troUore  auf  Reisen,  wie  viel  zu  Hause, 
zugebracht,  wie  lange  sie  sich  in  jeder  Gemeinde  aufgehal- 
ten, welche  Erhebungen  sie  hier  gepflogen,  welche  Untec> 
Stützung  die  Lokaleinnehmer  ihnen  gewährt,  welchen  Nutzen 
sie  aus  den  Mittheilungen  dwAüregistrements  geschöpft  ha- 
ben,  welcher  Prüfung  ilnpe-^MMiin  durch  die  Inspektoren 
unterzogen  wuirden,  wann  sfelnr  Di]rektion  gekmgten,  bin- 
nen welcher  Zeit,  mit  welchen  Kräften  ^ie  -hier  geprüft  upd 
in  die  Kataster  aufgenommen  wurden,  welchen  Fleiss  dils 
Supemumeräre  bewiesen,  welcher  Eifer  auf  ihre  Ausbildung 
▼erwendet  wurde  u*  dgL  m.'  Sie  besprühen  auch  die  Hal- 
tung der  bei  der  Steuerbemessung  und  Steuerumlegung  thä- 
tigen- Personen  und  Körperschaften,  insbesondere  die. Grund- 
sätze, nach  denen  bei  d^  Vertheilung  des  Departemental- 
Kontingents  auf  die  Arrondissements  und  Gemeinden  vol-ge- 
gangen  wurde,  und  sie  würdigen  endlich  die  einzelnen 
Steuerelemente,  sie  uuter  einander  und  mit  den  Ergebnissen 
früherer  Jahre  vergleichend  und  deren  Einfluss  auf  die 
Steuerergebnisse  und  die  Steuer^igkeit  des  Departements 
erwägend. 
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Es  ist  geoiB  nlIEeKicllDe^  wdcte  ElMBeote  M  aoEogebeQ 
tHid  m  welchen  Zwetken  sm  dif.Bflhfn  n  hennlifai  haben. 

Der  Umfuig  der  Aibeit  der  SmwrixmBilen  lAasi  8ich  am 
leichlesten  ermeasen.  wenn  man  bedenkt,  daas  800Q  Lokal- 
eimiehnier  in  den  Stand  geoem  werden  mflasen,  die  ersten 
Tage  des  Janoars  mit  der  Sieneranasclueibang  und  am 
1.  Febniar  mit  der  SCraereinliebang  an  beginnen,  um)  dass 
SQ  diesem  Ende  38,000  GemeindesteneRollen  ^  in  je  zwei 
Exemplaren«  mit  Angabe  aller Steoerpffiehtigen  derselben  in 
alj[diabeiischer  Ordnung  and  mit  mdir  als  17,000,000  einxel- 
nen  Steoerqnoten ,  and  für  jeden  einnlnen  6teaeq>flicfatigen 
der  ihn  betrefltede  Aussog  der  SteaenroUe  aoflgefertigt  wer- 
den mOsstti.  SBeoa  kömmt  die  Erbebang  und  Erideinshal- 
tong  der  im  Laufe  des-  Jahres  rorfiülenden  Aenderungen 
.in  den  der  Steuerbemessung  zu  Grunde  liegenden  Elemen- 
ten, weldie  darchschnitüich  mehr  als  ein  Secdistfaeii  der 
Steuerquoten  betrefien^  die  Prüfung  und  Begutachtung  ron 
mehr  als  120,000  Reklamationen  gegen  die  Steuerbemessung, 
Yon  mehr  als  30,000  Uebersichten  mit  melir  als  360g000  Bteoer- 
quoten,  die  als  uneinbringlich  angegeben  werden,  und  TOn 
mehr  als  120,000  oft  ganze  Gemeinden  umflissenden  Gesu- 
chen um  Steuemachlässe ,  Steuerbefireiungea,  Untersiütsungen. 

Eine  treffliche  Arbeit  über  die  direkten  Steuern  Frank- 
reichs  hat  im  Jahre  1853  der  jetzige  GeneraldirdUor  Herr  Yandal 
geliefert;  sie  ist  bis  jetzt  leider  nur  im  Hanuseiipto  ▼«^rbandtti. 

Eine  unentbehrliche  Quelle  bilden  die  BuNetiv  des  Oon- 
tribuüoDS  directes  et  du  Cadastre;  Paris,  P.  I>apontv^>ro^on 
1856  der  25.  Jahrgang  erscheint  Besondere  Berüoksiohtigttng 
verdient  auch  der  Artikel  Contributions  directes  tob  A.  Grün 
im  Dictionnaire  de  Tadministration  fran^^aise,  S.  547 — 583. 

*  Es  gibt  gegenwärtig  in  Frankreich  36,835  Qemcliiden ;  siehrere  der- 
Nlbw  lind  aber,  wie  S.  1S2,  Anm.  1  erwähnt  wnrde^  Bdiufii  der  Steuer- 
Mahsbiuig  in  Sektionen  abgetheilt 


Üßti^eö  Äopttel. 

J)iB  BoTC^strement,  die  Domänen  und  die  For^e. 

1    Das  Eoregistrement  im  engem  Sinne. 

Upter  Enregistrement  in  dem  weiteren  Siane,  in  wel- 
d^eBt'^dS'in  der  Ueberschrift  des  Kitpitels  genommen  wii^d, 
veratflbf 'inftn  «He  Gebühren)  die  aus  Anlass  von  Rechtege? 
scblUtei!  eiBgehobeb  werden,  selbst  mit  Ausdehnung  auf  jeneci 
Theil  der  Stempelabgaben  ^  welche  ausser  den  Kreis  diesef 
Bestiinmung  fallen. 

Ixk  dem  engeren  Sinne.,  in  welchem  es  die  Ueberschrift 
dieses  Abschnittes  nimmt,  umfttsst  es  bloss  jene  Oebühren, 
die  fUr  die.ESntragung'der  Rechtsgeschäfte  in  gewisse  zu 
ihrer  Evidenzhaltung  dienende  Register  der  Steuerbehörde 
(nicht  in  die  Grund-  und  Hypothekenbücher)  vorgezeichnet 
sind.  Das  Enregistrement  in  diesem  engeren  SinnQ 
stammt  dem  Principe  nach  aus  dem  Ende  des  17.  und  dem 
Anfange  des  18.  Jahrhunderts ,  aus  der  traurigsten  Zeit  Lud* 
wigs  XIV-  *-  W&hrend  der  Revolution  wurde  es  —  eine  der 
wenigen  alten  Steuern  -^  durch  das  Gesetz  vom  19.  Dezem- 
ber 1790  beibehalten ;  doch  wurde  das  Gesetz ,  dem  es  seine 
gegenwärtige  Gestalt  verdankt,  erst  am  12.  Dezember  1798 
(22.  Fidmaire  an  7)  erlassen.     Letzteres  hat  im  Laufe  der 

'  In  einzelnin  Formen  und  für  einzelne  Provinzen  läset  es  sich  in« 
15.  Jahrhundert,  und  als '  grundherrliche  Besitzveröndcrungsgebtihr  noch 
weiter  hin4tif>erflo)gen. 

Bock,  Financ^terwnltung  FrnnkreichR.  12 
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Zeit  eine  lange  Reibe  von  Nachträgen  erhalten.  Die  meisten 
bestehen  in  Erhöhungen  der  Steuerlast,  und  nanientlich  ist 
jede  der  grossen  politischen  Umwälzungen  ^  welche  in  Frank- 
reich stattgefunden  und  längeren  Bestand  gewonnen  haben, 
durch  eine  solche  Erhöhung  bezeichnet  Wir  erinnern  aa 
die  Gesetze  vom  25.  Mai  1799  (6.  prair.  an  VII),  28.  April 
1816,  27.  April  1831,  21.  April  1832  und  18.  Mai  1850. 
Sfur  die  Restauration  und  namentlich  das  nicht  genug  anzu- 
erkennende Ministerium  Vill^le  war  in  der  Lage,  durch  das 
Gesetz  vom  16.  Juni  1824  bedeutende  und  bleibende  Erleich- 
terungen zu  gewähren ,  die  erst  durch  die  folgenden  Regie- 
rungen und  nur  zum  Theile  wieder  zurückgenonunen  wurden. 
Die  Enregistrementsgebühren  sind  theils  fixe,  iheils  pro- 
portionale, nach  demWerthe  des  Gegenstandes,  den  der  «i 
registrirende  Akt  betriflt,  sich  richtende.  Das  entscheidende 
Moment,  ob  die  proportionale  oder  die  fixe  Gebühr  su  ent- 
richten sei,  liegt  in  der  Regel  darin,  ob  in  der  zu  verge- 
bohrenden  Urkunde  ein  in  Geld  schätzbares  Recht  erworben 
eder  die  Befreiung  von  einer  in  Geld  schätzbaren  Verpflich- 
tung ausgesprochen  werde  oder  nicht 

Die  fixen  Gebühren  betragen  y,  bis  100  Fr.,  je  nach 
der  Wichtigkeit  des  Inhaltes  der  zu  vergebührenden  Urkunde, 
der  Höhe  der  Autorität^  von  der  sie  ausgeht,  oder  auch  je 
nachdem  das  bezügliche  Rechtsgeschäft  dem  Gesetzgeber  als 
ein  besonders  zu  begünstigendes  oder  als  ein  zu  erschweren- 
des, als  ein  selbstständiges  oder  bloss  als  eine  nottiwendige 
Folge  eines  andern  bereits  proportionalen  Gebühren  unter- 
zogenen Geschäftes  erschien. 

So  z.  B.  zahlen  Akte  unter  Privaten,  die  ihrer  Be- 
schaffenheit nach  keiner  Proportionalgebühr  unterliegen,  an 
fixer  Gebühr  nur  1  Fr.  bis  10  Fr.,  und  hierunter: 

1  Fr.  Zeugnisse,  Lehrbriefe,  Bestätigungen  über  Lebeb, 
Wohnort  u.  dgl.,  Kollationirungen ,  Vidirungen,  Auszüge, 
Bauvoranschläge ,     Rechnungsbilanzen , 


179 

Annahznen  übertragener,  bereits  vergebührter  Rechte,  Akte 
übef  Ratifikation,  Exekution,  Ergänzung  und  Vollziehung 
bereits  vergebührter  Verträge,  FreilasauDg  von  Sklaveli. 

Alle  diese  Akte  vor  öffentlichen  Agenten  und  Verwal- 
tungsbehörden vollzogen,  zahlen  2  Fr.,  bei  Gericht  (au 
greife)  3  Fr.  ^  .    >  •        . 

2  Fr.  Zustimmungs-  und  Ennächtigungs-  (Autorisations^^l     ' 
Erklärungen,  Vollmachten,   Enthebung   von  Rechnungsvef-'.  ,  •.. 
pfliehtungen,  Depositen,  Depositenerhebungen  und  Recepisieie    "  ' 
über   erlegte  Akten  und  Beweisstücke  (pi^es),   Certiflkäte 
über  Kautionen  und  Büi^schaften ,  Proteste,  Frachtbriefe,  die 
Wahl    vcm    Sachkundigen    (experts) ,    Eviktionsversprechen, 
Rechtsakte,  die  wegen  der  Nullität  früher  versteuerter  neu 
gemacht  werden,   Rücktritte,    Retraktationen ,   Adoptionen, 
dann   die  vom   Gesetzgeber  besonders  begünstigte  Legitimi- 
rung  unehelicher  Kinder  durch  nachfolgende  Heirath. 

3  Fr.  Wiederversteigerungen  (ä  la  föUe  enchöre),  wenn 
der  erste  Zuschlag  bereits  vergebührt  worden  und  das  Mdst- 
bot  der  ersten  Versteigerung  nicht  überschritten  wird,  Ab- 
tretung erkaufter  oder  versteigerter  Gegenstände,  wenn  sich 
das  Hecht  hiezu  vorbehalten  und  die  diessfällige  Erklärung 
binnen  24  Stunden  nach  dem  Kaufe  oder  der  Versteigerung 
durcb  einen  öffentlichen  Akt  abgegeben  worden  ist ,  "Wieder^ 
Vereinigung  der  Nutzniessung  mit  dem  Eigenthume  durdi 
Oession,  weim  erstere  schon  bei  der  ursprünglichen  Tren- 
nüng  versteuert  worden ,  nicht  besonders  benannte  Verträge, 
Vergleiche,  wenn  das  darin  enthaltene  Recht  nicht  in  Geld 
schätzbar  ist,  die  Ernennung  von  Schiedsrichtern,  Seecon- 
naissements  (Beefirachtbriefe). 

4  Fr.  Protokolle  über  Ernennung  oder  Veränderung 
von  Kuratoren  und  Vormündern,  Erklärungen  des  Faini- 
lienraths. 

'  5  Fr.     Beiiathsverträge ,   die   bloss  die 'Fortdauer  der 
briderseitigen  Vermögepsverhältnisse  constatiren,  Theiiungen 
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unter  Miteigenthllmei-n ,  die  Errichtung  und  Auflösung  von 
Gesellschaften,  Testamente  oder  andere  Akte  der  Freigebig- 
keit auf  den  Todesfall,  die  Anerkennung  unehelicher  Rinder 
ausser  durch  nachtragliche  Heirath. 

10  Fr.  Grossjährigkeita-Erklärungen,  Eigenthums-Üeber- 
tpagungen  und  andere  Rechtsänderungen  in  Ansehung  von 
Grundstücken,  die  nicht  in  Frankreich  liegen.  — 

Gerichtsakte  (sofeme  sie  nicht  wegen  Zuerkennung 
von  Rechten  oder  Befreiung  von  Verpflichtungen  einer  höhe- 
ren Proportionalgebühr  unterliegen)  mit  Ausnahme  jener  über 
Ehescheidungen,  Adoptionen  und  die  gerichtliche  Vormund- 
schaft (totale  officieuse)  sind  mit  '/j  bis  25  Fr.  belegt    Z.  B- 

V,  Fr.  zahlen  Zustellungen  und  Vorladungen  des  Ra- 
tlies  der  Prud'hommes ,  wenn  die  Streitsache  25  Fr.  über- 
schreitet, Ad  vokalen  schritten  I.  Instanz. 

1.  Fr.  Friedensrichterliche  und  polizeiliche  Akte  aad 
auch  Endurtheile  dieser  Instanzen ,  wenn  die  zu  erkennende 
Strafe  1  Fr.  nicht  überschreitet,  Advokatenscbriften  11.  In- 
stanz, Entscheidungen  der  Prud'hommes  über  Summen  von 
mehr  als  25  Fr. 

2  Fr.  Die  Protokolle  und  Berichte  von  Beamten,  Wäch- 
tern, Kommissären,  Sequestern,  Experten,  Landmessern,  Ge- 
richtsdienern  I.Instanz,  Erkenntnisse  der  Friedensrichter  und 
Pnlizeigerichte  über  höhere  Summen  als  1  Fr. 

3  Fr.  Alle  Akte  bei  den  Gerichtskanzleien  (au  greßel 
I.  Instanz,  die  nicht  höher  belegt  sind,  Protokolle  und  Be- 
richte von  Gerichtedienern  IL  Instanz,  Advokatenschriften 
IIL  Instanz,  Interlocute  und  vorbereitende  Urtheile  I.  In- 
stanz, Eidesleistungen  minderer  Diener  der  Gerichte  und  der 
Verwaltung. 

4  Fr.  Protokolle  über  die  Anlegung,  Anerkennung, 
Abnahme  des  gerichtlichen  Verschlusses. 

5  Fr.  Alle  Akte  bei  den  Gericbt^kanzleien  IL  Instanz, 
difi  nicht   höher   belegt  sind ,    Prolokolle   rind   Berichte    von 
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Gericbtsdienerü  III.  Instanz  (desEassationsfaofes,  Staatsratbes), 
Endurtheile  I.  bistanz,  Appellationen  von  Friedensricbtern 
oder  TOn  L  Instanzen,  Interlocute  und-^ vorbereitende  Urtbeile 
IL  Instanz. 

10  Fr.  Bndurtheile  11.  Instanz,  Appellationen  von  diesen 
Urtheilen ,  Interlocute  und  vorbereitende  Urtheile  IH  Tnafftn« 

15  Fr.  Eidesleistungen  der  Notare,  Gerichtsdiener ^  Gref- 
fiers,  Avou68,  Advokaten,  öffentlicher  Vertheidiger,  höherer 
Yerwaltungsbeamten. 

25  Fr.  Rekurse  und  Revisionsbeschwerden  an  die  m. 
Instanz,  Urtheile  HI.  Instanz  (des  Kassationshofes  und  des 
Staatsrathes). 

Am  stärksten-,  nämlich  von  5  bis  100  Fr.  sind  endlich 
Gerichtsakte  in  Ehescheidungssachen,  in  Anerkennung  von 
Adoptionen  und  in  Angelegenheiten  der  tutöle  officieose 
belegt 

Hier  zahlen  schon: 

5  Fr.    Gerichtsakte  und  Interlocute  I.  Instanz.  \   . 

15  Fr.    Endurtiieile  in  I.  Instanz  mit  dem  Aus-  In 

I  ^ 
Spruche  auf  Interdiction  oder  Trennungf  :g  a 

der  Güter.  \  -g 

25  Fr.  Endurtheile  n.  Instanz  mit  dem  Aus-i  J 
Spruche  auf  Trennung  von  Tisch  undl^ 
Bett  /^ 

50  Fr.  Akte  der  tutöle  officieuse. 
100  Fr.  Anerk^inung'der  Adoption. 
Die  Proportional- Gebühren  steigen  von  %„  bis  zu 
10%%.  Hier  ist  die  Wichtigkeit  des  erworbenen  Rechtes 
oder  der  aulgehobenen  Verpflichtung  entscheidend :  ob  es  sieh 
nur  um  die  Aufbewahrung^  vorübergehende  Benützung  u.  dgl., 
oder  um  Uebertragung  der  Nutzmessung  oder  des  Eigenthums 
handle ,  ferner ,  ob  ein  persönliches  oder  ein  dingliches  Recht, 
und  zwar  letzteres  unter  dem  Schützender  vom  Staate* ge- 
führten "Gnmd-   und  Hjpothekenbücher   erworben    werde. 


182 


eodlich  ob  das  Recht  durch  eineo  onerosen  Titel,  oderdurdi 
^nen  Akt  der  Freigebigkeit,  oder  durch  den  Todesfoll  Ton 
einem  Besitzer  auf  den  anderp  übergehe,  wobei  in  den  -bei- 
den-letzten  Fällen  wieder  unterschieden  wird,  ob  derüeber- 
gäng  in  gerader  Linie  nach  dem  regelmässigen  Gange,  der 
Erbfolge,  oder  in  Seitenlinien  auf  nähere  oder  entferntere 
Verwandte,  auf  ^Ehegatten  oder  auf  fremde  Personen  stattfinde. 

Durch  diese  mannigfaltigen  .Unterscheidungen  ist  ein  sehr 
verwickeltes  System  entstanden,  welches  nuf  durch  sorgÜLl- 
tig  verfasste  und  oft  erneuerte  alphabetische  Register  in  eine 
ftlr  die  Anwendung  leichtere  Fassung  gebracht  werden  kann. 

Nach  den  entwickelten  Grundsätzen  zahlen  Rechtage- 
schäfte über  bewegliche  Sachen  unter  ouerosenä  Titel,  oder 
beim  Uebergang  in  gerader  Linie  nur  %„  bis  2^3%.  So 
z.  B.  zahlen: 

Vio%-    Verbürgung  von  Pachtschillingen. 

Vö%-  Pacht  und  Miethe,  Verträge  über  Viehweide  und 
Viehmastung  (Ch^ptel) ,  Alimentationsverträge ;  alle  diese  Ver- 
träge auf  bestimmte  Dauer  abgeschlossen,  Uebertragung  des 
Eigenthums  durch  Vererbung,  Schenkung  oder  Theilung  in 
gerader  Linie. 

y^%:  Billets  ä  ordre  und  sonstige  Handelseffekten ,  mit 
Ausnahme  der  (gebührenfreien)  gezogenen  Wechsel  (welche 
nur  dann  einer  Gebühr  unterliegen,  wenn  sie  protestirt  und 
vor  Gericht  gebracht  werden  müssen). 

Va^/'o-  Qiiittungen  und  andere  Scheine  über  erfüllte  Ver- 
bindlichkeiten. Feststellung  von  Rechnungen,  Vergleiche 
zwischen  Gläubigern  und  Schuldnern  vor  dem  Bankerotte, 
Aktienscheine,  Aktiencoupons  u.  dgl.,  falls  sie  nicht  nach 
dem  Gesetze  vom  5.  Juni  1850  von  der  Registrirung  befreit 
wurden^  Lehrbriefe,  wenn  darin  Zahlungen  bedungen  wer- 
den, Kautionen,  Urtheile  I.  Instanz  über  in  Geld  schätibare 
bewegliche  Sachen ,  Schuldverschreibungen  ä  la  grosse  även- 
ture  oder  Behufs  der  Rückkehr  nach  Hause  (Bodmefeiverirttge). 
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1  %;  Verträge  Ober  bewegliche  CLater,  die  nicht  Ueber- 
tragangen  des  Eigenthums  und  nicht  Akte « der  Freigebigkeit 
sind,  z.  B.  Schuldverschreibungen,*  Gessionen  und  Ddega- 
tionen  derselben,  Depositen  vertrage  u.  a.  m.;  Assekuranz- 
vertrüge  (nach  dem  Werthe  der  Prämie  und  wenn  sie 
nicht  nach  dem  Gesetze  vom  5.  Juni  1850  von  der  Regist- 
rirung  befreit  worden ;  bei  Seeassekuranzen  nur ,  wenn  Qe* 
brauch  vom  Vertrage  vor  Gericht  gemacht  wird)  Versteige- 
rungen von  Arbeits-,  Herstell ungs-  und  Unterhalts -Unter- 
nehmungen. 

2  %:  Erwerbung  von  Eigenthum  durch  Kauf ,  Bestellung 
von  ewigen  oder  Leibrenten  ^  Pacht  oder  Miethe  von  beweg- 
lichen Sachen  auf  unbestimmte  Zeit. 

21/2%:  Tausch  (nur  nach  dem  Werthe  dßs  Einen  Tausch«- 
gegenstandes) ,  Entschädigungen  (dommages-int6r6ts) ,  ausge- 
sprochen durch  Gerichte. 

Rechtsgeschäfte  über  unbewegliche  Sachen  oäer  hy- 
pothecirte  Rechte  unter  onerosem  Titel  oder  beim  Uebergang 
in  gerader  Linie  zahlen  2V)  bis  572%)  nämlich: 

^7}%-  Verpfändung,  Eigenthums ^Uebertragung  durch 
Todesfall  in  gerader  Linie. 

5%:  Pacht  gegen  ewige  Renten,  auf  Lebenszeit,  auf 
unbestimmte  Dauer. 

6^2%:   Erwerbung  durch  onerosen  Titel. 

Erwerbungen,  von  unbeweglichen  Sachen  durch  Schen- 
kung oder  Ver^bung  unt^r  Andern  als  Ascendenten  und 
Descendenten  zahlen  in  Betreff  beweglicher  Sachen  3  bis  9 
und  in  Betreff  unbeweglicher,  je  nach  der  Nähe  der  Ver- 
wandtschaft odeir  dem  bestehenden  Ehebande,  47,  bis  10V2%. 

Den  Enregistrementsgebühren  sind  auch^ die  Staatssie- 
gelgebühren (droits  de  sceau)  beizuzählen,  die  nach  den 
Ordonnanzen*  vom  8.  Oktober  und  26.  December  1814  und 
20.  Juli  1837  und  nach  dem  Gesetze  vom  7;  August  18B0 
für  Titel-,   Wappen-,   Adelsrecht -Bestätigungen   und   Ver- 
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leihuugen , .  Njaturalisations  -  Dekrete ,  Jlrlaubniss  in  frtoide 
IKönste  zu  treten,  Alters-  und  Verwandtscbaftsnacbsic^t  bei 
Hcdrathen,  Namensreränderungen ,  in  fixen  Beträgen  von  50 
bis  6000  Er.  bemessen  sind.  >  Der  Umstand,  dasa  densriben 
durch  das  Gresetz  vom  28.  April  1816  unter  dem  Titel  des 
Enregistrements  besondere  20prozentige  Zuschläge  beigefügt 
wurden,  dürfte  nicht  dagegen  geltend  zu  machen  sein. 

Nach  den  Gesetzen  .vom  25.  Mai  1799  (6  prairial  an  7) 
und  vom  14.  Juli  1855  ist  von  allen  bisher  aufgesählten  Ge- 
bühren, wie  überhaupt  von  allen  nicht  ausdrücklich  ausge- 
nommenen Abgaben,  ein  zweifacher  lOprozentiger  (also  ein 
20prozentiger)  Zuschlag  zu  entrichten. 

Die  Proportionalgebühr  darf  nie  unter  25  Centimes  und 
für  Akte,  welche  nach  Umständen  einer  fixen  Gebühr  unter- 
liegen (z.  B.  für  Urtheile),  nie  unter  dem  Betn^  der  fixen 
Gebühr  bemessen  werden.  Sie  steigt  von  20  zu  20  Fr.  des 
ZU'  vergebührenden  Betrages.  Beträge  unter  20  EV.  werden 
als  voll  angenommen. 

Muss  die  Urkunde  im  Original  od^r  im  Konzepte  verge- 
bührt werden,  so  sind  die  Kopien  und  Reinschriften  frei, 
sind  die  Reinschriften  (expeditions)  belegt,  so  muss  jede 
Reinschrift  vergebührt  werden ,  doch  unterliegt  nur  eine  der 
Proportionalgebühr. 

Sind  in  Einer  Urkunde  mehrere  von  einander  unabhän- 
gige, nicht  nothwendig  eines  aus  dem  andern  folgende  Rechts- 
geschäfte enthalten ,  so  ist  für  jedes  gesondert  die  Gebühr  ab- 
zunehmen. 

.  Es  wird  dem  Principe  nach  das  abgeschlossene  Rechts- 
geschäft, nicht  die  darüber  aufgenommene  Urkunde  bestseuert, 
daher  die  Gebühr  auch  dann  einzubeben  ist,  wenn  aus  nach- 
folgenden Akten,  z.B.  aus  Verpachtungen  früher  Andern  ge- 
höriger Güter,  aus  Einemtung  früher  Andern  gehöriger 
Früchte,  aus  Anmeldungen  iii  den  Listen  für  die  direkteh 
Stenern,  aus  Pcozessen  auf  Grund  mündlicher  Verabredungen, 
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das  abgefichlossene  Rechtsgeschäft;  zu  ersehen  ist.  Dieses  Prin- 
cip  findet  nur  dort  nicht  Anwendung,  wo  eben  die  Form  des 
Rechtsgeschäftes,  die  Erkläruilg  vor  einem  öffentlichen  Agen^ 
ten  oder  einer  Behörde^  die  Angabe  eines  solchen  Agenten 
oder  der  Akt  der  Gerichte^  den  Titel  der  Besteuerung  bildet 

Die  Gebühr  ist  ft)r  jedes  Geschäft  zu  entrichten^  das  in 
Frankreich  einem  Akte  der  Gerichte  oder  der  öffentlichen 
Agenten  unterzogen  werden  oder  eine  Rechtswirkung  üben 
soU^  daher  auchr  für  Urkunden,  die  in  den  Kolonien  oder  in 
fremden  Ländern  ausgestellt,  in  Frankreich  eine  Wirkung 
üben  sollen,  und  für  Urkunden,  die  in  Frankreich  «uf^ 
nommen,  auf  Rechtswirkungen  in  den  Kolonien  oder  in 
fremden  Ländern  sich  beziehen.  « 

.  Ein  eigener  Abschnitt  des  Enregistrementgesetzes  beschäf-. 
tigt  sich  damit,  zu  bestimmen,  wie  in  den  einzelnen  Fällen 
der  als  Grundlage  def  Proportionalgebühr  dienende  Werth 
des  erworbenen  Rechtes  oder  der  aufgehobenen  Verpflich- 
tung zu  ermitteln  sei.  ..       • . 

In  der  Regel  dient  als  Anhaltspunkt  der  in  der  Urkunde 
ausgedrückte  Werth,  die  Summe  der  Pachtschillinge,  der* 
nach  durch^hnittlichen  Marktpreisen  berechnete  Werth  der 
Naturalleistungen  u.  dgl.  Ist  zwar  nicht  der  W^rth  des.  Qe^ 
genstaades,  aber  doch  der  Jahresertrag  bekannt,  so  wird  das 
Zwanzigfal^he  des  letzteren  als  Grundlage  dör  Besteuefaüg 
benutet.  Auf  gleiche  Weise  wird' eine  immerwährende  Rente 
mit  dem  Zwanzigfaohen ,  'eine  lebenslängliche  mt  dem  Zehn- 
fachen des  Jahresbetrages  geschätzt.  Fehlt  es  an  solOhiBft 
Anhaltspunkten^  so  .kann  der  ^teuefplliehtige  zur  Angabe 
des  Werthes  verhalteü  werden.  > 

^  Bei  unbeweglichen  Gütern  kann  die  Tinanzverwaltung, 
wenn  ein  Uebereinkomm^n  mit  dem  Steuerpflichtigen  niolit 
^u  Stände  kommt,  auf  gerichtliche  Schätzung  dringen.  Diese 
wird  b^m  CSiviltribonal  des  Arrondissements,  wo  das  Gut 
liegt,  angesucht.  *^         *  ...  -  * 


Im  der  Rc^d  m  es 
wirtt  oder  too  ciBer  V< 

firibi  aber  wmA  auf  der 


IKeGebohres 
ia  den  roa  deai  Aaite 
Hilf  «dl  der  SceaerpOkfatige  für  bcathaeit,  »  alehl  ihm 
wie  bei-  aBen  indirekten  Abgaben  der  BeeUagang  ror  den 
GEiilgeriehlen  im  Wege  der  Aolfonlenmgsklage  oflen.  Dia 
roUsogene  Begistrinmg  und  beiahlte  Gebühr  wird  aof  der 
Uilnmde  selbst  bestiUigt. 

Von  gewissem  Gewichte  fär  die  Scherang  and  schnelle 
EinbringaDg  der  Gebühr  ist  die  Bestimmung,  dass  in  der 
Regel  der  bei  den  steoerbaren  Geschillen  mitwirkende  Oflbnt* 
bebe  Agent,  z.  B.  der  Geriehtsdiener  (hoissier),  dar  Notar, 
iler  Greflier  (Kaozleirorsteber)  bei  deo  Geriditen;  der  Sakre* 
Hr  (Hiifs&mterdirektor)  bei  den  Verwaltungsbehörden,  Hkt 
die  SteoerpfliditigeD  die  Gebühr  zo  entriditen  hat 

Leistet  er  die  Zahlung  vorsdiuBsweise,  so  stehen  ihm 
gegen  den  sAnmigen  Stenersdinldner  diesdbtti  Beehte  wia 
der  StaatsrerwaltuDg  selbst  zu. 

Zur  Sicherung  der  Abgabe  dienen  uiannigAicha  admini- 
stratiTe  Anordnungen  und  mannigfikche  Strafen« 
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Iq  allen  aufgenomiBenen  Protokollen  und  in  allen  ge-^ 
richtlichen  oder  administrativen  Akten,  wo  früherer  Urkun- 
den Erwähnung,  geschieht,  mufis  angegeben  sein,  ob,,  wann, 
wo' und  mit  welchem  Betrage  dieselben  vergebührt  wotden 
sind.  Die  Ortsobrigkeiten  sind  verhalten,  den  Enregistreinents- 
Eii^nehmem  monatliche  Verzeichnisse  der  vorgefalleneir  Todes- 
ilüle,  die  Aemter  für  die  direkten  Steuern,  die  vorgefallen^ 
Eigen thumsänderungen ,  die  Notare,  Gerichtsdiener,  Greffiers^ 
Sekretäre,  die  Verzeichnisse  über  die  von  ihnen  aufgenom- 
menen Akte  vorzulegen.  Die  Verifikateurs  und  andere  höhisre 
Beamten  des  Enregistrements  haben  das  Recht  in  die  Akten 
und  Archive  dieser .  öffentlichen  Agenten ,  der  Gerichte  und 
Verwaltungsbehörden  Einsicht  zu  nehmen. 

Oeffentliche  Verkäufe  und  Versteigerungen  dürfen  nach 
dem  Gesetze  vom  2Ü.  pluviose  an  VII  (11.  Februar  1799)  nur 
unter  Dazwischenkunft  öflentlicher  Agenten  stattfinden,  die 
hievon  dem  Enregistrementsbeamten  des  Arrondissemenid 
Anzeige  zu  erstatten  haben. 

Im  Versteigerungsprotokoll  müssen  die  erzielten  Preise 
in  Worten  und  Buchstaben  ausgedrückt  sein,  und  das  Oii» 
ginalprotokoU  selbst  muss  zur  Registrirung  überreicht  werden. 

Vor  dem  Gesetze  vom  16.  Juni  1824  war  es  sogar  den 
öffentlichen  Agenten  verboten^  auf  Grund  nicht  vergebühr^. 
ter  Urkunden  einen  Akt.  vorzunehmen,  den  Gerichten,  eine 
EQtscheidung  zu  fallen.  Seit  diesem  Gesetze  besteht  bloss, 
die  Verpflichtung^  keinen  Akt  vorzunehmen  und  keine  Ent- 
scheidung zu  fällen,  ehe  die  Registrirung  vollzogen  und  die 
Strafe  für  die  unterlassene  Registrirung  berichtigt  ist 

Aber  noch  immer  dient  die  Registrirung  als  Eontrolle 
der  Amtshandlungen  der  öffentlichen  und  Gerichtsagenten 
und  als  eine  Ergänzung  der  für  den  aufrechten  Inhalt  und 
die  Erhaltung  ihrer  Akten  vorgezeichneten  Sicherungsmass- 
r^geln,,  sie  ersetzt .  in  gewissen  Fällen  den  Verlust  der 
Originalakte    und    gibt    den    ohne    Dazwischenkunft    eines 
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öfientlichen  Agentien  abgeschlossenen  Rebhtsgescbäften.  ein  .be- 
stimmtes Datum.  ^ 

Die  Strafe  der  nicht  binnen  der  TÖrjgezeichnelen  EVist 
angesuchten  Registrirung,  der  nicht  richtigen  Werlhsangäbe 
u.  dgl.  besteht  in  der  Regel  in  Bezahlung  der  doppelten  statt 
der  einfachen  Gebühr.  Für  die  öffentlichen  Agenten ,  welche 
die  ihnen  auferlegten  Verpflichtungen  nicht  yöUadeheli,  sind 
fixe  Geldstrafen  bestimmt.  Die  AnfLlhrung  der  Daten  des. 
Registrements  einer  Urkunde,  welche  nicht  registrirt  wuirde^ 
wird  als  VerfUlschung  strafgerichtiich  geahnt 

Es  ist  bei  einem  so  häufig  und  tief  in  die  bOrgerlichen 
yerhältnisse  eingreifenden  Abgabengesetze  begreiflich,  dass 
▼iele  Ausnahmenvon  der  vollen  Strenge  desselben  bestehen 
müssen.  Oft  werden  geringere  als  tlie  allgemein  ▼(»geachrie- 
^benen^  fixe  statt  proportionale  Gebühren  gefordert,-  oft  wer- 
den die  Gebühren  gestundet,  oft  ganz  nachgesehen,  mandi- 
mal  sogar  die  Urkunden  von  der  Förmlichkeit  der  Registri- 
rung.  Befreit. 

Solche  Steuerbegünstigungen  und  Befreiungen  treten  vor 
allem  clort  ein,  wo  die  Staatsverwaltung  selbst  unmittelbar 
oder,  mittelbar  im  Preise  der  von  ihr  gewünschten  oder  von 
ihr  snim  Verkaufe  angebotenen  Dinge  die  Gebühr  zahlen 
müsste.  Darum  unterliegen  Versteigerungen  und  Yertrftge 
über  Arbeiten  undlJntemehmungen,  wo  derStcutt  den  Plreb 
der  Arbeit  zahlt,  nur  der  fixen  Gebühr  von  1  Fr.;  Kautionen 
für  solche  Versteigerungen  und  Verträge-  nur  der  fixen  Ge- 
bühr von  2  Fr. ,  Versteigerungen  und  Verkäufe  von  Staats- 
domänen nur  der  .^weiprozentigea  Gebühr;  Kautionen,  die  in 
-andern  Fällen  dem  Staate  geleistet  werden,  nur  der  Hälfte 
der  Proportionalgebühr.  Pachte  und  Miethen  von  unbeweg- 
lichen Sachen,  wo  der  Staat  den  Zins  zahlt,  Erwerbungen, 
Tausche^  Theilungen  unbeweglichen  Eigenthunn,  wo  der 
Staat  mit  kontrahirt,  Protokolle  in  Sachen  der  allgemeinen 

.  *  Code  Nap.  «rt  1336. 
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und  der  Sicherheitapolizei ,  der  Strafvollziehung  (vindiete 
publique) ,  der  SxpropriatioD  2u  öffentlichen  Zwecken  \  wer- 
den unentgelüich  registrirt  Von  der  Registrirung  befreit 
sind  Akte -der  Gesetzgebung,  Akte  der  öffentlichen  Verwal« 
tung;  mit  Ausnahme  jener  ^  die  Privatrechte  verleihen  und 
an  Private  gerichtet  sind,  öffentliche  Wahlakte^  Anweisun- 
gen auf  öffentliche  Kassen,  Endossements  und  Quittungin 
darüber ,  Quittungen  der  Staatsbeamten  und  Angestellten  über 
ihre  Bezüge,  Inseriptionen  der  öffentlichen  Sehuld^  deren 
Uebertragungen  und  Interessen-Quittungen,  Lebenszeugnisse 
Behu&  deren  Behebung  oder  zur  Behebung  von  Leibrenten 
und  Pensionen  aus  Staatskassen,  Schatzscheine,  Quittunjg;en 
des  Staates -an  jö£G3ntliche  Rechnimgsieger,  die  Rechnungen, 
Register,  Jouirnale,  Steuerrollen  der  letzteren,  Gerichtsakta 
und  Urkunden,  betreffend  die  allgemeine  und  die  Sicherheits- 
polizei und  die  Strafrechtspflege,  Pässe  ^  Legalisirungen  der 
Unterschrift  öffentlicher  Agenten  und  Beamten^  Civilstands- 
register  und  Auszüge  aus  denselben ,  die  Akt^n  ^  in  Betreff 
der.Nationalgarde^  der  Vicinalstrassen,  die  Akte  zum  Besten 
des  Heer-  und  Flottendienstes.  Gestundet  werden  die  Ge- 
bühren fllr  die  Akte  und  Protokolle  der  Friedens  -  und  Poli- 
zeigericlite,  der  Polizeikommi^äre,  der  Wald-  und  Feld- 
wAchter  und  für  die  gerichtlichen  Akte  über  Requisition  dea 
Staatsanwaltes  so  lange,  bis  eine  Yerurtheilung  erfolgt 
uud  die  Gebühr  vom  Verurtheilten  hereingebracht  wer- 
den kann. 

Eine  zweite  Reihe  von  Ausnahmen,  erscheint  durch  die 
Rücksicht  auf  die  Annen  und  Dürftigen  und  zur  Verhütung 
der  Eumulirung  der  Steuerlasten  geboten.  Aus  solcheü  Grün- 
den werden  Akte  über  die  Einbringung  von  Staatsa^bgaben 
und  Staatsforderungen  4m  Betrage  von  nicht  mehr  als  IjQO  Fr. 
unentgeltlicb  registrirt  Zeugnisse  für  Arme  Behufs  ihrer 
Verheirathung   oder    der   Legitimation    ihrer   Kinder,    Akte 

^  Gesetx  Tom  3.  Mai  1641. 
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nnter -fitaatssiegel  für  Arme ^^  Armuthszeugnifiae,  Quittungen 
über  bezahlte  Abgaben,  Erlässe  ftber  Steuerbefredangen, 
Steuer ennä^siguDgen ,  Unterstützungen  für  erlittene  UnfUie 
an  steuerbaren  Objekten ,  Quittungen  über  solche  Steuerresti- 
tvitionen  und  Unterstützungen ,  Rekurse  an  den  Staalsratb  in 
Sachen  der  direkten  Besieuerung  werden  nicht  registrirt 
(Gestundet  werden  die  Gebühren  für  die  Gerichtsakte  in 
Streitigkeiten,  wo  einer  der  Parteien  die  Vertretung  von 
Amts  wegen  (assistance  judiciaire),  geregelt  durch  das  GtosetB 
vom  22.  Januar  1851  y  bewilligt  worden  ist  In  der  Eommis- 
fiön ,  welche  über  diese  BeT/illigung  entscheidet,  hat  flfori- 
gens  der  Einnehmer  ;des  Enregistrements  Sitz  und  Stimme. 
Wird  der  Gegner  des  von  A-Mtswegen  Vertretenen  sachftUig, 
00  werden  die  gestundeten  Gebühren  von  ihm  eingebradit; 
im  Gegentheile  bleiben  sie  bis  zum  Eintritte  der  Verjährung 
dem  Vertretenen  zur  Last  geschrieben. 

Einige  Begünstigungen  in  der  Steuerentrichtung  kommen 
endlich  auf  Rechnung  der  Rücksichten,  welche  gewisse  schwach 
bevölkerte  Landestheile  und  gewisse  Arten  von  Reohtsge- 
schlUten  verdienen.  So  z.  B.  werden  in  Algerien  die  Gebfth- 
ren  nur  in  der  Hälfte  des  gesetzlichen  Ausmasses  und  ohne 
die  zwei  zehnprocenligen  Zuschläge  entrichtet,  Uebertragun- 
gen  durch* Todesfall  sind  ganz  gebührenfrei.'^  Der  Orund- 
arwerb  in  Korsika  ist  mit  S'/^Vo  statt  mit  5^2%  bele^  I>e- 
positen,'  Depositenerhebungen  von  Geld  und  von  W^rthapa- 
pieren  bei  öffentlichen  Agenten  unterliegen  der  fixen  Gebühr 
von  2  Fr.  In  KonkursfUlen  wird  für  die  Anerkennung  der  Gl&u- 
biger  und  für  Vergleiche  mit  denselben  nur  die  fixe  OebOhr 
von  8  Fr.^  für  die  Abtretung  der  Güter,  die  Beschlösse  der 
Gläubiger  über  die  Konkursmasse  die  fixe  Gebühr  von  5  Fr. 
entrichtet  Verkäufe  von  Waaren  an  der  Börse  im  Wege 
der  Versteigerung  durch  öffentliche  Mäkler  oder  ihnen  gleich- 

*  Dekret  vom  26.  April  1832. 

*  Otd.  KNU  19.  Oktober  1841. 


191 


gehaltene  Personen  unterliegen  nur  der  halben  Gebühr;  der 
Verkauf  hararirtar  Waaren  duroh  die  Marinekoitf missäre  der 
fixen  Gebühr  von  2  Fr. ,.  der  Verkauf  von  Schiffen  uqd  Thei- 
len  hararirter.  Schiffe  1  Fr.  Die  Verhandlungen  vor  den 
Vergleichbureaux  sind  bis  auf  das  aufzunehmende  Protokoll 
und  den  Vergleich  selbst  von  der  Registrirung  befreit;  glei- 
cher Freiheit  gemessen  die  Entscheidungen  des  R^äthes  der 
Prudliommes  bis  Qber  einen  Betrag  von  25  Fr. ,  die  Verhand- 
lungen und  Entscheidungen  der  DiscipUnarkammem  der 
▲vou^y  Notare,  Gerichtsdiener,  die  Auszüge  aus  Gruiid- 
und  Hjpothekenbüchem  und  die  Werbelisten  und  Mann- 
schaftsverzeichnisse  auf  Handelsschiffen;  Assekuranz  vertrügt 
und  Güterabtretungen  im  Falle  der  Bodmerei  zahlen  in 
Eriegszeiten  nur  die  halbe  Gebühr. 

Polizen  wechselseitiger  Versicherungsgesellschaften^  Kau- 
tionen der  Grundbuchs-  und  Hjpothekenführer,  bestehend  in 
unbeweglichem  Eigenthum^  die  Ueberlassung  von  Parzellen 
ausgetrockneter  Moräste  durch  die  Eigentbümer  an  den  Unter- 
nehmer der  Austrocknungsarbeiten,  Schiffsbau-  und  SchiÄ- 
ausrüstungs- Verträge,  Darlehensverträge  gegen  Verpfändung 
von  Staatspapieren  oder  Waaren  in  (Vffentlichep  Niederlagen^ 
Akte  der  durch  das  Gesetz  vom  21.  März  1848  und  10.  Juni 
1858  gegründeter  Industrie- Eomptoirs  Behufs  der  Geltend- 
machung  ihrer  Forderungen .  zahlen  nur  die  fixe  Gebühr 
von  .2  Fr. 

Pensionen  fbr  Irre  in  öffentlichen  Anstalten^  Vergleidie 
in  ZoUstrafVerhandlung^i  die  fixe  Gebühr  von  1  Fr. 

Quittungen  und  Erlagscheine  von  Parteien,  welche  in 
die  Depositen-  und  Eonsignationskassa  einlegen  oder  ihte 
Einlagen  zurückziehen,  die  Zeugnisse  und  die  andern  Akten- 
stücke Behüfe  der  Betheiligung  an  der  durch  das  Gesels 
vom  18.  Juni  1850  gegründeten  Aiterversorgungskassa,  Akte 
der  wechselseitigen- Arbeiter-Unterstützungsvereine  nach  dem 
Gesetze  vom  15.  Juli  1850 ,  Akte  zur  Ebrlangung  der  älaais- 
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unterstützuBgen  und  Entschädigungen  für  die  alten  Kokmisten 
▼on  St.  Domingo,  für  die  französischen  Kolonisten  aus  An- 
lass  der  Sklavenemancipation ,  Quittungen  von  Lieferanten, 
Handwerkern,  Lehrmeüstem  u.  dgl..  die  als  Belege  einer 
Rechnung  in  Folge  gerichtUcben  Auftrages  beigebracht  wer- 
den, Eidesleistungen  gelegentlich  des  Amtsantrittes*  der  Rich- 
ter und  StaatsanwiQte,  der  Grendarmen  und  der  Gerichtspoli- 
sseibeamten,  dann  politische  Eide  sind  gebührenfrei. 

Eine  der-  bedeutendsten,  aber  aych  zugleich  aufliedletid- 
stea  Begünstigungen  ist  Jn  Folge  der  kommerziellen  Krise, 
welche  der  Julirevolution  nachfolgte,  durch  das  besetz  rem 
8.  September  1830  entstanden,  nftmlidi  die  Befrdung  aller 
Darlehen  auf  konsignirte  Waaxen ,  französische  Staiitspapiere 
und  Aktien  französischer  Industrie-  und  Finanzgesellschaflen 
von' der  Proportionalgebühr  und  deren  Einreihung  untQr  die 
fixe  Gebühr  von  2  Fr.        - 

Die  Verpflichtung  zum  Erläge  der  -Enregistrementsger 
hühren  unterliegt  auch  der  Verjährungy  und  zwar  iimer- 
halb  zweier  Jahre,  wenn  es  sich,  um  Yergebührimg  der  Ne- 
benbestimmungen eines  Rechtsaktes ,  um  zu  gering  oder  auf 
Grund  zu  geringer  Schätzungen  bemessene  (Gebühren  und  um 
verhängte  Geldstrafen  handelt,  innerhalb  5  Jahre  bei  Aus- 
lassung von  Gutem  in  der  Erklärung  einer  angefallenen  S2rb- 
Schaft,  innerhalb  10  Jahren  bei  unterlassener  Ericlärung  der 
gesammten  Erbschaft;,  und  nach  30  Jahren  bei  Recbtsgeschftf- 
ten,  welche  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zur  Regiatri- 
rung  gebracht  werden  sollten  aber  nicht  vorgelegt  worden 
sind.  Die  Verjährung  wird  durch  jeden  dem  Steuersdiuld- 
ner  bekannt  gegebenen  und  gehörig  registrirten  Akt  der 
zwangsweisen  Einhebung  der  Abgabe  unterbrochen.  Wird, 
die  einmal  eingeleitete  zwangsweise  Einhebung  durch  ein 
Jahr  nicht  fortgesetzt,  so  tritt  die  YerjälArung  ein,  selbst 
wenn  die  ursprüngliche  Verjährungsfrist  nicht  abgelau- 
fen  wäre. 
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2.    Bio  Stiimpel*»  die  Kanzlei-  und  die  Grundbuchs- 

'   gebtthren. 

Bs  lyurde  bereits  ^rw'ähnt,,  do^s  die  StäiApelabgäbe 
gans  unabhängig  y<Mi.den  Enregistrementsgebühren  besteht, 
und  nicht  etwa  ganz  oder  theilweise  eine  andere  Form  der 
Einhebung  derselben  ist;  eine  erst.dturch  die  neueste  Gesetz-  ; 
gebung  eingeführte  Ausnahme  wird  später  besprochen  werden. 

Der  Stämpel.  beruht  gegenwärtig,  abgesehen  von  den 
zahlreichen  Kachträgen,  welche  &st  dieselben  Phasen  wie 
das  Enregistrement  im  engeren  Sinne  durchgemacht  haben, 
auf  den  beiden  Gesetzen  vom  9  Vend^miaire  an  VI  und  vom 
13.  Brumaire  an  VII  (30.  September  1797  und  3.  Novem- 
ber 1798);  durch  das  erstere  wurde  der  Verbmuchs-,  durch 
das  zweite  der  Urkundenstämpel  eingeführt.  Die  Finanzge- 
schichte Frankreichs  weist  nach,  dass  eine  ähnliche  Abgabe r 
schon,  seit  Ludwig  XIV.  bestanden  habe. 

Dem  Verbrauchsstämpel  unterliegen  gegenwärtig:  Jour- 
nale und  Zeitungen^  Afifichen  (mit  Ausnahme- Jener  der  öffent- 
lichen Autoritäten),  Ankündigungen  aller  Art  (mit  Ausnahme 
der  Adressen  und  der  Anzeigen  über  Wohnungsäpderungen). ' 
Er  ist .  stets  ein  Dimensionsstämpel ,  d.  h.  er  richtet  sich  naclr 
der  Zahl  der  verwendeten  Papiere  und  nach  den  Dimensio- 
nen  derselben» 

Dem  Urkundenstämpel  unterliegen  alle  Akte  der  öifept- 
lichen  Agenten,  Oerichte  und  Verwaltungsbehörden  in  Partei- 
Sachen  und  alle  Schriften,  die  vor  Gtericht  beigebracht  und  dort 
als  beweiskräftig  betrachtet  werden  können,  falls  sie  nicht  vom, 
Gesetze  ausdrücklich  befreit  sind.  Man  sieht,  das  Gesetz  ist 
weitumfassend  genug.  Der  Urkundenstämpel  ist  Übrigens 
theils  ebenfalls  ein  Dimensionsstämpel ,  theils  aber  ist  er  ein 
Werthstämpel;  d.  h.  er  richtet  sich  nach  der  Grösse  der  in 
der  Urkunde  ausgedrückten  Werthsumme. 

.Der  Werihsfämpel  trifit  übrigeüs  nur  Schuld-  und  Aktien- 

Hock,  Finann'erwültung  Frankreicha.  13 
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scheine;  alle  andere  stämpelpflichtige  Urkunden  sind  dem 
Dimensionsstänipel  unterworfen. 

Die  StÄmpelgebtihr  wird  entweder  durch  Ankauf  des 
vom  Staate  erzeugten  Stfimpelpapiers  entrichtet,  oder  man 
bringt  unbedrucktes  Papier  oderBlanquetten  zur  Stftmpelimg 
(timbre  extraordinaire),  oder  -  endlich ,  was  nur  beim  Urkun- 
denstämpel  in  einzelnen  Fällen  gestattet  ist,  man  unterziehl 
die  Urkunde  selbst  der  Aufdrückung  des  Stämpels  oder  einer 
ihn  vertretenden  Vidirung  (visa  pour  timbre). 

Der  Dimensionsstämpel  beträgt  hei  Urkunden  für  einen 

Quadratmeter-       »-.«-. 
Oberfliche.  rfutf». 

halben  Bogen  kleinen  Papiers,   bis    0,0442         0,35 

ganzen       „  «  v  r^      0,0884  0,70 

^  ^      mittleren        „  „       0,1250  1,25 

^  „       grossen         „  „       0,1778  1,50 

„  ^     von  grösserer  Oberfläche  0,2500  2,00 

Das  Stämpelpapier  de^  Staates  hat  das  Maximum  der 

Oberfläche. 

Es  ist  das  Maximum  der  Zahl  der  Zeilen  auf  der  Seite 
und  der  Durchschnitt  der  Zahl  der  Sylben  auf  der  Zeile  be- 
stimmt,  die  geschrieben  werden  darf.  Dasselbe  beträgt  für 
mittleres  Papier  25  und  18  und  für  die  anderen  Formate 
entsprechend  mehr  oder  weniger. 

Die  Notare  und  andere  öffentliche  Agenten,  dann  die 
Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  dürfen  nur  mittleres 
Papier  verwenden. 

Die  Aflichen  zahlen  für  jeden  Bogen  der  Auflage  von 

0^25  Quadratmeter  10  und  für  den  halben  Bogen  5  Centimes.* 

Bei  Ankündigungen  kann   auch   der  Viertelbogen    mit 

*  Durch  das  Gesetz  %uin  8.  December  1852  sind  aach  geachrictoic 
oder  gemalte  Aflicheu  an  öffentlichen  Orten,  an  Haaem  a.  dgl.  einer  Ge- 
btthr  Ton  M>  Cent,  für  solche  von  1  Quadratmeter  OberflidM  und  dw- 
nnter,  und  von  1  Fr.  für  solche  von  grösserer  Oberfliolie  ontei'worfBfc;  es 
dürfte  diese  Abgabe  füglich  mehr  ans  polizeilichen,  als  aus  finanaicllen 
Motiven  hertaleiten  sein. 
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21/2  Ctotimes  und  dtu*  Achtelbogen   oder  eine  noch  kleinere 
Parzelle  mit  1  Centime  versteuert  werden. 

Der  ßtämpel  für  Journale  und  periodische  Schriften^ 
denen  auch  die  in  einer  oder  zwei  Lieferungen  von  weniger 
als  3  Druckbogen  mit  0,75  bis  0,96  Quadratmeter  Oberfläche 
erscheinenden  Schriften  über  Politik  oder  Socialökonomie  ^ 
gleichgestellt  werden^  ist  durch  die  Gesetze  rom  16.  Juli  1860 
und  17.  Februar  1852  neu  gerfegelt  worden.  Er  steigt,  je 
nachdem  das  Journal  in  Paris  und  Umgebung  (Departements 
der  Seine  und  der  Seiiie  und  Oise).oder  anderswo  erscheint, 
je  nachdem  ein  Feuilletouroman  damit  verbunden  ist  und  je 
nachdem  er  zugleich  die  Pöstmarke  iei^tzt  oder  die  Vertbei- 
lung  durch  den  Herausgeber  selbst  besoi^t  wii^,  von  1  bis 
6  Centimes  für  jeden  Bogen  bis  0,72  Qufkdratmeter  Oberfläche. 

Der  Werthstämpel  beträgt  für  Schuldverschreibungen  in 
der  Regel  50  Centimes  für  je  1000  Fr.,  geringere  Beträge 
werden  als  voll  berechnet.  Wenn  die  Schuld  nicht  500  Fr. 
überschreitet,  so  finden  weitere  Abstufungen  der  Stämpelge- 
btihr  und  zwar  für  Handelspapiere  (Wechsel ,  Billets  nn  ppr* 
teur  oder  k  ordre  u.  dgl.)  von  5  Centimes  -für  je  100  Fr., 
und  für  andere  Papiere  von  15  Centimes  für_  300  Fr.,  und  • 
von  25  Centimes  für  300  bis  500  Fr.  statt. 

Nach  dem  Gesetz  vom  5.  Juni  1850  unterliegen  ver- 
kftuflicbe  Schuldverschreibungen  der  Departements ,  Gemein- 
den, öffentlicben  Anstalten  und  Gesellschaften  dem  Stämpel 
von  1  Fr.  für  je  100  Fr.  des  Kapitals,   und   tragen  Aktien- 

*  Wir  i^aU^  g«glaiib4,  dass  unter  ,,6couomie  sociale**  mit  Rück^h( 
auf  die  Zeit  der  Entstehung  des  betreffenden  Gesetzes  Schriften  über  Reg- 
lung  der  politischen  und  der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  auf  Grund. 
nationaliSkonomischer  Voraussetzungen  nach  Art  der  Komionnisten  und 
Socialisten  zu  verstehen  seien,  alkin  eine  Entscheidung  des  Tribunals 
erster  Instanz  der  Seine,  bestätigt  ^om  Appellhof  in  Paris,  hat  anders 
entschieden ,  und  hiernach  ist  utiter  tonomie  sociale  das  ganze  Gebiet  der 
VolkswiWhseiiaft  im  Gegensatz  zur  Staats-  oder  tinanzwirthdchaA  %tt 
verstehtn.  ."'  '   ' 
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scheine  den  Stämpel  von  1  Fr.  oder  50  Centimes  flir  je  100  Fr. 
des  Kapitals,  auf  das  sie  lauten,  je  nachdem  die  Dauer  der 
Gesellschaft  10  Jahre  überschreitet  oder  nicht  Es  kOnnen 
aber  durch  eine  besondere,  der  bisherigen  (Jesetzgebong 
fremde  Verfügung  jenes  Gesetzes^  diese  Körperschaft«:! ,  An- 
dtalten  und  Vereine  ihre  Schuldverschreibungen  und  Aktten- 
scheine  durch  Bezahlung  einer  jährlichen  Abfindungssumme 
von  5  Centimes  für  je  100  fV.  des  Schulde  oder  Aktienkapf^ 
tals  vom  Stämpel  befreien. 

Dieser  Stämpel,  wie  die  ihn  vertretende  Abfindungs- 
summe, ersetzt  übrigens  auch  die  Stelle  der  Ekir^istrements- 
gebühren ,  so  dass  die  Käufe ,  Uebertragungen ,  Vererbungeo 
der  betrefi'enden  Papiere  selbst  von  der  Förmlichkeit  der  Re- 
gistrirung  frei  bleiben,  und  diese  Surrogirung  meinten  wir, 
als  wir  oben  von  einer  jüngst  eingefiihrten  Ausnähme  der 
alten  Regel  sprachen ,  dass  der  Stämpel  nidit  eine  Form  der 
Einhebung  des  Enregistrements  sei. 

Dasselbe  Gesetz  gestattet  eine  ähnliche  Abfindung  auch 
den  Assekuranzgesellschaften  (mit  Ausnahme  jener  für  8ee^ 
Assekuranzen)  für  den  Dimensionsstämpel  der  Pcdizaen. 

Sie  beträgt  2  Centimes  für  1000  Fr.  der  versidierten 
Summe  ftir  Feuer-  und  Hagelversicherungen  überhaupt,  1  Fr. 
für  100  Fr.  der  Jahresbeiträge  ftlr  die  unentgeltlich  verwal- 
teten Brand  Versicherungen  der  Departements,  2  Fr.  tdr 
1000  Fr.  der  eingegcmgenen  Versicherungssummen  für  Le- 
bensversicherungen. 

Dem  Stämpel  sind  auch  die  ausser  Frankreich  ausge- 
stellten ,  aber  in  Frankreich  ftlr  einen  geriohtlicben  Gebrauch 
oder  zu  einer  Rechtswirkung  bestimmten  Urkunden,  sowie 
die  in  Frankreich  ausgestellten,  aber  zu  einer  Wirkung  ftkr 
das  Ausland  bestimmten  Dokumente  unterworfen,  - 

Die  Stämpelpflicht  wird  so  weit  ausgedehnt,  dass  auch 
solche  Papiere ,  welche  ihrer  Bestimmung  nach  nicht  stämpel- 
pflichtig  sind ,  falls  sie  nicht  unter  die  durch  das  Geseta  aus- 
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drücklich  vom  St&mpel  befreiten  Dokumente  getiören,  mit 
dem  Stftmpel  versehen  werden  müssen,  wenn  zufällig  von 
ihnen  vor  Gericht  Gebrauch  gemacht  werden,  soll. 

Die  Stämpelgebühren  unterliegen  den  beiden  zehnpro- 
zentigen  Zuschlägen  nicht. 

Zur  Bezahlung  des  Stämpels  ist  verpflichtet: 
'  Wer  ein  Journal,  eine  Aßiche  oder  Ankündiguüg  ver- 
breitet oder  verbreiten  lässt;  wer  eine  stämpelpflichtige  IT)*- 
künde  ausstellt  oder  annimmt;  wer  von  einer  im  Auslände 
ausgestellten  stämpelpfüchtigen  Urkunde  Gebrauch  macht; 
für  den  von  einem  öffentlichen  Agenten,  einem  G^chte  oder 
einer  Behörde  eine  Pflichtige  Urkunde  ausgestellt  wird. 

.  In  dem  letzten  Falle  bestreiten  die  Btämpelung  die  er- 
wähnten Agenten  und  die  Eanzleivotsteher  (greffiers  und 
secrötaires)  der  öffentlichen  Gerichte  und  Behörden. 

Das  aufgedrückte  Stämpelzeichen  darf  nicht  beschrieben, 
nicht  radirt  oder  sonst  undeutlich  gemacht,  das  einmal  ge- 
brauchte gestämpelte  Papier  darf  nicht  zum  zweitenmale  ver^ 
wendet,  auf  Einem  Bogen  dürfen  nicht  zwei  Expeditionen 
angesetzt  ^werden,  es  sei  denn,  dass  eine  zur  Vollendung  der 
andern  diene  (z«  B.  Ratifikationen  eines  Vertrages)  oder  ab 
deren  Portsetzung  erscheine  (z.  B.  Protokollsfortsetzungen). 

Witd  diesen  Anordnungen  entgegengehandelt,  so  wird 
die  Urkunde  als  nicht  gestämpelt  angesehen. 

Der  Verkauf  des  Stämpelpapiers  ist  ein  Vorbehalt  des 
Staates.  Niemand  darf  verkaufen,  der  nicht  vom  Staate 
hiezu  bestellt  wird. 

*  Der  Staat    verkauft    kein    höheres   Stämpelpapier   niB 

-zu  10  Fr.  den  Bogen,  er  hat  auch  kein  höheres  StämpeU 

zeichen.    Höhere  Stämpelgebühren  werden  mittelst  der  Vi** 

dirung  der  Urkunde  Seitens  der  Stämpelämter  als  entrichtet 

bestätigt 

Händekpapiere,  Frachtbriefe  und  Gonnaissements,  Kurs- 
ünd  Preislisten  und  Schlusszettel ,  verkäufliche  Obligatickien 
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und  AktieDScheine ,  die  nicht  auf  gestämpeltem  Papiere 
ausgestellt  sind^  können  der  Eontrollstämp^lüng  und  der 
Vidirung .  bloss  in  Paris  unterzogen  werden;  Der  IVans» 
port  dahin  geschieht  auf  Gefahr  und .  Kosten  der.  Finanz- 
verwaltung. 

Der  Stftmpel  auf  dem  vom  Staate  gekauften  StAmpel- 
papter  ist  schwarz,  auf  das  von  Privaten  beigestellte  Papier 
wird  ausser  dem  schwarzen  noch  ein  trockener  EontroU- 
stämpel  aufjgedrückt.  Die  Form  der  Dimensionsstftmpel  ist 
von  jener  der  Werthsstämpel  unterschieden,  von  Ze&t  zu 
Zeit  werden  die  Stämpelzeichen  geändert.  Die  letzte  Aen- 
derung  erfolgte  4urch  das  Dekret  vom  7.  April  1853. 

Die  administrativen  Anordnungen  zur  Sicherung  der  Stäm- 
pelabgabe  sind  fast  noch  strenger  wie  beim  Enregistrement. 

Auch  hier  wurde  ursprunglich  der  Hauptschuta  in  der 
Verfügung  gesucht,  dass  kein  Notar,  .kein  Gericht,  keine 
Verwaltungsbehörde  tlber  Urkunden  handelnd  eingrmjren 
duifte,  die  nicht  vorschriftmässig  gestämpeit  waren,  und  auch 
hier  hat  das  Gesetz  vom  16.  Juni  1824  diese  Verfügung  da- 
hin  geändert,  dass  dus  Binschreiten  an  die  vorhergehende 
Stämplung  und  Strafentrichtung  geknüpft  wurde;  all^  ab* 
weichend  von  den  gegenwärtig  geltenden  Bestimmungen  über 
das  Enregistrement  hat  das  Gesetz  vom  5.  Juoi  1850  ähn- 
liche Verfügungen  wie  die  durch  das  Gesetz  vom  16.  Juni 
1824  aufgehobenen  in  Ansehung  des  Werthstämpels  auf 
Wechsel  und  andere  Handelspapiere  wieder  aufleben  lassen : 
Der  Inhaber  eines  nicht  gestämpelten  Wechsels  hat  nur  ein 
Klagerecht  gegen  den  Aussteller  und  im  Falle  der  Accep- 
tation  gegen  den  Acceptanten ;  Niemand  darf  solche  Wechsel 
einkassiren  oder  einkassiren  lassen.  — 

Der  Buchdrucker,  der  stämpelpflichtige  Afficheu*,  Ankün- 
digungen und  Journale  auf  ungestämpeltem  oder  nicht  tarif- 
mässig  gestämpeltem  Papier  druckt,  verAJlt  der  Stftmpel- 
haOung  luod  Stämpelstrafe. 
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Die  Aktien  der  AklieDuntenieliininigtfJi,  ilit*. Obligationen 
der  öffentlichen  Körperschaften  und  Anstalten  mUaseo 
Behufs  der  Ueberwachung  der  Stämpeiplliclit  aus  juxtirten 
Heften  ausgeschnitten  sein,  und  es  wird  der  Stäinpel  so 
aufgedrückt,  dass  der  Ausschnitt  der  Juxte  angestämpelt 
erscheint. 

Keine  stampelpflirhtige  Urkunde  kann  der  RegiBtrirung 
unterzogen,  kein  Protest  kann  registrirt  werden,  ehe  der 
registrireude  Beamte  den  jirott-stirten  Wechsel  hinsichtlich 
des  Stämpela  zur  Einsicht  erhalten  bat. 

Auch  in  einer  andern  Beziehung  wird  die  Stämpelab-« 
gäbe  für  eine  mehr  l>erechtigte  als  die  des  Enregistremeuts 
betrachtet:  Der  StampeJbeanite  darf  die  stätnpelgebrechliche 
Urkunde  durch  24  Stunden  zurückhalten,  um  eine  vidirte  Ab- 
schriit  derselben  zu  besorgen,  falls  nicht  der  Ueberbringer 
vorzieht,  die  Richtigkeit  des  aufgeuommeiien  Thatbestandea 
zu  bestätigen  oder  sogleich  die  angeordnete  Strafe  zu  be- 
zahlen. 

Die  Stäinpelpflicht  und  die  Stampelgebühr  unterliegen 
nicht  der  Verjährung. 

Die  Strafe  für  unterlassene  oder  nicht  vorschriftmässig 
augelegte  Stämpel  riciiten  sich  theila  (beim  Dimensions- 
ytämpel)  nach  der  verkllrzten  Gebühr,  theils  (beim  Werth- 
stämpel)  nach  dem  Werthe,  welcher  in  der  Urkunde  aus- 
gedrückt ist,  theila  sind  Ordnungsstrafen  in  fixen  Betrilgen 
ausgesprochen. 

-Die  Strafen  sind  ziemlich  hoch  bemessen,  z.  B,  belauft 
.sich  die  Sti-afe  für  nicht  gestampelte  Wechsel  auf  6"/oi  für 
nicht  gestampelte  Aktien  auf  1U%  des  Nominalwerthes,  und 
/«"ar  unterliegt  bei  Wechseln  der  Strafe  sowohl  der  Aus- 
steller als  der  Acceplaiit  und  der  Inhaber  oder  erste  Girant 

Der  Inhaber  hat  die  Gebühr  und  sämmÜiche  Strafen  vor- 
hinein unter  Vorbehalt  seines  Regresses  gegen  die  Mitschul- 
digen zu  entrichten.     Doch  h  der  Ver- 
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aiitwortung  entziehen,  wenn  er  den  Wechßel  binnen  14  Ta- 
gen von  deeaen  Ausstellung  an  gerechnet,  oder  fUb  er  auf 
kürzere  Zeit  ausgestellt  wftre,  vor  dem  Ver&lle  der  Stftmpe- 
lung  unterzieht  Die  Gebühr  wird  in  diesem  Falle  mit  dem 
Dreifachen  des  gesetzlichen  Betrages  bemessen. 

Die  Stämpelbefreiungen  lassen  sich  el>enfallB  unter  die- 
selben Gresichtspunkte  fassen ,  welche  bei  Befreinng  vom  En- 
registirement  geltend  gemacht  wurden,  und  betnfltei  vielfiich 
dieselben  Dokumente. 

Aus  Staatsrilcksichten  oder  zur  Vermeidung  allzu  gros- 
ser Steuerlasten  auf  denselben  Objekten  sind  befreit:  die 
Akte  der  Regierung  und  der  gesetzgebend«!  Körpw,  alle 
Koncepte  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  öffentlichen 
Anstalten,  dann  der  Staatsanwälte^  welche  nicht  dem  En- 
registrement  unterworfen  sind^  alle  Auszüge,  Ab-  und  Rein- 
schriften, welche  von  einer  Behörde  oder  einem  Beamten 
anderen  Behörden  oder  Beamten  mit  der  ausdrücklichen  Be- 
stimumng  der  Nichthinausgabe  an  Private  mitgetheilt  werden, 
Rentenscheine  der  Staatsschuld,  Schatzscheine  und  andere 
öffentliche  Effekten  (z.  B.  Banknoten),  Rechnungen,  Bücher^ 
Journale  und  Register  der  öffentlichen  Rechnungsleger,  Quit- 
tungen über  deren  Abfuhren,  Schiffsmanifeste  und  Waaren- 
erklärungen  im  Zoll  verfahren,  Quittungen  über  direkte  Steuern, 
Quittungen  über  indirekte  Steuern,  die  auf  den  Akten,  oder, 
wenn  auf  gesonderten  Blättern,  über  Summen  von  nicht 
mehr  uls  10  Fr.  ausgestellt  werden,  Quittungen  der  Staats- 
angestellten über  ihre  Bezüge,  Reklamationen  in  Sachen  der 
direkten  Besteuerung,  welche  Steuerquoten  von  weniger  als 
30  Fr.  betreffen ,  Zeugnisse  Behufs  der  Betheiligung  an  öffent- 
lichen Wahlakten,  Papiere  zum  Zwecke  des  Heer-  und 
Flottendieustes ,  Akte  der  allgemeinen  Polizei  und  der  öffent- 
lichen Straf)[)flege. 

Aus  Hamauitätsrücksichten  und  in  Beachtung  wissen- 
schaftlicher Zwecke  sind  stäiqpelfrei : 
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:  JÜe  Dapla  ron  Eechnangen ,  Quiitoingen  über  Almoseo, 
über  Sieuemachlässe  *  and  Unterstützangen  wegen  BeschAdi- 
gungen  steuerbarer  Objekte,  Quittungen  über  nicht  mcAir 
als  10  F.,  Bittschriften  um  Urlaube  oder  Unterstützungen, 
Annuthszeugnisse,  Zjeagnisse  -  über  das  Alter  der  in  den 
Fabriken  verwendeten  Kinder,  Büoher  der  Sparkassen,  Spwt- 
kassabüchel,  Akte  in  Beziehung  auf  die  Alters -Versorgungs« 
kassa  und  die  Arbeiter -Unterstützungsrereine,  Aufgebots- 
und Trauscheine  für  Arme,  Ankündigungen  wissenschaftlicher 
oder . künstlerischer  Werke,  Kataloge,  Prospektus,  Grcburts-, 
Heiraths-,  Todesanzeigen,  Musikwerke,  Zeitschriften  für 
Agrikultur,  Zeitschriften  in  fremden  Sprachen,  in  Frankreich 
mit  der  Bestimmung  gedruckt,  in  fremden  Ländern  ireröffent- 
licbt  oder  verbreitet  zu  werden. 

Stftmpelfrei  sind  auch  die  Bücher  der  Erwerbsteuerpffich- 
tigen ,  allein  dagegen  wurde  die  Patentsteuer  im  Jahre  1887 
um  3%  ^höht 

Z^lreiche  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Bestimiflun- 
gen  bestehen  in  Ansehung  des  Stftmpels  der  amtlichen  Aus- 
fertigungen der  Finanzbehörden ,  er  hat  meist  mehr  die  Eigen- 
schaft von  Zettelgeldcto  und  wird  nicht  fUr  das  Stämpelgefälle, 
soüdem  für  jenen  Dienstzweig  verrechnet,  in  dem  er  ein- 
gehoben wird. 

Die  Gerichtsgebtthren  (droits  de  greffe).  be- 
ruhen auf  dem  Gesetze  vom  21.  ventöse  an  YH  (11.  Mtti« 
1790)  und  dessen  Nachträgen.  Es  werden  bei  den^  KaoB- 
leien  der  allgemeinen  Civil  -  und  d^  Handel^ericfate 
bezahlt: 

Für  die  Eintragung  in  die  Liste  (röle)  der  vor  Gericht 
zu  verhandelnden  Processe  IV2)  3  oder  5  Fr.  für  jeden 
Process  (|e  nachdem  es  sich  um  einen  summarischen  PKh 
cess  oder  mn  Processe  bei  Handelsgerichtoi ,  um  Processe  vor 
dem  Civilgerichte  oder  eine.  Appellation  vom  BVtodensrichter, 
oder,  vatk  ^Pirocesse  vor-«  '"  '  «».wtalt). - 
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•  Für  die  Redaktion  oder  Eintragimg  (tarauiscriptioii)  ge- 
wisser Akte,  äieils  fixe,  theila  selbst  Proportlonalbeiaräge. 
Etstere  bestehen  meist  in  V/^  Fr.  für  den  Akt,  doch  stei- 
gen sie  manchmal  bis  auf  3  Fr.;  letztere  werden  nur  bei 
Versteigernngen  mit  %%  für  die  ersten  5000  Fr.  und  niit 
%%  A^  ^^^  ^^^  V^^^  b^i  46r  Reibung  der  Gläubiger  in 
liqiudationsfällen  mit  V^  %  jeder  Post  bezogen.   . 

Füi;  die  Ausfertigung  (exp^tion)  der  an  die  Par- 
teien ergehenden  Erlässe  (2  Fr.  für  App^llätionsuifheUe, 
1%  Fr.  für  Endurtheile  I.  Instanz,  1  Fr.  für  alle  andere 
Erlässe). 

Diese  Gebühren  unterliegen  auch  den  vwd  zehnprocen- 
tigen  Zuschlägen. 

Für  die  Akte,  die  Behuüs  der  Heirathen  liitteiloser  nolh- 
wehdig  sind,  wird  keine  Gterichtsgebühr  abgencmimen;  in 
den  Processen  solcher  Personen ,  denen  die  Vertretung  Von 
Amtswegen  bewilligt  ist,  oder  wenn  über  Requisition  des 
Staatsanwaltes. von  Amtswegen  Akte  Torzunehmen  sind,  wer- 
den die  Gebühren  vorgemerkt. 

Für  die  Gerichtsgebühren  finden  dieselben  Verjährungs- 
fristen wie  für  die  Enregistrementsgebühren  statt 

Die  Gebühr  für  die  Eintragung  in  die  Liste  wird  yom 
Greffier  eingehoben  und  am  1.  jeden  Monats  für  den  rer- 
giüigenen  Monat  abgeführt.  Die  Grebühren  für  die  Redaktion 
oder  Aufschreibung  und  für  die  Ausfertigung  werden  Ton 
Fall  zu  Fall  auf  Grund  der  vom  GreflSer  mitg^heilten  Kon- 
Mpte  und  Ausfertigungen  vom  Einnehmer  des  Earegistre- 
ments  eingehoben. 

Der  Greffier  zahlt  für  die  Partei. 

Von  den  Gebühren  (aber  ohne  Berücksichtigung  der 
Zuschläge)  erhält  der  Glreffier  eine  Provision  und  zwar  von 
10%  von  jenen  für  die  Eintragung  in  die  Liste  und  für  die 
Redaktion  und  Aufschreibung,  und  von  30%  von. jenen  für 
die  Ausfertigung,   welohe  lettre  bei  Audbrtigiingeai ,  die 
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im  Interesse  des.  Staates  geschehen,  anf  20%  herabgemin- 
deFt  wird.  Diese  Provision  nimmt  der  Oreffier  gleich  fbr 
sich  in  Empfang,  so  dass  der  Einnehmer  bloss  den  Rest  f(lr 
den  Staat  verrechnet  Derselbe  4)emerkt  jedoch  anf  der  Yor^ 
gebührten- Urkunde  sowohl  den  vom  Staate  als  den  rom 
Greffier  hezogeuen  Betrag. 

Die  Eanzleigebtthrai  bei  dem  Kassations-,  dem  RecJir 
nungshofe  und  dem  Staatsrathe  werden  nach  eigenen  Rc^Cr 
ments  eingehoben  und  zwischen  dem  Staate  und  dem  Gr^fier 
getheilt;  die  Abfuhr  geschieht  monatlich. 

Der  Greffier  haftet  dafür,  dass  kein  Akt  ohne  vorfaer 
bezahlte  Gebühr  vollzogen  werde.  Derselbe  führt  ein  eige- 
nes chronologisches  Verzeichniss  über  die  von  ihm  Tag  für 
Tag  vollzogenen  Akte  und  Ausfertigungen.  Dasselbe,  sowie 
die  Löste  der  zur  Entscheidung  kommenden  Processe  wird 
vom  IVäsidenten  des  Gerichtea  paraphirt  und  vidirt  und  vom' 
Einnehmer  des  Enregistrements  bezüglich  der  UebereinstiM- 
mung  mit  den  übernommenen  Gebühren  bestätigt. 

Ausser  den  hier  besprochenen  Gebühren  bezieht,  der 
Greffier  noch  andere  für  die  Mittheilung  der  Vertragsbedin- 
gungen (des  cahier  des  charges)  bei  Versteigerungen,  für 
Nachsucbungen  ü.  dgl. ' 

Die  dem  Greffier  bewilligten  Bezüge  sind  aber  nicht 
ganz  unentgeltliche,  indem  er  davon  einen  beeideten  Kom- 
mis  für  jede  Sektion  des  Gerichtes  und  das  nöthige  EAnzlei- 
personale  unterhalten  muss.  .  Ausserdem  hat  er  10  %  A» 
Gesammtbetrages  an  den  Staat  abzuführen. 

Es  besteht  auch  die  Eigenhdt,  dass  der  fixe  Gehalt  dea 
Greffier  (der  übrigens  dem  eines  Rathes  des  Tribunals,  bei 
. 

*  So  besteht  ein  Tarif  vom  16.  Febraar  1807  für  die  Greffiere  d6r 
Friedensgerichte,  ein  Tarif  vom  18.  Jant  1811  für  die  Greffiers  der  Pxklisei- 
gerichte,  die  Ord.  vom  9.  Oktober  1825  und  ein  Dekret  vom  8.  April 
1848  normirt  die  Gebtthjpen  der  Greffiers  bei  den  Handelsgerichten,  ein 
Dekret  vom  %L  Mai  1854  jene  der  ^Aers  der  Civilgerjcfate  l.JnatanK 
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dem  er  dient,  gleich  ist)  nicht  aus  den  Oericbtskassen ,  son- 
dern vom  Einnehmer  des  Enregistrements  aus  dem  Ertrage 
der  Gterichtsgebühreh,  wenn  auch  über  Anweisung  des  Ge- 
richtspr^identen ,  bezahlt  wird. 

Die  meiste  Aehnlichkeit  mit  den  Oerichtsgebübr^i  haben 
die  Pa8sanafe.rtigungs-  und  Yidirungs-taxen,  die 
bei  dem  Ministerium  des  Auswärtigen  und  den  firaossteischen 
diplomatischen  Agenteii,  die  Konsülatstaxen,  die  aus 
verschiedenen  Anlässen  bei  den  französischen  Konsulaten, 
namentlich  jenen  in  der  Levante,  und  die  Kopirungs- 
taxen,  die  in  den  öffiBntlichen  Archiven  und  in  den  Kanz- 
leien der  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  auf  Orond 
der  bestehenden  Gesetze  in  genau  bestimmten  Beträgen  zu 
bezahlen  sind. 

Unter  ihnen  sind  die  Konsulatstaxen  offenbar  die  beträcUt- 
lichsten  und  zugleich  diejenigen,  die  zum  grössten  Theile  den 
zu  ihrer  Einhebung  berufenen  Beamten  überlassen  sind.  Die 
unbesoldeten  Konsulate  beziehen  sie  ganz  fCür  eigene  Rech- 
nung, bei  den  besoldeten  fällt  ein  nicht  unbedeutender  Theil 
dem  Konsulatskanzler  zu. 

Die  Passausfertigungs  -  und  Vidirungstax^i  sind  ebenfalls 
vorzugsweise  nicht  zu  Staatszwecken,  sondern  zur  Honorirung 
des  untergeordneten  Kanzleipersonales  bestimmt  Es  findet 
mit  Hilfe  eines  dgenen  verrechnenden  Beamten  beim  Mini- 
sterium des  Aeussern  (des  agent  special  des  chancelleries)  eine 
Art  Ausgleichung  zwischen  den  vom  Zufall  mehr  oder  weni- 
ger begünstigten  Beamten  dieser  Art  statt,  nur  ein  kleiner 
Ueberschuss  wird  in  die  Staatskassa  abgeführt.^ 

Die  Grundbuchsgebühren  (Hypoth^ues),  sowie  die 
ganze  gegenwärtige  Ordnung  des  Grundbuchs-  und  Hypo- 
thekenwesens in  Frankreich  beruhen  ebenfalls  auf  dem  Ge- 
setze vom  21.  ventöse  an  VH. 

'  Dekret   vom  11.  Juli  1810,  Ord.  vom  18.  Januar  1826,  03.  lind 
^.  AvgOBt  1833,. 6,  November  1842. 
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.  Diesdben  besteben  Id  GebübreD,  welcbe  für  den  Stsai, 
und  in  solcben ,  welclie  für  die  Grundbuchsfbbrer  bestimmt 
sind.  Iietatere  sind  dnrdiaus  fix  nnd  wecbsein  seit  dem  Ge- 
setze vom  21.  September  1810,  welcbes  sie  auf  das  Zwe>- 
bis  Vierfaehe  des  nrsprünglidien  Ausmasses  eifbOhte,  von  y^ 
bis  1  Fr*  für  den  Akt  oder  den  Bogen  (röle)  ^;  erstere  sind 
in  der  Regel  proportional  und  besteben  ia  1  per  miU^  für 
die  Eintragung  von  Forderungen  oder  für  die  z^bnjILfarige 
Erneuerung  derselben,  und  in  V/2%  für  die  Eintragung  tob 
solchen  Eägentbumsveränderungen ,  für  welcbe  die  Grund- 
buchsgeb&hr  nicbt  bereits  in  der  EnregistrementsgebülMr  eior 
begriffen*  ist  Ausnahmsweise  für*  einen  oder  zwei  .durch  aUe 
Gesetze  begünstigte  FftUe  öffentlicben  Interesses  wird  aodt 
für  den  Staat  nur  eiüe  fixe  GtebtUir  von  1  Fr.  für  die  Ein- 
tragung eingdioben« 

Von  den  für  den  Staat  entfallenden  CrebtUiren  worden 
auch  die  zwei  zehnprozentigen  Zuschläge  entrichtet 

Wenn  die  Eintragung  in  mehreren  Bureaux  (Grundbuchs- 
ämtern)  geschehen  muss,  so  wird  die  Proporfipnalgebtthr  nur- 
in  Einem  Bureau  gezahlt,  in  den  andern  ist  über  die  Aus- 
weisung, mit  dem  Duplikat  der  Quittung  desselben  nur  die 
fixe  Gebühr  für  den  Grund buchsführer  zu  entrichten. 

Die  Eintragung  .eines  eventuellen  Pfandrechtes^  weldies 
bloss  den  Zweck  hat,  sich  eine  Hxpothek  für  gewisse  Vor- 
aussdamngen  zu  sichern,  ist  ebenfalls  einer  Proportionatge- 
bobr  nidit  unterworfen,  alldii  w^enn  das  eventuelle  B.e(dit 
in  dne  wirkliche  F(Nrd(arung  sich  verwandelt,  wird  die^  Ge- 
bühr JBig. 

Frei  von-  der  Gmndbudi^ebühr  sind  die  Eintragungen 
von  Amtswegen,  die  Vormerkung  des  eingetragenen  Kon* 
kurses,   Eintragungen,    welche   Fehler   oder    Auslassungen 

*  Durdi  dM'Dekret  Tom  24.  Kotember  1855  wurde  die  GebälMr  ßir 
die  Eintragiuig  der  Eigenthnnwerinderoiigen  toq  1  Fr.  aof  50  Cent  lEr 
dta  Akt  crmliB^ 
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früherer  EintragUDgeu*  berichtigen ,  Erwerbungen  des  Staates, 
Expropriationen ,  Errichtung  von  Majoraten  (im  Sinne  der 
Napoleonischen  Idee  der  Gründung  neuer  Adelsgeschlechter). 

Auch  der  Orundbuchsfübrer  hat  für  die:  Akte,  die  er  im 
Interesse  des  Staates  romimmt  und  die  nach  den  dlgemei- 
nen  Normen  letzterer  zahlen  mttsste,  eine  Gtebühr  nicht  an- 
zusprechen. 

Die  Orundbuchsgebühren  folgen  in  der  Verjährung  eben- 
falls den  Enregistrementisgebühreu.  -       .  . 

Die.  Grundbuchs-  und  HypothekenfQhrer  beziehet  ausser 
den  erwähnten  fixen  Gebühren  noch  Perzinte  >^on  den  durch 
sie  erhobenen  Proportionalgebühren  und  Taxen  für  Nach- 
suchungen  in  Ihren  Büchern ;  sie  haben  däg^«[i  den  Stämpel 
fUr  ihre  Buchet  und  die  Besoldungen  ihres  Personals  zu  be- 
zahlen und  ausserdem  die  Hälfte  der  Gebühren  fUr  die  Ein- 
tragung (transcription)  der  Urkunden  und  10%  ihrer  Brutto- 
Einnahme  an  den  Staat  abzuführen.  * 

I  Die  Enregistrements- Beamten  sind  endlidi  durdi  das 
Gesetz  rom  19.  December  1790  und  eine  grosse  Zahl  nach- 
träglicher Gesetze  und  Verordnungen  *^  auch  mit'  der  Einhe- 
bung und  Verrechnung  von  Geldstrafen  beauftragt,  und 
zwar  nicht  bloss  jener  wegen  Uebertretungen  gegen  die  ihnen 
zur  Verwaltung  übertragenen  GrefÜlle,  sondern  auch  der  nur 
entfernt  mit  ihrem  Berufe  zusammenhängenden  Strafen,  welche 
die  Gerichte  gegen  ihre  Bedienstete  oder  gegen  die  Vertreter 
der  Partdell,  die  Parteien  und  Zjeugen  verhängen,  der  Stra- 
fte der  Notare  wegen  Verletzung  ihrer  Amtspflichten  und  d^ 
Strafen  wegen  Verletzung  der  Vorschriften  über  (MMntliche 
Waarenversteigerungen  oder  über  den  Gebrauch  der  metri- 
schen Gewichts-  und  Massbenennungen,  dann  der  Strafen  in 

VOrd.  vom  1.  Mni  1816. 

*  Gesetz  Tom  29.  September  1791  —  19.  Juli  1791  —  Dekret  vom 
7$.  OkUjher  1795  —  Gesetz  vom  7.  April  1798  -r  Dekret  Tom  !I3.  Jodi 
1806  —  Dekret  vom  29.  AagOBt  1813. 


ao7 


Sacbeo  dec  Gemeinde^,  Feld-,  Eorrektions-  and  SliraQ)olit6i,  der 
Forste,  der  Fischerei,  der  öffentlichen  Kommunikationen:    . 
A\W  diese   Str&fgebühren    miterliegen    dem    doppelten 
10%  Zuschlage. 

Endlich  haben  die  Enregistrementsbeamten  auch  die  üUr 
ligen  Oeriohtskostßn  gegen  abwesende  oder  vor  Gericht 
meht-  erscheinende  Parteien  einzutreiben; 

Von  allen  Betr&gen,  die  sie  nicht  für  den  Staat,  sondern 
für  dritte  Personen ,  die  Gemeinden ,  Wohlthätigkeitsanstalten, 
Ergreifer,  Anzeiger  u.  dgl.  einheben,  sind  als  Ersatz  für  die 
Einhebungs-  und  Verwaltungskosten,  nach  dem  Gesetz  vom 
%  Juni  1855,  für  den  Staat  5%  zurückzubehalten. 

Der  Bruttoertrag  des  Enregistrements  wurde  fUr  1857 
veranschlagt: 
Enregistrement  (im  engeren  Sinne)  .     .    .  268,1  Mill.  Fr. 

GerichtsgebOhren  6,1     »       w  ' 

Grundbuchsgebühren 2,4*    ^ .    •  ^  ■ 

Geldstrafen 3,8     „      „ 

Antheile'  jm   den  Gebühren  der  Greffiers 

und  Grundbuchsführer 0,5     „       „ 

,  Pässe  und  Jagdlicenzen   .......      3,0     „     :^ 

Konsulats*,  Vidirungs-,  Staatssiegelgebühren      0,1     „       „ 
Hereinbringung  von  Gerichtskosten  .     .    .   ■  2,5     „      ^ 

Stämpelgebühren .    52,0     „      ,^; 

Zusammen.  338,5  Mill.  Fr, « 
>  Von  dem  Ertrage  des  Enregistrements  im  engem  Sinne 
bildai  die  Veränderungsgebübren  bei  Käufen  den  Haupt? 
aatheil.iiiit  mehr  als  45%,   ihnen  zunächst  kommen   die 

*  Der  wirkliche  Ertrag  war  .  .     .     1853         18S4         1855 

^iregifitremoit,  Gerichtsgebühren  etc.   .    .    229,6       236,6        266,8 
StKmpel. 51:.3         46,4         48i,6  ' 

Zusammen  •  280,9        283,0        315,4 
FfLr  1856  waren  veranschlagt: 
Enregistrement,  Gerichtsgebühren  etc.   .    .    259,0  Mill.  Fr. 
Stämpel      .    .    .  '.    . 52,0     ^      ^ 

Zosammen    311,0  MilL  Fr. 
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Gl^bttfaren  von  Erbschaften  mit  mehr  als  27  %  nnd  die.  fixen 
Gebühren -mit  mehr  als  10%  des  Ertrages.  ^ 

Schon  die  angeftlhrten  SSahlen  weisen  daraof  hin,  dass 
ohne  beträchtlichen  Abbruch  des  Staatseinkommens  eine  Ver- 
eififachung  der^  Abgabe  durch  Beseitigung*  der  mannigfachen 
Nebengebtthren,.  welche  ausser  der  Registrirung^bOhr  auf 
demselben  Akte  lasten,  ausführbar  'sei,  und  dass «tingeachlel 
des  reichlichen  und  nachhaltigen  Einkommens,  welches  das 
Enregistrement  (im  weiteren  Sinne)  dem  Staate  bietet,  und 
ungeachtet  der  geringen  kaum  5  %  des  Ertrages  erreichen- 
den Verwaltungskosten,  es  in  seinem  gegenwärtigen  Bestebde 
nicht  durchaus  gutgeheissen  werden  könne.  Es  belastet  das 
unbewegliche  fiigenthum,  also  gerade  daijjenige,  weldies  sich 
der  Besteuerung  nicht  entziehen  kann,  allzuhoch,  und  hiarin 
liegt  lieben  und  mit  den  Mängeln  des  Orundbuchswesens  die 
Ursache,  warum  der  Hjpothekarkredit  in  Frankreich  bei' 
weitem  nicht  dem  vorhandenen  Bedürfnisse  und  den«F6rt- 
sc)iritten  des  Mobiliarkredits  entspricht.  Auch  daiif  nicht 
übersehen  werden,  dass  das  bewegliche  Vermögen  derAGn- 
derjährigen , .  der  öffentlichen  Anstalten  nnd  ähnlicher  der 
Staats-  oder  Gerichtskontrolle  unterliegender  Körperschaften, 
welche  in  ihren  Rechtsgeschäften  der  in  der  R^gistrirung 
Hegenden  Bürgschaft  nicht  entbehren  können,  durch  die  Ab- 
gabe weit  härter  getrofiien  wird,  als  anderes  bewegliches 
Eigenthüm.  Der  kaufmännische,  der  Wechsel-  und  der  Börse- 
Tcricehr  ist  von  der  Abgabe  fast  durchaus  befreit,  was  wobl  • 
in  vielen  Beziehungen  zu  billigen  und  ohne  Beeinträchtigni^ 
der  so  nothwendigen  Schnelligkeit  des  Verkehrs  kaum  ab« 
zuändem  ist,  ^  allein  jedenfalls  fordert^  dass  durch  Ermässi- 
gung der  Abgabe,  die  Differenz  zwischen  dem  belasteten  nnd 
dem  unbelasteten  Eigenthume  thunlichst  vermindert  werde. 

I  Der  gesetzgebende  Körper  hat  bei  Berathung  des  Budgetf  flir  1857 
die  Frage  der  Belegung  des  Börseverkehrs  mit  einer  VerändenuigqgebÜhr  in 
Brwägang  gezogen ,  ohne,  zu  einem  bestimmten  Anträge  gelangen  la  lUkmen. 
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8.    IHe  Diomflnen. 

»  ■  .         ■ 

•  « 

Die  Domänen  sind  nur  zufällig  mit  der  Verwalking  des 
Enregistrements  vereinigt.  Letztere  bestand  nämlieh  in  ihrem 
Beginne  grossentheils  aus  Beamten ,  welche  schon  vor' der 
ersten  Revolution  die  grund  -  und  lehenh^rrlichen  Gefälle 
und  zum  Theile  selbst  die  Güter  der  Krone  verwaltet  hat- 
ten.  Als  nun  im  Jahre  1791  die  Güter  der  königlichen 
Familie  al»  Nationaldomänen  erklärt  wurden  und  auch  für 
die  Verwaltung  der  bereits  1789  dem  gleicl^en  Loöse  zuge- 
führten  Güter,  der  Geistlichkeit  endgültig  gesorgt  werd^ 
musste,  fand  man  es  geeignet,  sie  mit  den  Gesetzen  vom 
23.  Januar,  2Ö.  März,  27.  Mai  und  12.  September  jenea 
Jahrea  jener  schon  bestehenden,  mit  den  Verhältnissen  ded 
Grundbesitzes  vertrauten  Behörde  zu  überantworten. 

Die  Einziehung  der  Güter  der  Emigrirten  steigerte  den 
Umfang  der  Staatsdomänen  noch  mehr.  Allein  die.allqpräU;' 
gen  Vei^äufe,  namentlich  jene  zur  Deckung  der  Assignaten,  * 
die  Ausscheidung  der  Forste,  die  Hintangabe  einer  grossen 
Zahl  Gebäude  und  anderer  Besitzungen  an  di6  Departements 
zu  Zwecken  der  lokalen  Verwaltung,  ^  die  Rückgabe  an  die 
Emigrirten  unter  Kapoleon  und  unter  der  R.estauration  ^  hat* 
ten  deren  Komplex,  soweit  sie  der  Verwaltung  des  Enregistre-  ' 
ments  .anvertraut  waren,  auf  höchst  wenige  eigentlich  er- 
tragfähige Objekte  vermindert.  —  Seit  dies^  Zeit  kamen 
zwar  \mVQL  die  Reste  der  von  Napoleon  gegründeten  ausser- 
ordentlichen Staatsdomäne,^  die  Reste  der  Dotation  des  Senats,^ 

»  Von  1790—1830  haben  1,209,669  einzelne  Verkauft  mit  einem  Er- 
löee  von  4631,580,000  Fr.  »tattgefnnden. 

*  Dekret  vom  9.  April  1811. 

'  PieDomänenTerwaltang  hatte  auch  die  Vertheilong  des  Milliarde  Ent- 
schädigangsgelder  für  die  Emigrirten  zu  besorgen.  Es  war  über  452^000 
Konfiskationen  gegen  30,800  Personen  im  Betrage  von  1104  Mill.  Fr.  zii 
entsdieiden.-   Das  QescMft  wurde  binnen  sechs  Jahren  vollendet. 

«  Qesetie  vom  15.  und  28.  Mai  1829»  .     a 
llock,  Finantverwaltung  Frankreichs.  14  . 
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die  Güter  der  Universität  *  und  jene  der  Familie  Orleans, ' 
aber  mit  Ausnahme  der  letzteren  waren  diese  Gegensttode 
von  keinem  grossen  Umfange,  und  alle  haben  sich  bereits 
dvLTth  Verkäufe  wieder  bedeutend  rermindert 

Es  wird  in  Frankreich  zwischen  dem  öffentlichen  und 
dem  Staatseigenthume  unterschieden. 

Oeffentliches  Eigenthum  sind  jene  körperlichen  oder  un- 

•  

körperlichen  Güter,  wache  dem  Staate  vermöge  seines  Beruft 
angehören  und  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  unentbehrlich  dnd; 
als  öffentliches  Eigenthum  werden  darum  die  Strassen  und  sohiff- 
baren  Flüsse,  die  Ufer,  die  Häfen  und  Rheden,  die  Hauem, 
Thore,  Graben  und  Wälle  befestigter  Orte,  so  lange  sie  dieseiii 
Gebrauche  gewidmet  sind,  endlich  die  Hoheits-,  Ehrem  und  Be-. 
steuerungsrechte  des  Staates  angesehen.  (Code  Napoleon  art 
538,  541,  2226.)   Bie  sind  unveräusserlich  und  unvegfifarbar. 

Unter  dem  Staatseigenthume  versteht  man  jene  GKtter, 
die  zur  lukrativen  Benutzung  oder  Verwendung  in  den  B^ 
sitz  des  Staates  Obergegangen  sind;  sie  sind  durch  das  Ge- 
setz vom  1.  December  1790  als  veräüsserlich  und  durch  den 
Code  Napoleon  art  2227  als  veij  ährbar  erklärt 

Erstere  beruhen  auf  öffentlichem  Rechte,  und  darum  ent- 
scheidet  über  alle  sie  betreffenden  Eigenthumsflragen  die  Ver- 
wal^ng  (der  Präfekt  und  in  weiterer  Instanz  der  Staats* 
rath) ;  letztere  werden  unter  privatrechtlichem  Titel  besessen, 
datier  entscheiden  über  Eigenthumsfragen  die  Gerichte. 

Auch  die  Güter  der  kaiserlichen  Dotation  werden  ron 
dein  Staatseigenthume  insofeme  unterschieden,  als  der  je* 
weilige  Regent  nicht  bloss  Nntzniesser  derselben  ist,  sondern 
auch  ziemlich  ausgedehnte  Yerlügungsredite  Ober  dieselben 
besitzt  und  sie  selbstständig  durch  den  von  ihm  ernannten  In* 
t^ndanten  der  Civilliste  verwaltet  Sie  sind  als  unveräusseriich, 
unverjährbar,  unverpfiEUidbar  erklärt,  und  selbst  ein  Tausch 

*  Qeseti  vom  7.  Augoit  1S50. 
^  OeseU  vom  22.  Januar  1852. 
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iat  mir  durch  ein  Gesetz  gestattet  ^  —  Endlich  muss  hie- 
Yon  anch  das  Vermögen  der.  Departements  unterschiedeo 
werden,  seitdem  das  Gesetz  vom  10.  Hai  1838  deren  geson- 
derte rechtUcbe  Existenz  aneri^annt  hat  Es  besteht  mit  weni- 
gen Ausnahmen  nicht  in  fruchtbringenden  Objekten,  sondern 
in  solchen,  die  öffentlichen  Zwecken  gewidmet  sind. 

Bloss  das  Staatseigenthum  steht  unter  der  Leitung  der 
Domäneqverwaltung,  aber  selbst  von  demselben  fallen  jene 
ausser  ihren  Ressort,  die  einan  besünunten  ihrem  Dienste 
firemden  öfitentlichen  Zwecke  gewidmet  sind,  so  namratlich  alle 
▼on  andern  Dienstzweigen  des  Finanzministeriums  oder  von 
andern  Ministerien  benutzten  Gebäude  und  Anstalten.  Nur 
dann,  wenn.  Gegenstände  des  öffentliehen  ^genthums  od^r 
solche  speziellen  Zwecken  gewidmete  Staatsdomänen  für  ihre 
eigentliche  Bestimmung  entbehrlich  geworden  sind ,  lallen  sie 
unter  die  Aufsicht  der  Domänenverwaltung  zurück,  auch  ist  es 
diese  Verwaltung,  welche  —  soweit  nicht  das  Finanzmini- 
sterium selbst  einschreitet  —  die. Staatsdomänen  vor  Gericht 
vertritt  und  welche  das  Gesammtverzeichniss  derselben  führt 

Die  nicht  öffentlichen  Zwecken  gewidmeten  Staatsdomä- 
nen mit  Aufnahme  der  Forste  sind  im  Wege  der  Yerpadi- 
tung  zu  benutzen. 

Die  Verpachtimg  erfolgt  durch  die  Domänen  Verwaltung 
im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  auf  3,  6  oder  9  Jahre, 
der  Ersteher  muss  binnen  8  Tagen  nach  der  Versteigerung 
einen  Bürgen  für  die  Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  stel- 
len. Der  Päditer  muss  alle  Lasten  und  die  Erhaltungs-  und 
gewöhnlichen  BqMuraturskosten  bestreiten.^ 

Die  Veräussemng  von  Staatsgütern  kann  in  der  Regel 
nur  in  Folge  eines  Gesetzes  und  im  Wege  der  öffentlichen 
Versteigerung  erfolgen. 

*  6«8eU  vom  2.  M&n  1832.    SenstMOiuiili  vom  12.  Peoember  1652, 
Dekret  Tom  25.  Jsavar  1864,  Seostseonralt  vooi  23.  AprU  1856. 
'  GeseU  Tom  5.  Kovcnber  1790. 
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Es  bestehen  hierüber  noch  aus  der  Zeit  der  ersten 
Republik,  wo  die  y^käüfe  so  häufig  waren,  viele  sehr  um- 
ständliche Vorschriften,  doch  sind  sie  in  vielen  ausser  Debung 
gekommen,  und  es  finden  Verkäufe  einzelner  Parzellen  selbe! 
ohne  Ermächtigung  durch  ein  Gesetz  stati  ^ 

Nur  wenn  ein  Verkauf  ohne  Versteigerung  im  Wege  der 
Eonzession  erfolgen  soll,  wohin  auch  der  Tausch  zwischen 
dem  Staate  und  einem  Privaten  zu  Rechnen  ist,  wird  die 
Zustimmung  der  gesetzgebenden  Körper  eingeholt.  Ausnah«' 
men  hievon  bilden  die  Ueberlassung  von  Wasserrechten^^  Tön 
Morästen  zur  Austrocknung,  ^  von  Dünen  zur  Urbannachong, 
von  Grundstücken  für  öffentliche  Zwecke,^  von  Grundstücken, 
die  durch  Auflassung  alter  oder  Errichtung  neuen' Strassen,  oder 
bei  andern  öffentlichen  Arbeiten  dem  Staate  entbehrlich  werden, 
an  die  angrenzenden  oder  die  früheren  Eigenthümer,'  endlich 
Ton  Grmzparzellen  der  Staaatsforste,  welche  nach  der  Ansicht 
derDomänenverwaltung  von  Privaten  usurpir-t  worden  sind,  in 
deren  Besitz  sich  befinden  und  nur  durch  die  Revindioations- 
Uage  wieder  erworben  werden  könnten,  dann  von  andern 
usurpirten  Grundstücken,  deren  Umfang  6  Hectmres  nicht  über- 
schrdtet,  an  die  bisherigen  Besitzer,  falls  dieselben  sich  bis 
Ende  1856  melden  und  ihren  redlichen  Besitz  nachweisen.* 

Auch  sind  auf  die  Staatsgüter  die  Vorschriften  der  Ge- 
setze vom  7.  Juli  1833  und  8.  Hai  1841  über  die  Expropria- 
tion zu  öffentlichen  Zwecken  anwendbar. 

Einen  Gegensatz  zu  diesen  nachsichtigeren  Bestimmun- 
gen bildet  das  Gesetz  vom  15.  Hai  1851,  wornach  ein  Do- 
raänengut  einem  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes  nur  auf 
Grund  eines  Gesetzes  gewidmet  werden  darf. 

*  Geaetz  vom  5.  vent  an  XII.  (26.  Februar  1804). ' 

*  Gesetz  vom  20.  August  1790. 

*  Gesetz  vom  16.  September  1807. 
^  Dekret  tom  21.  Februar  1808. 

^  Gesetze  vom  16.  September  1807  und  7.  Juli  1833. 

*  Gesetze  vom  20.  Ifai  1836  und  lO.  Juni  1847. 


als 


Ungefähr  730  nutzbare  Objekte  in  einem  beiläafigen 
Werthe  von  8,8'MilUonea  Fr.  J[)efanden  sich.  Anfangs  1851, 
also  ehe.  die  Gotor  der  Fapiilie  Orleans  hinzukamen ,  in  Hän- 
den der  Domänenverwaltung.  — 

Noch  durch  einige  Jahre  bilden  einen  nicht  ^unbedeuten- 
den Gegenstand  der  Thätigkeit  der  Do&iänenverwaltung  die 
V^handlungen  über  die  verpfändeten  und  vertauscli- 
ten  Staatsgüter.  Zu  deren  Verständniss  ist  ein  auch  in 
andern  Beziehungen  wichtiger  Rückblick  auf  die  französische 
Domänengeschichte  erforderlich. 

Es  war  ein  alter  Grundsatz  des  französischen  Staats- 
rechte/dass  das  Staatseigenthum  unyeräusserhch  und  uaver- 
jährbar  sei ;  das  Edikt  ^on  Moulins  vom  Februar  1566  hatie 
es  feierlich  .verkündigt  Nichtsdestoweniger  waren  Verseben- 
kungen  und  Verkäufe  an  der  Tagesordnung,  und,  wenn  man 
sich  nicht  getraute,  dem  Principe^  gerade  entgegen  zu  handeln, 
wurden  die  Staatsgüter  verpfändet  oder  vertauscht  (domajnes 
engag^  ou  6chäng^).. 

Die  T^rpf&ndeten  Güter  gingen ,  gleich^He  ein  Nut^sungs- 
eigenthum,  an  Erben  und  andere  Rechtsnachfolger  über  und 
konnten  vom  Sta&te  nur  durch  Bezahlung  der  ursprünglich 
pactirten  Pfändsumme  (finances,  döniers  d'entr^e^  eingelöst 
w^en.  Es  lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  beides,  Verpfäo- 
duQg  wie  Tausch,  oft  nichts  als  Umkleidungen  einer  »der 
königlichen  Freigebigkeit  entlockten  Schenkung  waren.  ' 

Wiederholte  königliche  Erlässe  hatten  den  Missbraocb 

'  gerügt,  der  mit  solchen  Entfremdungen  des  Staatsgutes  geübt 

worden  war,  die  öffentliche  Meinung  war  gegen  sie' gerichtet, 

und  map   übertrieb  den  Werth  d^  auf  solche  Weise  dem 

Staate  entzogenen  Eigenthums  ins  Ungeheure.  ^ 

Aus  solchen  Verhältnissen  sind  die  tyrannischen  Masjs- 

'  Später  zeigte  sich  (Bericht  des  Ministers  Barb6-Marbois  in  der  Pftirs- 
kammer  vom  6.  UJ^z  1820),  dass  es  höclistens  auf  120  Mill.  Fr.  geschaut 
werden  konnte. 
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oder  jder  gerichtlichen.  Bestreitung  der  Ansprüche  der  .Do- 
niänenrerwaltungw  '  • 

^-    'Die  Procedse  gegen  diese  Besitzer   ehemaliger  Staats- 
güter sind  es,  welche  den  Gegenstand  der  oben  erwähnten 

« 

Verhandlungen  der  Domänenrerwaltung  bilden J  -^  - 

Eine  mannigfache  und  ziemlich  einträgliche  Thätigkeit 

erwächst  ferner  der  l>omänenverwaItung  durch  die  Besttm- 

mungen  des  Code  Napoleon,  nach  denen  neu  entstandene 

r        Mpchwenimüngen  und  Inseln  im  Meei^  oder  auf  schiff-  und 

'  -  lAQgsbaren  Wassern ,  herrenlose  .Güter  und  Verlassenschaften, 

*  /    ^  denen  keine  gesetzlichen  Erben  yorhanden  sind  oder  die 

^  *    Ton  dai  Erben  aufgegeben  werden ,  dem  Staate  anbeirnftdlen. 

7-*  Es  ist  genau  bestimmt,  wem  die  Verpflichtung  zur  An- 

^'  feige  solcher  Objekte  obliege,  welche  Schritte  zur  Sicherung 

^ . -ApjT '  B;echte  des  Staates  wie  der  Privaten  ^zu  ergreifen  sei^i. 

In  den  Kolonien  ist  der  Einnehmer  des  Registrements  sogar 

der  gesetzliche  Kurator  herrenloser  Verlassenschaften. ' 

Doch  &llen  alle  diese  Bestimmungen  zu 'sehr  in  dea  Kreis 
des  Privatrechts,  um  hier  ausfuhrlicher  dargestellt  zn  werden.  ^ 

*  Ein  Procees  dieser  Art  wurde  im  April  1856  vor  dem  Tribunal  va 
Va86y  gegßn  den  Grafen  von  Chambord  und  die  Herzogin  von  Modena 
verhandelt  und  mit  grossem  Uni-echt  als  ein  Akt  der  Feindseligkeit  der 
kaiserlichen  Regieining  gegeti  die  ältere  Linie  der  Bourbons  betrachtet.  Der 
Prozess  bei'uht'  auf  einer  jener  noch  vor  dem  4.  März  1629,  alao  unter  der 
Herrschaft  der  älteren  Linie  ^  erlassenen  Aufforderungen  der  Pom&nenver- 
w'altung  und  es  handelte,  sich  lediglich  um  ^ie  zu  Ungunsten  der  beiden 
Geschwister  entschiedene  Vorfrage ,  ob  die  ihnen  gehörigen  Forste,  welche 
urspi^iinglich  ihrem  Grossvater  von  Ludwig  XVL  im  Tauschwege  abgetreten 
worden  waren ,  unter  das  Gesetz  vom  12.  März^  1820  fallen  oder  fuchC 

'  Art.  33,  539,  557,  713,  723,  724,  768. 

'  Instruktionen  vom  24.  germ.  an  XII. ,  6.  pluv.  an  Xlll.  und  6.  Man 
1806,  GeseU  vom  28.  April  1816,  Ordon.  vom  3.  Juli  1816,  Ißnisterfal' 
erlasse  vom  20.  Okt.  1826  und  10.  Sept  1829,  Ordon.  vom  16.  Mai  1832. 

*  Nach  Art.  25  und  33  des  Code  Napolton  waren  auch  die  Güter, 
welche  bürgerlich  Todte  erwarben,  dem  Staate  verfallen;  allein  diirek  das 
Gesetz  vom  31.  Mai  1854  wurde  die  Strafe  des'  bürgerliclien  Todes  mit 
allen  ihren  Rechtsfolgen  aufgehoben. 
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Die  DomfeenverwaltuDg  besorgt  aile  Ankaofe  von  Grand- 
stücken  für.  die  Zwecke  der  Ftnänzverwaltung  und  bat  alle 
darauf  bezügllcbe  Besitztitel  in  ihrer  Verwahrung.  ^ 

Sie  ist  auch  2ur  Obsorge  über  das  Mobilianrermögen 
des  Staates  berufen. 

Das  Finanzgesetz  vom  26.  Juli  1829  ordnete  nach  vieleii 
ohne  Erfölg  gebliebenen  früheren  Anordnungen  die  Verfä«- 
sung  Ton  Inventarien  Ober  das  vom  Staate  oder  von  den 
Departements  öffentlichen  Funktionären  gelieferte  Mobiliote 
an.  äie  wuiden  in  Folge  der  Ord.  vom  3.  Februar  1880 
von- den  FunktionlU'en  in  zwei  Ausfertigungen  verfasst,  yo& 
den  Agenten  der  Domänen  geprüft,  von  dem  Funktionär 
mit  der  Uebemahmsklausel  versehen,  und  ein  Exemplar 
ihm  belassen,  das-  andere  bei  der  Domänendirektion  hiti*^,' 
terlegt  In  jedem  Ministerium  wurde  ein  Verzeichniii. 
der  Funktionäre  rerfasst,  denen  ein  Mobiliare  anver- 
traut ist  —  Jedes  Jahr  und  bei  jedem  Wechsel  der  ver- 
antwortlichen Funktionäre  wird  vom  Domänenagenten  eine 
Revision  des  Inventars  vorgenommen.  —  Der  Funktionär  ist 
verhalten'in  dem  ihm  verbleibenden  Inventarsexemplar  alle 
im  Verlaufe  des  Jahres  vorgekommene  Aenderungen  anzu- 
merken; nach  demselben  wird  sodann  das  Exemplar  der 
Domänendirektion  richtig  gestellt  Letztere  hat  allfällige  ün- 
r^elmässigkeiten  durch  die  ihr  vorgesetzten  Behörden  zur 
Eenntniss  der  kompetenten  Instanz  zu  bringen. 

Die  unbrauchbar  gewordenen  Mobilien ,  Drucksorlen  und 
sonstige  Materialien,  welchem  Ministerium  und  Dienstzweig[e 
sie  immer  angehören ,  sollen  in  der  Regel  der  Domänenver- 
waltung  übergeben  und  von  dieser  veräussert  werden,  doefa 
bestreu  mancherlei  Ausnahmen,  wenn  der  Trai^sport  an 
den  Standort  der  Domänendirektion  zu  schwierig  oder  zu 
kostspielig  wäre.     Die   Veräussenpag   geschieht  dann    von 

der   berufenen  Dienstbehörde   unter  Dazwischenkunft   eines 

•     ••  .     ■ 

*  Minifiterialbeschluas  vom  11.  Oktober  1S34. 
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Organea  der  Domftnenverwaltung,  aber  jedeoftills  muaa  der 
Erlös  an  die  Domänendirektion  abgeflUirt  werden.  ^ 

Diese  besorgt  auch  die  Yersteigerung  der  Nebennatsun- 
gen  der  Forstwirthschaft.  der  Fischerei,  der  Jagd  in  den 
Staatsfoisten ,  an  sie  werden  die  PacbtschiUinge  der  forfifi- 
katdrischen  Gründe  in  den  festen  Orten  Frankreichs  und  der 
Befestigungswerke  von  Paris  und  die  Einkünfte  der  Acker- 
bau-*, der  Werkschulen,  der  BeschlÜanstalten,  der  Bind-  und 
8chn&Qehteseien  abgeführt,  woferne  sie  die  betreffisnden  Pro- 
dukte nidit  selbst  verwerthet,  und  sie  verwaltet  endlich  die 
tvenigen  der  Stadt  gehörigen  Eanalantbeile.  und  sonstige 
-Grundrenten.^ 

Der  Ertrag  der  Domänenverwaltung  ist  für  1857  mit 
16,3  Millionen  Fr.  veranschlagte  Hierunter  bildet  der  Ertrag 
4ht  GüterviBrkäufe ,  meist  aus  der  Konfiskation  der  Orleana"- 
schen  Güter  hettührend ,  die  HauptsUmme  mit  8,000,000  Fr. 
Der  £]rtrag  der  eigentlichen  DcHpänen  erscheint  mit  450,000, 
der  fortifikatorischen  Güter  mit  675,000  Fr.,  der  dem  Staate 
angefallenen  Erbschaften  u.  dgl.  mit  610,000,  der  For- 
%  derungen  aus  verpfändeten  und  vertauschten  Gütern  mit 
100,000  Fr«,  der  Erlös  aus  Verkäufen  von  Materialien  mit 
3,700,000^  Fr. ,  und  der  Ertrag  verschiedener  Institute  mit 
1,560,000  Fr.  in  Rechnung.  ^ 


4.     Die  Verwaltimg  des  Enregiatrements  und  der 

PornfbieiL 

So  strenge  die  Gesetze  gegen  die  Steuerpflichtigen  und 
die  für.  die  Einzahlung  der  Gebühren  verantwortlich  erkl Ar- 
ten öffentlichen  Agenten  sind,  eben  so  strenge  wirken  sie 

*  Ord.  vom  14.  September  1822.    Miiiisterialerläsfie  vom  25.  Deoember 
1822  und  5.  Juni  1851. 

'    '  SclüUzenBwerthe  Daten  über  das  Domänenwesen  enthält:  )L  Tetsard. 
Dictionnaire  de  l'Enregistrement  et  des  Domaines.    Paris  1844.    !^  TheU. 

*  Für  1856  war  der  Domänenerlrag  mit  14,2  Hillionen  in  dea  Staatt- 
voranschlag  aufgenommen.' 
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dahin,;  da88  die  Steuerbealnteii  ihre  Pflicht  gegen  das  Publi- 
kum und  den  Staat  erfüllen.  Die  Bureaux  der  Enregistre- 
ments-  und  der  Grundbuchsfimter  müssen,  Sonn-  undFäer"* 
tage  ausgenommen,  Von  8  Uhr  Morgens  bis  4  Uhr  Abends 
geöffnet  sein,  die  Registrtrung  muss  sogleich,  wie  die  G^ 
bühr  berichtigt  ist,  vorgenommen,  die  Akten  dürfen  nur  atüsi 
Steiierrücksichten ,  nAmlicb  wenn  sie  Aufschlüsse  zur  Ent- 
deckung YOrbehaltener  Gebühren  versprechen,  und  nur  auf 
^  Stunden  zurückbehalten,  und  selbst  dieser  Zurückbehal- 
tung kann  dadurch  vorgebeugt  werden,  dass  der  die  Urkunde 
überreichende  Agent  sitoh  herbeiläsat,  die  Richtigkeit  der  von 
dem  Beamten  sogleich  vorzunehmenden  Abschrift  zu  bestäti- 
gen. Die  Einnehmer  des  Registrements  dürfen  Abschriften 
und  Auszüge  aus  ihren  Arbeiten  andern  als  den  betheiligten 
Privaten  nur  über  Auftrag  des  Friedensrichters  mittheilen. 
Die  Grundbuobsführer  hi^Ren  mit  ihren  Kautionen  für  jede 
Auslassung  und  jede  Irrung  in  ihrei^  Eäntragungen  bis 
zehn  Jahre  nach  Beendigung  ihrer  Amtsführung. 

Die  Kautionen  sind  je  nach  der  Bevölkerung  mit 
20—60,000  Fr.,  in  Paris  mit  100,000  Fr.  bemeissen. 

Die  Registrirung  der  Urkunden  geschidit  in  einem  durch 
den  Direktor  des  Registrements  paraphirten  und  cofirten  Rie- 
gister.  In  dieses  wird  die  Urkunde  auszugsweise  einge- 
tragen, jedoch  dergestalt,  dass  alle  Momente  ersichtlich 
werden ,  welche  auf  die  Bemessung  der  Gebühr  von  Ein- 
fluss  sind. 

Der  Datum  der  Urkunden  und  die  Summen ,  nach  wel- 
chen die  Gebühr  bestimmt  wird,  müssetn  in  Buchstaben,  das 
erste  Wort  in  der  Eintragung  und  die  Namen  der  Parteien 
mit  grossen  Lettern  geschrieben  werden.  Wird  eine  oder 
die  andere  Eintragung  Behufe  des  weiteren  Verfahrens  an 
ein  anderes  Bureau  verwiesen,  so  muss  das  Wort  ,, Renvoi '^ 
und  die  Nummer  der  Expedition,  mit  welcher  die  ZuweK 
sung  gesehtth,  am  Rande  bemerkt  werden.    War  ausser,  der 
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Gebühr  aucli  -eiDe  Strafe  einzubeben,  so- darf  die  Hinwei- 
aung  auf  die  Post  des  Strafregisters  nicht  fehlen.  Wbrd  eine 
Oebabr  bloss  yorgemetkt,  s6  ist  die  Bentfang  auf  das  Bu- 
reaa,  welcbes  die  Hauptsuaime  in  Evidenz  h&lt,  das  Yer- 
zeich'niss,  in  welches  die  Oebttbr  Behufe  der  künftigen  ESn- 
bnngung  vorgetragen  wird,  oder  der  Beisatz  notfawendig, 
dasß  sie  in  die  Liquidation  der  Kosten  werde  einbezogen 
werden  (&  comprendre  dans  la  liquidation  des  d6pense»). 

.  Aussei"  dem  Register  für  die  Eintragung,  den  yerschie- 
denen  Gel^joumalen  und  den  allgemeinen  in  jedem  Verwal- 
tuDgsburean  erforderlichen  Vormerkungen  (z.  B.  dem  Ver- 
ordnungs-  und  Normalien  buche  und  dem  Korrespondenzpro- 
tokolle)  hat. der  Einnehmer  des  Registrements  f^  seine  qpe- 
cielle  Aufgabe,  noch  folgende  Yertseichnisse  (sommter»)  au 
fbhren:  *- 

a)  der  zu  verfolgenden  Anzeigungen  (des  döcouvertes 
ä'telaircir)  über  Gebührenentgänge; 

b>  der  sichern  (aber  noch  nicht  ziffermi&ssig  festgesetz- 
ten) Gebühren,  z.  B.  für  die  angefollenen  Erbschaften; 

c)  der  festgestellten  (aber  noch  aushallenden)  Gebühreo, 
z;  B.  der  vorgemerkten  Gebühren,  der  einzuhebenden  (Geld- 
strafen. - 

Mancher  anderer  specieller  Vormerkungen,  die  er  zu 
führen  hat,  oder  die  ihm  geliefert  werden,  z.  B.  der  Todes- 
fälle ,  der  Katastral  -  und  Grundsteuer- Veränderungen  ^  wurde 
bereits  im  Laufe  der  Darstellung  Erwähnung  gem)M^ht  Eine 
ganz  eigenthümliche  Vormerkung  ist  aber  jene  der  Markt- 
preislisten (mercuriales).  Sie  dient,  die  Durchschnittspreise  zu 
berechnen ,  nach  denen  Naturalleistungen  abgeschätzt  werden. 

Das  eigentliche  Grund-  und  Hypothekenbuch  wird  in 
chronologischer  Ordnung,  wie  die  Urkunden  einlangen,  ge- 
führt-; es  ist  gestämpelt  und  von  dem  Maire  des  Standortes 
cotirt  und  paraphirt. 

Ueber  die  Form  der  Eintragungen  gilt  das  oben  aber 


221: 


das  Register  des.Eai%gisträineDM  Gesagte,  nur  dasshier  die 
Rücksichtjbn  für  die  Sicherung  der  Privatrechte  noch  grOesare 
Vorsicht  zur  Pflicht  machen.  Eine  zweite  Abschrift  der  Üi> 
konden  wiitL^n  einem  Archiv,  welches  nach  der  alphar* 
betisdien  Reihenfolge,  der  Namen  der  .im  Bezirke  begüterteq 
Grundbesitzer  geordnet  ist,  dergestalt  hinterlegt,  -da^s  alle, 
denselben  Orundti^tzer  betreffende  Urkunden  beisammen 
in  einem  Fache  liegen. 

Der  Grundbnchsftahrer  hat  übrigens  ausser  dem  eigent- 
lichen Grund-  und  Hypottiekenbuche  noch  ein  Eiiinahms- 
register  über  die  einzelnen  vergebührten  Akte  zu  fuhren. 

Die  Stämpelämter  mit  den  ihnen  untergeordneten  Stäm- 
pelmagazinen  führen  Einnahms-  uhd  EontroUsregister .  und: 
Au&chreibungen  über,  den  Yorrath  an  Stämpelpapier  und  gOr 
stän^pelten  -Blauquetten.  Jede  St&mp^ung  kann  nur  über 
dne  juxtirte  Anweisung  des  Einnehmers  geschehen,  und 
diese  erh((lt,  abgesehen  von  den  mannigfachen  Registern, 
durch  die  Aü£schreibung  de9  Stämplers  selbst  die  Gege^nprobe^ 
'  In  Beziehung  auf  den  I)omänendienst  sind  der  Reeh^ 
nungskontroUen  ebenfalls  viele  ^  das  Detail  dürfte  ermüdend 
Interessant  ist  indess  die  Aufisählung  der  Yormericungen.,  die 
geführt  werden  müssen:  Ueber  fällige  Renten,  Pachtzinsen 
Eaufschillinge,  den  Stand  der  Staatsgüter  und  StaatsgebQude, 

•  •  • 

über  dieueu  flieh  bildenden  Tesrfdns,  über  Gründstücke,.  di€i 
iiä  Dienste  des  Verwaltungszweiges,  für  den  sie  bestimiot 
sind,  entbehrlich  werden,  über  den)  Staate  anheimfallende, 
über  herrenlose,  über  sequestririie  Güter,  über  Domänen^ 
die  von  Privaten  usurpirt  worden,  über  Verlassensdbaften, 
wo'ein  Erbe*,  nicht  vorhanden  ist  oder  Bich  nicht  gemeldet 
hat;  über  Gegenstände,  die  auf  Eisenbahnen,  Postwagen  odeat 
anderen-  (^entliehen  Fuhrwecken  zurückgelassen  und  nioht 
reklamirt  wurdeb,  tüber  die  von  anderen  Verwaltungszwei'', 
gen  als  unbrauchbar  abgegebenen ,  zu  veräussemdei)  Gegen- 
stände u.  dgl.  ■,.-., 


a^ 


Der  Kero  des  Dienstes^  sind  nach-  dem  Dargestellten  die 
{Sinnehmc^.  Sie  werden. aus  den  Supemumerären ^  die  wenig- 
stens di'ei  Jabre  gedient  und  drei  strenge  Prttftmgen  mit 
Erfolg  bestanden  haben;,  etnannt  In  ihren  Bezügen  sind  sie 
auf  ProYisionen  von  den  durch  sie  eingehQbenen  Oebfthren 
angewiesen.  Diese  betragen  8%  A^r  die  ersten  10,000  Fr., 
3%  flir  die  Beträge  ron  10,000  bis  50,000  JE^V.,  und  sie  &llen 
rasch  fllr  höhere  Einnahmen ,  so  dass  sie  von  Betrügen  über 
700,![)00  Fr.  nur  mit  V4  %  entfttUen.  *  Dort  wo  4lie  £Smiehmer 
einen  fixen  Gehalt  beziehen ,  ist  er  nur  lUs  eine  Bk^änsung 
der  Provision  za  betrachten. 

Die  Grondbuehsführer  •  erhalten  eine  Provision  yon^2% 
fUr  die  von.  ihnen  für  Rechnung  deff  Staaten  eing^obenen 
Gebühren.  '^  .       * 

Höchst- wichtig  ist  auch  die  Stellung  der'^gentlicben 
Kontrollsbeamten ,  der  Verifikatoren  und  Inspektoren;  denn 
vorzugsweise  auf  ihrer  Einwirkung  beruht  der  pünktliche, 
rasche,  aufre<5hte  und  gleichförmige  Gang  des  Dienstes.  Eine 
eigene  höchst  ausführliche  Instruktion  vom  15.  März  1831 
r^elt  ihre  Thätigkeit.  Sie  haben  nicht  blods  darauf  zu  sehen, 
dass  die  Em*egistrements-,  Stämpel-  und  Grundbuchsämter  in 
Allem  die  Vorschrift  beachten ,  ihre  Amtsbücher  in  der  vor^ 
geschriebenen  Form  ohne  Rückstand  führen,  sondern  die 
Verifikateurs  haben  sogar  die  Berechnung  aller  eing^obenen 
Gebühren  zu  prüfen,  und  sie  haften  mit  dem  Amte  für  jedes 
nicht  entdeckte  Gebrechen  und  für  jede  ausgelassene  öder 
zu  gering  bemessene  Gebühr,  die  hinterher  uneinbringlich 
werden  sollte.  Sie  vergleichen  auch  die  Aufschreibungen  der 
Aemter  mit  jenen  der  Notare,  Gerichtsdiener,  Grefiers,  Ver- 
waltungssekretäre, der  Kassiere  öffentlicher  Körperschaften 
und  Anstalten,  industrieller  Unternehmungen  u.  d^.,  und 
gehen  in   die  Grerichts-,  Notariats-  nnd  Verwaltungaakten 

<  Dekret  vom  1^.  Mai  1810. 
'  Ord.  Tom  23.  Februar  IBSSL 
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selbst   ein ,   uoi   hieraus   die   Gebahrung  jenet  öfifentHchen 
AgeDteB  beurthdlen  zu  können. 

Dass  man  ernstlich  will,  dass  sie  genau  und  strenge 
TOrgehen ,  eigibt  sich  auch  daraus ,  dass  ihnen  14  T^^  zur 
Prüfung  eines  einzigen  Amtes  und  der  ihin  zugewiesenen 
Agenten  eingeräiuot  sind, 

•  •       .  . 

6.    Das  Fontweaen»  die  Fifteherei  und  die  Jagd. 

Wiewohl  daQ  Forstwesen  mit  den  damit  zusämmenhftn- 
genden  Jagd-  und  Fischereirechten  untet*  einen  besonderen 
Gteneraldirektion  steht,  dttrfte  doch  hier  der  geeignetste  Plats^ 
zur  Elrörterung  desiselben  sein*;  ist  es  doch  wiederholt,  ron 
1791  bis  1801  und  von  1807  bis  1820^  mit  den  Domäned^ 
rereint  unter  der  Leitung  der  Generaldirektion  des  Enregistre- 
ments  und  der  Domänen  gestellt  gewesen,  und  handelt  es 
sich  doch  auch  hier  zum  grossen  Th^ile  um  die  Verwaltung 
eines  Staatsgutes. 

Daa  Forstwesen  wird  noch  immer  nach  den  Prin- 
zipien des  alten  Colbert'schen  Code  von  1668  geleitet,  im 
Geistoder  Bevormundung  und  des  Staatssdiutzes.  Das  Ge- 
setz vom  21.  Mai  1827,  welches  das  Bestehende  ordnend  zu- 
sammenfiassto,  ist  lobenswerth  in  Bezug  auf  die. Bildung  and 
Disziplin  des  Forstpersonab ,  die  eigentliche  ForstwirthschafI 
und  die  Beschränkung  der  Forstdienstbarkeiten,  aber  es  be- 
handelt das  Holz  nicht  wie  ein  Glied  der  grossen  Rqibe  der 
Güter,  mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  Wohnsitz  dea 
Menschen  ausgestattet  hat,  Wechselnd  in  seinem  Werthe^ 
wie  alle  die  andern,  und  bestimmt,  verbraucht,  verteuschi, 
umgestaltet  zu  werden,  wie  es  eben  das  Bedürfniss.nnd.  daa 
Interesse  fordern,  sondern  .es  behütet  den  vegetabilischen 
BiiBnnsto£F  vor  der  Verfügung  d^  Eigenthümers  wie  vor  den 
EingriffSen  dar  Fremden ,  daimt  er  im  Grundstocke  unversehrt 
der  Zukunft  und  jeneli   bevQnrajgten.  Minnem   vorbehalten 
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awOben^  boi.^teni  fiolx  vercurbeilei  wird,  nicht  ein  Wirths- 
hMi8  IialteD ,  Hiebt  Getrtnke  im  Detail  verkaufen ,  nicht  ihren 
HolibedarC  ausser  dem  Airondissement,  in  dem  sie  dienen, 
sieb  ansohaflteo,  nicht  jagen,  nicht  fisdien. 

Die  Register,  in  denen  sie  die  aufgenommenen' Protokolle, 
die  TQfaogenen  Znstellungen  und  Vorladungen,  die  sonstigen 
Vorfiele  im  Dienste  au&eichnen,. müssen  vom  Präfekten  oder 
Unterpräfekten  paraphirt,  die  Abdrücke  der  Hammer,  die  sur 
Bezeichnung  der  Bäume  dienen,  bei  Gericht  hinterlegt  sein. 

Alle  Staatswaldungen  ^unterli^en  der  forstmässigen  fie- 
wirthschaft  (am^nagement). 

Ohne  Bewilligung  des  Kaisers  darf  kein  im  Wirihschaffs- 
plane  nicht  rorgesehener  Schlag  und  kein  Schlag  in  reser- 
▼irten  Waldiheilen  geschehen. 

In  den  Staatsforsten  wird  das  Hols  in  der  Regel  am 
Stock,  im  W^e  der  öffentlichen  Versteigerung,  die  wenig- 
stens 14  Tage  früher  angekündigt  werden  muss,>bintange- 
geben.  Nur  Windbrüche  und  dergleichen  zufftllige  und  dringe 
liehe  Verkäufe  bilden  eine  Ausnahme,  lin  Augenblicke,  wo 
das  Meistbot  als  solches  anerkannt  wird,  ist  der  Verkauf 
rechtskräftig.  Der  Ersteher  hat  übrigens  ausser  dem  Meist* 
bot  noch  einen  zehnprocentigen  Zuschlag,  dann  8%  fbr 
Erhaltungs-  und  Verbesserungskostm,  und  V/^%  für  die 
Kosten  dar  Versteigerung  zu  entrichten.  Der  Kaufechilling 
wird  mittelst  Wechsel  bezahlt,  für  welche  die  Genieral- 
einnehmer,  an  deren  Ordre  sie  lauten,  einzustehen  haben; 
sie  erhalten  dagegen  ein  Escompte  ron  V4  ^/ o-  Es  *  ist  die 
Frist  bestimmt)  binnen  welcher  die  HolziUlung  b^onnen 
und  beendigt  sein  muss.  Vor  dem  Beginne  muss  die  schriTt- 
liche  Bewilligung  des  Forstagenten  erlangt,  die  Fläche  ab- 
gemessen, das  Holz  vorgewiesen,  die  Fällung  selbst^ «owie 
der  etwaige  Verkauf  des  gefiQlten  Hbhses  unter  die  Leitung 
eines  beeideten  Aufsehers  (garde-vente)  gestellt  sein:    ' 

Es  dürfen  mcbt  die  bezeichneten  Sanotenbäume  g^tf&Ut,* 

Hock,  Finanzverwiiltung  Prankreichs.  15 


die  Bäume  vor  der  Fällung  geschält  orlor  entrindet,  neue 
Wege,  Kohlenmeiler,  WachhUtten  nnd  Werkstätten  ohne  Be- 
willigung angelegt,  ausser  den  Hütten  Feuer  angezündet, 
Hölzer,  die  nicht  im  Schlag  gefällt  worden,  abgelegt  werden, 
vor  Sonnenaufgang  oder  nach  Sonnenuntergang  darf  eine  Fäl- 
lung nicht  stattfinden.  Die  Ersteher  und  ihre  Aufseber  sind 
verantwortlich  für  alle  Forstfrevel,  die  innerhalb  des  erstan- 
denen Schlages  und  in  einem  Umkreise  von  250  Meter  von 
den  Grenzen  desselben  verübt  und  von  ihnen  nicht  angezeigt 
werden.  Binnen  drei  Monaten  nach  beendigter  Fällung  wird 
die  kontrollirende  Wiedervermessung  und  die  Untersuchung 
des  Schlages  vorgenommen. 

Auf  die  gleiche  Weise  wird  bei  Versteigerung  der  Eichel- 
mast und  Weide  vorgegangen.  Die  eingetriebenen  Thiere 
müssen  mit  Brandzeichen  versehen  sein,  der  Eintrieb  auf 
andern  als  den  gestatteten  Wegen  oder  bei  Macht  ist  Ter- 
boten,  und  ebenso  das  Abschlagen,  Aufsammeln,  Wegführen 
der  Eichein,  Buchecken  u.  dgl. 

Seit  dem  i.  August  1837  haben  alle  besondere  Wid- 
mungen für  Gemeinden,  Fabriken,  Gewerke  u.  dgl.  auf- 
gehört; die  Berechtigten  wurden  durch  Ueberiassung  eintel- 
ner  Waldlheile  (cantonnement)  entschädigt.  Noch  bestehen 
aber  zahlreiche  Einforstungen  und  Servituten,  wiewohl  seit 
dem  Gesetze  vom  5.  Mai  1827  keine  neue  Bewilligung  statt- 
linden darf  und  die  freiwillige  und  selbst  die  zwangsweise  Ab- 
lösung gestattet  ist.  Erst  in  letzter  Zeit,  am  12.  April  1854, 
wurde  ein  neues  den  Vorgang  hiebei  regelndes  Gesetz  er- 
lassen. Die  Ablösung  der  Einforstung  geschieht,  wie  er- 
wähnt, in  der  Regel  durch  Ueberiassung  von  Waldtheiteo, 
jene  anderer  Servituten  mittelst  Geldenischädigungen.  Jede 
einzelne  Verhandlung  gelangt  wenigstens  dreimal  zum  Uini- 
steriura.  Zuerst  entscheidet  dasselbe  über  die  Frage  der 
Opportunität,  dann  über  den  Betrag  der  Ablösung,  zuletzt, 
nachdem  mit  dem  Berechtigten  verhandelt  worden,  Über  die 


*  ^' 
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definitive* Auefolgung  der  Abtösungssumoae.  Hiebe!  wird  wie- 
derholt ausser  der  antragenden  Foratverwaltung  auch  die  Do- 
mänenverwißtung,  als  der  Vertreter  des  Staatseigentliums,  zu 
Rathe  gezogen.  Geht  der  Berechtigte  auf  das  Anbot  nicht 
ein,  BOndetn  stellt  er  andere  Bedingungen,  odeir  muss  wegen 
seiner  Weigerung  sich  an  den  Präfekturratb  wegen  Einleitung 
der  zwangsweisen  Ablösung  geschritten  werden,  30  ist  di6' 
Dazwischenkunft  des  Ministeriums  noch  häufiger  erforderlich. 

Im  Uebrigen  jsind  die  Forstdienstbarkeiten  durch  das 
Gesetz  in  ihrer  Austlbung  sehr  beschränkt.  Die  Berechtig* 
ten  dürfen  das  Holz  nur  über  Vorweisung  desselben  durch 
den  Forstagenten  füllen.  Sind  in  einer  Gemeinde  mehrere 
Berechtigte,  sa  haben  sie  gemeinschaftlich  einen  Unterneh- 
mer zu  wählen ,  welcher  das  Holz  fällt  und  verführt,  upd 
sich  nach  den  Bestimmungen  für  die  Ersteher  versteigerten 
Holzes  zu  benehmen  hat,  und  sie  haften  für  die  vhndem 
Unternehmer  begangenen  Uebertretungeu.  Daß  Holz  darf  nur 
zu  dem  Zwecke,  auf  weichen  die.  Berechtigung  lautet,  ver- 
wendet werden.  Bei  dcilr  Einsammlung  von  Waldstreu  und 
Klaubholz  darf  kein  Haken  (crochet)  und  überhaupt  kein  * 
eisernes  Geräthe  gebraucht  Verden.  Die  Eichelmast  und  die 
Waldweide  dürfen  nur  durch  drei  Monate,  deren  Anfiang 
von  der  Verwaltung  festgesetzt  wird ,  nur  in  den  zugewiese- 
nen WaMtheilen,  nur  mit  einer  beschränkten  Zahl  Vieh, 
das  zum  eigenen  Gebrauche,  nicht  zum  Verkauf^.bestimpat 
sein  muss,  benutzt  werden.  Die  Wege  für  das  Vieh  sind 
genan  vorgezeichnet,  und  wo  sie  lan  jungem  Anflug  vorbei- 
führen, durch  Gräben,  zu  denen  diß  Berechtigtei  beitragen 
müssen,  abgegrenzt.  Die  Thiele  einer  Gemeinde  werden 
auf  einmal  unter  der  Leitung  eines  Hirten  eingetrieben,  sie 
müssen  am  Halse  eine  Glocke  und  am  Schenkel  einen  die 
Gemeinde  kennzeichnenden  Brand  haben.  Ziegen,'  Lämmer 
und  oft  auch  Hamioel  sind  vom  Eintriebe  ausgeschlosseii. 

Dem  gleichen  Regime  unterliegen  Fbrste,  in.. denen  dem 


Staat  ein  Miteigeuthiim  zur  iingethcilteii  Hand  zusteht;  die 
siidern  Miteigenthümer  haben  fast  keiii  anderes  Recht  als 
jene«  der  Theilnalime  an  dem  Nulzertrage. 

Die  Gemeinden  und  ößentlichen  Institute  sind  verpflichtet, 
ihre  Forste,  welche  die  Foratverwaltung  einer  regelmäs- 
sigen Forstbewirthschaftung  fähig  hält,  unter  die  Leitung 
derselben  zu  stellen.  Ja  Über  Antrag  der  Foratverwaltung 
kann,  in  Fnlge  Erkenntnisses  des  Prafekturrathea  und  vor- 
behaltliclt  den  Rekurs  an  den  Staatarath,  selbst  der  Gemeinde 
gehöriges  Weideland  der  Forstkultur  gewidmet  und  dadurch 
der  Aufsicht  der  Furstverwaltung  unterzogen  werden.  Mit 
dem  Beginne  dieser  Aufsicht  hört  das  freie  Verfügungsrecht 
dei  Gemeinde  auf,  sie  darf  den  Wald  nicht  abtreiben, 
nicht  in  anderes  Kulturland  verwandeln,  nicht  theilen,  ja 
sie  tritt  fast  ganz  in  die  Reihe  der  in  den  Slaatswal- 
duDgen  Ein  geforsteten  zurilck.  Die  Vorschrillen  fUr  die 
Staatsforste  finden  ganz  auf  diese  Gemeindewaldungen  An- 
wendung. Die  Verwaltung  bestimmt,  wann,  wo,  wie  viel 
geschlagen  werden  soll.  Die  Verkäufe  finden  ebenfalls  nur 
im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  durch  das  Forst- 
personale  statt,  die  Vertreter  der  Gemeinde  werden  zwar 
zu  derselben  eingeladen,  allein  auch  wenn  sie  nicht  erschei- 
nen, ist  der  Akt  gültig.  Das  Holz  zum  eigenen  Bedarf  wird 
der  Gemeinde  und  deren  berechtigten  Gliedern  gleielifalls 
von  der  Forstverwaltung  vorgewiesen;  sie  dürfen  es  ohne 
dMen  Genehmigung  zu  keinem  anderen  eis  dem  ang«- 
gebenen  Zwecke  verwenden.  Die  Gemeinde  musa  so  viele 
Forstwarte  ernennen  und  bezahlen,  als  die  Forstverwaltuiig 
bestimmt;  die  Ernannten  bedttrfen  der  Genehmigung  der 
letztem.  Für  die  Koslen  der  Aufsicht  hat  die  Gemeinde 
fünf  Procent  von  dem  Preise  des  versteigerten  und  von  dem 
(durch  die  Verwaltung  bestimmten)  Schaizungswerthe  des 
ihr  EU  ihrem  Gebrauche  ausgefc^gten  Holzes  zu  entrichten.  ■ 

■  Gcwlz  vom  2ri.  Juni  ISil  und  19.  Juli  1845. 
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Die  Grundsätee  der  Bewirth8chaftuAg,.die  BestiminuiigeQ 
über  die  besondern  Widmungen-  Und  Dtenstbark^ten  -aisd 
die  gleichen  auch  fQr  die  Fdrste*  der  Krone,  der  Apanstgen^  * 
der  Kronlehe0  (majorats  reversibles  ä  Tiätat). 

Alle  die  bisher  aufgezählten  Forste  nennt  man  »eben 
wegen  ihrer  Verpflichtung  zu  einer  strengern  Bcwiirthscbaf*; 
tung  R^eforste  (for6ts  de  regime).  -  •  * 

Die  Forste  der  Privaten  unterließen  dem  Bewirthsobaf- 
tungazwange  nicht  und  dem  Verfägungsrechte  der  Eigen- 
tbüm6r  sind  weitere  Grenzen  gezogen;  allein  auch  auf  änen 
lastet  das  durch  den  $.  219  des  Code  forest,  zuerst  auf 
20  Jßhre  ausgesprochene,  dann  vor  seinem  Ahlauf  im  Jahr 
1847  auf  weitere  drdl  Jahre,  durch  jAas  Gesetz  vom  7.  JoH 
1853  bis  Ende  1866  und  seitdem  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli 
1856  auf  unbestimmte  Zeit,  nllml|ch  bis.  zur  Entscheidung 
Aber  den  in  Verhandlung  stehenden  Gesetzentwurf,  welcher 
die  Verhältnisse  bleibend  iregeln  soll,  verlängerte  Verbot,  eiii.e 
Absteckung  oder  gär  eine 'Umwandlung  des  Wal^bodens  in 
eine  andere  Kultur  ohne  Zustimmung  der  Forstbehörde  vor- 
zunehmen. Es  'steh^  -zwar  gegen  die  Verweigerung  dies^ 
Zustimmung  der  Brekurs  an  den  Präfekturrath  und  in  wdi-^ 
terer  Instanz  an  den  Staatsrath  frei;  alldn .  so  lange  die 
Behörde  auf  dem  Boden  des  G^etzes,  der  Erhaltung  dar 
bewirthschaftungsf&higen  Forste ,  sich  befindet ,  haben  }ene 
Rekurse  keine  Aussicht  auf  Erfolg. 

Durch  dmen  Erlass  der  provisorischen  Regierung  voai 
2.  Hai  1848  wurde  die  .Umwandlung  des  Waldbodms  in 
anderes  Kulturland  überdiess  durch  eine  Taxe  von  2&  bis 
50  Procent  des  hiedurch  erlangten  Mehrwerthes  erschwert. 
Ebenso  ist.  zwar  der  Forstmeister  ermächtigt,  die  Zustim- 
mung zur  Abstockung  zu  verweigera,  allein  zur  Ertheihmg 
derselben  bedarf  er  der , Genehmigung  der  Generaldirektiou 
und  theilweise  selbst  des  Ministers.    Die  Fristen  ^  innerhalb 

*  Diese  vJiatten  ^ur  vor  dem  «Takre'lSiS  Bedentong.'  ^      * 
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jiefest  dem  Sigentbüoier  ^er  Beschluss  der  Geliördea.  nilzu- 
th^Ien  ist,  aind  sehr  lange, -so  daoi  auch  hierdureh  dem- 
seli^-  sein  Vorhaben  verleidet  wird.  ,        * 

Eine  änderenoch  lästigere  und  schädlichere  Eigenthums- 
bescbränkung,  die  gleichmässig  auf  die  der  Regie  unter- 
worfenen ,  wie  auf  die  in  Privatverwaltung. .  befindlidbai 
Waldungen  sich  erstreckte,  das  Yorkaufsrecbt  der  Marine 
auf.  die  vom  ihren-  Agenten  für  8chifE»bauzwecke  geeignet 
erklärten  Stämme -und -Hölzer,  hat  glücklieber  Weise*  mit 
1.  Atigust  1837  für  die  Privat-  und  mit  1.  Januar. 1839  Ar 
die  unter  Regie  stehenden  Waldungen  aufgehürt,  doch 
wurde  für  die  letztem  das  Recht  der  Manne  bloss  suspeii- 
dirt,  nicht  förmlich  aufgehoben.  ^  In  den  Rheinauen  be- 
steht noch  ein  .ähnlidies  Zwangskaufsrecbt  bezQ'glich  des 
zum  Uferechutzbau  nöthigen  Faschinenholzes. 

Die  Bestimmungen  ^über  die  Ablösung  und  über  die 
Beschränkungen  in  der  Ausübung  der  ForstdienatblBffkeiteQ 
lieben  auch  auf  die  Privatwaldungen  Anwendung. 

Die  Privaten  dürfen  eigene  Forstwächter  halten;  Falls 
diese  vomU^terpräfekten  genehmigt  und  vom  Gericht  beeidigt 
äinä,  werden  .sie  als  öffentliche  forstpolizeiliche  Organe  be- 
trachtet und  ihre  Aussage  bat  bis  zur  Herstellung  dee  Gegen- 
beweises, vollen  Glauben  vor  Gericht 

Diß  Forstpolizei  ist  verschieden  in  jden  Privatforsten 
und  den  unter  Regie  stehenden.-  Allgemein  verboten  ist 
.das  unbefugte  Wegführen  von  Baumaterialien,  Steinen,  Rasen, 
Porstprodukten ,  das  Betreten .  der  Forste  ausser  den  öflTent- 
Uchen  Wegen  mit  Aexten,  Sicheln  und  ähnlichen  Geräthen 
und  init  Wagen  und  Thieren,  das  Feuermachen  im  Freien 
innerhalb  der. Forste  und  eines  Umkreises  von  200  Meter 
von  der  Waldgrenze  an  gerechnet,  das  Behauen  der  Rand- 
bäume, die  zur  Zeit  der  Erlassung  des  Förstgesetaea  über 
30,  Jahre  ^It  waren; 

<  OrtTonnanz  vom  14.  Deoember .  1838. 
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Innerhalb  der  Forsie  unter  Regie  und  in  deren  Nfthis 
istf  untersagt,  ohne  Bewilligung  der  Verwaltung  Kalk-^,  jQjps* 
oder  Ziegelöfen,  ein  Haus  oder  eine  Meierei,  eine  Hütte 
oder,  einen  Schoppen  Ton  Holz,  iänen  Zimmerplatz,  -eine 
WerksJtötte,  wo  Holz  Terarbeitel  wird,  anzulegen.  Die  Be- 
willigung wird  nur  unter  Vorbehalt  des  unbeiBcbrftnktesten 
Durchsuchungsrecbtes  ertbeilt  *  Jeder .  B{tum,  Qaumstrunk 
oder  Block,  der  an  solche  Etablissements  abgegeb^i  wird, 
wird  amtlieh  bezeichnet 

Die'Strafea  sind  strenge:  Verfall  der  Gegenstände' and 
der  Hülfsmittel  der  UebeHretung,  Niederreissüng  der  ohne 
Erlaubntss  errichteten  Gebftude,  Entziehung  def  fierntut^ 
rechtet,  Geldstrafen  in  geringen- Fällen  von  10-«-50,  60— ^OQ^ 
in  bedeutenderen  selbst  von  300—6000  Frcs.  GegenÜnTer- 
mögliche  wird  die  Geldstrafe  in  eine  Arreststrafe  von  drei 
Tagen  bis  zwei  Monate  y erwandelt,  die  in  Wiederholungs- 
fällen selbst  verdoppelt  werden  darf.  —  Das  -Recht  zur  Ein- 
leitung des  Ver&hrens.Teijährt  binnen  drei  bis  sechs  Monaten^ 
ypm  Tage  der  Entdeckung  der  strafburen  Handlung  ange- 
fangen,^ Dessen  ungeachtet. imd  trotz  der  grossen  Zahl- der 
Forstwächter  ist  die  Zahl  der  Forstfrerel  eine  ungeheure,  mehr 
als  70,000  des  Jahres,  im  Durchschnitt  der  Jahre  1851  bi9^1864u' 

Der  Ertrag  der  Forste  fllr  das  Jahr  1857  ist,  wie  Air  1856, 
mit  26,0  MilL  Fr.  veranschlagt,  hierunter  die  Hols»obläge  mit 
21,9,^  die  Nebennutzimgen  mit  2,5,  die  Beiträge  der  Gemein- 
den und  öffentlichen  Institute  zu  den  Terwaltungskosten  mit 
1,6  MilL;  der  Erlös  far. die  zum  Verkaufe  bestimmten  Forst- 
parzellen ist  besonders  ausgewiesen.  Der  Waldboden  Frank- 
reichs umfasste  1855  bei.  8,675,000  Hectares;  hieyon  besassen 

*  Cod.  for.  vt  185.-  . 

'  Bericht  des.  Ministers  der  Justiz  vom  April  1856  über  die  Ergebnisse 
der  Strefr^tspflege. 

>  Im  Jahre  1855  haben  diei  Holzschläge  30  Millionen. getragen,  wäh- 
rend sie  nur  mit  21,8  Millionen  veranschlagt  waren. 
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der  Staat  1^171^000  und  die  untef  R6gie  stehenden*  Gemein- 
den und  Institute  1,892,000,  die-  Krone  Und  die  Priralen 
5,612,000  Hectares/^  .  ' 

Ende  183S..umfassten  die  Staatsforete  1473  Objekte 
mit  einem  Flächeninhalte  von  1,019,600  Hectares-in  einem 
Schä,tzungsw6rthe  von  727  Hill.  'Frcs.  Die  grOssten  Foirste 
befinden  sich  in  den '.Forstbezirken  Ton  Ndncj,  Epinal, 
Toulouse.  *      • 

Die  32^  Forstbezirke  zerfallen  in  adminisiratiyen  Be- 
ziehungen^ in  140  Inspektorate  und*  diese  in.  447' Caatonne- 
oaents.  153  Inspektoren,  191  Unterinspektoren,  388  'wirk- 
liche  und  adjungirte  Forstwarte,  656  Brigadiers,  2768  -v^om 
Staate  und  mehr  als  5500  von  den  Gemdnd^i  angestellte 
Forstwarte  bewirthschaften  und  behüten  diesen  Theil  des 
öfflsntKchen'  Gutes  {  eine  etwas  starke  Zahl  I  -^ 

Das  Fi^chereirecht  in  allen  schiff-  oder  flossbaren, 
Toin  Staate  unterhaltenen  Flüssen  und  Eaiiftlen,  sowie  in 
den  damit  zusammenhängenden  Nebenarmen,  Gräben,  Wasser^ 
becken ,  falls  itian  auf  iPischerbooten  dahin  g^elangen  kann 
üitä  sie  aucb  *  vom  Staate  unterhalten  werden ,  ist  auf  Grund 
alten  Herkommens  durch  das  Gesetz  vom  15.  April  1829 
als  Staatsregale  erklärt  worden.  Besondere  Ordonnanzen, 
unter  denen  die  umfassendste  jene  vom  10.  Juli  1835  war, 
machten  die  Gewässer  bekannt,  auf  welche  das  Gesetz  an- 
gewendet wird.  * 

'  Das  Angeln  mit  fireier  Hand  ist  allgemein  auch  auf  den 
vorbehaltenen  Wässern  gestattet,  wählend  der  Fischfang 
zur  Laichzeit  allgemein  untersagt  ist. 

Die  Fischerei  auf  nicht  vorbehaltenen  Gewässern  -ist 
Gegenstand  des  ftivatrechtes;  die  Seefischerei  ist  frei,  nur 
die  Anlage  der  Einf&nge  (madragues  cal6es)  zur  ThunfisoUerei 

'  Der  dem  Staate  gehörige  Waldboden  in  Algier  wird  auf  1^100,000  Hec- 
lar«8  geschätzt.  —  Der  Waldboden  in  Frankreich  ist  ttbrigens  in  Abnahme 
begriffen ,  noch  1850  belief  er  sich  auf  8,8S0,OQD  Hectarts. 
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bildet  eise  Ausnabine,.8ie  wird*  nur  gegan  fiewlUigimg  .der 
Domänenverwaltatig,  an  .l)g0tiiQintw  Orten,  für  gewisse  Seit 
und  gegen  emen  bestimmten  Pacht  gestattet.^ 

Die  Grenze  zwischen  der  See*  and  Fktssfisehetei  bildet 
der  Punkt,  wo  ^ie  Wasser  aufhön^n  gectftlzen  zu  sem. 
Dessen  geographische  Lage  ist  für 'alle  ins  Meer  einmühdeisk 
den  Flüsse  dui^h  die  bereits  erwähnte  Ordonnanz  fom 
10.  Juli  1835  bestimmt.  v 

>  Das  Fischereirecht  wird  durch  Hintangabe  im  Wege 
der  öffentlichen  Versteigerung,  und*  wenn  diese  ohne. ent- 
sprechendes Ergebniss  bliebe^  durch  ErtheHufig  vonLioeii-' 
zen  an'  einzelne  Berechtigte  benutzt.  Der  Ertrag  l)e}äiift 
sich  etwa  3uf  eine  halbe  Million  Francs. 

Die  Vorschriften  bestimmen,  -mit  welchen  Vorriphtungen 
und  Werkzeugen ,  zu  welchen  Jahres-  und  Tageszeiten^  <Ätf 
welche  Fische  iind  von  welchen  Dimensionen-  .allgemein 
oder  in  einzelnen .  Gegenden  niqht  gefischt  werden  darf.  «^ 
Die  Schiffer  und  Fischar  unterliegen  der  amtlichen  Eontrolle. 

Eigene  Fischereiwäcfater  Cg^^-P^l^^)  haben  sowohl 
die  polizeilichen  als  die  finanziellen  Interessen  des  Staates 
zu  wahren.  —  •  •  •  . 

IMe  Jagd  wird  nach  dem  Gesetze  vom  3.  Mai  1844 
als  ein  Privatrecht  angesehen,  sie  kömmt  hier  nur  als  eiö 
Nebengeftlle  der  Staatsforste  und  wegen  der  Taxe  für  4ie 
Jagdlicenzen,  d.  i.  die  polizeiliche  Erlaubniss  zur  Austtbung^ 
des  Jagdrechtes,  da^n  «regen  des  für  die- Zölle  und  die 
Octrofs  bemerkenswerthen  Verbotes  der  £Sn-  und  Ausfuhr, 
des  "Transportes  und  des  Verkaufes  von  Wild  ausser  der 
gestatteten  Jagdzeit  in  Betraclit.  Die  Jagd  in  den  Staats- 
forsten ist  verpachtet  Die  Verpachtung  geschieht  gtelHi 
jener  der  Fischereirechte  durch  die  Domftnenverwaltupg  atif 
drei,  sechs  oder  neun  Jahre.    Der  Ersteher  hat  binnen*  fünf 

*  Arrdt^'  vom  9.  genAinal  an  IX.  und  Ministerialentscheidang  Vom 
27.  Decembcr  1831. 
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Tagen  nach  der  Versteigerung  für  die  Erfüllimg  seiner  Ver- 
bindlipfakeiten  einen  zahlvmgsföhigen  BttJ-gen  zu  stellen. 
Noch  während  der  Vers teigening  hat  er  seine  Stesellscbafler 
za  nennrä ,  -deren,  zulässige  Zahl  sich  nach  der  Grösse  des 
geachteten  •  Reviers  richtet  Jeder.  Wechsel  in  der  Person 
der  -Gesellschafter  bedarf  d^  Genehmiguilig  des  Präfektes. 
Jeder  Jagdinhafo^  muss  sich  übrigens  um  einen  forstamt- 
lichen Erlaubnissschein  bewerben,  den  er.  auf  Ve^ttengen 
jedesmal  vorzuzeigen  hat.  -  Nur  die  Pttrsch-  und  Bte^jagd 
ist  •  gestattet  Kaninchen  dürfen  nicht  gehegt,  das  sich  bXI- 
snisehr  vermehrende  Wild  muss  abgeschossen' werden.  Die 
Leute  der  J%gdpächter  dürfen  nicht  Waffen  tragen.  ^  - 

Die  Jagdlicenzen  stellen  die  Präfekte. über  das  Gutachten 
der  M^res  und  Unt^präfekten  aus.  Sie  lauten  auf  ein  Jahr 
ij^.  gelten  flir  ganz  Frankreich. 

•Die  Gebühr  beträgt  25  Frcs. ,  wovon  15  der>  Staat  und 
IQ  die  Gemeinde  bezieht,  deren  Maire  das  Gutachten  abge- 
geben hat 

Es  sind  genau  die  Kategorien  der  Personen  bestimmt, 
denen  die  Licenz  verweigert  werden  kann  oder- sogar  ver- 
weigert werden  muss.  Unter  den  letzteren  befinden  sich 
die  Feld"  und  Waldhüter  der  Gemeinden  und  (VSbntUchen 
Institute  und  die  Forstwarte  .und  Fiscbereiwächter  des 
Staates. 

Letztere  sind  übrigens  mit  den  Gendarmen  und  den 
Agenten  der  indirekten  Besteuerung  zur  Ueberwachung  der 
zahlreichen -polizeilichen  Jagdvorschriften,  des  Wilddiebstahls 
und  der  Jagd  ohne  Jagdlicenz  berufen. 
;,.  Pie  Strafen  fUr  Fischerei  -  uud  Jagdvergehen  sind  eben- 
iviii(4it  unbedeutend.  In  der  Verwendung  der  Stra%elder 
Slidet  ein  bemerkens werther  Unterschied  statt  Nach  Abzug 
4cr  Ergreifersantheile  imd  der  andern  Auslagen  &llen  die 

*  Der  Ering  der  Jagdpacht   wird   für  1S56  mit  360,000  Fr.  ange- 
nommen. 
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Fischereiatrafen  dem  Staate,  die  Jagdstrafen  (mit  Ausnahme 
von  fünf  Prozent  Regiekosten)  den  Gemeinden  anheim,  wo 
der  Schuldige  betreten  wurde. ' 

Die  Forstyerwaltung  selbst  hat  auf  die  Ausübung  der 
Fischerei  und  der  Jagd  keinen.  Einfhiss,  während .  sonderbar 
genug  die  „Louyetefie*  d.  i.  die  Vertilgung  des  RaubwMdes 
von  ihr  geleitet  werden  soll.  Die  Erlasse  vom  19.  pluviöse 
an  V.  (7.  Februar .  1797)  und  vom  20.  August  1814  und 
14.  September  1830  haben  diessfalls  die  alten  Bestimmungen 
des  16.  und  17.  Jahrhunderts  aufrecht  erhalten.  Nur  die 
Würde  des  Grossjägermeisters  (grand-veneur)  hat  mit^^A^ 
Julirexolution  aufgehört 

Jede  drei  Monate  soll  in.  den  Staataforsien  und  auf  detii 
flachen  Lande  eine  allgemeine  Treibjagd  auf  Wölfe,  Ffidbse, 
Dachse  und  anderes  Elaubwild  über  Ausschreiben  des  fW- 
fektes  stattfinden. 

Die  Genei^Lldirektion  ernennt  aus  den  berühmten  Jägwi 
des  Departements  lieutenants  de  louveterie ,  welche  abgeaehen 
von  ihrer  Tbätigkeit  gegen-  Wölfe ,  Füchse^  u.^  dgl.  (nament- 
lich bei  Leitung-  der  Treibjagden),  zweimal  im  Monate  aiiöh 
die  Staafefbrste  auf  Borstenwild  durchstreifen  dürfen.^  ' 

*  J.  A,  Rogron:  Code  de  la  cbaase.  2.  Auflage.  12.  Paris  1850.  — 
J.  L.  Gillon  et  G.  de  Villepin:  Nouyeau  Code  de  la  cfaasse.  2.  AofUigel 
8.  Paris  1861.  —  H.  Ciyal:  Loi  sar  la  polioe  de  la  chasse  annot^  ,8. 
Paris  1852. 

'  Recoeil  chronolQgiqae  des  regl^ents  sar  les  foröts ,  la  chiu|8e^  et 
la  pdche  von  1815  bis  1842- von  Bandrillart  und  Herbin,  seit  1843  iron 
Theod.  Chevalier.  Pfcris  1848:  4.    -^  '■ 


Die  Zölle. 

•        .        .  ... 

Die  Eigen tbttmlichkeiten  der  fhLnzösißeheD  Zollgesetz- 
gelmng  sind  bekannt.  Nach  itidieniscben  Mustern  you  Col- 
bert  dui*ch  den  -Tarif  von  1664  und  die  Zollordnupg.  yod 
1687  ausgebildet,  nach  einem  kurzen  Hinneigen  zu  einem 
freieren  Systeme,  am  Beginne  der  Revolution^- durch  die 
Gesetze  vom  5.  November  1790,.  15.  März  und  -22.  Augost 
1791  unter  Aufbebung  aller  inneren  Zwischenlim^i.  dn  die 
alt^  Richtung  zurückgeführt,  auf  ganz  Frankreich  ausge- 
dehnt .und  in  ein  zusammenhängendes^System  gebracht^  hat 
sie.  sich  als  eiu  «o  brauchbares- Werkzeug  der  Schreckeüs- 
faerrschaft,  des  Kontinentalzwanges  und  des  Monopols  be- 
günstigter Kapitalisten  erwiesen,  dass  sie  fortdauernd  mit 
Vorliebe  gehegt,  fortgeführt  und  bis  in  alle  Einzelnhei- 
ten, ausgesponnen  wurde ^  und  ihrerseits  wieder,  namentlich 
als  Ueberbleibsel  französischen  Einflusses  und  französischer 
Herrschaft,  noch  gegenwärtig  allen  continentalen  Nachbar- 
staaten. Frankreichs  und  selbst  jenen  zum  Vorhilde  dient, 
welche  die  Zwecke,  aus  denen  jene  Gesetzgebung  helrvor- 
gegangen,  nicht  mehr  als  die  ihrigen  anerkennen. 

In  dem  ersten  Jahrzehend  der  Regierung  Louis  Philipps 
acsiden  ein  besserer  Sinn  zu  erwachen,  aber  bald  erlangten 
die  Verbotsgedaiiken  wieder  die  alte  Herrschaft. 

Ei^t  seit  dem  Jahre  1847,  und  npch  mehr,  seitdem  Kai- 
ser Napoleon  HI.  die  Lenkung  des  Reiches  an  sich  genom- 
men, macht  sich  in  vielem  ein  anderer  Geisi  geltend.     Die 
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I^ohibitionen  mindehi  sich:,  die  Zölle  werden  ermässigt,  tdie 
Reihe  der  zollfrei  zugelassenen  Rohstoffe  wächst,  die  Schrei- 
bereien und  Eontrollen  worden  weniger  ^  der  Wirkungskreis 
der  Lokalbehörden  und  -Aemter  wird  erweitert. 

In  der  Darstellung  des  2k)lls7Stems  müssen  wir  llbtigons 
die  ZoHrerwaltung,  dasZollge^etz  mit  dem  2ollyer- 
fah»en  xmd  den  Zolltarif  unterscheiden. 

•  m 

L    Die  ZollverwaltiiBg. 

Der  Cenbndbehörden  der  Zollverwaltung  haben  -wir  be- 
reits im* ersten  Kapitel  erwähnt,  und  es  wurden  auch  dort  die 
Organe  aufgezählt,  aus  den^i  der  ausübende  Ißenst  «ich  m- 
sammensetzt.  Hier  werden  nur  die  Obliegenheiten  4li,e6er 
Oi^ne,  ihr  gegenseitiger  Zusammenhang  und  ihre  dienst- 
liche Stellung  dargestellt. 

Unter  dem  Direktor,  als  dem  Chef  aller  Dienst^- Abihei- 
lungen  im  Departement,  sondern  sich  die  untergeordneten 
Beamten  Bu(^h  im  Zollwesen  in  die  zwei  schon  oft  bemerk- 
bar  gemachten  Hauptabtheilujigen  des  aktiven  und  des 
sedentären  Dienstes.  '     *    -       *  •       .  -. 

•  Die  Spitzen  des  itktiyen  Dienstes  sind  die  Divisions- 
Inspektopen.  Sie  Idten  und  beaufsichtigen  den  Zollwach^ 
dienst,  kontrolliren  und*  skontriren  die  ZoUäihter,  prüfen  ihre 
Register,  ihre  .Anitskorrespondenz,.  das  Amtsinventar,*.. die 
Ausgabenrechnungen.  Wenigstens  einmal  des  Monats  bär^- 
sen  sie  alle  Aemter  und  ZoUwachtabtheilungen  des  Bezirkes. 
tJnter  ihnen  stehen  die  Ünterinspektoren  und*  die  gesammte 
Zollwache,  gegliedert'in  Eompa^en  unter  Kapitäns  undlieu* 
tenants  und  in  einzelne  Abtheilungen*  unter  Brigadiers  "tmd 
Unterßrigadl^rs;  mit  der  nöthigen  Zahl  Aufiseher  fPr^pos^»).  ^ 
An  der  Seeküste  stehen  unter  den  Kapitäns  und  Lieutenants 
einzelne-  bewaffnete  Fahrzeuge ,  bemannt  mit  den  Steuermän- 
nern, UnterstQuennännern  und  MäM^sen.    Dort  ^o  es  nölhig, 

*  Gesetz  vom  1.  Ifoi  1790. 
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werden-  "zar  UnteY^tütsung  der  f^nanzwaiche  Soldaten  verwen- 
det) meistens  aus  Ntoangeworbenen  oder  in  die  Reserre 
Uebertr^tenden  bestehend  und  unter  militärische  Aufsicht  ge- 
stellt:  an  der  Bee  .kann  die  EOstenwacbe  als  eine  bltfbend^ 
Unterstützung  der  Zollwache  betrachtet  werden ,  aber  auch 
die  Gendarmerie,  sowie,  die  Organe  der  Inneren  Besteuerung 
dürfen  sich  der  Pflicht  des  ZoUschufeses  vorkonMuenden  EUles 
nicht  entziehen.  Anderseits  liegt  der  .Zollwache  in  zweiter 
Linie  auch  die  Grenzpolizei^  die  Mitwirkung  zu  Gunsten  der 
indirekten  Steuern,  die  Festhaltung  steckbrieflich  Verfolgter, 
die  Hafen-,  Sahitäts-,  Fischerei,  Jagd-  und  Strassenpoliaei 
ob.  Auch  dei^  Sanitätsdienst  wird  grossenlheils  von  den  Zoll- 
beamten refsdien. 

»  Der  sedentäre  Dienst  bendit  hauptsächlich  auf  den  £in- 
nehmem  ■  (receveurs  principaux  und  particuliers),  denen  die 
nöttuge  Zahl  Waarenbeschauer,  Revisionsbeamte,  EontroUore 
und  Eommis  zur  Seite  steht  Eine  eigenthümliche  Einrieb- 
tnng-best^t  bei  einigen  gtösseren  Zollämtern,  wo  entweder 
der  Rerisionsdienst  von  einem  fast  selbstständig  gestellten 
^sedentären**  ünterinspektor  geleitet,  oder  —  was  fireilich 
nur  in  einigen  der  grössten  Hafenplätze  der  Fall  ist  —  ein 
eigener  „sedentärer^  Inspektor  mit  ausgedehnten  Beftignissen 
sor  Oberleitung  des  Amtes  berufen  ist,  so  dass  nur  die  Kassa- 
gebahrung' ausser  dem  Kreise  seiner  Verantwortung  in  den 
Händen  des  Einnehmers  liegt 

Die'Ueberwachung  der  trockenen  Grenze  geschieht  ge- 
wöhnlich zu  Fusse,  nur  an  wenigen  Orten  wird  der  Dienst 
zu  Pferde  verrichtet  An  der  Grenze  gegen  Belgien  hat  d^ 
Schleichhandel ,  der  dort  zu  seinem  Gewerbe  Hunde  benutsi^ 
die  in  Frankreich  aufgezogen,  dann  nach  Belgien  geftlhrt 
und  hier  übel  gehalten  und  misshandelt,  ^  mit  einer  Last 
• 

*  Man  erzählt,  dass  die  PersoDeo,  von  denen  ^e  misshanddt  werden^ 
wie  Doaaniera  gekleidet  ^ind,  damit  die  Hunde,  sobald  sie  die' Zollwiieh- 
ter  von  weitem  erblieken ,  gleich  die  ^ucht  nehmen. 


339 


beladen  und  losgelassen,  spornstreichs  nach  Frankreich  zu- 
rückeilen, auch  die  ZoUwach^  genöthigt,.  sich  durch  Hunde 
unterstützen  zu  lassen,  die  Abgerichtet  sind,  auf  jene  Flücht- 
linge Jagd  zu  machen. 

Pie  Mannschaft  ist  mit  Flinten  und  Säbeln  bewaiSbet, 
sie'ftlhrt  in  der  Regel  scharfe  Eugelladung,  nur  in  jenen 
Gegenden,  wo  auf  die- Schmugglerhunde  Jagd  gemiii^t  w^^ 
den  muss,  ist  Schrotladung  gestattet.  Die  Fahrzeuge  der 
Douane  führen  Earonad^.  Der  Waffengebrauch  ist  mch^ 
bloss  gegen  thätlichen  Widerstand ,  sondern  auch  gegen  Per- 
sonen, welche  sich  durch  Schnelligkeit  tob  Fahrzeugen  oder 
Pferden  der  Anhaltung  entziehen  wollen^  upd  gegen  Schiffe 
erlaubt,  welche,  ungeachtet  der  an  sie  ergehenden  Auffor- 
derung, ni^ht  stille  halten  oder  die-  Anbordnahme  der  Zoll- 
wache verweigern. 

Die  Dienstanleitung  soll  vom  Unterinspektor  und  Eapitj^ 
ausgehen,  ersterer  bildet  mit  der  reitenden  Wache  und  4er 
Abtheilung  seines  Standortes  auch  die  Reserve  seiiies  Bezirkte. 

Der  Dienst  wird  fQr  24  Stunden  vorgeschrieben ,  und  in 
der  Regel  so  ertheüt,  dass  die  Hälfte  der  Abl^eilungin 
Dienst,  die  andere  Hälfte  in  Ruhe  ist  Derselbe  wird  bei  den 
einzehien  Patrouillen  vom  Brigadier  erst  nach  der  Ausrückimg 
auf  den  Sammelplätzen  mitgetheilt  *  Man  legt  einen  beson« 
dem  Werth  darauf,  dass  die  Grenze  stßts  durch  eine  unüntert 
brochene  Postenkette  geschlossen,  und  dass  die  voa  dw 
Orenze-. abführenden  Fussstapfen  genau  verfolgt  werden. 

Der  ,^B4bat  und  €ontrer6bat^,  die  Durchstöberung  4ek 
Grenze,  ob  nicht  Spuren  eines  Dürohbrucbes  von  Schwar- 
zem zu-  entdecken  stien,.  wird  als  der  Kernpunkt  ^es  Dien- 
stes betrachtet^  Die  Eontrolle  wird  durch  vielfältiges^ Nach* 
sdiauen  der  Obern  und  durch  eine  grosse  Zahl  von  Auf- 
schreibungeh  hergestellt. 

*  MiniMerialerlftaB  tqhi  1.  S^pteuber  1841..    .  . 

>  Cirkalar  Tom  10.  Mttn  1819..  V 
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-  Zör  besseres  Leitung  des  -Dtenstes^  dienen  die  Zusam- 
ibenküpfte  der  Obern,  die  m  der  Hegel  alle  8  Tage  zwischen 
den  Brigadiers,  alle  14  Tage  zwischen  den  Lientenante,  alle 
-Monate  zwischen  den  Eapitöns  und  zu  unbestimmten  Zeiten  um- 
sehen den  Inspektoren  der  angrenzenden  Beeirke  sfattfinüäen.  ^ 
*  Es  ist  verboten,  Beamte  des  aktiren'Dienstes  zu'8el»^b- 
geschäften  zü  ven^aiden..^  Den  Inspektoren  und  UHlmn- 
spektoren  sind  Aufseher,  die  meistens  beritten  sind,  als  Or- 
donnanzen beigegeben,  sie  auf  ihren  Toüren  zu  begldten. 
Viel  Midsbrauch  wird  mit  der  Verwendung  der  Aufteher  ^u 
Botengängen ,  Zustellungen  u.  dgl.  getrieben.  ^ 

Die  Thätigkeit  des  aktiven  Dienstes  richtet  sidi  aber 
nicht  bloss  gegen  die  Steuerpflichtigen,  sie  wird  mit  gleicher 
Genauigkeitr  auch  auf  die  Steuerbeamten-  angewendet  Wir 
haben  schon  gesehen ,  welche  engen  Grenzen  bei  allen  grös- 
'seren  Aemtem  fiem  Einnehmer  und  seinen  Eommis  in  Be- 
ziehung auf  den  Revidicmsdienst  gezogen  sind,  und*  welfehe 
häufige  und  strenge  Kontrolle  die  Obern  des  aktiven  Dljsn- 
stes  gegen  sie  üben.  Ausserdem  unterliegen  aber  ihre  Jour- 
nale tind  Register  bei  grösseren  Aemtem  der  Eontrolle  des 
sedeixtären  Unterinspekters  ^  in  allen  wichtigen  Angelegen- 
heiten sind  sie  an  seine  Beistimmung  gebunden,  .und  bei 
den  kleineren  Aemtem  dürfen  sie  keine  Revision  ohne  Bei- 
ziehung von  Gliedern  des  aktiven  Dienstes  vornehmen,  welche 
ihnen  vom  Abtheilungsleiter  Ton-  Tag  zu  Tftg,  von  Fall  zu 
Fall  zugewiesen  werden.  Allein  abgesehen  .  von  dieser  in- 
neren Eontrolle  und  der  üeberwachung  der  Obern  stehen  so- 
wohl sie,  wie  die  Revisionsbeamten  und  die  sedentären  Unter- 
inspekteren  und  Inspektoren  unter  der  steten  Beauflsichtigung 

*  Ministerial-Erlass  vom  13.  November  1833  und  31.  Dooember  1849. 
'  ''  Ministerial-Erlass  vom  17.  August  1853. 

^  Ein  sehr  interessantes  Werk  über  den  Schleichhandel  in  Frankreich 
und  die  Mittel,  deren  er  sfch  bedient  und  mit  denen  er  bekimpH  wird, 
iai:  Villerm^  Öls.    Les  douanes  et  la  conirebande.    Pftria  1851.  8. 
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der  Zollwache,  und  es  gibt  ajbenuals  eine  zahlreiche  Reihe 
Yoxx  Fällen^  wo  .die  Amtohandlang  nur  durch  die  ZustinnBung 
der  Vertreter  beider  Dienstzweige,-  des  aktiven  und  d^  ^e- 
dentäron,  eine  gesetzliche  wird.  Dieser  Geist  des  Misstrauens 
geht  .aber  noch  weiter.. /Es  gibt  fast  , keine  Amtshandlung, 
die  ein  Beamter  allein  Yomehmen  dürfte,  keine,  .wo  nicht 
der  erhaltene  wie  vollzogene  Auftrag  schriftlich,- in  mehr- 
fach^  Ausfertigung,  auf  den  Dokumenten,  welche  den  Steuer- 
pflichtigen hinfiusgegeben,  auf  jenen,  die  4cn- Rechniitigs- 
beamten  überantwortet  werden,  und  in  den- BQcheln  (Por- 
tativs)., welche  der  Beamte  selbst  über  seine  Amtshandlungen 
führt  und  die  dei)  Verwaltungsbehörden  zur  Einsicht  zukom- 
men, aufgezeichnet  werden  muss. 

.  2iur  Aufnahme  in  die  Zollwache  .wird  ein  Aiter  zwischen 
20  —  30  Jahren,  ein  bestimmtes  Eörpermass-  (wenigstens 
1,624  m6tres),  gute  Sitten^  körperliche  Tauglichkeit,  die 
Kenntniss  desLesem^  und  Schreibens,  der  unverheiriathete 
Stand  und  eine  Einlage  von  60  Fr.  gefordert.  ^  Grossentheils 
ergänzt  sie  sich  aus  den  gedienten  Militärs,  aber  auch  die 
Söhne  der  Zollwachen  bilden .  einen  niqht  unbeträchtlichen 
Bestandtheil  des  jährlichen  Zuwachses.  Beide  Arten  der  Er- 
gänMing.  werden  gewünscht  und  gefördert,  erstere-  durch 
Ausdehnung  der  Aufbahme  von.  Militärs  bis.  in  das.  Alter  von 
40  Jahren  und  durch  Unterstützungen  an  verdiente  Unteroffi- 
ciere  zur  Bestreitung,  der  Einlage  und  der  Unterhaltskosten 
des  ersten  jtfcmats ,  letztere  durch  Aufnahme  der  Söhne  d6r 
Aufseher  mit  denoL  Alter  von  18  Jahren,  wobei  freilich  die 
Dienstz^t  vor  vollendetem  20.  Jahre  nur  der  halben  Löh- 
nung gewürdigt  und  bei  Pensionsansprüchen  nicht  berücksich- 
tiget  wird,^  und  beide  durch  Nachsipht   bd  Beurtheilung 

*  G«0eta^  vom  22.  August  1791,  Cürkular  vom  14.  December  1849. 

'  Cirkulae  vom  25.  Mai  1817.    Zur- Aufnahme  als  Math)6e  wird  |iur 

ein  Alter  von  ^8  und  bei  ^Imen  der  Auf)9eher  von  16  Jahren  ^fordert, 

jedoch  die  geringere.  Würdigung  der  Dienste  unter  20  Jahren^ist  aufrepht 

erhalt^.   (Dekret  vom  27.  iSepteidbier  .1826  imd  Cirkular  vom  4.  Juli  1840.) 

Hock,  Picanzverwaltung  Frankreichs.  16 
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des  Körpermasses.  Die  Aufnahme  erfolgt  probeweide  auf  die 
Dauer  eines  Jahres^  mit  Ablauf  desselben  ^olgt  die  Ent- 
hebung oder  die  definitive  Aufhahme. 

Die  Mannschaft  ist,  so  lange  sie  dient,  vom  Eintritte  in 
das  stehende  Heer  und  die  Flotte  und  vom  Dienste  in  der 
Nationalgarde  befreit 

Die  Gehalte  sind  gering,  600—800  Fr.  ftbr  einen  Auf- 
seher  oder  Matrosen,  700 — 950  ftbr  einen  Brigadier^  Sons- 
biigadier,  Steuermann  oder  Untersteuermann ,  1200 — 2400  Fr. 
fbr  einen  lieütenant  oder  Kapitän.  .  Hievon  sind  bei  der 
Mannschi^t  die  bedeuteinden  Einlagen  ^  in  die:  „Massa^  für 
Waffen,  Munition,  Bekleidung,  Beleuchtung^  Beheizung,  ärzt- 
hxike  Behandlung  u.  dgl.  in  Abrechnung  zti  bringen. 

Die  Nothwendigkeit ,  durch  die  allerdings  reichlich -be- 
äiessenen  Antheile  bei  Anhaltungen,  Konfiskatienen ,  Geld- 
strafen ihre  Bezüge  zu  ergänzen ,  bringt  zwar  einen  gewis- 
sen Eifer,  aber  in  gleichem  Masse  eine  fiskalische  Gier  in 
.di6  liCute. 

Unverfänglicher  sind  die  Antheile  an  den  S^ellirungs- 
gebühren,  welche  grossentheils  nicht  für  den  Staat  eingeho- 
bett,  sondern  unter  die  2k)llbeamten  verthdilt  werden,  all^n 
sie  kommen  nur  jenen  Gliedern  des  aktiven  Dienstes^  zu 
Güte,  welche  Zollämtern  zugetheilt  ^»nd. 

*  60  Fr.  beim  ersten  Eintritte,  dann  10  Fr.  jeden  Monat,  bis  di« 
Kleidung  vollständig  be£ahlt  ist;  dann  die  Hälfte,  bis  sich  ein  Fond  tod 
80—100  Fr.  gebildet  hat,  dann  ein  Viertheil.  Sie  bleibt  Eigaithum  des 
Hannes  önd  wird  ihm  beim  Aastritte,  wenn  dieser  wegen  physiseher  Un- 
taoglichkeit  erfolgt^  g^*^i  ^onai  aber  nach  Abzug  eines  Betragee  von 
8  Us  60  "Fr.  zurückgestellt  —  Die  Verwaltung  der  Massa  wird  nnter 
dem  Direktor  von  einem  Kommis  der  Direktion  besorgt,  ein  jeden  Monat 
sieh  versammelnder  Conseil  d'^uipement,  zusanmiengesetzt  aus  den  In- 
spektoren, Unterinspektoren  und  ältesten  Kapitäns,  entscheidet  Aber  wich- 
tigere Angelegenheiten.  Ans  den  Ueberschttssen  werden  Krankheitaaus- 
hUftn,  Aushilfen  bei  Verlust  der  Pferde  und  ähnliebe  Unterstatumgciki 
erOiält  Die  Rechnung  unterli^t  der  Kontrolle  des  Reehnmigsliofea. 
S^gkuient  vom  25.  Februar  1815  mit  zahlreichen  Nadhtrige^ 
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.  Aus  mancherlei  Absagen  von  Strafan^eilen  qnd  amtoft 
'Zuflüssen  ist  auch  ein  allgemeiiiep  Belohnungs-^tnid  Unter- 
stützungsfönd  gebildet   .   ^       ^  .  :      *     *  \      \. 

•  Die  Gehalte,  Belohnungen  und  Aushilfen  tinterliegeo  dev 
geriditlichea  Beschlagnahme  nur  für  Bohuldfordeniiigenr  htb- 
gen  Wohnung  und  Kost  im  letzten  Jahre.     "  '  ''''"• 

Die  Beschrftidningen  d^  persönlichen  Freihdt  der  Hanp- 
scfaaft  sind  gross ;  sie  darf 'taichtr  vor  tlßm  zweiten  Dienstjalixei 
nicht  ohne*  Bewilligung .  des  Dirti^tors^heirathen.,'  sich  ohne 
Erlaubniss  dtte  Abtheilungsleiters  nicht  'yom  Standorte  eni^ 
fernen,  nicht  jagen  ^  nicht  fischen;  dar  Betrieb  eines  «Handels* 
geschäftes  ist  selbst  ihren  Fratten  untersagt  Sie  dOrfen/iddtt 
im  Ot  ihrer  Heimath ,  nicht  uriter  dem  befehle. ihres  Vaters^ 
Qheinotf  oder  Bruders  verwebet  werd^iJ*  Die  Diädpliniur- 
strafi^.  sind  Löhnüngsabzttge,  Arrest,  Entlassung.  Falls 
.Wachen  ejn  Schleichhandel  sieb  betheiligen,  Terfallen  sie 
dem  schwersten  Kerker  auf  die  Dauer  Von  5—15  Jajtfen; 
auf  ihre  Xb^ilooabme  am  Schleichhandel  mit  bewaffheter  Hand 
oder  mit  Zusammenrottung  ist  der  Tod  gesetzt.  ^  Wenn  ein 
Au&eher  entlassen  wird  oder  ireiwillig  austritt  ^  und  im  Be- , 
zirke,  wo  er  diente,  nicht  ansässig  ist,-  muss  er  ^en  Be^ 
verS'  ausstellen,  den  Bezirk  sogleich  zu  verlassesv i?'^'^^  ^ 
diese  Zusage  nicht,  jbo  kann  er  durch  die  Behörde  abgi»- 
sdmSl  werdend  ^ 

Auf  Befördenüig  in  böb^re  Verwaltungsstellen  kann  äi0 
Mehrzahl  der  MEmnscbaft  bei  ihrer  geribgen  Yerbildimg  nicht 
re^hnen.'-lßl;  dem  Posten  eines  Brigadiers,  und  wenAr-M 
hoch  kömmt  eines  Kapitäns,  ist  ihre.  Laufbahn  in  der  Befe;^! 
abgesQhl^ssea.  Die  Stellen  da*  Bngadiers  und  Soubriigadiers 
gehören   übrigens  «u  -  den   wenige  ^   deren   Besetzun^^  im 
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*  Ciriralsr  21.  niv.  und  16.  prajr.  ao  YJJl.  (li.  Jsnuar  nj4  6,  Jv«l 
1800).  —  Arr.  vQnt  9.  Noyemb^  ifeo.  , 

^  -GeeeU  vom  13.  flor.an  XL'  (8.  Miü  1806). 
'  Ocselt  'twk  31.  April  1018.«  ^  CfrkvlMr  vom  30.  Oktob^  18(1. '  • 
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iWi^kuDgskreifle  d^  Direktor»  Ueety  doc^  ist  er'  an  die  von 
deb^Obtoi  <ier  aktiven  Di^istea  ihm  vorgele^teQ  Jakrosltoten 
der  "belbräerungswürdigen  Individuea  g6büiideiL       ^-  • 

'^  Br  kaüH  ReohensehaflT'fordeni,  wi^m  der.  oder  jener 
nichi  aui^öie  liste  geisetzfi  wokleB,  allein  erJkaim  iBn  nicht 
sdbst  in  die  Liöte.aufiiehifien.       ' 

•  Es  dürfte  übrigens  inehr  als  vieles  jAndere  ziit  CSiarak- 
terifiirting  des  franz(ysisoben  Beamtenmeehanismus  beitragen^ 
wenin  wir  hier  mehrere  4er  Di^stscfariften  auftiihlen,  welche 
von  des  Fiirnnzwache  und  über  dieselbe  geführt  werden^ 
doch  Eü^t  diese  Aufisählung  auf  YoUstäadi^eit  keinen 
Anspruch:'.  •    '•   ..'         "•' 

*  •  Jeder  Mann  führt  sein  Di^istbuch. 
-  /Aixf  der. Abtheikmg  besteht  ein  Yercntlnangs-,  ein  Pr&- 
senz^-,  ein  (Fagebüch  in  doppelter  sAulsferti^ung,  ein  Inven- 
tar 9  ein  lOnnliches  Ai^v  älterer  Dienst^diriften^  es  weiden 
i>iebstbefehle^  Dienstn^pcd'te ,  besondei^  Meldung^  v^fosst 

Die  KsipitttüB  und-  Lieutenants  legen  monatlich  Tage- 
buchet  vor.     "  -^   . 

*  Im  gleichen  Zeiträume   erstatten  die  Inspektoren   und 
Unterinspektoren  Dleustrapporte. 

.'  Alle  diese  Beamten  führen  eine  Menge  Aufischreibungen, 
haben  ihre  Protokolle  und  Archive. 

Die  Direktion .  verfasst  alle  Vierteljahre  einen  ausftdir- 
Uchen  Dienstbericht,  aUe  Monate  ein  Summarium. 

Alle  Semester  werden  Standrollen  der  Mannschaft  ver* 
fBMij  rnit  d^  Angabe,  welche  Individuen  zu  entheb^i^^iEU 
beiü^rdem  f  zu  Zollämtern  zu  versetzen,  zu  verwechseln  seiisn. 

Alle  Jahre  werden  an  die  Generaldirektion  Qualifikations- 
tabeUen  aller  von  ihr  oder  ^  dem  Finanzminister  ernannten 
Beamten  der  Wache,  sowie  aller  Brigadiers,  'welche  die  Be- 
l&rderung  zu  Li^utaiants  verdiene,  eingesendet.  — 

Von  der  Zollbehörde  abhängig  sind  auch  die  von  dem 
Handelsstanda  bezahlten  ständigen  Arbeiter  in  den  Zollhallen, 
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auf  weldiö  Weise  Ae  immer  emannjt;  gewäblt,  vorgesehla- 
gen-seiii  mögen.  Sie  mttssen  knit  einem  Emennungsdeki^t 
des  Direktors  versehen  sein  xmd  können- von  ihm  nach  Be- 
lieben aus  den  Amtarftum^n  entfernt  .werden. 

2.  ^  Bas  ZoUgesetz  und  das  ZoUrerfiüiren. 

■  •  •    •■    ' 

Gf^nz  Fr^LQkreich  bildet  Ein  Zollgebiet,  und  selbst, Algier 

kann  alß  ein  Theil  desselbto  betrachtet  werdeai,  die  Kolonien 

•  ■.  ■  ■  ^         ^  .  • 

stellen  sich  als  ZoilausschlQsse  dar. 

Es  wird^.  wie  anderswo,  der  üebertritt  der  Zi^lUniQ  nur 
bei  Tage, ^  auf  Zollstrassen  und  gegen  Stellung  zum  Grenst- 
am te  gestattet  Aehnlichen. Bedingungen  unterliegt  das  Ai^ 
und  Einladen  ai\  der  Meeresküste  oder  an  schiff  baren  Grenzr 
flüssen  und  die  Ueberladung  ron  einem  Schiffe  a^uf  das  an- 
dere innerhalb  der  Häfen  oder  Rheden.^  . 

Es  ist  keine  Ablegung  vor  dem  Amte,  keine  UinfieJlruBg 
des  Amtes  ^  kein  Anlanden  ausser  den  amtlichen  Jündimgs- 
plfttzen  gestattet.  An  der  Landgrenze  besteht  eiuQ  doppdte, 
eine  äussere  und- eine  innere  Reibe  von  Aemtem,  .und  die 
Waare  xnuss.bei  beiden  gestellt  werden.  —  Bei  dem. ersten, 
der  Acuter.,  das  man  berührt,  muss  über  die  Waare  ekie 
Erklärung  längstens  binnen  drei  Tagen  nach  Ankunft  d^r. 
Waare  eingebracht  werden.  Bei  der  Einfuhr  zur  See  inuss 
eiüe  wenigstens  allgemeine  Erklärung  oder  an  ihrer  Statt 
die  Ueberreichung  des  Schif&manifestes  binnen  24  Stunden 
nach  der  Ankunft  erfolgen.  Bei  Schiffißti,  die  eine  Quara^- 
iwe.  s^u  bestehen  baben^  wird  als  Zeit  der  Ankunft  ^e  £nt- 
lassung  aus  der  Quarantaine  betrachtet  Auf  Grund  der  all- 
gemeinen Erklärung:  oder  des  Schifi&manifestes  kann  die  B> 
laubnias  zur  Ausladung  der -Waare  und  hiedurQh  das  Mittel 
zur  Erstattung  einer. speciellen. Erklärung  gewährt  werdini;- 

IKe  Erklärung  muss  die  tarifmässige  Benennung,  das 

■ .  •  •  • 

•  "       .  •••■.% 

*  GeieU  ▼om  22.  Aqgast  1791  und  .4.  gen^,  an  IL  (24.  MMan  1794). 
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Qewidity  dßs  MaassV  die  Zabl^  d^i  Werlh,  je  nachdein  hier^ 
nach  ^ia  ZollbemewiBg^  ach  richtet,  den  Ort  disr  Heskinift 
und  der  Bestimmmig  der  Waafe,  die  Ziditen  und  Zeichen 
der  Behältnisse/  da»  zollamtliche  Verfahren,  dem  der  G^pen- 
stand  unterzogen  werden  soll,  und  bei  dem  Waarenverkdir 
zur  See  auch  des  Nan^ea  imddie' Nationalität  des  €kdii£RB8, 
sowie  den  Namen  des  Kapitäns  enthalten.  ^ 

•  Bei  Waaren,  welche  dem  Ausrinnen  stark  unterliegen^ 
wird  in  der  Einfuhr  zur  See  das  .Gewicht  Von  Amtdwegon 
erhoben. 

Die  .Erklärung  kann  vom  Yersendcfr,  vom  Empftnger 
oder  vom  Waarenfllhrer  rerfasst  werden,^  sie  ist,*  einmal 
Überreicht,  unabänderlich,  doch  kann  ausnahmsweise,  mit 
tSeuehmigung  d6s  Vorstandes  des  Zollamtes,  am  Tage  der 
Ueberreic^ung  selbst,  noch  Gewicht,  Maass,  2Sahl  und  Werth 
berichügiet  werden. 

Ist  der  ^VVkarenfühfer '  bei  der  Einfuhr  zu  Lande,  aus 
tthmgei  an  den  nöthigen  Dokumenten  nicht  im  Stande,  eine 
speaaelle  Erklärung  zu  fiberrdchen,  so  wiid  sich  auch  bei 
d^  tÜnführ  %a  Lande  mit  der  allgemeinen  Erklärung  be- 
gnügt Die  Waieire  selbst  wird  eingelagert  und  hohe  La« 
geif;eUer  verhüten,  dass  die  Ausnahme  nicht  zur  Regel 
Werde. 

Auch  können  die  Waaren  oder  der  Wagen  oder  der 
Kahn  uji^  solchen  Verhältnissen  unter  amtlichen  Verschluss 

*  Gesetz  >oia^.  August  1791,  C>irkular  Tom  17.  September  1841. 
Upler  der  tarifinäseigen  Benennung  sind, auch  die  besonderen  Merkmale 
begriffen,  Von  denen  in  einigen  Fällen  der  TarifiBatz  abhängt,  z.  B.  ^die 
Ffinheitsnammer  bei  Qamen,  die  Dimension  bei  Spiegeln  und  grossen 
£lw&sorteQ  u.  dgL  m. 

'  Die  Verfassung  der  Erklärung  ist  auch  iu  privatrechtlicher  Bezie- 
hiiBg  von  Wichtigkeit,  denn  der  Verfasser  der  Erklärung  wird  suis  zur 
Yerfttgung  über  die  Waare  berechtigt  angesehen,  ein  Dritter  kann  daher 
dag  Recht  zum*  Bezüge  der  Waare  nur  mittels  ein^  beim  Amte  zurück- 
bteifoenden  Uebeftragung  oder  Bevollmächtigung  erhalten.  Ministerial- 
ei^aü  Yom  2.  April  485t 


247 


gelegt  und  uikter  amilieber  Begleitung  an  das  Amt  nächst 
der  zweiten  Linie  sar  Amtshandlung  angewiesen  werden. 

Der  Erklärung^  folgt  in  der  Regel  die  ReYxsion.  Die- 
selbe ist  eine  äussere  oder  innere,  und  im  letzten  Falle  eine 
vollständige  oder  tbeilweise.  Sie  darf  nur  in  Gegenwart,  der 
Waarenfübrer,  Rheder  oder  Eig^ntbümer  der  Wfuuren  oder 
deren  Bevollmächtigten  vorgenommen  werden.  ^ 

Bei  der  Waarenanweisung  (dem  Begleitschein verfohren) 
wird  sieb  meistens  mit  der  Revision  von  etwa  V,.  der  Waaren- 
behältoisse  begnügt;  dasselbe  ist  bei  der  Waarenausfuhr  der 
Fall,  wenn  der  wirkliche  Austritt  nicht  erwiesen  zu  werden 
braudit  Hier  genügt  sogar  die.  Revision  von  %j^  und  y^ 
der  gianzen  Ladung^  und*  eine  Abwäge  wird,  wenn*mcbt 
offenbar  eine  Gewichtsdifferenz  vorhanden,  nicht  vorgenom- 
men. —  Hat  die  vollständige  Revision  stattzufinden ,  so  er- 
streckt sie  sich  nur  darauf-,  dass  Ueberzeugung  von  der 
Identität  der  Waare  eintrete;  wenn  Inhalt  und  Gewicht  jedes 
einzelnen  Behältnisses  angegeben  sind,  wird  sich  stets  loit 
der  theüweisen  Revision  zufriedengestellt.^ 

Wenn  die  Waareneiklärung  nicht  ausdrücklich  das  wirk- 
liche Nettogewicht  angibt,  so  wird  sich  mit  der  Sporcover- 
wiegung  begnügt,  und  das  Nettogewicht  durch  Abzug  der 
gesetzlichen- Tara  berechnet  ^ 

.  Wenn  in  einem  Behältnisse  Waaren  verschiedener  Art, 
aber  alle  nach  dem  Sporoogewichte  belegt,  verpackt  sind,* 
wird  die  Tara  unter  sie  im  Verhältnisse  ihres  Gewichtes  v^- 
tbeüt  Wenn  Waaren,  die  nach  dem  Sporoogewichte  bel^t 
sind,  mit  Waaren,  deren  Zoll  nach  andern  Einheiten  sich 
richtet,  zusammengepackt  sind,  so  wird  die  Tara  nur  den 
ersteig  zugerechnet,  es  muss  also  das  Nettc^ewieht  der  letz- 
teren stets  erklärt  werden. 

'  QeteU  vom  XL  Augoiit  1791« 

'Cirk.  vom  20.  Mai  1848,  Dekret  vom  6.  März  1843. 

^  Gesetz  vom  27.  März  1817/        *  ' 
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Daasdbe  ist  der  Fall  ^  wenn  das  Behältniss  blos  Waaren 
enthält,  die  nicht  nach  dem  Sporcogewicht  belegt  erscheiiien. 

Die  Strafen  gegeti  unrichtige  Angaben  ind^  Zlüil  der 
Behältnisse,  dann  der  Gattung  od^  Art,  der  Herkunft,  der 
Menge  der  Waaren ,  die*  sich  als  Gefidlsveriiürzungen'  idais 
stellen,  sind  überaus  strenge j  in  der  Regd  Konfiskation  der 
Waareü  und  hohe€lelddtrafen ,  und  wenn  es  nch  um  rerbo- 
tene  Waar^i  bändelt  überdies»  Konfiskation  der  Transport- 
mittel. Ausnahmen  .treten  nur  ein,  wenn  die  Art  der.Waare 
und  ^e  Zahl  der  Bebältnisse  richtig  erklärt  ist  und  bht  ^ein 
Mehrgewicht,  sich  zeigte,  oder  wenn  die  Differenz  in  der  Bie- 
gung der  Waare  eine  geringe  iBt  Ein  Uebeigewicht  ron  fi% 
bei  Metallen,  ron  lö%  bei  anderen  Waaren  bleibt  ungeahndet 
« Uebrigens  bleiben  selbst  Irrungen  zum  Sdiaden  des  ErkU^ 
renden  nicht  unbestraft  Wenn  z.  B.  ein  erklärtes  Behält- 
niss  fehlt,  ist  für  dasselbe  eine  Geldstrafe  von  300  Fr.  zu 
entrichten f  es  sei  denn,  es  werde  der  Verlust  durch  Sdiiff- 
brucb  oder  Diebstahl  dargethan. 

ETigenthümlich  ist  das  Verfiahren,  wenn  der  Werth  der 
Waäre,  d.  i.  ihr  Marktpreis  am  Orte  und  im  Augenblicke  der 
'  Erklärung,  zu  gering  angegeben  erscheint  Hier  ist  dem  Beam- 
ten die  Ermächtigung  eingeräumt,  die  Waare  mit  einem  Zuschla- 
ge von  10%  zum  erklärten  Preise  fUr  den  Staat  anzukaufen.  ^ 

Der  Vorschlag  hi^zu  geht  tou  dem  Hevisionsbckunten 
-aus,  der  Receveur  und  der  Unterinspektor  müssen  aber  bei- 
stimmen. Fehlt  die  Zustimmung  des  Receyeur's,  so  müssen 
die  andren  Beamten  für  den  etwaigen  Verlast  sich  rerbürgen. 

Der  Erklärende  wird  von  dem  beabsichtigten  Ankaufe 
innerhalb  24  Stunden  nach  erfolgter  Erklärung  protokolla- 
risch verständigt,  nach  weiteren  24  Stunden  erfolgt  die  An- 
zeige an  den  Friedensrichter.'^    Die  Art  des  Verkauft,  im 

'  Gesetz  vorn  4.   flor.    an  IV.   (23.  August  1796),   Mimslerialeriads 
vom  10.  Juni  1848. 

*  Ministerialerlaß  vom  1.  August  1851. 
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Wege  der  mündlich^i  Versteigerung,  des  sduriftUchen  A^- 
botes,  oder  durch  beeidete  Mäkler,  wird  durch  ^eo  Direktor 
entschieden.  Vom  «twaigeli  Gewinne  erhält  die  Hälfte  der 
Staat,  die  Weitere  Hälfte  fäUt  nach'  den  gesetzlichen  A^- 
gen  für  den  Pensions-  undUnterstützuQgsfond  etc.  den  Beim 
Ankauf  Mitwirkenden  zu. 

Ein  ß^glement,  auf  yertragsmässigem  Wege  zwischen 
Frankreich,  Belgien  und  Holland  atn  14:  Februar  1862  zu 
Stande  gekommen^  und  anwendbar  auf  alle  Staaten;  wo  eine 
Eisenbahn  »in  die  Bahn  eined  der  kontrahirenden  Staaten 
einmündet,  ordnet  die  nöthigen  Erleichterungen  für  den  8i- 
senbahnverkehr  an. 

Waaren,  die  in  amtlich  vers^ossenen* Wagen,  Wagep- 
ahtheilungen  oder  (ausnahmsweise)  in  verschlossenen  Eisten 
oder  Körben  zwischen  den  beiderseit^n  Hauptstetionen  tot- 
kehren ,  sind  an  der  Zolllinie  der  EiUärung  und  der  Eeyi- 
sion  enthoben.  Die  Waaren  werden  amtlich  b^leitet .;  beim 
erst^  Gren^amte  wechselt  die  Begleitung«  Jeder  Staat  i^ 
spektirt  den  vom  andern  angelegten  Verschluss,  mk  Vorbei 
halt  der  Anlegung^  eines  zweiten,  wenn  er  ihn  für  nöthig 
findet  Die  Waaren  sind  mit  einer  amtlich  b^laUbigte^i 
Ladeliste  nach  festgestellten  Formularen  begleitet^  weldier 
alle  auf  die  Waaren  Bezug  nehmenden  Erklärungen  Hnd 
sonstige  zollamtiiohe  Dokumente  beigesiegelt  sind.  Das  Ge- 
päck dei^  Reisenden  wird  gewöhnlich  an  der  Grenze  nnter- 
8u<dit,- doch  auch  hier  ist  gestettet^  das  für  tlie  Hauptstatiö- 
nen  bestimmte  Gepäck  gleichwie .  die  Wssxßn  unt^  BAÜmr 
verscbluss  zu  legen.  Die  Abfertigung  der.Eis^nbahnzüge  an 
der  Gr^ize  ist  nieht  an  die  Tageszeit  gebunden.  An  den 
zur  zollamtlicben  Abfeiügung  bestimmten  Hauptstationen 
können  die  Waaren  unter  amtlicher  Mitoperre  in  den  Bahn- 
höfen durch  drei  Tage  liegen  bleiben,  um  hier  erklärt  und 
der  weiteren  Bestimmung  zugeführt  zu  werden.  .  Nur  wenn 

*  VehUfentUdit  mit  Dekfet  vom  25.  Januar  1863. 
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eine  Erklärung  zur  -Niedetrlage  oder  wenn  keine  Elrklänuig 
erfolgt,  wird  die  Waare  in  die  AmtsrAume  überführt 

Woui  die  Erklärung  sstir  Durchfi^  lautet,  und  der 
weitere  TVänsport  auf  der  iäsenbabn  unter  RarimversdiliiBs 
c^rlblgt/  oder  die  Waare  unmittelbar  ton  der  Eisenbalin  auf 
das  Schiff '  verladen  wird^  findet  auch  hier  keine  Revision 
Statt  '• 

Besondere  Vorschriften  bestimmen  ^  dass  bei  Durchführs- 
und  -AusAihrswaaren  (namtotlich  bei  jenen,  deren  -Austritt 
erwiesen  werden  muss) ,  welche  auf  die  internationale  Eisen- 
bahn ^  aufgegeben  werden ,  die  Sehlossamtshandlnng  vom 
Amte  im  Orte  der  Aufgabe  vollzogen  werden  muss;  das 
Austrittsamt  bestätigt  IAob  die  Ankunft  des  EisenbahoEuges 
mit  unverletztem  amtlichen  Verschlusse,  die  BogleitongB- 
beamten*  be£(tätig6n  den  wirklichen  Austritt  des  Zuges  über 
die  Grenze. r- 

Naeh  der  Revision  der  Waare  wird  -zur  Einhebnng  der 
Oebühr  und  zur  Ausstellung  der  a-ratlichen*  Deckungen 
geschritten. 

Di^  Gebühr  ist  entweder  ein  eigentlicher  Zollbetrag  und 
bddehungsweise  ein  Zuschlag  zu  demselben,  oder  eine  Ne- 
b^ngeb^. 

.  *  In  gewissen  Beziehungen  werden  auch  die  Tabak-  und 
Salzsteuergebühren  als  Zollbcträge  betrachtet  Die  Neben- 
gebühren sind  theils  Stempel  fUr  zollamtliche  Expeditionen, 
theils  Entgelte  für  angelegte  Blei-,  Wachs-,  Fapi^rsiegei, 
dann  Wag-  und  Niederlagsgelder. 

Die  Gebühr  wird  nach  den  wirklich  erhobenen  Daten 
und  nur  da,  wo  ach  mit  den  Angaben  der  Erklärung  ohne 
weitere  Erhebung  begnügt  wurde,  nach  der  letzteren  be- 
messen; ein  Recht  der  Partei,  auf  wirkliehe  Erhebung  zu 
dringen,  wird* nicht  anerkannt 

Das  Recht  zur  Forderung  der  Gebtdir  erlischt  binnen 
einem   Jahre,    nachdem    letztere    fitlUg   geworden,    wenn 
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binneH.die$^  Ztsit  kein  Schält  zur  Einhebung  derselben  ge- 
schehen  ist^  '      . 

Die  RttckffteHung  zur  Ungebühr  entricbüeter  Zölle  rnuas 
bei-  der  ^Oeneraldirektion  nachgesucht*  werden ;  das  Recht  der 
Rückforderung  erlischt  binnen  zwei  Jahren  unter  derselben 
Voraussetzung^  wie  das  Recht  der  Forderung  von  Seite  des 
Staates. 

Wer  des  Tages  wenigstens  600  Fr.  an  ESnftafarzöUen 
entrichtet y  hat  das  Recht,  einen  Jahresrabatt  von  4%,*  be- 
rechnet für  die  Dauer  von  4  Monaten,  also  einen  Rabatt 
von  1%%  anzusprechen.^ 

Es  ist  dieses  gewissennassen  ein  AequivaleBt  des  vi^r- 
monatlicfaen  Zollki^edits,  welcher  hinlänglich  siehem  Per- 
sonen bewilligt  wird.    • 

Dieser  Kredit  wird  auf  Wechsel  ertheilt,  welche  tm 
Standorte  deer  Eännehmers  oder  des  Hauptzoll-  oder  General- 
einnebraers,  an  den  -er  seine  Abftihren  leistet,  oder  in  Paris 
zahlbar,  bei^ts  acceptirt  und-mit  wenigstens  einem  Ctiraii^ 
ten  verisehen,  oder  wenigstens  durch  zwei  Solidarbürgen 
sichergestellt  sind.  '  ' 

Zwei  der  Verpflichteten  müssen  im  Standorte  des  Ein- 
nehiners  widmhaft,  alle  müssen  vollkommen  zahlungsfähig, 
keiner  an  das  Loos  des  Andern  geknüpft  sein  (wie  z.  B. 
Gesellschiifter ,  Eheleute  und  Verwandte  in  GHitergei<iein- 
schafk): 

Es  wird  kein  Wechsel  über  10,000  Fr.  angenommen. 

Wird  eiQer  der  Mitverpfliobteten-  zahlungsunfähig,  so  jit 
ein  neuer  Bürge  zu  bestellen  oder  der  Wechsel  einzulösen. 
Seit  dem  Jahre  184ffi  ist  gestattet,  statt  des  zweiten  Bürgen 
oder  Mit->Wechsdschuldn««  die  Verpfilndüng  vonWaaren,' 

*  Gesetz  vom  ZL  Angost  jl791,  später  auch  auf  die  Scliifffahrtsab- 
gaben  aasgodehnt 

^  Gesetz  vom  24.  April  1806,  Ministerialbeschlass  vom  H*  Januar 
1831,  Cirknlar  vom  26.  Januar  1840.- 
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die  in  VerwahniDg  des  ZoUamtoB  sich  befinden-)  als  «genü- 
gend zu  betrachten.^ 

Bei  kleineren  Jiemtern  Yer&sst  der  ESnnebmec  alle  drei 
Mohate  eine  Liste  der  Personen  ^ .  Büigen  und  Maximalbe- 
träge,  auf  welobe  der  Eredit  beschränkt  werden  soU;  übet 
seine  Antri^  entscheidet  nach  Adbörang  des  Inspektors -der 
Direktor;  innerhalb  der  gezogenen  Grenzen  bleibt  es  aber 
dem  Einnehmer  frei,  den  Kredit  zu  erth^en  od&c-M  Ter- 
weigern. 

*  'Bei  den  grossen  Aemtern  ist  ein  solchlHr  YoMnseUag 
nidit  ausführbar,  doch  Icann  sich  hier  dec  Einnduoer  leiditer 
der  Zustimmung  seiner  Obern  persönlich  veraiidieni. .    . 

-  Ueb^  die  ertheilten  Kredite  wird  ein  VerfttUsbueb  in 
chronologischer  Ordnung  und  ein  Konto  ftir  jeden  Zahlungs- 
pflichtigen geführt^  Die  Schuldverschreibungen  selbst  wer- 
dte  von  lO  .zu  10  Tagen  abgeführt  und  bei  der  Staatscen- 
Iralkasse  bis  zur  Y^allszeit  aufbewahrt  Die  ListeB,  von 
denen  sie  begleitet  sind,  gelangen  an  die  OeneraldnpaktioD, 
wo  .ein  eigenes  Hauptbuch  über  die  ertheilten  Kredite  ge- 
flihrt  wird.» 

.  Die  Gegenprobe  bildet  eine  monatlich  im  administrativen 
Wege  an  die  Generaldirektion  gelangende  alphabetische  Ueber- 
sicht  der  Kreditinhaber  und  der  aushaftenden  ihnen .  kiedi- 
tirten  Summen. 

Wenn  ein  falliger  Wechsel  protestirt  werden  mcM,  ist 
sogleich  die  Bezahlung  aller  dem. Staate  schuldigen  Sununen 
oder  eine  neue  Sicherstellung  bis  zum  vollen  Betrag  des 
Kredits  zu  fordern.  Wird  die  Bezahlung  nicht  geleistet,  so 
ist  ^egen  den  Schuldner  und  dessen  Bürgen  sogleich  der 
^exekutive  Zahlungsauftrag  zu  erlassen  und  bis  *ur  Erlangung 
einer  Hypothek  oder  eines  hinreichenden  Pfondes  fortzuführen. 

*  Cirkular  vom  8.  April  1848. 

'  MiaisterialerlBM  vom  9.  Detember  1822. 

*  Mfniaterialerlass  vom  15.  April  1022. 
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Das-  GFleiehe  hat,  weim  de^  Zollschuldner  fallirt^  gegen  den 
Bürgen  2u  gösch^en.  ^  •    ^ 

.  Die  Einnehmer  sind  fiUr  die  ertheilten  Kredite  nur  dann 
verantworüicb,  wenn 'sie  zahlungsunfähigen  ^ersonto  Kredit 
ge^n  oder  eine  d^  yorgeseichnet^  Formen  ausser  Aebt 
lassen ; '  übrigens  erwcushsen  ihnen  auis  jedem  nicht  bezahlten 
Wechsel  nicht  geringe  Unannehmlichkeiten,  denn  die. , pro- 
testirten  Wechsel  gelangen  .an  sie  als  Giranten- zurück  ^  imd  sie 
müssen  den  Betrag  berichtigen.  Fceilich  thun  sie  eß  mit  den 
ihnen  anyertpauteii  Staatsgelderu,  allein  sie  müssen  -sich  als 
Schuldner  belasten,  unter  eigener  Verantwortung  alle  Schritte 
gegen  den  Schuldner  und  seine  Bürgen-  unternehmen  und 
gegenüber  der  Verwaltung  den  Beweis  ihrer  Schuldlosigkeit 
führen. '  w-.  -x. 

Als  Entgelt  für  diese  Ver^ntwortUchloBit  war  ihnen  ür^ 
sprünglidi  %%  ^rOTision  für  jeden  angenommenen  WßcliMil 
bewilligt,  eine  Ordonnanz  vom  30.  Dec^nber  1829  hat  die^e 
Gebühr  auf  ^3%  herabgesetzt,  und  ein  Ministerial -^JEkiass 
vom  6/ Juni  1846  nöthigt  sie,  den  Gewinn  mit  dem.  Staat« 
zu  theilen,  wenngleich  in  einem  Verhältnisse  ^  dass  nur  die 
Einnehmer  der  grössten  Aemter,  wo  die  Provision  eine  un- 
verhältnissmässige  Höhe  erreichte,  darunter  leld^ ;  denn  bis 
zu  einem  Ereditsbetrage  von.  %  Millionen  Frasks  des  Jahres 
kömmt  die  ganze  Provision  dem  Einnehmer  zu  Gute,  für  die 
weit^en  2  Millionen  Franks  bezieht  er  V4%,  ftlr.  die  fünfte 
und  sechste  Million  je  %  und  %7o»  %  <üe  weiteren  5  Mil- 
lionen. Vi0%,  und  für  alle  Beträge  über  11  Millionen  y^%  — 
Der  Bxpeditionsstämpel  vertritt  eig^itlich  die  Stelle 
des  Zettelgeldes.  Er  wird  in  drei  Abstufungen,  von  75  Gent 
für  akxjuits-ä-caution  (Begleitscheine)  und  Expeditionen,  die 
sich  auf  die  Schifi&hrt  beziehen^  von  26  Cent  filr  Quittung^ 

*  CirkuUr  vom  6.  April  1828,  Minifterialdel^t-vom  8.  Septamber  18*1. 
'  MiniBterialerlass  vom  9.  l>Bceoiib«r-'1822. 
»  Cirkular  vom  19.  April  1«».    •         -        • 
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fibet  Betrftge  Ton  meltir  als  25  Frcs.  und  ^od  5  Gent:  ftkr'an- 
dere  nicht  ausdrüchlich  befreite  Ausfertigungen  entrichtet. 

Die  Siegelgebühr  ist  höctet  beträchtlich^  mit  fiO  Cent 
für  ESn  Blei  bemessen,  doch  sind  hierunter  überall  (ausser  in 
Baris)  die  Kosten  für  die  Verschnürung  (fbr  Kordel  Und 
Drahtscfanur)  mitbegoifen.  ^  Ausnahmen  von  jener  Gebühr  be- 
stehen blofiT  für  die  äussere  Yerbleiung,  wenn  nämlidr^tuch 
unter  der  Emballage  ein  Blei  angelegt  werden  muss,  für 
Wiaaien ,  die  bei  den  Austrittsämtem  nach  ToUendeter  Re- 
TisioYi  Behufs  der  Begleitung  an  die  Zolllinie  oder  auf  das 
Schiff  abermals  unter  Verschluss  gelegt  werden  ^  für  Waaren, 
die  nach  Entrepots  an  den  Landgrenzen  bestimmt  sind  >  und 
nx  durchgeführtes.  Getreide.  Die  Gebühr  beträgt  in  diesen 
FäUen  nur  25- Cent,  für  ein  Siege). 

Die  Cabotage,  die  Ueb^rführung  ron  einem  Entrepot 
mid  die  Ueberladung  von  einem  Schiffe  in  das  andere;  und 
die  Versendung  französischer  oder  nationalisirter  Waaren 
nach  den  Kolonien  sind  (eine  -der  Aenderungen  der  gegen- 
wärtigen Regierung)  von  der  Gebühr  ganz  befhsit  worden.* 

An 'manche  Waaren,  deren  Identität  keinem  Zweifel 
unterliegt^  wird  ein  amtlicher  Verschluss  nicht  angelegt 

Der  gegenwärtig  in  Gebrauch  stehende  amtliche  Ver- 
sdiluss  ist  YöUkommen  sichernd,  stark  und  zweckmässig. 

Durch  die  Provisionen  für  die  escomptirten  Wechsel  und 

*  Ordonnanz  vom  28,  Mär2  1830,  GeseU  vom  2.  Juli  1836,  Ministorial- 
erlS88  vom  2.  September  1839,  Ordonnanz  vom  26.  Juni1841  and  25  De- 
oember  1847,  Dekret  vom  '21.  März  1852.  In  Paris  hat  die  HandeliJLam. 
iner  die  Beiichaifüng  der  Kordel-  und  Drathsehnnr  and  die  Voniohtang 
dfir,  BehAltniflse  Behufs  der  Anlegung  des  amtlichen  VerschlasMB  unter 
dem  Namen  la  manuteution  de  la  Douane  übernommen.  Es  steht  jeder- 
mann frei,  sich  dieser  VermittluAg  za  bedienen  oder  sie  aaszasichlagen ; 
alkin  die  Gebühren  sind  so  niedrig  gesteUt,  daas  letztere  AltematiTe 
nicht  eintritt  Die  Handelskammer  hat  übrigens  aus  dem  Reinertrage  die- 
•et  Geschäftes  ein  eigenes  Zollgebäade  flir  die  Aasfahr  and  das  Hdtel 
gebaut,  in  dem  sie  sich  gegenwärtig  befindet. 

'  Dekret  vom  21.  März  1852. 
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die  Antheile  as  den  Bleigeldern  steigeo  die  Bezüge  der  Bj^ 
amteu  nameQÜich  der  stark  beachäftiglien  Aemter  betrdeht- 
lieh.  Es  ist  ttbrigeHS  bestiaunt^  dass  der  JährestoÜieil  an 
den  Bleigeldem  bei  einem  Recereur  oder  UnteritispektCMr 
1500  Fr.  und  bei  den  untergeordnet^i  Beamten  den  JaÜres- 
gehalt  nicht  überschreiten  dürfe.  Die  Ueberschüsse  figülen 
de^  gemeinsamen  Unterstützungsfonde  zu.  ^ 

Alle  amtliche  Deckungen^  werden  auf  Yorgedrucktem 
Papier  ausgefertigt  und  aus  juxtirten  Registern  ausgeschm^ 
ten.  Das  Verfahren  des  Zollvereins,  welches  die  Eonirolte 
mehr  in  der  Form  der  Deckungsurkunden  und  in  dem  Aua^ 
tausche  derselben  zwiscbeu  dem  Amte  im  Orte  der  Versen- 
dung und  jenem  der  Bestimmung,  sucht,  würde  in  Frank- 
reich und  allen  von  seinem  Gteiste  beherrscliten  Staaten  als 
eine  z(dlamtliche  Ketzerei  betrachtet  werden. 

Duplikate  werden  nur  über  Bewilligung  der  leitendeo 
Behöben,  aus  denselben  Registera  wie  die  Originale,  unter 
der  Bezeichnung  als  Duplikate,  init  genauer  Angabe  äeB 
Zweckes,. dem  sie  dienen  sollen,  ausgestellte 

Wird  dafii  Dupliki^t  eines  Begleitscheines  (acquitr^xiau- 
tion)  oder  eines  Legitimationsscheines  (passavant)  für  dea 
EüatenTerkehr  verlangt,  so  muss  die  Verpflichtung  übemom; 
men  und  sichergestellt  werden,,  ausser  der  Strafe  auch  den 
Wcffth  der  fremdem  Waare  zu  erlegen,  falls  die. -iieu^  .ür* 
künde  zu  Einschwärzung  einer  unveraolUen  Waare  mias* 
braucht  werden  sollte.'  — 

Vor  £2ntrichtung  der  Gebühr  und  Erhalt  der  Deckunga- 
urkunde darf  die  Waare  nicht  vom  Amtsplatza  weg;geb]mb^ 
werden,  doch  ist  an  grossen  Hafenjdützen  jenen  BCauHeuten^ 
welchen  ein  Kredit  bewilligt  worden,  gestattet,  gegen  eine 

9 

*  Hiniaterialdekret  vom  6.  Jaoa  1848  und  ^1.  Juli  1849. 
^  Ch>k.  yom'5.  prair.  an  TI  und  17.  mess.  an  YIII,  30.  Juni  1828» 
12.  Mai  1848.  ... 

'  Cirk.  vom  29.  NoVemlK»*  1791  und  12.  Mai  1848. 
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koDiStante  Sieherstellung  Waaren,  die  zur  EinftihnrerzeUung 
bestimmt  sind,  gleich  nadi  beendeter  Revision  an  si^  sm 
ziehen  und  den  Zoll  nadi  Handelsusanoe,  längstens  aber 
innerhallh  vier  Wochen  zu  entrie^hten. 

Die  Wiedecaufladung  der  beamtsbandelten  Wastfen  und 
die  Abftkhrt  derselben  vom  Amtsplatze  erfolgt  nnter  amtli- 
cher Aufsicht;  dass  solches  gescb^en^  wird  auf  den  Deckungs- 
nrkunden  bestätigt.  Die  letzteren  enthalten  auch  Raum  fllr 
die.nö&ige  Transportbescheinigung.  Bei  der  Ausfahr  zur 
See  muss  den  Amtshandlungen  über  die  einzelnen  zur  Ein- 
schiffung erklärten  Waaren  die  Besichtigung  der  Schifibräume 
selbst  und. die  Abfährtsbewilligung  folgen.  — 

Es  ist  gestattet,  die  eingeführten  Waaren  bis  zur  weiteren 
Bestimmung  über  dieselben  in  der  amt lic  hen  Ni  ederlage 
(dem  Entrepot  0  des  Hafen-  oder  Grenzamtes  einlagern  oder 
an-ein  anderes  Amt  anweisen  zu  lassen. 

Die  Entrepots  sind  in  der  Regel  städtische  Anstalten; 
die  Haftung  ftir  die  Waaren  trägt  die  Gemeinde ,  in  die  Auf- 
sicht iheilen  sich  ihre  Beamten  mit  jenen  der  Douane.  ? 
Die  Erklärung  ist  auch  die  Bedingung  der  Aufnahme  in  das 
JEntfepot;  eine  unrichtige  Erklärung  wird  gleich  einer  Er- 
klärung derselben  Art  für  die  Einfiihrverzollung  bestraft. 
Z^t  sich  an  der  eingelagerten  Waare  ein  Abgang  bei  dier 
Herausnahme  aus  dem  Entrepot,  so  bleibt  der  Hinterleger 
für  den  Zoll  verantwortlich. 

Doch  steht  es  dem  Direktor  des  Bezirkes  zu,  für  den 
natürlichen  Abgang  oder  jenen,  welcher  erwiesener  Massen 
nicht  dem  Steuerpflichtigen  zur  Last  IHllt,  die  Gebühr  ganz 
oder  theüweise  nachzusehen. 

*  Die  Dauer  dar  Hinterleguilg  ist  auf  drei  Jahre  besdir&nkt, 
der  Direktor  kann  die  Frist  verlängern. 

In  der  Regel  werden  in  das  Entrepot  nur  in  -der  Eä^fuhr 


^  Entrepot  r^el  im  GregenBatze  zu  «ntrepdt  fictif. 
'  QeseU  vom  8.  flor.  an  XL  (28.  April  1803). 
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erlaubte  Waaren,  iMifgenooimeii ,  doch,  in  mehrere^ 
bäfe^^  z.  B.  in  HarseiUef  BajCHme,  Bordeaux,  Nantes,  Bavifd, 
Ronen,  und  DUnkirchen ,  sind  «ucb  verbotene  Wo^aren  .zuBto- 
sig.  ßie  lagern  in  besOndartf  Abtheilungen,  wo  den  gansea 
Tag  über  Aufseher  sieb  befinden.  Eine  .Theilung  dQr  Waa- 
renbehältniJBse  wird  nicbt  gestattet,  die  Herauspahme  vra 
Mustern  nur  gegen  arnüicbe  Bezeichnung  und  UebernahQie" 
der  Verpflichtung  der  WiedereinLagerung  oder  Wiederausflihr 
erlaubt  A^ich  werden  oft  bei  der  Einlagerung  Muster  sol- 
cher Waar^n  mit-  dem  Siegel  des  Amtes  und  des  Qintep- 
legers  an  beiden  Enden  bezeichnet  zurüdchehalten,  und  es 
wird  mit  ihnen  die  Wiaare  bei  der  Herausnahme  ödei"  den 
periodischen  JElevisionen  verglichen. '^ 

In.  den  Kolonien  bestehen  ebenfalls  Enttepots; 

In  dieselben  werden  sowohl  französiscühe  und  .fremde  zfnc 
Einfuhr  erlaubte,  als  in  der  Einfuhr  verbotene  Waaren.aujt- 
genommen,  letzteres  um  nicht  den  Yortheil  eines  Stapels 
Akr  den  gegenseitigen  Austausch  der  Erzeugnisse  -fremdÄP 
Nationen  ZU  verlieren« 

'  Mit  der  amtlichen  Niederlage  fremder  unverzollter  Waa- 
ren  wurde  .durch  das  Dekret  der  prov.  Regierung  vom  21. 
März  1848  die  Einlagerung  bereits  vensoUter  oder  im  Inlande 
erzeugter  Waaren  B^ufs  der  AusstelluBg  von  amtlichein, 
mittels '  ein&eber  Jndossements  übertragbarer  LagerscheiDe 
verbunden.  Es  sollte  hierdurch  die  in  den  en^iBcheq  Docks 
übliche  Ausstellung  von  Warrants  nachgeahmt  werden, 
d.  i.  von  Waarenscheinen ,  in  denen  nicht  foIos>  die .  Gattung 
und  M^toge,  sondern  auch  die  Quaüf&t  der  Waare  amäich 
angegeben  ist,  und  die -gleich  Wechselbriefbn  girirtwerdioD, 
so  dass  auf  die  kürzeste  Weise  Waaren  gekauft^  verkauft 
oder  verpfändet  werden  können.  -    • 

JBs  entstanden  gegen  sechzig  solcher  ^allgemeiner  Ma* 
gazine^,  aber  die  meisten  wurden ,  nach  dem  Aufhören  d^r 

Hock,  FinanzVerwaltung  FrankFeichs.  17 
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kommeniQUeii  Krise  jeti«r  Rerolutionatage,  wegeu  Mangels 
an  Oesebäften.  wieder  ^jgeüMnftiep.  Nur*  m  reinigen  groeaen 
Seestädten  und  in  Paiia  haben  sie  ai(^  erbalteti.-  Hier  be- 
willigte  das  Dekret  vQfo  7;  Sept  1852  einer  Gesellaebaft  die  Er- 
richtungeines  solchen  allgemeinen  Magazins  ausser  dem  schon 
bestehenden  Gebäude  für  unverzollte  firemde  Waaren,  und  aus 
dieser  Oesellschaft  entstand  jene  der  Docks  Louis  Napolecm, 
iprelche  eine  der  grossartigsten  Magazinsbaaten  des  Konti- 
nents unternommen  hat.  Die  Zuverlässigkeit  und  leichte 
Beweglichkeit  der  Warrants  haben  die  französisch^a  Lager- 
lyshfeine  übrigens  noch  nicht  erlangt 

'In  den  erwähnten  Docks  wie  in  den  Seestädten  ist  in- 
nerhalb dieser  Niederlagen  dem  Verkehre  die  freieste  Bewe- 
gung gestattet.  Es  können,  wenn  auch  untet  amtlicher  Auf- 
.sifAt,^die  Waaren  gelüftet,  gereinigt,  umgepaökt^  die  Ab- 
fiele yemichtet  werden.  An  manchen  Orten  ist  auch  die 
Vermahlung  des  Getreides  (mit  Ausnahme  des  harten  [rothen] 
Wehsens  des  Mittelmeeres)  gestattet  Die  Färbung  und  IC- 
schung  fremder  Weine  oder  ihre  UeberfÜUung  in  Fässer 
firankösisohen  Ursprungs  ist  zur  Sicherung  des  einheimischen 
Exportes ,  die  Theilung  von  KoUien  verbotener  Waaren  aus 
Stenerrücksichten  untersagt 

Die  eingelagerten  Mengen  und  die  mit  denselben  vor- 
fallenden Aenderungen  werden  durch  chronologisch  geordnete 
Hagazinsbüpher  und  alphabetisch  nach  den  Hinterlegern  ge- 
führte Kontobücher  in  Uebersicht  gehalten. 

Monatlich  findet  durch  die  Chefs  eine  Vergleichung  der 
einzelnen  Konti  mit  den  betreffenden  Urkunden ,  jährlich  eine 
Erhebung  des  Lagerstandes  und  eine  Vergleichung  de9selt>en 
mit  den  Konti,  wie  mit  dem  Magazinsbuche  Statt 

Für  manche  Waaren,  z.  B.  gewisse  leicht  kenntliche  Erzeug- 
nisse französischer  Kolonien ,  rohe  Baumwolle ,  gewisse  grobe, 
gering  belebte  Produkte ,  z.  B.  Bauholz^  Steinkohlen ,  Guano 
wird  auch  die  Einlagerung  in  Privatmagazine,  (entrepötß  fictifis). 
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uiaschmal  unter  Mitsperre  derDoiMme^  manehmal  usiter  gß- 
sooderier  Aufbewahruug  von  WaMonflroben  zugestanden J 

Der  Zoll  wird  in  beiden  BWen  der  Einlagerung  ent 
im  Augenblicke  der  Herausnahme  aus^äier  Niederlage  (dem 
Entrepöt)  fällig, 

* 

Waaren ,  die  im  Entrepöt  über  die  bewilligte  Zeit  liegen 
bleiben ,  werden  im  Wege  der  öffentlichen  Versieigeruiig 
veräussert,  der  Erlös  in  die  Eoiisignations -  und  Depositen- 
kassa hinterlegt.  Wird  er  binnen  einem  Jahre  nicht  -von 
dem  Berechtigten  zurückgefordert,  so  ist  er  dem  Staate 
veifallen.^  Auf  ähnliche  Weise  wird  mit  deh  Waaren  ves-. 
fahren,  die  wegen  NichtÜberreichung  einer  Erklärung,  Nichts 
mitwirkung  bei  dem  Zollverfahren,  Nichtvollzug  der  auf- 
getragenen Aussedandesschaffüng  oder  sonst  aus  einem  Gruode 
bei  dem  Amte  zurückbleiben,  nur  mit  dem  einzigen  Unter- 
schiede,, dass  sie  von  dem  Augenblicke  an,,  wo  die  Uebev- 
nahme  in  die  amtliche  Aufbewahrung  eintritt,  nur  durch 
zwei  Jahre  für  den  Berechtigten  aufbewahrt,  und  schon  nach 
Ablauf  dieser  Zeit  die  weiteren  Schritte  eingeleitet  werd^. 
Unterliegen  solche  Gegenstände  dem  Verderben,  sa  werden 
sie  auch  vor  Ablauf  der  Zeit  -verkauft,  aber  die  Rechte  des 
Hinterlegers  an  den  Erlös  treten  an  die  Stelle  seiner  Rechte 
an  die  Waaren.' 

Die  Zahl  der  Aemter  mit  Niederlagsrechten  an  andern  Or- 
ten als  an  Seehäfen  ist  verhältnissmässig  sehr  gering ;  besonders 
auffallend. ist,  n^t  Rücksicht  auf  die  entgegengesetzte  Praxis 
in  Oesten'eich  und.  dem  ZoUvereine,  dass  erst  mit  dem  Ge- 
setze vom  27.  Februar  1832  die  Erriohtung  von '  Entreeot» 
im  Innern  des.  Reichs  gestattet  wurde.    Selbst  gegenwärtig 

'  Gesetz  vom  8.  flor.  an  XL>-  7.  Becember  lÖlS.  Ord.  vom  »9..  Ja. 
nuarlSia    Cift  vom  21  JtfU  1836.  .     ' 

'  Gesetz  vom  17.  Mai  1826. 

^  Cirk.  vom  6.  Septemb^  1827,  2L  März  1838,  Ministeriäldekret 
vom.  14.  Mai  18*1     .   * 
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Befinden  eich  im  Inneröi  tmd  an  der  Xandgr^ze  aur  4swölf 
8oIeh6  -Aemter :  Paris  ^  I<jron,  *  Strassbarg,  MQhlhaaaen, 
Bt  fiäenne,  Yälencieiiiies,  Metz,  Toulouse,  Ntmes^  Bösancoo^  ^ 
Orl^s  und  Arignon.  —  Es  ist  diese  Anordnuag  aus- dem 
Grundsätze  der  französischen  Zollgesetzgebung,  dass  alle 
Waacen  an  der  Grenze  ta  verzollen  seien,  und  bxis  dem 
Schutze  der  nationalen  SdüflTahrt  zu  erkläxen.  ^-^ 

Die  Anweisung  an  ein  anderes  Amt geschidit  mittelst 
•sogenamiter  acquits  k  caution  (Begleitscheine),  die  nur  über 
die  Erklftrung,  im  Falte  des  NJchleintreffens  der  Waare  an 
•dem  Orte  der  Bestimmung  mit  Bewahrung  ihrer  Identität 
und  binnen  der  vorgezeichneten  Frist  2iOll  und  Strafe  zu 
entriditen.  (soumission)^,  und  die  entsprechende  SicherstellikBg 
(cautionnement)  dieser  Verpflichtung  ausgestellt  werden. 
Geh^die  Waate  im  Zollgebiete  zu  Grunde  und  wird- dieses 
gerichtlich  dargethan,  so  entfällt  zwar  die  Strafe,  aber  die 
Gebühr,  der  Zoll  für  die  erlaubten,  der  einfache  Werth  für 
die.  rerbetenen  Waaren  ,•  bleibt  zu  entrichten.  Wird  die 
Waare  bei  dem  Amte  der  Bestimmung,  gestellt  und  in  Ord- 
nung gefunden',  so  erfolgt  die  Erledigung  (d^diarge)  des 
acquit  jt  caution ,  und  derselbe  wird  im  Wege  der  Direktion 
dem  anweisenden  Amte  zurückgesendet  Auf  gleiciie  Weise, 
mittelst  Anweisung  von  dem  Eintritts-  an  das  Austrittsamt, 
erfolgt  die  Durchfuhr  der  Waaren.^ 

Die  Identität  der  Waare  wird  bei  der  Anweisung  darch 
den  amtlichen  Verschluss , .  der  oft ,  z.  B.  bei  allen  in  der 
£iüfüh)r  verboteneu  Waaren,  sogar  doppelt^  der  eine  unter, 
der  andere  über  der  äusseren  Emballage,  angelegt  wird, 
und  oft  (z.  D.  bei  havarirten  Waaren,  Schafwolle^,*  Zucker, 
Garnen ,  Geweben ,  Gewürzen ,  geistigen  Flüssigkeiten,  vielen 
chemisciiea  Produkten)  durch  Muster  festgehalten,  die  ^it- 
weder  in  besondern   versiegelte    Behälttussen   imtg^^ben 

*  Eni  aeit  dem  Dekret  vom  29.  März  1956.. 
•  '  GeMti  vom  8.  flor.  aa  XI^  18.  April.lSSl  und  9.  Febmar  18S2. 
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oder  amtlich  an  das  Bureair  im  Orte  der  Bestimmung  ge- 
s^idet  weirden.^  Bei  jeder  Niederlage  im  Innern,  bei  jedem 
mit  Stenerlinie^  umgebenen  Orte,  bei  den  Aemtem  der  in^ 
neren  Zolllinie  werden  die  begleitenden  Urkunden  vorge- 
wiesen und  wird  der  äussere  Zustand  der  Behtitoisse .  und 
des  amtlichen  Vecschlusses  untersucht.  Der  Raum  zwischen 
dem  AustritlsanHe  und  der  äussersten  Zcdllinie  wird  bei  den 
Purohfuhrwaaren  nur  unter  amtlicher  Begleitung  zurückgelegt 
.  .  Zur  Ausfuhr  können  die' Waaren  sowohl  bei  Aemteni 
im  Innern  als  an  der  Grenze  erklärt  werden,. im  ersterep 
Falle  ist  die  Anlegung  des  amtlichen  Verschlusses  und'  die 
Stellung  zum  Grenzamie  vorgezeichnet  Bei  Waaren,  derto 
Ausfuhr  erwiesen  werden  muss,  and  dieses  ist  wegen'dear  zahl- 
reichen Rückzölle  und  AusflihrprlUnien  niöht  selteo-  der  EUl^ 
sind  die  V^Mrsichten  dieselben ,  wie  beim  Durchfbhrverfahren/^ 
No6h  verwickelter  wird  d^rTr&n  Sport  inländischer 
Waaren  von  euiem  Punkte  des  Zollgebietes  zum  ^dem 
mitBenutz^ung<lerSee  (cabotage  im  zollamtlichen  Sinne) 
oder  fremden  Territoriums  (emprunt  du  territoire  ötran- 
ger).  3  Hier  haftet  der  Aussteller  der  Erklärung  gegeuübi^ 
dem  Alistrittsamte  di^r,  dass  er  die  Waaren  wirklich  zum 
Einirittsamte  stelle,  und  beziehungsweise  für  die  Im  -entge- 
gengeisetzten  Falle  nicht  entrichteten  Ausfuhrzölle  oder  etwa 
übertretenen  Ausflahrverbote,  und  gegenüber  dem  Eintrittsamte 
für  die  Identität  der  antretenden  mit  den  ausgeführten  Waaren 
oder  i)'eziehung8weise  für  die  im  entgegengesetzten  Fioille  za 
entrichtenden  (xebühren  und  cntfollenden  StrafiBn.  Hieraus 
entspringt  eine  lange  Reihe  vcm  Verkehrsbeschränkungen. 

.  [Jebrigens  sind  seit  1648  in   der  Cabotage   mehrfache 
Erleichterungen  eingetreten.    Der  früher  sehr  allgemein  vor- 

• 

*.jG«sete  vom  9.  Februar  183^,  Ord.  yom  11.  Februar  1832,. 8.  Juli 
1834,  10.  Oktober  1835,  3.  JuU  1838. 

'  Arr.  vom  26.  vent.  an  Vm.  (17.  Mär^  1800).    . 

'  Qieeti  vom  U  AngiM  1791,  27.  vfflid..aii  U,  2.  Juli  1836. 
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geschriebene  amtliche^  Verschiuss  wird  nur  bei  Waaren, 
welche  in  die  Reihe  der  in  der  Einführ  verboteiien  oder 
höher  belegten  gehören,  angelegt. '  Versuchsweii^  wird  bei 
Damp&chiflbn  Buch  statt,  des  Behältnissverschlusses  der  La- 
dungdraumverschluss  angewendet  In  vielen  Fällen  gentTgt 
einfitcher  passavantjCLegitimationsschein)  statt  des  iörmlichen 
acquit  iL  cautiön.  Es  wird  auch  gestattet,  mit  Genehmigung 
der  höheren  Zollbeamten,  während  des  Transportes  den  Hafen 
der  Bestimmung  zu  wechseln  oder  einen  Theil  der  Ladung 
in  einem  andereil  Hafen  zu  löschend 

Von  ganz  ungewöhnlicher  Strenge  ist  die  Grenz k on- 
troMe.  Man  fühlt  bei -jeder  einzelnen  Massregdi,  das^  ^ 
die  Schreckensherrschaft  gewesen  sei,  die  sie  anordnete, 
das  gewaltigste  Soldatenregiment,  das  die  Gemü£her  an  ihre 
Aiifl»chthaltuiig  gewöhnte,  der  Schutz  von  300^000  tenfden 
Bayönneten,  welcher  der  Restauration  ihre  Bäbehalkmg  und 
V^sdiärfüng  möglich  machte,  und  das  parlamentärer  Uebdr- 
gewidii  einer  einflussreichen  Geldaristokratie,  welche  ihre 
Fortdauer  sicherte.  ^ 

'  Bereits  vier  Stunden  (lieues)  von  der  Ettste  müssen  die 
Sehifib  mit  dem  Schiifsmanifest  versehen  sein ,  es  jedem  Auf- 
seher auf  Verlangen  vorweisen,  und  ihm  die  Abschriftnahme 
gestatten.  Hat  das  Schiff  verbotene  Waaren  an  Bord,  so 
genügt  es  nicht,  -dass  im  Manifest  ihre  allgemeine  Benen- 
nung angegeben  sei^  sondern  es  mnss  Gattung  und  Beschaf- 
fenheit wenigstens  in  dem  UmfiEtnge  angegeben  sdn,  dass 
man  sieht,  es  seien  verbotene  Waaren.  • 

In  vielen  Fällen  wird  auch  die  Einsicht  des  Schiflbbuehes 
(livret  du  bord)  und  ein  ft)rmlicher  Seer^pport  gefordert, 
werden    mit    dem   Kapitain    und    der  Mannschaft  Verhüre 

*  Cirk.  vom  22.  6et>tember  1848  und  23.  April  1851. 

*  Gesetz  vom  4.  germ.  an  II.  (24w  Man  1794),  8.  flor.  an  XI^  10.  brum. 
an  XIV.  (^  November  1805),  28.  April  1816. 

vom  9.  Febr,  1CÖ2,  eeneraldirtktioDsdekret  vom  19.  Sept.  1839. 
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angestellt,  mi^ssen  Zeugnisse  von  Kolonial-,  S^onsulatsbehörd^, 
Schiffikommandanten  b^gebiacht  werden,  was  nicht  immer 
dadureh  gere^chtfertigt  wird ,  dass  hieran  di^  Zuwendung  ge* 
wisser  ZoUhegünsfigungen  geknüpft  ist ' 

Kein  Schiff  unter  100  Tonnen  darf  innerhalb  des  Raa* 
mes  von  4  lieuea  von  der  Küste,  den  Fall  überwiegender 
Gewalt' (foroe  majeure)  ausgenommen,  laviren  oder  «ich  tibr 
Anker  legen,  kein  Schiff  ohne^  die  gleiche  Ausnahme  mit 
Waaren  in  einen  Hafen  einlaufen,  über  welchen  'der  EäD- 
gang  dieser  Waaren  nicht  gestattet  ist^ 

Innerhalb  dieses  Rayons  unterliegt  jede»  Schiff  und  sei 
es  auch  eines  der  Kriegsmarine,  dem  Untersuchungsrechte 
des  aktiven  Dienstes  der  Douane.  IKese  kann  alle  Schiflh- 
lucki^n  <)ffheD,  alle  Sehiffiräuine  betreten  und  bis  zu  der  Aus- 
ladung oder  Ab&hrt  der  Schiffe  auf  denselben  verweilen. 
Sind  rechtliche  Anzeigungen  vorhanden,  so  darf  sie  sQgar 
auf  Oeffiiung  .der  einzelnen  Behältnisse  dringrä.® 

.Von  jeder  Scbelterung,  jedem  Schiff'bruche  an  den  Kü- 
sten  Frankreichs  werden  .neben  den  Marine-  auch  die  Zoll* 
beamten  ventöndigt  Sie  überwachen  die  Waare,  wirken 
bei  Au&ahme  des  Inventars  mit,  halten  sie  unter  Mitsperre. 
Wird  die  Waare  ftlr  inländisch  ausgegeben^  so  muss  die 
Nachweisung  des  Ursprungs  geliefert  werden;  im  ZweiSA 
entscheiden  auf  Grund  ihnen  eingesendeter  Muster  die  Ex- 
perten des  Handelsministeriums  (Kap.  I,  S.  23). 

Nicht  mit  jedem  Schifils  darf  jede  Waare  eingefülut 
werden.  Verbotene  Waaren,  solche,  wdohe  ^ehemals  ver- 
boten waren  oder  die  überhaupt  zu  den  hoch-  belegten  ge- 
hören, sind  in  der  Regel  vom  Transport  auf  Schififen  unter 
40  Tonnen  ausgeschlosßen.  ^  Noch  weiter  gehenden  Beschrfto- 

*  Gesetz  vom  22.  Augost  17dl,  4.  germ.  an  II;  GeneraldireküODS- 
erlasse  vom  21.  Jatmar  1834  und  10.  Jaauar  1840. 

^  Gesetz  vom.  2.  Juli  1836. 

*  Gesetz  \6m  4l  germ.  an  II.  ' , 
'  Gesetz  Tom  5.  Juli  1836.. 
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kungto  unterliegt  in  dieser  Riefatong  die  Kttstenschififohrt 
Nor  (}ie  Effekten  der  Reisenden^  •  die  Paeotille  der  Schub- 
»lannaehaft . und  kleine  Mengen,  die "nicbt  V^  der  Gesammt- 
laSung  betragen ;  sind  unter  drückenden  Bedingungen  vxm 
cUlSien  Beschräbkudgen*  ausgenommen.  < 
*  ;:  An  der  Küste  und  längs  der  in  das  Meer  einmündenden 
Flllfiee  ausser  den  Zollstellen  darf  ohne  Bewilligung  der  -Be- 
iMyvdekeinei  Landung,  keine  Aus-  oder  Einsehlfftang^  Statt 
finden,  nur  die  zum  Verkehr  benachbarter  Gemeindeti  un- 
entbehrlichen Ausnahmen  sind  gestattet^ 

An  einzelnen  Inseln  und  Bänken  längs  der  Seeküste  ist 
das  Landen  fremdem  Schiflfe  oder  französischer  Schiffe,  die 
aus  der  Fremde  kommen ,  nicht  gestattet,  auch  ktanen  In- 
dustrieerzeugnisse aus  diesen  Inseln  nach  Frankrrieh  nicht 
eingeführt  werden.' 

Innerhalb  eines  Striches  von  2  lieues  Breite  von  der 
Küste  an  gerechnet,  dürfen  fast  alle  wichtigere  Gegenstände, 
welche  den  Kreis  des  ländlichen  Lokalverkehrs  übeirsteigen, 
zur  Nachtzeit  nicht  transportirt  werden.^ 

Längs  der  Landgrenze  unterliegt  ein  Strich  von  4  und 
aü  manchen  Punkten  selbst  von  5  lieues  (also  von  2  bis 
^V)  myriametres)  in  d^  Breite  einer  besonders  geschärften 
Kontrolle.  ^ 

Innerhalb  dieses  Strichs  darf  sich  keine  Waare  ohne 
Bezettelung  bewegen.  Waaren  aus  dem  Innern  müssen  bei 
dem  Amte  an  der  innem  Linie  angemeldet  werden,  Waa- 
reia  aus  dem  Auslande  unterliegen  der  Bescheinigung  bei 
dem  Amte  der  äussern  Linie.  Waaren  aus  einem  Orte. des 
Girenzhezirkes  müssen  vor  dem  Begimie  des  Transports*  Be- 
laufe der  Erlangung  einea  passavant  (L^timationsscheines) 

'•  Gesetz  vom  4.  germ.  an  II. 
'  Gesetz  votn  8.  flor.  an  XI. 

*  Geeetz  vom  4.  germ.  an  II:  und  8.  ilor.  an  XI. 

*  Gesetz  vom  8.  Hör.  an  XI.  «* 
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bei  dem  nächsten  Amte  Angezeigt,  folls  ein  Beamter  liiesu 
abgeordnet  wird  ^'  diesem-  am  Orte  der  Aufbewahrung  Tor<- 
gezeigt  werden.  Es' J^ann  bei  diesem  Anlasse  audi  auf  Stid* 
limg  2um  Ain.tev  ^^^  Nachweisnng  des  Bezuges,  Ursprunges 
oder  d^: <^er2onüng  gedrungen  werden,  und  es  steht  d^ 
Behörde  firtfii^^fkunden^i .  die. älter  aik  etti^iJahir  sinid','  mdÜt  - 
als  JBcdege \  aiiffljxyi^^^  Waaren,  v^elcbe-iA  '<Se^{Uafc6 

der  in  fler /plidbbr  forboiaieii  oder  ^  höher  als  20  Er.  f&r  4^ 
nietriscben-Quintal  oder  407^  v4^m  Werthe  belegten  gehöiev,.^ 
muss  die  Stellung  zum  Amte  *  und  die  innere  Untersuchung 
stets  vollzogen  werden;    Die   Stellung  geschieht  unter  Be- 
gleitung von  vorläufigen  passavants  •  oder  von  Certifikaten 
der  Or^sbehörden  auf  dem  kürzesten  ^ege.  ^    . 

Nur  die  Thiere  zum  Feldbau ,  die  eigenen  Erzeugnisse 
der  Vie}izucht,  des  Feld-  und  Gartenbaues  und  die  nOth- 
dUrftigsten  Lebensmittel  sind  von  der  Tran^portkontroUe  frei. 

Ohne  besondere  Erlaubniss  ist  kein  Transport  zur  Nacbtr 
zeit  gestattet 

Innerhalb  2V2  Eilometres  C/2  Ueues)  sind  in  de»  Be? 
meinden  unter  2000  Einwohnern  alle  Eaufleute  der  Bach- 
kontrolle (dem  compte  ouvert)  des  nächsten  Amtes  hinsicht- 
lich aller  oben  als  beim  Transporte  ausnahmlos  der  Stdlung 
zum  Amte  unterliegend  bezeichneter  Waaren  unterworfiBo.  ^ 

Innerhalb  desselben  Raumes  unterliegt  der  gleichen 
Buchkontrolle  alles  Rindvieh;  jeder  Zuwachs  von  aussen, 
jeder  Abgang  durdi  Versendung  oder  Abtretung  muss  durch, 
amtlidbe  Deckungen. i^achgewiesen^  wenn  er  sich  auf  .natüi^ 
lichem  Wege  ergibt,-  binnen  14  Tagen  angeziöigt  werde»-; 
eine  eingebrannte  Marke  am  Schenkel  soll  Austausjßhungen 
verhindern.  Befinden  sich  die.  Weiden  iir  der  Nähe  der  ZoH- 
linie,  so  muss  4as  Vieh  zum  Amte  gestellt,  dort  beschriebieB, 

«  6«6etz  vom  19.  vend.  an  VI.  (11.  Oktober  1797),  Ar^  xQfni22.  therm, 
an  X.  (12.  Augoat  1802),  Ord.  vom  27.  Jani  1814. 

'  Ar^.  vom  22.  therm,  an  X,  Ord.  vom  27.  Juni  1814. 


die  Zeit  und  der  Weg  jedes  einzelnen  Hin-  und  Hertriebes 
angegeben  werden,  in  der  Regel  mit  Bertlhnmg  einzeber 
Qrenzwachposten.  Periodische  Zählungen  dienen  zur  (xegeo- 
kontrolle. ' 

Unmittelbar  aua  dem  Auslände  bezogene  Waaren,  die 
im  Handel  verboten  oder  höber  als  20  Fr.  der  Qnintal  be- 
legt sind,  dann  Waaren,  die  in  der  Ausfuhr  verboten  fflnd. 
dürfen  im  Gretizbezirke  i  ~  ndcn  unter  2000  Einwoh- 
nern oder  in  entlegenen  nd  HAusem,  die  zu  grösse- 
ren Gemeinden  gehören.                 gelegt  werden.' 

Bei  den   in  der  Ai  botenen   Lumpen    erstrectl 

sich  das  Verbot  der  Äufl  a;  auf  eine  Strecke   von  3 

lieues  Breite  von  der  Gren:  gerechnet;  nur  Behufs  des 

Transportes  ins  Inuere  gegen  !  j  eines  scquit  k  caution  ist 

Sicherung  dieser  Verpflichtung         l  eine  Ausnahme  gestattet' 

Aehnlichen  Kontrollen  k  der  Verkehr   mit  Getreide, 

Mehl,  Brod  in  Zeiten  der  ag,  mit  Waffen,  Munitioii. 

Materiale  fllr   dieselbe   und  en   in   Zeiten   des   Kriege 

unterworfen  werden. 

Auf  dem  flachen  Lande  darf  im  Orenzbezirke  ohne  be- 
hördliche Erlaubniss  keine  neue  Fabrik  errichtet  werden,  um! 
diese  Erlaubniss  wird  nur  ertheilt,  wenn  über  den  unro^iArb- 
tigen  Bezug  der  Roh-  und  Hilfsstoffe  sich  ausgewiesen  wird,  die 
örtliche  Lage  einen  Missbrauch  nicht  besorgen  l&sst  nad  der 
Bewerber  die  Verpflichtung  eingeht,  sich  der  Buohkontrtdle 
des  nächsten  Amtes  zu  unterziehen,  DurchsuchungeD  ohne  ge- 
richtliche Assistenz  zu  gestatten  und  seine  Werkstätte  ohne  vor- 
hergängige Erlaubniss  nicht  an  einen  andern  Ort  zn  versetzeD- ' 

Auch  im   inneren  Zollgebiete  sind  die   Kontrollen 

■  Arr.  vom  25.  ineasid.  an  VI.  (14.  Juli  1798),  fieoets  vom  27.  J"b 
1822,  Orrt.  \nm  28.  Juli  1822,  Reglement  vom  15.  Juli  1825. 
'  (ieeete  vom  22.  August  1791. 
'  Gesell  vom  3.  April  1793. 
'  GeaeU  vom  32.  August  1791.   10.  brum.  nn  XIV,  30.  April  IW' 
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zahlreicby  doch  werden  wir  Qber  die  Eoiit]t)lle  des  Znckera, 
des  Salzes,  seiner. BestendlheQe^  und.  der  Produkte  der  letz- 
teren, sowie  der  G^trfinke  gesondert  spreefaen.  Die  Be- 
scbränkuogen  des  Verkehrs  mit  WaflRen  fidlen  ausser  den 
Zweck  dieser  Blättert 

Mehrere  Waaren,  imter  uidem  die  fremden  G(ame,  un- 
terliegen dem  Verzollusfgastätnpel.  Er  besteht  in  einer 
aus  einem  juxtirten  Register  ausgeschnittenen,  an  die  Waare 
oder  deren  Umhüllung  angehefteten  Etiquette.  ^ 

Jeder  in  Frankreich  er2eugten  Webe-  oder  Wirkwaare  von 
der  Art  deijeiäigen ,  welche  in  der  Einfuhr  verboten  sind ,  muss 
eine  Fabriksmarke  und  eine  Fabrikationszahl  eingeweht,  ein- 
gestickt, angedrückt  oder  auf  bleibende  Weise  angeheftet' seiik 
.  Die  Fabrikmarke  muss  beim  Unterpräfekt  und  beim 
Handelsministerium  (zum  Gebrauche  der  Expertenkommis- 
sion) hinterlegt  Sein,  sie  enthftlt  entwed^  den  Fabrika- 
tionsort und  den  Namen  des  Fabrikanten,  oder  ein  willkür- 
lich gewähltes  Zeichen»  Die  Fabrikationszahl  ist  jene,  unter 
welcher  die  Waare  in  den  vorgezeichneten  Fabrikations- 
büchem  eingetragen  ist  Das  Zeichen  wird,  bei  Geweben 
an  beiden  Enden  angebracht  Selbst  Abschnitte  sind  im 
Gtossverkehr  nicht  davon  befreit  Der  Käufer  kann  ver- 
langen, dass  Zeichen  und  Fabrikationszahl  in  seiner  Fat- 
tura  angegeben  w^rda  ^  Bei  den  Oamen  wird  Befauft  der 
Nachweisung  des  französischen  Ursprungs  das  Fa:brik8zeichen 
durch  eine  eigene  Art  Haspelung  ersetzt^ 

Ist  der  Ursprung  der  im  Innern  angehaltenen  Gegen- 
stände zweifelhaft,  oder  wird  der  ausländische  Ucsprung  von 
dem   Besitzer  in  Abrede  gestellt,  so   entscheidet  endgültig 


•  Dekret  vom  12.  Marx  1806  und  14.  Dtcember  1810. 
»  Ord.  vom  2.  Juni  1834,  Gesetz  vom  2.  Juli  1836.' 

»  Gesetz  vom  28.  April  1816,  Ord.  vom  8.  Augps^  1816,  23.  8eptem 
l»er  1818,  3.  April  1836. 

*  Gesetz  vom  21.  April  1818,  Ord.  vom  8.  April  1829. 
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emt  vom  Handelsministerium  niedergesetzte,  aus  FalHikan- 
ten  des  Fachs  bestehende  beeidete  Juiy.  ^ 
\  *  ISs  iai  gestattet,  zur  Entdeckung  eingeschmuggelter  und 
ungest^oipelter  Baumwoll-  und  WoHen-Gratne,  Webe-  und 
Wirkwaaren  und  anderer  in  der  Einfuhr  Ferbotener  Manu- 
fokte  Durchsuchungen  auch  im  inneren  Zollgebiete  zu  pflegen, 
doch  dt^rfen  sie  nur  bei  Tage  und  unter  Beistand  eines 
obrigkeitlichen  oder  Polizeibeamten  stattfinden*^ 

Das  System  der-Eontrollen  erstreckt  sich  übrigens  auch 
über  Frankreich  hinaus.  Damit  die  firanzösisehen  Jächiffe  nicht 
allaiählig  ihre  Bestandtheile  und.  InventarstQcke  im  Ausland 
austauschen ,  wird  über  jedes  Schiff  ein  eigenes  Orundbuch, 
über  sein  Inventar-  ein  oompte  ouvert  geführt  ^  Die  Eontrollen 
des  Grenzbezirkes  sind  bis  in  die  Küstengebiete  AlgMens  ver- 
pflanzt .worden,  Der  Verkehr  mit  den  Kolonien^  die  B^üü- 
stigungen  d^  SchiffTahrt  und- der  Fischerei  sind  an  eine  Menge 
von  Eontrollen  geknüpft,  die  nur  bei  Eolönialbehörden'^  Eon- 
sulaiagenten ,  Schif&kommandanten  erfüQt  werden  können. 

Eine  besondere  Sicherung  der  Gefallsinteressen  liegt  •  in 
den.  strengen  administrativen,  civil-  und  strafrichterlichen 
Bestimmimgen  über  die  Haftung.  Der  Eigenthümer  einer 
zollpflichtigen.  Waare  haftet  für  die  Erklärungen  und  Hand- 
tungen seiner  Faktoren,  Agenten,  Eommis  und  Diener;  der 
Schifläkapitain  für  die  Leute  seiner  Equipage;  die  auf  den 
Schiffen  oder  in  dea  Amtsniederlagen  verwendeten  Hand- 
werker für  ihre  Gehilfen;  der  Vater  und  nach  dem  Tode 
desselben  die  Mutter  haftet  für  den  Schaden,  der  durch  die 
bei  ihnen  lebenden  minderjährigen  Eönder  verübt  worden.^ 

'  Gesetz  vom  28.  April  1816,  27.  Juli  1822  un<J  1.  September  1852 
(Vergl.  Kap.  I,  S.  23). 

^  Gesetz  vom  28.  Apnl  1816,  Art.  6.  Mit  der  Aufhebung  der 
EinlnhrVerbote  würden  auch  die  Eontrollen  im  Iimem  fallen. 

>.  Cirk.  vom  30.  Januar  1827,  19.  Februar  1833,  25.  Mai  1844. 

*  GeseU  vom  22.  August  1791.  —  Code  Nap,  art  1384,  Entscheidun- 
gen des  KaasatkHishofes  vom  6.  Joui  1811  und  5.  Sept  1828. 
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Die  Wfiare  UDd  die  TränsporUnittel,  wem  imniiBr  sie  geboren 
mögen,  haften  filr  die  sie  betreffenden  Gebühren  und^trafebJ 
Die  Aussteller  und  Bürgen  der  Erklärungen  im  BegleLtscheia'- 
verfahren  .haften  je  nach  der  Entfernung-  der  Gregtoden, 
wohin  die  Waaren.  bestimmt  isind  OBVankreiehv andere  Ltor 
der  Europas,  auss^europäische  Länder  diesseits  und.jendeits 
des.  Kaps  der  guten  ^offilUDg  und  des  Kap  Hom  .von  4-^24 
Monaten),  für  die  ¥on  ihnen  übernommenen  Verpflichtungen.^ 
Von  der  Haftung  der  Gemeinden  für  gewaltsame  Zerstörungen 
und  Beschädigungen  des  Staatseigenthums  und  des  Eigen- 
thuma  oder  der  Person  .der  Staatsbeamten,  wenn  dieselben 
durch  Gemeindeangebörige ,  oder,  wenn  durch  Fremde,  ohne 
die  Bemühung  der  Gemeinde  sie  zu  hindern  und  die  .  Ur- 
heber zu  entdecken,  verübt  worden  sind,  wurde  bereits  ge- 
sprochen.    (Kap.  2,  S.  71.) 

Der  Staatsschatz  geht,  mit  wenigen  Ausnahmen,  jedem 
Gläubiger  vor  in  Ansehung  der  Gebühren,  Verfalls-  uqd  GeÜd- 
strafen,  Rückerstattungsforderungen  und  des  Rechtes  auf.ge- 
f&ngliebe  Anfaaltung  (contrainte.de  corps)  des  Schuldners; 

Die  Forderungen  des  Staates  verjähren  erst  in  dreissig 
Jahren,  während  dagegen  die  Forderungen  gegen  ihn  wegen 
Restitution  von  Waaren  oder  Gebühren  oder  Bezahlung,  von 
Miethzinsen  nach  zwei  Jahren  in  Verjährung  fallen. 

Die  amtlichen  Dokumente,  die  Aussagen  zweier,  beei^ 
deter  Beamten  (selbst  wenn  sie  als  Ergreifer  Anspruch  anf 
StraFantheile  haben),  und  die  von  denselben  aufgenommenen 
Thatbeschreibun'gen  (proc^- verbat)  stellen  einen  voüsr  B^ 

m 

weis  her,  es  sei  denn,  es  werde  der  Gegenbeweis  der  Falsc)i- 
heit  geliefert*  .. 

*  Qeeetz  vqm  22.  Aug^t  1791  ancT  vom  4.  germ.'  an  U. 

^  Gesetz  vom  4.  g;enn.  an  II. 

.'  QeseU  vom  9.  ilor.  an  VII.  (28.  August  1799)  j  nach  diesem  Ge- 
setze reicht  sogar  dad  Zeugniss  zweier  Bürger  hin^  wenn  es  sich  Um 
Ueb^tretüngen  mit  Waaren  handelt,  die  gesetzwidrig  im  Qrenzbdzirke 
verkehren  (vergL  hierüber  auch  Kap.  2,  S.  Tl^  76,  80  bis  84). 
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Uebrigens  mttäsen  diese!  Th&tbeschreibuägen.  dem  Be-. 
flcbnldigten  vorgelesen  und  in  den  meisten  Fftllen  vor  dem 
Friedensrichter  von  den  Ergreifem  als  richtig  bestätigt  werden. 

Hausdurchsuchungen  sind  unter  gerichtlicher  odeat  obrig- 
keitlieher  A^^tenz  und  bei. Tage  allgemein  gestattet,  kein 
Beamter  darf  sich  ohne  Strafe  dieser  .Assistenz  entziehen. 
Gtegenttber  kontrallpflichtiger  Personen  oder^ih  Verfolgung 
flüchtiger  Schleichhändler  geht  das  Durchsudiungsrecht  no^ 
weiter  und  ist  auch  eine  Assistenz  nicht  nothwendig.  Zur 
Durchsuchung  von  Handelsbüchern  und  Schriften  ist  in  der 
Regel  die  Dazwischenkunft  des  Staatsanwalts  erforderlich^ 
doch  kann  griegentlich  von  HausdurchsRchungen  die  Ein- 
sicht oder  AbftMrderung  auch  durch  die .  Assistenz  gestattet 
w^en.  *     . 

Die  Verhaftung  der  Angeschuldigten  erfolgt  über  die 
an  die  Gerichte  gehende  Requisition  mit  Leichtigkeit,  bei 
Pv^rsonen ,  die  auf  Nebenwegen  oder  überhaupt  im  Versuche 
des  Schleichhandels  ausser  dem  Amte  betreten  vnarden,  oder 
die -einer  Uebertretung  beanzeigt  sind,  auf  welche  oelbststäp- 
dige  Gefängnissstrafe  gesetzt  ist,  bildet  sie  sogar  die  Regel 

Di^  Strafen  sind  überaus  hoch,  wie  wir  bereits  gele- 
gentlich der  Unrichtigkeit  der  Waarenerklärung  gesehen 
hab^n.  Dort,  wo  Gefällsverkürzungen  begangen,  versucht, 
Vorausgesetzt  werden ,  oder  bei  Uebertretung  der  Schiflfahrts- 
und  Quarantaine- Gesetze  ist  die  Regel  Verfall  der  Waare 
und  des 'Transportmittels  und  hohe  Geldstnrfen  von  SOO  bis 
äODO-Fr.;  dort,  wo  Schleichhandel  mit  Zusammenrottung, 
mit  Gewaltthätigkeit ,' bewaffneter  Hand^  mit  Bestechungs- 
versuchen,- mit  Versicherung,  ja  selbst  wo  nur  öftere  Wie- 
derholung oder  ein  wichtiger  Fall  des  Schleictihandels  mit 
verbotenen,  verboten  gewesenen  oder  hochbelegten  Waaren 
Torhanden  —  wird  überdiess  selbstständige  Gefängnissstrafe 
verhängt    Selbst  Ordnungsstrafen,  sind  t)ft  mit  Verfall  oder 

'  Dekret  vom  7.  Juni  1853. 
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doch  luU  Haftnng.  der  Transportniittel  verbunden,  und  l^- 
tragen  100  bis  1000  Fr.  Ausnahmen  zu  machen,  ist  dem 
Richter  nur  ^in  wenigen  vom  Gesetz  genau  bestimmten  Fällen^ 
wo  die  verkürzte  Gebühr  eine  sehr  geringe,  das  Versehen 
ein  augenscheinliches,  gestattet    , 

Als  entscheidende  Instanz  treten,. wie  wir  bereits  im 
zweiten  E[apitel  dieses  Buchen  bemerkten ,  stets  die  Gerichte 
ein.  Wenn  es  sich  blos  um  Verfalls-  und  Geldstrafen  wegen 
einfacher  lieber  tretungen  handelt^  der  Friedensrichter,  und 
in  den  Fällen,  wo  eine  selbstständige  Gefängnissstrafa  2u 
verhängen  ist,  -das  Poli^i-  oder  jdas  Geachwomeng^icht;, 
und  zwar  daa.eratere,  wenn  die  Uebertretung  als  Vergehien 
(d^t),  das  zweite,  wenn  es  als  Verbrechen  (crime)  sie}) 
darstellt.  ^ 

Uebrigens  können  auch  im  adndnistrativen.  Wege  sehr' 
schwere  und  nachhaltige  Stilen  gegen  die  als  schuldig  w- 
kannten  Sdileichhändler  ausgesprochen  wer4en;  so  die  Au«- 
Schliessung  vom  Rechte  der  Hinterlegung  in  .die  amüichen 
Niederlagen ,  von  der  Erklärung  zur  Durchfuhr ,  voll  der  Zoll- 
borgung  >^  der  Theilnahme  an  Ausfuhr-  und  Fischereiprämien, 
von  der  öffentlichen  Börse,  von  Wechselageiiten'  und  Waaren- 
mäklerstellen ,  von  der  aktiven  und  passiven  Wahlfähigkeit 
filr  Handelsräthe,  Mitglieder  der  Handelskanmieru ,  Prud'hom- 
mes,  die  Veröffentlichung  des  Namens  bei  allen  Gerid^tsr 
höfen,  Zollämtern,* Börsen,  in  den  cuQtlichen  Journalen,  dit 
Entfernung  von  Fabriken,  Gewerbsstätten,  Mühlen. aus  dem 
Grenzbedtke.  ^  Ein  Postbediensteter  oder  £ondukteur  ein^ 
öffentlichen  Fuhrwerks,  nlen  man  im  Schleichh^del  betritt, 
wird,  wenn  er  Franzose  ist,  sogleich  entfernt,  und  wenn  er 

*  Gesetz  vom  14  .Aract.  an  III.  (1.  September  1795),  10.  brom.  und 
26.  yent  an  V./!.  November  1796  und  17.  März  1797),  28.  April  1816. 

'     '  GeeeU  vom  21.  vent  an  XL  und  vom  30.  April  1806. 

*  GeeeU  vom  14.  fract.  an  X.  C2.  September  1802),  Cirk.  vom  24.  Ja- 
nuar 1844. 
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ein  fremder  ist,  in  jener  Funktion  nicht  uiehr  oaoh  Frank- 
reich eingelassen. 

Die  angefallenen  Geldstrafen  werdea  iu  der  Regel  un- 
ter die  Anzeiger  und  Ergreifer  vertheilt ,  ungef^r  ein  Drillel 
aber  wird  für  den  Pension»-  und  den  sUgenieinen  Unter- 
etutznngsfond  zurückbehalten;  über  die  Art  der  Vertheilung, 
wie  viel  die  Ergreifer,  wie  viel  deren  Chefs,  wie  viel  jeder 
der  Betheiligten  nach  seinem  Dienstrange  oder  nach  seinem 
Einflnsse   auf  die  Verhar  i   erhalten   habe,   bestehen 

sehr  weitläufige  und  verwick         Bestimmungen. '   — 

Cegenltber    der    habitu  Strenge    des    französischen 

Zollaystenia  berührt  es  v  ;  im  Einzehien  so  mancbcm 

Zeichen  zu  begegnen ,  dees  auch  lier  der  Geist  der  BUUgkeii 
tdcht  ausgeschlossen  sei,  dem  heutzutage  keine  Gesetzgebuof 
eines  christlichen  Volkes  sich  eu<  ziehen  darf. 

Alle  Gesetze  und  Verordnu  ;en,  welche  das  Zollwesen 
■  betreffen,  werden,  ausser  auf  die  gewöhnliche  Weise  diirrti 
das  Bulletin   des   tois,   durc  ondere  EundmacliuDgen  in 

den  Grenzdepart^ments  veröffen  ichL  Die  Errichtung  od« 
Aufhebung  eines  Zollamtes  wird  In  den  v\er  nächsten  Pfarren 
verkündet;  innerhalb  zwei  Monaten  wird  blos  desshalb,  weil 
eine  hiedurch  nöthig  gewordene  Stellung  oder  das  Verboi 
eines  Weges  unbeachtet  geblieben  ist,  ein  Anstand  nicht'  er- 
hoben. ^  —  Jedes  Amt  muss  mit  einer  Amtstafel  verseben 
sein,  auf  welcher  sein  Name  und  sein  CSiarakter  als-Zoilanit 
angegeben  ist;  bleibt  diese  Verjügung  unbeachtet,  so  ist  jede 
Anhaltung  wegen  Ueberfahnuig  des  Amtes  ungQlC%;  '^ 

Die  Amisstunden  sollen  den  Bedürfnisse  des  Verkehrs 
entsprechen.  Sie  sind  in  der  Regel  des  Sommers  von 
7 — 12  Vor-  und  von  2 — 7  Uhr  Kachmittaga ,  im  Winter  tod 
8— la  Uhr  Vor-  und  von  2—6  Uhr  Nachmittag»  ffes^esetiL 

'  Arr.  vom  9.  fruot.  au  V.  (27.  August  1797),  Cirk.  vom  33.  JuU  IM). 
M.  Juni  1815  H,  8.  w. 

'  Gesetz  vom  '22.  August  1791, 
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allein  wa  Bedttrfiuase  de&  .HandelaBtandes  es  erheischen, 
ändert  die  Verwaltiuig|  diese  Standen  ab.  Nur  bei  un- 
unterbrochenar  Dauer  d^  Arbeitszeit  wird  die  Zahl  der  Ar- 
beitsstunden ,  und  selbst  dann  nicht  unter  8  Stunden  des 
Sommers  und  7  Stunden  des  Winters  vermindert  Es  ist 
übrigens  für  den  Geist  der  GentraUsation ,  der  noch  immer 
in  Frankreich  herrscht,  charakteristisch,  dass  jede  solche 
Verfügung,  vom  Kaiser  selbst  ausg^en  muss.  ^  — 

Ausser  den  Arbeitsstunden,  sowie  an  Sonn-  und  Feiertagen 
sind  die  Aemter  für  den  allgemeinen  Verkehr  geschlossen^  allein 
die  Abfertigung  ron  Beisenden ,  von  dringendep  Bedürfnissen 
der  landwirthschaft  imd.  dringenden  nicht  in  den  gereich  ^r 
Handelsoperationen  fallenden  Bezügen  erfolgt  auch  an  diesen 
Tagen  und  Stunden.  — Ein-  und  Ausladungen  in  Seeh&fen 
dürfen  von  5  Uhr  Morgens  bis  8  Uhr  Abends  im  Sommer, 
von  7  Uhr  Morgens  bis  5  Uhr  Abends  im  Winter  erfolgen. 

Der  Beamte,  welcher  während  der  Amtsstunden  nicht 
gegenwärtig  ist,  derjenige,  der  zu  einei:  Amtshandlung  ab- 
geordnet, nicht  sogleich  sich  zu  derselben  begibt,  ist  dem 
Steueri>fliohtigen  für  den  durch  die  Verspätung  verursachteu 
Schaden  verantwortlich.^  —  In  jedem  Bureau  muss  ein  voll- 
ständiger berichtigter  Tarif  zur  Einsicht  des  Steuerpflichtigen 
bereit  liegen,  in  jeder  Quittung  muss  das  Gesetz  angeführt 
sein,  auf  welches  die  eingehobene  .Gebühr  sich  gründet'^  — 

Wird  eine  Zollgebühr  erhöht ,  so  müssen  am  Vortage  des 
Beginnes  der  Erhöhung  die  Zollämter  zur  Empfangnahme 
der  ErklArangen  nach  dem  geringeren  Zollsatze  geöffnet  sein, 
auch  wenn  der  Vortag  ein  Sonn-  oder  Feiertag,  oder  sonst 
ein  Tag  wäre,  an  dem  nach  dem  lokalen  Gebrauche  das- 
selbe geschlossen  zu  sein  pflegt  ^  — 

'  Gesetze  vom  28.  April  1816  und  14.  Juni  1850,  Ord.  vom  30.  De- 

cember  1829. 

*  Gesetz  vom  22:  August  1791. 

*  Ministerialeriass  vom  11.  April  1839. 

Hock,  Finanzverwallun«  Frankreich».  1 8 
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Audzüge,  Dupj^kate  und  AbschrüFten  ton  Zolldokumen« 
ten  dürfen  ausser  in  Folge«  richterlichen  Uitheiles  nur  den  in 
diesen  Urkunden  bezeichneten  Personen  (Aussteller  der  Erklft- 
rung,  Borgen^  Waarenftkhrer,  Empfänger)  fainausgegeben  wer- 
den. ^  —  Wird  bei  der*  Untersuchung  trainsitirender  fremde 
Waaren  die  Marke  französischer  J'abrikanten  entdeckt ,  so  er- 
folgt die  Anzeige  an  das  Handels'ministerium ,  wetd^  desa 
Fabrikant^i  verständigt  und  auch  amtliche  Bauleitungen  .trifft^ 
dass  der  Midsbrauch  den  Franzosen  am  fremden  Bestimmungs- 
orte keinen  Schaden  bringe.  ?  —  Wenn  aus  Verschulden  des 
Waarenführers  eine  Strafe  unter  Haftung  der  Waarö  ver- 
hängt werden  muss,^  so  wird  diess  auf  dem  Frachtbrief  be- 
m^kt,  damit  det  Empfänger  der  Waare  den  Begress  vor 
Bezahlung  des  Frachtbriefea  suchen  kann^^ 

Wenn  die  rechtliche  Anzeigung,  aus  welcher  eine  Haua- 
durehsudiung  bei  einer  nicht  kon trollpflichtigen  Person 
unternommen  wird,  nicht  durch  eine  Aahflltung.  sich  be- 
stätigt) *  so  wird  dem  Durchsuchten  eine  Entschädigung  von 
24  IV.  geleistet^  —  Wird  in  einem  Oflfentlichen  Fraoht- 
fbhrwerke  ein  ordnungsmässig  in  die  Frachtkarte  eingetra- 
genes Frachtstück  zurückgehalten,  ohne  -dass  dem  Waaren- 
fbhrer  oder  dem  Eigenthümer  des  Frachtflihrwerkes  ein 
Verschulden  zur  Last  fällt,  so  wird  ihm  der  entsprechende 
Frachtlohn  bis  an  den  Ort  der  Anhaltung  vergütet*  —  Wird 
eine  mit  inländischen  Fabrikzeichen  versehene  Waare  wegen 
des  Verdachtes  der  Ausländigkeit  mit  Beschlag  belegt -und 
dieser  Verdacht  von  der  Expertenkommission  def  Handels- 
ministeriums nicht  gegründet  erkannt,  so  wird  <}em  Eigen- 
thümer eine  Entschädigung  von  6%  des  von  der  Kommission 

'  Cirk.  vom  30.  Jani  1828. 

'  Auch  diese  Verfügung  geht  von  der  gegenwärtigen  Regierung  mnB\ 
Cirk.  voiÄ  ai.  April  1849,  29.  Augast  1850  und  11.  Man  1853. 

*  Cirk.  vom  25.  September  1829. 

*  Gesetz  vom  22.  August  1791. 
^  Cirk.  vqm  3a  Juli  1815. 
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geschätzten  Wertbes  und  ausserdem  — ^  wie  in  jedem  Falle 
einer  nicht  gei^htfertigt^i  Beschlagnahiäe  —  itkr  jed^i  Monat, 
der  von  der  Anhältung  Ms  zum  Tage  der  Aufforderung  zur 
ZurQcknährae  der  Waare  versitrich,  eine  Entschädigung  von 
1  %  jenes  Werthes  geleistet  Ange&ngene  Monate  werden 
den  vollendeten  gleichgehalten.  * 

Jedes  mit  dem  Siegel  eines  fremden  Eabinets  versehene, 
durch  "die  Post,  einen  E[abinetskurier  oder  einen  diplo« 
matischen  Agenten  ttberbrachtes  Paöket  an  eine  diploma- 
tische Person  oder  einen  französischen  Minister  wird  unels 
öffiiet  gelassen.  Dasselbe  ist  mit  solchen  Packeten  in  der 
Durchfuhr  der  FallJ  Hinterbringt  ein  Kurier  ein  ungesich 
geltes  I^ket,  so  wird  es  unter  das  Siegel  des  Aitites  und  des 
Kuriers  gelegt  und  unter*  Begleitscheinkontrolle  nach  Paris 
geleitet^  wo.  im  diplomatischen  Wege  die  weitere  Verfügung 
erfolgt  Es  versteht  sich  von  sdbst,  dass  ähnliche  Verfügun- 
gen, auch  hinsichtlich  der  zwischen  den  französischen  Mini- 
sterien und  deren  Agenten  im  Auslande  gewechselten  Dienst- 
packete  bestehen.  *^ 

Die  Felleisen  der  Postkondukteiire  und  Postktiriere  wer- 
den vom  Orenzamte  mittels  eines  ihnen  anvertrauten  SchlOs^ 
sel^  geöflhet;  die  darin  enthaltenen  Postpackete  zu  öffnen, 
ist  es  selbst .  im  Falle  eines  gegründeten  Verdachtes  nicht 
ermächtigt  Das  Packet  wird  bei  entstandenem  Verdachte 
unter  Begleitung  oder  amtlichem  Verschlusse  an  das  nächste 
Postamt  derselben  Route  geleitet,  um  hier  geöffii^t  und  unter 
Zuziehung  der  berufenen  Organe  untersucht  zu  werden.^ 

Gegenüber  diesem  Charakter  der  Ehrenhaftigkeit,  wel- 
chen wir  an  der  französischen  ^Ugesetzgebung  mit  Ver- 
gnügen hervorgehoben  haben,  erscheinen  die  besonderen 
Begünstigungen   sehr  äufGecllend,  welche   gewissen  Meinen 

<  GeaetM  vom  9.  flor.  an  VII.  nnd  21.  April  1818.    - 
'  Cirk.  Tom  20.  Oktober  1826  und  5.  Oktober^833.  . 
'  FiDtnzministerialerlftBS  Tom  15.  Mära  1810.- 
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ikltrepotsinU  SpitituoseB,. Tabak  und  Ahnlichen  Waami  an 
der  Nordkttste  Frankr^chs,  dann  den  ^naviree  smo^lmurs* 
m  Bezug  auf  den  Transport  ihren  Schiflb  und  selbst  «in 
Bezug,  auf  die  Tonnengebübr  bewilliget  sind,  ja  die  ftanssö- 
sitehe  Gesetzessprache  hat  sogar  für  das,  was  luedurch  be- 
fördert werden  soll,  einen  eigenen  euphemistischen  Namen 
„commerce  interlope^^  erfanden.  Noch  auflGsdlender  ist,  dßsa 
did  betreffenden  Besimmungen ,  weinn  auch  vielleicht  der  Zeit 
der  Napoleonischen  Zollkriege  entstammend,  im  Jahre  1825, 
also  in  der  nächsten  Zeit  tor  dem  Abschlüsse  des  Handels-  und 
SefaifiTahrtsYertrages  mit  England  geregelt^orden  und  auch  den 
gegenwärtigen  politischen  Verhältnissen  noch  nidit  gewichen 
sind.^  —  Als  Seitenstück  zu  diesen  Verfügungen  steht  ein  Mini- 
sterialdäkret  vom  14.  September  1839  da,  welches  die  Einla- 
gerung von  weissem  Zucker  der  franz(toischen  Eolomen  in  den 
Entrepots  upter  der  Benennung  „  gedeckter  Zucker  ^  (sucre  ttto6) 
gegen  dem  erlaubt,  dass  der  Hinterleger  die  Verpflichtung  über- 
uiiümt,  ihn  nicht  dem  inneren  Verbrauche^  zuzuführen.  Auch 
hier  ist  der  Zweck  ebenso  wenig  zweideutig  als  löblich. ' 

Doch  lassen  wir  diese  Schmutzflecke  bei  Seite  und  wen- 
den wir  uns  zu  einer  Partie,  wo  die  französische  Zollver- 
waltung als  Muster  sich  darstellt^  nämlich  zu  ihren. Bemü- 
hungen für  die  HandelsstatLstik. 

Sie  liefert  jährlich  Ausweise  über  den  allgemeinen 
Verkehr,  d.  i.  den  Eintritt  und  Austritt  über  die.  Zolllinie 
ohne  Rücksicht,  welche  weitere  Bestimmung  der  eingetre- 
tenen Waare  gegeben  werde  oder  welches  die  ursprüngliche 
Bestimmung  der  ausgetretenen  Waare  gewesen  sei;  über  den 

*  Wie  es  scheint  von  dem  holländischen  Onderlooper,  Untevlaufer, 
der  cSnen  heimlichen  Verkehr  betreibt. 

A-Qesetze'  vom  19.  Oktober  1791,  21.  AprU  1816,  MiniBteriiderkM 
vom  9.  Juni  1825. 

'  Die  vollständigste  Zusammenstellung  der  Verfügungen  über  das 
Zollverfahren  enthält:  Bonrgat:  Code  des  Douanes.  2.  Auflage.  Faxte  1818« 
mit  den  -bis  in  die  neueste  Zeit  reichendeH  Supplementen  von  Delaadre. 
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besonderen  Verkehr,  .d.  i.  die  Einfuhr  zum  inneren  Ver^ 
brauch  und  die 'Ausfuhr  aus  dem  frei^i  innem  Verkehr; 
über  die  Waarendurclifuhr,  die  in  Entrepots  ein-  und 
ausgelagerten,  die  zur  Appretur  beamtshandelten,  die  •ge- 
gen Prämien  aufgeführten ,  die  angehaltenen  Waaren, 
die  eingehobenen  Gebohren,  die  den  allgemeinen  Ve^rkehr 
begleitende  Schifffahrtsbewegung  im  Allgemeinen  und 
in  den  einzelnen  fhtnz6sisehen  Häfen  ^  die  Ergebnisse  der 
grossen  Fischerei,  den  Stand  der  Handelsmarine*  und 
eine  bedeutende  Zahl*  zusammenfassender  Ueb^rsichten  über 
den  Hatidel-»  und  SchifiFahrtsverkehr  Frankreichs  mit  deii 
einzelnen  andern  Nationen,  seinen  eigenen  Kolonien  und 
Dependenzen,  Vergleichungen  mit  den  Vorjahren  u.  dgl.  In 
einem  eigenen  Hefte  werden  die  Ergebnisse  der  Eüsten- 
scJii  ff  fahrt  zusammengefasst  Ausserdem  verüffentlicht  sie 
monatlich  die  Ergebnisse  des  Verketprs  in  den  Haupt- 
waar^iarfikeln,  die  summarischen  Schifi&hrtsauswQise  und  doli 
Zollertrag  sowohl  für  den  abgelaufeneü  Monat  allein^  als  flfir 
die  gesammte  Zeit  vom  Anfonge  des  Solarjahres  bi&  zum  Ende 
desselben  Monats,  und  in  Vergleichung  mit  den  entsprechen- 
den Zahlen  des  Voijahries.  ^  Alle  diese  Veröffentlichungen  er- 
folgen mit  entsprechender  Schnelle,  Treue  und  Vollständigkeil. 
Durch  Angabe  d^  Waarenwerthe ,  und  zwar  sowohl  der 
ofliraellen  nach  den  Erhebungen  des  Jahres  1826  ber^hne- 
ten,  als  der  von  dem  obersten  Handels-  und  Gewerberathe 
ermittelten  des  dargestellten  Jahres  wird  der  doppelte  Zweck 
erreicht,  das  Steigen  und  Fallen  der  Menge  dea  gesammten 
Verkehrs  und   einzelne^   grösserer  Abthdlungen    desselben 

(z.  B.  der  Konsum tions - ,  derlitdustrialstofre,  der  Halb-  und 

• 

*  Cirk.  vom  8.  Joit  1825,  30.  December  1836,  5.  Januai"  1837, 
29.  Januar  1839,  27.  Jannar  1849.  Die  HaAdelBverkehrsäusweise  erschei- 
nen seit  1819,  die  Ausweise  über  die  KtistenschiffÜEÜirt  seit  1837.  Der  Aus- 
weiss für  1855  ^enthält  auch  sehr  interessante  Zusammenstellungen  über 
dea  Mllamtlichen  Verkehr  mit  den  zur  Pariser"  Weltausstellung^  des  ge^ 
mmnten  Jahres  eingesendeten  Waarenl 
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Ganzfabrikate)'  dutob  die  Vergleicliung  der:  nacb  gleicben 
Mmrirtfiben  berechneteH  Werthe  der  einzelnen  Jahre  auf  lange 
Zeit  zurück  beurtheilen  zu.  können,  und  die  Einsicht  in  die 
wirklich  umgesetzten  Werthe  zu  erlangen. 

Wir  fürchten  Qbrigens  nicht ,  dass  das  statistische  Interesse 
bei  Aufrechthaltung  der  vielen  Unterabtheilungen  des  fran* 
züsischen  Tarifs  im  Spiele  sei.  Die  Männer,  welche  dort  an 
der  Spitze  der  ZöUyerwaltung  .stehen,  sind  zu  klaren  Ver- 
standes, um  den  Zweck ,  die  Erleichterung  und  Sicherung 
des^^  Verkehrs,  einem  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  su 
opfern,  als*  welches  allcdn  die  Statistik  sich  hier  darstellt: 

8.    Der  Zolltarif. 

•  '-  -  •      «^    .         •    . 

Wir  haben  bis  jetzt  die  Zollverwaltung,  das  ZoUgeaets 
und  (fie  Zöllordnung  in  allen  ihren  wesentUefaen  Momenten 
di^r^stellt ;  aber  in  ihnen  liegt  bei  alletn  Absonderlichen 
das  Spezifische  des  französischen  Zollsystems  nicht,  sondern 
dieses  beruht  im  -Zolltarif.  ^ 

Letzterer  hat  nach  seiner  nächsten  fiestinunung  nur 
bei  sehr  wenigen  Artikeln  den  Zweck,  dem  Staate  ein 
Einkommen  zu  verschaffen,  es  sind  dieses  die  exotischen 
Konsumtionsgegenstände;  bei  allen  übrigen  ist  sein  nächster 
Zweck,  zu  schützen,  und  zwar  zu  schützen  sowohl  die 
Landwirthschäft  als  die  Industrie,  die  Industrie  der  Halb- 
wie  der  Ganzfabrikate,  den  Handel  mit  den  Kolonien,  die 

*  Eine  ftnsserst  lehrreiche  Znsammenstellang  der  Phasen,  welche  der 
fnmzöftiflohe  Tarif  in  eeineu  einzelnen  Positionen  durchgemacht  hat,  bielel 
der  vom  franzoeiBchen  Handelsministerium  heraysgegebene  l^rif  Chrondio- 
gique  des  Douanes  de  France.  Paris  1855.  4  Theile  in  2  Händen.  Ver^l. 
auch:  J.  B.  Delaunay:  Du  Tarif  fran^is  des  Douanes.  Paris  18&5^  und 
P.  Cltoent:  Histoire  du  systtoe  protecteur  en  France.    Paris  1856. 

•  Die  offizielle  Ausgabe  des  französischen  Tarifs  stammt  vom  Jahre  1844. 
finde  Jul|  1856  hnt  die  Zollverwaltung  einen  Auszug  veröffentlicht,  welcher 
die  Kia-  und  Ausgangszölle,  wie  sie  damals  bestanden,  unter  AnlÜbnuüg 
des  Datums  der  Gesetze  und  Dekrete  enthält,  auf  denen^  sie  beraheD. 
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SchifiTahrt,  die  Fiscbeiei ,  ja  selbst  in  der  Belesuog  der  K^- 
sumtionswaaren  macheosich  diese  Schutzbestrebungen  gdt^id. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  werden  nun  alle  Roh- 
stoffe hoch,  alle  Indusirieerzeugnisse,'  je  nach  ihrem  steigen- 
den ArbetlswerÜie,.  mit  progresnven  Zöllen  belegt,  und  wo 
diese  nicht  mehr  hinreichen ,  greifen  Einfuhrverbote  Plats. 
Der  umstand ,  ob  die  Waare  auf  französischen  oder  fremden 
Schifien  oder. über  die  Landgrenze,  ob  sie  in  ersterem  Falle 
auff  den  französischen  Kolonien,  aus  den  Gegenden  des  stillen 
Oceans  und  ^  des  indischen  Meeres ,  aus  andern .  Ländern 
ausser  Europa  oder  aus  europäischen  Häfen  hergeholt  wer- 
den, bestimmt  ebenfiallg  die  Höhe  der  Zollgebühr.  Um  die 
nachtheiligen  Folgen  der  hohen  Zölle  auf  die  Rohstoffe  und 
Halbfabrikate  für  die  Ausfuhr  der  einheimischen  Erzeugnisse 
zu  vermindern,  werden  Rückzölle  bewilligt,  die  oft  zu  förm- 
lichen Ausfuhrprämien  sich  gestalten.  Die  Fischerei  -wird 
durdi  Befreiung  von  Einführzöllen,  und  von  der  Salzsteuer 
und  durch  Prämien  unterstützt. 

Emige.  Einführverböte  dienen  zum  Schutze  des  Staats- 
einkommens und  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Geqpmdheits- 
pflege.  Hieher  gehören  jene  'g^;en  Tabakblätter,  Tabak- 
fabrikate mit  Ausnahme  kleiner  Mengen  ^zum  eigenen  Ge- 
brauche, Nachdrücke,  Scheidemünzen  ausser  Kurs,  Spiel- 
karten, Schiesspulver,  Feuerwaffen  und  Munition,  zubereitete 
Arzneien  und  Arzndstoffe  in  Pulverform.  ^ 

Die  Prohibitionen  zum  Zwecke  des  Schutzes  der  inlän- 
disdien  Lidustrie  sind  übrigens  nur  allmälig  in  den  franzö- 
sischen Tarif  hineingekommen.  Der  erste  allgemeine. Tarif 
vom  17.  März  1791  kennt  niur  wenige  Einführverbote  dieser 
Art,  z.  B.  für  Glaswaaren,  leonische  Waaren,  einige  Gtewebe 
und  Seefische  fremder  Fischer^  und  erst  der  Zoll-  nnd  Re- 
pressalienkrieg des  Nationalkönvents   und   des  Kaiserreichs 


*  Geaetze  Yom  13.  frucl.  an  V,  7«  Juni  1820  —  27.  Man  1817  ~  17.  Man 
1791,  72,  Jmü  18i6  —  la.  fimei  an  V.  aod  21.  April  1818. 


Imt  allgemach  die  grosse  Reihe  der  gegenwärtigen  Prohibi- 
tionen hervorgerufen, '  Allein  sie  tassten  imQier  tiefere  Wur- 
aeln,  uiid  seit  dem  Jahre  1814  liegt  sogar  in  der  Ver- 
fassung Frankreichs  die  Begünstignng  des  Prohibitiv-  und 
Schutzsystems  ausgesprochen.  Die  Exekutivgewalt  für  sich 
allein  kanu  fremde  Industrierzeuguisse  verhieten,  mit  höheres 
Zöllen  belasten,  den  Verkehr  auf  einzelne  Zollämter  be- 
schränken; allein  zur  Aufhebung  von  Verboten,  Crmässigung 
von  Zellen  bedarf  sie  der  vorhergehenden  oder  nachträglichen 
Zustimmung  der  gesetzgebenden  Gewalten.  Das  Gleiche  ist 
in  Ansehung  der  Belegung  des  Rohrzuckers  der  -Kolonien  der 
Fall,  deren  Aendenmg  entweder  die  inländische  RUhenzueker- 
fabrikation  oder  die  in  Frankreich  stark  vertretenen  Kolonial- 
interessen gefährden  könnte.  * 

Etwas  freieren  Rünni  hat  erst  das  Senatskonsult  vom 
December  1852  geschaffen.  Das  Staatsoberhaupt  kann  in 
Folge  von  Handelsverträgen  jedwede  dadurch  gebotene  Zoll- 
anderung  aus  eigener  Machtvollkommenheit  verftlgen. 

Dieses  an  und  filr  sich  im  Principe  verfehlte,  in  der 
Anwendung  schwierige  Sjstem  wird  noch  verwickelter  durch 
die  grosse  Zahl  der  Taril'posten  und  die  vielen  und  klein- 
lichen üntertheilungen  nach  Grösse,  Werth  und  Feinheits- 
grad  der  einzelnen  Objekte,  die  bei  allen  nur  einigermassen 
wichtigen  Natur-  und  Industrie-Erzeugnissen  im  Tarif  ein- 
geführt und  die  in  der  Mehrzahl  nicht  mit  Nothwendigkeit 
aus  jenem  Prinzipe  abzuleiten  sind.  Es  ist,  als  ob  die  dürre, 
unfruchtbare,  vielgetheilte  Kasuistik,  welche  im  Uittelalter 
in  den  französischen  Rechts-  und  Philosophenschuleii  siofa 
breit  machte  und  welche  aus  den  Gesetz-  und  Lehrbüchern 

'  OeMIze  \ODi  lü,  bnim.  nn  V,  6,  Hur.  au  XI,  30.  April  1800, 
la  März  und  22.  December  1809,  11.  Juli  1810,  3.  Okwl>er  1811, 

*  Gesetz  Tom  17.  Decemljer  1814  uud  3.  Juli  18iO.  -  l'uler  der 
KeataurstioD  wurden  neue  Einfub^^ erböte  mit  den  Ueaetzeu  vom  !U.  De- 
cemlwr  1614,  28.  April  1816,  7.  Jnn)  1820.,  IT.  Hai  1826  erJasaen. 
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der  Düchterne  8hm  des  Volkes  vertrieben  bat^  im  Tarife  ihre 
letzte  Ruhesfäite.gefunden  hBtte.  -       .       k     . 

.  Einige  Beispiele  mögen  hier  als  Belege  dienen:  Die  Gk^ 
würze  (mit*  Eiinschluss  des  Badians  •  und  Safrans)  sind  iii  .. 
13  Tarifposten  mit  16  Unterabtheüungen  vertheilt,  das  Bam 
und  Werkholz  in  11  Posten  mit  23  Unterabth&ilungen ;  Steine  * 
lind  Erden  mit  EiniBchhiss  der  Steinarbeiten  iir  18  Posten  mit 
31  Unterabtheilungen;  Efseä-  und  Eisenwaaren  sindin^föl- 
gende  Posten  und  Unterabtheilungen  zerstüekt: 

-Eisen  roh,  gewälzt  in  Stangen ,  in  Blechen  und-  zwar 
Seh warzblech ,  Weissblech ,  Eisendrabt,  Stahl  in  Stangen 
(natürlicher  und  cementirter ,  Oussstahl) ,  Stahlblech ,  StahK 
draht,r  Brucheisen ,  Ackerwerkzeuge ,  und  zwar  Sensen, 
Sicheln^  jandere,  Feilen  und  Raspeln,-  gemeine^  feine  (^n 
^Vioo  M^es  und  mehr  oder  von  geringerer  Länge);  andere 
Werkzeuge  von  Eis^n  allein^  Ton  gestähltem  Eisen  ^  von 
Stahl,,  andere  Arbeiten  von  Gusseisen-,  von  Schmiedeiseb, 
von  Schwai*z-  oder  Weissblech,  Ton  Stahl/  Waflfen  zjairr 
Armeegebraucbe ,  zur  Jagd  und  zur  Zierde,  zum  grossen 
Handel  und  überall  mit  Unterscheidung  der  blankes*  und  der 
Feuerwaffen;  Messerscbmiedarbeiten,  Metallgewebe ^  Nähna- 
deln, Angeln,  Stahlfedern,  Anker ,'^ Ankerketten;  und  hiebei 
sind  noch  nicht  die  mannigfachen  Eisenwaaaren  begriffen, 
die-unter  die  Erämereiwaaren  fallen.    - 

Bei  Spiegeln  wird  unterschieden,  ob  sie  gross  oder  kleio,' 
bei  ersteren,  ob  sie  belegt  oder  nicht  belegt  seien;  bei  den 
nicht  belegten  ist  der  Zoll  nach  mehreren  Abstufungen  be- 
messen, je  nachdem  sie  bis  50,  IGO,  200,' 300  u.  s.  w.-Depi- 
metres-  Oberfläche  haben ,  bi^  den  belegten  wird  unterschie- 
den, ob  die  Dicke  3  Millimetres  und.  mehr  oder  weniger 
betrage,  und  bei  jeder  der  hiedurch  entstehenden  Unterab- 
theilungen  ist  der  Zoll  y^rschied^a  je  nach  der  Grösse  der 
Oberfläche  abgestuft. 

Bei   den  Ldnengamen   wird    beachtet,   ob  sie  emüach 
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gedreht,  gezwirnt,  gefärbt  sind;  die  beiden  ersten  sind  wie- 
der in  rolie  und  weissgeniuchte  untergetheilt  und  in  jeder 
der  dergestalt  entstandenen  5  Unterabtheilungen  ist  der  Zoll 
verschieden  bemeaaen,  je  nachdem  6000,  12000,  24000, 
36000  oder  mehr  Metres  auf  das  Kilogramm  gehen. 

Ebenso  lastig  für  den  Verkehr  sind  die  vielen  Abstufun- 
gen in  den  Befugnissen  der  Äemter.  Wenige  und  diese  mei- 
stens nur  in  den  grossen  Seestädten  sind  7.u  allen  Zollaints- 
handlungen  ermächtigt,  einige  sind  in  der  Anweisung  ver- 
botener Waaren  zur  Durchfuhr,  andere  in  der  Verzollong 
ehemals  verboten  gewesener  Gegenstände  oder  von  Kolonial- 
waaren,  Garnen  u,  dgl.  beschränkt.  Ein  weit  greifender 
Unterschied  ist  jener  zwischen  Aenitern,  welche  Waaren,  die 
höher  als  20  Fr.  der  Quintal  belegt  sind,  unbedingt  in  Ver- 
zollung nehmen  dürfen,  und  jenen,  wo  diess  nicht  der  Fall 
ist.  Bloss  die  Zollstätten  in  den  grOssten  Seehäfen  können 
Erzeugnisse  der  französischen  Kolonien  zu  den  BegUnstignnge- 
zöUen  in  Behandlung  nehmen. '  Zahlreiche  Ausnahmen,  wenn 
gleich  meistens  im  Interesse  der  Erweiterung  des  Verkehr«, 
stören  vollends  alle  Einheit  und  Einfachheit ,  und  das  Uebel 
ist  unabwendbar,  denn  ein  Tarif,  der  so  viele  und  schwer 
festzuhaltende  Unterabtheilungen  enthält,  kann  nicht  anders 
als  den  Verkehr  mit  allen  schwierigen  oder  wichtigen  Gfe- 
genetändcn  (was  meistens  auf  Eins  hinausläuft)  auf  weni- 
gere Aemter  beschränken,  wo  man  im  Stande  ist,  mit  den 
nöthigen  Kenntnissen  und  Hilfsmitteln  ausgerüstete  Beamte 
hinzustellen. 

Lästig  tllr  den  Verkehr  und  gefahrbringend  für  den 
Staatsschatz  sind  die  vielen  Tarifposten ,  wo  der  Werth 
entweder  die  Einheit  der  Zollbemessung  bildet  oder  doch 
bei  der  Zollbemessung  dadurch  von  Einlluss  ist,  dass  nach 
dem  Wertbe  die  Uuterabtheiliing  des  Tarifes  bestimmt  vrird, 

'  Gesell  vom  28.  April  J816,  «rl.  M  und  23  und  vom  37.  Uän  lüil 
—  QtMU  »-om  8,  flor.  an  XI. 
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in  welche  die  Waare  zu  reihen  ist.  ^  Der  Wertb  ist  ein  zu 
schwer  zu  ermittelnder  und  zu  schwicnkender  Faktor,  als 
dass  er  von  den  Beamten  oder  selbst  von  den  beim  Zollrer^ 
fahren  mitwirkenden  Parteien  mit  Sicherheit  angegeben 
werden  könnte,  oft  fordert  auch  das  Geheiraniss  der  vorzu- 
nehmenden Operation,  dass  der  wahre  Werth  verschwiegen 
bleibe.  Die  Forderung  der  Erklärung  des  Werthes  greift 
daher  zu  tief  in  das*  kommerzielle  Interesse  ein.  •  Auch-  ist 
die  Schwierigkeit  ^er  Ermittlung  der  Werthe  ein  weiteres 
Motiv ,  die  Verzollungen  auf  wehige  Aemter  zu  beschränken. 

Eine  letzte  Schwierigkeit  endlich  erwächst  durch  die 
vielen  beengenden  Bestimmungen,  in  welcher  Herrichtung 
oder  Verpackung,  in  welchen  Behältnissen,  auf  welchen 
Fahrzeugen  die  Waaren  eingeführt  werden  «ollen.  In  der 
Darstellung  der  Zollordnung  haben  wir  mehrere  dieser  Punkte 
berührt,  hier  ist  der  Beistimmung  zu  erwähnen,  dass  schwer 
unterscheidbare  Gregenstände,  z.  B.  Game  verschieden  belegter 
Feinheitsnummem ,  nie  zusammengepackt  werden  dürfen. 
Wo  von  dieser  Beschränkung  abgesehen  wird,  wie  bei  Klei- 
nigkeiten, wdche  Reisende  zum  eigenen  Gebrauche  mit- 
bringen, ist  stets  der  höchste  der  fthr  die  verschiedenen  Ge- 
genstände verzeichneten  Zollsätze  anzuwenden. 

Seit  dem  Jahre  1834  zeigt  sich,  wenn  auch  mit  manchen 
Unterbrechungen,  in  den  Regierungskreisen  das  Bestreben 
der  Rückkehr  zu  einer  besseren,  dem  internationalen  Ver- 
kehre günstigeren  Bahn. 

Im  September  1834  wurde  eine  Enqu6te  wegen  Aufhe- 
bung der  meisten  und  wichtigsten  Einfuhrverbote  eingeleitet, 
am  2.  Juli  1836  wurden  echte  Shawb,  Chinaextrakte,-  Rhutn, 

.  '  do  z.  B.  war  Sehafwdle  vor  dem  Dekret  vom  Januar  1856  nadi 
dem  Werthe  belegt;  das  erwähnte  Dekret  hat  statt  .der  Werths-  Gewichts- 
zölle eingeführt,  allein  es  unterscheidet  in  der  Belegung  zwischen  gemei- 
ner und  feiner  Wolle  und  nennt  gemeine  jene,  die  ungewaschen  nicht 
mehr  als  1  Va  Fr.,  und  gewascüen  nicht  mehr  als "3  Fr.  das  Kilogr-  werthrisl. 
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Amk,  Tafia  und  einige  andere  minder  bedeutende  Erzeiig- 
DJ8se  zugelassen,  1841  verschwand  das  Einfuhrverbot  für  rohe 
Kammwollgerne ,  1845  für  Leinenwaaren ,  1847  fUr  ausser- 
europäische  Seidengewebe,  in  demselben  Jahre  wurde  ein  neuer 
Gesetzentwurf  wegen  Aufhebung  vieler  Prohibitionen  einge- 
bracht Am  6.  Juni  1848  beseitigte  die  provisorische  Regie- 
rung daa  Verbot  für  echte  Nanicinge,  nicht  belegte  grosse 
Spiegel,  raöinirlen  Jod.  Die  Nationalversauimlung  bestätigte 
nicht  nur  diese  Aufhebung,  sondern  dehnte  sie  mit  dem  Ge- 
setze vom  28.  Dccember  1848  auch  auf  Kochsalz  aus. 

Die  Regierung  Kaisers  Napoleon  III.,  schritt  muthig 
und  weise  in  der  neuen  Richtung  vor,  wenn  gleich  das, 
was  sie  bisher  gethau,  noch  wenig  im  Vergleiche  aäi  dem 
ist,  was  noch  zu  thun  übrig  bleibt.  Dem  Princi[)e  des  Schutzes 
der  einheimischen  SchiilTahrt  hat  sogar  die  kaiserliclie  Re- 
gierung grösseren  Raum  als  jede  der  vorbei^ehertdeii  Re- 
gierungen eingeräumt,  offenbar  durch  den  Wunsch  bcstjnimt, 
der  sich  vet^rössernden  stattlichen  Kriegsmarine  durch  Schaf- 
fung einer  grossen  Handelsflotte  einen  steten  Zuftues  zu  sichern. 

Am  folgenreichsten,  wenn  auch  nicht  jetzt,  so  doch  fllr 
die  Zukunft,  verspricht  der  Gesetzesentwurf  zu  werden, 
welcher  am  10.  Juli  d.  J.  dem  gesetzgebenden  Körjier  vor- 
gelegt, dessen  Berathung  jedoch  iür  die  Session  des  nächsten 
Jahres  vorbehalten  worden  ist.  Er  spricht  die  AufTtebting 
der  noch  gegenwärtig  bestehenden  schutzzöllnerischen  Einfuhr- 
verbote aus.  Diese  umfassen :  Chemische  Produkte  nicht  be* 
sonders  benannte,  Furbholzextrakte,  Krapiiextrakt  (Garau- 
cine),  China-  und  Rhabarbersalze,  Curcumae  gemuhleue, 
KaOeesurogate,  Seifen  gemeine,  Raflinatzucker  und  Syrup, 
Raumwollgarne,  mit  Ausnahme  der  rohen  von  Nro.  143  des 
metrischen  Systems  aufwärts,  Wollengame  (uiit  Ausnahme 
der  rohen  Kammwollgarne) ,  Garne  aus  Thierhaaren ,  mit 
Ausnahme  jener  aus  Rinds-,  Hunds-  und  gemeinen  Zi^eo- 
haareti ,  Baumwollwaaren ,  mit  Ausbahme  einiger'  belgischer 
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Erzeugnisse,  gejdöppelter  Spitzen  und  der  Einfuhr  aus  Indien 
auf  französischem  Schiffen ,  Lcdnenwaaren  mit  BaiimwoIIe  ge- 
stickt, Wollwaaren  mit  Ausnahme  von  Teppichen,  Decken^ 
Beuteltüchern,  Passemen terieny  alle  Stoffe  aus  Pferdehaaren,  tnCt 
Ausnahme  der  Hüte,  Siebböden,  Passemen teaen,  alle  europfti*' 
sehe  Shawls,  die  meisten  andern  Waaren  aus  Thierhaaren,  alle 
Bobbinets,  alle  Halbseidenwaaren  und  reichen  Stoffe,  alle  Bast* 
waaren,. mit  Ausnahme  einiger  groben  Artikeln  auß  Palmbc^t, 
Kleidungen  und  PutzwajGuren,  die  meisten  Leder-  und  Pelzwaa- 
ren,  alles  Geschirr  ausierra  cotta  und  Steingut  (grte.  fin),  6Ia6- 
waaren  nicht  besonders  benannte,  feine  Drechsler-  (Tabletterie-) 
Waaren  mit  Ausnahme  der  Kämme  aus  ElflBtibein  und  Schild- 
patt und  der  Billardkugeln,  Gusseisen  in  Stücken  unter  1*^ 
Kilogramm j^  Schmiedeeisen  in  Luppen,  Messingdraht  poUrter, 
Messerschmied  waaren,  Waaren,  nicht  besonders  benannte  aus 
Stahl,  Eisen,  Kupfer  und  Kupferlegirungen,  2iink  und  Zimi^ 
plattirte  Waaren ,  Arbeiten  aus  Bergkrjstall ,  Personenwagen« 
•  Die  Zölle,  die  ao  die  Stelle  der  Verbote  treten  «pllen, 
sind  noch  hoch^  ja  überaus  hoch  und  wurden  durch  einen 
nachträglichen  Antrag  noch  über  das  urs^Mrünglich  beab- 
sichtigte Maass  erhöht.  Sie  sollen  nach  der  Ansicht  der 
RrCgierung  einerseits  den  Zoll  in  aich  enthalten,  der  in 
F]:aDkreich  für  die  im  Erzeugnisse  enthaltenen  Rohsfofife 
zu  entrichten  ist,  und  andererseits  noch  darüber  hinaus 
der  Fabrikation  einen  Siohutz  ^on  80% .  des  Werihes  der 
Waaren  gewähren,  und  sie  gehen  in .  Wirklichkeit  noch,  wait 
über. dieses  Mass  hinaus.'    Sie  stellen  für  die  Waagen  des 

*  Nach  den  Angaben  der  Motive  des  Entwurfes  betrog  in  Algier,  wo 
für  Bäum  wollen-  und  Wollen  waaren  die  Zölle  tles  Entwurfes  seit  18%3 
in  Anwendung  waren,  die  Einftihr  fremder  BaumwollenwaareH  nichi  "1% 
und  fremder  Wollenwaaren  nicht  107o  ^^  Einfuhr  französischer  Waaren, 
und  d|e  EÜnfuhr  toq  Steingut  aus  Belgien,  für  welches  seit  dem  Vertrage 
Tom  27.  F\ebmar  1854  die  Zölle  des  Entwurfes  bestehen ,  betrag  bis  zum  Er- 
scheinen des  EntwQfflps  539  Kilogramm.  Vgl.  audi  den  Brief  des  bekannten 
DniokwafcKBftbrikaiiten  J.  DolfVus  im  Journal  des.D^bata  vom  16.  Juni  1856. 
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I  Handelaverkehrs  einen  Schutz  von  mehr  als  100% 
dar,  öDd  die  Tarifirung  selbst  bietet  alle  die  Fehler,  welche 
wir  oben  an  dem  französischen  Tarife  gerügt  haben,  alUu- 
viele  und  schwierige  Untertheilnngen ,  ullzugrosse  Berück- 
sichtigung der  Werlhsöngaben ,  allzubeschränkende  Vorsohrif- 
teu  über  die  Verpackung  der  Waaren;  allein  ein  Princip  wird 
überwunden,  welches  Verbesserung  als  Schranke 

entgegenstand ,  und  dem  e  ist  freie  Bahn  gebrochen. 

Die   Aufregung  der  en    Anhänger   des    absolu- 

ten  Zollschutzes,    welchf  ntwurf  hervorgerufen,  ist 

daher   wohl   begreiflich.  »uimlungen   der   Departe- 

meotsräthe,    deren    Begub  der  Entwurf    unterzogen 

wurde,   erklärten    sich    in  ehrzahl    gegen    denselben, 

die  Geschäftsslockung   —  hrend   dieser   BerathnogeQ 

eintrat  —  wiewohl  nichts  t  n  Rückschlag  der  fieber- 
haffen  Thätigkeit  der  nächstvDrangegangenen  Zeit,  wurde 
eben&lls  als  eine  WalTe  gegen  die  Einführung  eines  freieren 
Zollsystems  benutzt  und  so  kam  es,  dass  selbst  die  so  starke 
und  feste  kaiserliche  Regierung  zu  der  Erklärung  im  Hodi- 
teur  vom  17.  Oktober  1856  veranlasst  wurde,  die  Aufhebung 
der  Prohibition  werde  jedenfalls  erst  mit  1.  Juli  1861  in 
Wirksamkeit  ireten,  in  diesem  Sinne  sei  der  zur  neuerlichen 
Vorlage  an  die  gesetzgebenden  Körper  bestimmte  Gesetses- 
Vorschlag  abgeändert  wordeu. 

Unter  den  bisherigen  Verfügungen  der  kaiserlichen  Re- 
gierung im  Sinne  der  Tarifreform  verdienen  folgende  hervor- 
gehoben zu  werden: 

Am  %%.  September  1854  fiel  das  Einfuhrverbot  für  nicht 
besonders  tarifirte  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  ^  am  17.  Ok- 
tober 1855  jenes  für  Seefische,  am  5.  November  1S56  för 
gefbbte  Wollengame. 

' '  Der  Schutz  der  agricolen  und  montaiiia(|MMn  Ureneo- 
gung  hat  unter  der  Regierung  Louia  Napol«Wi^«bm .  grossen 
Theil  aufgehört    Die  mittelmüesigen  Eroten  uad-^ie  Trauben- 
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krankheit.  nöthigten  die  Eänftihr  yqu  Oetrdde  gans  frei  va 
geben,  jene  yqd  Wein  und  gebniDnten  geistigen  Flttssig- 
keiteo,  Hülaenfrüchten,  Reis,  Hirse,  Graupen,  auf  ein  Mini- 
mum an  Zoll  zurOckzufÜhren.  Zwar  and  diese  Verfügungen 
ausdrücklich  als  Torü  hergehende  bezeichnet  und  die  Zollfrei- 
heit ist  stets  nur  auf  ein  Jahr,  zuletzt  mit  dem  Dekrete  vom 
8.  September  1856  bis  Ende  1857  bewilligt  worden,  allein, 
der  Nutzen  dieser  freisinnigen  Gesetzgebung  hat  sich  zu  au- 
genfällig herausgestellt^  als  dass  ein  Rückgang  auf  das  alte 
System  mit  seinen  hohen  und  Ter&nderHchen  Sätzen  und 
eventuellen  Einfuhrverboten  noch  möglich  wäre.  ^ 

Auch  die  Ausfuhrverbote  in  Zeiten  der  Theurung,  die 
sich  gegenwärtig  sogar  auf  Kastanien  und  Eastanienmehl 
erstrecken,  dürften  allgemach  der  Ueberzeugung  ihrer  Nutz- 
losigkeit weichen.  HiefÜr  spricht  auch  der  folgerechte  Gang 
der  ^gegenwärtigen  Regierung^  die  seit  ihrem  Bestände  auf 
Ermässigung  der  Zölle  für  die  Rohstoffe  der  Industrie  und 
die  Verzehrungs- Gegenstände  der  Massen  hinwirkt. 

Durch  das  Dekret  vom  22.  November  1853  wurden  die 


'  Vor  den  gegenwärtigen  Aosnahmflgesetzen  war  der  Verkehr  über 
die  Zolllinie  mit  Cerealien  (.Getreide  und  Mehl)  nach  den  Gesetzen  vom 
16.  Juli  1819,  15.  April  1832  und  26.  April  1833  auf  folgende  Weise 
geregelt:  Es  bestanden  keine  Einfuhr-  und  Ausfuhrverbote,  allein  der 
Einfuhrzoll  stieg  und  der  Ausfuhrzoll  fiel  in  dem  Masse,  als  der  Pfeis 
des  Getreides  in  Frankreich  qnter  ein  gewisses  Maximum  fiel,  und  um- 
gekehrt fiel  der  Einführzoll  und  stieg  der  Ausfuhrzoll  in  dem  Masse,  als 
jener  Getreidepreis  fiber  jenes  Maximum  sich  erhob.  Dieses  Maximum 
"v^ar  aber  nicht  f&r  ganz  Frankreich  dasselbe,  sondern  die  Grenzdeparte- 
ments waren  in  4  Klassen,  je  nach  der  gewöhnlichen  Höhe  der  Ge- 
treidepreise dngetheilt,  und  das  Maximum  wurde  für  jede  Klasse  ge- 
sondert bestimmt  Es  wnrden  auch  nicht  die  Preise  aller  Getreide-  und 
Kehlarten,  sondern  lediglich  jene  des  Weizens  ermittelt  Nach  den  durch 
diese  Preise  bestimmten  Zöllen  des  Walzens  richten  sich  in  einem  gege- 
benen konstanten  Yeriiältnisse  die  Zölle  aller  andern  Getreide  und  alles 
Mehls.  So  lange  die  Pkeise  nicht  allzuhoch  standen,  wurde  auch  die 
französische  SchifflUurt  durch  einen  Differ^tiaholl  von  1  Fr.  25  Cent,  für 
den  Hectolitre  des  auf  Hemden  Schiffen  eingeführten  Weizens  geschützt. 


288 


4tMI^  «wf^Ah  und  Scbmiedeeiseh,  Stahl  und  Edhleo  herab- 
(ya»>il^  die  Dekrete  rom  19.  August  1854  und  16.  Juli  UB55 
^Ml^hm  für  eine  grosse  Reihe  yod  Rohstoffen^  iHil&mateiiR- 
kiNi>  Gegenständen  des  Grenzverkehrs  unbedingt  oder  doch 
in  der  Beschränkung  auf  die  Einftihr  zu  Lande  oder  aus  dem 
Ursprungsländern  auf  fränzösisch^i  Schiffen  die  ZoU&eiheit 
aus;  zwei  Dekrete  vom  18.  November  1854  gewährten  ge- 
wissen Eisenbahnen  fUr  einige  Zeit  die  Einftihr  von  Schienen 
und  Eisenblechen  gegen-  einen  Zoll,  welcher  der  Differ^is 
zwischen  den  französischen  und  englischen  Marktpreisen 
gleichkommt,  und  ermässigten  die  Zölle  auf  Oele,  Fette, 
Oelsaat,  Fettwaaren.  Die  fremden  Waaren  auf  der  Pariser 
Ausstellung,  welche  in  die  Reihe  der  verbotenen  gehören, 
wurden  gegen  einen  Zoll  von  20  %  des  Wertbes  zugelassen, 
die  gleiche  Zulassung  Mrurde  für  die  auf  feindlichen  Schiflbn 
genommenen  Waaren  (Prisengttter)  ausgesprochen.  Letztere 
unterließen  stets  nur  den  Gebühren  für  die  auf  französisch^i 
Schiffen  eingebrachten  Waaren.  Ein  Dekret  vom  27,  Februar 
1856  ermässigte  bleibend  den  Zoll  auf  Eisenbahnschienen 
für  alle  Unternehmungen,  weichein  die  Lage  kommen,  den 
Schienenweg  schnell  oder  vor  der  durch  das  Gesetz  ihnen 
Torgeaeichneten  Frist  erneuen  zu  müssen.  —  Zwei  Dekrete 
vom  29.  August  und  17.  Oktober  1855  zertrümmerten  das  ganze 
stolze  Gebäude  des  Schutz-  und  Prohibitivsystems  hinsichts  der 
Werkzeuge,  Maschinen,  Wasserfahrzeuge.  —  Das  Gresetz  vom 
2ß.  Juli  1856  gewährte  den  meisten  dieser  Verfügungen  die  blei- 
bende Dauer  und  die  Sanction  aller  gesetzgebenden  Gewalten. 
Neben  und  ausser  diesen  Erlässen  erweiterten  und-  ver- 
grösserten  noch  eine  grosse  Zahl^  wenn  auch  minder  um- 
fassender  Verfügungen,  den  begonnenen  Riss.  Frankreichs 
Tarif  zählt  jetzt  mehr  zollfreie  Artikel ,  als  selbst  jener  Qea^ 
reichs  und  des  Zollvereins.^ 

*  Anmerkung.    Es  wurden  seit  der  Napoleonisehen  RegierÖDg  die 
Zölle  auf  Qelsaaten  (auch  Oliven  frische,  £rdnü88e,  Baumwolle  in  Hülsen), 
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--:    Allein   bocb   gegenwärtig  zahlen- -selbst' in  dei'  begtin- 
stigfen   Einftihr:   Teigwerk   20  Fr.,   Hop^n   45   Fr.,   Hanf 

Oele,  Ffette,  Wallralh*,  Wachs^  Slearma&ure,  Keczen,  Runkeliiil^^ ,  Eisen 
und  andere  Metftlle^Vach  Packlbiig ,  Eisenplatten  undEisenröhrtf,  Sensen, 
Feilen,  Raspeln,  Sägen  und  andere  Werkzeug«,  .Kannen  eisernemit  StahK 
apiUen^  Prathgevebe,.-Mascliinen,  St^nkobleft  und  Coke»,  Quecksilber. 
Kalk,  Hämor  und  andere  Steine  für  Bildfaauerafbeitea,  Schieü^teine,  SaCIor, 
SenfHömer,  Sämereien,  Kleien,  Hopfen,  Weine  und  Branntweine,  G^eta^ide 
nnd^Hülseni^üchte,  Rei8,X)&cao,  Carobben,  Wein  beeret),  getrocknete,  Blät- 
ter "und  Rind^  zum  Arznei-  und  Parfümerieg^brauche,  Kampfer,  Rhabar- 
ber, Quercitron,  Oerberinde  gemahlen,  Fustet,  Schmack,  Kochenille,  Krapp^- 
wurzeln,  Sago,  Salep,  Honig,  Mandeln  ia  Schalen,  Kastaqlen  und  Nüsse, 
Flammenruss,  Steinöl,  Theer  und  Theeröl,  Werkholz,  Korkholz ,  Sparte' - 
gras, ^ Häute  und  Felle,  Schafwolle,  Haare,  Schreibfedern,  Rindvieh,  fri- 
sches und  gesalzenes  Fleisch,  Seidenabfälle,  Kammwollganie,  koblensaara, 
salpetirsaüres  und  sch^felsaures  Natron  und  Kali,  chlorsaures^  Kali, 
Ultramarin,  J;8d,  Jodkali,  Schleifstdne,  Leder,  Arbeiten  aus  Kautschuk 
und  Guttapercha,  Seilerwaareri  aus  Cocosmissfasem  und  iSpartgraft) 
Flache,  .marinirte  und  iik  Oel  eingelegte,  Korbflechtwaaren,  Zuok^r- 
melasse  gegen  Nachweisung  der  Verwendung  zur  besteuerten  Bi'afmtwein- 
erzeugung,  bedeutend  ermässigt;  uiid-  es  wurden  veni  Zolle  entW^er 
allgemein  oder- doch  in 'der  Einfuhr  befreit:  .    ^       — 

a)  Allgemein  ohne, RückMcht  auf  Ursprung,  und  Transportweise  odcir 
uui*  mit  Ausschluss  des  Transportes  auf  fremden  Schiffen : 

Erze,  Metallabfälle,  uold-  und  Silberlcrätze,  Arsenik,  Spiessglanas, . 
Nickel-  und  Kobaltmetall ,  Braunstein,  Qrapfalt,  Zinkpxyd*  graues  (Tütie)^ 
Zinn-,. Kobalt«  und  Kupferoz-yde ,  Kobaltsalze,  Ocker,  Oolcölhar,  Eisea*' 
beitze,  Trippel-  und  Walkererde,  Thonepden  aller  Art,  Kreide  und  weisse 
Erde  (groison),  Mineralschwarz,  Flussspath,.  Schwefspath,  Cötestin,  Talk, 
Mergel,  Sand  ^Asphalt,  Bau-,  Bruch-  und  Pflaster-,  Mühl-  und*  Wetz-, 
ftqbier-.lind  Feuersteine,  Kalkstein,  xk)h,  Steine  und  Erden  nicht  *eion- 
dtfers  benannte,  Ag<t.t-and  Jaspis,  Bernstein,  Bergkrystalle  uQd^Edeldteiue^ 
roh,  Perlen,  echte.  -.". 

Böcke,  Ziegen  und  Kitze,  Hunde,  Wildpret,  Geflügel,  Südswasser-* 
fische,  friscfie,  Vfpern^  Schnecken;  Schildkröten,  Bienenstöcke^  Blutege», 
Kellerasseln ,  Seiden wurmei^r,  Seidencocons ,  Tbiere  nicht  besonders  be«', 
nannte,  Eier,  Mileh,  Läab,  Blasen,  Därme,  Sehnen,  Hasen-  und  •Kanin- 
chenfelle, ^Menschenhaare,  Borsten,  Blackfischbeib ,  Weissfisohschuppen, 
Bezoarsteide,  Krebsaugen;  Elenfusse. 

Fic(itenhar&,   Pech,    Schiffleim,   Gerberinden,  udgemalen,   SüsehoTc- 

wurzeln,  Cactusfeigm,  Wacbholder-  und  Heidelbeeren,  Wwd-und  Wau^ 

FärbegiBst£r  und  Fftrberöthe,  Scharlachbeere  Citrpnen-  und'.örangen- 

schiÄcn,  gfühe NosasehtJefl',  Kürbissscbalen  (CalebaS&en) ,* leere.' Wermut h, 

Hock,  FinnnzYotwnItunp  Fmnkrcichs.  jO 


Ying^ecbelt  8, Fr. /gehechelt  ICi'Frr,  Erappwurzehi  ArMhe 
5  fV.,  getrocknet  10  Fr.,  gemahlen  30  Fr.,  Baumwolle,  je  nach 
den  UtBprung^läudem  10 — 25  Fi*,  vom ;  metrisohen  Qttintal, 
rohe  Schafwolle  ist  ungewaschen  mit  5  —  2Q»,  g^waschc^  mit 
10^371/j  Fr,  für  lOQ  Kilogramm,  gehechelte  mit  80%-Tom 
WerthC;,  gefUrbte  mit  300  Fr.  vom-  Quintal  belegt,  und  die 

Eipjdeü-  and  Orangenblätter  nx4 -dt&Dgel,  Lavendel'-  nnd  .PMnteyiteea- 
hlüthen^  ^uch  gesalzen^  Wann^äamen,  Schilf,  Schilfrolif,  BinaeUf  Flech- 
ten nnd  Mqoae,  Schachtelhalm,  Linden-  und  Seidelbi^t, ' Wicken ,  Obst, 
iHsches  nicht  besonders  benanntes,  A^fel-  und  BimenffiUQS,  OemÜM, 
frisehe,  Futterkräuter,.  Qras,  Heu^  Stroh,  Häckerling,  Laubftrto^  Bflaa- 
9en,  lebende  und  Setzlinge,  Asphodillknoll^n,  E^oblaudi.,  Zwiebeln,  HaU- 
schwamm,  fiirschbnyast,  essbare  Schwämme  und  Tr&Jtelh,  HezenmeKl, 
'Kardendisteln,  Berberitzen- und, Fustetholz ,  Brennholr,  Holzkohlen^  Torf- 
und Tbrfkohlen,  Peitschenstdcke  und  ähnliche  roh  vorgearbdte^  Stiek, 
Marken '.nnd  Spieren,  Weidenruthen,  Besen,  frische ,\  Wurzeln  und  Halme 
zu  Bürsten  \md  Besen,  Nussholz  in  Bohlen  und  Blöcken  von  mehr  alt 
27  Miilimeires  Didie. 

Atehe,  vegetabilische,  Bier-  und  Wmhefe,  Lumpen,  SeidenabHÜle, 
.ungekeiclielte,  Scheerwplle,  Zupf woll^  und  andere  Qamal^fäUe,  OtlkucbMi, 
Oel-  und .  Weintrester,   Traber^   Wdngeläger  (Weinstein,  roher),   Loh- 
kuchen, Leimleder,.  Bruchglas,  Wachsabfälle,  Hirschhorn^  und  Elfenbein- 
späne, Dünger  (auch  Thierblnt  und  Knochenkohle). 

Sammlungen  wissenschaftliche  von  nicht  zum  Handel  gehörigen  Q^ 
ganständen,  Materialien  zum  Schiffbau  (Eisen,  Holz,  Leinwand,  Umat^ 
Theer  n.  dgl.)  gegen  Nachweisung  der  Verwendung. 

'  b)  Aus  den  Ursprungsländern  auf  französischen  Schiffen : 

Zinn  und  Wismuth  dann  Borax,  .roh,  ostindisches,  Elfenbein  9^]d- 
krölensohalen,  Perlmutter  und  andere  Musehelschalei\>  Cocusnüsse,  Zö/^mt- 
melassen  zur  Weingeisterzeugang,  Amomen  und  (^rdamomen,  Rohrcasaie« 
Gummen  und  aussereuropäische  Harze  und  eingedickte  PflanzensaAe,  roher 
Kant^huk  und  Guttapercha,  Wurzeln,  Hölzer,  Rinden,  Blätter,  mtlChen 
und  Früchte,  nicht  besonders  benannte,  zum  Arznei-  und  Pufümemg^ 
brauche,.  Farbholz  in  Blöcken,  Rohre,  edlere,  Curcumäwurzeln.,  indiaeh^, 
Myrobolanen,  Tamarinden,  Dividivi  und  andere  Färbeschoten\  GäUä|iftl, 
Yallonaa,' Safflor,  Sennesblätter  und  -Beeren,  Catechn,  Guana 

c)  Aus  den  französchen  Kolonien  und  (selbstredend)  auf  fn^niöaiachaii 
Schiffen: 

Obst,  eingekochtes  oder  sonst  conservirtes,  Citronensäure  unter  35* 
oder  mit  Kalk  gemischt,  Orangen-  und  andere  Püanzensäfte^  Branntwein 
ans  Zuckermelasse,  Liqueurc,   Vanille.  Werkholz ^  Baumwolle;  Kockaali. 


^1 

Beispiel»  aolehei^  unyeHiäUbi&sinässig  hghei**  Beleguag  luaaefi 
sich'  leicht- Ye]:iiiehren.  ,    >.  f 

Auch  bei  den  EonspuiitionsgegeDstäqden  und  Manu&lj:teh 
flind  Zölle  von  95  Fr.  für^  100  Kilogramm  Kaffee,  IBtt— 
«00  Fp.  für  100  Kilogramm  Thee,  von  1600— 20,000  Fi-,  für 
das  Quintal- Seiden^waaren  u.  dgL' nicht. eben  geeignet,  &&n 
Reiz  des  Schmuggels  zu  vermindero  und  einen  verlässlichen 
Zollschutz  herzustellen.  — 

Schon  im  Tarif  ist  bestimmt,  welcJier  Zoll  för  die' C^- 
fuhr  aus  den  Ursprungsländern,  aus  andern  aussereurop&i- 
schen  Gegenden  oder  au£i  Europa  auf  französischen  Schifieni 
welcher  in  der  Einfuhr  auf  fremden  Schifibn  oder  zu  Landie 
zu  entrichten  ist.  Die  Gebühr  steigt  meistens  ^ach  der  hier 
erwähnten  Stufenleiter.  :    ^ 

In  der,  Regel  ist  in  d'eir  beiden  letzten -Fällen  der  Zoll- 
satss  für  Waaren- aussereuropäischen  Ursprungs,  f^ills  sie  ni<^ 
höher  als  mit  50  Fr.  belegt  sind,  um  107^)  und  falls  sie.  mit 
50  —  300  Fr,  für  den  Quintal  belegt  sind,  um  5%  höher 
als  im  ungünstigsten  Falle  der  Einfuhr  auf  französischen 
Schiffen,^  und  es  haben  die  Ausnahmen  einer  noch  gröss^jreo 
DifI6ren2  zu  Ungunsten  der- fremden  Schiffe  gerade  in  den 
letzten  Jahren  sich  sehr  gehäuft.  So  z.  B.  sind  nach  dem 
bereits  angeführten  Dekrete  vom  19.  August  1854  die  eko- 
tischen  Farb^  und  die  aromatischen  Hölzer,  Sohilfe  und  Ri5hre, 
Schellak  und  andere  Gummen  und  Harze  auf  französisdhen 
Schien  aus  aussereuropäischen  Häfen  eingeführt  frei^  atls 
europäischen  Häfen  zithlen  sie  5^'  10,  30^  10  und  bezietvungs- 
weise. 20  Fr.,  auf  fremden  Scbi£fen  oder  zu  Lande  einge- 
bracht, entrichten  sie  6,  15,  40,  15,  .30  Fr.  Auch  eiue 
andere  Begünstigung  des  französischen  alten  Tarifs,  jene  eines 
20procentigen  Nachlasses  für  alle  Natujteizeugnisse ,  tlie  mi 
G^enden  jenseits  der  Sundainseln  (3^  nördUchet  Breit»  und 
106  ^ö^ii^er  Länge)  auf  französischen  ik^hilTen  eingeführt 

*  Geaeii  vom  28.  April  1816  lund  37.  Mira  1817.   * 
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werden,**'  eä-scheinl  aufrecht  erhielten«'  Eb  ist  klar,  -dass  einen 
grossen  Theil  -  aller,  dieser  unterschiede  im.  Zolle  die-  fran- 
zösische Industrie  ^  der  französischen  SchifiTahrt  in  der  Fracht 
bezahlen  niuss.  '     "•  -       . 

Djle  Begünstigung  für*  ^ie  Einfuhr  auf  französischen 
Schiffen  aus  den  Ursprungsländern  ist  auf  die  direkte  Fahrt 
beschränkt;  doch  ist  nicht  untersagt,  unter  Aufeicbt  und 
gegen  Bestätigung  der  Eonsularbehörden  einen  Theil  deir 
Ladung  in  andern  Häfen  zu  löschen  und  aus  diesen  eine 
neue  Xiädung' aufzunehmen,  fallä  diese  nur  nicht  in  Waaren 
gleicher  Art  mit  den  in  den  Kolonien  geJadenen  besteht 
Wenn  ein  fremdes  Schiff  von  einem  franzönschen ,  das 
Schiffbruch  gelitten,  Waaren  übernimmt  und  nach  Frank- 
reich bringt,  und .  das  betretende  Konsnlaramt  bestätigt, 
dass-  kein  französisches  zu  bekommen  und  zui^i  Transport 
der  Waaren  nach  Frankreich  bereit  geweseü,  so  wird,  die 
Waäre  verzollt  als  ob  sie  auf  nationalen  Schiflfen  einge- 
troflfen  wäre.'^ 

Besondere  Begünstigungen  bestehen  für  einige  Erzeug- 
nisse Sardiniens,  Belgiens  und  der  Niederlande,  in  Folge 
4er  mit  diesen  Staaten  bestehenden  Handelsverträge.* 

"Der  Zoll  ist  bei  Waaren,  die  nicht  höher  als  40  Fr. 
der  Quintal  belegt  sind^  nach  dem  Rohgewichte,  sonst  nach 
dem*  Nettogewichte  bemessen.  Gemengte  Waaren  zahlen 
den  Zoll  nach  dem  höchst  belegten  ihrer  Bestandtheil^. 
Waaren ,  die  im  Tarif  nicht  besonders  genannt  sind ,  unter- 
liegen der  Gebühr  der  am  meisten  verwandtep  Waare;  aie 
dürfen  nur  über  Hauptzollämter  eintreten,  lieber  das-  Oe- 
bührenausmass  entscheidet  der  Moment  der  ersten  Eintragung 
d^  Waarenerklärung  in  die  Amtsregister^  und  bei  Waaren, 

i 

:    <  GeaeU  Tom  2.  Juli  1636  und  6.  Mai  1841. 

^  Cirk.  vom  31.  Januar  1836/MiniBteriftlent8clieidung  vom  Iff.JanUM* 
iMid  20.  April  1854. 

'  Vergl.  den  Abschnitt  4  dieses  Kapit^s. 
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die  in.  einem.  £ntrepdt  ah  der  Grenze  liegen;  der  Zeitpunkt 
der  Herausnahme  Behufs  der  Verzollung'.  . 
".  Das  System  der  Ausfuhr  ist  bei. weitem  einfacher. 
In  dei*  Regel  beträgt  seit  dem  Gesetze  Vom  6.  Mai  1841  der- 
Ausfuhrzoll  25  Cent,  itkr  100  Kilogramm  des  Rohgewichtes  oder 
%%  vom  Werihe  der  wenigen  nach  dem  Werthe  belegten 
Waarfen.  Ea  gibt  sehr  wenige  "mit  prcAibitiven  Ausfuhrzöllen 
belegte  oder  in  der  Ausfuhr  rerbötfene  Waaren.  In  die 
erste  Reihe  gehören:  rohe  Häute  und  Felle,  Thierhaäre,  thkf 
risehe  Kohle,  Knochen  und  Klauen,  Hö'rner,  Blut,  Dünger 
(mit  Ausnahme  der  poudretie),  Nnssholz  roh  und  ^eyieftr- 
schäfte  aus  demselben.  Werkbolz^  anderes  in,  der^Ausfblnr 
zui  See,  Mästen  und  Spieren,  Seeschüife  undienstfähige  (zum 
Abbruch),  Karden,  Oelkuchen  (auch  vpn  Baumwollkörnern), 
uxigespipnnene  Seidenabfctile,  Mühl«  und  grössere  Schleifsteine, 
und  sonderbar  genug,  Garn  zur  Linoufabrikatiön  (mulquinene),^ 
dann  Waffen^  Munition,  Schwefel^  salpetersaures  I^ali  und  sal- 
petersaures  Natron  in  Kriegszeiten,  Getreide,  Mehl,  KartoflR&ln, 
Hülsenfrüchle*  in  Zeiten  der  Theurung'^  in  die  letzte  Hadern- 
und  Papiermasse,  Hautabfälle  bei  der  Lohgerberei,  Gerberinden, 
Eisenerze,  und  in  vielen  Richtungeii Brennholz,  Holzstangen 
(perches),  Holzkohle,  unausgelaugte  Holzasche.  —  Auch  die. 
ZahT  der  in  der  Ausfuhr  freien  Waaren  ist  auffallend  klehf-.  > 

* 

In  der  Ein-  und  Ausfuhr,  jedoch  nicht  aus  ZollrücJc« 
sichten ,.  sind  verboten;  Wild  ausser  der  Jagdzeit,  verBoJtenö 
Bücher,  verbotene  Waffen,  Waffen  und  Munition  vopForm 
und  Kaliber  der  im  Heere  üblichen.  ^  Besondem  Beschrän- 
kungen und  Kontrollen  unterliegt  der  Verkehr  mit  Büchern, 
Stichen,'  gravirten  Platten,  Abklatschen  u.  dgl.* 

^  Es  gehören  liieher:  Pferde,  Blutegel,  Fische,  Ziegenhaare  angorÜ9che^ 
Seide  föhe,  Foudrette,  Kreide,  Sand,  Kai k--gelöschter,. Bruchsteine  roli, 
Hanmierschlag,  Tiachlerholz ,  Kochsalz,  Krapp  und  Garaih;in,  Seeschiffe 
dienstfähige.  Alle  diese  Befreiungen  mit  Ausnahme  jener,  für  Fische  sind 
der  g<egenwÄi:tigen •  Regierung  zu  verdi^njten. ,..       -  /     •'    » 

^  Ord.  vom  24.  Juli  1816.  —  Qesete  vom  9.*"  Februar  1882»   >^ 
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Die  Durchfuhrzölle  wimlen  durch  das  Gesetz  vom 
9.  Juni  1845  gänzlich  auf^obeii.  Höchstens  könnten  die 
sogenannten  ^Wiederansführgebühren  mit  25  Gent  für  100 
Kilograriim  pd^  15  Cent  für  100  Fr.  des  Werthes^  d«r  aus 
französischen  Häfep  und  Ni^6rlageh  unyers^ilt  wieder  ;afi^ 
tretenden  fremden  Waaren  als  ein  Rest  derselben  betrachtet 
werden.  Durchfahrverbote  Ibestehen  blos  für  lebende  Thiere, 
frische  Fische,,  frischlis  Fleisch,  Lumpen,  ledig  verführte 
\iraaren,  mehrere  Flüssigkeitetl,  Zuckerraffinate,  Konfltupeti, 
Wagen ,  Waffen ,  Schiesspulver,  Nm^hdrücke^  Und  selbst  von 
diidsep  ist  der  Mehrzahl  für  gewisse  kurze  Strassenstrecken 
die  Durchfuhr  gestattet  Der  Unterschied  der  in  der  Eintkihr' 
erlaubten  und  der  verbotenen  Waaren  mächt  sich'  für  die 
Purchfuhr  nur  iu  der  sorgßiltigeren  Verwahmng,  der  strefl* 
geren  Ueberwachung  der  letzteren  ^  und  in  der  äeschränkong 
ihiSr  DurchfWhrsstrassen  geltend.  Eben  so  erscheint  def  Dunsli- 
züig  dep  Kolonialwaaren  in  der  Richtung  voii  der  liand-  sur 
BejBgrenz^  -erschwert ,  wiewohl  die  Handelsverträge  mit  Hol- 
laud  und  Belgien  und  die  Eisenbahnen  auch  hieria  die  Sehran- 
ken des  alten  'Systems  grossenthdls  niedergerisßeu'  habeo.  ^ 

Die  .Zollgebühren  unterliegen  in  der  Regel  dem  doppel- 
ten 10%  Zuschlag,  nur  die  Nebengebühren,  die  Konsum- 
tionsabgaben für  Salz  und  die  Lizenzgebühr  fl\r  Tabak  sind 
ihm  nicht  unterworfen.  ' 

Die  bedingten  Zollbefreiungen  für  im  Allgemeinen 

.  '  Es  betrug  liie  Ditrcbfubr  (durch  grössere  Streckeu): 

ld64  1855 

Menge  Werth  Menge  Werlli 

.     •  Tiusd,  metr.  Ouinl.        Mill.  ITi.  ..         Tausd.  metr.  Ou»hl.       MIU.  Fr.. 
733.  371  760  375 

Hierui/ter  erscbeiut  der  Verkehr  in  den  EntrepdU  mit  jenen  Waarea, 
welche  ohne  weiter  Frankreich  zu  passiren,  wieder  ins  Ausland  zurück- 
geben,  nicht  begriffen^  wiewohl  dieser  Verkehr  allerdings  als  eine  Durch- 
fuhr  betrachtet  werden  könnte.  Von  welchem  Umfange  dieser  Verkehr  sei> 
kann  daraus-  gescbiosseu  werden,  ^ass  1854  mehr  aJs  13,8  Millionen  mcftr. 
tjuintal  Vt'äaren  im  Werihe  von  711  Uillionen  Fr.  eingelagert  wurdcin. 
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KoHpflichtfge  Qeg<eii8täiide  sind  auf  das  engste  Mass  zurück- 
geftüirt:  Die-  Transportmittel  süid  nicbt^  zollfrei,  sonde^ 
e^  muss  ihre  Rückführung;  4lber  die  Zolllinie  sichergestelU 
oder^  sonst  wahrscheinlich  gemacht  sein.?  Es  besteht  eine 
sehr  weitläufige  Instruktion  vom  22.  September  1640,  oflte- 
bar  von  einäim .  grossen  Pferdekenner  rerfasjst,  auf  welche 
Weise  die  ^tret^nden  Pferde  Behufe  ihrer  Wiedererkennung 
bei  der  Ausfuhr  beschrieben  werden  sollen.  EmbaUageur 
werden  in  der  Regel  mit  ihrem  Inhalte  verzollt /doch  gibt 
es  Bür  allzussahhreiohe  Ausnahmen ,  wo  sie  gesoadert  erklärt 
und  yergebillhrt  werden  müssen.  So  alle  gläserne,  irdene,. 
metiEdlene  Oefässe,  die  Schläuche,  Koffers,  Eisten  von  Wei^s^ 
bleoh,  neue  Gtetreidesäcke,  ja  selbst  die  eisernen  Bänder  der 
Garpballen , ^  und  die  Suronen,.  worin  Indigo,  KochehilW, 
Zimmt .  verpackt  zu  werden  pflegen ,  folls  sie  noch  .al^  brauch- 
bar sich  darstellai.? 

.  Reisende  und  Einwanderer  geniessen  -  der  Zollfreiheit 
nur  für  die  alten  gebtaophten  Effekten ;  die  einzige  Gunstf 
die  ihnen  das  Oesetz  hinsichts  der  neuen  einräumt,^  ist  die 
Gestattung  der  ausnahmsweisen  Verzollung  der  neuen  Ge*. 
genstände  ihtbß  Gehrauches  und  einiger  Dobjets  de  ftmtaisie,*- 
aucb  wenn  sie  in  die  Reihe  der  verbotenen  Waaren  gehö- 
ren; die  Gebühr  wird  im  letzteren  Falle  mit  80%  des  Wer^ 
thes  bemessen. ' . 

Die  zottfreie  Ein-  und  Ausfuhr  der  Früchte  der  durcb^ 
den  Grenzzug  getrennten  Grundstücke  ist  nur  dort  gestattet,' 
wo  fltaatsverträge  oder  altes  Herkonmien  in  Mitte  liegen.  ^  -^ 
Vom  Vieh ,  das  über,  die  Zolllinie  ssur  Weide  geführt  wird, 

•  RegL  vom'  18^  Juni  1846. 

*  Cirk.  vom  1%  Juni  1818,  Admin.-Dekr.  vom  10.  August  1Ä13, 
16.  Hai-  and.  1.  Joli  183(6?,  d.  Mai  1837,  12.  Htärz  1840  ^  27.  August  1641, 
9. 'Februar  4642-,  17.  Februar  und  5.^  August  18l5: 

.  •  Ord.  vom  2.  Juui  1834,  Gesetz  vom  2.  JuK  1836,  Cirk.  vom 
9.  Januar,  26.  Juni  und  8.  Oktober  1850. . 

«  Ord.  vom  13.  Oktober'  1614:,  Ministetiajerlass  xom  7.  Vbbrw  1626. 
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siud  die  Erzeugnisse  uud  der  Zuwachs-  zu  -v^rzollea,  .der 

AbAiU  zu  rechtfertigen.    Für  die  Aljpen weiden. der. Pyrenään 

besteht  eii^e  'Ausaabme,  der  Zuwachs  ist  zoUTrßi,  aber  den  Be- 
•  . .  .  . 

amten  ist  die  strengste  Kontrolle^,  ja  sogar  die  Untersuchung  des 
Zustanded/der  weiblichen  Thiere  bei  der  Audfuhr  anbefoblep.  * 
— *£s  gibt  keine  Gebühren&eiheit  für  geringe  Ifongen,  keine 
fpir  Wa^tren/  die  auf  dem  Transpott  unter  Begteit^chdn .  zu 
drunde  gehen,  t-  Alles  was  der  Hof,  der  Staat,  das  Heer ,  die- 
flotte  .bedarf,  unterli^t  der  Verzollung  ebenso,  wie  der 
Bedarf  der  Privaten.  Es  ist  charakteristisch,  dass  die  betreu 
fenden  Verordnungen  für  das  Heer  gerade  you  dem  gewal- 
tigsten aller  Kriegerfürsten  ausgingen  ;*  ex  duldete  kdne^em* 
tionen  des  Militärs  von  den  Finanzgesetzen.  ^  ' —  Nur  ypm- 
4.usführzolle  sind  die  Sendungen  für  die  Approviantirang  des 
LiG^d:  und  Seedienstes  befreit.^  Die  Handelsflotte  geni^t 
desselben  Rechtes,  hingegen  müssen  der  Proviant,  deufran- 
zK^iecb^  Schiffe  ,hei  ihi:er  Ankunft  €^n  Bord  haben ,  sowi^  ihre 
in-  der  Fr.emde  angeschafften  Inventarstü'cke  verzollt,  werden« 
-^  Inventar  und  Proviant  ankommender  fremder  SchifTe 
kann,  weqn  er  ihrem . Bedarfe  angemessen  befunden  wird, 
zefUf^i  an  Bord  bleiben;  in  der  Ausfuhr  erstreckt  sich  fOr 
sie, die  AusfubrzoUfVeiheit  nur  auf  den  Schiflsz.wieback ,  doch 
werden  Ausfuhrverbote,  insoweit  es  sich  um  die  Gegenstände 
des  Gebrauchs  bis  zum  nächsten  Bestimmungsorte  handelt, 
auf  sie  nicht  angewendet.  *  —  Als  Waarenmustor  sind  nur 
kleine  Stucke,  die  keine  weitere  Verwendung  zulassen,  Tom 
Zoll  enthoben,  ^grössere  müssen  zerschnitten  oder  auf  andere 
Weise  zur  Verwendung  unbrauchbar  gemacht  werden.  *  — 
Unter  dem  Titel  der  Neuheit  können  Maschinen  und  Apparate 

•  Geseu.vom  2.  Juli  1836,  Regl.  vom  15.  Juli  1826. 
'  Dekret  vom  C.  Juni  1807. 

..  >  Minieterialerlass  vom  23.  Juli  1851. 

*  Gesetze  vom  22.  Auguit  1701  und  4.  germ.  an  11. 
'  Tarif  von  1844,  VoreriDoeruvg  Nr.  467. 
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auf  'die .  Zollfreibeit   nur:  dann   Anspruck  machen, .  *weaii 
sie  Ton  dem  oberste»  berathendeb  Komit6  deFKOnste  und 
Grewerbe  als  in  Frankreich  unbekannt  und  ihre  Einfuhr*^* 
für  das  I^ind  YOrtheilhaft  erklärt  word^ti  sind,  und  i^elbst 
dann  wird  nur.  die  Einfuhr  Eines  Exemplares  als  Modell  tiüd 
nur  unter  der  Bedingung  gestattet,  dass  eine  genaue  Zeibhv , 
nung  Behufs  der  jöreien  Nachahmung,  beim  KonservatfKriun^- 
dep  Künste  und  €rewerbe  in  Paris*  hin tei^egt  werde.  .  - 

Zollfrei'  sind  die  yerbotenen  Waaren-,  welche  d^s  Hau: 
delsministerium  zur  Belehrung  der  Industriellen  kommen  lässt,' 
sie  werden  an  beiden  Enden  gestempelt  und  dürfen  nicht-  in 
Verkauf  gesetzt  werden.  ^    •  ^    .  ;.   ^  - 

Sehr  •  nachsichtig  beweist  sich  die  fränkische  Doutfne 
gegen- die  diplomatischen  Personen.  Alles  was  der  Gesandte 
od^  Geschäftsträger  bei  seiner  ersten  Ankunft  mitbrii^t 
oder  als  ihm  nachzusendend  ankündigt,  alles  was  er  in  der 
Folge  zu  seinem  persönlichen  (Gebrauche  bezieht,  4sfr  zollfrei.^ 
_  Die  bedeutendste  Zöllbegünstigung  besteht  für  havarirt^- 
Waaren.  Für  diese  wird  der  Zoll  in  xiem  Verhältnisse  öt- 
mässigt,  in  welchem  der  kurrente  Marktpreis  einer  gleichen 
nicht  havärirteii  Waare  zu  dem  ,durch-  die  öfiTeqtliche  Vor- 
Steigerung  erzielten  Erlöse  der  havarirten  Waare  steht. - 

Di^'Haverie  muss  durch  Sturm,  Schiffbruch  ^der  Sehet- 
terung  verussacht,  binnen  drei  Tagen  nach  der  Ankunft  de» 
Schiffes  angezdgt'und  gehörig  kon«tatirt  s^in.  Der  Verkauf 
muss  Behufs  der  Verzollung  und  innerhalb  "4  Wochen  erfol- ' 
gen,  und  zwar  unterMitwirkimg  des  Zolleinnehmers.  Der 
Zollverwaltutig  steht  frei  die  Waare  durch  Aufzahlung  .von' 
5%  über  das  Meistbot  -an  sich  zu  löSen.  Bei  Ormigen  und 
Citronen  ist  die  Nachweisung  der  Ursache  des  Verderbs  nach- 
gelassen. Öavarirte  Waaren  können  auch  nach  erfolgter  E^- 
klärung   znr   Einfuhrverzollung   wieder   ausgeführt   werden, 

'  Finaazxhifiister|alerlas8  vx)m  29.  Mai  1841... 
^  QeneraldirektioDBerlaas  vom  24^Febrüiir  lf~~ 


ebenso  ist  gestattet,  die  verdorbeneu  Theile,  statt  sie  lu 
vereollen,  absusoiidern  und  unter  umthcher  Aufsicht  lu 
vertilgen.  ' 

Der  Zucker  ist  von  diesen  Begünstigningen  ausgeflciilossen.' 
Waaren,  die  von  eiflem  Schiffbruche  herrühren,  werden 
wie  havarirte  behandelt;  vod  den  Gebühren  ftlr  die  Wiede^ 
ausfuhr  sind  sie  frei.  Ist  ihre  Wiederausfuhr  oder  überhaupt 
ihr  weiterer  Transport  ohne  bedeutenden  Nachtheil  für  den 
"EigenthUmer  oder  Assekurateur  nicht  ausfllhrbar,  so  ist  Uu 
Verkauf  an  Ort  und  Stelle  geslattet,  selbst  wenn  sie  in  die 
Reihe  der  verbotenen  Waaren,  oder  derjenigen  gehören,  la 
deren  Behandlung  das  betreffende  Zollamt  im  Allgemeinen 
nieht  ermächtigt  wäre.  Von  dem  Erlöse  aber  weist  eine 
alte,  noch  jetzt  geltende  Ordonnanz  vom  Jahre  1681  15*^ 
der  luvalidenkasee  der  Marine  zu,  vielleicht  ^n  Ueberresi 
des  alten  normaonischeo  iStrandrechties.  ^ 

Freisinnig  ist  auch  die,  fhinzOsiscbe  Verwaltung  hinadit» 
der  zollfreien  Einlkhr  zurAppretur  und  der  zollfreien  Au- 
fuhr  der  appretirten  Waaren  (importation  temporaire).  Ke 
Appretur  wird  von  ihr  in  einem  weiteren  Sinne  als  inin- 
dem  Zollgebieten  auf^efasst,  wo  in  der  Regel  die  Möglich- 
keit der  Fe5tbaltm:ig  der  Identität  des  ein-  und  des  aosge- 
rukrten  Gegenstandes  als  Bedingung  der  Gestattnng  betrachlei 
wird ;  sie  begreift  nämlich  darunter  auch  zahlreiche  Umwand- 
lungen von  Rohstoffen  in  Halb-  und  GanzfahrikatoL  *  Wenn 
flie  Frist  zur  Wiederausfuhr  eingehalten  und  oicfat  onterden 
Verhältnisse,  welches  das  Gesetz  zwischen  den  eingeftlbrttii 
und  auszuführenden  Mengen  bestimmt,  zurückgeblieben  läii 
sieht  die  französische  Verwaltung  in  einer  solche«!  Piooedu 

'  Qeselz  vvm  21.  April  18)6,  HiDisterialerlass    vom  3ft:  Jüd  W. 
Cirk,   vom   10,.  November  1829,   ^■  geptwabfr  1847»-27.    ~ 
'  Dekret  tobi  27.  März  J85i. 

•  Gesetz  vom  22.  August  1791. 

*  ÖMeB  TOm  5.  Jnli  1636.  ■ 
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nichts  Bedeiiklidie& ,  und  immentllch  in  den  letzten  Jahren  ist 
sie  in  solchen  BewiDignngen  aehr' willfiUirig  gewesen.  Es  dfirfen 
zoUfird  eing6fbhrt  werden:  Rohe  Fonlards  zum  Bedrucken, 
cr6p6s  de  chine  tarn  Bücken ,  Eisen  zum  OalFanisiren  ^  Eisen- 
Stangen  und  Bleche  zum  Bau  von  SchiflRsn  und  Dampfkesseln, 
rohes  Gusseisen  zum  Giessen  von  Maschinen,  Apparaten, 
Formen,  Zink  roh  und  in  Platten  zum  Walzen,  KupfercyUn- 
der  zum  Grayiren,  rohes  Blei  und  Zinn  zum  Umgiessen, 
Blei  zur  Umwandlung  in  Glätte  und  Mennig,  Reis  zum 
Enthülsen,  Oelsaat  zur  Oelerzeugung,  fette  Oele  zur  Rei- 
nigung, Senegalgummi  zur  Reinigung  und  Sottirung,  Krapp- 
wurzeln zum  Vermählen,  *  Korkholz  zu  Stöpseln  und  Soh- 
len, Strohhüte  zum  Appretiren  und  Gtfmiren,  Bretter  zur 
Verfertigang  von  Kisten,  Gebünde  zum  Aniüllen,  Talg  zur 
StearineiMngung^  Gretreide  zuin  Vermählen ,  roher  Weinstein 
zur  Raffinirung  und  Umwandlung"  in  Weinsteinsfture,  Jod  zur 
Raffinirung  und. Umwandlung  in  Jödkali,  Kali  und«Pottasche 
zur  Umwandlung  in  blausaures  und  Chlorkali.  ^  —  Zu  dn- 
eiuzelnen  Appretursbehandlungen  (im  engem  Sinne)  können^ 
ebenfalls  <nach  einem  Erlasse  der  gegenwärtigen  Regierung, 
die  Direktoren  ermächtigen.  ^ 

Auch    die    Ausfuhr    auf    ungewissen    Verkauf 
gegen  Sich^^ng  des  Rechtes  der  zollfreien  Rückkehr  der 


*  Ord:  Tom  13.  Mai  1837.  —  Ord.  vom  28.  Mai  und  23.  August  1841, 
'  —  Ord.  vom  21.  Mai  18^.  —  Ord.  vom  10.  März,  18.  Juli,  28.  Novemi 
g  b«r  1846  —  18.  Januar  und  U.  November  1847  —  2.  Februar  1848  — 
Dekröl  vom  5.  und  18.  December  1848  —  5.  Man  1849  —  17.  Juli, 
^  11.  August,  26.  September  und  23.  Oktober  1856. 
^  *  Er  betcug  der  Werth: 

'  der  eingenUirten.     der  wieder  aosgefülirten  Waaren 

1853  19,2MiU.Fr.  22,7  MiJl.  Fr. 

1854  16,2      ,         n  ^a      n         n 

1855  17.1     ,      ,  21-1     „       n 

Die  wichtigsten  Gegenstände  dieses  Verkefares  waren  in  der  Einfuhr : 
Getreide,  Roheisen,  Sesam,  rohes  Blei.  woAir  MeliJ.  Masehinen.  Sesam- 
n«*l ,  raffinirtes  Blei  ausgeführt  i«ur4«zi. 
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-Unverkauft  gebliebenen  Waaren  i^t  gestattet;  Die^äat^n  wei^- 
den  bezeiehnetMind  1)e8cfarieben,  auch,  nach  Umständen  Muster 
BUFttcfkbehalten.  Die  definitive  EintrittiBamtshändlüng  kann  nur 
b^rjenem'  Amte  erfolgen,  welches  die  Amtshandlung  üi  der 
Aüsfub"  vornahm.    Allein  auch  Waaren ,  welche  ohne  jene 
Yörsicfat  ausgeführt  wurden,  wird;  die  zollfreie  RückeinAihr 
•nicht  versagt)  we^n  sie  Zeichen  des  französischen^  Ursprungs 
.    an 'sich-  thigen^   bei  -der  nachfolgenden  Untersuchung  un- 
zweifelhaft als*  französisohe  Erzeugnisse  erkannt  werden  und 
mpe  Ausfhhr  und  die  Ursachen  ihrer  Wiedereinfuhr  €ds  dluy 
getban  erscheinen.  ^ 

•  Beim  Verkehr  mit  den  Kolonien-,  mit  Algi^  tind  Kor- 
sika ist  die' zollfreie' Zulassung  der  unverkauft  zurücklangen- 
den-Erzeugnisse  sogar  zur  Regel  geworden  und  vielfach  td 
die.  Befugnisse  der  Direktoren  übergegangen^  wäbr^d  sonst 
nur  die  Greneraldirektion  und  nur  ttber  das  Gutachten-  der 
Bxpertett  jies .  Hanäelsmiiiist^ums  entscheidet  ^  Uebep  die 
zofifreie  Zuladung  wiedereingeführter -Bordeauxweine  ent- 
säieidet  die-  Anerkeänung  einer  Jury  in  Bordeaux.  . 

..  Muster,,  die  mit  Losungsstämpel  versehen  sind,  kön- 
net innerhalb  eines  Jahres  wiedelrholt  über  Hauptzollämter 
ein-  und  ausgeführt  werden,  die  ursprüngliche  Deckungs- 
urkunde wird  beim  Ein-  und  Austritte  einfach  vidirfc^ 

Noch'  tiefer  in  die  Handelsverhältnisse  und  in  den  Staats- 
schatz eingreifend,  sind  die  Rück  zolle  und  Ausfuhrprä- 
mien. Derselben  geniessen  nur  jene  Waarenkategorien, 
für  welche  vom  Gesetze  ausdrücklich  Rückzölle  bewilligt 
sind,  und  nur  dann,  wenn  ihr  französicher  UrsjJrung  dü^ch 
Zeugnisse  einer  Fabrik  und  nach  Umständen  ducch  Vidirung 
de9  Unterprüfektes  konstatirt,  sie  bei  dem  nächsten  Amte  im 

m 

'  Mitiisterialerlaas  vom  27.  Augnst  1791,  Cirk.   vofia  10.  September 
1817,  14.  und  29.  Januar  1818. 

*  drk'  yoBi  27.  Dectniber  1850. 
»Cirk.  vom  %/A^tü  1818. 
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Ins  er]>  «erklärt  imd  revidirt,  hier  untier  nchemden  Verscbluss 
gelegt,  fth  gewisse  höh^r  gestellte  Grenzftmter  angewieaeo, 
znm  Austrittsamte,  an  der  iDneren  Linie  gestellt,  t^eim  Aua^ 
trittsatnte  an  der  äusseren  Linie,,  aQ.  welches  die  Anw^ung 
erging,  in  Ordnung  beAinden  Verden,  und  üir  wirl^licher 
Austritt  nuf  die  für  DurchAihrwaaren  Vprgezeichnete  Weise 
dargethan  wird.  Die  Waare  wird  yom  Innern  an, die  Grenise 
durch'  einen»  Pasaayant  begleitet,  der  alle  Daten  euthäJten 
muss,  von  denen  dßs  Auömass  der  Prämie  abhäogt.  {ter 
nach  Yorscbrift  bestätigte  Passavant.  mit  allen  seinen  Belegen 
gelangt  an  ^  die  Geueraldirektion,  welche  ebenfalls  nicht  iXa 
sich  allein,  sondern  nur  über  das  Gutachten  der  ExperteB 
des.  Handelsministeriums  ermächtigt  ist^  dem  -J&porteur  bfii' 
dem  von  ihm  bezeichneten.'  Amte  die  Prämie  anzuweisen. . 
DieWaaren,  .dei\en.«ine  Außfuhrprämie  bewilligt  wird^sind 
auch  vom  Ausftihrzolle  frei;  die  Prämie  wird  nur^  nach  d^* 
wirklieb  *  ermitt^ten   (nicht  nach    d6m  re<^nungsj;pässigen) 

•    •  •  • 

Nettogewichte  bezahlt.  * 

;  Prämien  sind  für  folgende  Waaren  bewilligt: 
-  1)  Für  Zucke)rrafifinate  und  Zuckerkandis,  d|e  von. aus-, 
sereuropäischem ,  .in  französischen  Schifren,  vor- längstens  vier 
Moqaten  eingeführten  Zuckermehl  iierrUhren.'  Die  Pjrämie 
richtet  sich  nach  dem  Zolle  des  Rohstc^es.  75  Kilogrammas 
Melis  oder  ^Kandis;  78  Eilogrammes  Lumpen  oder  gedeckter 
Zucker  [von  weisser  Nuance)  werden  für  .100  Eilogramip^ 
Zuckermehl  gerechnet  Die  Rafiinate  müssen  in  Broten -be: 
sieben,  ader  4er  S^ncker  muss  unter  amtlicher  Aafsicbtge« 
stossed^  ifirorden  sein.*    ^  .     • 

2)    Fü^   Baumwollgarne    und    Bauniwollgewebe ;  .  jdio 

.  i.QeaetB  vom  21.  Apiil  1818,  Ord.  Tom  23.  S^tember  1^8,  G€»ets 
vom  lt.  Mai  1826,  Örd.  vom  26.  Juli  1626,  Cirk.  vom  X  Joh  und 
17.  September  1849,  Dekret  vom  15..  November  1852,  Minlsterialerläss 
vom  2.  Februar  1853»  • 

^  Gesetz  vom  27.  H&rz  1817,  18.  Juli  1837,  3.  J^i  1640,.3.  Au- 
gust 1853,  28.'Jiilü  1856. 
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RrOmie.  bestdit  in  1t&  Fr.  tOt  ItK)  'Kilogrammes.  Es -tat  ^ 
istaltel,  steitt  bei  eiiiem  Zollamte,  bei  d^  MimizipalHät  stt  er- 
klären ,  wdcfae  bei  deF  PrOfimg'  und  Expedition  unter  Beitath 
.des  EoUeginioiß  der  Prud'hoäimes  irorgebt  ^'^       • 

3>  Für  Wollengame  und  Wöllengewebe.  Die  Prtknie^ 
«ind- vec8chie(}en  nach  deju  Preise  des  Fabrikates  und- nach 
Qer  geringeren  oder  grösseren  B^imiichiing  von  luidem  We 
bematerialieif .  Die  hieri^us  sich  ergebenden-  Unterschiede 
sind  böchst'bedeutend.  So  z.  B.  können  bei  Garuen  die  Prä- 
mira,  je  .nachdem  die  Trolle,  entfettet  oder  nicht  ^ntfi^ttet  ist, 
'und  der  Werth  1  bis  ey^  Fr.  für  das  Eilogi'aram  beträgt, 
TOn  32  bis  100  Fr.,,  bei  Geweben  von  25  bis^  150  Fr.  flir 
ipp  Kilogramme  wechseln.  Wenn  ea  det  Raum  g^tattete, 
wäre  ed  interessant,  die  lange  Reihe  von  Abstufungen  und 
üntertbeilungen  hier  darzustellen,  nach  welchen  die. Grösse 
der^Präoöie  sich  richtet;  sie  lieferten  einen  neuen  Beleg^  fbr 
die  Tor  keiner  Schwierigkeit  zurückschreckende  S^isleousi- 
rungs-  und  Eintheilungssucht  der  französische^  ZoUgesets- 
gebung,  und  noch  dazu  wurden  die  Bestimmungen  über  die 
Prämien  der  Wollengame  und  Wollenwaaren  erst  dieses 
Jähr  .einer  vereinfachenden  Reform  unterzogen.  ^. 
*  -4)  Für  Seifen.  Es  wird  unterschieden,  ob  «sie  vorzug» 
weise  aus  fetten  vegetabilischen  Oelen  oder  aus  thierischen 
Fetten,  oder  aus  diesen  In  Mischung  mit 'Kokosnuss-  und 
Balmöl  erzeugt,,  ob  sie  rein  oder  mit  Harzen  gemischt  .sind, 
hiernach  wechselt  die  Prämie  von  8  bis  17*4  ^'  ^^  ^^ 
Kilogrammes.  Seife  aus  Kokosnuss  -  oder  -  Palmöl  allein, 
dann  solche,  die  mehr  als  25%  Wasser  oder  2%  unlösliche 
Stoffe  enthält,  ist  von  der  Begünstigung  ausgeschlossen. 
l(äB  sieht,  die  Prämie  wird  auch  im  Interesse  d^. Hand- 
habung einer  Qualitätenordnung  verwendet.  ^' 

*  OcseU  vom  28.  Juni  1^3. 

'  QeseU  vom  2,  Jali  1836,  Dekr.  vom  19.  Jan.  And  Gm.  vom  26.  JaH  1856. 

'  dMU  vom  It  Jon!  1845. 
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6) .  Für  raffinirtaii  u^d  sQblhDirteB'43eiiwefel ,  für  Salpeler: 
und  Bebwefßlsäu».    Bie  Prämie  ricl)tet  sich  ,Qäcb  .deiA  Zolle 
dea  Schwefels  tmd  jStUipeteni,  dem«  geMtzUcl)  angeBommeoeti 
VerhältnisiBe  des  Produktes  zum  Rohstoffeund.  dem  Giadr 
der  Eoncentration  der  Säuren^  V 

6}  Fttr . gesalzenes  Fleisch  und  , gesalzene  Butter..  Die 
Prämie  richtet  sich  nach  der  Eonsumtionsgebühr  l&r-  Sah 
und  der  gesetzlichen-  Annahme  d^r  Mengendes  Verwendet^ 
Salzes )  sie  ist  darum  grösser,  wenn  die  Ausfuhr  naph  entfern-, 
ten.  Ländern  gerichtet  ist^  für  welche  ilie  Gegepstände  des 
langen  Transports  wegen  stärker  gesalzen  ^werden  müsseti.^ 

7)  ß'üx  Ammoniaksalze  «und  andere  .chemische  Produkte, . 
die  aus  dem  Eochsalze  gewonnen  werden  (z.  B.  Soda,  röh 
und  kryatallisirt,  Glaubersalz,  Sodasalz,  Sabssäur^,  Chlfsr-. 
kali,  Bittersalz),  nach  der  Grösse  der  Eonsumtionaabgc^ 
filr-4as  Salz  und  der  .von  der  Chemie  gegebenen  Menge  de» 
im  Produkte  enthaltenen  ,Natrons  oder  Chlors..  So  z.B.  wer- 
den. 100  EiL  Ammeniaksalz  als.  ein  Aequiralent  fthr  IQO 
KU.  t^oehsalz  betmcbtet^  -  ;  ,^ 

8)  Für  massive  MöbeL  aus.  Acajou  :und  Nussj^um ,  ,be^ 
arbeitetes  Blei,..Eupfer,  Messing,  bearbeitete  FeUe,  nach. dem 
Z6Ue  des  Rohstoffes  und  dem  gesetzlich  angepommento  Ge- 
wicl^erhältnisse  desselben  zum  Fabrikate^^ 

9)  Für^appretirte  Stroh-  und  Bastfaüte,  die  nicht  lü  de» 
gaaz  gemeinen  gehören ,  nach  dem  Betrage  des  fUt  daa  Stückr 
entfollendeA  £inAihi»)lles  auf  rohe  Hüte.  ^ 

<  G«siBtiTomi0:1llt^iei9,  Ord.-Yom20..Se>t.i623iuicri^.Ottl(l!^ 
Dekret  yoin  1^.  AagQBt  1654,' Qeaetz  Tom  26,  Juli  ia56. 

.^  Gesetz  yom  7.  Juni  1S20,  Ord.  vom  2%,  Jloni  1820  \md  28.  Juli 
1840,  Deklre^  voo^  11,  Juni  18^.  r-  Ord.  vom  13.  Jnli  1826,  Cheseiz  vom 
17.  Mai't82e..    .  .  . 

^  Ozd.  vom  13,  JuH  1826,  Giesetx  vxm  17.  Mi^  1826^  D^kxti  ^cft» 
11.  Japiiar  1849. 

*  GfiseU  vom  7.  Juai  1820,  17.  Mfti  1836,  2.  JhU  1836,  9.  iimi  1845s 
Ord..  vOiB  4.  Januar  1848.  .      '   .^ 

»  GeMta  Tom  6.  Juli  1838.  .  . '      • 
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V.*  40)  Fttr  Behi&dcimpfinQsdiinen  als  llttokzötl'  für '  das 
daMi:*  verwendete  Gusdeisen:  -  Jede  ;PfetdekrafE  Tfird  Ät 
500^^1.  Gewicht  bereeh&et,  hr  100  KQ.*^  HOckzoU  von 
ß  Er.  40  Cent,  .bewilligt.  *       '    '\    -    'v-     '  -  "•  '     •       • 

11)  Für  französische  Dampftnaschjnen )'  selbst  w'tan  sie 
nur  im*  internationalen  Verkelir.  zwischen  iTranj^peich  und 
andern  Jjftqflerü  verwendet  werden,  33  %  vom.  Werthe.*  .• 

la)  Für  betegte  und.unbelegte  Spiegelpjatten  1  Fr.^för 
10  ,Decimetres  Oberfläche^ ..  -      '^  ■ 

FÜ^  Glas  und  Glaswaaren    3,20  Fr.  )    •  ■    -      ->  - 

-:  •  Für  künstliches  ultramarin  11  Fr.  j  -  ^^  ?^*  . 
-Es  ist-  klar,  dassjbei  vielen  dieser  Waartn  "die  PrüAing, 
ob  sieV^irklich  in  den  certificirenden  Fabriken,  äoa  den  an- 
gegebenen  Stehen  .erzeugt  worden  sind  und  ob  die  Angabe 
d^  Bestandtheile  und  Preise,  nuf  welche  si<5h  die-  ßemes- 
sung  der 'Prämie  gfündetj  richtig  sei,  von  besonderer  ädiwie-' 
rigkeit'ist.  ^Jtfan  such^  diese  dadurch  zu  vemrinderR^  dass. 
theils  ^wie  2.'.B..beiln  Zucker)  sehen  das  Ur^prungszeugniss 
zum  Gegenstande  der  Prüfung  durch  eine  besondere  Jury 
•gemacht  wird,  theHs  Proben  und  Muster  der  Waare,'  hin- 
ttchts  der  Uebereinstimmung  tnit  letzterer  durch  die  Äemier 
bescheinigt,  zur  Wahrung  ihrei"-  Identität  mit  Siegeln,  der 
Aemter  und  Prämienwerber  versehen ,  zur  Prüfung  an  die  Ex- 
pertenkommission des  Handelsministeriums. gesendet  werden. 

Das  Erkenntniss  *der  letzteren  ist  für  die  Verwaltung 
wie  für  die  Parthei  in  allen  Beziehungen^  massgebend  and 
inappellabel;  ob  infallibel  ist  freilich  eine  andere  Frage,  und 
wenn  man  z.  B.  die  Vorschrift  aus  neuester  Zeit  liest,  dass  die 
(Jammuöter  stets  in  gleiclier  Lahge,  auf  gleiches  Papier,  mit 
gleichen  Bindfaden  aufgeheftet  zur  Prüfung  eingesendet  wer- 
den sollen,  so  dass  man  nicht  durch  äussere  Keiuiaeichen 

.;•  Gesetz  vom  5.  JhH  1836. 
"'  Gcsete.vom  6.  Mai  1841. 
*  Dekret  vom  15w  Deocmber  1848.  - 
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SU  unterscheiden  yennöge,'  von  /wetehem  Exporteur  sie  dem 
Amte:  vorgelegt .  worden  seien  ,"^  so  tauchen  mannigfadie 
Zweifel  t^ber  die  Motive  auf,  die  manchmaLbei  der  Expeis 
tenkommission  entscheidend  sein  u^em.  Und  doch,  sind  es 
einige  vierzig  Millionen  Franks,  die  gegenwärtig  j&hrlich 
auf  Prämien  verausgabt  werden.  *    • 

. "       '      ■ 

4.  iravigaUotis  -  und  Seesamtätsgesetze.  Xalonien. 
Gronse  Fischerei    AnsnahmsbestiniTninigciL    Ende]> 

-gebnisse. 

Das  firanzösisehe  Zollgesetz  wird  vollendet  ^urch  die 
Navigations^  and  Sanitätsgesetze,  die  Bestimmungen 
über  den  Verkehr  mit  den  Kolonien  und  die  P.rä- 
mien  für  die  grosse  Fischerei. 

Ausschliesslich  den  französischen  Schiffen  ist  die  Cabo- 
tage  zwischen  französischen  fiäfen  vorbehalten;  die  jetzt  und 
bis  Ende  1857  bestehende  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Ge- 
treideschiffe ist  eine  temporäre.  Das  Gesetz  vom  21.  Sep- 
tember  1793,  welches  jeden  Verkehr  mit  der  Fremde  ausser 
auf  Schiffen  Frankreichs  und  des  Erzeugungslandes  unter- 
sagt,  wird  zwar  nicht  gehandhabt,  ist  jedoch  nicht  ausdrück- 
lich aufgehoben. 

Pn  Schiff  wird  nur  dann  fUr  ein  firanzosisdies  gehalten^ 
wenn  es  wenigstens  zur  Hälfte  Franzosen  gehört  und  dessen 

•  Cirk.  ^m  5.  August  1851. 

'  £b  wonlen  an  AuBfuhrprämien  bezahlt: 


Zusammen 

bierunter  für  Zucker    .     .    .    .     .    . 

Wolkädgespinnste  und  -Gewebe  .    . 

Baumwollgespinnste  und  -Gewebe  . 

Seidengespinnste  und  -Gewebe   .    . 

Schiffsdampftnaschi  n«i  . 

Erzeugnisse  mit  Benutzung  von  Kochsalz 
Hock,  Pinanzverwaltung  Frankreichs.  20 


1854 

1855 

(Millionen 

Francs.) 

34,0 

41,9 

22,2 

27,3 

7,6 

9,5 

1,7 

2,3  . 

1,0 

0,8 

0,4 

0,7 

o,a 

0,8 
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Offiziell  80wi€k%  der  Mannschaft  Fraozoflen  aisd.  ^  Die  weitere 
BedtammuDg ,  dass  das  SdiiS  in.'Frankreicb  gebaut  oder  als 
gute  Prise  erklftrt  oder  wegen  OeoetzeBübertretung  kqnfiscirt 
sein  müsse,  dürfte  duroh  die  für  die  Zeit  vom  17.  Oktober 
1865  bis  17.  Oktober  1857  eriaubte  Eänftahr  fremder  Schilfe 
vorläufig  ausser  Wirksamkeit  getreten  sein.^ 

Die  einheimischen  Schiffe  sind  vor  den  fremden,  al^;e- 
sehen  .von  den  Differenzialzöllen  zu  Gunsten  .der  durch  die 
erstioren  eingeführten  Waaren,  durch  die  Verschiedenheit 
der  Tonnengebühr  und  aller  sonstigen  Schififfahrts-,  Hafleii- 
und  Quarantaineabgaben  begünstigt '  Ja  selbst  in  don  Sani- 
t&tsYÖrscIiriften  liegt  indirekt  eine  Belustigung  -  der  fhuiaö- 
osäien  SchiflEährt,  indem  alle  jene  Schiffe,  für  welche  die 

*  Gesetze  vom  21.  September  1793,  27.  vend.  an  IL  (19.  Oktober  1793), 
a  Juni  1845. 

^  Dekfete  vom  17.  Oktober  1855  und  8.  Oktober  1866. 

*  Eb  betrairen :         Die  Tonnen-    Die  Hafsn-    Die  Eipedltloiie-   Peei  bei  4tr 

gebühr.  gebühr.  t-*.-»--»  ak#.k^ 

"Pr.  per  Tonne. 
Für  fremde  Schüfe.  2*/,       DieH&ifle. 

Für  fransöfrische  Schiffe  in  der  Regel  nichts, 

(bei  der  Ankunft  aus  Grross- 
britannien  und  dessen  euro- 
päischen Besitzungen  1  Fr. 
für  die  Tonne). 
Schiffe  en  i^Mche  forc^e,  die  keine  Handelsoperationen  vornehmen, 
sind  allgemein  frei.    Gegenwärtig,  während  der  Zeit  der  TheueruAg,  neh- 
men auch  'Getreideschiffe  an  dieser  Befreiung  Theil. 

Die  Gebühren  für  den  Gesundheitspass  bei  Abfahrt  der  SchiffiB,  die 
Pässe  der  Passagiere,  die  Yidirung  des  Sanitätspasses  bei  .dan  Schiffen  cn 
reläche,  die  Untersuchung  und  Entscheidung  über  den  Gesundbeituustand 
der  ankommenden  Schiffe  sind  für  fremde  Schiffe  um  die  Hälfte  höhar 
als  füi'  einheimische. 

In  den  Gebühren  für  Reinigung  der  Schiffe  und  die  Quarantäne  der 
Personen  ist  ebenfalls  ein  Unterschied  zu  Ungunsten  der  Fremden;  nur 
die  Gebühren  für  Reinigung  der  Waaren  sind  ohne  Rücksicht  auf  die 
Nationalität  der  Schiffe  bemessen. 

yergl.  Tarif  des  droits  de  navigation  et  des  droits  sanitairee.  Paris. 
1854.  4r.  Die  Sanitätstaxen  sind  durch  daS'  Gtseta  vom  k,  Juni  1853  neo 
geregelt  worden. 


kosten. 

Abfehrt. 

Fr. 

Pf. 

18-36 

1 

2—15 

•/, 

0n  manehen 

Fällen  nichts.) 
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Befreiang' -von  der  BeibriDgang'  eines  Gesondbeitspasses  i^ 
Regel '  BusgeBprochen  i8^  ihrer  BeetiininuDg  naeh  (äst  aua- 
scfaliesfend  nur  fransöeisehe  sein  können  (Schiffe  in  Gabo^ 
tage,  SeHiffa  in  kleiner  oder  grosser  Fiscberei,  Schiffe,  der 
Loötsen,  der  Zoll-  ond  dei;  Küsten  wache),  und'faat  ausschliess* 
lieh  Zeugnisse  französischer  Konsularagenten  verlangt  werdeii.^ 

Der  Handel  zwischen  Frankreich  und  den  französisoheh 
Kolonien  ist  nur  franiösischen  Sdiiffen  gestattet,  ja  auf  de& 
Antillen  ist  selbst  die  unmittelbare  Einfuhr  vieler  Waaren 
aus  Europa;  und  den  Ländern  'des  Mittelmteres  nur  auf  fran- 
zösischen Schiffen  erktubt       ^. 

Die  Erzeugnisse  des  Mutterlandes,  sowie  die  in  densel- 
ben verzollten  Waaren ,  und  die  Gegenstfinde  deir  Ausrüstung 
und.  des  Proviants  der  kansportirenden  Sclnffe  sind  bei  der 
Abfahrt  aus  dem  Mutterlande  wie  bei  der  Einfuhr  in  die 
Kolonien  sspUf^L^  Die  Verbote  der  Ausfuhr  aus  dem  Mut- 
terlande  haben  ttif  den  Verkehr  mit  den  Kolonial  käine 
Gültigkeit^  Die  Begünstigungen  des  Verkehrs  nach  den 
Kolonien  gehen  nicht  verloren,  wenn  auf  d^  Fahrt  dahia 
an  Zwischenorten  unter  konsularamtUcher  Aufsicht  und 
Best&tigung  Waaren  ausgeladen  und  andere  mit  den  nach 
den  Kolonien  verfllbrten  nicht  gleichartige,  zugeladen  wer- 
den. ^  Die  Erzeugnisse  der  Kolonien  sind  für  die  Fahrt 
ins  Mutterland  ausgangszollftei  und  die  wichtigeren  der- 
selben sind  in  diesem  eingangszollfrei  oder  im  Zolle  .be- 
günstigt Die  Ausführ  derselben  in  andere  G^enden  war 
ursprünglich  g^ü:^ch  verboten,  aber  auch  jetzt  ist  sie  noch 
vielfach  ersdiw^  und  bestehen^ mehrere  Ausfuhrverbote,' 

.  *  Geaetz  Tom  3.  Härs  1832,  Ord.  vom  7.  August  1822. 
»  Gesetz  v<wn  17.  Juli  1791.^ 
'  GeseU  vcm  3.  September  1793.  . 

*  Qesets»  voia.21.  April  1818,  Geueraldirektionserlasae  vom  15.  Ja? 
nuar  1824,  30.  Mai  1835,  3.  und  28.  December  1839. 

*  Allgemeine  Vorschriflen  über  den  Verkehr  mit  ^en  Kolonien : .  Gesetze 
vom.  17.  JuH  1791,  3.  September -1793,  21  Äprü  1818,  27.  Juli  1822, 
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Di^  Antillen  äorfen  bI66s'Tafia  und  G^rup,  die  Besitstingmi 
am  Saiegat  bloss  Günuhien  in  die  BVemd^  absetaen,  *la 
Rennion  darf  Zubker,*Käffee^  Banmwolle  nur  nach  tVankreieh 
vefkanfeil.  ^  Jede  Kolonie  hat  ihren  eigenen  ZoUtlarif;  Ein- 
flührrerbote  haben ,  einige  polizeiGche  an^genonahien ,  in  dem- 
selben nicht  Platz.  vi- 
-  *  Auch  cli€^  Zölle  sind  dort,  ausgenommen  fbr  gewisse 
Naturprodukte,  niedriger  als  it  Frankreich:  In  den.  Ostindi« 
sehen  *Besitzungen  Frankreich»  herrscht  yollkommene  Han- 
dels- und  ZoUfreifaelt!  Die  Folgen  treten  sichtlich  herVor. 
Der  Werth  des  Handelsverkehrs  beträgt  18  Millionen  Fr^ 
und  diese  Kr>1oni^n  sind  die  einzige,  welche  nicht  nur  ihr 
^Budget  (1,250,000  Fr.  jdes  Jahrs)  selbst;  ohne  UnterstOtzimg 
Tom  Mutterlande,  aufbringen,  sondern  sogar  einen  .Ueber- 
schuss  an  letzteres  abführen.  Eben  so  sind  Gorea,  an  der 
W^tkttste  AfHka's^  die  Marquesasinseln ,  «TaDfÜ  *  und  die  an- 
dern französischen  Dependenzen  in  Australien  als  Freihafen 
erklÄrt 

Die  grössten  Verkehrsbeschränkungen  herrschen  ^in  den 
Besitzungen  am  Senegal.  Sowohl  die  Ein-  als  die  Ausfuhr 
darf  bloss  auf  französischen  Schiffen  stattfinden ;  die  blauieo 
ostindischen  BaumwoUtticher  (Guinea's^  —  wir  erwähnen 
den  Umstand  als  ein  sprechendes  Zeugniss  g^en  die  soge- 
'  nannte  Eolonialpoiitik  --*  dUrfen  selbst  aus  den  ostindischen 


17.  Mai  1826,  RegierungsbeschluBS  vom  6.  therm,  an  III.  (TA,  JoH  1795), 
Ord.  vom  22.  Oktober  1817,  26.  Juni  1842*  2.  December  1843.  SperfeUe  Vor- 
sduiften:  fiir  die  Antillen:  Gesetz  vom  12.  Juli  1887^  30.  Januar  1856; 
Guyana:  Gesetz  vom  17.  Mai  1826;  Bourbon:  Ord.  vom  18.  Deoember 
1839;  Indien:  Cirk.  vom  23.  April  1818;  Oceanien:  Ord.  vom  28.  April 
1843;  Afrika:  Ord.  vom  26.  August  1838,  28.  Mai  und  1.  September 
1843,  Gesetz  vom  6.  Mai  1841;  Gorea  insbesondere:  Geeetz  tooi  8.  Fe- 
bruar'l852;  8t  Pierre  und  Miquelon:  Cirk.  vom  5;  Februar  ISli, 
Ord.  vom  26.  Juni  1B42. 

*  Ord.   vom  5.  Februar  1826,  31.  August  1838,  18.  Oktober  1846, 
Gesetie  iom  12.  Juli  1837  und  24.  April  1845. 
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Besitzungen  Frankreichs  nur  über  Frankreich  und  s  de^n 
EiitrepdtB  dahin  eingeführt  werden. '  . 

Ausnahmen  erleiden  die  SchifiGTahrtsbeaüAHnungen  durch 
die  Handels-  und  Schifffahrtsverträge.  Durdi  den  -^ 
eine  Yölkerrechtliche  Anomalie —  noch  Ämilier  als  b^tehend 
anerkannten  Bourbon'schen  Familienvertrag  vom  15.  August 
1761^  iät  die  spanische  Flagge  ^er  französischen  gleichgestellt. 
—  Die  unter  englischer  Flagge  aus  England  und  dessen  eu- 
ropftischen  Besitzungen  eingeführten  Wahren  werden  ohpe 
Rücksicht  auf  ihren  Ursprung  so  zugelassen,  als  wenn  sie 
auf  i^nzösischen  Schiften  aus  europäischen  Entrepöts  kämen; 
ebenso  können  Schiffe  dritter  Nationen  aus  England  utid 
dessen  europäischen  Besitzungen  nach  Frankreich*  auch  aus- 
sereuropäische  Erzeugnisse  zur  Verzollung  einführen^  in  den 
Kolonien  werden  englische  Schiffe  in  allem  den  französischen 
glöichgehalten.  So  werden  gegenwärtig,  nicht  ohne  EinflusB 
d6r  politischen  Allianz^- die 'Bestimmungen- des  Handels-  und 
Schifffahrtovertrages^  vom  26.  Januar  1826  äufgefa^st.  — 
Durch  den  Vertrag  mit  Holland  vom  25.  Juli  1840  und'^^t 
Belgien  -vom  27.  Februar  1854  ist  den  Eolonialwaaren  auch 
auf  der  Grenze  längs  des  Rheines  und  gegen  Belgien  d^ 
Eingang  zur  Verzollung  und  zur  Durchfuhr  geöffhßt^  und 
sind  namentlich  .durch  den  letzterwähnten  Vertrag  die  Hau- 
delsrerhätnisse  beider  Nationen^ mittelst  einer  grossen  Reihie 
tiefgreifender  und  ausschliessender  Zollermässigungeu  und 
Verkehrserleichterungen  enge  aneinandergekettet  worden.'-^ 

Noch  weiter  in  gleicher  Richtung  wie  die  Verträge  mit 
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*  Gesetz  v<Hn  8.  tlor.  an  XI,  Ord.  vom  18.. Mai  und  1.  Sept  1843. 

'  Durch  den  Vertrag  mit  Belgien  sind  im  Zolle  begünstigt:  Kalk, 
Dacbaiegel,  b^uene  Steine,  Hopfen,  gemeine  Strohhüte,  feine  Strohge- 
flechte, Steingut,  Spiegel  grosse,  Leinengame,  Leinenwaarefi,  einige  wenige 
Baumwollwaaren,  Papier  und . Pappendeckel,  Buchdruckerschwürto,  Buch- 
druckerlettem ,  gestochene  Kupferplatten  (für  Kunstdrucke),  Bücher,  Bil« 
der,  Landkarten,  Noten.  Die  Zollbegünstigungen  für  Holland  umAissen 
bloss  Bleiweiss  und  Küse  (de  pi|e  dure). 
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England  und  Bellen  gehen  j^ene  mit  Sardinien  rom  5.  No- 
vember 1850  und  20.  Mai  1855.  ^  -  Andere  Ha^delayerMIge 
stellen  iii-  der  R^el  nur  ipi  direkten  Verkehre. aus-  deia  be- 
treffenden Ländern  tiacb  Frankreich  die  beiderseitigen  Flaggen 
gleieh  tind  betreffen  nur.  die  Scbifffahrts-,  nicht  die  ZoU- 
gebtfluren;  '^  .• 

•  €^z  in  eptgegengesetzter  Richtung  berühren  die  «abl- 
reichen  Verträge  über  die  gegenseitige  Sicherung  des^  litte- 
rarischen Eigenthuins,  welche  Frankreich  in  den  le&ten 
Jahren  geschlossen^  insoweit  sie  hier  in  fietraeht  kommeo, 
bloss  die^Zollverhältnisse,  indem  sie  die  Zölle  für  Bttcher, 
Bilder,  Musikalien ,  Karten  der  Vertragsstaaten  bedeuteod 
ermäsaigen.  —  — 

.  Französische  Schiffe,  die  zur  grossen  Fischeirei  be- 
stimmt, sind ,  geniessen  ausser  der  Zollfveiheit*  für  das  bot 
Eänsalzung  bestimmte  Salz  und  der  zolifceien  Zulassung  ijbrer 
Erzeugnisse,  bedeutende  Prämien.  Dieselben  sind  durch  das 
Oeseta^  Vom  22.  Juli  18^1  bis  30.  Juni  1861  geregelt  ^  Als 
grosse  Fischerei  wird  jene  des  Eabliau,  des  Wallfisches  und 
des  Pottfiscfaes  in  höheren  nördlichen  oder  südlichen  Breiten 

angesehen. 

Die  Prämien  für  den  Kabliaufang  sind  doppelter  Art: 
für  die  Ausrüstung  mit  15  —  50  Fr.  für  Jeden  Mann  der 
Equipage  über  25  Jahre,  je  nachdem  die  zurUekzulegend^i 
Entfernungen  und  die  Dauer  der  Abwesenheit  geringer  oder 

*  Die  Zollbegünstigangen  umfassen:  Maulthiere,  Schaf-  und  Ziegen- 
feile  u.  dgl.  Käse  (weisse,  de  pftte  möUe),  Fische,  marinirt  und  in  Oel 
eingelegt,  Olivenöl,  Citrouen,  Orangen,  Carobben,  andere  SüdfHiehte 
frische,  Reis,  Seidencocons,  Seide  roh,  Seidengaze,  Korallen  geschnittene,^ 
8(1^1  und  Bleiweiss. 

'  Solche  Vertrage  bestehen  mit  Neapel,  Portugal,  Knssland  (die  Gleich- 
stellung der  Flagge  beschränkt  sich  auf  die  Einfuhr  aus  der  Ostsee  -aiid 
dem  weissen  Meer),  Brasilien  und  den  meisten  anderen  Stuften  Sfld-  und 
Mittelamerika's. «  ' 

'Behuft  der  Ausführung  des  Gesetzes'  wurden  die  Dekrete  Tom 
20.  August  und  29.  December  1851  erlassen. 
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grösser  sind,  und  für  die. Ergebnisse  des  Fischfiangs  mit 
12  bis  20  Fr.  Air  das.Quiniid,  je  .nachdem .  die  Fische. an 
nähert  oder  entferntere  AbsateoKtte  ausser  Frankreich  ge- 
bracht werden. 

Die  Prämien  für  d^  Wallfischfang  betragen  46,-r  70  Fj?. 
für  die  Tonne  bis  zum  Maximum,  von  500  Tonnen ,  je  nach- 
dem die  Mannschaft  nur  zum  Theile  oder  ganz  aus  Franzosen 
besteht,  und  in  einer  weitem  Prämie  von  24  Fr.  für  die 
Tonne  bei  einer  gemischten  und  von  50  Fr.  bei  einer  gftnz 
französischen  Mannschaft,  wann  eine  Schififahrt  von  ?¥enig- 
stens  16  Monaten  nachgewiesen  wird ,  doch  muss  der  Ertrag 
de&  Fischfangs  wenigstens  die  Hälfte  der  Ladung  bilden.  End- 
lich, bekommen  jene  Schiffe,  die  s^ßh  ausschliessend  pder  in 
Verbindung  mit  dem  Wallflschfiemge  mit  der  Jagd  des  Pottfisiches 
im  stillen  Meere  jenseits  28^  nördlicher  Breite  beschäftigen, 
eine  Prämie  von  15  Fr.  für  jedes  Quintal  Thran  und  )V^allrath. 

Die  Pfränue  wird -nur  nach  vorausgegangener  kautiQni|ter 
Erklärung,  sich  den  vorgeschriebenen  Bedingungen  unter- 
werfen zn  wollen,  nach  genauester  Untersuchung  der  Mann- 
Schaftszahl,  des  Baues  und  der  AusrUstungsgegenstände  d^ 
Schiffes,  welche  alle  numerisch  genau  ausgedrückten  Be- 
Stimmungen  entsprechen  müssen,  unter  sehr  genauen  Eon- 
trollen über  die  Fahrt  selbst  und  nach  strenger  Prüfung  der 
Ladung  der  zurückgekehrten  Schiffe ,  namentlich  auch  in  Be- 
treff der  Güte  der  Waaren  ertheilt*  Wer  sich  nicht  unmit- 
telbar  an  den. Ort  seiner  Bestimmuikjg  begibt,  nnd  wer  mit 
fremden  Schiffen  Gesellschaft  schliesst  oder  ihnen  ihren  Fang 
abkauft,  bat  die  Prämie  unwiederbringlich  verwirkt  .  Früher 
war  auch  verboten  j  bei  der  Ausfahrt  andere  Ladung  an  Bord 
zu  nehmten,  jetzt  ist  es  erlaubt,  wenn  dieselbe  für  Si  Pierre 
und  Miquelon  bestinmdt  ist  und  nicht  so  viel  Bäum  einnimmt, 
dass  sie  dem  eigentlichen  Zwecke  des  Schiffes  schadet^ 

'  1854  waren  382  Schiffe  mit  11,060  Mann  Equipage  im  Kabliau- 
fang  beschäftigi.    Der  Ertrag  Uires  Faogs  wacen  386,000  metr.  Qointal, 
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•  Ungeachtet -aller  dieser  Begünstigungen  *  fbr  die  franai^ 
sielcfaeH  Schiffs  und  die  französischem  Schifbleute  übertreffen 
die  in  den  Icanzösischen  Hftfen  verkehrenden  fremden  Schiffs, 

■ 

wenn  man  die  kleine  Cabotage  abr^hnet,  die  französischen 
Schiffe  nach  Zahl  und  Tonnengehalt,  wie  folgende  Tabelle 
zeigi^  (wo  nur  die  beladenen  Schiffe  aufjg^ommen  und. die 
SchifflB  und  Tonnen  in  Tausenden  ausgedrückt  sind):- 


'1 

• 

* 

1855 
1854 
1853 

: rf_* . . 

Eingang. 

■  1 f                   I 

Ausgang. 

Pfantösitche 

•    Fremde 

ZuMmmon 

französische 

Fremde 

Zusammen 

^4 
i 

S 

c 

§ 

1 

e 

•1 

2,054 
1,607. 
1,685 

i 

23,0 
20,3 
20,8 

c 

1 

3,302 
2,739 

2,7^ 

4 

5,-8 

■5,7- 
6,6 

• 

1 

934 
797 
796 

■ä 

i 

8,0 
7,9 
8,9 

-  8  • 

§ 

• 

1 
2,031 
1,856 
1,855 

9,6' 
9^3 

,9,2 

1,248 
1,132 
1^066 

13,4 
11,0 
11,6 

1,097 
1,060 
1,058 

13,8 
13,6 
15,5 

Einem' besondem  Regidie  unterliegen  Algier  und  Eor^ 
sika.  Die  französischen  Zollvorschriften  und  Zollsätze  gelten 
zwBr  auch  füt  diese  Länder,  und  sie  werden  als  TheHe  des 
französischen  Zollgebietes  betrachtet ,  ^  allein  es  gibt  manche 
Beschränkungen  des  Verkehrs  zwischen  ihnen  und  dem  Mut- 
tieärlande,  und  mannigfache  günstigere  Bestimmungen  fllr  ihre 
Eijlfulir  aus  der  Fremde. 

Während  alle  in  Frankreich  erzeugte  Waaren  in  Algier 
zollfrei  sind,  geniessen    nur  wenige  ganz  charakteristische 

hieton  wurden  327,000.  nach  Frankreich  geführt,  und  aus  dessen  Häfen 
wurden  36,000  Quintal  wieder  ausgeführt.  Vom  Wallfisch  -  und  Pottfisch- 
fang  waren  sogar  nur  6  Schiffe  mit  einer  Bemannung  von  151  Mann  und 
einer  Ladung  von  14,600  Centner  Thran  und  Walirath  zuruclLgekehrt. 

1855  waren  diese  Zahlen:  352  Schiffe  mit  9476  Mann,  eineor  Ertrage 
^lOD  372,000  Quintal,  einer  Einfuhr  nach  Frankreich  von  271,000  und 
einer  Wiederausfuhr  von  64,000  Quintal  für  den  Kablianfang,  und  3  Schiffe 
mit  101  Mann  und  einer  Ladung  von  4,800  Quintal  für  den  WaU-  and 
Fottfiechfang.  Für  1856  scheinen  die  Verhältnisse  sich  etwas  günstiger 
m  gestalten.  Doch  lässt  sich  eine  Abnahme  der  französischen  grossen 
Flicherei  nicht  iu  Abrede  stellen. 

•  OuttB  vom  21.  April  1818  und  11.  Janaar  1851. 
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Prcklokte*  Algiers,  z,  B.  PCerde,  Rinder,  Sdiafe,, Pferdehaare, 
Elfenbetti,  Korallen,  Honig,  Wachs,  Talg,  rohe  Felle-,  Wolle, 
Pelzwerk-,  Blutegel,  Fische,. Tabakblätter,  Getreide,  Gemflse, 
Erd&pfel,  Cochenille, 'Baumwolle,  Iiidigo,  Kermes,  Oelsaai, 
Er^>p,  Sämereien,  Ougamen^^  Medizinalrindea,  fette  Oele,* 
vegetabilische  Fette,  Opium, 'SafAm,  Kupfer^  Stahl,  Blei, -Gold- 
staub,  Maxmor,  Schwefel,  Salz,  einige  Biseowaaren, 'däsoaB- 
cirte* Waffen,  Wollgürtel,  Seile  ron  Spartgras  und  Aloefosem, 
Schäip^i,  Burnus,  Haiks,  Matteti,.  Körbe,  hölzerne  Pfeife 
Sattlerarbeiten,  Teppiche,  Tressen,  Juwelen,  Dcuckschrifteni) 
dieselbe  ^llfreihei^  in  Frankreich.  Die  übrigen  ^Zeugnisse 
Algiers  unterliegen  theils  dem  aU^meinen,  theils  eanem  be- 
günstigten 2olle.  In  Algier  sind  in  der  Einfuhr  aus  der 
Fremde,  abgesehen  von  den  auch  in  Frankreich  ohne  Zoll 
zugelassenen  Gegenständen  zollfrei:  frische  Südfrüdite*  imd 
frisches  Obst,  Brenn-,  Bau-  und  Weri^hoiz,  KcQk,  Holz- 
und  Steinkohlen,  Ziegel  -und  Fliesen,  Puzzuolanerde,  Zkin 
und' Zink,  Zuchthengste,  Stutten,  Rinder,  Widder,  Schweine, 
Spanferkel.  Die  halbe  Gebühr  zahlen:  Eisen,- roh  i\nd  als 
Halb&brikat;  Kupfer,  Messing.  ^     • 

Die  Waaren  von  der  Axt  derjenigen,  welche  in  der 
Eänführ  aus  Algler  nach  Frankreich  zollfrei  oder  im  Zolle 
begünstigt  sind,  zahlen  in  Algier  den  vollen  Zoll  oder  be- 
zieh\ingsweise  'den  Unterschied  ^^swischen  demerwähnten  äe- 
günstigungs-  und  dem  allgemeinen  Zolle.  Einem  eigeneif 
Systeme  unterliegen  die  Zuckerzölle.  Die  französischeh  Ein- 
fuhrverbote* gelten  .bloss  für  ausser  Frankreich  n^nirten 
Zucker,  Waffen,  Munition,  Nachd)rücke  und  einige  Manuf$kte 
j)Bner  Art,  welche  in  der  Einfuhr  aus  Algier  nach  Frank- 
r^b  zollfrei  oder  zollbegünstigt  zygelassen  sind. 

Die  Ausführ  von  Naturerzeugnissen  Algiers  in  die  Fremde 
.  .    .     *   .  .        .     •» 

*  Hit  dem  Dekret^  vom  9.  Mai  1854  ist  audi  die  Begünstigung  des' 
Zollk'redites  in  Algier  eingeführt  worden^  nur  i^t  die  Zahlaügofrist  mit 
drei  statt  mit  vier  Hönaten  festgesetU. . 
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ist 'mit  Ausnahme  von  Seide^  SeidenabfäUen^  LinoBfikleii, 
OelkueheDv  Nussbamnholz  and  Fliotensehäften  aus  demsel- 
ben zollfrei.   '  >  * 

'  Lumpen,  Kupfererz,  Gterberifide,  Hnnition  sind  ohne 
besondere  Ermächtigung  in  die  FVenide  auszuAkbren  verboten; 
ein  gleiches.  Verbot  erstroclS  sich  gegenwärtig  -auf  die  Aus- 
ftahr  Ton  Getreide. 

Der  Transport  ziwischen  Frankreich  und  Algier  .und  die 
Oabotage  zwischen  algierischen  Häfen  ist  bloss  firanzösischea 
Schiffen  gestattei  Es  wurde  zu  diesem  Ende  ^e  Art  CVanr 
cidation  eingeführt,  der  alle  Schiffe  über  80  Tonnai  mit 
Ausnahme  der  Korallenschiffer  unterworfen  sind.  Die  Sehiffe 
müssen  auf  französischem  Gebiete  gebaut  sejn^  .franzö(Machen 
Unterthanen  gehören,  die  Mannschaft  soll  zur  Hälfte  aus 
Unterthanen  Frankreichs  bestehen.  ^  .  . 

iiVemde  Bchiffe,  die  Handelsgeschäfte  treibea,  zahlen 
auch  eine  Tonneog^ühr  ron  4  Fr.  für  die  Tonne  UQd  eine 
hohe  Passgebtthr.  Bedeutende  Begünstigungen  sind  Sajrdi- 
nien  eingeräumt. 

Auf  der  Landseite  sind  bloss  die  Grenzen  gegen  Tunis 
und  Marokko  dem  zollpflichtigen  Verkehr  geöffnet;  es 
sind  auf  diesen  Grenzen  Zollbegünstigungen  für  gewisse 
orientalische  Gewebe  (Burnus,  Fes,  Gürtel  (Haiks),  Turbane, 
Ei-Adjal,  Scheimbir,  Breinschia)  —  bearbeitete  und  unbear- 
beitete Felle,  einige  Lederarbeiten,  Schafwolle  und  Datteln 
bewilligt'^  An  der  Grenze  gegen  die  Wüste  ist  die  Einfuhr 
verboten,  doch  kann  der  General -Grouremeur  Ausnahmen 
gestatten,  und  durch  das  Dekret  vom  5.  Juni  1856  ist  Schaf- 
wolle zu  demselben  Zolle,  wie  auf  französischen  Schiffen  aus 
aussereuropäischen  Ländern  ins  Mutterland,  ^gelassen  worden. 

In  Korsika  werden  ebenfalls  alle  in  Frankreich  erzeugte 
Waaren  zollfrei  zugelassen.    Nach  Frankreich  können  über 

*  Dekret  todi  7.  September  1856. 

'  IMrete  vom  11.  August  18(3  und  7.  September  ld56. 
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17  namentliich  beBeidinete  Hftfen*  zollfrei  eingeübfart  werden: 
Natureirzengiime  der  In9el  gegen  -Ursprungss^gniMe  der 
Municipalitftt  (bei'OKTen(^I  des  Präfekten),  und  gewisse  genau 
bezeichnete  Erzeagnisse  der  Industrie* gegen  folgende  sehaMd 
Ek>nfet)llen :  IMe  betreffenden  Werkstätten  sind  unter  amtliehe 
Ueberwachung  gestellt,  nach  Umständen  selbst  der  Bueh- 
führung  des  nächsten  Zollamtes  unterworfen,  jede  Sendui^ 
muss  von  einem  von  dem  Zollamte  und  der  MunicipalltSt 
ausgestellten,  rom  Präfekten  Wdirten  Urspmngseeugniate 
b^leitet  sein/  —  •  *    ' 

In  der  Einfuhr  aus  der  Fremde  sind  in  Korsika  manche 
Waaren  niedriger l>elegt  als  im  Festlande  Frankreichs,'  und  im 
Allgemeinen  wird  bei  allen  Waären,  düB  nichtbesondeirs  4ari- 
firt  sind,  das  Mehr  über  5  Fr.  von  100  EHogramm,  soi^e  der 
Uebertaxe  bei  der  Einfuhr  durch  fremde  Schiffe:  auf  die  Hälfte 
«mässigt  Nur  Waaren  von  der  Art  derjenigen,  die  bei  der 
Binfiihr  aus  Korsika  nach  Frankreidi  zoUfirei  oder  im  ZoUe 
begüiistigt  sind ,  zahlen  die  ganze  Gtebühr  od^  die  Dififerenc 
zwischen  dem  allgemeinen  und  dem  Begünstigungszolle  des 
französischen  Tarifs.  ^- 

Besondere  Erwähnung  verdient  der  Freihafen  von  Mar- 
seil le.  Doch  würde  der  irren,  der  hier  eigen  ärmlichen 
Zoilaussohluss  zu  finden  glaubte.  Jede  in  den  fi*eien  Ver- 
kehr der  Stadt  und  ihrer  Bewohner  übergehende  Waafe 
zahlt  dieselbe  Gebühr  wie  im  übrigen  Zollgebiete,  während 
dagegen  auch  den  Erzeugnissen  der  Stadt  der  freie  unbela- 
stete Markt  iin  ganzen  französischen  Zollgebiete  gesichert 
ist.  Die  Begünstigungen  des  Freihafens  bestehen  darin ,  dass 
die  fremden  Schiffe  dieselben  Schiffiahrtsgebühreq  wie  die 
französischen  zahlen,  und  wenn  sie  notorische  Erzeugnisse 
der  Länder  des  Mittelmeeres  ^  die  mit  weniger  als  16.Fr.  f^r 
100  Kil.  belegt  sind,  einführen,  von  der  üebörtaxe  befreit 
sind,  und  dass  nicht  ein    einzelnes  Magazin,,  sondern  die 

<  Qctetae  vom  21.  Ajiri)  »wl  e.  Miii  lAÜ,  Ord. vom  9l Jimil64i. 
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ihrer  .Beschalfeiiheit  nuch  hiezu  geeigneten  Magazine  ^nea 
ganzenStadt^ieiles  als  amtliche  Niederlage- angesehen  werden. 

Die  Verfügung  mit  der  Waare  innerhalb  der  Magazin<e 
ist  erleichtert;  so  &  Q^ist.  in  neuester  Zeit  sogar  das*  Wa- 
sehen  der  Wolle  durch  eine  eigene -Waschanstidt  unter  aipi^ 
licher  Aufsicht  gestattet  ^ ,  die  Einlagerung  in  Privatmagasline 
ist  in  weiterein  Umfange  bewilligt,  für  Abfall,  Ausgerinne, 
Schwand,  und  mitOenehmigung  der  Generalflirektion  selbst 
fbr  Verluste  durch  andere  Zufftlieiist  eine  Gebühr  nidit  zu  ent- 
richten ,  die  Wiederausfuhr  kann  mit  Schiffen,  von  geringe- 
rem. Tonnengehalte  als  anderswo,  geschehen.  -  £a  ist-That- 
saohe,  dass  die  Blüthe  Marseille's  erst  mit  der  Ordonnanz 
Tom  10.  September  1817  beginnt,  durch  welche  es  aufhörte 
2iOllaus(9chkis8  zu. sein  und  als  Ersatz  die  dargestellten  Pri- 
Wlegien  erhielt. 

.Die  Ergebnisse  d.es  Zollsystems  entsprechen  nicht 
dem  Wohlstande,  der  günstigen  gec^rapfaischen  Lage,  der 
geistig  so  reich  begabten'  und  rührigen  Bevölkerung  Frank- 
reichs. 

Für  das  Jahr  1857  sind  die  Zolleinnahmen  mit  203,5 
MHionen  veranschlagt,  hierunter  die  Einfuhrzölle  mit  195,5, 
die  Ausführzölle  mit  1,6,  die  SchififTabrtsgebühren  mit  3,4, 
dJL& Nebengebühren  mit  3,1  Millionen-,  die  Ausgaben  sind,  mit 
Einschluss  der  Ausfuhrprämien,  der  Prämien  für  die  grosse 
Fischerei,  der  Escorapterücklässe,  der  Grefällsrestitutionen 
und  der  Vertheilung  der  Siegelgebühren  an  die  Beamten  auf 
64,T  Millionen,  also  auf  beinahe  ein  Dritttheil  der. Einnah- 
men berechnet,  ein  höchst  ungünstiges  Verhältniss ! '^ 

*  ^ 

'  Dekret  vom  12.  Jäni  1851. 

'  Wenn  man  die  Ausfuhrprämien,  die  gröestentheilif  als  S^restitu- 
tioneiy  sick  darstellen,  die  Escompterücklässe  und  die  Gef&llsrestitiitioiiefi 
von  den  Einnahmen  und  Ausgaben  abrechnet,  so  stellen  sich  jene  auf 
169  Millionen  und  diese  auf  30,7  Millionen  Fr.,  womach  die  Aasgaben  nur 
18,2  %  ^^  Einnahmen  betn^gen  würden ,  wobei  ilberdiess  nicht  übersehe 
werden  4tur£,.das8  die  Zollwacfae^  welche  den  bedisuiendiien.  Aniheil  an 
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•  Unter  diesen  Zahlen  mfi'  -die  Resultate  ^  der  ZoU^rwal- 
tung  Algiers  und  der  Kolonien  nicht  begriffen.  In  Algier 
werden  sie  für  das  Jahr  1857  mit  4'Millionm'  in^a:  Ein- 
niäbme,  1  Million  in  der-Auisgabe  veransehlagt;  in.  den  Kolo- 
nien dürfte  der  Rohertrag  sich  auf  1,5  Millionen  Fr.  belaiüton. 
'  Von  den  EinftikrzöUen  kömmt  mehr  als  die  Hälfte, 
^V3%9  auf  den  Rohzucker  und*  Kaffee;  zum  Reste  tragen 
10 ^Vo'  des  Gesammterlräges  die  rohe  Baumwolle,  ^V^%  !^^ 
rohe  Schafwolle,  8%  die  Steinkohlen,  5y,%'das  Roh- und 
Stangeneisen,  2%  die  Oelsaat,  2%  das  Olivenöl,  l>/,% 
Kakao,  und  alle  üt)rigen  Waaren  zusammen  genommen 
14<Vobei. » 

Eis   betrug  die  whrkliche  Einfuhr  zum  Verbrauche  luid 
die  Ausfuhr  aus.  dem  freien  Verkehr  in  Millionen  Francs : 

a)  in  Frankreich 

Emfuhr.  Ausfuhr.  Zusammen. 

off.Werlh.    wirkUWth.    off.Wth.    wirklWlh.       off.Wth.    wIrkl.Wth. 

1855:   1366   1594   1442   1558    2808   3152 
1854:   1158   1292   1261   1414    2419   2706 

b)  in  Algier 

1855:  21  —  7         —  28         — 

1854:  15  —  11         —  26         — 

Der  allgemeine  Handelsverkehr,  d.  i.  die  Summe  der 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  Bestimmung  ein-  und  ausgetretenen 

jenen  Kosten  hat,  auch  ^um  Schutze  tles  Tabakmonopols  und  der  Stii- 
steuer  dient 

Der  wirkliche  Rohertrag  war  1855 :    189,7  MilL    ' 

1854:    iö0,6    „ 
1853:    141,6    „ 
Der  Voranschlag  für  1856  betrug :    158,5    „ 
l  Im  Jahre  1855  wurden  durch  die  ganz  ausserordentliche  grosse  Zucker- 
einfuhr diese  Verhältnisse  verrückt,  die  Zölle 'von  Zucker  und  Kaifee  allein 
betrugen  62  7o  der  Einfuhrzölle.    Es  war  jene  übergrosse  Einfuhr  ebie 
Folge  des  Ausfolis  in  der  inländischen  Zuck^rerzeugung,   die  ihrerseits 
wieder  eine  Wirkung  des  Ausfalls  in  der  Weinömte  und  der  Branntwein- 
erzeugung  war,    indem  es  den  Raffiperien  lohnender   wurde ^    aus  den 
Runkelrüben  Branntwein  statt  Zucker  zu  gewinnen. 
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Waarcoi  betrag  1855.  dem*  offiziellen  Weithe  nach  für  Frank- 
reidh  3879,  für  Algier  41  MUlioäem^  FOr  die  Aransösischen 
Kolonien  J)elief  sich  dieselbe  naob  Daten  aus  den  Jahren  1851 
b)0  1853  auf  b^lftufig  145  Millionen  Francs,  worunter  ftür 
die  drei  Zuckerinseln:  Martinique,  Guadeloupe,  la.Reunion 
aHein  114  Millionen. 

EÜB  Ausweis  über  die  Ergebnisse  der  Ein«  und  Ausftihr 
Frankreichs .  in  den  wichtigsten  Gegenständen  des-  Verkehrs 
in  den  Jahren  1858^  1854^  1855  und  1856  folgt  m  Anhange. 

*  Für  1854  waren  «lieselben  ZaUen  3497  önd  31  MiUkmen  Francs, 
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Die.  yerbrsnahMteneni  und  andere  indirekte  Abgaben. 

Erate  Äbtheilung. 

Zucker»  Sfalz»  Tabak»  Sdüessptilyer. 

Es  gibt  wenige  Abgaben  im  Innern  des  Landes,*  die 
mehr  yerhasst  und  kostspieliger  einzuheben  wären,  als  jene 
auf  die  Gegenstände  des  Verbrauchs  und  der  Vermehrung, 
allein  es  gibt  auch  wenige,,  die  einen  reichlicheren  und  naob- 
haltigeren  Ertrag  abwürfen ,  und  darum  haben  sie  von  den 
ältesten  Zeiten  bis  jetzt  fast  überall  einen  umfangreichen  Be- 
standtheil  des  Staats-  und  Gemeindehaushaltes  gebildet  Sp  ist 
es  in  dem  alten  Frankreich  gewesen  und  so  ist  es  in  dem  neuen 
der  Fall.  IMe  aides,  gabeUes,  entr^es,  octroiaund  wie  die  Con- 
sumtionsabgaben  vor  der  Revolution  alle  hiessen,  wurdäi 
zwar  durch  das  Gesetz  derkonstituirenden  VersiEunmlung  vom 
27.  März  1781  für  immer  angehoben ,  denn  die  ideologischen 
Staatsbildner  jener  Tage  glaubten,  zum  Theile  durch  einen 
der  Lrrthümer  der  Sehale  der  Phjsiokraten  verleitet,  mit  den 
direkten  Steaem,  die  sie  gründeten  und  die  grossentheils  das 
Grundeigenthum  als  das  nach  jener  Schule  aosschliesalich 
Werthe  erzeugende  trafen ,  auslangen  zu  können ;  alleijo  nach 
wenigen  Jahren  kam^i.  alle  jene  indirekten  Abgaben,  nur 
anders  genannt^ 4uid  erhöht,  verallgemeint ,  bis  in  die  letzten 
Folgen  alisgebildet,  eine  lange  gespenstige  Reihe,  wieder 
Stulln  Vorscheine,  wurden  die .  Plage  Frankreichs  und  der 
Schrecken  aller  der  Völker,  die  Napoleon  I.  seinem  Kaiser- 
reiche einverleibte,  trugen  gründlich  zu  deren  Hasse  gegen 
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die  FremdheiTscJiaft  bei,  und  wurden  bei  jeder  politischen 
ReTOlutioii  in  Frage  gestellt,  aufgehoben  oder  gemildert,  um 
kurze  Zeit  darauf,  gleicli  den  Köpfen  der  Hydra,  aufs  neue 
und  weiter  ausgreifend  als   frülier  wieder  emporzuwachsen. 

Gegenwärtig  unterliegen  folgende  VerbrauchsgegenstÄnde 
im  Innern  Frankreichs  einer  Staatsabgabe:  Zucker  aus  in- 
ländischen Stoffen.,  Salz,  Tabak  und  Schiesspulver,  Getränke 
und  Spielkarten. 

Diesen  Verbrauchsabgaben  schliesst  sich  eine  Reihe  an- 
derer Steuern  an,  welche  das  mit  einander  gemein  faftben, 
daas  sie  gelegentlich  der  Benutzung  eines  vom  Staate  ein- 
geräumten  Rechtes  oder  einer  von  ihm  gegiündeten  Anstalt 
au  be^hlen  sind.  Hierher  gehören:  die  Abgaben  vom  öf- 
fentlichen Fuhrwerk,  die  Licenzgebühren  fllr  die  Ausübung 
gewisser  Gewerbe,  die  Gebühren  für  die  innere  SchiETTahrt 
auf  Flüssen  und  Kanälen,  die  Ueberfuhr-,  Brücken-  und 
Weggelder  und  die  Gebühren  für  die  Prüfung  und  amtliche 
Bezeichnung  des  Feinheitsgrades  der  Gold-  und  SilberwaareD, 

Der  Komplex  dieser  Abgaben  mit  Ausnahme  der  Salz- 
steuer an  der  Küste  und  der  erst  im  Jahre  1837  eingeführten 
Gebühren  auf  den  Zucker  aus  inländischen  Stoffen  wurde 
unt«r  dem  ersten  Kaiserreiche  mit  dem  Namen  der  droits 
r6unis  bezeichnet;  der  Hass,  der  auf  dem  Namen  haftete, 
liess  ihn  gleich  in  den  ersten  Zeiten  der  Restanration  mit 
jenem  der  Contributions  indirects  vertauschen,'  der  -unge- 
Bohtet  er  logisch  nicht  zu  rechtfertigen  ist  (es  gibt  in  Frank- 
reich ausser  jenem  Äbgabenkomplexe  noch  viele  andere  'in- 
direkte Abgaben),  sich  bis  jetzt  erhalten  hat,  und  auch  die 
erwähnte  Abgabe  anf  den  Zucker  umfasst. 

Den  indirekten  Abgaben  welche  der  Staat  erhebt,  stehen 
die  Octroia  der  Gemeinden  zur  Seite,  die  wegen  ihres  eiig«i 
Zusammenhangs  mit  ereteren  hier  ebenfalls  besprochen  wer- 
den müssen. 

'  Dekrete  vnm   17.  Hai  1811  und  2j.  Mw-*  1816. 
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L    IMe  VolyerwftelvtiQg .  und  BeMemerimg .  von  Zuck« 

und  Sali, 

Sbwohl  naeh  der  <jrö86e  des  Ertrtiges  als  tiach^  der  fie-.' 
deutÜDg  ües  VerwaltuDgs-Orgatii^aäis  »nd  die  t^ichtigsten 
yerl>rauc&8abgab6&  Jene  auf  die  Getränke  .and  dto  Tabak. 
Dess^DUDgeacbte^  glauben  wir  unsere  Darstellung  mit  -den 
Al)gaben  auf  Zucker  und  &alz  beginnen  asu  sollen;  denn 
die  Abgabe  -auf  Zucker  ^teht  im  engsten  ZusammenhMige 
mit  dem.  Zolls jsteme,  und'  namentlich  mit  der  Besteuerung 
des  Zucke)rs  der  französischen  Eolonieti^  und  die  Verwaltung 
der  Sälz^uer  «ist-  zum  gtössten  Theile  den  Organen  der 
ZdUyorwaltung  anvertraut,  bmde  Abgaben  bilden  daher  den 
nattelicben  TJebergang  von  den^  Zöllen  zu  den  Verbrauchs^ 
steiuem.  Auch  sind  die.  nach  ihren  leitenden.  Grundsätzen 
und  der  Art  der  angewendeten  Eon  trolle  einander  so  nahe 
verwandt,  dass  sie  füglich  vereint  betrachtet  werden  köhijen. 

Die  Eünftihr  des  Raffinatzuckers  ist  ikuv  aus  den  ftaii- 
zösischen  Kolonien  gestattet,  die  Gebühr  -ist  g^enwärtig 
41,80  und .  45,10  Fr.  für  100  -Kilogramm ,  je  nachdem 
der  Zucker  aus  den  Kolonien  jen^it  des  Kaps  der  guten 
Hoffinung  oder  aus  den  Kolonien  in  Amerika  kömmt.  Der 
nicht  ralßlnrte  Zucker  ist  in  der  Einfuhr  verschieden  belegt, 
je  nachdem  der  Grad  seiner  Weisse  ein  bestimmtes  *bei  den. 
Zollämtern  hinterlegtes  Muster  (type)  übertrifft  oder  nicht 

In  jeder  dieser  beiden  Abtheilungen  richtet  sieh  der  Zoll 
darnach,  ob  die  Einfuhr  auf  französischen  Schiffien , ^ und vin 
diesem  Falle  ob  aus  den  französischen  Kolonien  jenseits  des 
Kaps  der  guten  Hoflhung  oder  aus  jenen  in  Amerika,  aus  Ghina^ 
Cochinchina,*  Siam,  den  Philippinen ,-  oder  aus  andern  G^en^ 
den  des  indischen  Meeres^  au^  andefn  aussereuropäischen  Län- 
dern oder  aus  den  europäischen  Entrepöts  oder  ob  sie  auf 
fremden  Schiffen  geschieht  Der  Zoll  für  das  Quintal  steigt 
dergestalt  -von  35  bis  65  Fr.  fttr  <}ie  dimklere  Sorte;  die 

Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs.  21 
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hellere  Sorte  ist  steta  um  3  Fr.  höher  als  die  dunklere  desselben 

•  -  •  ,  ■ 

Üireprungslandes  uiid  derselben  Transportweise  belegt.  ^  Es  be- 
steht keiQ  Unterschied  im  Zoll  des  zum  allgemeinen  Gebrauche 
bestimmten  und  des  fllr  Raffineure  bestimmten  Rohzuckers. 

FOr  den  allgemeinen  Verkehr  sind  Zuckermelasse  (Abfalls- 
syrup),  aus  den  französischen  Kolonien  auf  französischen  Schif- 
fen eingeführt,  mitlä  Fr.  für  das  Quintal  belegt,  alle  andern 
▼erboten,  Behufs  der  ESnfiihr  zur  Weingeisterzeugung  in, über- 
wachten Etablissements  sind  jene,  se  wie  die  auf  firanzösischen 
Schiffen  eingeführten  aus  Indien ,  Südamerika  und  de^  Antillen 
zollfrei,  jene  aus  andern  Gegenden  oder  auf  ireindeb  Schiffen 
eingeführten  mit  2  —  3  Fr.  das  Quintal  belegt  Die  Syrupe 
(der  flüssige  Zucker)  aus  den  Kolonien  sind  dem  dunkleren,  jene 
aus  andern  Gegenden  dem  helleren  Rohzucker  gleichgehalten. 

Die  Begünstigungen  des  Koionialzuckers  werden  übri- 
gens' durch  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1856  für  die  Zu- 
kunft bedeutend  sich  vennindem.  Die  gegenwärtigen  Zölle 
dauern  nur  bis  80.  Juni  1858,  vom  1.  Juli  1858  bis  30.  Juni 
1859  tritt  eine  Erhöhung  von  2  Fr.  für  den  Rohzucker  und 
von  2  Fr.  20  Cent,  für  den  Raffinatzueker  ein,  eine  gleiche 
Erhöhung  erfolgt  für  die  Periode  vom  1.  Juli  1859  biB 
30.  Juni  18bl,  und  vom  1.  Juli  1861  angefangen  sind  die 
Rohzucker  der  Kolonien  um  7  Fr.  und  die  Raißnate  um 
7  Fr.  70  Cent,  höher  belegt  als  jetzt. 

Nach  dem  Zolle  für  Zucker  richtet  sich  auch  jener  Ar 
Konfitüren  und  Bonbons.  Nicht  krystallisirbare  Zucker  (glu- 
coses)  werden  ohne  Unterschied  des  Stoffs,  aus  dem  sie  er 
zeugt  werden,  mit  2  Fr.  für  100  Kilogr.  belegt. 

Der  Zucker  wird  nach  dem  Nettogewichte  verzollt, .dk 
gesetzliche  Tara  betrftgt  13%  für  den  Zucker  aus  den  frtf 
zösischen  Kolonien ,  und  12  %  für  andern  Zucker. 

Frankreich  war  einer  deijenigen  Staaten,    welche  i 
ersten  die  Nothwendigkeit  der  Besteuerung  des  Zuckers  f 

*  Dekret  vom  t^.  Dectaber  1855. 
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inlftDdischen  Stoffen  klar  ei^annten  nnd  nicht  .dav^r  zupttck- 
schreekten ,  denselben  »o  hoch  zu  bellten  ;^'  als^  es  erforder- 
lich schien ,  um  dem  Staate  jenen  bedeutendem^  nachhaltigen 
und  immer  mehr  .'steigenden  Ertrag  zu  erhalten ,  den  ihm 
die  Znckerzölle  bis  dahin  veischafft  hatten.    Die  Wifisenschaft 

■  4 

hatte. die  Regiening  gelehrt,  dass  der  Zucker^  der  in  so  inanchen 
inlflndischen  Erzeugnissen  enthalten  ist  oder  aus  der  Stärke 
derselben  gewonnen  werden  kann,  auch  eine  h(niere 'Ab- 
gabe leicht  ertrag^i  werde,  und  dass  er  eine  solche  schon 
gegenwärtig  bei  der  Branntweiuerzeugung  *  währelid  seiner 
Umwatidlüng  in  Weingeist  trage,  und-  die  Rücksicht  auf 
ihre  Zucker  bauenden  Kolonien  zwang  sie,  wenigsten^  dieseii 
gegenüber  jede  Prohibitions«-  und  Protektionsrücki^ht  für 
das  Erzeugniss  des  Mutterlandes  fallen  zu  lassen«  So  ent- 
standen'nach  heftigen  Kämpfen  zwischen 'den  AgrikuJtui:-, 
Handels-  und  ScbiflTahHs -Interessen  zuerst  die  GesetziB  vom 
18.  Juli  1837  und  3.  Juli  1840,  und  als  diese  sich  nicht  be- 
währten,  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1843,  ^^ornach  innerhalb 
fünf  Jahren  die  Steuer  auf  den  inländischen  Zucker  allmäUg 
die*  Höhe  d6s  Zolles  auf  den  Zucker  der  französischen  Ko- 
lonien erreichen  sollte.  Die  Erftthrung  bewies  auf  das  glän- 
zendste den  Nutzen  und  die  Ausführbarkeit  diesei»  Grund- 
Satzes.  Die  Einnahme  des  Staates  stiege  die  Fabriken  inlän- 
dischen.Zuckers  wuchsen ;  wenn  nicht  der  Zaht,  so  doch  der 
Bedeutung  nach.  Im  Jalire  1850  überstieg  bereits-  die  M^ige 
ihrer  Erzeugnisse  die  Einfuhr  aus  den  Kolonien  um  *^5  %, 
die  letzteren  beklagten  sich,  und  es  wurde  durch  das  Gesetz 
vom  13.  Juni  1851  zu  einer  neuen  Reform  des  Steiger-  und 
des  Zollgesetfaes  geschritten!  Das  Erzeuignisa  des  Mutterlaii- 
des  sollte  vom  1.  Jänner  1852  angefangen  genau  nach  aei* 
nem  Zückergebalte  versteuert,  dieser  gaBi;  auf .  wissenschaft- 
lichem Wege  durch  einen  von  Arago  vorgeschlagen^a  auf  der 
Polarisaticm  de&Licbtes  Seruheüden  Sacbaromet^r  ermittel  t,' das 
Erzeugniss  der  Kolonien  nach  mehrere  'iJs  4en  bisherigeii 
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Unterabtheiluogen  v^-zellt  werden.  4)ie  Gutachten  der  Be- 
hörden und  Fachmänner  machteti  jedoch  auf  die.  Sdifderig- 
keit,.ja  Unausführbarkeit  dieser  Methcden  aufmerksaip,  und 
4ie  Ausfiihrung  des  Gesetzes  wurde  zuerst  rertagt,;  und ^6iid- 
lioh  erfolgte  das  Gesetz  vom  27.  März  .1852,  durch. w^ldies 
die'  Besteuerung  des  inländischen  Zuckers  auf  die-  früheren 
Farmen  zurückgeführt  wurde.  Auch  das  Gesetz  vom  28.  Juli 
1856  tiat  hierin  nichts  geändert. 

.  Der  inneren  Besteuerung  unterliegt  nunmiehr.  aller.. au» 
i^l4<^''^^°  Stoffen  erzeugter  Zucker,  sei  er  kfystidlisirbar 
oder  nicht  Die  Steuer,  richtet  sich,  nach  der  Monge  und 
Güte .  des  Erzetignisses.  Iietztere.  wird  nach  dem  GFesetee 
1rom*^.27.  März  185!}  so  wie  bei  dem  Eolonialzuek^.  nach 
einer  Type  (einem  Musters'tttcke)  beurthdlt  Das  iüetcische 
Quintal  des  Zuckers,  der  nicht  weisser  als  die  Type  erscbain^ 
ist  tnii  45  Fr.  belegt,  für  das  Quintal  Zucker  von  höherer 
Weisse  ist  um -3  Fr.  mehr  zu  bezahlen.  Raffinatzucker  siod 
mit  52  Fr.  80  Cent  belegt  >•  Man  sieht  dass' gegenwärtig  der 
inländische  Zucker  um  7  Fr.  höhep  belegt  ist  als  jener  der 
Kolonien  in  Amerika,  dass  aber  durch  das  Gesete  vom 
28.  Juli  1856  die  ursprünglich  beabsichtigte  Gl^chheit  der 
Besteuerung  wieder  hergestellt  wird. 

Bei  Streitigkeiten  über  die  Güte  des  Zuckers  (dem  Grade 
seiner  Weisse  im  Vergleich  mit  der  Tjpe)  entscheidet  die 
Ezpertencommiseion  des- Handelsministeriums,  welche  auch 
die  I^pen  aussucht  und  im  Wege  der  Generaldirjektion  den 
Aemtem  mittheilt 

Sowohl  <Iie  Raffinerien  ausländischen  Zuckermefals,  als 
die  Fabriken  ^nd  Raffinerien  inländischen  Zuckers  unterlie- 
gen der  Buchführung  und  der  Kontrolle,  erstere  eigentlich 
nur  zur  Verhütung  des  Unterschleifes,  welcher  durch  Unter- 
schiebung raffinirten  inländischen  Zuckers  bei  den  RückMUen 

*  Der  Abfallasyrup,  der  in  Aiisnahmpfällen  zur  Yersteaeriing  gelcngt 
UhU  2  Fr.  für  daaC^intiü. 
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entstehen  köpnte;  letztere  aber  in  änem  Umfknge,  *  dißr 
alles  übertrifft,  was  man  in  Deutschland  von  Kontrollen 
kennt.  IMe  Fitbrik  mu8B  mit  einer  Mtiuer  geschlossen  sem, 
die  hur  einen  einzigen  Ausgang-  gestattet;  ain  Eingange- ist 
stets  das  Bureau  der  überwachenden  Beamten.  Alle  Eoaimu- 
liikationen  zwischen  der  Fabrik  und 'den  Nachbarhänsehiv.ja 
bei  allen  neu  errichteten-  Fabriken  selbst  zwischen  der  l^abrik 
und  der  Wohnung  des  Fabrikanten  wird  aufgehoben '  oder 
unter  Mitsperre  des  Beamten  gesetzt  Alle  Fenster  und 
LichtöShungei^  nadh  aussen  werden  durch. Drahtgitter  ver- 
wahrt,  deren  Maschenweite  ein  reglementarisch  bestimmtes 
Mass  nicht  -überschreiten  darf. 

*  Die  Magazine,  ib.  denen  der  fertige  Zucker^ich  befindet, 
stehen  unter  amtlicher'  Mitsperre,  die  eintretenden  Stoffe, 
die  austretenden  Fabrikate;  die  Abfälle,  die  Gebäude,  die 
Werkvorrichtungen,  jeder  Fabrikprocess,  alles  ist  Gegenstand 
der  Anmeldüpg,  Beschreibung,  Eonstatirung,  Eintragung, 
Berechnung,  und  dient  zur  gegenseitigen  Uebörwachung. 

Jede  RunkelrUbenzuckerfabrik  hat  —  um  hier  etwas 
näher  in  die  Details  einzugeben  —  einen  Monat  vor  der  Eröff- 
nung eine  Beschreibung  ihrer  Lokalitäten,  Werksvorrichtun- 
gen,  Gefässe  und  Formen  anzugeben ;  der  Rauminhalt  der  letz- 
tern  wird  amfiich  erhoben ,  sie  werden  durch  Zahlen  bezeichnet. 
.  Jedes  Jahr,  14  Tage  vor  dem  Beginne  des  ersten  Elä- 
rungsprocesses,'sind  sowohl  das  Verfahren  bei  Giewinnungites 
Saftes  als  die  Arbeitsstunden  jedes  Tages  der  Woche  zu  er- 
klären, Aenderungen  sind  .nur  gegen  abermalige  Anmddung 
gestattet.*  ^Jeber  jede  einzelne  der  verschiedenen  Operationen 
werden  geso]ld^1;e,  amtlich  vorbereitete,  cotirte  und  parapfairte 
Register  geführt.  So  übar  die  Klärung,  so  über  die  EinfiÜ- 
lung  in  die  Formen,  so  über  das  Herausnehmen  der  Bcode 
aus  den  Formen.  Letzteres,,  als  die  Schlussöperation ,  welclie 
das ,  steu(erpflichtige  Erzeugnis^  liefert,  darf  our  über  .vor- 
hergängige  Erklärung,    in   Gegenwart'  der   kontrolUrenden 
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Beamten  und  bei  Ti^e  erfolgen.  Alle  diese  Register  werden 
von  den  Beamten  Tag  für  Tag  abgeschlossen,  das  Ergebnis^ 
in  die  (üt  den  Fabrikanten  eröffnete  Rechnung  (das  PortaÜf) 
übertragen.  Von  Zeit  zu  Zeit  wird  der  Vorrath  mit  den 
Registanibschlüssen  verglichen.  Zu  diesem  Eude  werden 
alle  Vori-atlie  durch  Rechnung  auf  Zucker  der  ersten  Ty^pe 
redücirt. '  Äehnliche  Bestimmungen  bestehen  fllr  Fabriken, 
welche  bloss  Zucker  raSiniren,  und  Air  jene,  welche  den 
raffinirten  Zucker  unmittelbar  aus  der  Melasse  gewinnen. '^ 

Man  begreift ,  dass  unter  solchen  Verhältnissen  eine  Uii 
zahl  von  Beamten,  ein  ganz  spezieller  Zweig  des  Dienstes 
der  indirekten  Steuern,  selbst  wieder  durch  Nebenbeamte 
und  Vorgesetzte  mannigfach  überwacht,  der  Eontrolle  der 
Zuckerfabriken  gewidmet  werden  muss. 

Dae  für  eine  Ralftnerie  be.>itimmtt^t  ausländische  Zijcker- 
mehl  oder  die  an  dieselbe  gelangenden  Sendungen  zu  raffi- 
nii'ender  Halbfabrikate  aus  andern  Fabriken  werden  unter 
Begleitschein kontrolle  dahin  geli'itet.  Das  Zuckermehl,  sowie 
alle  nicht  ganz  rHiTiiHrteZucker,  so  wieSyrupcuadMolassen,  dür- 
fen aus  einer  Zuckerfabrik  oder  Zuckerraffinerie  nur  an  andere 
KalTlnerien  oder  an  solche  Fabriken,  welche  der  Buchführung 
und  Kontrolle  unterworfen  sind,  abgetreten  werden.  Alle 
diese  Produkte  sowie  die  Zuckerraflluate  werden  auB  der 
Fabrik  nur  gegen  vorlöulige  Anzeige  behüben,  in  welcher 
die  Beschatleuheit  genau  angegeben  sein  mutts.  Hie  Ver- 
»endung  erfolgt  unter  Bcgleitscheinkontrolle ;  Weg  und  Ko- 
IfefTeoefrist  sind  genau  yorgeaeichuet.  Im  ganzen  Arron- 
dissoment,  wo  eiue  Zuckerfabrik  sich  belindet  und  in 
allen  benachbarten  Kantons  ist  die  Cirkutation  von  Zucker, 

'  Es  werdet!  liinbei  lüU  Kitogr,  Znckür  über  Jvr  ereleu  Typ«  flir 
I0ti,667,  lUÜ  Kitogr.  Roffiaaie  ftir  117,33,  lOü  Kilugr.  Udauo  für  38  Kilogr. 
Zucker  der  erslen  Type  augtimmineu,  Utbrigen«  wenleu  •/.»  de»  ig  Fnuik- 
ii-ioli  ericuglcii  Zucfters  iii  Form  der  treten  Type  'ersleuert. 

-  Regkmeul  lom  1,  Sepleinber  1863.  Allgenieme  Inglrukliuii  iibvr 
•\iv  Ziickerkuulroll«'  vom  31.  I)i<ceinlK.'r  16b3. 
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SSuekermebl)  Halbfiabrikaten  und  Abfällen  ebenfalls  4iur -unter 
BegleitscheinkontroUe  gestattet;  frei  ist  die  Bewegung  des - 
Zuckers  nur  in  Mengen  unter.  20  EHögr.  und  innerhalb  ge- 
schlossener Städte,  falls  sich  die  Zucker&brik  ausserhalb  der- 
selben befindet. 

I>ie  Steuer  muss  bei  Herausnahme  des  Zucka»  aus  der 
Fabrik  entrichtet  werden.'  Durch  (iie  Einlagerung  in  -einer 
amtlichen  Niederlage  kann  aber  der  Moment  der  Steuerzah- 
lung bis 'zum  Augenblicke  der  Herausnahme  aus  der  Nie- 
derlage hinausgeschoben  werden.  Solche  Niederlagen  Ar 
inländischen  Zucker  gibt  es  gegenwärtig.sieben:  Paris,  'Douaj(, 
Lille,  Valenciennes ,  Orleans,. Arras,  Havre. 

Es  wird  ein  dreimonatlicher  Kredit  und  bei  Baarzahlupg 
von  wenigstens  300  Fr.  ein  Esoompte  i^on  1%%  (4%  ibr 
das  Jahr)  bewilligt  *  '        . 

Die  Wirkungen  des  Steuersatzes,  wie  er  1854  festge- 
setzt wurde  imd  bis  Juli  1858  fortdauert^  .lassen  sich  noch 
nicht  Übersehen,  denn  die  Traubenkrankheit  .uiid  die  Then- 
rung  der  Cerealien,  welche  in  den  letzten  Jähren  die  Ver- 
wendung der.sonßi  gewöhnlichen  JStofib  zur  Branntweineneu- 
gung  verhinderten,  lehrten  hiezu  die. Zuckermelasse  za  be- 
nützeii,  und  die  Wissenschaft  unterstützte  dieses  Streben, 
indem  sie  möglich  machte  den  vollen  Zuckergehalt  des  K&- 
bensaftes  fUr  die  Alkoholerzeugung  nutzbar  zu  machen,  wäh- 
rend derselbe  bei  der  Zuckererzeugung  ni^  ganz  gewonnen 
wird«  Hiedurch  hat  sich  in  den  Jahren  1854  und  185Gr  die 
Zuckererzeugung  bedeutend  vermindert  ^  und^bierin  lag  wohl 
die  nächste  Veranlassung  der  durch  das  Gesetz  vom  28«  Juli 
1856  vorgeschriebenen  Erhöhung  des  Zolles  auf  den  Eoloni^I- 
zucker  vom  1.  Juli  1858  angefangen ;  allein  die  Erfahrungen 
des  Jahres  1856  stellen  ausser  Zweifel;  dass  jene  Erhöhung 
die  Konkurrenz  des  Kolonialzuckers  nümöglich  machen  werde.  ^ 

1  Der  Ertrag  d^  Zackersteuer' war  in  der  Oampagne  18^/m  34,7,  in 
der  Campagoe  18%  30,7,  in  .der  Gampagne  18%  nor  27,8  Hillionen  Fr. 


'  Die  Besteuerung  des  Kocibsälzes^hat  aeit  der  FelN^oar- 
revolution  manehe  Aendenmg  erfohren.  Yor deia  Jahre  1848 
bßtrug  die  Bteuer  30  Ceat  ftlr  das  Eiiogramm,  die  proviM- 
ria(^  Regierung*  decinetirie  am  15.  April  1848  ihre  gftnsliidKe 
Aufhebung  vom  Jahre  1849  angefangen,  und  die  RepaUik 
fujurfte  mit  dem  Gesetze  ^em  28.'I>ecember  1848.ineder  eine 
mftssige  Gebühr  von  10  Cent  fbr  das  Kilogramm  ein,  welche 
noch  g^enwärtig  beisteht.  Eine  verhältnissmässigiB  Abgabe 
ist  durch  das  Gesetz  und  das  Dekret  vom  19-  Mttrz  .185!^ 
ftir  die  Rohstoffe  zur  natürlichen  und  künstlicben  Sodaerzea- 
gung  oder  falls  die  Sodaerzeugung  vereint  mit  der  Salzerseu- 
gung  an  der  Küste  6us  steuerfreien  Stofifen-betrieben  wird, 
für  die  bei  der  Sodaerzeugung  sich  darstdlenden,  I^trium 
oder  Cblor  (die  Bestandtheile  des  Kochiäldzei^  enthaltenden 
Produkte  festgesetzt  ^  Diä  früher  bestehende  Gebührenfirei- 
heit  des  zu  chemischen  ^Zwecken  verwendeten  KO($hsalzes  hat 
gleichzeitig  angehört 
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Ib  der  Campagi}€  18^!/»  waren  noch  329  Fabriken  in  Thäti|:keit,  23  mehr 
als  im  Vorjahre , 'Sie  hatten  73  Millionen  Kil.  Zucker  eraeugt;  im  Jahre 
18^/^  war  ihre  Zahl  auf  208  itfit  einer  Erzeugangsmenge  von  44  Millio- 
neu  Kil.  herahgesuQken.  lok  Jahre  18^V5c  hingegen  erzeugten  275  Fabriken 
98,8  Millionen  KU.  Zucker.  Für  1857  ist  der  Ertrag  der  Zackersteuer  mit 
324  Millionen  veranschlagt;  die  ersten  Monate  der  Gampagne  18^V»7  hissen 
ein  Steigen  selbst  gegen  1856  bemerken. 
*  Die  Gebühr  betragt  s  ' 

A)  Bd  der  Versteuerung  der  Rohstoffe 

aa)  für  die  rohe  Soda  (Varecasche)   .     .     .     1,50  Fr.   1 

bb)  für   calcinirte  Rückstände   der   Rüben-  \    inn  ir-i- 

zuckererzeugung  1,25    „     ) 

b)  Bei  Versteuerung  der  Erzeugnisse. 

•  aa)  Glaubersalz,  roh,  rein  (crystallisirt- 

wasserfrei) 2,10—6  Fr. 

bb)  Soda,  unrein  4,35 .       „ 

cc)  Soda,  rein 11  „I        Für 

dd)  Salzsäune,  Ziunsalz 3  „    £    100  Kil. 

ee)  Chlormagnesium 4  „ 

ff)   Chlorkalk 10    '       ^ 

gg)Chlorkali      .    s    .  .66 


In  Algier  beträgt  die  Gebühr  1%  Cent  für  das  Kilogranun. 

Das  Salz  aus  dßn  Kolonien  und  aus  Algier  ist  dem  in 
Fran)q^ch  erzeugten  gleichgestellt ;  iiremdes  Salz  zahlt  -^  ab- 
gesehen TOB  der  Steuer  —  einen  Einfuhrzoll -Ton  Vi-CeöL 
für  lOÖ  Kib» 

I>ie  Gebühr  wird  in  dem  Momente'  fiillig ,  wo  das  Koch- 
salz oder  die  demselben  gleichgestellten  Produkte  aus  deä 
Salzbeeten  (marais salants) ,  Salzsiedereien,  Sakwerken,  Raf- 
finerien, Fabriken  Mn weggenommen  werden.  Ausnahme^ 
weise  wird  gestattet,  unversteuertes  Salz  in  Entrepots  zu 
hiirterlegen,.:in  solche  zu  versende^  oder  auch  den  Fabriken 
zur  weiteren  Verarbeitung  oder  beziehungsweise  zur  Ver- 
steuerung in  Form  der  daraus  erzeugten  Produkte  zu  üb^-< 
lassen.  Im  Innern  des  Landes  gibt  es  übrigens  nur  &  Sahs- 
entrepots,  in  Paris,  Lyon,  Toulouse ^  Orleans  und  Avignon,^ 

Bei  der  Bezahlung  der  Salzsteuer  findet  auch  die  Wohl- 
tbat  des  Escomptenachlasses  und  des  E[redits  und  ausserdekn 
in  der  Regel  ein  3—5  %  Nachlass  für  den  Kalo  statt'  Disr 
Verkehr  mit  yersteuertem  Salze  ist  frei.  ^ 

Grewisse  Grenzgegenden,  welche  dem  Schleichhandel  mit 
Salz  sehr  ausgesetzt  sind,  dürfen  Salz  nur  aus  bestimmten 
Magazinen  ip  beschränkten  Mengen  beziehen  und  aufbewahren. 
Das  Salz  wird  in  diesen  Gegenden  gemeindeweise  angeschafit, 
unter  Begleitschein  dahin  geleitet,  vom  Maire  übernommen 
und  unter  die  einzelnen  Gemeindeglieder  vertheilt.  ^ 

Zur  Sicherung  .  des  Staatseinkommens  dürfen  Salzbeele, 
Salzgruben,  Soolenschachte,  Soolenleitungen,  Gradierwerke, 
Salzsiedereien,  Fabriken  zur  Erzeugung,  natüdidier  oder 
künstlicher    Soda    und    der    aus    der    Soda    gewonnenen* 

'  Gesetz  vom  28.  Becember  1848. 

'  Dekcei  vom  11.  .Jnni  1806,  MhiisterialerlMS  vom  24.  März  1849, 
Dekret  vom  26.  ^ptember  1851. 

'  Ord.  vom  17.  November  1843,  GeseU  vom  8.  AuguBt  1847,  Dekret 
vom  23.  Juli  1849. 

*  Ministerialerlass  vom  12.  August  1819.*  * 
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chemischen  Produkte  ohne  Bewilligmig  der  Verwalking'  nicht 
errichtet  werden,  und  diese  Bewilligang  wird  nur  erthält, 
wenn  die  Grösse  derErzeugung  eine -bedeutende,  dieKoeten 
der  Eontrolle  lohnende  ist,  >  die  örtliche  Lage  den  Unfter- 
schleif  nicht  begünstigt,  die.  Personen  der  Unternehmer  and 
Leiter  die  nöthige  Bthrgschaft  gewähren^  und  von  diesen  die 
Verpflichtung  übernommen  wird,  sich  hinsichtlich  des  Baues 
und  des  Betriebes  des  Etablissements,  den  Weisungen  der 
Verwaltung  zu  fügen  und  sich  der  Buch«  und  der  Dureh- 
suchungskon trolle,  letzterer  auch  %nr  Nachtzeit^  in  den  Woh- 
nungsräumen  und  ohne  gerichtliche  oder  Obrigkeitliche  Aam- 
stenz  zu  unterwerfen.^ 

Es  wird  auf  Erfüllung  dieser  Bedingungen  sirenge  ge- 
halten, sie  werden  durch  beträchtliche  Kautionen  sicher  ge- 
stellt, und  der  Unternehmer  wird  z.  B.  gestraft,  wenn  er 
weniger  als  das  Minimum  erzeugt,  zu  welchem  er  sich  ver- 
pflichtet hat.  Er  muss  die  Gebühr  für  das  fehlende  Quantum 
entrichten.  > 

Alle  Theile  des  Etablissements  müssen  wo  möglich  von 
Einer  und  noch  dazu  hohen  Mauer  umgeben  sein,  die  nur 
Ein  Thof  gegen  die  Strasse  zu  geöffnet  hat  Neben  diesem 
Thore  muss  sich  ein  Grebäude  fllr  die  Wohnung  und  Kaüzlei 
zweier  Beamten  befinden.  Bei  den  Seesalinen  und  andern 
grösseren  Salzwerken  wird  inner  und  ausser  dieser  Mauer 
ein  zwei  Metres  breiter  fester  Weg  für  die  Ronden  der  Wa- 
chen freigehalten.  Die  ausser  diesem  Umkreis  gelegenen 
Werke  müssen  so  weit  nur  4mmer  thunlich  unter  Sperre  'ge- 
halten, der  Transport  zwischen  denselben  und  dem  Haupt- 
werke unter  Aufsicht  gestellt  sein.      Sobald  das  Salx    fest 

'  In  der  Kormaudie  bestehen  einige  kleine  Salinen,  welche  KcmJimüz 
au8  dflm  Meerwasser  durch  Sieden  gewinnen;  sie  arbeiten  nnr  einig«  Zeit, 
längstens  80  Tage  im  Jahre,  und  für  sie  bestehen  besondere  BegUnsti- 
guDgen,  die  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1854  bis  Ende  1864  veriän- 
gert  worden  sind. 

'  Gesetze  vom  24.  April  1806  und  17.  Juni  1840. 
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geworden,. dürfen  die  weiteren  Arbeiten  nur  im  Beisein  der 
Beamten  vorgenommen  werden.  ^ 

Die  Fabrik  wird  mit  dem  erzeugten  Quaniuip  belastet, 
und  die  Abschreibung  gesoMeht  nur  in  dem  Masse,  als  eine 
Herausnabme  aus  dem  Etablissement*  amtlich  gestattet  wird. 
Alle  drei  Mqnate  werden  die  Vorrftthe  amtlich  au^enon^men; 
sind  sie  geringer  als  die  Rechnung  ergibt,  so  ist  das  Feh- 
lende zii  versteuern ,  doch  werden  beim  Kochsalz  8  %  dBs 
Jahres  als  Kalo  angenommen.  Das  fertige  Produkt  wird  in 
besondem  Magazinen  unter  Mitsperre  dßr  Beamten  aufbe- 
wahrt. Kein  Salz,  'keine  Soda,  und  beziehungsweise  kein 
Produkt  aus  denselben  darf  ohne  vorläufige  Erklärung  aus 
den  Fabriksräumen  weggeftthrt  werden.'^ 

Jeder  Salztranspott  aus  und  in  die  Fabrik  geschieht  nur 
unter  Begleitung  amtliche  Deckungsurkünden.  In  einem 
UmfEmge  vgn  15  Kilometern  um  die  Fabrik  dürfen  Salz  oder 
Bestandtheile  des  Kochsalzes  enthaltende  Produkte  ohne  eine 
solche  Bedeckung  oder  zur  Nachtzeit  nicht  cirkuli^^v-  Nur 
in  grossen  Städten  tritt  die  durch  die  Verhältnisse  ge][>otene 
Milderung  ein.  ^ 

Es  werden  auch  unvermuthet  Revisionen  der  Werkvor- 
richtungen und  Yorräthe  vorgenommen ,  die  Erzeugung  wird 
häufig  durch  Erhebung  der  Dichte,  beziehungsweise  der  da- 
durch gegebenen  Salzhältigkelt  des  Meerwassers  und  der 
Soole  kontrolUrt.  Sachkundige  und  in  höchster.  Instanz  die 
Expertenkommission  des  Handelsminist^jiums  werden  über 
den  Salz-,  Natrium-  oder  Chlorgehalt  der  vorfindigen  Stofe 
einvernommen. 

Auch  chemische  Fabriken,  bei  denen  nebtobei  aus  Be- 
stand theilen  anderer  Chemikalien  Sal2  gewonnen  wird^  und 

•      ■    *  ■    •      '•  ■ 

*  Cid.  vom  26.  Juni  1841. 

'  Dekret  vom  11.  Juni  1806. 

*  Ord.  vom  m  Joni  1841  und  25.  Deoember  1847.  —  Dekret  vom 
11.  JuBi  1806  und  6.  Juni  1807. 
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iiamentlicli  die  Salpeteraiedereieii  btvben  die  Erriclituiig  ihres 
Gewerbes  bei  der  Verwaltung  der  indirekten  Steuern  anzu- 
melden, und  unterliegen  der  Kontrolle  dee  Betriebea  und  dei 
BuchlÜhrung  gleich  den  eigentUclien  Salzwerken.  Jeden  Pro 
ceßs,  bei  dem  Kochsalz  gewonnen  wird,  haben  "sie  wenig- 
stens 24  Stunden  früher  anzumelden.  Das  erzeugte  meist 
UBreine  Salz  darf  über  ihr  Verlangen  unter  amtlicher  Anf- 
Bicht  vertilgt  werden.  Wollen  sie  es  aber  der  KonsumHon 
tibergeben,  was  nur  gegen  Ccrtifikate  des  Sanitätspersonals 
gestattet  wird,  oder  zu  teclmischem  Gebrauche  (ftlr  chemi- 
sche Fabriken,  zur  Erzeugung  von  Gefrorenem)  veräussern, 
so  müssen  sie  die  volle  GebCihr  eutriehten. 

Wenn  eine  autorisirte  Fabrik  ünterschleife  begeht,  ao 
wird  sie  mit  der  Konfiskation  des  Erzeugnisses,  der  GerfiÜi- 
schaften,  der  Transportmittel,  mit  der  doppelten  Gebühr  und 
einer  Geldstrafe  von  500—5000  Fr.  bestraft;  comi)eteDt  ist 
(las  Poüzeigericht.  Im  administrativen  Wege  kann  überdtese 
die  Entziehung  des  Befugnisses  ausgesprochen  werden. ' 

Weit  gelinder  wird  mit  Recht  derjenige  bestraft,  der 
nicht  unter  dem  Schutze  eines  Privilegiums  fehlt,  derjenige 
nämlich,  der  ohne  Erlaubniss  Salz  oder  Soda  erzeugt  oder 
das  auf  natürlichem  Wege  entatündene  benutzt;  er  hat  — 
abgesehen  von  der  Konfiskation  und  der  Gebühr  —  nur  eine 
Geldstrafe  von  300—600  Fr.  zu  entrichten. 

Es  bestehen  folgende  Ausnahmen  von  der  Steuerpflieht : 

Es  ist  erlaubt  gegen  Certiükate  des  Maire,  Anmeldung 
beim  Zollamte  und  unter  amtlicher  Aufsicht  Meerwasscr, 
Sodapllauzen  (Varec  und  andere  Tangarten)  und  den  mit 
Salz  geschwttngerten  Schlaiimi  oder  die  Erde  an  den  KUsten 
gebührenfrei  zur  Düngung  zu  verwenden. 

Unreines  Salz  aus  den  Seesalinen,  aus  den  Salzwerken, 
aus  den  Ruckstäudcn  der  Einsalzungcn,  dann  die  RilckslAnile 
der  Sodaerzeugung  dürfen  zu  loudwirtlischatlUchen  Zwecken, 
'  Gm-U  vom  17.  Juni   1840. 
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d.  i.  zur  Düngung  und  snr  Viehlecke,  vecwendet  .werden. 
Es  sind  die  Mi^hungen  vorgeschrieben ,  durch  welche  dieses 
Salz,  ohi^e  den  Zweck  seiner  Verwendung  zu  beeiqträehti- 
gen^.zum  menschlichen  Genüsse  unbrauchbar  zu -machen  is^t. 

Dßs  ausgefilhrte  Salz  ist  et)enf!alls  von  der  Verbrauchsj 
abgäbe  fi^i.  Die  Ausfuhr  erfo%t  unter  BegleitscheinkontroUe, 
der  wirkliche  Austritt  muss  nachgewiesen  sein,^  der  Tmos;» 
port  daif  glicht  auf  Schiffen  unter  25  Tonnen  erfolgen.  Die 
Ausfuhr  des  Salzes  ^ist  auch  durch  Befreiung  vom  Ausfuhr- 
zoll und  durch  Enthebung  der  fremden  Schiffe  von  der  Ton-, 
nengebühr  für  so  riel  Tonnen;  als  sie  Salz  geladen  haben, 
begünstigt* 

Die  beträchüichste  ßteuerfreie  Verwendung  des  Salzes 
findet  bei  der  Fischerei  statt'  Nicht  nur  die  auf  die  grosse 
fischerei,  denEablian-,  Wallfisch- und  Pottfischfang,  auslau- 
fenden Schiffe,  sondern  auch  jene,  die  an  den  ^hottisehen 
^nd  englischen  Küsten  dem  Häringfange  nachgehen  und  die 
d(Bn  Makrden-  und  Scurdellenfang  längs  der  firanzösjschen 
Küste  betreiben,,  endlich  die  Werkstätten,  welche  die  Ein-  ' 
salzung  uild  Marinirung  der  .gefangenen  Fische  am  Lande 
besorgeii,  beziehen  das  benöthigte  Salz  firei  von  der  Ver- 
brauchsa^abe.  * 

Den  Orten,  von  denen  aus  eine  beträchtliche  Fischerei 
betriebeu  wird>^  wird  die  Errichtung  eines  eigenen  Entrepots 
für  das  im  Laufe  des  Jahres  etwa  benöthigte  unversteuerte 
Salz  gestattet  Das  Salz  befindet  sich  daselbst  unter  ami- 
licher  Au&icht  und  amtlicher  Miisperre^  Wird  es  innerr 
halb  zweier  Fischfangperioden  nicht  zur  Fischerei  verwendeti 
so  muss  es*eniweder  zur  Konsumtion  versteuert  oder  in  das 
Hauptmagazin  zurückgeführt  werden. 

Die  auf  den  Fischfang  ausgehenden  Sohiflb  eupftuigeil 
den  nöthigen  Salzvorrath.  Die  grosse  Fischeret  und  die  Httiiag- 

*  Geseta  vom  24.  April  1806.  —  Ord.  Tom  30.  Oktiter  1^6,.  — 
GeMtz  vom  6.  iTai  184;!.  —  Oid.  vom  %  Juli  1843.    «..       ,.  ,.         •/ 
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flecherä  an  der  schottischen  Küste  sind  hfaisichüicb  der'Gröase 
dieses  Yorraths.  nicht  1)eschränkt  Es  genügen  die  Voraicbten, 
dass  das  Salz  vor  der  Abfahrt  udd  nach  der  Rückkunft  nicht 
helmlich  ausgeladen  und  verschleppt  werde;  das  .ünbenMst 
zurückgeführte  Salz  wird  wieder  eingelagert  Der  ändern 
Fischerei  ist  aber  ein  Maximum  Aea  Salzes,  das.  sie  mit  auf 
die  Fahrt  nehmto  darf,  nach  dem  Tonnengehalte  der  Schiffe 
zugemessen,  und  sie  haben  sich  über  die  Verwendung  dem- 
selben auf  Grund  der  Art  und  Menge  der  geftmgenen  Blaehe 
und  der  in's  Magazin  zurückgestellten  Salzmengen  auszu- 
weisen. 

Sowie  bei  der  grossen  Fischerei,  so  sind  auch  bei  der 
kleinen  die  Grösse  und  der  Bau  der  Fahrzeuge,  die  Art  und 
Menge  des  Rüstwerkes,  der  Gefässe  und  des  Proviants  und 
das  Minimum  des  Geldvorrathes ,  mit  dem  sich  die  Schiffs 
zu  versehen  haben,  genau  vorgezeichnet;  die  Details  er- 
strecken sich  BOgtLT  bis  auf  die  Grösse  der  Maschen  det 
Netze.  *  Auch  daß  Minimum  der  mitzunehmenden  Mann- 
schaft, die  Zeit  des  Auslaufs  und  Einlaufs,'^  die  Gegend, 
wo  die  Fahrzeuge  zu  kreuzen  haben,  ist  geregelt.  Von  der 
genauen  Erfüllung  dieser  Bedingungen  ist  sowohl  die  Steuer- 
freiheit des  Salzes  als  die  Zollfreiheit  der  Fische  abhängig. 
Fische^  die  vor  oder  nach  dieser  Zeit  oder  aus  andern  Gre- 
genden  eingebracht  worden  sind ,  sind  wie  fremde  zu  behan- 
deln-, bei  frischen  Fischen  ist  diess  schon  dann  der  Fall, 
wenn  dös  Schiff  länger  als  drei  Tage  in  der  See  war. 

Ueber  Streitigkeiten  entecheidet  inappellabel  eine  eigene 
Kommission ,  bestehend  aus  dem  vom  Marineministerium  er- 
nannten Fischerei -Inspektor,  dem  Vorstande  des  Zollamtes^ 

*  Moret  vom  4.  Jali  1853. 

'  Die  H&riDgfißcherei  findet  bUU:  An  ,der  Bchottischen  Küsle  vom 
1.  August  bis  30.  September,  an  der  euglischen  und  französischen  vom 
1.  Oktober  bis  31.  December.  Der  Makrelenfang  an  der  Aranxösiscben 
Küste  vom  10.  März  bis  13.  Juni. 
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dem  Vorgesetzten  dar  Seewaohe.  Auch  hier  ist  übrigens 
der  Aufenthalt  in  fremden  Häfen  und  jeder  Vertrag  äiit  frem- 
den Fischern  über  gemeinschafljichen  Fang  oder  Austausch 
der  gefangenen  Fische  bei  Verlust  der  Begünstigungen 
verboten,  * 

Die  Strafen  der  Erscbleichung  einer  nicht  gebührenden 
Prämie  sind  .Konfiskation^  des  Schiffes  und  der  Ladung, 
Geldstrafen  ¥on  500—2000  Fr.  und  für  die  Mannschaft  und 
die  einzelnen  Fischer  zwangsweise  Abstellung  zur  Flotte. 

Noch  sti^enger,  sind  die  KontroUep  für  die  Einsalzung  zu 
Lände.  •  Der  Salzer  muss  die  besondere  Bewilligung  der  Verr 
waltUng  des  Zollwesens  haben,  darf  sein  Grewerbenur  an 
Orten,  wo  sich  ein  ZoUamt  befindet,  an  einem  Punkte,  der 
von  jeder  Saizverkaufstätte  wenigstens  25  Metres  entfernt  ist, 
in  einem  Hause,  das  nur  einen  Ausgang  und. zwar. auf  die 
Gasse  hat,  betreiben.  Ihr  Salz  dürfen  sie  nur  aus  dem  für 
die  Fischerei  bestimmten  Salzdepot,  oder  w^pn  sich  eine  all- 
gemeine Niederlage  oder  eine  Saline  im  Orte  befindet,  aus 
diesen  beziehen;  es  wird  ihnen  nicht  mehr  als  ein  wöcheni^ 
lieber  Vorrath  zugemessen.  Sie  stehen  unter  Buch-  und  Be- 
triebskontrolle ^  die  Verwendung  des  erhaltenen  Salzes  haben 
sie  stets  vollständig  durch  Fische  oder  in  natura  auszuweisen. 
Sie  dürfen  nlclit  zu  schwach  und  nicht  zu  stark  und  nicht 
Fische  salzen,-  deren  Einsalzung  schon  zur  See  oder  in  an- 
dern Werkstätten  begonnen  worden.  ISs  ist  sogar  vorge^ 
schrieben,  wie  lange  sie  die  Fische  in  der  Lauge  müssen 
liegen  lassen,  und  selbst  die  Qualität  d^  Erzeugnisse,  die 
sie  liefern,  bildet  ein  Moment  der  Würdigung  ihres  Verhal- 
tens. Die  eingesalzenen  Fische  müssen  in  Fässern  rerwah)rt, 
diese  mit  dem  Namen  oder  Zeichen  dea  Salzers  versehen 
sein  und  bis  zu]c  Weiterbeförderung  unter  Mitsperre  des  Zoll- 
amtes hinterlegt  werden.  Der  Lokalverbrauch  ist  von  deir 
Steuer  nicht  befreit. 

Zwei  Sjndici  der  Fischerei,  der  eine  aus  den  Rbedem, 
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der  andere  aus  den  Salzem  gewählt,  bilden  das  Sachver- 
stftndigenkoUegium  jedes  Hafens.  ^ 

Aus  ähnlichen  Gründen  wie  die  Einsalzn'iigen  Behufr  der 
Fischerei  werden  auch  die  Einsalzungen  zum  Gebraucbe  d^ 
Marine  und  der  Kolonie  von  der  Steuer  freigelassen^  die 
Kontrolle  der  Steuerorgane  erstreckt  sich  aber  bis  in  die  An- 
stalten der  Marine. 

Noch  ist  hier  der  zollfreien  Zulassung  des  Salzes  für  die 

sogenannte  Itoque   zu   erwähnen,   eine  Art  Tauschhandel 

von  Sab,  and  Getreide,  die  an  den  Küsten  der  Bretagne  zur 

*    JtovorritUpBig  der  Arbeiter  in  den  dortigen  Seesalinen,  ge- 

tneben  wird. : 

yJH^  ZQpBotfheit  hat  jedoch  Ende  1865  au&ubfeen, 
und  Totn  Jahre  1856  an  wird  das  Maximum,  auf  welches 
sich  diese.  Begünstigung  ei«treckte  (990,000  BiL)^  um  je  Vj» 
des  Jahres  vermindert^  Es  sind  die  Gemeinde»  und  in 
diesen  die  Per^nen,  welchen  diese  B€Q;ltii8tiguag  ge^eAhrt 
ist,  das  Maximum  fllr  die  Gemeinde  und  die  PCnon,  der 
Weg ,  den  sie  mit  dem  Salz  einzuschlagen  y  dia  Getreide- 
mengen, welche  sie  dafQr  zurückzubringen  haben  ^  genau 
bestimmt 

Es  gibt  in  Frankreich  3969  Seesalinen  mit  516,545  Beeten 
(oillets,  compartiments) ,  in  denen  in  günstigen  Jahren  455 
Mill.  Kilogramm  erzeugt  werden.  Die  zahlreichsten  See- 
salinen befinden  sich  am  atlcmtischen  Meer  im  Morbihan  mit 
einer  Jahreserzeugung  von  mehr  als  94  Miil.  Kilogr.  und  am 
mittelländischen  Meere  in  den  Departements  Rhonemündun- 
gen,  Herault  und  Gard  mit  Jahreserzeugungen  von  61,  47 
und  40  Mill.  Kilogr.  Ausserdem  werden  im  westlichen  Frank- 
reich in  185  Seesalzsiedereien  und  aus  28  Salzquellen  etwa 
5  Mill.  Kilogr.  gewonnen.  Die  Steinsalzlager  im  östlichen 
Frankreich ,  unter  denen  jene  des  Departements  der  Meurthe 

•  Onl.  vom  1^1.  Augast  1816. 
'  Gesetz  vom  14.  Juni  1850. 
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liie  reiohbaUigsten  sind,  liefern  jfttirlich  bei  40  Mill.  Kilogr. 
Der  jtfhrlicbe  Balzverbraüch  wird  mit  16  Kilogr.  fUr  den 
Kopf  berechnet  « 

Für  das  Jahr  lÄi6  war  die  Salzsteuer  mit  85,6,  för  1857 
ist  sie  mit  86,4  Millionen  Fr.  veranschlagt  '^  Für  das  Jahr  1847, 
wo  der  Gebührensatz  30  Cent  für  100  Kil.  betmg,  erreichte 
sie  74,4  Millionen.  Man  hat  nachgewiesen,  dass  der  Snlz- 
preis  trotz  der  Herabsetzung  der  SteuergebUhr  um  zwei  Drit»- 
thcile  nur  um  die  Hälfte  der  Gebühr  sich  verminderte,  die 
Konsumtion,  wenn  man  die  natürliche  Vermehrung  durcli 
das  Steigen  der  Bevölkerung  und  durch  die  bei  den  andern 
indirekten  Steuern  bemerkbare  Steigerung  des  Verbnuichs 
abrechnet,  kaum  um  ein  Drittel  sich  hob,  die  Wirkungen 
für  die  Landwirthschaft  und  Viehzucht,  die  von  der  Gebühren- 
ermässigung  gehofft  wurden,  nur  an  wenigen  Punkten  ein- 
getreten sind,  und  die  besonnensten  Staatswirthe  sind  der 
Ansicht,  dass  das  frühere  System,  welches  die  Konsumtion 
hoch  besteuerte ,  der  so  wichtigen  chemischen  Industrie  aber 
einen  unentbehrlichen  Rohstoff  steuerfrei  liefei-te  und  auch 
die  Landwirthschaft  und  Viehzucht  entspi*echend  zu  begün- 
stigen wusste,  dem  gegenwärtigen  vorzuziehen  sei.  Wenn 
dessen  ungeachtet  und  trotz  der  steigenden  Bedürfnisse  des 
Staatshaushaltes,  welche  zu  so  mancher  andern  Steucrorhöbung 

*  Morean  de  Jonnes^  Statistique  de  rindustrie  de  ift  France.  Paris. 
1856. 

'  Der  Ertrag  der  Salzsteuer  in  den  Jahren  1852  bis  1855  ist  aus  fol- 
gender Tabelle  ersichtlich: 


Siilzsb^uor. 


1 

I  In  Toiwcnden  von  Frnncs. 

I 


I  . 


u^'i  1853     I      1«54      '      1855 


Im  Douanenrayon  < 


für  franz.  Salze  '  26.819  ,  27,935  i  26,404    28,165 

I      j  '  '  ' 


fremde     ,      '       183  I       177         199 


» 


Ausser  dem  Kayon 5.220  i    6,307  !    6,678 


98 
6,932  I 


Zusammen     '  32,222  i  34,419  i  33,281  |  35.195 
Hock,  Finonzvorwaliiiiijr  Frnnkmrhs.  22 
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nöthigten ,  auf  jenes  fr(ihet*e  System  bisher  Qicht  zurückge- 
gangen wurde,  so  mag  der  Grund  in  den  eigentbümlicheD 
Verhältnissen  Frankreichs,  welche  aus  steuerlichen  und  aus 
politischen  Rücksichten  eine  Erleichterung  des  Landrolkes  als 
wichtig  darstellen,  oder  darin  lieg^,  dass  nach  und  nach 
im  Verkehr  mit  dem  Auslande  der  Schutz  der  landwirthschaft* 
liehen  Urproduktion  gänzlich  aufgehoben  worden  ist,  and 
eben  darum  die  Ermässigung  der  auf  derselben  bestandenen 
inneren  Steuern  als  Gegengewicht  räthlicb  erschien. 

2.    Das  Tabakmonop(d. 

Das  Tabakmonopol  stammt  in  Frankreich  aus  dem  Jahre  « 
1674,  schon  1715  war  es  um  4  Millionen  livres,  1789  um 
32  Millionen  verpachtet.  Die  Revolution  hob  es  auf,  und 
die  Gesetze  vom  22.  frimaire  an  VII.  (22.  December  1798]t» 
24.  April  1806,  16.  Juni  1808  fl^hrten  statt  desselben  Taxen 
auf  die  Einführ,  die  Erzeugung  und  den  Verkauf  ein,  allein 
der  höchste  Ertrag,  der  erzielt  werden  konnte,  war  1806 
mit  16  Millionen  Fr.,  und  seitdem  sank  das  Erträgniss  von 
Jahr  zu  Jahr.  Diess  bestimmte  zur  Wiedereinführung  dee 
Monopols^  die  mit  dem  Gesetze  vom  29.  December  1810  er- 
folgte, und  seit  dieser  Zeit  erhielt  sich  dasselbe.  Wiederholt, 
1835,  1840,  1853,  wurden  umfassende  und  sorgfältige  Unter- 
suchungen gepflogen,  welche  der  möglichen  Besteuerungs- 
arten des  Tabaks  sich  als  die  entsprechendste  darstelle,  allein 
stets  wurde  sich  für  das  Monopol  als  die  einfachste  und  ein- 
träglichste entschieden.  Durch  das  Gesetz  vom  23.  April  1840 
wurde  dessen  Aufrechthaltung  auf  10  Jahre  d.  L  bis  Ende  1851 
und  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1852  auf  weitere  zwölf 
Jahre  ^  also  bis  Ende  1863  ausgesprochen. 

Der  Verkauf  des  Tabaks  ist  seit  dem  Beginne  des  Mo- 
nopols der  Verwaltung  der  indirekten  Abgaben  anvertraut 
gewesen,  allein  fUr  den  Ankauf  und  die  Fabrikation  bestand 
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seit  deoii  Jahre  1831  eine  eigene  Direktion,  welche  erst  durch 
das  Dekret  vom  5.  April  1848  mit  der  Generaldirektion  der 
indirekten  Abgaben,  und  mit  dieser  am  27.  December  1851 
mit  der  Generaldirektion  der  Zölle  vereinigt  wurde. 

.  Das  Monopol  wird  übrigens  in  vollem  Umfange,  in  Be- 
ziehung auf  die  Einfuhr,  die  Erzeugung  und  den. Ver- 
kauf ausgeübt. 

Die  Einfuhr  von  rohen  Blättern  ist  nur  der  Verwaltung 
gestattet;  es  besteht  hiebei  die  sonderbare  Einrichtung,  dass 
die  Tabakregie  an  da^  Zollgefälle  für  Blätter,  die  nicht  auf 
französischen  Schiffen  aus  aussereuropäisehen  Ländern  ein- 
geführt werden,  einen  Zoll,  und  zwar,  wenn  die  Einfuhr 
auf  französischen  Schiffen  aus  Entrepots  erfolgt^  von  5  Fr, 
und  wenn  die  Einfuhr  auf  fremden  Schiffen  oder  zu  Lande 
erfolgt,  von  10  Fr.  für  100  Kilogramm  zu  entrichten  hat. 

Die  Einfuhr  von  Tabakfabrikaten  ist  Privaten  nur  in 
kleinen  Mengen  bis  zu  10  Kil.  für  die  Person^  und  gegen 
einen  Zoll  für  Cigarren  und  Cigareten  von  2A  Fr.,  ftir  an- 
dere Tabake  von  10  Fr.  für  das  Kilogramm  netto  erlaubt.  ^ 
Reisenden  kann  jedes  Zollamt  die  Verzollung  oder  die  Er- 
klärung zur  Durchfuhr  von  500  Cigarren  oder  1  Kilogramm 
Tabak  gestatten ,  weiter  gehende  Bewilligungen  können  nur 
von  Aemtem  ertheilt  werden,  die  zur  Behandlung  von  Durch- 
fuhrwaaren  ermächtigt  sind.  Als  Bestätigung  über  den  ent- 
richteten Zoll  wird  eine  von  der  Tabakregie  für  diesen  Zweck 
gelieferte  Etiquette  angeklebt. 

Fremde  Schiffe  in  französischen  Häfen  müssen  den  mit^ 
gebrachten  Tabak  in  amtliche  Verwährung  geben ,  doch  wird 
ihnen  ein. achttägiger  Bedarf  ohne  Gebühr  belassen.  * 

Auch  für  die  Fabrikate  hat  die  Verwaltung,  wenn  sie 
nicht  auf  französischen  Schiffen  aus  aussereuropäisehen  Län- 
dern eingeführt  werden,  einen  Zoll  an  die  Zollverwaltung  und 
zwar  von  7  Fr.  für  den  Import  auf  französischen  Schifft 

'  Dekrel  vom  11.  December  1848  und  20.  Jannär  1852. 
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aus  Entrepots;  und  von  15  Fr.  für  den  Import  auf  fremden 
8chi£fen  oder  zu  Lande  zu  entrichten. 

Ungefähr  die  Hälfte  des  Bedarfs  an  rohen  Blättern  Trird 
durch  inländische  Blätter  gedeckt,  ein  Sechstheil  komint  ans 
Algier,  der  Rest  wird  zu  drei  Viertheilen  aus  Amerika  opd  zu 
einem  Viertheile  aus  Ungarn,  Holland,  Deutschland  and  an- 
dern Gegenden  Europa's  bezogen  5  was  anderswoher  kommt, 
ist*  ein  unbedeutender  Bruchtheil. 

Der  Ankauf  der  fremden  Blätter  geschieht  in  der  Regel 
im  Wege  der  schriftlichen  Offerte.  ,  Die  Ausschreibung  er- 
folgt öJDTentlich,  die  Versteigerungsbedingungen  werden  in 
Paris,  Hayre,  Marseille,  Bordeaux,  Morlaix  und  in  den  Gre- 
sandtsehaftskanzleien  2^u  London,  Hamburg  u.dgl.  aufgelegt, 
an  den  meisten  dieser  Orte  sind  auch  die  Typen  einzusehen, 
auf  Grund  deren  die  Blätter  übernommen  werden. 

Manchmal  kauft  die  Regie  über  Ansuchen  der  Kaufleute 
auch  aus  freier  Hand  auf  Grund  der  Schätzungen  ihrer  Agen- 
ten kleine  Quantitäten  aus  Schiffbrüchen  geretteten  oder  ha- 
varirten  oder  als  Muster  eingelangten  Tabaks,  welche  die 
Kosten  der  Wiederausfuhr  nicht  ertrügen  (tabacs  de  bän6- 
ficiement,  Gnadentabake). 

Die  Tabakpflanzungen  in  Frankreich  können  nur  in 
jenen  Departements  stattfmden,  in  denen  der  Tabakbau  durch 
ein  Gesetz  oder  ein  kaiserliches  Dekret  ausdrücklich  ge- 
stattet ist. 

Gegenwärtig  ist  dieses  nur  in  9  Departements:  Nord, 
Unterrhein,  Pus-de-Calais ,  Lot,  Lot  und  Garonne,  lUe  und 
Vilaine,  Var,  Rhouemündungen  und  Gironde  der  Fall.  » 

Der  Minister  bestimmt  im  August  jeden  Jahres  den 
Tabakbedarf  des  nächsten  Jahres  an  inländischen  Blättern, 
welche  Menge  hievon  auf  jedes  einzelne  Tabak  bauende  De- 
partement und  Arrondissement  entfalle,  die  hiernach  zu  be- 
bauende Fläche  und  die  Einlösungspreise. 

.  •  Ge«.  vom  29.  Dec.  1810,  Dekrete  vom  26.  Juli  1852  und  17.  Nov.  1854. 
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Der  Präfekt  gibt  diese  Bestimmung^ii  bekannt,  nennt 
die  Gemeinden,  in  denen  der  Tabakbau  gestattet  ist,  fordert 
diejenigen,  die  Tabak  zu  pflanzen  wünschen  ,  zur  Anmeldung 
auf  und  macht  zugleich  kund,  auf  welche  Weise  die  vom 
Pflanzer  übernommene  Verpflichtung  festgestellt,  überwach!;, 
erfüllt  und  die  Beurtheilung  und  Uebernahme  des  Tabaks 
durch  die  Regie  eingeleitet  werden  solle.*  Die  Bekannt- 
lüachung  erfolgt  in  Form  eines  Plakates '  und  wird  in  den 
zum  Tabakbau  berufenen  Gemeinden  drei  Sonntage  hinter- 
einander vorgelesen. 

Die  Anmeldungen  werden  in  den  Monaten  September 
und  Oktober  in  der  Mairie  unter  Beistand  von  Aufsichtö^ 
beamten  über  die  Tabakpflanzungen  gesammelt  und  gelangen 
Ende  Oktobers  an  die  Unterpräfekte  und  Präfekte,  welche 
sie  dem  Direktor  der  indirekten  Abgaben  zur  Beisetzung  sei- 
ner Bemerkungen  übergeben-  In  der  zweiten  Hälfte  No- 
vembers tritt  unter  dem  Vorsitze  des  Präfekts  eine  Komis- 
sion  zusammen,  bestehend  aus  dem  Direktor  der  indirekten 
Abgaben,  einem  Depärtementsrathe,  einem  Öberbeamten  der 
Aufsicht  über  die  Tabakpflanzungen  und  einem  Mitgliede  des 
betrefifenden  Ärrondissementsrathe^,  welcher  aber  nicht  Ta- 
bakpflanzer sejn  darf,  um  über  die  Ertheilung  der  Erlanb- 
nissscheine  zu  entscheiden. 

Gegen  die  Entscheidungen  des  Präfekts  und  der  Kom- 
mission geht  der  Rekurs  an  den  Staatsrath,  während  die 
allgemeinen  Beschlüsse  des  Ministers  kein  "Gegenstand  einer 
Berufung  an  den  Staatsrath  sind.  ^ 

Es  wird,  ausgenommen  in  einigen  Departements,  wo 
die  Theilung  des  Eigenthunis  allzuweit  vorgeschritten  ist, 
Niemand  zum  Tabakbaue  zugelassen,  der  nicht  wenigstens 
eine  zusammenhängende  Fläche  von  20  Acres  zum  Anbaue 
darbietet. 

^  Gesetze  vom  28.  April  1816  und  12.  Februar  1835. 
^  Staatsrathentscheidung  vom  20.  Juni.  1837. 
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Die  Erlaubnissscheine  werden  aus  juxtirten  Heften  aus- 
gefertigt; die  Ausschnitte  werden  in  der  ersten  Hälfte  Ja- 
nuars den  Pflanzern  übergeben,  die  Hefte  selbst  mit  den 
darin  verbliebenen  Mutterscheinen  dienen  den  AuMchtsbeam- 
ien  zur  Verfassung  ihrer  Gesammtverzeichniase  und  der  Revi- 
sionsbogen  (Portatifs)  für  die  einzelnen  Tabakbauer  und  werden 
dann  in  den  Archiven  der  Arrondissenrentsbehörden  hinterlegt 

In  jedem  Arrondissement  besteht  ein  eigenes  Einlösungd- 
magazin,  welchem  ausser  dem  Oberbeämteu  für  den  Maga- 
zinsdienst ein  Kontrollor  fUr  die  Tabakpflanzungen  zugetheilt 
ist,  unter  ihm  stehen  die  zahlreichen  Beamten  des  Auf- 
sichtsdienstes, welche  zur  2^t  des  Anbaues  und  der' Elrnte 
noch  durch  zeitweilig  aufgenommene  Individuen  unterstützt 
werden. 

Ihrier  Thätigkeit  haben  wir  bereits  bei  Aufnahme  der 
Anmeldungen  erwähnt  Gleich  nach  Anlegung  der  Pflanzer- 
ver^eichnisse  untersuchen  sie,  ob  die  Besamung  fth*  die  an- 
zubauenden Flächen  gehörig  erfolge  und  ob  sich  Spuren  des 
Anbaues  auf  nicht  concessionirten  Gründen  zeigen.  Nach 
einigen  Monaten,  wenn  die  zu  bebauenden  Flächen  bestockt 
sind,  wird  von  den  Beamten  eine  zweite  Nachschau  gepflo- 
gen, ob  das  gestattete  Flächenmass  nicht  überschritten  sei, 
ob  der  Bau  auf  einem  Felde  von  regelrechter  Gestalt,  in 
gleich  weit  abstehenden  Reihen,  die  einzelnen  Pflanzen  in 
gleichen  Zwischenräumen  von  einander,  erfolge,  nicht  andere 
Gewächse  dazwischen  gebaut,  die  Beete  fUr  die  Ersatz- 
und  Samenpflanzen  am  Rande,  der  Aufsicht  sichtbar  au- 
gebracht sind.  Zugleich  wird  die  Zahl  der  einzelnen  Pflan- 
zen erhoben  (erste  Inventur).  Später  werden  die  Samenbe- 
stände, mit  Ausnahme  jener  der  Samenpflanzen,  zerstört, 
die  verkümmerten  Pflanzen  ausgerissen  und  durch  andere 
ersetzt,  die  verkünnnerten  Stängel  und  Blätter  abgebrochen 
und  die  Zahl  der  vorhandenen  brauchbaren  Blätter  ermittelt 
(zweite  Inventur). 
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Jeder  Unfall,  welcher  die  Zahl  der  Pflanzen  oder  Blat- 
ter vermindert,  ist  der  Aufsicht  anzuzeigen,  damit  sie  das 
Ereigniss  und  den. dadurch  rerursachten  Schaden  constatire, 
die  vorhandenen  unbrauchbaren  Ueberre£(te  vertilge. 

Ist  die  Ernte  vorüber,  so  wird  der  Tabak  in  den  Trocken- 
stuben  untersucht,  ob  er  die  geeignete  Behandlung  erfahrerl, 
es  wird  sein  beiläufiges  Gewicht  abgeschätzt,  sein  Transport 
vom  Pflanzer  in  das  Einlösungsmagazin  überwacht,  hier  die 
Abzahlung  der  abgelieferten  Blätter  und  die  genaue  Ermitt- 
lung ihres  Gewichtes  vorgenommen,  das  Ergebniss  mit  der 
Schuldigkeit  des  Pflanzers  verglichen  und  der  etwaige  Ab- 
gang hervorgehoben. 

Es  ist  übrigens  auch  der  Anbau  Behufs  der  Ausfuhr 
gestattet,  allein  nur  solchen  Personen,  welche  die  nöthige 
Sicherheit  für  die  Erfüllung  ^er  Verpflichtung  darbieten  ^  im 
Falle  der  wirkliche  Austritt  des  Tabaks  nicht  erwiesen  wird, 
die  entfallende  Strafe  zu  berichtigen. 

Der  Ausfuhrzoll  ist  wohl  gering,  25  Cent,  für  100  Kilo- 
gramme, allein  die  Haftung  und  die  Kontrollen  sind  zu  be- 
deutend, und  der  im  Verhältnisse  zur  Ablieferung  an  die 
Verwaltung  zu  erzielende  Gewinn  ist  zu  gering,  als  dass  es 
lohnen  könnte,  den  französischen  rohen  Tubak  in  irgend 
einer  erheblichen  Menge  auszuführen. 

Bis  zum  1.  August  soll  aller  geernteter  Tabak  entweder 
ausgeführt  oder  Behufs  der  Ausfuhr  unter  amtliche  Mit- 
sperre gelegt  oder  der  Verwaltung  zur  Einlösung  übergeben 
sein;  der  Präfekt  kann  jedoch  diese  Frist  ausnahmsweise  bis 
1.  September  verlängern. 

Der  Pflanzer  hat  alle  Blätter  und  Stengel,  auch  die.  be- 
schädigten und  unbrauchbaren,  abzuliefern,  damit  letztere 
in  seiner  Gegenwart  vertilgt  und  von  seiner  Schuldigkeit 
abgeschrieben  werden.  Jede  Menge,  die  nach  verstrichener 
Frist  beim  Pflanzer  gefunden  wird,  ist  strafbar,  auch  bleibt  der 
Pflanzer  für  jeden  At>gang  an  der  von  ihm  zu  liefiecnden  Menge 
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haftend.  ^  Das  Deficit  wird  nach  den  Preisen  für  den  Can- 
tine -Tabak  berechnet  und  rom  Guthaben  des  Pflanzers  ab- 
gezogen. Zeigt  sich  ein  vom  Pflanzer  zu  ersetzender  Rest, 
so  wird  er  auf  Grund  einer  vom  Präfekten  angefertigten 
Steuerrolle  nach  Art  der  direkten  Steuern  eingehoben.  ^ 

Nur  der  Pflanzer  darf  rohen  Tabak  und  zwar  ausschlies- 
send  nur  von  ihm- selbst  erzeugten  aufbewahren;  jeder  Tr^^ns- 
port  solchen  Tabaks  erfolgt  unter  Begleitscheinkontrolle,  nur 
jener  von  der  Wohnung  des  Pflanzers  bis  zum  Bureau,  von 
dem  der  Begleitschein  auszufertigen  ist,  erfolgt  mit  einem 
von  diesem  Bureau  auszustellenden  LegitimationsscbeiB  (lids- 
sez-passer). 

Die  Ablösungsprcis&  der  Verwaltung  sollen  so  bemessen 
«ein,  dass  es  dem  Grundbesitzer  lohnender  werde,  Tabak 
statt  Weizen  zu  bauen.  Sie  sind  nach  drei  Abstufungen 
festgesetzt,  für  Tabak6  bester,  mittlerer  und  geringster 
Qualität.  Zur  Bestimmung,  welcher  Qualität  der  abgelieferte 
Tabak  angehöre,  dienen  Typen,  —  Musterbüschel,  —  welche 
aus  den  zwölf  besten  Lieferungen  des  Einlösungsbezirkes 
ausgesucht  werden.  Bei  guten  Jahresrenten  werden  diese 
Büschel  aus  Tabak  mittlerer  Güte,  bei  mittelmässigen  Ern- 
ten aus  den  besten  Blättern  gewählt,  man  sieht  übrigens 
darauf,  dass  die  Musterblätter  denen  des  vorausgehenden 
Jahres  thunlichst  gleich  sind. 

Die  Wahl  dieser  Typen  und  die  Vergleichung  der  ein- 
zelneu Lieferungen  mit  denselben  erfolgt  diu'ch  eine  Kom- 
mission von  Sachverständigen.  Zwei  derselben  werden  von 
der  Verwaltung  aus  den  Oberbcamten  der  Fabriken  und 
MagHzine  gewählt,  drei  ernennt  der  Präfekt  aus  der  Ver- 
waltung   fremden    Männern.      Sie    entscheiden    nach    ihrer 

'  Von  l>esoii(leiHT  Wichti^rkcit  für  die  Ueberwachung  der  Tabaki^liin- 
Zungen  ist  die  Jlitwirkung  der  Flurwächter  (gardes  champÄlres)^  augeoitl- 
nei  durch  die  ÜeseUc  vom  24.  Decemlwr  1«*24  und  28.  April  1826. 

*  üepetz  vom  28.  April  1816.  • 
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iiidividuelleo  Ueberzeugung.  Die  Verwaltung-  übt  nur  insoferne 
Einfluss^  als  sie  unlautere  oder  befangene  Personen  durch 
Einwirkung  auf  den  Präfekten  ferne  zu  halten  oder  doch 
ihre  Verwendung  in  andern  ArrondisBements ,  wo  ihre  In- 
teressen minder  betheiligt  sind ,  durchzusetzen  und  die  ihr " 
ungehörigen  Kommissionsmitglieder  über  den  einzuhaltenden 
Gang  belehren  kann.  V 

Die  Ablösungspreise  werden  über  Anweisung  der  Ein^ 
lösungsmagazine  von  den  Einnehmern  der  indirekten  Stenera 
ausgezahlt;  ein  Centime  für  das  Kilogramm  wird  zur  Bestrei- 
tung der  Kosten  der  Beurtheilung,  zu  Prämien  für  zweckmäa- 
sige  Trockenanstalten,  für  Druckschriften,  für  Unterstützung 
beschädigter  Pflanzer  und  ähnliche  Zwecke  zurückbehalten.  ^ 

Die  dem  Tabakbau  gewidmete  Fläche  beträgt  gegenwärtig 
über  10,000  Hectares ,  und  die  vom  Staate  angekaufte  Menge.^ 
durchschnittlich  bei  12'/2  Millionen  Kilogr.;  der  durchschnitt- 
liche Werth  ist  67/3  Fr.  für  100  Kilogr. 

In  Algier  und  in  den  Kolonien  ist  der  Tabakbau  frei, 
sowie  überhaupt  dort  der  Tabak  nicht  Gegenstand  eines 
Stiiatsmonopols  ist;  die  Regierung  thut  viel,  um  den  Bau 
zu  heben. 

Der  wegen  Schleichhandel  oder  verbotwidriger  Erzeu- 
gung in  Beschlag  genommene  Tabak  wird  den  Ergreifern 
vom  Staate  abgelöst,  zu  150  Fr.  für  100  Kilogr.,  wenn  er  für 
Tabak  zum  allgemeinen  Gebrauche,  zu  90  Fr.  für  100  Kilo^., 
wenn  er  zu  Cantinetabak,  und  zu  30  Fr.  für  100  Kilogr. ,  wenn 
er  für  die  Tabakregle  nicht  zu  verwenden  ist,  und  daher  in 
Gegenwart  der  Ergreifer  vertilgt  wird.**  An  den  Grenzen  wird 
die  Veräusserung  des  angehaltenen  Tabaks  Behufs  der  Aus- 
fuhr gestattet.  Die  Ausfuhr  darf  nur  über  gewisse,  vorhinein 
bezeichnete  Strassen  erfolgen. 

'  Reglement  über  die  Tabakpikuizungen  vom  16.  Juli  18öl. 
^  Gesetz  vom  21.  April  1832. 
*  Ord.  vom  ».  Oktober  1816. 
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'  Der  angekaufte  oder  eingelöste  Tabak  wird  in  den  be- 
stehenden !)3  Magazinen  coneentrirt  und  in  zehn  Tabak- 

» 

f a  b  r  i  k  e  n  zu  Paris ,  Bordeaux ,  Marseille ,  Morlaix ,.  Strass- 
bürg,  Lille,  Harre,  Tontieins,  Toulouse,  Lyon  verarbeitet« ' 

lieber  20,000  Arbeiter  sind  in  denselben  beschäftigt 
Man  lobt  namentlich  die  Einrichtung  der  --Fabrik  in  Paris^ 
die  neuesten  Fortschritte  der  Fabrikation  .sollen  darin  ange- 
wendet sein,  und  es  lässt  sich  auch  nicht  l&ugnen,  dass  jetzt 
wohlfeiler  erzeugt  wird,  als  in  früheren  Jahren.  Besondere 
Sorgfalt  wird  auf  den  Schnupftabak  verwendet.  Er  braucht 
vom  Augenblicke  der  Uebemahme  der  rohen  Blätter  an  ge- 
rechnet  20  Monate  bis  zu  seiner  Vollendung.  650,000  Eilogr. 
Soda  und  Kochsalz  werden  zur  Beize  verwendet. 

*  Auf  jedem  aus  den  Fabriken  hervorgehenden  Tat>ak- 
pakete  ist  bemerkt,  in  welcher  Fabrik  und  wann  es  erzeugt 
worden,  wie  gross  das  (Jewicht,  wie  hoch  der  BSeinver- 
schleisspreis  sei,  aus  welcher  Mischung  der  Tabak  bestehe, 
wie  viel  Percent  Wasser  er  enthalte. 

Es  werden  übrigens  ausser  den  eigenen  Fabrikaten  auch 
fremde,  namentlich  Havanna- und  Manilla-Cigarren,  gröbere 
zu  15,  20,  25  Cent,  und  feinere  zu  30,  35,  40  Cent,  das 
Stück  in  Verschleiss  gesetzt. 

Der  Tabak  gelangt  aus  den  Fabriken  und  deren  Nieder- 
lagen an  die  Verleger,  deren  gegenwärtig  357  sind ,  in  der 
Regel  einer  in  jedem  Arrondissement.  Jeder  Fabrik  ist  ein 
bestimmter  Absatzkreis  zugewiesen,  nur  Tabake,  die  höiier 
als  9  Fr.  50  Cent,  im  Preise  stehen,  können  auch  ausser- 
lialb  dieses  Kreises  versendet  werden. 

Der  Transport   zwischen    den  Fabriken    und   den    Ver- 
legern  wird   im   Wege  der  Conkurrenz  Transportsunterneh 
mern  überlassen. 

Die  Verleger  sind  verrechnende  und  kautionirte  Beamte, 
sie   versehen   meist  noch    das   Geschäft   eines   VerzehriHigs- 

*  Zwei  Fabriken,  in  Nantes  und  Chateauroux,  sind  im  Bau  begriflien. 
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Steuer -Einnehmers.  Nur  in  21  Städten  befinden  sich  besoii- 
dere  Tabakverleger,  in  Paris  sind  deren  sogar"  vier. 

Die  Ausfolgung  geschieht  auf  Bestellungen  der  Verleger, 
die  vom  Direktor  vidirl  und  an  die  betreffende  FabHk 'g^ 
leitet  werden  müssen;  es  soll  in  der  Regel  in  jedem  Ver- 
läge  ein  viermonatlicher  Vorrath  vorhanden  sein.  Die  Ver- 
sendung des  Materials,  wie  die  Rücksendung  der  Behältnisse 
erfolgt  unter  Begleitscheinkontrolle.  Die  Rücksendung  von 
Tabaken  aus  den  Verlagsstätteri  an  die  Fabriken  darf  um 
über  Bewilligung  der  Generaldirektion  erfolgen. 

Die  Abladung  der  bestellten  Sendungen  geschieht  •  in 
Gegenwart  zweier  Beamten;  jedes  einzelne  Collb  wird  äus- 
serlich  untersucht  und  abgewogen,  ob  nicht  Beschädigungen 
oder  ünterschleife  statt  gefunden  haben.  ^ 

Die  Magazine  sollen  nicht  zu  feucht  und  nicht  zu  trocken 
sein.  Es  ist  untersagt  die  einzelnen  Behältnisse  auf  den 
Boden  oder  bloss  auf  unterbreitete  Bretter  zu  legen ,  sondern 
sie  sollen  so  lagern,  dass  die  Luft  unten  durchstreichen 
kann.  Sie  sollen  nicht  hart  an  nackten  Mauern  und*  geord- 
net nach  Sorten  und  Preisen,  xlie  Marken  und  Nummern 
nach  vorn  liegen  u.  dgl.  m.  * 

Die  Verleger  verkaufen  den.' Tabak  um  den  Preis,  tim 
welchen  sie  ihn  erhalten;  er  wird  für  jede  Sorte  durch  ein 
kaiserliches  Dekret  festgestellt.     Der  Unterschied  zwischen 

« 

diesem  Preise  und  den  E^osten  der  Elrzeugung  und  des  Trans-^ 
ports  des  Tabaks  bis  zum  Verleger  stellt  den  Moi^opols^C;« 
winn  des  Staates  dar.  £^  wird  im  Durchschnitte  beiläufig 
auf  450%  berechnet,  er  wechselt  jedoch  bei  den  einzelnen' 
Sorten;  am  -grössten  ist  er  beim  Schnupftabak. 

Bei  den  Verlegern  holen  die  Klein  verschleiss'er  (l¥a- 
likanten)  ihren  Bedarf,  sie  müssen  ilTn  baar  bezahlen  und  in 
der  Regel  wenigstens  10  Kilogr.  auf  einmal  abnehmen,  JMq- 
ses  Minimum  ist  in  Paris  auf  25  Kilogr.  erhöht  und  kann 

<  Reglement  vom  26.  Sept.  1820,  Cirk.  vom  14.  Sept.  1825. 
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la  den  Departements  mit  Bewilligung  cküs  Direktors  auf  5 
und  selbst  auf  3  Eilogr.  ermässigt  werden. 

Die  Tabake  werden  ihnen  in  Fässern  und  Säcken  unter 
amtlichem  Verschlusse  ausgefolgt,  derselbe  darf  nup  in  Ge- 
genwart eines  Steuerbeamten  geöffnet  werden.  Die  Ver- 
kaufsnote muss  die  Sendung  begleiten,  sie  vertritt  die  Stelle 
des  Begleitscheins.  Fremde  Cigarren  werden  nur  den  grös- 
seren Trafikanten  zum  Verschleisse  anvertraut.  Die  Trafi- 
kanten führen  paraphirte.  Bücher  über  Empfang  und  Aus- 
gabe an  Tabakmateriale;  die  verkauften  Mengen  sind  am 
Abende  jedea  Toges  einzustellen.  Sie  haben  auch  den  Ver- 
schleiss  von  Postmarken  zu  besorgen,  sie  sind  zur  Ent- 
deckung von  Uebertretungen  des  Tabakgefölls  und  zur  Auf- 
nahme von  Thatbeschreibungen  gegen  solche  Uebertretungen 
verpflichtet  ^  und  unterliegen  der  amtlichen  Ueberwachung 
(dem  Exercice). 

(Gelegentlich  der  periodischen  Vorrathsaufnahme  werden 
der  Urs{)rung,  die  Identität  und  der  Zustand  des  Tabaks 
untersucht,  es  wenlen  die  Wage  und  die  Gewichte  geprüft 
und  es  winl  untersucht,  ob  die  bestehenden  Vorschriften 
über  die  Aufbewahrung,  die  Verrechnung  und  die  Bezahlung 
des  Materials  beobachtet  werden.  Um  den  Vorrath  zu  er- 
helH*n,  werden  stetig  die  Fakturen  des  Verlegers  zur  Unter- 
suchung mitgenommen. 

An  Orten,  wo  sich  eine  Tabakfabrik  befindet,  haben 
sich  die  dun^hsuchenden  Bi>amten  die  Begleitung  eines  tech- 
nischen Fabriksbeamten  zu  erbitten. 

Es  gibt  tregenwartig  mehr  als  33.3iX>  Kleinversohlei^ser, 
9500  sind  zugleich  Lokuioinnehmer  der  Getriinkesteuem 
(bumlistes),  denen  der  Tabakkleinrerschleiss  zur  Er^nzuus 
ihrer  Bezüge  dient,  die  übrisren  siini  Leute,  welchen  man  einen 
siUchen  Platz  als  Anerkennung  für  geleistete  Dienste  verleiht. 

Das  Verleihungsrecht  ftir  Pasten ,  die  weniger  ab  lOiii^  Fr 

*  n«km  ^«m  la  Joli  1951!  aud  7\.  Juni  18^ 
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abwerfen,  steht  dem  Präfekt,  für  einträglichera  der  General- 
direktiön  zu. 

Die  jCategorien  der  zu  solchen  Plätzen  Berechtigten  sind 
nicht  g6natl  bestimmt,  und  es  gibt  unter  diesen  Plätzen 
einige  sehr  einträgliche,  daher  ist  der  Zudrang  der  Bewerv 
ber  ein  ausserordentlicher,  und  ein  grosser  Theil  Direktions- 
vorträge an  den  Minister  und  der  Mi nisterial vortrage  an  den 
Kaiser  wird  über  Gesuche  dieser  Art  erstattet. 

Die  Klein verschleisspreise  sind  ebenfalls  von  der  Ver- 
waltung festgesetzt,  der  Unterschied  zwischen  demselben  und 
den  Gross verschleisspreisen  bildet  den  durchschnittlich  10  bis 
12  %  betragenden  Gewinn  des  Klein verschleissers  (debitant). 

Es  werden  Tabakfabrikate  auch  in  das  Ausländ  abge- 
setzt; geschieht  diess  mit  Bewilligung  der  Regie  gegen  einen 
Nachlass  am  Verschleisspreise,  so  erfolgt  die  Ausfuhr  unter 
Begleitscheinkontrolle  über  gewisse  höher  stehende  Aemter^  ^ 
in  anderen  Fällen  sind  besondere  Kontrollen  nicht  notb^ 
wendig.  - 

Die  Schiffe  des  Staates  und  der  Handelsmarine  geniessen 
die  Begünstigung,  dass  ihnen  ihr  Bedarf  über  Bewilligung 
des  Direktors  gegen  die  Grossverschleisspreise  ausgefolgt  wird. 

Die  grosse  Fischerei  ist  darüber  hi;iaus  dadurch  begün- 
stigt, dass  sie  als  Exporteure  angesehen  werden  und  die 
für  die  Tabakausfuhr  bewilligten  Nachlässe  «erhalten.  JDie 
Handelsschiffe  können  sich  übrigens  mit  fremdem  Tabak  aus 
den  Entrepots  versehen,  und  es  werben  ihnen  ausländische 
Blätter  aus  den  S^taatsmagazinen  gegen  billige  Preise  ab- 
gelassen. '^ 

Die  Preise  des  Tabaks  sind'  nicht  im  ganzen  Lande  die- 
selben, sondern  es  sind  in  der  Richtung- gegen  die  Nörd- 
und  Ostgrenze  in  14  Departements  wohlfeile  Sorten   (tabac 

*  £0  sind  diese  Nachlässe  dHrch  einen  Ministerialerlass  vom  17.  Ja- 
nuar 1817  fiir  die  einzelnen  Sorten  ziffermäsdig  festgestellt. 
^  Cirk,  vom  23.  Juli. 1834. 
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decaniine)  i9  Verschleiss  gesetzt,  deren  JE^reis.^,  V^i  *4  ^^^ 
in  den  äusseraten  Distrikten  selbst  nur  y^  des  PrelseB  .des 
Tabaks  im  Innern  beträgt..  Eben  darum  ist  die  Uebertra- 
guDg  des  Tabaks  aus  einer  billigeren  in  eine  theuei^ere  Zone 
iBtrafbar,  und  es  besteben  eigene  Aufsichtsbeamte  sur  Ver- 
hütung solcher  Uebertragungeo. 

Gegenwärtig  b^teht  folgender  i^istarif  (für  das  Kilo- 
gramm in  Francs  und  Centimes):  ^ 

Preis  fQr  die     Preis  für  die 
Trafikanten.    Gonsumentpo. 


HftTttnna-  und  Manilla  -  Cigarren 


Cigarren  in  FraDkreich  fab« 
ricirt 


\ 

Peine  Tabake    \^^9^^^^\  i°  <*«r  F«™de  i 
,  v\     fabricirt  {  in  Frankreich  / 


Kleine  gesponnene  Rollen 

Carolen 

Gemeine  Tabake:  Staub,  Scaferlati,  Rollen, 

Cäroten 
Innere   Cantine- 
Tabake 


jstaub,   Scaferlati,   Rollen 


aa,- 

lüO,~. 

80  -  . 

87,^ 

68, 

75,- 

66,— 

62,50 

44,- 

50,- 

33,- 

37,50 

•A- 

25,- 

2a,- 

25,- 

11,- 

12,50 

aa,- 

25,- 

11,10 

12,—/  bloss 

9,80 

11      \bei  den 

J 

10,-/  Verie- 

^     \gem  lu 

Iverkau- 

7,25 

8,— (     fen. 

5,80 

6,50 

3,40 

4,- 

2,55 

3,- 

2,15 

2,50 

1,70 

2,- 

AenssereCantine-lStaub,  Scaferlati,  Rollen 
Tabake        J 

^Scaferlati,  Rollen     .     . 

Seit  30.  Juni  1853  ist  eine  eigene  wohlfeile  Tabaksorte 
für  Soldaten,  und  seit  10.  August  1853  für  Schi£bleuie  in 
Verschleiss  gesetzt,  das  Kilogramm  1  Fr.  50  Cent.  fUr  Rauch- 
ttnd  2  Fr.  für  Kautabak. 

Sie  wird   von  den  Berechtigten  gegen  Bestätigung  der 

•  Ord.  vom  27.  August  1839,  22.  Oktober  1843,  16.  Juni  1844, 
28.  Juni  1846,  13.  Juli  und  3.  Oktober  1847,  Arr.  2.  Mai  1848,  Dekr. 
14.  Mai  1849  und  4.  Januar  1851. 
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Obern  in  einer  Menge  von  10  Orammea  für  den  Mann  aus 
dem.  Stande  der  Gemeinen  and  Unterofficiere  und  für  den 
Tag  gefasst  .—  Ausnahmsweise  können  auch-  inländische 
Tabakblätter  zu  medizinischen  Zwecken  an  Apotheker,  Thier- 
ärzte  und  Viehbesitzer  in  kleinen  Mengen  von  höchsiena 
2  Eilogr.  zu  den  Preisen  des  Oantinetabaks- verkauft. werden; 

Die  Tabakpreise  unterliegen  nicht  den  beiden  zehnpro- 
cfentigen  Steuerzuschlägen.  * 

Tabakfabrikate  dürfen  selbst,  wenn  sie  verzollt  oder  aus 
Verschleissplätzen  der  Verwaltung  bezogen  sind ,  nur  daim 
in  einer  Menge  von  mehr  als  lOSalogr.  aufbewahirt  werdrä, 
wenn  sie  noch  mit  der  Etikette  der  Regie  versehen  sind.  ^ 

Das  Verbot  der  Aufbewahrung  des  für  die  Grenzdistrikie 
oder  für  Soldaten  und  Scbiffsleute  bestimmten  wohlfeileren  Ta- 
baks erstreckt  sich  auf  alle  Orte  ausser  der  Zone,  fü)*  welche 
er  in  Verkehr  gesetzt  wurde,  auf  alle  unberechtigte  Personen 
imd  auf  Mengen  von  mehr  als  3  Kilogr.,  die.  nicht  mit  der 
Etikette  der  Regie  versehen  sind. 

Alle  Tabakfabrikate  in  Mengen  über  10  Eilogr.  können 
nur  unter  Begleitscheinkontrolle  von  der  Regie  wie  von  Pri- 
vaten versendet  werden,  aber  selbst  in  Mengen  bis  10  Eilogr. 
müssen  sie  auf  dem  Transporte  entweder  mit  der  Etikette 
der  Regie  oder  mit  einem  Legitimationsschein  versehen  sein. 

Zur  Ausstellung  dies^  Begleite  und  Legitimationsscheine 
sind  die  Verleger  ermächtigi  Die  ausnahmsweise  wohlfeilen 
Tabake  können  in  Mengen  über  1  Eilogr.  selbst  unter  der 
Etikette  der  Regie  nur  unter  Faktur  des  Verlegers  oder  unter 
B^leitschein  versendet  werden.  ^ 

Schon  der  Bc^ff  des  Staatsihonopels  steUt  die  Erzeu- 
gung und  den  Verkauf  von  Tabak  durch  Private  als  unstatt- 
haft dar;  es  sind  jedoch,  diese  Verbote  durch  das  Gesetz  vom 

*  Gesetz  Tom  2.  Juli  1836. 

2  Gesetie  vom  28.  April  1816  uad  vom  23.  April  1840. 

^  Olli,  vom  13.  Februar  1835. 


352 

i2.  Februar  1635  auch  auf  alle  Tabaksurrogate  (^tabuc-^ 
factices)  ausgedehnt  worden;  die  damals  beetandeiien  Indu- 
Btriellen  dieser  Art  wurden  entschädigt. 

Durchsuchungen  bei  nicht  kontrollpQichtigen  Pereonen 
können  nur  bei  unuiiltelbarer  Verfolgung  eines  ilüohlägen 
üebertreters  ode»  der  Gegenstände  der  Uebertretung  ohne 
schriillichen  Auftrag  eines  Obern  von  höherem  Range  als 
ein  KontroUor  und  ohne  Begk'itung  einer  Gerichtsperson  oder 
bei  Nacht  vorgenommen  werden. 

Die  Strafen  der  Tabakpflanzung  ohne  Ermächtigung  sind 
lllr  das  Hectaj-e  der  bebtiulen  Flüche 

SO  Fr.  wenn  der  Anbau  in  oHenen, 
150  Fr.  wenu  er  in  geschlossenen  Räumen  stattfaud; 
die  Strafen  der  überschrittenen  Ermächtigung  sind  25  Fr. 
für  des  Hectare.  Das  Maximum  der  Strafe  beträgt  für  die 
unbefugte  Pflanzung  3000  Fr.,  für  die  eigenmächtige  Aus- 
dehnung der  erhaltenen  Erlaubniss  1500  Fr.  Für  die  der 
Ablieferung  entzogenen  Blatter  ist  der  Preis  des  Caatine- 
Tabaks  als  Strafe  zu  entrichten.  Die  Strafe  der  unbefugten 
Aufbewahrung  oder  des  unbefugten  Transports  ist  20  Fr.  für 
jedes  Kil.  innerhalb  des  Minimums  und  Maximums  von  100 
und  3000  Fr. ,  jene  der  unbefugten  Fabrikaüon  1000— ÜOOO  Fr., 
des  unbefugten  Verkaufs  oder  IlHUsireus  300"  bis  1000  Fr., 
und  in  allen  FalJeu  Konflskatiun  des  Tabaks.  Geg:en  Zah- 
lungsunfähige kann  gcfängliclie  Anhaltung  bis  zu  6  Monaten, 
und  in  Wiederholungsfl&llen  bis  zu  einem  Jahre  Terhängt 
werden.  \ 

Gegen  Beamte  der  Regie,  welche  den  ihnen  anvertrau-    \ 
len  Tabak  verfälschen,  wird  Gefanguiss  von  3  Monaten  bis   •: 
1  Jahr,  Geldstrafe  von  300  bis  3000  Fr.  und  die  Absetzung 
verhängt. ' 

Den  Ergreifern  von  Uebertretern  des  TabakgefÄlls  kön- 
nen,   abgesehen    von    den    gesetzlichen    Antheilen    an 
■  Gesetz  vom  25.  Marc  1617. 


llls   kOll- 

ai)    den     1 
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eingehenden  Stmfen  und  ohne  den  Ausgang  der  8trafverhaiid- 
lung  abzuwarten,  besondere  Belohoungen  von  30  bis  150 Fr. 
für  je  100  Kilo  des  angehBltenen  Tabakmaterials  je  nach 
dessen  Werthe  verabreicht  werden.  Das  llinimum  von  30  Fr, 
kann  selbst  in  dem  Falle  ertbeilt  werden,  wenn  der  Tabak 
als  zur  Verwendung  fiir  die  Verwaltung  ungeeignet  erkannt 
und  zur  Vertilgung  bestimmt  wird. 

Die  Verwaltung  besass  Anfangs  1855  an  Gebäuden,  Ma- 
schinen, Vorrichtungen,  Vorräthen  ein  Vermögen  von  85  Mil- 
lionen Ft.,  wovon  mehr  als  6Ö  MlUiODcn  in  Vorräthen  an 
rohen  Blättern  und  Fabrikaten.  Diese  Vorrftthe  betrugen 
jedoch  kaum  das  Doppelte  des  Jahresverbrauches  und  be-  -, 
durften  daher  der  Vermehrung. ' 

Die  Kosten  des  Blätterankaufs  werden  fltp  100  Ktlogr. 
durchschnittlich  mit  103  Fr.,  der  Magazinage  mit  3  Fr.  40  C, 
der  Fabrikation  mit  30  Fr.  40  Cent,  und  die  Transportkosten 
mit  4  Fr.  70  Cent,  fiir  den  Traneport  von  den  Blätlermaga- 
zinen  zu  den  Fabriken,  und  mit  2  Fr.  40  Cent,  von  den 
Fabriken  zn  den  Verlegern  berechnet.  '^  Mit  Benutzung  die- 
ser Elemente  kann  der  mittlere  Gestehungspreis  von  100  Kil. 
des  in  Frankreich  fabricirten  Tabaks  auf  141  Fr.  70  Cent, 
veranschlagt  werden ,  während  der  mittlere  Verkaufspreis 
sich  auf  607  Fr.  11  Cent,  stellt.  Die  eigentliche  Tabak- 
steuer kann  daher,  selbst  wenn  man  auf  den  bürgerlichen 
Gewinn  und  die  Kosten   des  Verschleisses  Rücksicht  nimmt, 

'  Diese  umi  die  nftchfolgemien  Angaben  über  die  Ergebnisse  duB  Ta- 
bftka-  und  des  Scbiesapulvernionopola  sind  dem  lUsuine  du.  oiMnple  de  la 
fobricalinp  et  de  la  reute  exdii«ive  du  labac,  et  compte  du  prodirit  de 
la  venle  eicluaive  des  potidres  ii  feu  entnommen,  welches  die  General- 
dircktion  im  »weilünululen  Jabre  nacb  Ablaiir  des  Verwallung^abrea  ver- 
öffentlicht. Im  SLaatavoranacblag  wiril  der  Koliertrag  des  Tabak mciuopols 
sowohl  für  1BÖ6  als  für  1857  auf  16i  Mill.  Fr.  geschaut. 

'  Nach  einem  Vertrage  vom  30.  Septoiiber  1851  (dessen  Dauer  Ende 
1856  ablaufl)  sind  die  Transportkosten  mit  1,3  Ceiil.  im  gewöhn! ii'beti, 
und  mit  3,5  Cent,  im  Eiltransporl  fiir  das  melrisclie  Quinlal  und  den  Ki- 
lometer fealgeseUt. 

Il.icti,  Finonivorwolliin^  tVnnkrc.flis  2'^ 


354 


welche  auch  Private  als  Tabakfabrikanten  in  Anreohnung 
bringen  müssten,  auf  450  7o  ^om  Werthe  des  verkauften 
Tabaks  geschätzt  werden ,  und  diese  einzige  Thatsacbe  reicht 
hin,  die  Unmöglichkeit  darzuthun,  den  Ertrag  des  Tabak- 
monopols durch  eine  andere  Art  der  Belegung  des  Tabak- 
verbrauchs je  zu  erreichen. 

Gleich  beachtenswerthe  Resultate  lassen  sich  der  Ver- 
gieichung  der  Gestehungs-  und  Verkaufspreise,  der  Absatz- 
mengen und  des  Absatzerträgnisses  der  einzelnen  Tabak- 
sorte'h  entnehmen.    Es  betrug  nämlich  im  Jahre  1854: 


r"             -    .  - 

t 

Benennung  der 
Tabaksorte. 

Gemeiner  Tabak,  zu 

Mi 
Gestell 

tUerer 
lungspreis 

MitUerer 
Verkaufspreis 

Absfitzmenge 
in  metr.  Quintal. 

• 

1 

Erlös  m 
Tanaenden  . 

für  das  K 

ilogramm. 

Francs. 

Fr. 

Cent. 

Fr.      Ceuk 

den     allgemeiueü 

Preisen  .... 

Gemeiner  TabaJs,  zu 

1 

20 

7      25 

• 

145,103 

1 

j  105^X52 

ermäsisigten  Prei- 
sen für  die  Greriz- 

departements  .     . 
Gemeiner  Tabak ,  zu 

1 

10 

2      24 

57,920 

13,024 

t 

ermässigten  Prei- 
sen für  das  Heer 

1 

und  die  Flotte 

1 

10 

1       30      ' 

8,590 

1,122 

Feiner  Tabak     .     . 
Havanna-   und  M&- 

1 

CO 

17      74 

12,024 

16,600 

nilla-Cigarrcn 

22 

40      ! 

43      68 

1,821 

7,956 

—  -            1 

•Man  sieht,  dass  der  Gewinn  und  mithin  die  in  diesem 
liegende  Abgabe  mit  der  Feinheit  des  Tabaks  und  somit  mit 
dem  Wohlstaude  der  Klasse  steigt,  welche  sich  desselben 
bedient;  ein  Vortheil,  der  bei  wenigen  anderen  indirekten 
Abgaben  zu  erreichen  ist.  Nur  die  fremden  Cigarren  und 
der  Cantinetabak  machen  eine  Ausnahme,  weil  lüer  die  Ver- 
waltung in  ihren  Forderungen  durch  den  Preis  der  gleichen 
Waare  im  monopolfreien  Auslande   in   engeren  Schranken 
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gehalten  wird,  aber  wir  betrachten  «s  als  einen  Vorzug  des 
Monopole,  dass  es  sich  g^gen  alle  Anforderungeu  der  2eit 
und  des  Orts  so  «chmiegsam  bezeigt. 

Wir  dürfen  endlich  unter  den  Vorzügen  des  Tab^k- 
monopols  aufzuzählen  nicht  unterlassen ,  dass  wenige  andere 
Zweige  der  öffentlichen  Abgaben  eine  so  rasche  und  nach- 
haltige ErtragszuniAme  aufzuweisen  vermögen,  als  das  Ta- 
bakmonopol.   Es  betrug: 


Der  Bruttoertrag;. 


Der  Reinertrag.  * 


Millionen  Pranes. 


1815 
1825 
1835 
1845 
1850 
1852 
1853 
1854 
1855 


-*• — 


Die  Absatzmenge. 


Hill.  Kiiogr. 


3.    Das  SchiesspulvermonopoL 

Auch  das  Schiesspulvermonopol  übt  der  Staat  in  vollem 
Umfange  aus.  Die  Einfuhr,  die  Erzeugung  und  der  Verkauf 
von  Schiesspulver  sind  den  Privaten  durch  das  Gesetz  vom 
13.  fructidor  an  V.  (30.  August  1796)  untersagt.  Dem  Schiess- 
pulver sind  das  Knallpulver,  die  Schiessbaumwolle  und  jeder 
die  Wirkung  des  Scbiesspulvers  tibende  Stoff  gleichgestellt  ^ 
Durch  das  erwähnte  Gesetz  war  .auch  das  Salpetermonopol 
eingeführt  worden,  allein  es  wurde  durch. das  Gesetz  vom 
16.  März  1819  wieder  aufgehoben. 

*  D.  i.  der  Ertrag  nach  Abzug  der  Aosgaben  und  mit  Berücksichtf- 
gnug  der  etwaigen  Kapitalvennehrung  oder  KapitalTermindernng. 

'  Dekret  des  Ministers  des  Innern  vom  20.  Oktober  1823,  Dekret  des 
Justizministers  vom  14.  Deeember  1846,  Qirk.  der  Qeneraldirektion  der 
indirekten  Abgaben  vom  25.  Januar  1847. 
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Die  Erzeugung  dea  SchiesspulverH  geschieht  in  Pulver- 
stäuipfen ,  welche  unter  der  Obhut  eines  eigenen  militärischen 
Corps  lind  der  Ueberwachung  der  Artillerie  stehen  und  in 
das  Ressort  des  Kriegsministers  gehören. '  Jedes  Jahr  ma- 
chen der  Kriegs-  und  Marineminister  ihre  Bestellungen  und 
wird  der  Preis  bestiuimt,  den  sie  zu  bezahlen  haben.  Ebenso 
bestimmt  der  Finanzminister  die  zum  allgemeinen  Ver- 
brauche zu  erzeugende  Menge. 

Der  Verkaufspreis  wird  durch  ein  kaiserliches  Dekret 
festgesetzt. 

Die  Art  des  Verkaufes  des  Schiesspulvers  zum  allgemei- 
nen Verbrauche  ist  dieselbe  wie  die  des  Tabaks.  Das  Ma- 
teriale  gelangt  aus  den  Fabriken  an  die  Staatsmagazine  in 
den  einzelnen  Departements,  von  denen  es  an  die  vom  Prä- 
fekt  ernannten,  in  ihren  Bezügen  auf  den  Rleinverschleiss- 
gewinn  (den  Unterschied  zwischen  dem  Gross-  imd  dem 
Klein  verschleisspreise)  angewiesenen  Kleinverschleisser  hin- 
an agegeben  wird. 

Auch  die  Art  der  Verrechnung  ist  dieselbe. 

Es  gibt  vier  Arten  Schiesspulvers:  für  die  Jagd,  die 
Bergwerke,  den  auswärtigen  Handel,  die  Armee. 

Aruieepulver  darf  an  Private  nur  ausnahmsweise,  z.  B. 
zur  Proviantirung  der  Handelsschiffe  und  für  Feuerwerker, 
gegen  besondere  Erlaubuissscheine,  unmittelbar  aus  den  Nie- 
derlagen des  Staates  verabfolgt  werden. 

Das  Jagdpulver  wii-d  in  Rollen  oder  Paketen  verkautl, 
die  netto  %^  '/,,  %  Kilogr.  Pulver  enthalten  ;  die  Rollenholse 
besteht  aus  Blei  und  einem  Umschlage,  der  Art,  Gewicht 
und  Preis  des  Pulvers  enthält.  Alles  andere  Pulver  wird 
in  Fässchen  in  Verkehr  gesetzt,  welche  mit  der  Marke  und 
dem  Bleisiegol  der  Verwaltung  versehen  sind.  ' 

Der  Monopolsgewinn  wird  ebenfalls  nur  vom  Jagdpulver 


■ 


a  2G.  FelH-uar  1839. 
n  25.  HÄrx  1818. 
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gezogen,  alles  andere  Pulver  wird  um  die  Gestehungs-  und 
Transportkosten  abgegeben.  *  ' 

Die  gegenwärtigen  Verkau&prelse  für  das  Kilogramm 
sind: 


. 

Für 'die 
Trafikanten. 

Für  die 
Konsumenten 

Fr.    Cent. 

Fr.    Cent. 

Jagdpulver  fein    .    . 

9     —       . 

9    50 

^         superfein 

11      50 

12. 

-          extrafein 

15 

15    50 

Bergwerkpul ver  wird  nur  gegen  die  Certifikate  des  Maire 
und  des  übernehmenden  Ingenieurs  verabfolgt,  der  Preis  ist 
bei  den  Verlegern  2,25,  bei  den  Klein verschleissern  2,50  Fr. 
das  Ealogramm.  ^ 

Das  Pulver  für  den  auswärtigen  Handel  wird  nur  .an 
Seeorten  bei  Verlegern  unter  -Begleitscheinkontrolle  Behufs 
der  Herstellung  des  Beweises  der  wirklichen  Ausfuhr  um 
1  Fr.  6Q  Cent,  das  Kilogramm  verkauft.  '^  Es  unterliegt 
auch  dem  Ausfuhrzolle  von  25  Cent,  für  100  Kilogr.,  nur 
das  Pulver  für  die  Kolonien  und  die  Ausrüstung  der  Schiflfe 
ist  ausgangszollfrei.  . 

Reisenden  und  Postkondukteuren  ist  die  zollfreie  £in*> 
fuhr  von  2  Kilogr.  Pulver  zum  eigenen.  Gebrauche  gestattet. 

Zur  Sicherung  der  Abgabe  und  der  beim  Pulververkehr 
zu  beachtenden  polizeilichen  Zwecke  dient  das  Verbot  der 
Aufbewahrung  von  Jagdpulver  in  Mengen  über  5  Kilogr.  und 
das  unbedingte  Verbot  der  Aufbewahrung  anderen  Pulvers 
von  Seite  anderer  Personen,  als  jener,  denen  es  zu  dem  vor- 
gezeichneten Gebrauche  übergeben  worden  ist,,  die  Anord- 
nung an  die  ankommenden  Schiffe.,  ihre  Pulvervorräthe  in 
amtliche  Verwahrung  zu  geben,  das  R;echt  der  Kontrolle 
über  alle  Kleinverschleisser  und  alle  Private,  die  zu  ihren 
Zwecken  Pulver  zu  ermässigten  Preisen  erhalten  haben.    Die 

'  Gesetz  vom  16.  März  1819. 

'  Gesetz  vom  7.  August  1850,  Dekret  Tom  29.  September  1850. 


Präfekte  sind  ermächtigt,  den  Pulverrerschleias  auf  die  Haupt- 
orte der  Arrondissementa ,  auf  den  Verkauf  an  Personen,  die 
mit  einer  besonderen  Bewilligung  dea  Prälekts  verseilen  sind, 
zu  beschränken,  oder  ihn  in  einigen  Armndissements  ganz 
einzustellen, ' 

Pulver,  welches  den  Feinden  abgenommen  oder  in  Ver- 
folgung des  gesetowidrigen  Verkehrs  angehalten  wird,  muas 
in  die  StaatsniederlBgen  abgegeben  werden. 

Die  Strafen  sind  strenge.  Wer  ohne  Erlaubniss  Pulver 
erzeugt,  verkauft,  vertheilt,  im  Hausierhandel  umherfUhrt, 
unbefugt  aufbewahrt,  unterliegt  dem  Verfalle  des  Pulvers, 
einer  Geldstrafe  und  der  geiUnglichen  Änhaltung  von  1  Mo- 
nat bis  2  Jahren.*  Ein  Soldat  oder  ein  Aufseher,  Beamter 
oder  Arbeiter  in  einer  Pulverstampfe  oder  einem  Pulver- 
magazin, der  Pulver  verkauft,  vertauscht,  verschenkt,  oder 
ein  Trafikant,  der  die  bestehenden  Vorschriften  Übertritt, 
wird  überdiess  abgesetzt. 

Die  verbotwidrige  Erzeugung  wird  mit  Verfall  des  Pul- 
vers, der  Fabrikation  SS  tofl'c  und  -Mittel  und  einer  Geldstrafe 
von  300  Fr,  geahndet,  die  dabei  verwendeten  Arbeiter  unter- 
liegen einer  Geföngnissstrate  von  3  Monaten  und  im  Wieder- 
holungsfalle von  einem  Jahre. 

Wer  Pulver  einschmuggelt,  wird  mit  Verfall  des  Pul- 
vers nnd  der  Transportmittel  und  mit  einer  Geldstrafe  von 
20  Fr.  44  Cent,  für  jedes  Kilogramm  bestraft. 

Ankommende  Schifte,  die  ihr  Pulver  nicht  in  die  amt- 
liche Niederlage  ablielem ,  bezahlen ,  abgesehen  vom  VerRüI 
des  Pulvers,  eine  Geldstrafe  von  500  Kr. 

Kompetent  ia  Siraffällen  sind  die  Polizeitrihunale.*  Die 
eingehenden  Strafen  werden  grossenthcils  unter  die  Ergr^fer 
vertheilt,  letztere  erhalten  überdiess  eine  Prämie  von  15  BV. 

'  MiniUeriBlcrlssHi.-  lom  17.  AtigiiM  183'2  uuil  31,  AiigiiM  1848. 
'  ÜFseti  vom  24.  Uni  lä34. 
'  Üpkrel  vom  16.  UHn  1B13. 
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für  jeden  angehaltenen  Pulverschmuggler,   und  von   3  Fr^ 
für  jedes  Kilogr.  abgelieferten  Pulvfers.  * 

Im  StaatsYOranschlage  für  1857  stehen  als  Ertrag  der 
Pulverfiäbriken  die  von  den  Ministerien  der  Finanzen,  des 
Krieges  und  der  Marine  vergüteten  Erzeugungskosten  mit 
6^883,000  Fr.  vereinnahmt.  Gesondert  hievop  i»nd  als  (Brutto) 
Ertrag  desPulvergefälls  8,800,000 Fr.  veranschlagt.^  Es  waren : 


Die  verkauften 

Der  Brutto- 

Die Anschafl\]nR8- 

Der  Rein- 

1 

Mengen. 

ertrag. 

und  andere  Kosten. 

ertrag. 

Metrische  Quinta!. 

[n  Tausenden  Francs 

• 

1819 

6834 

3,272 

2,181 

1,091 

i      1825 

1 

9611 

3,920 

2,490 

1,430 

1835 

9539 

.4,615 

2,302 

2,313 

1845 

18172 

5,588 

2,833 

2,755 

i      1850 

17324 

5,945 

2,077 

3,868 

1852 

15451 

5,800 

2,221 

3,579 

1853 

18746 

6,595 

2,677 

3,918 

1854 

24970 

8,025 

3,653 

4,372 

,     1855 

• 

8,800 

Der  Werth  der  Gebäude  (Magazine),  Vorrichtungen  und 
Vorräthe  der  Verwaltung  belief  sich  Anfangs  1855  etwa  auf 
1,7  Millionen  Fr.,  unter  diesen  bildeten  8296  metr.  Quintal  Pul- 
ver im  Werthe  von  1,2  Millionen  Fr.  —  etwa  ein  Drittheil 
des  jährlichen  Bedarfs  —  die  Hauptrubrik. 

Der  Mittelpreis  eines  Quintais  Pulvere  stellt  sich  auf 
128  Fr. ,  während  es  um  347  Fr.  verkauft  wird ,  so  dass  die 
Steuerverwaltung  219  Fr.  am  Quintal  gewinnt. 

*  Ord.  vom  17.  November  1819. 

'   Im   Voranschläge  für   1856   waren   diese   Zahlen  ^,313,000  und 
6,400,000  Fr. 


1  mizm  (^ 

^^  Bcibehs 


Sd)tes  Änpitel. 

Die  Verbrauchssteuern  und  andere  Indirekte  Abgaben. 

Zweite  Abtheilung. 

4.    Die  Abgaben  auf  Getränke. 

Die  Abgaben  auf  Getränke  sind  es,  gegen  welche  die 
Abneigung  der  Bevölkerungen  vorzugsweise  gerichtet  war. 
Eben  darum  hatten  sie  die  grüsaten  Stürme  durchzuniBchen. 
Mach  t'.cr  ersten  Revolution  durch  das  Gesetz  vom  25.  ven- 
töse  (25.  Februar  1804)  wieder  eingefilhrt,  von  der  ersten 
Restaui-atioD  durch  das  Gesetz  vom  8.  December  1814  mit 
geringen  Aenderungen  übernommen,  wurden  sie  1815  wäh- 
rend der  hundert  Tage  in  eine  direkte  Steuer  umgewandelt. 

Das  Finanzgesetü  vom  28.  April  1816  stellte  sie  fast  auf 
den  alten  Grundlugen  wieder  her.  Nach  der  Julirevolution 
1830  wurden  die  Abgaben  auf  den  Detailverschleiss  tini  ein 
Drittheil  vermindert,  die  Ablindungeu  erleichtert;  nach  der 
Februarrevolution  1848  wurde  mit  Dekret  der  provisorischen 
Regierung  vom  17.  März  die  Aufhebung  der  Abgaben  auf  den 
Detailverschleiss  vom  Jahre  1849  an  verheissen,  jedoch  von  der 
koDStituirenden  Nationalversanunhing  um  28.  Juni  1848  ihre 
Beibehaltung  ausgesprochen,  am  1!^.  Mai  1849  abermals  die  Auf- 
hebung der  Getränkesteuem  vom  1.  Januar  1850  an  in  Aus- 
sicht gestellt,  aber  am  20.  December  1849  ihre  provigorische  I 
Beibehaltung  lllr  das  Jahr  1850  entschieden  und  blos  eine    ' 


ä 
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Kommission  zur  BerathuDg  der  nöthigen  Reformen^  niederge- 
setzt. Auf  den  Beraäiuögen  dieser  Kommission  beruht  die 
Fortdauer  der  Steuer  und  das  letzte  Grundgesetz  vom  17.  März 
1852,  welches  aber  im  Wesentlichen,  die  Bestinmiungen  des 
Finanzgesetses  rom  28.  April  1816  aufrecht  erhielt,  jenes 
Gresetzes,  welches  man  mit  Recht  das  umfiEussendste,  kühnste 
und  durchdachteste  nennen  kann,  welches  je  aus  dem  Ge- 
hirn eines  Finanzministers  entsprang.  Nach  diesem  Gesetze 
und  seinen  Nachträgen  gibt  es  folgende  Abgaben  auf  Ge- 
tränke: .    - 

a)  Die  CSurkulationsgebtihr  für  den  Ver-  ^         ^  .       ^, 

kehr  im  Grossen ,  f  ^  a   i«  i       j  r>-      a 

'  \  (Apfel-  und  Birn-) 

b)  Die  Detailgebühr  fllr  den  Verkehr  T  L^  .       '  d  M  th 
im' Kleinen,  } 

c)  Die  Kousümtionsgebühr  für  gebrannte  geistige  flüssig- 
keiten  und  Idqueurweine  (das  sind  Weine,  die  mehr  als 
220  Alkohol  enthalten), 

d)  Die  Eingangsgebühr  in  Orten   über 
4000  Einwohner, 

e)  Die  einzige  Taxe  (taxe  unique) ,  als 
Ersatz    der  Eingangs  -   und   Detail-  f  f^  alle  unter  a, 
gebühr  in  einzelnen  Gemeinden ,       V  b  und  c  genann- 

f)  Die  Ersatztaxe  (taxe  de  remplace- 1  ^  teh-  Getränke, 
ment),  als  Ersatz  der  Cirkulations-, 
Eingangs-,  Detail-  und  Kousümtions- 
gebühr in  Palris,         • 

g)  Die  Biersteuer  für  die  Erzeugung  von  Bier. 

Der  kleine  Wein  (rftpe,  piquette,  ein  kalter  Auiguss 
auf  bereits  gepresste  Trauben)  und  Weinsurrogate  werden  wie 
Wein,  das  Dünnbier. wie  Bier,  mit  Weingeist  versetzte  Fir- 
nisse werden,  wie  Weingeist,  in  Weingeist  eingelegte  FJrüchte 
wie  Weingeist,  Weine,  die  18  bis  22"  Alkohol  enthalten, 
zunächst  als  Weine,  in  Bezug  auf  den  Alkoholgehalt  über 
18"  aber  als  Liqueure  besteuert.      .  , 
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Allgemein  ausgenommen  von  der  Steuer  sind  die  zur 
Ausfuhr  oder  zur  Umwandlung  in  Blasig  bestimmten  Ge- 
tränke, deren  Austritt  oder  Umwandlung  gesetzlich  erwie- 
sen >vird.  ' 

Wein ,  Obstwein  und  Meth  unterliegen  von  dem  Augen- 
blicke angefangen,  als  sie  aus  dem  Keller  des  ersten  Erzea- 
gera  genommen  werden,  je  nach  ihrer  Bestimmung  zum  Ver- 
kehr im  Grossen  oder  im  Kleinen,  der  Cirkulations-  oder 
der  Detailgebuhr. 

B.  Die  CirkuIationsgebUhr 
Die  Cirkulationsgebühr,  ursprünglich  eingeführt  durch 
das  Gesetz  vom  24.  April  1806,  wird  in  dem  Augenblicke 
fällig,  als  die  ihr  unterHOrfenen  Getränke  in  einer  Menge  von 
25  Litre  und  mehr  in  Fässern^  oder  von  25  Flaschen  und 
mehr  in  Kisten  oder  Körben,  geschlossen  und  emballirt  nach 
Handelsbrauch,  mit  der  Bestimmung  für  andere  Personen 
als  Kleinverschleisser,  von  einem  Aufbewahrungsorte  in  den 
andern  gebracht  wei-den.  Ebenso  unterliegen  jene  Mengen 
der  Gebuhr,  welche  bei  Gross-  oder  Kleinhändlern  iui  Äugen- 
blicke des  Äufhtirena  ihres  Geschäftes  am  Lager  sich  befin- 
den. Versendungen  und  Abtretungen  in  kleineren  Mengen 
oder  in  anderer  als  handelsgebräuchlicher  Verpackung  oder 
an  Kleinverschleisser  sind  der  Detailgebühr  unterworfen. 

Die  Grundluge  der  Versteuerung  bildet  die  Erklärung, 
welche  tlber  jede  Versendung  oder  Abtretung  von  dem  Ver- 
sender oder  Verkäufer  dem  nächsten  Steueramte  zu  erstatten 
ist.  Sie  enthält  Zahl  und  Zeichen  der  Behältnisse,  deren 
Rauminhalt,  die  Zahl  der  Flaschen,  die  Art  imd  Beschaffen- 
heit der  Getränke  [beim  Weine  die  Farbe  und  das  Jahr  der 

'  Beim  Bier  findet  sUtI  der  Steuerfrei  heil  die  Sleiierreatltutioa  aUH 
(Uesetz  vom  33.  Juli  182U).  Auch  genieMt  Muer  gewordenes  (in  &rif 
vcrwandellea)  Bier  keiner  Sleiierfrt'iheii. 

'  Gesetz  lom  17,  MSri  1853.  Früher  wurden  bloss  Vpraen'lung*n  \aa 
100  Litre  und  mehr  nicht  iittn  Kleinvernchleisse  gerwhnel. 
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Lese)  und  den  Ort  der  Wegführung,  Gemeinde,  Arrondisfle- 
ment  und  Departement  der  Bestimmung,  Namen  und  Be* 
schäftigung  des  Versenders  und  Empfängers,  Namen  dos 
Waaxenftlhrers ;  nur  ist  gestattet,  den  Namen  des  Empfän- 
gers unausgeftlUt  zu  lassen  und  ihn  erst  nachträglich  am 
Orte  der  Bestimmung  anzugeben.  Nach  der  Erklärung  er- 
folgt die  Revision  und  nach  dieser  und  ehe  die  Getränke 
TOP  ihrem  Aufbewahrungsorte  weggebhtcht  werden,  ist  die 
Cirkulationsgebühr  zu  entrichten. 

Steuerfrei  sind ,  abgesehen  von  den  allgemeinen  Steuer- 
befreiungen :  der  Wein,  welchen  der  Grundeigenthümer, 
Pächter  öder  Kolone  aus  der  Kelter  in  den  Keller,  oder 
aus  diesem  Keller  in  einen  andern  innerhalb  desselben  S[an- 
tons  oder  der.  angrenzenden  Gemeinden  der  Nachbarbezirke 
versendet,  ^  jedoch  nur  für  diese  und  keine  späteren  Versen- 
dungen, und  jener  Wein,  der  als  Reiaeproviant  (in  einer 
Menge  von  3  Flaschen  für  die  Person)  verwendet  wird. 

Von  der  Cirkulationsgebühr  frei,  weil  andern  und  hö- 
heren Abgaben  unterworfen,  sind:  die  Getränke*,  die  an 
einen  Kleinverschleisser  oder  nach  Paris  oder  an  einen  Ort 
verhandelt,  werden,  der  hinsichts  des  Kleinverschleisses  all-» 
gemein  abgefun(l6n  ist  oder  der  einzigen  Taxe  unterliegt, 
oder  welche  von  einem  Eigenthümer  aus  seiner  Wohnung* 
in  einer  der  Eingangsgebühr  unterworfenen  Gemeinde,  nach- 
dem er  für  sie  die  Eingangsgebühr  bereits  entrichtete,  in 
eine  andere  ihm  gehörige  Wohnung  geschafft  werden;  end- 
lich Wein  oder  Obstwein,  aus  denen  Branntwein  erzeugt 
wird. 

Die  Grkul^tionsgebühr  ist  nur  für  Obstwein  und  Meth  iq 
allen  Departements  dieselbe  (50  Centimes  für  das  Hektoliter), 

'  Geaetz  vom  17.  ^ärz  1852.  Früher  war  der  Eig^thümer  bei  Ver« 
Sendungen  im  Arrondissement  und  in  den  benachbarten  Kantonen,  und 
vor  1850  bei  Versendungen  im  Departement  und  in  den  benachbarte!) 
Arrondissementfl  frei. 
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für  Wein  ist  sie  nach  den  einzelnen  Departements,  wohin 
der  Wein,  bestimmt  ist,  mit  RUokslcht  auf  den  Durch- 
schnittswerth  des  Weines,  der  daselbst  getrunken  zu  werden 
pflegt,  in  vier  Klassen  von  60,  80,  100  und  120  Cent  für 
das  Hektoliter  abgestuft  > 

Der  L  Klasse  mit  60  Cent  eingereiht  sind  die  De- 
partements: 
Var,  Nieder- Alpen,  Vaucluse,  RhonemUndungen,  Grard, 
Herault,  Aude,  Ost-Pyrenöien,  Tarn,  Garonne,  Arri6ge, 
Lot,  Tarn  und  Oaronne,  Gers,  Ober-PjTenätti,  Dordogne, 
Lot  und  Garonne,  unter -Charente,  Charente,  Gironde, 
Landes,  Nieder -Pyrenäen,  Aveyron,  Aube.  •. 

Der  n.  Klasse  mit  80  Cent: 
-Dröme,  Ardeche,  Oberalpen,  Is6re,  Oberloire,  Puy  de 
Dome,  Corr^ze,  Ain,  Jura,  Allier,  Ni6vre,  Cher,  Indre, 
Vienne,  die  beiden  86vres,  Vendfe,  Unterloire,'  Maine 
und. Loire,  Indre  und  Loire,  Loire  und  Cher,  Loirei, 
Tonne,  Cöted'Or,  Obersaöne,  Obermame,  Marne,  Maas, 
Mosel,  Meurthe. 

Der  m.  Klasse  mit  1  Fr. 
Creuse,    Obervienne,    Cantal,   Loz6re,  Saöne  und   Loire, 
Rhone,  Loire,  Morbiban,  Sarthe,   Seine,  Seine  und  Oise, 
Seine  und  Marne,   Eure  und  Loire,   Eure,  Oise,    Aisne, 
Ardennen,  Unterrhein,  Oberrhein,  Vogesen,  Doubs. 

Der  IV.  Klasse  mit  1  Fr.  20  Cent: 
Nord,  Pas  de  Calais,  Somme,  Unterseine,  Calvados,  Ome, 
Manche,  Mayenne,  Ilie  und  Vilaine,  Nordküsten,  Finis-terre. 
Man  sieht,  die  erste  Klasse  unifasst  das  südliche  Frank- 
reich und  die  Weinlande  der  Champagne,  die  zweite  das  ge- 
sammte  mittlere  Frankreich,  mit  Ausnahme  einzelner  nicht 
weinbauenden  Departements,  dann  die  Mosel-  und  Maasge- 
genden, die  dritte  den  Rest  des  mittleren  und  nordöstlichen 
Frankreichs,  die  vierte  den  Nordwesten. 
*  Qeaetz  vom  12.  December  1830. 


165 


b.    Die  Detailgebühr. 

Die  Detailgebühr  ist  eine  Abgabe,  bestehend  in  15% 
von  dem  Yerkaufepreise  des  im  Kleinen,  A%  i.  in  Meügen 
unter  25  Litre  oder  25  Flaschen  Terschliessenön  Weins, 
Obstweines  und  MethsJ 

Sie  wird  'zunächst  von  den  Eleinverschleisseni  (d^bi- 
tants)  eingehoben,  allein  es  unterliegen  ihr  auch  Grossver- 
schleisser  für  jene  Mengen,  welche  bei  der  vierteljähri^n 
Vorrathserhebung  im  Yei^leiche  zu  den  empfangenen  und 
laut  der  beigebrachten  Dokumente  im  Grossen  abgesetzt^ 
Mengen  und  nach  Abrechnung  des  für  Abfall  und  eigene 
Konsimition  bewilligten  Dareinlasses  als  abgängig  sich  zeigen, 
oder  welche  diese  Personen  ausnahmsweise  im  Kleinen  hintr 
angeben,  sowie  in  letzterem  Falle  auch  Weinbauer  und 
Private  die  Detailgebühr  zu  entrichten  haben. 

Den  Klein verschleissem  ist  ein  T^achläss  von  8%  fttr 

•  

Abfalle  und  für  den  Verbrauch  ihrer  Familie  bewilligt.  Die- 
selben sind  verpffichtet,  den  Verkaufspreis  ihrer  Getränke 
der  Behörde  zu  erklären,  und  zwar  ehe  sie  den  Wein  in 
Grebünden  in  Yerschleiss  setzen  und  ehe  sie  den  Wein  in 
Flaschen  in  ihre  Verwahrung  nehmen. 

Auf  Grundlage  der  Erklärung  verfasst  die  Behörde  dien 
Preistarif  ^  welchen  die  Verschleisser  an  einem  allgemein  sicht- 
baren Ort  in  ihrem  Lokale  anzuheften  hd[>en.  Die'  Kosten 
des  Preistarifs  sind  10  Cent. 

Entsteht  über  die  Richtigkeit  der  Preisangabe  ein  Zweifel, 
so  entscheidet  der  Maire  mit  Vorbehalt  des  Rekurses  an  den 
Präfekt  im  Präfekturrathe. 

'  Jeder  *  Verkauf  gegen  einen  andern  als  den  erklärten 
Preis  unterliegt  der  Strafe. 

In  den  Fällen ,  wo  die  Dctailgebühr  von  andern  Personen 
als  Kleinverschleissern  einzuheben  ist,  wird  als  Verschleiss- 

*  Der  mittlere  KleinTerschleisspreia  bewegte  ach  von  18!^1  bis  1647 
zwischen  83,6  and  89,6  Fr.  den  Hektolitre. 


preis  der  von  der  Behörde  festgesetzte  mittlere  Preia  in  dem 
Orte  angenommen,  aus  dem  der  Wein  weggebracht  wird. 

Die  Steuer  ist  fällig,  sobald  eine  Versendung  ausser  dem 
Hause  gemacht  oder  ein  Gebünde  geleert  ist,  für  die  Sendung 
oder  das  Gebllude,  sonst  aber  für  die  bei  den  vierteljährigen 
Vorrathsabschlüssen  sich  als  abgängig  darstelienden  Mengen. 

Die  SteuerpQicht  des  Kleinverschleissers  wird  auf  folgende 
Weise  ermittelt:  Die  beim  Antritte  des  Gewerbes  erklärten 
Getränke  werden  in  einem  für  den  Verschleisser  erOßheten 
Revisionsbogcn  (portatif)  demselben  zur  Last  geschrieben. 
Hierauf  wird  zm-  Von-athsaufnahme  geschritten.  Hiebei  wer- 
den die  Gebünde  geaicht,  bezeichnet,  nuraerirt,  die  Getränke 
gekostet ,  nöthigenl'ells  der  Alkoholgehalt  erhoben.  Zeigt 
sich  gegen  die  Erklärung  ein  Abgang,  so  wird  er  in  Abfall, 
ein  Ueberschuss,  so  wird  er  in  Anfall  gebracht  KiuSteuer- 
nachweis  wird  nicht  verlangt. 

Von  diesem  AugenbUck  an  darf  in  die  Gewerbsräame 
des  Verschleissers  kein  Getränke  als  mittelst  regelmässiger 
Expeditionen,  die  mit  dem  Getränke  Ubereinsllmmen ,  ein- 
gebrecht, werden.  Diese  Expeditionen  sind  über  jedesmali- 
ges Verlangen,  jedenfalls  aber  bei  der  nächsten  Vorraths- 
aufnahnie  vorzuweisen,  und  sie  werden  in  den  Revisionsbogen 
des  Steuerpflichtigen  eingetragen.  Jede  verschwiegene  Einbrin- 
gung eines  Getränkes  ist  strafbar.  Eben  so  muss  jeder  bei 
der  Vorrathsanfnahme  oder  gelegentlich  anderer  Anlässe  ent- 
deckte Ueberschuss  nachträglich  in  den  Bogen  zu  Lasten  des 
Verschleissers  aufgenommen  werden. 

Erzeugt  der  Verschleisser  Wein  aus  selbst  gelesenen  oder 
aus  gekauften  Trauben,  so  hat  er  diess  vorhinein  zu  erklären, 
und  der  gewonnene  Wein  wird  ihm  zur  Last  geschrieben,  das 
gleiche  Verfuhren  lindet  bei  selbst  erzeugtem  Obstweine  statt. 

Die  Portatifs  werden  vom  Friedensrichter  cotirt  und  p«- 
raphirt,  die  eingetragenen  Akte  stellen  bis  sur  Herstellung 
des  Gegenbeweises  der  Falschheit  einen   vollen  Beweis  her. 
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Sie  müssen  wenigstens  von  zwei  •  Beamten  unterschrieben, 
die  nöthigen  Daten,  beim  Steuerpflichtigen  selbst  eingetragen 
und  das  G^an^e  noch  am  Ab^ide  desselben  Tages  nach  der 
Rückkehr  von  den  Amtshandlungen  ins  Reine  gebracht  sein. 
.Es  ist  den  Verschleissem  gestattet,  ein  ebenfalls  .vom 
Friedensrichter  cotirtes  uud  paraphirtes  Register  zu  ftthren, 
in  4¥elches  die  Beamten  die  Akte  des  PcHrtatifs  und  die  be* 
zahltj^n  Steuerquoten  einzutragen  haben. 

Die  spätere  Yorrathsaufnaimie  findet^  wenn  nicht  häu- 
figer, so  jedenfaljs  am  Schlüsse  jedes  Vierteljahres  statt 
Bei  derselben  wird  mittelst  Visirstäben .  (pli^)  der  Stand 
jedes  ein^nen  Oebündes  ermittelt/ und  die  verschlossaie 
Menge  auf  dem  Gebünde  mit  Ejreide  notirt  Sobald  das  Fass 
leer  ist,  wird  das  daran  angebrachte  Zeichen  enffamt^  und 
erst  nach  diesem  Akte  darf  das  Fass  weggebracht  werden. 

Gelegentlich  dieser  vierteljährigen  Aufnahme  wird  das 
Portatif  abgeschlossen ;  die  Differenz,  zwischen  dem  anfäng- 
lichen Vorrathe  und  dem  Empfange  im  Laufe  des  Quartals 
einerseits  und  den  etwa  im  Grossen  abgesetzten  Mengen, 
dem  gesetzlichen  Nachlasse  und  dem  schlüsslichen  Vorrathe 
anderseits  stellt  die  dem  Verschleisser  ab  im  Eleinverscbleiss 
abgesetzt  zur  Last  fallende  Mepge  dar.  ' 

Handelt  es  sich  um  einen  vorübergehenden  Verschleiss 
auf  Messen,  Märkten,  bei  ausserordentlichen  Versammlungeil, 
legt  ein  Verschleisser  sein  Gewerbe  zurück,  oder  tritt  er  in 
Abfindung,  so  findet  der  Absohluss  noch  früher  statt 

Die  Klein  verschleisser,  die^  ihr  Gewerbe  zurücklegen, 
unterliegen,  wie  bereits  erwähnt  Würde,  für  den  verbleiben- 
den Vorrath  der  Girkulationsgebühr ,  doch  sind  sie  von  der-' 
selben  frei,  wenn  der  Vorrath  von  ihrer  eigenen  Lese  stammt, 
oder  wenn  sie  während  der  Zeit  ihres  Kleinverschleisses 
keinen  Wein  angekauft  haben.  Stammt  wenigstens  «in  Theil 
des  verbleibenden  Vorrathes  zweifellos  von  der  eigenen  Lese 
her ,  und  bildete  die  ^Ibst  erzeugte  Menge  einen  grösseren 


Tlieil  des  ursprünglichen  Vorrathes,  uts  die  angekaufte,  sn 
kann  wenigstens  jener  Theil  steuerfrei  belassen  werden, ' 

Kleinverschleisser,  die  Märkte,  Messen,  ausserordentliche 
Versaminlungen  besuchen,  haben  sich  bei  dem  Amte  im 
Orte  der  Bestimmung  mit  amtlichen  Eteckungen  über  ihre 
Getränke  auszuweisen  und  die  Eröfinung  ihres  Verkaufs  an- 
zuzeigen. Beim  Beginne  des  Verkaufes  werden  ihre  Vor- 
räthe  in  ein  Portatif  eingetragen,  und  nach  Beendigung  des- 
selben werden  die  vorhandenwi  Vorräthe  ermittelt,  hieraus 
wird  die  abgesetzte  Menge  und  die  entfallende  Gebühr  be- 
rechnet, und  letztere  eingehciben. 

Ausgenommen  von  der  Detailgebühr  sind  die  Marketender, 
welche  bloss  in  Lagern  oder  K riegs platzen ,  bloss  für  Soldaten 
und  mit  einer  Bestallung  von  Seite  des  Kri^smiuisters  ihr  Ge- 
werbe ausüben,  nnd  die  Getränke,  die  in  Militärspitäleru  ver- 
braucht werden,  doch  ist  auch  in  diesen  Räumen  den  GefäUs- 
beamten  der  Eintritt,  die  Durchsuchung  und  Kontrolle  gestattet 

c.     Die  EünsumtionsgebUhr. 

Die  Konsumtipnsgebuhr  wird  nach  den  Gesetzen  vom 
aS.  April  1816,  24.  Juni  1824  und  12.  December  1830  von 
gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  und  Liqueurweinen  ohne 
Unterschied  der  Bestimmung  zum  Gross-  oder  KleinTerschleisse 
angehoben.  Sie  ist  iu  der  Rege!  in  dem  Augenblicke  fUIlig, 
wo  das  steuerbare  Objekt  aus  den  Niederlagen  des  Erzeugers 
weggebracht  wird,  doch  kann  sie  unter  den  vorgezeichneten 
Vorsichten  auch  gestundet  werden ;  der  Kleinverschleisser  ent- 
richtet sie  erst  in  jenen  Momenten  wie  die  Steuer  vom  Wein. 

Sie  beträgt  für  Branntwein  und  Weingeist  in  Gebunden 
50  Fr.  für  jeden  darin  eutlialtenen  Hektoliter   Alkohol^  und 

'  BeaLaud  der  tirsprUnglirhe  Vorrath  >on  45  Htctolitfps  aus  33  Heclo- 
litree  seilet  gelesenen  und  20  llccUilitrea  erkauften  VV«jnea,  und  ztugie  sidi  bei 
Zurücblegung  des  Gcwerbeti  ein  ^'arrnth  von  30  Hectolilces,  so  iniissaii  oOeii- 
bu  weDigstena  10  Ueclolilrra  noch  tod  dem  eelbat  gclef^eni-u  Wein  «btUni- 
men,  und  für  di«M  Menge  wird  auch  übungsH-eis«  die  Steuerfrei liejt  erth^L 
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für  Branntwein  und  Weingeiat  in  Flaschen  und  ibr  Liqueure 
und 'in  Weingeist  eingelegte  Früchte'  50  Fr.  für  den  Hekto- 
liter Flüssigkeit.^  .      ^ 

Auch  Branntwein,  und  Weingeist,  die  ztir  Fabrikation 
von  Firnissen  und  wohlriechenden^ Wassern  oder  in  Spitälern 
bei  äusseren  Krankheiten  verwendet  .werden,  unterliegen 
dieser  Gebühri 

Weingeist,  der  durch  Mischung  mitTheer,  Theeröl,  oder 
anderen  essentiellen  Oelen  zum  menschlichen  Genuss  un- 
brauchbar gemacht  wurde,  unterliegt  statt  der  Konsumtions- 
der  Denaturationsgebühr,  falls  in  der  Mischung^- we- 
nigstens 20%  solcher  Oele  sich  befinden. und  das  Gemisohis 
ein  homogenes  Ganzes  darstellt.  Die  Denaturationsgebühr 
wird  nach  vier  Abstufungen,  je  nachdem  in  der, Mischung 
mehr  oder  weniger  Alkohol  sich  befindet,  eingehoben  und 
wächst  mit  der  Höhe  der  Besteuerung  des  Alkohole  in  den  ein«* 
zelnen  Orten.  Zur  Beurtheilung  des  Alkoholgehaltes  der  Flüs- 
sigkeit wird  einein  30Theile  getheilte  Röhre  benützt,  in  -welche 
man  10  Theile  der  Flüssigkeit  und  20  Theile  Wasser  gibt, 
worauf  das  Behältniss  stark  gerüttelt  wird.  Das  Oel  schwimmt 
oben  auf,  und  man  sieht,  wie  viele  Theile  es  eiünimmt.*' 

'  Die  Konsumtionsgebühr  ist  erst  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1855 
auf  dieses  Ausmass  erhöht  worden;  fniher  betrug  sie  36  Fr. 

^  Gesetz  vom  24.  Juli  1843,  -Ord.  vom  14.  Juni  1844.  Die  Gebtihren 
betragen: 
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Ußiiotiirirtu  Branntweine  Bind  auch  von  der  Eingangs- 
gebuhr  (weil  auf  dieselbe  io  der  DeuutiirationsgebUhr  bereits 
Räcksicht  genommen  Ist),  frei;  einem  Oktroi  können  sie 
aber  unterworfen  werden,  dieses  darf  jedoch  höchstens  ein 
Dritlheil  der  Dunalurationsgebühr  betragen. 

Der  Alkoholgehalt  der  Flüssigkeiten  wird  durch  den 
Aräometer  ermittelt.  Derselbe  setzt  eine  Temperatur  ron  15 
Gmden  des  hundertflieihgen  Thermometers  voraus,  bei  jeder 
andern  Temperatur  muss  die  iiöthige  Korrektur  nacli  einer 
amtlichen  Reduktionstabello  berechnet  werden.  Steuerfrei 
ist  bIo8,  abgiesdien  von  den  allgemeinen  SteuerbefVciungeB, 
der  Transport  bereits  versteuerter  Flüssigkeiten  dprch  Per- 
sonen, die  keiner  sjieciellen  Ueberwachung  unterliegen,  aus 
einer  ihrer  Wohnungen  in  die  andere,  und  der  Transport 
unversteuerter  Flüssigkeiten  dui-ch  die  Erzeuger  aus  ihren 
Brennereien  in  die  Magazine  oder  Keller  in  derselben  Ge- 
meinde; doch  mUssen  im  ersten  Falle  die  Eigenthümer,  falls 
nicht  der  Biiinntweiii  aus  einem  der  EingangsgebUhr  unter- 
worfenen Orte  genommen  wird,  die  Versteuerung  nachweisen, 
und  im  aweiten  Falle  die  Brenner  ihre  Keller  oder  Maga- 
zine der  Kontrolle  unterziehen.  Endlich  sijid  frei  die  Men- 
gen, die  in  den  Ue[jarteiiients  Var,  Rhoneniilndungen ,  Gard, 
Herault,  Aude,  Tarn,  Ostpyrenäen  in  Gegenwart  von  Be- 
amten zur  Aufbesserung  schwacher  Weine  verwendet  wer- 
den; doch  dürfen  auf  100  Liter  Wein  nicht  mehr  als  5  Liter 
Alkohol  verwendet  werdeu ,  und  der  Alkoholgehalt  des  der- 
g^talt  aufgebesserten  Weines  darf  16"  nicht  ilberscbreit^i.t 

d.     Die  Eingangsgebuhr. 

,  Die    Eingangsgebühr    wird    nach    den    Gesetzen     vom 

25.   November    1808,  28.  April   1816,   12.   December  1830, 

21.  April  1832  und  24.  Mai  1834  neben  und  ausser  der  Cirku- 

'  Ufkrel   loni   17.  Jlura    185'i.      Friilier   bcslnml    *iiie   aiisged^nlerc 
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latiODS- ,  Detail-  und  Konsumtionsgebühr  in  allen  Gemeinden 
eingehoben,  die  eine  geschlossene  Bevölkerung  von  4000 
Seelen  und  mehr  zählen;  die- Bewohner  einzelner  zerstreutet 
Häuser  oder  bäuerlicher  Dependenzen  werden  nicht  mitge- 
zählt. Sie  steigt  mit  der  Zahl  der  Bevölkerung  und  nach 
der  Klasse,  welcher  das  Departement  in  Ansehung  der  Cir- 
kulationsgebühr  angehört,  für  den  Hektoliter  in  folgendem 
Masse: 
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*  Durch  das  Dekret  vom  17.  März  1852  wurde  die  seit  1831  bestandene  Gebühr 
für  Wein  und  Obstwein  auf  die  Hälfte  herabgesetzt 

3  Durch  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1855  wurde'  diese  Gebühr  von  dem  Tniheren 
Ausmasse  von  60  Fr.  auf  den  gegenwärtigen  Retrag  erhöht. 


Ob  ein  Ort  der  Eingangsgebtthr  zu  unterwerfen  und  in 
welche  Klasse  er  einzureihen  sei,  bestimmt  der  Präfekt  über 
Einvernehmen  des  Direktors  der  indirekten  Abgaben,  im 
Falle  des  Rekurses  der  Finanzminister  über  Vortrag  des 
Generaldirektors. 

Die  Eingangsgebühr  isit  zu  entrichten,  mögen  die  Ge- 
tränke in  die  als  geschlossen  erklärte  Gemeinde  eingeführt 
oder  dort  erzeugt  werden.  Ja,  di^elbe  wird  selbst  dann 
gefordert,  wenn  die  Getränke  zwar  innerhalb  der  Gemeinde 
aber  ausserhalb  des  als  geschlossen  erklärten  Raumes  von 
Kleiaverschleissern  abgesetst  werden. 
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Zur  Weinbereitung  besJimmte  Trauben  oder  Obst  sind 
der  Gebühr  für  Wein  oder  Obstwein ,  die  ersteren  im  Verhält^ 
nias  von  3  Hektolitern  Trauben  für  2  Hektoliter  Wein,  das 
letztere  im  Verhältniss  vOn  5  Hektolitern  Obst  für  2  Hekto- 
liter Obstwein*  unterworfen. 

-  Die  Gebühr  ist  in  der  Regel  im.  Augenblicke  der  Ein- 
fuhr in  die  Gemeinde  lind  der  Lese  oder  Erzeugung  im  In- 
nern derselben  f%Ülig*  Ausnahmsweise  kann  sie  auch  im 
Wege  der  Abfindung  oder  erst  bei  der  Herausnahme  aus 
Niederlagen,  die  unter  amtlicher  Aufsicht  stehen,  entrichtet 
werden. 

Die  Einfuhr  ist  nur  zu  gewissen  Tagesstunden  ^  gestattet, 
und  die  eingeführte  Menge  muss  vor  der  Abladung  uod  Ein- 
lagerung erklärt  werden,  und  zwar  bei  dem  Eingangsamte, 
wenn  die  Stadt  hinsichtlich  der  Geti*änkesteuer  für  geschlos- 
sen erkl&rt,  beim  Amte  im  Innern,  wenn  sie  offen  ist.  Eäne 
Ausnahme  hie  von  besteht  nur  in  Beziehung  der  von  den 
Ei^enthttmem  zur  Weinbereitung  eingeführten  Weintrauben 
und  des  Obstes.  Werden  sie  in  geschlossene  Städte  einge- 
bracht, so  können  über  jede  einzelne  Fuhr  vom  Eligen- 
thümer  Bons  ausgestellt  werden^  die  man  am  Abende  zu- 
sammenzählt und  dem  weiteren  Verfahren  unterzieht;  in 
offenen  Gemeinden  kann  die  Verwaltung  gestatten ,  sie  ohne 
Erklärung  einzuführen,  doch  ist  die  Verwaltung  auch  be- 
rechtigt, die  Einfuhr  auf  gewisse  Wege  zu  beschränken,  und 
auf  diesen  am  Eingange  der  Gemeinde  während  der  Wein- 
lese Aemter  aufzusteUen. 

Die  Weinbauer  oder  Erzeuger  innerhalb  der  Gemeinden 
sind  zur  Erklärung  der  eingekellerten  Trauben  oder  des  Ob- 
stes und  des  erzeugten  Branntweines  verpflichtet. 

iFrei  von  der  Eingangsgebühr  sind: 

'  Januar,  Februar,  November,  December  von  7  Uhr  früh  bia  6  Uhr 
Abends;  März,  April,  September,  Oktober  von  6  ühr  früh  bia  7  Uhr 
Abends;  Mai,  Juni,  Juli,  August  von  5  Uhr  früh  bis  8  Uhr  Abends. 
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1)  Im  Augenblicke  des  Beginnes  der  Wirksamkeit  der 
Gebühr: 

a)  Der  Wein,  Obstwein  und  Meth,  die  bei  WeinBauem 
als  der  Rest  ihrer  Lese  lagern,  falld  die  Eigenthümer 
dieselben  der  Cirkulationsgebühr  unterwerfen. 

b)  Alle  Getränke ,  die  bei  Kleinverschleissem  sich  befinden. 
2)- Wein  und   Obstwein,  die  auf  dem;  Boden  der  (Je- 

ineinde  erzeugt  sind ,  und  von  den  Erzeugern  in  ihren  Land- 
wohnungen ausser  dem  geschlossenen  Räume  im  Detail  ver- 
kauft werden. 

3)  Getränke  im  Besitze  von  Privaten  ausser  dem  ge- 
schlossenen Räume.' 

4)  Getränke  an  Bord  von  Schiffen  en*  -relftche,  welche 
von  diesen  als  zu  ihrem  ferneren  Gebrauch  gehörig  erklärt 
und  demselben  angemessen  befunden  werden.    ' 

5)  Der  zur  Aufbesserung  schwacher  Weine  verwendete 
Branntwein,  welcher  von  der  Konsumtionsgebübr  frei  ist. 

6)  -Die  sogenannte  Kquette  (ein  Aufguss  von  Wasser 
auf  Weinträster  [mares]  ohne  Pressung),  so  lange  sie  von 
dem  Weinbauer  für  seine  Hausleute  verwendet  wird.  Die 
Bereitung,  der  Piquette  muss ,  damit  diese  der  Befreiung  ge- 
niesse,  angemeldet  und  in  Gegenwart  der  Gefällsbeamten 
vollzogen  werden. 

7)  Getränke,  die  in  den  EntrepOts  verdorben  oder  ver- 
loren gehen;  die  Bewilligung  der  Gebührenfreiheit  kann  in 
diesem  Falle  nur  die  Generaldirektion  selbst  gewähren.    - 

e.  und  f.    Die  einzige  Taxe.  —  Die  stellvertretende 

Taxe  in  Paris. 

In  Städten  mit  einer  agglonierirfcen  Bevölkerung  von 
4000  Seelen  und  mehr  und  über  den  Wunsch  des  Gemein- 
(lemtlies  kann  die  Buch-  und  Revisionskon  trolle  bei  den  ein- 
i^elnen  Wein  besitzen  i  und  Kleinverschleissem  gegen  dem 
aufgeholfen   werden,  dass  die  Eingangs-   und  J)etailgebühr 
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sowie  die  Licenzgebühr  für  die  Kleinverschleisser  Id  eine  ein- 
zige beim  Eingange  zu  bezahlende  Taxe  umgewandelt  wo- 
llen. Diese  Taxe  wird  dadurcli  bestimmt,  dasa  der  Durchscbnitts- 
ertrag  der  drei  letzten  Jalire  an  der  Steuer  von  Wein,  sowie 
jener  der  Steuer  von  Obstwein  und  von  Melli,  durch  die  Durch- 
schnitl^menge  der  eingelührten  Gegenstände  jeder  dieser  An 
getlieilt  wird.  Gemeinden,  wo  diese  laxe  unique  eingeführt 
ist,  nennt  man  losgekaufte  (redim^).  Es  war  früher  auch 
gestattet,  nicht  blos  die  Eingangs-,  Detail-  und  Licenzgebühr 
sondern  auch  die  Cirkulationsgebühr  abzulösen,  allein  diess 
hat  aufgehört.'  Die  Konsumtionssteuer  rilr  gebrannte  geistige 
Flüssigkeiten  wird  in  losgekauften  Gemeinden  vereint  mit 
der  Eingangsgebuhr  ebenfalls  bei  der  Einfidir  entrichtet. 

Bei  den  Ueratbungen  des  Gemeinderalhes ,  ob  die  ein- 
zige Taxe  erbeten  werden  soll,  sind  die  stärkst  besteuerten 
Gross-  und  Kleinverschleisser  von  Wein  und  andern  steuer- 
baren Getränken  dei'gestalt  bcizuzieUeu,  dass  sie  in  einer 
iler  Hälfte  der  gegenwartigen  Gemeindemthsglieder  gleichen 
Zahl  an  dem  Beschlüsse  Theil  nehmen. 

Ueber  die  Bitte  des  Gemeiuderathcs  um  Einfuhmng  der 
einzigen  Taxe  entscheidet  vorläulig  der  Präfekt,  vorbehalt- 
lich die  definitive  Entscheidung  des  Finunzministers.  Suwoht 
vor  Einfllhrnng  als  vor  Aullicbung  der  einzigen  Taxe  wird 
eine  Inventur  in  den  Niederlagen  und  bei  den  Kleinver- 
schleiäsern  vorgenommen,  letztere  müssen  den  vor  der  Ein- 
führung vorhandenen  Vorrath  nach  der  Taxe  versteuerD, 
wogegen  ihnen  lUr  den  vor  der  Aulhebung  vorhandenen 
Vnrruth  die  Taxe  nach  Abzug  der  EingangsgebUhr  rückver- 
gütet wird,  eben  so  niiiss  von  den  EigenthUmeni  der  Wein- 
lager  der  bei  jedem  der  beiden  Inventuren  sich  zeigende 
Abgang  mich  der  im  Augenblicke  der  Invcntursvoniahnic  be- 
stehenden Gebüln-  versteuert  werden. 

Die   FigeuthUmcr    der   Wiiiilagir    liiibiu    den    Itlr  den 
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Gebrauch  im  Innern  d6r  losgekauften  Oemeinde  bestimmten 
Wein  im  Augenblicke  der  Auslagerung  zu  versteuern.  We 
in  losgekauften  Gemeinden  eingeführten  J^üengea  von-  Wein, 
Obstwein,  Meth,  welche  die  Deta,ilgeböhr  bereits  entrichtet 
haben,  bezahlen  Bios  die  Differenz  zwischen  der  einzigen 
Taxe  und  der  bereits  bezahlten  Abgabe.  .   •         " 

Es  gibt  übrigens  wenige  Gemeinden,  die  sich  der  einzigen 
Taxe  unterworfen  haben,  indem  diese  auch  die  zum  Privat- 
gebrauche bestimmten  Getränke  der  Detailgebtihrunteri^ieht* 

Für  Paris  besteht  die  einzige  Taxe,  hier  die  stellvertre- 
tende (taxe  de  remplacement)  genannt,  zwangsweise.  .'Sie 
ist  für  alle  Getränke  zu  entrichten,  die  liber  die  Steuerlinie 
eingeftihrt  oder  aus  der  öffentlichen  Niederlage  behoben 
werden.'^  Die  Erzeugung  von  gebrannten  geistigen  Flüssig- 
keiten innerhalb  der  Steuerlinie  ist  verboten." 

'  .  .      - 

g.    Die  Bierfiteuer. 

Die  Biersteüer  wurde  mit  dem  Gesetze  vom  25.  No- 
vember 1808  eingeführt  und  durch  das  Gesetz  vom  28.  April 
1816  auf  die  Erzeugung  gelegt..  Im  Tarife  durch  das  Gesetz 
vom  12.  December  1830,  in  der  Art  derUeben^'achung  durch 
das  Gesetz  vom  23.  April  1836  neu  geregelt,  hat  sie  seither 
keine  Reform  erfahren,  ungeachtet  die  Aenderungen  in  der 
Art  der  Erzeugung  und  die  VerfÄlschungen  im  Verkehre 
eine  Revision  des  Steuergesetzes  dringend  erheischen. 

Der  Steuer  ist  jedes  in  Frankreich  erzeugte'  -Get'ränlce 
unterworfen,  das  die  Eigenschaften  des  BierefT  hat{  sie  beträgt 

*  1835  wareü  ihrer  64,  1855  waren,  sie  auf  40  zusammeiigeschmolzeu. 
nämlich:  Carcassonnc,  Limoux,  Narbonne,  Y^iefranche,  Marseille,  Aix, 
Toulouse,  Montpellier,  Cette,  Ganges,  Bezi^re^,  Agde,  Bedarieux^  PÄzenas, 
IjC  Puy,  Figeac,  Pont-ii-Mo«8»on,  Thionville,  Xille,  Ronbaix,  Toarcoing, 
Douai,  Arras,  B^thune,  Boulogne,  Calais,  St.  Pierre  les  Calais,  8t  Omer, 
Ain,  Clermont - Ferrand ,  Thiers,  Perpigiian,  Stra^sburg,  Lyon,  St.  Ger- 
main-en-Lay,  Montauban,  Toulon,  Antibes,  Avignon,  Limoges. 

'  Gesetze  vom  1.  Mai  1822  und  24.  Juni  1824. 
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2  Fr:  40  Cent,  vom  Hektoliter;  beim  fremden  Bier  ist  die 
Abgabe  bereits  im  Zolle  enthalten.  Das  sogenannte  DiXon- 
bier  (petite -  bifere) ,  d^s  Produkt  des  letzten  Aufgusses,  wenn 
mehirere  über  dasselbe  Malz  in  denselben  oder  allmttlig  klei- 
neren Gefässen  gemacht  werden ,  unterliegt  einem  Viertheile 
der  Gebtlhr.  Bier,  welches  Spitäler  zum  eigenen  Gebrauche 
erzeugen ,  unterliegt  einem  JBruchtheile  der  Gebühr,  welcher 
nach  der  Beschaffenheit  des>  Bieres  sich  richtet  und  durch  Sach- 
verständige festgestellt  wird.  Ein  kalter  (nicht  «um  Sieden  ge- 
braehter)  Aufguss  auf  die-Bräurückstände  ist  steuerfrei,  wenn 
er.sogleich  in  den  Verbrauch  übergeht.  Frei  ist  auch  die  Erzeu- 
gung der  Bierhefe,  Behufs  der  Verwendung  zur  Broderzeugung. 

Die  Gebülir  ist  im  Augenblicke  der  Unterzündung  des 
Braukessels  fäflig,  sie  wird  für  jedes  Gebräude  nach  dem 
Bauminhalte  des  Braukessels  bemessen,  ohne  Rücksieht  ob 
dieser  ganz  oder  theilweise  gefüllt  ist,  und  ohne  einen  an- 
dern Abzug  als  20  %*  für  allfüllige  Abfälle  der  Fabrikation, 
Geläger,  Gerinne,  Verdunstung  und  andere  ZpfiUle.  'Eben 
darum,  wiixl  es  als  ein  Gnadenakt  der  Verwaltung  augesehen, 
wenn  sie  fl\r  verdorbenes  Bier  die  Steuer  rückvergütet;  diese 
Rückvergütung  erfolgt  nie,  wenn  das  Bier  bereits  in  Fässer 
abgezogen  war. 

Es  ist  gestattet,  eben  wegen  dieser  Abfälle  um  20 "/o 
mehr  Wasser  aufzuji^iessen ,  als  der  Kauminhalt  des  Kessels 
fasst ';  allein  die  Beamten  sind  ermächtigt,  den  Zeitpunkt  zu 
bestimmen,  wnnn  der  Aiifguss  vollendet  seyn  muss,  und  die 
Flüssigkeitsmenge  nach  dem  Abzüge  in  die  Kühle  oder  die 
Fässei*  zu  erheben.  Wenn  liiebei  ein  Uebcrschnss  von  mehr 
als  10%  über  die  zur  Versteuerung  bestimmte  Menge  (80^^^ 
des  Rauminhaltes  des  Kessels)  gefunden  wird,  so  muss  er 
versteuert  werden ;  übersteigt  die  erhobene  Menge  sogar  den 
vollen  Rauminhalt  des  Kessels,  so  wird  das  Strafverfahren 
eingeleitet.    Die  Brüuer  unterliegen  der  Kontirung  von  Seite 

•  Dekr.  vom  17.  Mürz  185*^ 
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dos  Amtes,  auch  kann  dem  Bräuer  selbst  die  FUhrang  eines 
Gegeiiregisters  aufgetragen  werden;  in  Städten,  die  ein  Ok- 
troi erheben,  muss.  abgesehen  Von  der  Erzeugung  auch  der 
Austritt  aus  der  Gemeinde  oder  die  Versteuerung  für  das 
Oktroi  nachgewiesen  werden.  • 

'Die  Rechnungen  '  werden  nionatlich  abgeschlossen  v  die 
entfallisnden  Gebühren  können  mittelst  Schuldverschreibiltigen 
von  3,  6  oder  9  Monaten  Verfellzeit  abgetragen  iiverden,  doch 
darf  keine  Verschreibung  auf  weniger  als  300  Fr.. lauten.  Für 
Baai-zahlungen  weMen  4%  Escompte  für  das  Jahr  vergütet 

h.     Das  Octroi  der  Gemeinden. 

Mit  den  Verzehrungssteuem  und  namentlich  mit  der 
Eingangsgebühr,  welche  der  Staat  erhebt,  im  engsten  Zu- 
sammenhange ist  die  von  den  Gemeinden  eingehobene  Ein- 
gangsgebühr, das  Oktroi,  nur  dass  es  nicht  blos  von  Ge- 
tränken, nicht  nach  ieinem  allgemeinen  Tarife,  dessen  Sätze 
mit  der  Bevölkerung  steigen ,  und  weder  in  allen  Gemeinden, 
welche  der  Eingangsgebühr  des  Staates  unterworfen  sind,  noch 
bloss  in  diesen  eingehoben  wird.  Seine  Darstellung  kann 
hier  um  so  weniger  umgangen  werden ,  als  die  Einhebung 
des  Oktroi  und  der  Verzehrungssteuem  meist  denselben  Or- 
ganen anvertraut  ist,  das  Finanzministerium  die  Oberleitung 
des  Oktrois  führt,  und  die  Bedeutung  und  innere  Verzwei- 
gung der  Verbrauchsabgaben  ohne  Rücksicht  auf  das  Oktroi 
nicht  gebührend  gewürdigt  werden  kann. .  . 

Die  Eingangsgebühren  der  Gemeinden  sind  älter  als  die 
sie  betreuende  Gesetzgebung  des  Staates-,  letzterer  trat  nur 
bestätigend,  ordnend,  beschränkend  ein.  Die  erste  franzö- 
sische Revolution  hob  auch  diese  Lokalabgaben  durch  das 
Gesetz  v^ni  19.  Februar  1791  «uf;  und  auf  gleiche  Weise 
wie  bei  den  indirekten  Abgaben-  des  Staates  zwang  die 
Nothwendigkeit  bald  zu  ihrer  WiedereinfQhrung.  Dieselbe 
erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  27.  vend6niiaire  an  VII  für 
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Paris,  und  durch  die  Gesetze  vom  11.  frimair«  und  5.  veti- 
löse  an  VIII  für  andere  Städte. 

Dieselben  Gesetze  bestiinmteu  den  Einfluss  der  Regie. 
ruQg  auf  die  Einflilirung  von  Oktrois.  Die  Ordonnanz  vom 
9.  December  1814  regelte  die  Einhebung,  und  die  Gesetze 
vom  17.  März  1853  und  22.  Juni  1854  stellten  die  Grund- 
sätze auf,  nach  denen  fortan  Oktrois  bestehen  dllrfen. 

Ein  Oktroi  kann  jetzt  nur  durch  ein  kaiserliche»  Dekrut 
eingeführt  werden,  welches  zugleich  den  Tarif  festsetzt,  jeder 
Tarif  wird  längstens  nach  Ablauf  von  10  Jahren  neu  nor- 
niirt.  Das  Oktroi  wird  von  den  Gemeinden ,  aber  unter  Auf- 
sicht der  Finanzbehönien  verwaltet.  Die  Art  der  Einhebung 
und  Verrechnung  muss  mit  den  Vorschriften  aber  die  Eio- 
gaugsgebühr  des  Staates  im  Einklang  sieben,  und  wo  mög- 
lich müssen  beide  Abgaben  dort,  wo  sie  neben  einander 
bestehen,  gleichzeitig,  auf  Grund  derselben  Erklärung  des 
6 teuerp nichtigen  eiiigehoben  werden. 

Aus  diesen  Motiven  wird  auch  die  Meiinuhl  der  He- 
gister  und  andern  Drucksorten  für  das  Oktroi  den  Gemein- 
den gegen  Entgelt  vom  Staate  geliefert.  Auch  können  dort, 
wo  eine  Eingangsgebuhr  des  Staates  besteht,  die  Beamten 
des  städtischen  Oktroi  verpflichtet  werden ,  die  Erliebnng  jener 
Gebuhr  zu  besorgen. 

Nur  fünf  Kategorien  von  Gegenständen  können  mit  einem 
Oktroi  belegt  werden:  Getränke,  Esswaaren,  Futter-,  Brenn- 
und  Baustofife.  Gegenstande,  die  im  Innern  der  Gemeinde 
erzeugt  werden,  dürfen  nicht  geringer  besteuert  sein  als 
Gegenstände,  die  von  aussen  kommen.  Die  Tarife  benach- 
barter Gemeinden  dürfen  keine  dem  Handel  naclilbeilige 
Verschiedenheiten  darbieten. 

Schon  das  Gesetz  vom  'iS.  April  1816  hatle  angeordnet, 
dass,  Fälle  besonderer  Noih wendigkeit  ausgenommen,  Abs 
Oktroi  auf  Getränke  die  Eingangsgebühr,  die  der  Staat  be- 
hebt, nicht  übersteigen  solle.     AU  Folge  dieses  GriindsatsM 
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wurde  ferner  schon  1837  und  1888  anei^annt,  ^dass  dieses 
Oktroi  in  Gemeinden  unter  4000  Seelen  nicht  höher  als  die 
Eingangsgebühr  der  untersten  Klasse  sein  sollte;^  allein  die 
Ausnahmen  wurden  so  zahlreich ,  dass  das  Gesetz  vom  17.  Mär^s 
1852  jene  Anordnungen  erneuerte  und  als  ausnahmslose  hin- 
stellte. Zur  Ausführung  dieser  Verordnung  wurde  eine  Frist  bis 
1.  Januar  1856  gewährt,  wurde  jedes  Oktroi,  auf  welches 
eine  Gemeindeschuld  fundirt  war,  bis  zur  Tilgung  der  Schuld 
von  dieser  Verfügung  ausgenommen,  und  wurdeli  den  Ge- 
meinden die  10  Percent,  welche  sie  vom  Ertrage  des  Oktroi 
dem  Staate  abzuführen  hatten,  nachgesehen.  Dessen  unge- 
achtet zeigte  sich  bald,  dass  ohne  zerrüttende  Eingriffe  in  die 
ökonomischen  Verhältnisse  der  Gemeinden  auf  jener  Aus- 
führung nicht  bestanden  werden  könne;  eine  solche  Höhe 
haben  die  Oktrois  in  Frankreich  erreicht  und  einen  so 
wesentlichen  Bestandtheil  des  Gemeindehaushaltes  bilden  sie.  ^ 
Das  Gesetz  vom  22.  Juni  1654  erhöhte  daher  das  1852  fest- 
gesetzte Maximum  auf  das  Doppelte. 

Ueber  die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Modalitäten  ein 
Oktroi  eingeführt  werden  soll,  wird  im  Gemeinderathe  zweimal 
abgestimmt,  und  zweimal  die  höhere. Entscheidung  eingeholt 

Zua'st  wird  vom  Gemeinderathe  aus  eigenem  Antriebe 
oder  über  die  Initiative  des  Präfekten  über  die  Frage:  ^ob*! 
berathen.   I^iegt  die  Einführung  des  Oktroi  in  den  Wünschen 

^  Anfangs  1830  bestand  das  Oktroi   in   1508.  Gemeinden ,   und   der 
Bruttoertrag  war  67,5   Millionen  Fr^     Die   Revolution   des   J^res    183U 
iiötliigte  zur  Abschaffung  einiger,  Milderung  anderer  Oktroi,  uud 
1 831  bestand  das  Oktroi  in  1378  Gemeinden  mit  dem  Bruttocrtr.  von  54,3  Mill.Ff . 

Ailmählig  siieg  es  wieder,  und 
1 835  bestand  das  Oktroiin  1423  Gemeinden  mit  dem  Bruttoertr.  von  72,;!  Mill.Fr. 
iÖ^l       «        r        „      „1420        „  „       „  „  „    82,1     „     , 

Jo47         •,„„„—  „  nr»  f»  n    öo,ü      „      n 

1850      „        „        „    „  1436        „  „       „  „  ,       ,   95,2    „     „ 

1850  eutfieleu  vom  Ukti-oi  in  Paris  36  Fr. ,  in  MarseiUe  25  Fr.  für  den 
Kopf  der  Bevölkerung.  Es  gibt  übrigens  Gemeinden,  ,wo  nur  1 '/»  Fr.  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  fallen  und  der  G'esammtertrag  des  Okti-oi 
nicht  100  Fr.  des  Jahres  betragt. 
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der  Gemeiude,  so  entscheidet  der  Minister  des  Innern,  äussert 
sie  sich  Uher  die  Initiative  des  Präfektes  nicht  bejahend,  so 
holt  der  Minister  des  Innern  die  Entscheidung  des  Kaisers 
ein,  ob  eine  weitere  Bemtliung  flber  die  Modalitäten  slatt- 
finden  soll.  Die  weitere  Berathung  umlasst  jedenfalls  nur 
den  Tarif  und  das  Reglement,  hierüber  erstattet  der  Minister 
der  Finanzen  den  Vortrag, 

Eine  der  nothwendigsleo  Bestimmungen  des  Reglements 
ist  die  Festsetzung  der  Steuerliniß  und  der  Steuerämter. 

Grossen  Stftdten  uod  mit  Bewilligung  der  Nachbargemein- 
den  auch  Itleineren  ist  gestattet,  dort,  wo -es  zur  Abkürzung 
und  bessern  Rcglung  der  Stenerlinie  nothwendig  ist,  auch 
benachbarte  Gemeinden  oder  Theile  derselben  iu  das  Oktroi 
einzubeziehen;  den  letzteren  ist  dagegen  ein  entsjirechender 
Antheil  am  Ertrage  des  Oktroi  einzuräumen,  und  jedenfalls 
müssen  sie  mit  ihren   etwaigen  Einsprüchen   gehört  werden. 

Frei  vom  Oktroi  sind:  der  Verbrauch  am  Bord  von 
yehilTen  des  Staates,  die  Materialien  zur  Pulvererzeugung 
[iilOBs  fiir  die  Holzkohle  von  Wichtägkeitl,  die  Driicksorten 
der' Regierung,  Holz  zu  Artilleriekouslruktionen,  Arzeneien, 
Stockfische,  auch  können  Tafellraubcn,  einige  Gattungen 
Aepfel  und  Birnen  und  einige  Kleinigkeiten  zum  Gebrauche 
der  unbemittelten  Bevölkerung,  z.  B.  Wurzeln,  Reisig,  Ab- 
fallhnlz ,  frisches  Gras  bis  zu  einer  Traglast  u.  dgl.  freigelas- 
sen weMen.  Es  ist  nicht  gestaltet,  fllr  andere  Personen  und 
andere  im  Tarife  begriffene  Gegenstönde  die  GcbUhrenfreiheit 
zu  bewilhgen,  und  die  Verwaltung  bat  die  Gemeiude  steta 
gegen  jeden  Anspruch  vertheidigt,  der  in  dieser  Richtung 
von  diplomatischen  Personen,  den  MilitÄr-  und  Marinebehör- 
den u.  dgl,  erhoben  wurde. 

In  Paris  wird  dus  Oktmi  in  dem  durch  die  Dekrete  vom 
1.  April  1854  und  3.  November  1855  fealgesetzteo  AusmasM 
cingehobeu,    welchem    ntich  die   beiden   zehnproceotigen  I 
-chläge  znzurcclmi'n  sind.     Dem  Oktroi  sind  untenvoiieo ; 


lügen  Zu-    I 
rworieo;      I 
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a)  Wein,  Obstwein,  Melh^  gebrannte  geistige  Flüssigkei- 
ten^ Bier^- Essig,  Oele  fette  und  ätherische,  Firnisse, 
Schmieren, -abgeriebene  Farben,  Theer;    • 

b)  Fleisch^  frisches  und  geräucherte^,  Würste,  Geflügel, 
Wildpret,  Fische,  Schalthiere^  Pasteten,  Trüffel,  Fette 
aller  Art ^  Butter,  Eier,  Käse,  Salz,  Eis; 

c)  Brennholz,  Holz-  und  Steinkohlen,  Lohziegel  und  ande- 
res Brennmateriale,  Wachs  und  Wallratb,  Stearin,  Lichte; 

d)  Kalk,  Giment,  Mörtel,  Bausteine,  Schiefer,  Ziegel,  Pfla- 
stersteine, Thonerde,  Sand,  Bau-  und  Werkholz,  Eisen- 
bestandtheile  zu  Baukonstruktionen; 

e)  Heu ,  Stroh ,  Hafer ,  Gerste. » 

^  Von  der  Höhe  der  Gebühren  dürften  folgende  Beispiele .  eiQe  Vor- 
stellung geben: 


Gegenstand. 


Wein  in  Fässern 

»      »  Flaschen 
Alkohol  in  gebrannten  .geistigen  Flüssigkeiten, 
a.  nicht  denaturirt 


"1 


b.  denaturirt 

Obstwein  und  Meth 

Essig 

Olivendl,  parfümirte  Oele:,  Speisen  in  Oel  ein- 

^  .  geleRt 

Oele  andere 

Fleisch  frisch     {  •.SL^'d?"'*""™.       i 
Fleisch  ger&uctert,  Schinken,  Würste 

Pasteten,  TrüfEal 

Seefische  frische 


Austern  (nach  der  Grösse) 

Butter       .... 
Thierische  Fette 

Küse 

Salz 

Eis 

Brennholz  (nacti  der  Härte) 

Holzkohlen 

Steinkohlen  und  Gokes   . 

Kalk 

Mauerziegel 
Dachziegel 
Pflastersteine   . 

Bauholz  (nach  der  Härte) 

Heu 

Stroh 

Hafer         .... 

iGprtte       .... 


Maftsstab 

Oc 

troi.         1 

Fr. 

Cent. 

1  Hectolitre 

10 

, 

9 

M 

* 

23 

50 

1 

? 

80  bis 

» 

3 

80 

9 

10 

-:— 

» 

38 

>a^ 

9 

ai 

100  Kilogr. 

•   8 

83        \ 

9 

10 

65. 

9 

20 

70 

!               » 

120 

1 

» 

30 

— . 

9 

1 

\         5 
►       15 

,  —  bis 

» 

10 

~-. 

9 

6 

.mm 

9 

9 

50 

9 

5 

1                       9 

5 

^^^ 

1  St^re 

^2 

—  bis 
5 

1  Hectolitre 

5 

100  Kilo^. 

1 

60 

1  Hectolitre 

1 

15 

1000  Stück 

5 

75^ 

» 

7 

— 

9 

4 

75 

1  St^re 

7 
t         9 

50  bis 
40       1 

100  Bündel 

5 

'       .    9 

2 

1 

100  Kflogr. 

1 

25 

9 

1 

60 
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Die  steuerpflichtigen  Gegenstände  müssen  gleich  beim 
Eintritte  in  die  Bannmeile  angemeldet  werden  und  unter- 
liegen der  rollen  Gebühr,  falls  nicht  ihr  WiederauBtritt  oder 
ihre  Versteuerung  ausserhalb  der  eigentlichen  Steuerlinie  der 
Stadt  nachgewiesen  wird.  Die  Susseren  Feslungswerke  und 
ihre  Gräben  machen  die  Terbotwidrige  Ueberschreitung  die- 
ser äusseren  Stenerlinie  äusserst  schwierig.  Die  eigentliche 
(innere)  Steuerlinie  wird  durch  eine  6  Metree  hohe,  oben 
mit  Eisenspitzen  oder  Glasscherben  besetzt«,  von  aussen  und 
innen  ganz  freie  Mauer  gebildet. 

Die  Steuer  wird  entweder  bei  der  Einfuhr  oder  bei  der 
Herausnahme  aus  den  Entrepots  entrichtet;  als  solche  dienen 
grosse  Hallen  (üv  einzelne  Gegenstände,  z.  B.  fUr  Weine  nnd 
Branntwein,  Oele,  Fische  u.  dgl. 

Diejenigen  Gemeinden,  die  eine  Garnison  besitzen  and 
von  den  Gegenständen  des  Verbrauchs  der  Garnison  ein 
Oktroi  beziehen,  haben  dem  Staate  unter  dem  Titel  von 
Beiträgen  zu  den  Kasernirungskosten  aus  dem  Er- 
trage des  Oktroi  nach  dem  Gesetze  vom  15.  Mai  1818  eine 
Entschädigung  zu  leisten ,  die  in  der  Regel  für  das  Jahr  Ton 
3Ö5  Tagen  mit  7  Fr.  fHr  den  Mann  und  mit  3  Fr.  für  da« 
Pferd  berechnet  wird. 

Am  Schlüsse  jedes  Quartals  übersendet  der  Intendant 
der  Militardivision  dem  Prüfekt  eine  Uebersicht  der  jeder 
betheiligten  Gemeinde  zur  Last  fallenden  Tage  und  der  hier- 
nach entfallenden  Beiträge.  Wird  diese  Uebersicht  von  der 
Gemeinde  anerkannt  oder  über  deren  Gegenvorstellung  vom 
Kriegs  minister  richtig  gestellt,  so  gelangt  sie  mit  dem  Visa 
des  Präfekts  versehen  zum  Direktor  der  indirekten  Abgaben 
Behufs  der  Einhebung. 

Diese  erfolgt  derart,  dass  in  jedem  der  drei  Monate  des 
ersten  Quartals  y,j  der  für  diese  Beiträge  im  Gemeindebudget 
präliminirten  Summe  eingehoben  und  dieser  Betrag  für  die 
späteren  Quartale  in  dem  Masse  erhöht  wird,  als  durch  die 
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früheren  Einzahlungen  der  wirkliche  vom  Militärintendanten 
berechnete  Betrag  dieser  Beiträge  für  die. betreffenden  Quar- 
tale nicht  gedeckt  erscheint 

Ist  der  Ertrag  des  Oktroi  so  gering,  dass  durch  diese 
Beiträge  derselbe  allzusehr  vermindert  würde,  so  können  mit 
Bewilligung  des  Kaisers  Abfindungen  bis  auf  die-  Dauer  yon 
5  Jajhren  bewilligt  werden,  als  deren  Grundlage  die  Berech- 
nung des  wahrscheinlichen  Ertrages  des  Oktroi  von  den  durch 
die  Garnison  verbrauchten  Gegenständen  dient.  * 

5.    Die  Kontrollen  y  Abfindungen  und  Strafen  Betrefb 
der  Abgaben  auf  Getränke.    Schlussbemerkungen. 

• 

Die  ganze  Reihe  von  Massregeln,  aus  denen  das  rer- 
wickelte  System  der  Getränkesteuem  und  das  Oktroi  sich  im 
sammensetzt^  wäre  nur  unvollständig  wiedergegeben,  werni 
wir  nicht  auch  jener  Einrichtungen  erwähnen  würden,  die 
theils  zur  Erleichterung  der  Steuerpflichtigen ,  damit  diese  die 
Gebühr  so  nahe  als  möglich  im  itomente  der  wirklichen  Kon- 
sumtion im  Grossen  oder  Kleinen  zahlen,  theils  2ur  Sicherung 
des  Staates  gegen  die  drohenden  mannigfachen  Unterschleife, 
theils  endlich,  im  Interesse  des  Staatsschatzes  wie  der  Steuer- 
pflichtigen, zur  Verminderung  der  mit  der  unmittelbaren  Ein- 
hebung verbmidenen  Mühen  und  Kosten  vorgezeichnet  sind. 

Es  lassen  sich  dieselben  unter  den  fünf -Gesichtspunkten 
des  Begleitschein-,  des  Niederiagverfahrens,  der  Einhebungs- 
und UeberwachungskontroUen ,  der  Abfindungen  und  des 
Stmfsystems  (acquit-ä-caution ,  entrepöt,  exeroice,  abont^e- 
ment,  p^nalit^)  zusammenfassen. 

*  Wir  erwähnen  hier  nur  anmerkungsweise  der  durch  das  Geeetz  vom 
24.  April  1806  den  Gemeinden  auferlegten  Verpflichtung,  10 7o  des  Rein- 
ertntgs  des  Oktroi  an  den  Staat  abzuführen ;  weil  dieselbe  in  Folgender  Ge- 
setze Tom  17/März  1852  und  22.  Juni  18^4,  wie  bereits  S.  379  erw^nt 
wurde,  ün  Erlöschen  begriffen  ist  Die  Gesetzgebung, •  welche  Bestanddidle 
des  R<^ertrags  Behufs  der  Bildung  des  Reiiiertrags  abzuziehen  seien ^  war. 
eine  sehr  verwidnlte. 
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ö.     Das  Begleitscheiu verfahren. 

Um  Wein,  Obstwein,  Meth  und  gebrannte  geistige  Fliiw- 
sigkeiten  nicht  dem  Gesetze  gemäas  gleicü  bei  der  Wegbriii- 
gwng  aus  den  Logerräumen  des  ersten  Eczeiigere  versteuern 
zu  müssen,  ist  gestattet,  diese  Getränke  unter  BegleiCscIiein- 
koiitrolle  an  den  Ort  der  Uestimmung  zit  sendeu. 

Es  müssen  zu  diesem  Ende  die  Getränke  mit  allen  jenen 
Details  wie  für  die  unmittelbare  VerateueruHg  erklärt  und 
die  Verpflichtung  übernommen  werden  (sonmissiOK) ,  die 
Waare  binnen  der  vorgezeichneten  genau  nach  dem  wirk- 
lichen Bedarfe  bemessenen  Frist  unversehrt  bei  dem  Amt« 
im  Orte  der  Bestimmung  zif  stellen  und  im  entgegengesetz- 
ten Falle  die  entfallende  Gebühr  und  Strafe  zu  entrichten. 

Ein  dem  anweisenden  Amte  als  zahlungsptlichlig  bekann- 
ter Mann  hat  die  Erklärung  als  Bürge  und  Zahler  mit  zu 
unterfertigen. 

Auf  Grund  der  Erklärung  wird  die  Revision  der  Waare 
vorgenommen  und  der  Begleitschein  ausgefertigt. 

Wird  die  Erledigung  desselben  nicht  zur  vorgeschriebeDe» 
Zeit  beigebracht,  so  wird  zur  Einhebung  der  Gebühr  gescshrit- 
ten,  letztere  aber  zurückgestellt,  falls  biimen  weiterer  sechs  Mo- 
nate nach  verstrichener  Frist  die  Erledigung  beigebracht  wird. 

Nach  dieser  Zeit  erlischt  jeder  RückvergUtungsuosprucli. 

Ausserordentliche  Zufälle  während  des  Transports,  durcli 
welche  die  Integrität  der  Waare  oder  die  Einhaltung  der 
Stellungsfrist  gelUhrdel  werden  könnte,  sind  bei  deai  nftcJi 
steu  Amte  oder  in  dessen  Ermanglung  bei  der  Ortsobrigkeit 
anzuzeigen  und  entsprechend  konstatiren  zu  lassen.  Aendr- 
ningen  im  Bestimmungsorte  der  Waare  sind  bei  einem  in 
der  ursprünglichen  Richtimg  des  Transportes  licgemleo  AmK 
zu  erwirken ;  sie  werden  in  der  Regel  nur  gegen  Ausetelluag 
eines  neuen  Begleitscheines  und  unter  den  hiefür  vorgeseicli- 
oeten  Bedingungen  gestattet- 

Zu  den  ausserordentlichen  Zufllllen  wird  auch  das  Verweilen 
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der  Waare  wfthretid  d€i8.  Transportes  über  24  Stunden  an  ei- 
nem Orte  gerechnet.  NÖthigen  die  Vörbälinisse  die  24stüpdige 
Friät^u'  übertohreiten.^.so'hat  der  W^renfilhrer  dem  Amte 
oder  der  Obrigkeit  des  betreffenden  Oi^tes  ^den  Nomen,  die 
Beschäftigung  nnd  den  Wohnort  des  Mannes  anzugeben,  wel- 
eher  die  Waare  in  Verwahrung. nimmt  und  für  dieselbe  haftet. 
Das  Steueramt  stellt  eine  Lagerungserlaubniss  aus  und  b^ält 
die  Expeditionen,-  welche  die  Waare  begleiten,  zurück.  Es 
ist  gestattet,  im  Orte  der  Lagerung  mit  den -Getränken  jene 
Operationen  vorzunehmen,  welche  ihre  Erhältung  fordert; 
Mischungen  und  Yerschneidiingen  isind  hierunter  nicht  begrif- 
fen. /Die  'Hinwegnahme  und  Weiterbeförderung  der  Greträükli 
muss  ebenfalls  angezeigt  werden. 

Die  gestattete  Einlagerung  und  die  Dauer  derselben  wk(||^ 
auf  dem  Rücken  der  begleitenden  Dokumente  ttugemefki^ 
und  diese  Zeit  wird  zu  der  ursprünglich  bewilligteh  Tradi^ 
portsdauer  hinzugerechnet. 

Begleitscheine  werden  aucb  ausgestellt,  wen»  die  Waare 
dairum  von  der  Cirkulations-,  Konsum  tions-  oder  Deiailge* 
bühr  freigelassen  wird,  weil  sie  zur  Ausfuhr,  zur  Versen'dmig 
an  einen  einer  aUgemeinen  Abfindung-  oder  einer  höheren 
Steuer  unterliegenden  Ort,  oder  an  einen  Gewerbetreibenden 
Behufs  der  Umwandlung  in  Essig  erklärt  wird.  -Es  'muss  in 
diesen  Fällen  der  wirkliche  Austritt,  der  'wirkÜche  Eintritt 
in  den  Ort  der  Bestimmung^  die  wirkliche  Umwandlung  in 
Essig  amtlich  bestätigt  sein.  Die  Ausfuhr  kann  nur  über  ein- 
zelne durch  ein  kaiserliches-  Dekret  festgesetzte  Aemter  erfbl- 
gen-,  wo  sich  auch  Beamte  der  indirekten  Abgaben  befinden« 

Der  Begl^tscheine  bedürfen  femer  die  Getränke,  die  ohne 
die  Eingangsgebühr,  die  einzige  Taxe  oder  das  Oktroi  entrichtet 
zu  haben,  aus  einer  Gremeinde  ausgeführt  werden,  weldie 
einer  oder  mehreren  dieser  Abgaben  unterliegt;  es  wird  doioh 
deren  Erledigung  vor  allem  der  wirkliche  Austritt  aus  der 
betreffenden  Gemeinde  dargethan. 

Hock,  Finanzverwaltung  Prankreichs.  25 
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(ietränke  in  Mengen,  die  der  Detailgebühr  unterliegen, 
liönneu  nur  mit  Begleileoheinen  besonderer  Form ,  gegen 
Sichers telluug  des  Doppelten  der  Dctailgebühr  versendet,  and 
es  rnusB  Behufs  der  Erledigung  des  BegleitscheineÄ  ilire  un- 
mittelbare Versteuerung  zum  Detail  verkehr,  die  Ausfuhr  oder 
die  Aufnahuie  in  ein  der  Delailgebübr  unLerli,egende3  Lager 
nacl  Ige  wiesen  sein. 

In  manchen  Fällen  vertreten  Legitimationsscheine 
(passavants)  und  Steuerscheine  (cong^s)  die  Stelle  der  Be- 
gleitscheine. So  werden  Passavants  ausgestellt,  wenn  ein 
Weinbauer  Weine  aus  der  Kelter  in  den  Keller  oder  aus  dem 
Keller  in  einen  andern  in  seinem  Besitze  befindlichen  Lager- 
raum innerhalb  desselben  Kantons  oder  der  benaclibarten 
Gemeinden  bringt,  wenn  ein  unter  Ueberwachung  stehender 
Lagerinhaber  Wein  aus  einem  seiner  Magazine  in  ein  an- 
deres desselben  Einnahmebezirkes  bringt,  und  in  ähnlichen 
Fällen  lokalen  Verkehrs. 

BigenIhUmer  und  Händler  im  Grossen  in  Orten,  wo  sich 
kein  Verzehrungssteueramt  befindet,  werden  mit  paraphirteo 
und  gehefteten  Verseudnngsbuchern  versehen,  aus  denen  sie 
Passavants  für  den  Transport  ihrer  Sendungen  bis  au  die  Orte 
ausstellen  können,  wo  sich  ein  Verzehrungssteueramt  befindet 
Sobald  die  Sendung  das  Amt  berührt,  wird  der  Passarant  ein- 
gezogen und  eine  amtliche  Deckuugsurkunde  ausgestellt.  In  letz- 
terer mussiuisdrttcklich  erwähnt  sein,  dass  sie  gegen  Eingehung 
des  Passavftut  des  Versenders  ausgefertigt  wurde.  Für  steuer- 
freie Sendungen  aus  einem  Keller  in  den  andern  gelten  die 
Passavants  des  Versenders  mu-,  wenn  das  berührte  Amt  jenes 
des  Bezirkes  ist,  in  welchem  der  Aufoewahrungsort  liegt,  und 
wenn  der  Versender  sich  über  seine  iJerechtiguug  zur  Steuerfrei- 
heit nachträglich  ausweist.  Jeder  solche  Passavant  unterliegt 
dem  Slampel  von  10  Cent,  ihre  Verwendung  niiiss  nachgewie- 
sen und  in  der  Juxta  das  Amt  und  dioExpeditionszahl  der  amt- 
lichen Deckungsurkimde  angeftlhrt  sein,  gegen  welche  der  Paaea- 
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vant  eingezogen  worden  ist  Als  Beleg  der  versendeten  Waare 
dienBn  die  eiÄpfangenen  Steuerquittungen,  Revisionsbogen  u.  dgl. 

Unter  Begleitung  von  Steuerscheinen  ist  gestattet,  Ge- 
tränke ohne  Angabe  des  EmpfSngers  zur  Versepdiiög  für  eine 
Messe,  einen  Markt,  irgend  ^ine  grosi^e  Versammlung  vou 
Menschen  mit  dem  Vorbehalt  zu  erklären ,  .gegen  nachgewie- 
sene Entrichtung  der  Detailgebühr  füi*  die  abgesetzte  Menge 
den  Rest  steuerfrei  zurückzuführen.  Eine  ähnliche  Begünsti- 
gung geniessen  die  umherziehenden  Kaufleute,  Maultliier- 
treiber  u.  a.,  welche  dielicenz  haben ,' mit  Wein  im  Grossen 
zu  hausiren.  Sie  werden  überdiess  mit  Verzeichnissen  versehen, 
in  die  sie  jeden  Verkauf  unter  genauer  Angabe  des  Käufers, 
seines  Wohnortes  und  der  betreffenden  Steuerexpediüon  auf- 
zuzeichnen haben ;  die  ihnen  über  solche  Verkäufe  ausgestellten 
Steuerquittungen  dienen  als  Belege  der  abgängigen  Mengen. 

Hausirer,  die  Weine  oder  Obstweine  mit  sich  führen, 
welche  ihrer  Menge  nach  der  Detailgebühr  nicht  unterliegen, 
von  diesen  aber  im  Detail  zu  verkaufen  gedenken,  hab^n 
sich  ebenfalls  Steuerscheine  besonderer  Form  ausstellen  zu 
lassen  und  die  einfache  Detailgebühr  sicher  zu  stellen ;  über 
die  im  Detail  verschlissenen  Mengen  haben  sie  sich  durch 
die  gewöhnlichen  Steuerscheine  auszuweisien. 

Branntwein,  Liqueur  und  Meth  sind  vom  Hausiren  aus- 
geschlossen. ^  Im.  Uebrigen  gilt  das  hinsichts  der  Detäilge- 
bühr  von  Wein ,  Obstwein  und  Meth  Gesagte  bei  Versendun- 
gen von  gebrannten  gdstigen  Flüssigkeiten  hinsichts  der  Kon- 
sumtionsgebühr. 

Kann  die  Erledigung  eines  Begleitscheines  nicht  beige- 
bracht  werden,  so  hat  der  Begleitschein  -  Extrafaent  (soumis- 
sionaire)  für  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  und  Ldqueuredas 
Zweifache  der  Konsumtionsgebühr ,  und  für  Wein ,  Obstwein 
und  Meth  das  Sechsfache  der  Cirkulationagebühr  zu  entrichten.'^ 

*  Clrk.  vom  15.  December  1824  und  12."  December  1826.    " 
'  Gesetz  *vom  17.*  Man  1852. 
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Jede  amtliche  Auafertiguug,  heisse  sie  iura  BegleitscJieiu, 
I^gitimationsflchein,  Quittung,  mit  alleiniger  Ausuahtne  der 
Steuerscheine ,  unterliegt  einem  Stämpel  von  10  Cent,  die  von 
einem  Amte  ausgestellten  Begleit-  und  L^itimaÜonsscheine 
Uberdiess  einer  Expeditionsgebühr  von  15  Cent. 

Die  Steuerscheine  unterliegen  einem  Stämpel  von  10  Cent, 
nur  dann,  wenn  die  Gebülir,  über  welche  sie  lauten,  nicht 
mehr  als  50  Cent,  betrügt,  in  jedem  andern  Falle  unterlie- 
gen sie  dem  Stämpel  von  20  Cent 

Es  bilden  diese  Expeditions-  und  StämpelgebUbren  einen 
nicht  unbedeutenden  Theil  der  Einnahmen  aus  den  indirek- 
ten Abgaben. 

b.     Das  Niederlagsverfahren. 

Sowie  durch  das  Begleitschein  verfahren  möglich  wird, 
die  Steuer  bis  zum  Augenblicke  des  Eintreffens  im  Orte  der 
Bestimmung  zu  stunden,  so  gestattet  das  Niederlagsrer- 
fahren,  die  Stundung  bis  zum  Augenblicke  des  Ueberganges 
an  den  einzelnen  Konsumenten  oder  Kleinverschleisser  fort- 
zusetzen. 

Jeder  Erzeuger  von  Wein,  Obstwein,  Meth  und  gebrann- 
ten geistigen  Flüssigkeiten,  jeder  Händler  im  Grossen  mit 
diesen  Stoffen  ist  zur  Haltung  eines  Lagers  derselben  berech- 
tigt. Er  erlangt  dadurch  den  Vortheil,  diese  Getrfinke  un- 
versteuert bei  sich  aufnehmen  und  von  jedem  seiner  Maga- 
aine  in  das  andere  transportiren  und  an  andere  einer  gleichen 
Begünstigung  gemessende  Personen  abtreten  zu  können,  allein 
zugleich  unterwirft  er  seine  Lagerräume  und  Vorräthe  der 
besondern  Ueberwachung  (exercice),  der  Durchsuchung,  Auf- 
nahme und  Buchführung  der  Verwaltung,  und  hat- jeden 
nicht  gerechtfertigten  Abgang  zu  versteuern. 

An  der  Wohlthat  des  Entrepöt  können  auch  Kleinrer 
Bchleisser,  die  einen  bedeutenden  Verkehr  haben  und  ihre 
Einkäufe     meistens    ausser     dem    Orte     ihres    Verschlässes 
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machen*,  und  Fabrikanten  solcher  chemischer  Produkte  Theil 
nehmen,  in  denen  Weingeist  enthalten  ist.        •       . 

Endlich  ist  das  Recht,  Lagerbestände  zu  halten,  audi 
andern  Personen  unter  der  Bedingung  eingeräumt,  dass  sie 
wenigsten^  9  Hectoliter  Wein,  18  Hectoliter  Obstwein  oder 
Meth ,  oder  4  Hectoliter  gebrannte  geistige  Flüssigkeiten  an- 
führen oder  eingeführt  haben,  und  tn  letzterefn  Falle  die 
neu  eingeführte  Menge  wenigstens  1  Hectoliter  beträgt ;  doch 
müssen  sie  durch  einen  im. Orte  wohnhaften  zahlirngsflähigen 
Bürgen  die  entfallenden  Gebühren  sicher  stellen. 

Die  Bürgschaft  ist  nur  für  ein  Jahr  gültig  und  muss  da- 
her vor  Ablauf  desselbeü  erneuert  werden ,  -widrigens  die  ge- 
stundete Gebühr  sogleich  ^u  entrichten  ist 

In  Orten ,  wo  eine  Eingangsgebühr  oder  ein  Oktroi  ein- 
geführt ist  und  öffentliche  Magazine  bestehen,  können  über 
Ansuchen  der  Gemeinde  Privatlager  allgemein  oder  doch  Allen 
mit  Ausnahme  der  Erzeuger  untersagt  werden.  Für  Waaren, 
welche  ia  solchen  öffentlichen  Magazinen  lagern ,  wird  eine 
Sicherstellung  der  entfallenden  Gebühren  nicht  gefordert 

üeber  jede  zur  Einlagerung  erklärte  Menge  wird  -ein 
Lagerschein  (laissez-entrer)  ausgestellt.,  lieber  jeden  Lager- 
bestand wird  ein  besonderes  Conto  (ein  compte  courantj  er- 
üffoet^  in  welches  die  ein-  und  äusgeljagerten  Mengen  und 
die  sie  begleitenden  Urkunden  eingetragen  werden«  Jäfarbeh 
vor  der  Weinlese  {ludet  die  Aufnahme  der  Lagerbestände  statt; 
zeigt  sich  hiebei  ein  Abgang,  so  ist  er  zu  versteuern.  Bei 
Eleinverschleissem,  die  zur  Haltung  eines  Lagers  ermächtigt 
sind,  wird  der  Lagerbestand  vierteljährig  aufgenommen. 

Der  Inhaber  eines  Lagarbestandes  wird  seiner  Venuit- 
wortung  nur  in  dem  Ma^se*  entledigt,  als  die  Getränke  in 
einen  anderen  Lagerbestahd  üb^^ehen  ^  Behufs  der  Konsum- 
tion in  der  Gem^nde  versteuert  oder  zum  Austritte  aus  der- 
selben bestitnmt  werden, 

lieber  jeden  dieser  Akte  muss  die  Erklärung  erfolgen, 
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ehe  das  Getränk  aus  dem  Lagerraum  weggebracht  wird ;  bei 
den  zum  Austritte  aus  der  Gememde  erklärten  W^aren  muas 
dort,  wo  eine  Eingangsgebühr  oder  ein  Oktroi  besteht,  der 
Axkstritt  vorschriftmössig  erwiesen  sein.  Der  Austritt  darf  m 
solchen  Orten  jiur  in  den  Stunden,  wo  auch  die  Eünfuhr  ge- 
stattet ist',  nur  über  die  vorhandenen  Eingangsämtei^  oder 
unter  amtlicher  Begleitung  erfolgen  und  muss  durch  ein  Aus- 
tritts-Qertifikat  erwiesen  werden. 

Für  die  Verluste  durch  Ausrinnen,  Niederschläge. u.  dgL 
werden  den  Weinbauern  und  Grossverschleissem  jftbriich  6 
bis  8%  für  Wein,  7  bis  8%  für  Weingeist  und  7%  ^^  O^tr 
wein  luid  Meth  bewilligt  ^  Ein  grösseres  C$do  kbnn  nur  von 
der  Generaldirektion  zugestanden  werden. . 

c.     Die  Kontrollen.    . 

Der  Kontrollen  zur  Aufrechthaltung  des  8teuer9y8tems 
sind  viele  und  mannigfache. 

Als  allgemeiustes  Mittel  der  Kontrolle  insbesondere  in 
Beziehung  auf  die  Cirkulationsgebühr  dienen  h&ufige  Revi- 
sionen der  Trausporte  und  die  feuilles  de  drculation,  Ver- 
leichnisse,  welche  jedem  Verzehrungssteuereinnehmer  von 
allen  andern  Steuerämtern  über  die  aus  ihren  Bezirken  in 
die  Orte  seines  Amtsbezirks  >abgegangenen  Getränkesendun- 
gen zukommen  und  ihn  in  den  Stand  setzen,  die  wirkliche 
Ankunft  zu  kontrolliren  und  die  Weinbesitzer  seines  Bezirks 
sowie  deren  Vorräthe  kennen  zu  lernen. 

Behufs  der  Sicherstellung  der  Eiiigangsgebühr  wird  nach 
der  Weinlese  oder  Obsternte  von  den  Steuerbeamten  bei  allen 
Eigenthümern  ein  Inventar  aufgenommen.    Die  Eigenthümer 

'  Gesetz  vom  20.  Juli  1837,  Ord.  vmu  21.  December  1838.  Bekn 
Wein  und  Weingeist  richten  sich  die  Perzcnte  nach  den  Departements, 
wo  der  Wein  erliegt,  die  letzteren  siiid  in  dieser  Beziehung  für  die  Weine 
in  3  und  für  die  Branntweine  in  2  Klassen  getheilt.  Die  höchsteu  Per- 
atente  sind  für  die  südlichen  Departements  bewilligt,  die  schwere  Weine 
und  Franzbranntweine  erzeugen. 
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müssen  gegenwärtig  sein  oder  einen  Bevollmächtigten  bestel- 
Ten ,  und  sind  verpflichtet ,  alle  in  ihreni  Besitsse  befindlichen 
Gretränke  zu  erklären  und  vorzuzeigen. 

Der  Eigenthttmer  kann  die  beim  Eingange  oder  mittels 
des  Inventars  cotistatirte  Menge  entweder  auf  einmarl  odeir  in 
zwölf  Monatsraten  vergebühren  oder  sie  als  Lagerbestand 
erklären. 

Eine  gleiche  Durehsuchung'  wird^  wie  oben  erwähnt 
wurde,  bei  allen  Eigenthümern  von  Weinlagetti  (propri6- 
taires  -recoltants  entreposeurs)  Vor  der  Obst-  oder  Weinernte 
gepflogen. 

Ebenso  bedarf  in  Gremeinden,  welche  der  Bingangsge- 
bühr  oder  dem  Oktroi  unterliegen,  jede  Durchfuhr  an  steuer- 
pflichtigen Waaren  eines  besondern  Erlaubriissscheines  (passe- 
döböut),  welche  nur  gegen  Hinterlegung  oder  Sicherstellung 
der  Gebühr  und  Uebernahme  der  Verpflichtung  ertheilt  wird, 
den  Austritt  vorschriftmässig  nachzuweisen.  ^ 

In  Orten,  wo  ein  Oktroi  eingehoben  wird,  können 
Waaren  und  Wagen  aller  Art  der  Durchsuchung,  ob  steuer- 
bare Gegenstände  darunter  enthalten  sind ,  an  der  Steuerlime 
unterzogen  werden.  Nur  die  Briefpost  ist  von  der  Durch- 
suchung frei,  doch  kann  auch  sie  von  einem  Beamten  bis 
zum  Orte  ihref  Abladung  begleitet  und  dort  untersucht  wer- 
den. In  Orten,*  wo  bloss  eine  Eingangsgebühr  f[\r  den  Staat 
und  kein  OktrcH  besteht,^  ist  die  Durchsuchung  bloss  gegen 
öffentliches  Puhrri'erk  oder  nicht  eingehängte  Wagen-  (Wagen 
ohne  F^em)  gestattet 

Reisende  zu  Fuss  und  zu  Pferde  und  deren  Effekten 
unterliegen  der  Durchsuchung  nicht,  es  sei  denn,  der  steuer- 
pflichtige Gegenstand  wäre  augenfällig.    In  Fällen « gegrttn- 

*  £iB  passe -d^bout  wird  für  die  Durchfuhr  ohne  Aufenthalt  ausge- 
stellt, bleibt  die  Waare  länger  als  24  Stunden  im  Orte,  so  wird  ein  La- 
gerungsschein, ^^rtlich  eine  Transitiicen2  ausgefertigt 

>  Es  gab  deren  1850  noch  16. 
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deteii  Verdachtes  ist  der  Reisaide  Behufs  der  Eiuleituug 
der  Durchsuchung  ztmi  nächsten  Polizeibeamteii  oder  zuiA 
Maire  zu  führen,  Hausdurchsuchungen  bei  nicht  kontroU- 
pflichtigeu  Personeu  sind,  den  Fall  der  unmitteJbareo  Verfol- 
gung des  Gegenstandes  der  Uebertretung  ausgenooimea,  bloss 
bei  Tage,  unter  Begleitung  einer  obrigkeitlichen  Person  und 
über  Auftrag  höherer  Beauiten  gestattet. 

In  Bezieliung  auf  die  Konsumtions-  und  die  Biersteuer 
muss  die  Errichtung  jeder  Branntweinbrennerei  und  Braue- 
rei, sowie  jeder  Rektiflkatious-  und  Liqueurbereitungsanstalt 
bei  dem  Steueramte  augemeldet,  die  Werkvorriehtungen  und 
Ihr  Rauminhalt  nuissen  erklärt,  letzterer  muss  auf  nassem 
Wege  amtlich  konstatirt  werden. 

Jede  Vorrichtung  erhält  ihre  eigene  Zahl,  eine  Verän- 
derung in  den  Vorriclitungen  ohne  vorhergängige  Anzeige 
ist  nicht  gestattet. 

Eben  so  bedarf  die  Vornahme  jedes  steuerbaren  Aktes 
der  vorläufigen  Erklärung,  welche  alle  zur  Sleuerbemeseung 
und  zur  Ueber wachung  des  Verfahrens  nöthige  Momente,  zu 
enthalten  hat,  also 

a)  beim  Brauverfahren :  die  Zifler  dea  Kessels  und  der 
Kuhle,  die  Zahl  der  Aufgüsse,  die  Stunde  ihres  Beginns  und 
ihres  Endes,  die  Meuge  Malz,  die  zu  erzengende  Meoge 
Biers; 

h)  Bei  der  Erzeugung  von  Branntwein  aus  Getreide, 
Erdäpfel,  Mehl  und  andern  mehligen  Stoffen,  uder  aus  Ge- 
mischen, wo  solche  Stoffe  vorherrschen,  den  Kauminbalt 
der  Maiscbgefässe ,  die  Arbeitstage,  die  Stunde  des  Regiunefi 
der  Einoiaischung ,  die  Stunde  der  Anzündung  oder  Aus- 
löschung des  Feuers,  die  Art  und  Menge  der  ver^vende^ea 
Stoße,  die  zu  erzeugen  beabsichtigte  Alkoholmenge,  Es 
müssen  aus  100  Hektolitern  eingemaischlen  StolTes  wenig- 
stens 2Vj  Liter  reinen  Alkohols  gewonnen  werde«. 

c)  Bei  der  Erzeugung  von  Branntweiu  ans  Wein,  Ohst- 
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wein,  Bier,  Zucker^  Zuckerpyrup,  Trästern^  TrÄbern^^  Obst 
u.  8.  w. ,  die  Zahl,  der  Arbeitstage:,  die  Dauer  der  Ärbdt^ 
die  M^3ge  und  Art  der  verwendeten  Stofi(ß,  die  za  erzeu- 
gende  Alkoholmenge.  * 

Nöthigen  anvorhergesehene  Fälle  die  Operation  zu  ver- 
tagen oder  später  zu  beginnen ,  so  ist  ebenfells'  die  AQzei^^ 
vonnöthen. 

Die  Gewerbstätten,  die  Magazine^  die  Keller  und  dls 
Wohnung  des  Bräuers  odeir  Brenners  stehen  unter  der  Kon- 
trolle der  Verwaltung;  der  Eintritt  der  Beamten  der  letzteren 
ist  ohne  gerichtliehe  Assistenz,  und  wenn. das  Gewerbe  Nachts 
in  Wirksamkeit  ist,  selt)st  zur  Nachtzeit  gestattet  Die  Kontrolle 
kann  auf  alle  Häuser  ausgedehnt  werden,  welche  mit  der 
Brauerei  oder  Brennerei  in  innerer  der  At)sperning  nicht 
fähiger  Kommunikation  stehen. 

Die  Braukessel  müssen  fest  eitigeltnauert  sein-  und  we- 
nigstens 6  Hektoliter  fassen,  die  Fässer  jeder  Brauerei  oder 
Brennerei  ein  eigenes  der  Verwaltung  änzuzeigendes'^eicfaen 
haben.    Die  vorläufige  Erklärung  >  ist  auch  für  den  kalten  . 
Aufguas  und  für  die  Erzeugung  von  Hefe  erforderlich.- 

Das  Bier  muss  sogleich  vom  Kessel  auf  den  Küblstock 
gebracht  und  in  die  Fässer  bei  Tage  gefüllt  werden,  so  dass 
die  Beamten  der  Regie  zugegen  sein  können.  • 

Beim  Branntwein  dient  zur  Kontrolle,  der  Uebereinsttm- 
mung  der  Maische  mit  der  zur  Erzeugung  angelneldeten 
Alkoholmenge  ein  Aräometer,  als  Dichtigkeitsmesser.  Man 
hat  nämlich  angenommen,  dass  jeder  Unterschied  von  1  Grad 

■s 

in  der  Dichte  der  verwendeten  flüssigen  Stoffe  1,2  bis  1,4 
Alkoholgrade  darstelle..  Bei  bedeutenden  Brennereien  wer- 
den dies^falls  eigene  Breimereiversuche  gemacht.  ^ 

Erklärt  die  Partei  das  anzuhoffende  Erzeugnisa  geringer 
ala  es  nach  der  Menge  und  Dichte  des  verwendeten.  Stoffes 

*  Allgemeine  Instruktion  vom  7.  December  1854. 
'  Cirk.  der  Qeneraldirektfon  vom  29.  Augost  1853. 
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eein  sollt«,  so  wird  auf  Berichtigung  der  Erklärung  gedrun- 
gen. Wird  diese  verweigert,  so  wird  die  Erklärung  zwar 
angenommen,  allein  bei  Ueber\vfichuiig  des  Verftihrena  mit 
verdoppelter  Vorsicht  und  Streiige  vorgegangen. 

Diejenigen  Eraeuger  von  Branntwein  aus  Wein ,  Obst- 
wein, Weintrubem  und  -Träatern,  welche  ihren  ganzen  Vor- 
rath  auf  einmal  angeben  und  mit  dem  Direktor  über  die 
Schätzung  der  zu  erwartenden  Menge  Alkohol  Ubereinkom- 
men,  sind  von  der  speciellea  Erklärung  befreit.  Sie  haben 
bloss  Tag  und  Stunde  ihrer  Operationen  anzugeben. 

Wenn  die  erklarte  Menge  desttilirt  ist,  hat  in  allen 
Pällen  die  «eitere  Destillation  aufzuhören.  Ebenso  darf  nie 
eine  geringere  als  die  angemeldete  Menge  als  erzeugt  ange- 
nomnieQ  werden. 

Ganz  ungemein  gross  und  doch  kaum  ausreichend  sind 
die  Kontrollen  über  den  Kleinverschleiss: 

Jeder  Klein verachleisser  ist  verpilichtet,  den  Antritt  sei- 
nes Geechäftes  zu  ei  klären.  Von  der  Erklärung  befreit  sind 
bloss  die  Markedentcr  der  Truppen,  die  vom  Kriegsminister 
angestellt  sind,  falls  sie  nur  Soldaten  bei  sich  aufnehmen, 
und  die  Chefs  einer  Anstalt,  die  ihren  Arbeitern  Wein  und 
Ijebensmittel  verabreichen,  wenn  sie  auch  ihnen  datllr  einen 
Theil  t]es  Lohnes  zurückhalten. 

■  In  der  Erklärung  muss  der  Ort  der  Ausübung  des  Ge- 
werbes und  die  Menge  der  in  den  Gewerbsräumen  enthal- 
tenen Getränke  angegeben  werden.  Hat  der  Verschleisser 
von  der  Gestattung  Gebrauch  gemacht,  gewisse  Gattungen 
Getränke  als  zu  seinem  eigenen  Gebrauche  bestimmt  zu  er- 
klären, eo  bleiben  diese  dessenungeachtet  unter  Kontrolle: 
ihr  Versehleisa  unterliegt  der  Ahndung. 

Jeder  Verschleisser  ist  verpflichtet,  sein  Geschäft  dorcli 
ein  Schild  oder  ein  Wirlhshauezeichen  kund  zu  gelten,  und 
dieses  Schild  oder  Zeichen  wegzunehmen ,  sobald  er  die  Zn- 
rticklegung  seines  Geschäftes  erklärt  hat. 
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Jeder  Verschleisser  ist'in  seinen  Gewerba-,  Läger-  und 
Wuhnungsräumen  den  Durchsacbungen  und  Eontrollen  (vi- 
sites  et  exereice)  der  Bean^ten  unterworfen.  Dieselben  köh- 
nen  bei  Tage  und  so  lange  als  die  Verschleisslokale  dem 
Publikum  geöBhet  sind,  auch  bei  Nacht  und,  die  Stunden 
des  Gottesdienstes^  wo  die  Lokale  polizeilich  geschlossen 
sind,  ausgenommen,  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen  und  ohne 
obrigkeitliche  Assistenz  vorgenommen  werden,  doch  sollan 
stets  wenigstens  zwei  Beamte  gegenwärtig  sein. 

Die  Weinbauer,  die  ihr  Erzeu'gniss  im  Kleinen  ver- 
schleissen,  sind  von  der  Kontrolle  ihrer  -  Wohnungen,  befiwt, 
wenn  diese  von  den  (Jewerbs-  und  Lagerräumen  getrennt  sind. 

Jede  Weigerung,  sich  der  Kontrolle  zu  unterziehen,  jede 
hiebei  ausgestossene  Drohung,  sowie  jeder  Widerstand,  jede 
verursachte  Zögerung  oder  jedes  entgegengestellte  Hinderitiss 
und  im  Einzelnen  jede  Beanständigung,  die  Oeffnung  eines 
Aufbewahrungsraumes,  eines  Behältnisses,  die  Untersuchung 
eines  Getränkes,  die.  Anlegung  der  Siegel,  die  Anwendung 
eines  Instrumentes  zu  gestatten,  ist  strafpflichtig. 

Die  Folgen  der  Weigerung,  abgeset^en  von  der  für  die 
letztere  verhängten  Strafe,  sind  die  Verpflichtung  des  Gewerbe- 
treibenden, die  Detailgebübr  für  den  ganzen-  bei  der  letzten 
Vorrathsaufhahme  ihm  zur  Last  gebliebenen.  Vorrath  zu  ent- 
richten, und,  falls  durch  seine  Weigerung  die  KontroUsdurch- 
iührungen  unterbleiben  mussten ,  für  die  ganze  Zeit  »die 
grösste  Summe,  die  er  in  einem  der  nächst  vorausgegangenen 
acht  Quartale  bezahlte,  oder  fiedls  er  früher  nicht  unter  Regie 
stand,  den  Betrag ,,  ^eichen  der  höchst  besteuerte  Klein- 
verschleisser  des  Kantons  bezahlt,  als  Steuer  zu  entrichten. 

Die  Verschleisser  sollen  ihre  Getränke  ohne  specielle 
Erlaubniss  nicht  in  Geflissen  über  5  und  unter  1  Heif- 
toliter  und  nicht  in  Gef&ssen  von  unregelmässiger  Fonn, 
Krügen,  Vasen  u.  dgl.  aufbewahren.  Nur  ausnahm&wj^ise, 
in  bestimmter  Anzahl ,  nach  genauer  Ermittlung  des  Raum- 
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iulialtes  und  geimuer  Bezeichnung  ist  der  Gebraucli  solcher 
Geßtsse  gestuttet.  Es  darf  aus  Gelassen  von  unregelnia3slger 
Form  nicht  unmittelt)ar  zuni  Verkauf  eingeschenkt,  sie  dürfen 
ausser  das  Haus  nur  versiegelt  oder  unter  Begleitung  amt- 
licher Deckungen  und  nioht  an  andere  Kleinverscbleisser 
versendet  werden. 

In  Flaschen  darf  der  Wein  nur  versiegelt  aufbewahrt 
werden.  Die  Versieglung  geschieht  durch  die  Steuerbeamten 
mittelst  deren  Ämtssiegel.  Die  Kisten  oder  Körbe  mit  Wein 
in  Fluschen,  welchen  die  Kleinverschleisser  beziehen,  dllrfen 
niur  in  Gegenwart  der  Beamten  geöflriet  werden. 

Jede  Flasche  wird  für  1  Liter,  jede  HalbÜasehe  für  '/j 
Liter  gerechnet,  bei  den  kleinen  Fläschchen,  in  deneu  ge- 
wisse Liqueure  verkauft  werden,  bestimmen  die  Beamten 
die  Zahl,  die  auf  1  Liter  zu  rechnen  ist. 

Jede  Nach-  oder  Ueberfüllung,  Vorschneidung,  Mischung 
kann  nur  über  vorläufige  Erklärung  in  Gegenwart  der  Be- 
amten stattlinden;  hüchsteos  dass  bei  UeberfUUung  der  Fla- 
schen bloss  die  Erklärung  und  nicht  die  amtliche  Assistenz 
gefordert  wird. 

Jeder  dieser  Akte  wird  in  daa  Portatif  eingetragen. 

Es  dürfen  ohne  besondere  Erlaubniss  von  jeder  Gattung 
Getränke  nie  mehr  als  3  Gebünde  am  Zapfen  gehalten 
werden. 

Der  Wein  darf  nur  in  den  angemeldeten  GewerbarSumen 
aufbewahrt  werden.  Diese  Rüiime  müssen  dem  Kleinver- 
schleisser eigenthllmlich  gehören,  oder  er  muss  ach  Ober 
deren  Besitz  durch  förmliche  Miethverträge  vor  einem  öfl^t- 
liehen  Agenten  geschlossen,  ausweisen.  Den  Hauseigvotbü- 
mern  und  Hauptmiethern  ist  verboten,  Getränke,  die  einem 
Kleinverschleisser  gehören,  bei  sich  in  einem  Raame  auf- 
nehmen zu  lassen ,  über  welchen  dieser  Verschlciaser  nicht 
einen  solchen  förmlichen  Miethvertrag  abgeschlossen  hat. 
Besteht  kein  solcher  Vertrag,  und  werden  in  einem  mit  der 
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Wohnung  oder  den  Gewerbsräümen  des  IGew^rbetrdbeilden 
zusammenhängenden  Lokale  Getränke  gefunden ,  so  werden 
sie  als  das  Eigenthum  des  :GewerbetTeibenden  betrachtet. 
Diese  gesetzliche  Vermuthung  wird  nicht  dadurch  entkräftet«, 
dass  der  Nachbar  über  diel6e  Getränke  auf  seinen  eigenen 
Namen  lalitende  amtliche  Ausfertigungen  vorweist. 

Die  Kleinverschleisser  in  der  Nähe  von  Personen ,  die 
grosse  ihren  Bedarf  bedeutend  übersteigende  Vorräthe  von 
Getränken  besitzen ,  werden  besonders  häufigen  imd*  strengen 
Durchsuchungen  unterworfen. 

Verbindungen  zwischen  den  Häusern  der  Kleinver- 
schleisser und  den  Nachbarhäusern  sind  zu  zerstören  oder 
unter  Siegel  zu  legen.  Ist  dies  nicht  möglich,  und  über- 
schreitet die  anscheinende  Konsumtion  des  Nachbars  seinen 
wirklichen  Bedarf,  so  kann  der  Nachbar  auf  Antrag  der 
Direktion  über  Entsdieidung  des  Präfekts  unter  die  amtliche 
Kontrolle  nait  allen  ihren  Rechtsfolgen  gesetzt  und  zur  Ver- 
steuerung des  seinen  Bedarf  übersteigenden  Quantums  ver- 
halten werden. 

Der  Branntweinbrenner  oder  -Rektifikator*  kann  den 
Kleinverschleiss  seiner  Er^seugnisse  nicht  zu  derselben-  Zeit 
oder  wenigstens  nicht  in  demselben  Lokale  mit*  der  Erzeu- 
gung ausüben,  und  der  Uebergang  der  erzeugten  Menge  in 
den  Kleinverschleiss  bedarf  einer  amtlichen  Ausfertigung. 

Kleinverschleisser^  welche  Liqueure  erzeugen'  wollen^ 
müssen  die  Erzeugung  anmelden ,  •  und  die  erzeugten  Flaschen 
nach  Mass  der  Erzeugung  unter  das  Siegel  der  Verwaltung 
legen  lassen.  *       •       •  •     ^ 

Die  Oef&sse ,  worin  sie  den  Aufguss  vornehmen ,  -werden 
von  den  Beamten  unter  Siegel  der  Verwaltung  gehalten, 
und  werden  nur  für  jdie  Zeit  des  Grebrauchs  entsiegelt. 

Der  Kleinverschleisser  ist  zwar  ermächtigt,-'  auch  im 
Grossen  zu  verkaufen ,  allein  er  darf  es  (gegen  die  Cirkula- 
tions-  statt  der  Detailgebühr)  nur  über  vorläufige  Anmeldung 


und  nach  erfolgter  Demarquiruiig  des  Gebilndes,  der  Kislp 
oder  des  Korbe«. 

Uebrigena  darf  der  Kieinverschleisser  in  eiuem  ftbg;eson- 
derten  ("wenigstens  durch  die  Strasse  getrennten)  Lokale  den 
Grosshandel  betreiben ,  und  unterliegt  dann  in  letalerer  Eigen- 
schaft nur  den  über  den  Grosshandel  bestehenden  Vorschriflen, 

Anch  ist  erlaubt,  Liqueure  in  versiegelten  Klascheo  unter 
Begleitscheinkontrolle  an  andere  Kleinverschleisser  abzutreten. 

Endlich  werden  auch  die  verloren  gegangenen  oder 
verdorbenen  Mengen  abgeschrieben ,  wenn  die  Thatsache 
durch  die  Beamten,  wo  möglich  höherer  Kategorie,  oder 
iii  Ermanglung  der  Beamten  durch  die  Ortsobrigkeit  gehörig 
nachgewiesen  ist.  Der  verdorbene  Wein  muss  vertilgt  oder 
mit  Essig  im  Verhältnisse  von  wenigstens  5  Liter  Essig  auf 
1  Hektoliter  Wein  gemischt  werden. 

Die  KonsunitionsgebUhr  für  die  erzengten  oder  erkauften 
gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten  haben  die  Kleinverschleis- 
ser ganz  unter  denselben  Verhältnissen  wie  die  Detailgebühr 
fOrWein,  Obstwein  und  Meth  zu  entrichten,  nur  bekommen  sie 
keinen  Nachlass  für  verderbende  oder  verloren  gehende  Mengen. 

Die  Kontrollen  dauern  noch  drei  Monate  nach  der  Er- 
klärung der  Zurücklegung  des  Geschäftes  fort. 

d.     Die  Abfindungen. 

Bei  der  Unzahl  der  Steuerpflichtigen  und  deren  Ver- 
brütuug  über  das  ganze  Land  und  seine  einzelnen  Gemeinden, 
glaubte  man  die  Ueberwachung  nicht  durchführen  zu  kön- 
nen, wenn  nicht  in  vielen  Fallen  Abfindungen  gestattet 
würden,  durch  welche  ganze  Gemeinden,  ganze  Genoasen- 
echaflen  von  Gewerbetreibenden  und  einzelne  besonders  schwer 
zu  überwachende  Steuerpflichtige  ganz  oder  doch  grösüten- 
theilfl  der  Ueberwachung  entfielen. 

In  Beziehung  auf  die  Eingangsgebühr  kann  weiu- 
bauenden  Gemeinden  eine  allgemeine  Abfindung  fUr  die  aeüM 
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erzeugten  Weine  zugestanden  werden.  In  solchen  Gemeinden 
können  die  Trauben  zum  E^eltern  gebUhrenfSfei  und  ohne  Be-. 
obachtung  irgend  einer  Förmlichkeit  eingeführt  werden ,  Ge- 
tränke^  und  alle  andere  steuerpflichtige  Gegenstände  unter- 
liegen aber  bei  der  Einfuhr  den  allgemeinen  Vorschrift». 
Eben  so  sind  die  Eigeuthümer  von.  der  Inventur  befreit.  — 

Der  Abfindungsbetrag  wird  jiach  dem  Steuerbetrag  jenes 
Jahres  bemessen ,  welehes  unter  den  nächst  vorangegangenen 
das  einträglichste  war,  doch  wird  auf  die  Beschaffenheit  der 
Weinernte  des  Jahres  Rücksicht  genommen,  für  welches  die 
Abfindung  geschehen  soll^  ob  die  Weinlese  eine  gute,  mit- 
telmässige,  schlechte  seL 

Die  Grundlagen  der  Abfindung  werden  von  <iem  Di- 
rektor oder  sonst  einem  höheren  Beamten  dem  Gemeinde- 
rathe  vorgelegt;  werden  sie.  von  letzterem  nicht* als- ricbltig 
anerkannt^  so  entscheidet  darüber  der  Präfekt  im  Präfektur- 
rath;  Auf  diesen  Grundlagen  wird  nun  über  den  Abfindungs- 
beUttg  verhandelt .  Sind  die  Vertreter  der  Gemeinde  und 
der  Verwaltung  einig,  so  wird  über  EntscheidujDg  des  Prä- 
fekts  die  Abfindung  vorläufig  eingeleitet,  die  definitive  Ent- 
scheidung fällt  der  Minister.  Im  Falle  die  Einigung  nicht 
erzielt  würde,  entscheidet  der  Präfekturrath  und  in  höherer 
Instanz  der  Staatsrath. 

Der  Abfindungsbetrag  wird  m.l4tägigen  Raten  entrichtet; 
für  die  richtige  Einzahlung  ist  die  Gemeinde  verantwortlieh.  ^ 

In  Betrefif  der  Biersteuer  ist  den  Bräuern  in  Städten- 
über  30,000  Einwohner  eine  korporative  Abfindung  gestattet, 
die  Genehmigung  ertheiH  der  Finanzminister. 

Abfindungen  in  Betreff  der  Detailgebühr  finden  theils 
individuell  für  einzelne  Gewerbetreibende,  theils  cumulativ 
für  ganze  Klassen  der  Gewerbetreibenden  einer  Gemi^de 
statt    Abfindungen  einzelner  Gewerbetreibenden  werden,  nur 

*  Im  Jahre  1S50  machten  nor  24  Gemeinden  von  dieser  Abfindung 
Oebranch. 


400 


ansnalunsweise  fl)r  solche  Gewert)etDeibenden  zugestanden, 
welche  wegen  ihrer  isolirten  Lage ,  des  geschlossenen  Kreises 
ihrer  Abnehmer  (z.  B.  Gefangenwftrter,  Pensionale,  Reonio- 
nen),  des  geringen  Umfangs  ihres  steuerpflichtigen  Crewer- 
bes  (z.  B.  Eaffeehäoser  und  Limonadenhütten  in  Ansehung 
der  Liqueure)  durch  die  Abfindung  nicht  zu  einlsr  den 
Steuerertrag  anderer  Grewerbsuntemehmungen  beeinträch- 
tigenden Ausdehnung  ihres  Geschäftes  yeranlasst  werden 
können. 

Die  Abfindung  wird  stets  nur  auf  3,  6,  9  oder  höch- 
stens auf  die  12  Monate  des  Solarjahres  abgeschlossen.  Sie  be- 
zieht sich  nur  auf  den  Eleinverschleiss  und  das  Getränke, 
für  welche  sie  abgeschlossen \ wurde;  wenn  der  Gewerbe- 
treibende einen  andern  Verschleiss  betreibt  oder  ein  anderes 
Getränke  verschleisst,  unterliegt  er  den  Vorschriften  fbr  die 
nicht  abgefundenen  Yerschleisser. 

Der  Abgefundene  kann  die  Getränke,  hinsichts  derer  er 
abgefunden  Ist,  in  jeder  beliebigen  Menge  im  EleinTerschleiss 
absetzen,  sie  in  jedem*  beliebigen  Geßisse  aufbewahren  und 
yersenden,  und  ist  dem  Exercice  nicht  unterworfen.  Im 
Uebrigen  finden  die  Vorschriften  für  den  Verkehr  mit  Ge- 
tränken im  Allgemeinen  und  für  den  Eleinverschleiss  insbe- 
sondere auch  auf  ihn  Anwendung. 

Die  von  den  abgefundenen  Verschleissem  empfangenen 
nnd  abgesetzten  Mengen,  soweit  letztere  nicht  im  Eleinver- 
schleiss abgegeben  wurden,  werden  mittelst  eines  eigenen 
Portatifs  in  Evidenz  gehalten.  Handelt  es  sich  um  Elmeue- 
rung  der  Abfindung,  so  wird  vorher  der  Vori-akh  erhoben, 
um  den  wirklichen  Verschleiss  zu  ermitteln. 

Die  Grundlagen  der  Abfindung  werden  durch  die  Er- 
gebnisse der  vorausgegangenen  Regie  oder  Abfindung  oder 
durch  das  Verhältniss  zwischen  der  bis  dahin  versteuerten 
Gesammtkonsumtion  der  Gemeinde  und  dem  wahrschein- 
lichen Absätze  des  Verschleissers  ermittelt,  in  beiden  Fällen 
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wird  auf  die  bevorstehende  wBhfdcbeiirliche  Vermehrung  oder 
VermiBderung  Rttcl^cht  genonimem  Die  Grenehtnigung  dör 
Abfindungen  wird  prorisorilsch  dinrcb  di6  Direktionen  ertheilt, 
zur  definitireir  Genehmigung ,  die  nachträglich  (gew^hnKch 
vor  Ablauf  des  ersten  Quartals)  «cfb^^  ist  die  Zustimmung 
der  Generaldirektion  erforderlich. 

'  Die  Abfindungsbeträge  werden  in  ungleichen  Vierteljälm* 
raten,  je  nach  dem  wahrscheinlichen.  Absatse  in  jedf^nrQuar« 
tale  bemessen ;  ihre  Bestimmung  bildet  einen  Gegenstand  des 
Abfindungsverfcrages.  Die  bemesdenen  Quarialraummen  wer- 
den nachhinein  in  Monatsraten  entrtehtet*. 

Gegen  die  Zurückweisung  des  Abfindüngdahtreges  und 
der  Bedingungen  dessdben  durch  die.  Steuerbehörde  steht 
dem  Verscbleisser  der  Rekurs  an  den  Präfekt  im  Präfektur- 
rathcj  und  in  weiterer  Instant  an  den  Staatsratlr  frei.  Der 
Verscbleisser  hat  in  diesem  Falle  bis  sur  Entscheidung  des 
Präfekts  als  Abschlagszahlung  d^n  ursprünglich  angebbteneit 
Abfindungsbetrags  nach  der  Entscheidung,  vorbehaltlich  die 
Rektifikation  durch  den  Staatsrath,  den  von  dem  Präfl^kt  be- 
stimmten Betrag,  und  nachträglich  für  die  früheren  Monate 
den  ent&llenden  Ergänzungsbetrag  zu  entrichtenr^ 

Wird  ein  Unterschleif  entdeckt,  so  kann  die  Abfindung; 
von  Amtswegen  aufjgehoben  werden.  Ebenso  wird  von  der 
Abfindung  abgegangen ,  wenn  der  Verscbleisser  das  Geschäft 
aufjgibt,.  Umstände  eintreten,  welche  die  ganze  Grundlage 
der  Abfindung  ändern ,  der  Abgefundene  die  Uebemahmef  in 
Regie  vedangt^  die.  kollektive  oder  die  allgemeine  Abfindung 
erfolgt  oder  die  einzige  Taxe  eingeführt  wird. 

Eine  eigene  Art  d^  Abfindung  für  den  Detailverschleiss 
ist  die  nach  dem  Hecioliter. 

Sie  best^t  in  der  Festsetzung  einer  fixen  Summe  fbr 
jeden  verschlissenen  HectoUtei^  ohne  RUckdicht  auf  den  Preis 
des  Getränkes..  Sie  darf  nicht  auf  längere  Zeit  als  2  Seme- 
ster abgeschlossen -werden.    Gewöhnlich  sind  es  VerschleisMr 

Hock.  Finanzverwaltunit  Frankreichs.  ^2ft 
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eigeni^  Erzeugiusses  oder  umherziehende  WeinTOrschleiaeer, 
mit  denen  man  solche  Al^findungen  eingeht   .  -     . 

Wenn  wenigstena  zwei  Drititheile  der.EleinverschleiaKr 
einer  6epiein<)e  und  der  Gemeinderath  es  wünsdben^  kann 
die  {linhebung  der-  DetailgebUhr  durch  eine  direkte.  Umlage 
auf  die  Eleinversehleisser  ersetzt  werden..  Diese  kollektiye 
Abfindung  wird  auf  die  Dauer  eines  ßolarjabrea  abgeschlos- 
sen, kann  aber  erneuet  werden.  Der  Abfindungsbetrag  wird 
auf  Grund  des  mittleren  Ertrages  der  letzten  drei  Jahre  fest- 
gesetzt^, die  Genehmigung  erfolgt  provisorisch  durch  den  Di- 
rektor mit  Genehmigung,  des  Präfekts,  definitiv  durch  den 
Finanzminister.  Kommt  eine  Einigung  Über  den  Abfindiing9- 
betrag  nicht  zu  Stande,  so  entscheidet  der  Prftfekt  mit  Vor- 
behalt des  Rekurses  an  den  Staatsrath. 

Die  abgefundene  Korporation  erlangt  durch  die  Abfin- 
dung, das  ausschliessliche  Recht  des  Detailversehleisaes.  -ii^  der 
•Gemeinde;  doch  eben  darum  ist  sie  befiigt.  Andern  ausser 
ihren  Mitgliedern  vorübergehend  oder  bleibend  den  ELleinver- 
schleiss  in  der  Gt^meinde  zu  gestatten. 

Die  Mitglieder  der  Körperschaft  haften  solidarisch  i&r 
den  Abfindungsbetrag,  unter  sich  vertheilen  sie  die  Quote 
nach  einem  von  ihren  Vertretern  festgesetzten,  vom  Maire 
genehmigten  Plane ,  welcher  dem  Einnehmer  Behufs  der  Ein-  * 
bringung  übergeben  wird.  Die  Abfindungsraten  werden  mo- 
natlich vorhinein  bezahlt  Die  Gebühren  von  jenen  Klein- 
verschleissern  ausser  ihrer  Mitte  ^  welchen  die  Körperschaft 
den  Verschleiss  gestattet,  werden  für  Rechnung  der  Körper 
Schaft  vom  Einnehmer  eingehoben.  I 

Die  Steuerbeamten  sind  es  auch,  welche  über  Anieguof  j 
der  Verschleisser  oder  ihrer  Vertreter  jeden  Kleinvericaof  1 
ohne  Genehmigung  koustatiren.  Das  Verfahren  gegen  <&  i 
Schuldigen  wird  über  Requisition  der  Vertreter  der  Körper 


Schaft  gepflogen ;  die  Strafgelder  fallen  den  letzteren  anhcji^  i 
Auf   Wunsch  ./ies    Gemeinderaths     kann    endlich  * 
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Detaitgebühr  in  eine  direkte-  Uöilage  umgewandelt  werden 
(allgemeine  Abfindung)*.  Diese  Umwandlung  fiifdet  von 
Amtswegen  dort  statt,  wo  die  Gebttbreneinhebung  durch 
ausserordentlicheUmstände  unterbrechen  wird.  Wenn  der 
Gemeinderath  Tdehi»  anders  bestimmt,  «o  findet  die  Umlage 
iii  Form  von -Zuschlägen  zur  Grund-  und.zuvTersonal-  und 
Wohnungssteuer  statt. 

Der  Abfindungsbetrag  wird  auf  Grtmd  des  Mittel^  meh- 
rerer Jahre  festgesetzt,  in  dtoen  der  Absatz  durch  unge- 
wöhnliche Ereignisse  nicht  gestört  worden  ist,  die  Abfindung 
wird  nur  auf  £in  Jahr  abgeschlossen  und.  bedarf  der  Genleh- 
migung  des  Finanzministers.  Die  Gemeindeeinkülrffee  und 
das  GemeindeFCrmögen  sind  Air  den  Betrag  verantwortlich. 

Sowohl  bei  der  kollektiven  als  bei  der, allgemeinen  Ab- 
findung kann  von  Seite  der  Verwaltung  vom  Vertrage  ab- 
gegangen werden,  sobald  auch  nur  eine  Rate  nicht  recht- 
zeitig  eingezahlt  wird.  *  .    . 

.  Für  die  Konsum tion^gebühr  ist,  auch  insofeme-sie  beini 
kleinverschleiss  eingehoben  wird,  eine  Abfindung  nicht  gestat- 
tet-, doch  ist  den  Kieinverschleissem  in  den  Orten. mit  Ein- 
gangsgebühren  gestattet  die  Konsumtionsgebühr  gleichzeitig 
mit  der  Eingangsgebühr  zu  entrichten  und  sich  daduiTch  dem 
Exercice  in  Ansehung  des  Verkehrs  mit  gebrannten  geistigen 
Flüssigkeiten  zu  entziehen.  - 

'  1847  waren  unter  302,434  Klein  verechlelflaernunr  367,  di^korpora- 
Uv^  24^514,  die  individueil  abgefuuden  wareu,  26,332,  die  in  losgekauf- 
ten Städten  sich  befanden.  .      .^ 

1854  waren  unter  4,397,000  Hektoliter  Wein  im  Verkaufswerthe  von 
229  Hill.  Fr. ,  Oir  welche  die  Detailgebtthr  (ohne  Zuschläge)  im  ^trage 
▼on  83^325,600  Fr.  entfiel,  nur  556,000  Hektoliter  .im  beiläafig«n  Wertbe 
von  29  Mijl.  Fr.,  für  welche  die  Abgabe  von  4,223,700  Fr."  im  Wege  der 
individuellen  Abfindung,  und  96  Hektoliter  im  Werthe  vo%  5000 Fr.,  für 
welche' die  Steuer  im  Betrage  von  730  Fr.  im  Wege  der  kollektiven  Ab- 
findimg eingehoben  wurde.  Eine  Gemeiii4eabfindiing  fand  gar  nicht  statt 
Aehnlich  wirren-  die  Ergebnisse  bei  der  betailgebiUir  für  Obstwein ,  kaum 
über  7,7,  der  Gebühr  ging  im  Wege  der  individueUen  ui^d  kaum  V^Vo 
im  Wege  der  kollektiven  Abfindungen  ein.     '    "' 
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e.    Die  Strafen. 

Die  Strafen  wegen  Verktlrzung^i  der  Cirkulatioiisgebtthr 
besteben  in  der  Konfiskation  der  Getränke  upd  in  ein^r  Geld- 
strafe  TOn  IDO  bis  60a  Fr. 

Die  Strafe  der  Verkürzting  der  EingangsgebUhr  besteht 
in  der  Regd  in  der  Konfiskation  und  iii  einer  (Geldstrafe 
ron  100  bis  200  Fr.     Ausserdem  wird  noch  verhängt: 

Eine  Geld^traf^  von  1000  Fr.  ArEinBchwAizniigen  in 
öffentUdien  oder  in  eigenen  eingehängten .  Wag^n.  .^ 

JEüne  polizeiliche  Strafe  von  6  Monaten  Ge^gniss  wb- 
gen  Einschwärzung  mittels  Uebersteigung  der  Mauern  oder 
des  Grabens  des  geschlossenen  Ortes,  mittels  unterirdiacher 
Kanäle,  mit  bewaffneter  Hand. 

Die  gleichen  Strafen  treffen  Uebertretongen  gegeo  das  ^ 
Oktroi.         . 

Die  Strafen  gegen  Uebertretung  der  Biersteue^gesetie 
bestehen  in  Geldstrafen,  von  200  bis  600  Fr.,  und  im  Yerftdl 
des  unter  Verkürzung  des  Gefi&lls  erzeugten  Bieres  und  der 
nicht  festgemauerten  Kessel. 

.  Die  Strafe  gegen  die  Ausübung  eines  Kleinyerschleisses 
ohne  vorausgehende  Erklärung  oder  nach  der  Erklärung  der 
Zurücklegung  des  Verschleisses  oder  mit  VerschTeiss  eines 
Getränkes,  welches  der  Verschleisser  zu  seinem  eigen^i  Ge- 
brauche zurückzubehalten  erklärte,  besteht  in  einer  Geld- 
strafe  von  300  bis  1000  Fr.  und  in  der  Konfiskation  der  Ge- 
tränke, doch  kann  von  letzterer  gegen  eine  Pauschsumme 
von  1000  Fr.  abgestanden  werden. 

Wenn  Personen,  die  sich  als  Grosshändler. erklärt  haben, 
einen  Kleinverschleiss  betreiben,  so  besteht  die  Gel^trafe 
in  500  bis  2000  Fr.  und  in  der  Konfiskation  der  Getränke, 
oder  statt  dSr  letzteren  in  einer  weiteren  Summe  von  2000  Fr. 

Andere  Uebertretungen  werden  ausser  mit  der  Konfis- 
kation der  angehaltenen  Getränke  mit  einer  Geldstrafe  von 
50  bis  300  Fr.  und  ini  Wiederhohmgsfalle  bis  500  Fr.  bestraft 
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Die  uiibtfugte  Ausübung  eines  Eleinverscfaleisses  '  von 
Liqueüren  wird  mft  einer  Geldstrafe  von  500  bis  2000  Fr. 
und  mit  der  Konfiskation  von  Getrftirken  bis  isutn  Betrage 
von  1000  Fr.  bestraft;  einer  gleichen  Ahndung  utitertie^gen 
Klein verschleisser,  die  ohne  vorhergegangene  Erklftmng.  li- 

queure  erzeugen. 

•  '  *  ■         ■  ■   . 

f.    Schlussbemerkungen. 

"      ... 

Die  Abgaben  auf  Getränke  werden  im  Voranschlag  .mr 

•  •  •     •  * 

1857  mit  .138  Millionen  Fr.,  mehr  als  dem  achten  Theile  des 
Erträgnisses  aller  indirekten  Abgaben  Frankreichs,  aufjgefbhrt. 
Im  Voranschläge  für  1856  erodjienen  sie  mit  120  SUllioiiw. 
Nur  d^s  Enregistrement,  das  Tabakmpnopol  und  die  Zölle  wer- 
den  als  ein  reichlicheres- Einkommen  gewährend  äjafges^ftblt. 
Unter  den  Getränkesteuem  nimmt  wieder  die  Detailgebübr  Ittit 

• 

mehr  jals  ^ler  Hälfte  des  Gesammtertrages  (über  78.  MilL  Fr.) 
den  ersten  Platz  ein.  Die. stell vertretc^nde  Taxe  für  Pariajtmt 
16,5  Millionen  steht  in  der  zweiten  Rei^ie.  Die  Konsumtiopd: 
gebühr,  die  Eingangsgebühr  und  einzige  Ta^e  und  die  Biä^ 
Steuer  bieten  jede  ein  Erträgniss  von  11  bis  14  Millionen  Fr. 
Auf  der  letzten  Stelle  steht  die  CirkulaüonsgebOhr,  .welche, 
selbst  die  Expeditionsgebtthr  von  1^  Cent,  für  die  steuerfreie 
Bewegung  in  einem  Betrage  von  etwa  800,000  Fr*  hiszu- 
geschlagen,  kaum  7,500,000  Fr.  abwirft.  ^ 

•  ßs  wÄr  der  Ertrag:  1853         iS&l      '  1856 

(io  Tausenden  l'rancs) 
CirkulatioBSgebähr   ......      7,545        6,168        5,022 

Expeditionsgebahr  zu  15  Cent.  .    .         602  723  674 

Detailgebühr 59,361      50,318      58,332 

KonsumtionflgebiUir 10,077      10,071      15,206^    . 

DenaturstioDsgebühr 47  '47  46 

Stellvertretende  Taxe  in  Paris   .    .     14,736      12,985      13,764 
Eingmngsgebtthr  nnd  einsige  Taxe  .    11,902      10,409'      9,877' 
Bierateuer    ..........    10,347      10,648      12,994 

,  Zusammen    115,317.   107,36*    115,917- 

Auch  -der  grösste.Theil  der  unter"  dem  Erträgnisse   de^  hidireiten 
Abgaben   mit  dem  beiläußgea  Ertrage   von   3,900,000  Fr-'^aufgofÜhrten 
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WenB '  wir  diese  Abgaben  in  ihieui  Zasammenhaiige  be- 
trachten ),  so  kOnnen  wir  vor  Aliens  in  UebereinstiioinvDg  mit 
den.  beiden  Kommissioiten ,  die- 1829  und  1649  die  Frage 
untersudit^n^,  uns  dahin  aussprechen,  dass  sie  durchaus  nicht 
jenen  nakäitheiligen  .Einfluss  auf  die  Landeskultur  und  «die 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  ausüben,  der  ran  manchen 
Seiten  her  behauptet  worden  ist.  Der  Umfang  des  der  Wein- 
kultur gewidmeten  Bodens,  sein  Werth  und  die  Menge  des 
BizengnisseS' haben  zugenommen,  und  zwar  in  einem  grös- 
seren Verhältnisse  als  die  Bevölkerung.  Ungeachtet  d^  un- 
verme^dlichen  Unsicherheit  der  Lage  des  Weinbaues  ist  das 
Weinland  nicht  mehr  verschuidet  als  der  Qbrige  urbare  Boden; 
.  In  den  Jahren  1821  bis  1847  hatte  sich  die  Menge  der 
versteuerten  Getränke  um  70%,  der  Ertrag  der  vom  Staate 
bäfiogenen  Gebühren  um  58%,  der  Ertrag  des  GeineiBden- 
Oktröi  ttin  43%  vermehrt.  Die  bedeutend  stärkste  Vermehrung 
trat  im  Wein  und  insbesondere  im  Wein  zum  Grossverschleiss, 
sowie  in  Branntwein  zum  Grossverschleiss  ein,  ein  sprechen- 
der Beweis,  dass  die  Zahl  der  Bemittelten  zunehme,  die  ihren 
Wein-  und  Alkoholbedarf  sieh  selbst  im  Grossen  anschcüSen. 
D^senungeachtet  halten  auch  wir  den  Ertrag  der  Cir- 
kulationsgebülir  (7,500,000  Fr.)  nicht  der  Ueberwachutigs- 
kosien  und  Kontrollen  werth,  die  ihre  Aufrechthaltung  for- 
dert. Nur  das  Streben  nach  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,  hier 
angewendet  auf  das  Verhältniss  des  Grundbesitzers  auf  dem 
flachen  Lande  zu  der  (ihrigen  Bevölkerung,  und  die  gerade 
durch  diese  Steuer  gegebene  Möglichkeit  den  Zug  des  Wei- 
nes vom  Augenblicke  seiner  Entstehung  an  zu  überwachen, 
vermag  ihren  Fortbestand   zu   re<!htfertigen.     Die  Eingangs- 

36,591,203  EAi)editionsstainpeJ  sind  gelegentlich  der  Abgaben  für  Getränke 
eingefloesen. 

Die  Verminderung  iler  Erträgnisse  in  1854  Längt  mit  der  Trauben- 
krankheit  und  der  Gctreidemisflernte  zusammen;  erstere  hat  auch  in  1855 
ihre  Wirkungen  gefiussert 
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gebühren  und  Oktrois  -dürften  in  kleineren  Gemeinden  einer 
direkten  Abgabe  Platz  nmchen  und  dadurch-  dem  Waaren- 
rerkehr  jene  Freiheit  der  Bewegung  zurückg€(ben,  deren 
er  dringend  bedarf.  Die  Abgabe .  von  gebrannten  geistigen 
Flüsfidgkeiten  wäre  auf  die  FaMkation^  und  zwar  nidit 
nach  Menge  und  Alkoholgehalt  des  Erzeugnisses,  sohdem 
nach  den  verwendeten  Stoffen  umzuleged ,-  so  dass  der- 
jenige,  der  rationeller  erzeugt,  begünstigt  wäre.  Ein.e 
solche  Verfügung,  welche  eine  besondere  Eingangsgebühr 
bei  der  Einfuhr  in  grössere  Gemeinden  nicht  ausschlösse, 
würde  der  bisherigen  Vergeudung  von  Arbeitskraft  ^  Zeit  und 
Stoff  in  den  unzähligen  kleinen  Brennereien  der  Weinbauern 
(boüilleurs  du  cru)  ein  Ende  machen. 

Die  Massst&be  und  Eontrollen  der  FabrikationSäbgaben 
wäre  übrigens  auf  rationellere  Grundlagen  zurückzuführen,  als 
gegenwärtig  bei  der  Besteuerung  des  Bieres  benutzt  werde.  * 

Endlich  wären  die  Abfindungen, -welche  so  wesentlich  das 
Gehässige  der  Deiailgebühr  und  die  Zahl  der  Ueb^rwachüügs- 
beamteil  vermindern,  mehr  zu 'begünstigen  als  es  bisher  geschah. 

6^  Die  Abgaben  auf  S|NlelkarteB  und  OffeBtlicbes 
Talawetk.  Die  Licenzgebtthren.  Die  SdiifGfahrtsr 
abgaben.     Die  üeberfülir-  und  BrtLokengelder,     Die 

Oarantiegebtkhren. 

a.    Spielkarten. 

Die  Abgabe  vpn  Spielkarten,  ebenfalls  eine  der  äl- 
testen Frankreichs  —  sie  kann  bis  ins  15.  Jahrhundert  nach- 
gewiesen werden —  beruht  gegenwärtig  auf  den  Gesetzen 
vom  9.  vend6miaire  an  VI.,  4.  germinal  uqd  13.  fructidor 

V  Asseniblie  Natiopale.  Enqadte  iegfUlative  sur  lMmp6<  de  boiBSOiM. 
Pari«  1851.  4.  1.  Band  Bericht  (von.  Ed.  Bocher)  2  Bde. .  Dociimente. 

Comt^^le  Yliledeuü:  Hiatoira'de  llmpöt  des  boissons.  Paris  '18&A.  8.^ 
1.  Bapd  (geht  bis  1650).  —  Molrogi^ier.  Histoire  critique  de  Timpöt  dea 
boi88on8^  Pftris  1849.  8.   Eine  Gelegenheitaschrift  zu  Gunsten  der  Abgabe. 
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an.XIIL  (30.  September  17»7,  %%  März  und  31.  August  1806), 
28.  April.  181«  und  7.  August  1850. 

Die  Einfiihr  und  der  Gebrauch  fremder  Spielkarlen  ist 
verboten)  in  Frankreich  selbst  bedarf  die  Fabrikation  und 
der  Verkauf  einer  besonderen  geföUsamtlicben  Erlänbnias. 
Die  Fabrikation  wird  nur  in  den  Hauptorten  der  Anrondis- 
sements  «gestattet. 

.Die 'Gebühr  besteht  in  25  Cent,  von  jedem  Spiele  Yoa 
nicht  mehr  als  40  Karten  in  der  in  Frankreidi  ttblichen 
Fonn,  und  in  40  Cent,  von  jedem  Spiel  Tarrok]carten  oder 
von  Karten  in  einer  in  Frankreich  neuen  Form.  (4  portrait 
6tranger).  Zu  den  Karten  der  Gebühr  ron  26  Cent  gibt  der 
Staat  das  bedruckte  (mit  eigenen  Wasserseichen  versehene) 
Papier  und  lässt  es  sich  hoch  bezahlen,  der  Fabrikant  klebt 
dann  das  Papier  auf  der  von  ihm  zu  liefernden  Rücklage  auf; 
bei  den  Spielen  zu  40.  Cent,  werden  die  Druckmodehi  bei 
der  Steuerverwaltung  aufbewahrt,  und  der  Fabrikant  darf  ^ch 
derselben  nur  in  Gegenwart  der  Steuerbeamten  bedienen. 

Alle  I^gurenkarten  tragen  die  Umschrift;  France  nnd 
die  Firma  der  Fabrik. 

•  Ausserdem  ist  jedes  Spiel  mit  einer  Enveloppe  versehen, 
auf  der  Name,  Wohnort,  Schild  und  Firma  der  Fabrik  in 
Form  eines  Namensstämpels  (griffe)  angebracht  ist 

Jedes  Spiel  für  sieh  und  je  sechs  Spiele  zusammen  be- 
finden sich  in  eigenen  Schleifen  (bandes)  mit  trockenem 
Stämpel,  welche  die  Verwaltung  Kefert. 

Auch  das  gelieferte  Papier  steht  unter  Verrechmmg.  Die 
Abgänge  werden  als  zu  Spielen  von  32  Karten  verwendet 
betrachtet. 

Uebrigenß  erhält  jeder  Fabrikant  ein  vom  Direktor  co- 
tirtes  und  paraphirtes  Heft  zur  Eantraguug  der  erzeugten  und 
abgesetzten  Spiele.  Ebenso  sind  die  Erzeugungs-,  Verkaufs- 
Stätten  und  Wohnungen  der  Fabrikanten  den  Durchsuchun- 
gen und  Nachschauen  der  Organe  der  indirekten  Besteuerung 
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uii^rworfen.  Der  gleichen  Buch-  und  ReyisioDskcmtroUe 
uoterli^en  die  Vierkftufer.  von  Spielkarten  und  die  Unter- 
nehmer von  Bällen,  ländlichen  Festen,  Reunionen,  Oiübs, 
Cercles,  Kllards-,  Kaffee-.,  und. Oasthäusern^  in  denen  ge* 
spielt  wird.  Ihre  Verantwortung  erstreckt  sich  auch  darauf, 
dass  ihre  Gäste  nicht  mit  unversteuerten  Karten  spielen.  ' 

Der  neue  Schnitt  oder  die  Assortirung  bereita.gespiätar 
Karten  ist  den.  Fabrikanten  und  Verschleissern  untersagt, 
ebenso  ist  der  Verkauf,  sowie  das  Hinterlegen  und  Herum- 
tragen solcher  Karten  zum  Verkäufö  verboten. 

Die  Gebohren  werden  von  den  Fabrikanten  monatlich 
nachhinein  auf  Grund  ihrer  Register  ehtrichtetV  (fie  Kontrolte 
ist  durch*  die  Schleifen,  die  vörräthigen  Papierbogen  \xM  die 
gedruckten  Blattei-  hergestellt.  .  Nach  Ablauf  jedes  Viertel- 
Jahres  findet  <ii«  Veigütung  der  von  der  Verwaltung  gelie-. 
ferten -Materialien  statt. 

Für  die  gegen  ErfQllung  der  vörgezeichneten  Bedingun- 
gen ausgeführten  Karten  wird  die  Gebühr  rückvergütet;^  solche 
Karten  können  auch  ohne  Schleifen  ausgeführt  wenden ,  doch 
muss  in  diesem  Falle  die  Kiste  wohl  verschnürt  und  unter 
amtlichen  Verschluss  gelegt  werden.  Frei  von  der  Gebühr 
sind  die  kleinen  Spielkarten  für  Kinder  (nicht  über  45  llil- 
limetres  hoch,  35  Millimetres  breit),  doch  ist  verboten ,  -sie 
zum.  Kartenspiele  zu  verwenden. 

Wer  ohne  Ermächtigung  Spielkarten  erzeugt  oder  ver*- 
kauft,  fremde  Spielkarten, einführt,  in  einem  geheimen  Lo- 
kale Spielkarten  erzeugt,  in  einem  öffentliehen  Lokale  verr 
botener  Karten  sich  bedient ,  unterliegt  der  ^onfiskatfon  der 
Karten ,  einer  Geldstrafe  von  1000  bis  3000  Fr.  und  eiher 
Gefängnissstrafe  von  1  Monat. 

Wer  Kartenblätter ,  Stämpel  oder  Zeichen  •  der  Verwal- 
tung verfälscht  oder  nachahmt,  oder  sich  der  voni/Staate 
gelieferten  Blätter '  Auf  eine  die  Abgabe  verkürzende  Wei$e 
bedient,  wird  als  Verbrecher  bestraft. 
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Der  FabrikäDt,  welcher  sich  über  den  entdeckfee  Ab- 
]gang  an  Papierbogen,  Eartenblftttern,  Schleifen  nicht  au  recht- 
fertigen vermag^  hat  f&r  die  nach  jenem  Abgange  beredi- 
neten  Spiele  die  Doppelgebühr  als -Strafe  zu  entrichten.  ^ 

Der  Ertrag  der  Abgaben  auf  Spielkarten  wird  auf 
1,120,000  Fr;  geschätzt^  wozu  noch  bei  150,000  Fr.  als  Ver- 
gütung für  das  vom  Staate  den  Fabrikanten  geliefbrte  Papier 
kommen.^ 

b.    Oeffe.ntliches  Fahrwerk. 

•  •  .  *         - 

Die  Gebühren  für  öffentliches  Fuhrwerk  worden 
durch  die  Gesetze  vom  9.  vend^miaire  an  VL  und  5^  YtotOae 
an  Xn.  (30.  September  1797  upd  25.  Februar  1804),  als 
EJrsatz  für  die  alten  Pachtgelder  der  Fahrpostunternehoiungen 
(messagmes^,  eingeführt^  sie  treffen  alles.  Lohnfuhrwerk, 
das  zum  allgemeinen  Gebrauche  von  Persoqen  bestinimt 
ist;  möge  es  Personen  allein  oder  auch  Waaren  befördern, 
sich  zu  Lande  oder  zu  Wasser  bew^en ,  durch  Zugthiere, 
Ruder,  Segel,  Dampfkraft  in-  Bewegung  gesetzt  werden. 

Die  55Ü  entrichtende  Gebühr  ist  entweder  eine  propor- 
tionale nach  dem  Preise  der  Plätze,  der  Zahl  der  Fahrten 
und  dem  Frachtlohn  der  Waaren  sich  richtende,  oder  eine 
fixe  nach  der  Zahl  der  Plätze,  ohne  Rücksicht  auf  deren 
Preis  und  die  Zahl  der  Fahrten  oder  die  Menge  der  mitge- 
führten Waaren  bemessene.  Zahlungspflichtig  ist  in  beiden 
Fällen  der  Fuhrwerksunternehmer, 

Der  proportionalen  Gebühr  unterliegt  das  öffentliche 
Fuhrwerk  im  regelmässigen  Dienste,  d.  i.  jenes,  das 
zu  einem  periodisch  wiederkehrenden  Dienste  auf  derselben 
Strasse  oder  zwischen  denselben  Orten  bestimmt  ist,  und  das 

*  K6  wird  je  ein  Spie]  von  32  Karten  berechnet :  für  12  Figurenblätter 
—  1  TrcfTass  —  19  andere  leere  Karten  (cartea  de  point)  -^  1  Schleife. 

*  Im  Jahre  1853  betrug  jene  Abgabe  1,021,000  Fr.,  dieser  EtmU 
146,000  Fr.,  1854  bei  998,000  und  148,000  Fr.,  1855  endlich  1,062,000 
und  147.000  Fr. 


411 


in  seiner  Fahrt  weiter  als  15  Kilometres  über  den  OH.  der 
Abfahrt  sich  hinausbewegti 

Kein  Wagen  zum  regelmässigen  Dienste- darf  ohne  vor^ 
hergegangene  Erklärung  des  Unternehmers  bei  denrBureaa 
des  Ortes^  ^o  der  Hauptsitz  des  Unternehmers  sich  befindet^ 
in  Verkehr  gesetzt  werden,  und  diese  Ei'klärung  wird  nur 
über  die  schriftliche  Bestätigung  des  Präfekts  oder  Unter- 
präfekts,  dass  die  Verwendung  des  Wagens  unbedenklich  sei, 
angenommen.^   Die  Erklärung  ist  jedes  Jahr  zu  erneuern. 

j 

Sie  muss  Gattung  und  Zahl -der  Wagen,  Zahl  und  Preise 
de*r  inneren  und  äusseren  Plätze,  den  Weg,  welchen  der 
Wagen  auszubeuten  berufen  ist,  die  Tage  und  Stunden  der 
Abfahrt  anzeigen. 

Von  dem  Augenblicke  der  Erklärung  an  steht  der  Unter« 
nehmer  unter  der  Kontrolle  der  Beamten  der  indirekten  Be- 
steuerung au  beiden  End-  und  -an  den  Zwischenpunkten  der 
von  ihm  gewählten  Route;  das  3ureau,  bei  welchem  die 
Erklärung  geschehen  ist,  macht  allen  andern  Aemtern  die 
entsprechende  Mittheilung. 

Als  Zeichen  der  erstatteten  Erklärung  wird  an  den  Wagen 
an  einem  in  die  Augen  fallenden  Orte  eine  Stampiglie  be- 
festigt;  die  Kosten  betragen  2  Fr.  Eine  Abschrift  des  über  die 
Anheftung  aufgenommenen  Protokolls  wird  dem  Unternehmer 
eingehändigt,  sie  dient  ihm  als  Passirschein  (laissez-passer). 

Die  Stampiglie  und  der  Passirschein  werden  als  ein 
untrennbares  Ganzes  betrachtet,  so. dass,  wenn  eines  r^r- 
loren  geht,  auch  das  andere  .erneuert  wird,  ,und  die  Vorweir 
sung  des  /einen^  ohne  das  andere  nicht  als  ein  Beweis  der 
abgegebenen  Erklärung  und  bezahlten  Gebühr  betrachtet 
wird.  Für  jeden  Wagen  wird  eine  eigene  Stampiglie  und 
ein  eigener  Passirscbein  ausgehändigt,  beide  müssen  jedem 
Beamten  auf -Verlangen  vorgewiesen  werden.  Die  Pftssir-" 
scheine  werden,  jedes  Jahr  erneuert 

'  Gesetz  vom  25.  MÄrt  1^17. 
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Wenn  Euffllllig  ein  kleinerer  nicht  erklärter  Wagen  einen 
erklärten  grösseren  ersetzt,  ist  keine  GebOhr  za  bezableD. 
Ebenso  sind  Wagen ,  die  zur  Resenre  dienen ,  so  lange  nidit 
ssu  erklären:^  als  sie  nicht  zum  Ersatz  erklärter  Wägen:  Fer- 
wendet  werden ;  in  letzterem  Falle  ist  aber  allerdings  Eridär 
rung<,  Btämpelung,  laissez-passer,  und  wenn  der*  Reaenre- 
wagen  mehr  Plätze  als. der  zu  ersetzende  hat,  die  Bezahlung 
der  Gebühr  für  den  Üeberschuss  erfofderlich. 

Es  dürfen  nicht  .üiehr  Reisende  aufgenommen  werden, 
als  Plätze  erklärt  sind,  der  Kondukteur  darf  seitieii  Platx 
nicht  einem  Reisendeü  abtreten.  ^ 

Die  Gebühr  fUr  die  Personen  besteht  in  y,o  des  Preises 
der  vorhandenen  Plätze,  doch  wird  stets  der  Platz  des  Postn« 
Ions  und  des  Kondukteurs  freigelassen  und  als'  Vergatnng 
f&r  leere  Plätze  Vs  der  Gebühr  nachgesehen. 

Der  Preis  wird  vom  Unternehmer  und  zwar  fbr  jeden 
Platz;  und  jede  Station  gesondert  erklärt,  und  der  erklärte 
Preis  muss  alles  umftissen ,  was  sich  der  Unternehmer  tmfer 
was  immer  fUr  einem  Titel ,  z.  B.  auch  als  Entschädigung  für 
die  Postmeister  (bei  Nichtbenutzung  ihrer  Relais),  von  den  Rei- 
senden bezahlen  lässt.  Es  ist  verboten ,  sich  über  den  Preis 
der  Plätze  von  den  Reisenden  noch  einen  Betrag  als  Ver- 
gütung der  Steuer  bezahlen  zu  lassen.  Wird  ohne  Ausschei- 
dung eines  bestimmten  Betrages  erklärt,  dass  in  dem  Preise 
auch  das  Trinkgeld  für  den  Kondukteur  und  die  Postillone 
begriffen  sei,  so  wird  \\q  des  Preises  (unter  dem  Namen  to- 
16rance)  bei  Berechnung  der  Gebühr  ausser  Acht  gelassen. 
Dieselbe  beträgt  also  in  diesem  Falle  nur  9%  von  zwd 
Drittheilen  des  Gesammtwerthes  der  Preise. 

•  Die  Gebühr  für  die  mitgeführten  Waaren  ist  nur  vom 
öffentliche!)  Land  fuhrwerk  (im  Gegensätze  zum  Schiflbftihr- 
werk)  zu  bezahlen,  sie  besteht  in  10%  des  FrachUohnes 
und  wird  auf  Grund   der   Frachtregister   und  Ffachtkarten 

'  Dekret  vom  14.  fruct.  an'XII. 


413 


eingeboben,  welche  die  Unterqehiner  und  deren  Kömmis 
auf  jedesmalige  Aufrorderung .  in  ihrem  Lokale  vorzuzeigen 
haben. 

Jeder  Unternehmer  öffentlichen  Fuhrwerks  muss  eip  vom 
Maire  p^raphirtes  und  cotirtes  Register  fiber  die  Tag  für  Hag 
transportirten  Personen  und  .Waaren,  den  Preis  der  von 
ersteren  besetzten  Plätze,  die  Beschafitenbeit,  das  Gewicht 
und  die  Fracht  der  letzteren  führen  und  dem  Kondukteur 
ein6n  Frachtbrief  mitgeben,  der  den  Namen  des  Unternehmers 
und  des  Kondukteurs,  die  Ziffer  der  Stampiglie  des.  Wagelis 
und,  den  entsprechenden  Auszug  aus  dem  Frachtregister  über, 
die  Ladung  eYithält  Die  Zuladung^i  'unterwegs  sind  Fair  fbr 
Fall  einzutragen.  Der  Agent  des  Unternehmers  am  Orte 
der  Ankunft  ist  verbunden,  Wenn  nicht  eher,  so  doch. alle 
10  Tage  die  Frachtbriefe  ttber  die  bis  Tags  ^  vorher  ange- 
koipmenen  Wagen  der  Verwaltung  zu  überreichen.  . 

Wird  ein  Wagen  ausser  Verkehr  gesetzt,  so  ist  die. An- 
zeige zu  erstatten  luid  der  dea  Wagen  betreffende  Passir- 
schein dem  Steueramte  zmrückzustdlen ;  die  Stampiglie  wird 
unbrauchbar  gemacht. 

Ueber  jeden  Unternehmer  werden  zwei  offene  Rechnun- 
gen (portatifs)  geführt,  nämlich  eine  an  jedem  der  beiden 
Endpunkte  der  ausgebeuteten  JBtrasse.  In  jeder  ist  Beschaffen- 
heit und  Zahl  d^  abgegangenen  Wagen,  die  Zahl  ihrer 
Fahrte:!,  die  beiden  Endpunkte,,  die  Tage  und  die  Zeit  des 
Beginnes,  und  des  Schlusses  ihrer  Thätigkeit,  die  Zahl,  die 
Preise  und  der  Geaammtwerth  der  Plätze,  die  in  allen  diesen 
Beziehungen  eingetretenen  Aenderungen,  das  Produiit  aus 
der  Zahl  der  Fahrten  in  dem  Gesammtwerth  der  Plätze,  der 
Frachtlohn  für  die  mit  dem  Wagen  versandten  oder  bei  des- 
sen Rückkehr  aus  Mttelstationen  angekommenen  Waaren 
und  die  aus  diesen  beidea  Daten  sich  entziffernde  Gebühr 
enthalten. 

Das  Portatif  wird   vierte^ährig  abgeschlossen  und  die 
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Endergebnisse  all^r  Portatiüs  des  Einnehmerbezirkes  in  eine 
Uebersicht  zusammengetragen. 

Für  einige  grosse  Unternehmen,  z.  B.  für  die  btiden 
grossen  Fabrpostunternehmungen  (messageries  nationales  und 
messageries  imperiales)  in  Paris,  wird  nur  £2in  pQrtatif,  und 
zwar  am  Hauptsitze  ihrer  Unternehmung  geführt. 

.  Die  Gebühren  sind  in  der  Regel  alle  10  Tage  bei  dem 
Steuereinnehmer  des  Arrondissements  zu  zahlen;  der  kon- 
troiiirende  Beamte  stellt  dem  Steuerpflichtigen ,  eine  Erinne- 
rung ^u  und  verständigt  den  ESnnehmer.  Die  TierteljAhrige 
Uebersicht  dient,  zur  Probe  der  Richtigkeit  der  geleistelen 
Zahlungen  und  zur  Einforderung  des  noch  ausbaftenden 
Restes.  ^ 

.  B[leinen  Unternehmern  auf  weniger  befahrenen  Beuten, 
wo*  die  Zahl  der  leer  bleibenden  Plätze  mehr  als  ein  Drittel 
der  vorhandenen  zu  betragen  pflegt,  oder  wo  das  Fahrwerk 
vom  Unternehmer  selbst  geführt  wird  und  dieser  nicfai  schrei- 
ben, kann ,  die  Führung  der  vorgeschriebenen  Register  ihm 
folglich  unmöglich  oder  allzu  kostspielig  wäre,  endlich  neuen 
Unternehmungen  auf  Strecken,  wo  die  Herstellung  einer 
regelmässigen  Verbindung  im  öffentlichen  Interesse  liegt, 
kann  eihe  Abfindung  mit  Nachlass  eines  grösseren  als  des 
dritten  Theils  des  Preises  der  Plätze  gestattet  werden.  Unter 
die  Abfindungen  wird  auch  die  Gestattung  gerechnet,  die 
Gebühr  mit  ^q  der  wirklichen  Einnahme  zu  entrichten. 
Die  Abfindungen  werden  mit  Ausnahme  jener,  wo  das  öffent- 
liche Interesse  als  Motiv  der  Gestattung  dienen  soll  und  wo 
unmittelbar  der  Minister  entscheidet,  provisorisch  vom  Di- 
rektor bewilligt;  die  definitive  Genehmigung  steht  jedenfalls 
nur  der  Generaldirektion  zu. 

Auch  der  abgefundene  Unternehmer  darf  nicht  mehr 
Personen  aufnehmen,  als  er  in  der  Erklärung  des  Wagens 
Plätze  angegeben  hat. 

'  Qeaetz  vpm  Q5.  Marx  1817. 
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Keine  Abfindung  wird  auf  länger  als  ein  Solarjahr  ge- 
schlossen. Die  Abfindungen  gegen/fixe  Summen  sind  vier- 
telj ährig  vorhinein^  jene  gegei>  y«,  der  wirkliehen  Einnahm 
men  in  denselben  Fristen  wie  die  im  Wege  des  Exerdce 
eingehobenen  Gebühren  zu  .  entrichten.  Die  abgefundenen 
Unternehmungen  sind  derselben  wo  nicht  einer  noch  schär- 
feren Beaufsichtigung  als  die  nicht  abgefundenen  zu  unter- 
ziehen ,  um  auf  diese  W^ise  die  wahre  Ziffer  der  Schuldig- 
keit für  die  Folge  zu  finden^ 

Der  f i x,e n  Gebühr  unterliegt  Öffentliches-  Fuhrweik 
im  regelmässigen  Dienst,  das  sich  innerhalb  derselben  Ge- 
meinde oder  nicht  16  Kilometer  über  dieselbe  hinausb^egt 
(Gesellschaftswagen,  Omnibus),  und  öffentliches  Fuhrwerk 
im  gelegentlichei>  oder  willkürlichen  Dienste,  d.  i.  solches, 
welches  der  Unternehmer  zur  freien  Verfügung  des-  Publi- 
kums bereit  hält  (Fiacres-,  Droschken). 

Der  Unternehmer  auch  dieser  Fuhrwerke  hat  die  Ver- 
pflichtuQg,  den  Beginn  seiner  Uatemehmung,  di^  Ai*t  und 
Zahl  seiner  Wagen  und  die  Zahl  ihrer  Plätze  vorhinein  zu. 
erklären,  diese  Erklärung  jährlich  zu  erneuern,  und  eben 
so  das  Außiören  seines  Geschäftes  und  die  Aussergebraudb- 
setzung  jedes  Wagens  anzuzeigen,  und  die  Wagen  erhal- 
ten ebenfalls  als  Zeichen  der  erstatteten  Erklärung  eine 
•StampigUe.^  • 

Die  Jahresgebühr  besteht^  für  einen  Wagen  • 
von  1  bis  2  Plätzen  in  40  Francs, 

i> 
11 

11    ■ 

*  In  Paris  vertritt  bei  den  Lohnwagen  die  Numeriroog  dei*  Polizei 
die  Anlegung  der-  Stampiglie.    Entseheidnng  vom  30.  April  1817. 
>  Gesetce  vom  2^.  Man  1807  tuid  2a  Juni  1833.    . 


„    3 

.„        11   60 

„    4 

,1    -   1,   80 

■   11  -5 

11          n    Ö6 

1,    6 

1,       wiio 

fUr  jedeq 

Platz  mehr  „   10 
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,  I>ie  Gebühr  ist  yiedeljäiaig  vorhinein  zu  sahlen,  und 
sie  wird  nicht  zurückyergütet,  wenn  atich  im  Laufe-  des 
Quartals  der  betreffende*  Wagen  ausser  Gebrauch  geaetsi 
wird. 

Für  den  Transport  von  Waaren  haben  Wagen  dieser 
Art  eine  Gebühr  nicht. zu  entrichten.  Eben  so  unterliegt  dais 
Ausleihen  von  Watgen.  allein^  selbst  wenn  es  i^  Geschäft 
betrieben  wird,  nicht  dieser  Abgabe. 

Es  ist  übrigens  gestattet,  einen  Wagen  doppelt,  Air  den 
regelmässigen  und  für  den  gelegentlichen  Dienat.su  erklären, 
jedoch  ist  in  einem  solchen  Falle  auch  die  doppelte,  die 
proportionale  und  die  fixe  Gebühr  zu  entrichten/ 

•  Noch  sind  der  Wagen  im  ausserordentliehen  und 
der  Wagen  im  zufälligen  Dienste  zu  erwähnen.: 

Wagen  im.  ausserordeiitlichen  Dienste  sind  solche,  die 
dn  Unternehmer  eines  regelmässigen  Dienstes  in  auaaeror^ 
deutlichen 'Fällen  entweder  auf  einer  l^trasse,  die  er  nicht 
gewöhnlich  be&hri^  oder  zur  Aushilfe  auf  seinen  gewöhn- 
lichen Routen  verwendet.  Er  muss  sie  vorhinein  erklären, 
äi6  Stampiglie  anlegen  lassen,  und  sich  ausdrücklich  vorbe- 
b^ten,  die  nur  für  einzelne  Reisen,  gegen  jedesmalige  Er- 
klärung und  Entrichtung  der  entfallenden  Gebühr  zu  be- 
nutzen. Die  Gebühr  besteht  in  Vk,  des  wirklich  eingehobe- 
nen Preises.  —  Wird  ein  Wagen  des  gelegentlichen  Dienstes 
zur  Aushilfe  im  regelmässigen  Dienste  verwendet,  so  wird 
er,  nach  vorhergegangener  Erklärung,  gerade  so  behandelt^ 
als  wenn  er  diesem  Dienste  angehörte;  die  Gebühr  entfällt 
daher  bei  nicht  abgefundenen  Gewcrbsuntemehmungen  mit 
Vjo  von  zwei  Drittheilen  des  Gesammtwerthes  der  Plätze. 

Wagen  im  zufälligen  Dienste  sind  solche,  welche  Per- 
sonen, die  nicht  in  die  Reihe  der  Unternehmer  öffentlichen 
Fuhrwerks  gehören,  bei  besondern  Gelegenheiteu,  z.  B.  bei 
Kirchweihfesten,  Messen  u.  dgl.,  ausnahmsweise  zur  entgelt- 
lichen  Beförderung   von  Personen    benutzen.     Die   Art   der 
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Verwendung  ist  vorhinein  asu  erklären,  und  die  GebtHir  mit 
15  Ceqt  für  den  Ratz  und  den  Tag  zu  entrichten.  El^e 
Stampiglie  wird  an  den  Wagen  nicht  angelegt. 

Die  Ei9enbahnz41ge  fjüL^  den  Personenverkiehf 
sind  dem  ö0entUchen  Fuhrwerk  im  regelmässigen  Dienste 
gleichgestellt,  und  wenn  $ie  früher,  nicht  ganz  folgepcbtig, 
von  der  Gebühr  für-  die  mit  ihnen  transportirten  "Waareli 
(das  Eilgut)  frei  wiuren,  so  hat  durch  das  Gesetz  vom  14. 
Juli  1855  auch  diese  Ausnahme  aufgehört. 

Die  Eisen bahnuntemdimungen  unterliegen  daher  auch- 
der  Anzeige  der  JBröffnung  des  Betriebes,  der  Angabe,  d^ 
Beschaffenheit  und  Zahl  ihrer  Waggons,,  der  Zahl  und  des 
Preises  der  Plätze^  die  Waggons  werden  mit  Marken  ver- 
sehen, die  Gebühren  Bind  alle  10  Tage  zu  Jbericbtigen.     ^ 

Doch  besteht  eine  wichtige  Aui^nahme  zu  ihren  Gunsten, 
sie  sind  berechtigt,  den.  Betrag  der  Abgäbe  zu  der  Trans- 
portgebühr hinzu  SU  schlagen« 

Dort  wo  die  Fahrkarten  und  Frachtl^riefe  aus  juxtirteä 
Registern  genommen  werden,  wird  die  Vorlage  der  Erachte 
karten  nicht  gefordeirt 

Da  in  den  Eoncessionsbedingungen  der  Eisenbahnen  In 
der  Regel  unterschieden  ist,  welcher  Theil .  der  Transpprt- 
gebühr  als  £iHgelt  (p^age)  für  Benutzung  der  Eisenbahn 
und  welcher  als  eigentlicher  Frachtlohn  zu  betrachten  sei, 
und  «Is  Massstab  der  Gebühr  vom  öffentlichen  Fuhrwerk 
nur  der  Frachtlohn  gilt,  so  wai*  die  Gebühr  auch  nur  von 
letzterem  T^eile  der  Transportsgebühr  berechnet.  Wo  in 
den  Eoncessionsbedingungen  ein  solcher  Unterdchied  nicht 
gemacht  ist,  ivar  ein  Drittheil  der  Transportsgebühr  als 
Frachtlohn  angesehen.  Gegenw&rtig  wird  die  Gebühr-  nach 
dem  wirklichen  Bruttoerträge  der  Personenzüge  nach  dem 
Gresetze  vom  14«.  Juli  18S5  bemessen.        -    ^ 

Die  Wasserfahrzeuge  unterliegen  nur  im  regelmäs- 
sigen >  Dienste  und  nur  für  Personen  der 'Gebühr.,  weil  in 

Hock,  Finanzverwaitung  Frankreichs.  27 
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anderfi  fiesciehuiigen  letztere  durch  die  Ueberftibrs-  und  die 
Schifffahrtsgebühren  ersetzt  wird.  In  der  Regel  sind,  ibit 
BerticksichtigiNig'  ihres  muthmässTichen  Ertrages,  die  Was- 
derft^hrzeuge  abgefunden;  die  Dampfschiffe,  wo  die  Ueber- 
wachting  wegen  der  Regelmässigkeit  des  Betriebea  usd 
der  Buchführuüg  ledcht .  idt,  zahlen  nach  dem  tdrklidien 
Ertrage. 

S'eefahrzeuge  «ind  von  der  Bezahlung  der  Oabüfar  gaoi 
frei.  •       ^ 

Die  Kontrolle  der  Steuer  auf  öffentliches  Fuhrwerk  er- 
folgt durch  Ueberwachung  des  Ein-  und  Aussteigens  imd  der 
Auf-  und. Abladung  und  durch  Nachschau  während  der 
Reise.  Die  Agenten  der  indirekten  Steuern  haben  bei  diesem 
Alllasse  aiidi  über  die  Beachtung  der  Vorschriften  der  Fnlnv 
werka-  und  Strassenpolizei  ztr  wachen. 

.  Frei  von  der  Gebühr  sind:  die  Mallewiagen.  der  Post- 
Verwaltung,  die  Kabriolets  der  Poetmeister/ selbst  wenn  rie 
einzelne  {leisende  zur  nächsten  Station  führen,  Militftr-Trans- 
portwagen,  Wagen,  die  zu  einem  öffentlichen  Diensie  re- 
quirirt  wurden,  Wagen,  die  bloss  Waaren  führen. 

Oeffentliche  Wagen,  die  ohne  Stampiglie  und  Passir- 
schein im  Umlauf  befunden  werden,  unterliegen  dem  Ver- 
falle, und  den  Unternehmer  trifft  überdies  eine  (3eld- 
strafe  von  100  bis  1000  Fr.  Diese  Geldstrafe  ohne  dem 
Verfall  wird  gegen  andere  Uebertretungen  des  Gresetses 
verhängt. 

Der  Ertrag  der  Abgabe  für  öffentliches  Fuhrwerk*^  war 
für  1856  mit  12  Mill.  und  ist  für  1857  mit  21  Müh  Fr. 
veranschlägt.  Die  Steuergesetze  des  Jahres  1855  haben  ihn 
bedeutend  erhöht.  Bereits  im  Jahre  1855,  wo  doch  ihre 
Wirkung  sich  auf  die  zweite  Jahreshälfte  bescfarftnkte,  hob 
er  sich  auf  16,4  MiU.  von  10,3  Mill.  im  Jahre  1854.* 

.      *  Der  Voranechiag  für  1856  war  vor  ErlBßs  ^^  Gesetzes  vom  14.  Jmii 
1855  verfaast 
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c.    Licenzgebühren  and  Privilegientaxeti. 

Der  Lieenzgebttfar  unterliegen  ursprünglich  nach  dem 
Gesetze  vom  28.  April  1816  Bräuer,  gewerbsmässige  Brannt- 
weinbrentier^Branntweinrektifikatoren,  Gross-  und  Eleinver- 
schleisser  von  Getränken  tmd  Spielkartenfabrikanten.  Später 
kamen  hinzu  durch  das  Gesetz  vom  25.  März  1817  die  Un- 
ternehmer öffentlichen  Fuhrwerks,  denen  dufch.  das  Cir^ular 
vom   9.  Juli  1838  «auch  die  Eisenbahnuntemehmungen  bei- 

• 

gezählt  wurden-,  durch  das  Gesetz  vom  lö.März  1819  die 
Salpetererzeuger,  ^  und  durch  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1837 
die  Fabrikanten  von  Zucker  «us  inländischen  Stoffen. 

Die  Licenzgebtihr  ist,  unabhängig  von  der  Pfttentsteuer, 
fQr  das  Recht  zur  Ausübung  des  Steuer-  und  kostrollpflich* 
dgen  Untemehmenff,  vor  Ausübung  desselben,  auf  Grund 


1854  setzte  sich  das  erwähnte  Erträgniss  auf  folgende  Weise  zusammen : 

(In  Tausenden  F'rancs) 
,{  ',      „,,  rauf  Landstrassen      .    4.064.4*- 

für   den  regehnässi-l    nach  der  Zahl  \  ^    Eisenbahnen 
genundaußserordent-l       der  Plätze      )       Wasserstrassen 
liehen  Verkehr  in  der/  ^  ^       Landstrassen 

unmittelbarenEinhe. irür  den  Waaren-J.^    g.^^^^^^ 

bung  f         transport       ) 


2,861,0 

464,5 

594,9 

0,1 

55,2 

3,8 


Wasserstrasseu 

für  den  regelmässigen  Verkehr  im  Wege  der  Abfindung  . 

Wagen  im  LcAälyerkehr  und  wiUkürlichenUu  1—4 Plätzen'     671,8 

Dienste  (15,313  an  der  Zahl)  ^  zu  mehr      „         .  646,1 

Wagen  im  zufälligen  Dienste  (27,892  an  der  Zahl)     .    .    .         34,1 

Stampiglien -Gebühr 16,1 

Zuschläge 940,2 

'  Bis  zum  (ksetze  vom  10.  Mai  1819  war  die  Erzeugung,  der  Ver« 
kauf  und  der  Verkehr  mit  Salpeter  Gegenstand  eines  Staatsmonopols, 
auch  hatte  der  Staat  das  Recht  der  Expropriation  Behufii  der  Anlage  von 
Salpeterplantagen;  seit  dieser  Ij&X  stehen  die  Salpetererzeuger  blos  in  kn* 
sehnng  der.  li'eenzgebühr  -  und  der  Erzeugung  tou  Kochsais,  das  .älf 
Nebenprodukt  ihrer  Fitbrikation  gewonnen  werden  kann,  unter  steueramtr 
lieber  Aufsicht.  Es  gibt  übrigens  ausser*  den  freien  Salpetererzeugem 
auch  solche,  die  im  Auftarage  des  Kilegsminist^riüms  mit  der  Verpflidi- 
tung  fkbridren,  ihm  ihr  games  firzengniss  abzuliefern. 
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einer  Erklärung  zu  entrichten,  welche  zugleich  tine  grosse 
Zahl  anderier  für  die  Steuerbemessung  und  steu^-amtliche 
IJeberwachüng  wichtiger  Dated  zu  enthalten-hai.  Nach  Ent- 
richtung der  Steuer  wird  der  Licenzschein  ausgefertigt,  dessen 
JBesitz  eine  4er  unerlässlichstto  Bedingungen  srar  Voraabme 
einer  steuerbaren  Handlung  ist. 

Die  Gebühren  der  .Brauet  steigen  je  nach  dem  Bier- 
konsum der  Departements,  welche  hiemach  ifi  drei  Klassen 
getheilt  sind,  von  5  bis  12%  Fr.  Eben  so  erheben  sieb  die 
Gebühren  der  Eleinverschleisser  in  den  gleichen  Abstufungen 
wie  die  Circulations-  und  Eingangsgebühren^  je  nach  der 
Bevölkerung  des  Verschleissortes,  vofn  1,50  auf  5  Fr.  An  allen 
Orten  eine  gleiche  Gebühr  zahlen  die  Branntweinbrenner  und 
Rektiökatören  mit  2%,  die  Salpeterer^euger'  mit  5  Fr.,  die 
Grossverschlds^er  von  Getränken  und^die  SpielkftrtenfSBibcl- 
kanten  mit  127,  Fr.,  die  Zuckerfabrikanten  mit  50  Fr.,  dtt 
Unternehmer  Mehtlicher  Fuhrwerke  mit  5  ^Fr.  fÖr  jeden 
vierrädrigen  Wagen  und  jedes  Wasserfahrzeug  und  mit  2  Fr. 
für  jeden  zweirädrigen  Wagen. 

Die  Gebühr  ist  für  das  öffentliche  Fuhrwerk  und  die 
Zuckerfabriken  für  ein  Jahr  bemessen,  und  wird  in  vol- 
lem  Betrage  bezahlt,  wenn  auch  das  Gewerbe  später  im 
Jahre  beginnt,  oder  vor  Ablauf  des  Jahres  erlischt  Für 
alle,  übrigen  Steuerpflichtigen  ist  die  Gebühr  nur  für  ein 
Vierteljahr  bemessen,  wird  aber  ebenfalls  in  vollen^  Quar- 
talsbetrage bezahlt,  waiin  immer  im  Laufb  de^  Quartals  das 
Gewerbe  begonnen  wurde  oder  aufhörte. 

Wer  ein  Gewerbe  ohne  Licenz  betreibt,  wird  dort,  wo 
das  Gesetz  nicht  eine  andere  Strafe  verhängt,  ausser  und 
neben  der  gesetzlichen  Ahndung  für  die  etwa  begangenen 
Gefällsverkürzungen,  mit  einer  Geldstrafe  von  300  Fr.  belegt, 
indessen  werdcQ  diejenigen,  welche  ordnungsmässig  ange- 
meldet haben,  wegen  Erneuerung  ihrer  Licenz  sohriftlich 
gemahnt,    und    die  Rückstände»  werden    in    dem    für   die 
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Steitereinliebui]^   yorgfiscbriebtoen    Civilrechtswege    einge^ 
triebeu.  '  .  ' .  •• 

Für  mehrere  Gewerbsstätteb  {die  durch  die  Oaase  ge- 
(arennt  sind)  sitid  audi  mehrfache  Gebübrto  zu  zahlen^  wäh- 
rend dagegen  mehrere  Gesellschafter)  ^ie  Ein  Gewerbe  be^ 
treiben .  nur  Eine  Gebühr  zu  entrichten  haben. 

Die  Gebühr  gilt  nur  für  Eine  Greaieinde.  Wer  dahisr 
in  verschiedenen  Gemeinden  Etablissements  hat,  muss  die 
Gebühr  fUr  jede  Gemeinde  zahlen,  selbst  wenn  einige  dieser 
Etablissements  solche  wären,  welche  —  wie  Z.B.Magazine 
eines  Grossverschleissers  —  in  derselben  Gemeinde  gelegen, 
wo  das  Hauptgeschäft  fisjicb  befindet,  einer  besonderen  Be-' 
Steuerung  nicht  unterlägen.        .     ^ 

Wer  seiti  Gewerbe  aufgibt,  muss  der  Behörde  die  An- 
zeige  erstatten ,   damit  er  aus  den  Steuerbüchern  gelöscht 
:werde. 

Die  Klein versQbleisser  in  Orten,-  welche  sich  der  ein- 
zigen Taxe  unterworfen  haben,  sind  von  der  Entrichtung 
der  Licenzgebühr  befreit. 

Eleinverschleisser  auf  Messen  und  Märkten,  im  Umher- 
ziehen und  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  erlangen 
durch'  die  licenz  das  Recht,  an  jedem  Orte  ihr  Gewerbe  zu 
betreiben,  auch  entrichten  sie  nur  das  Minimutn  der  Ge- 
bühr. Eben  so  zahlen  die  Marketender  der  Truppeü,  wenn 
sie  nur  Soldaten  bei  sich  aufnehmen,  das  Minimum  der  Ge- 
bühr,  in  welchem  Orte  immef  die  Truppeü  garnisoniren. 

Gastwirthe,  Restaurateur8,-Trai teure,  Inhaber  von  Hotels 
gamis,  KaflFeewirthe  unterliegen  der  Gebülwt,  sie  mögen  Ge- 
tränke verschleissen  oder  nicht.  Ihr  sind  auch  Vorsteher 
von  Werkstätten ,  Gefangenwärter,  Kostgeber,  Rheder  unter- 
worfen,- wenn  sie  Leuten  Kost  geben,  ohne  Rücksicht,'  ob 

«  Die  Kleinverachldflser  von  Getränken  bedürfen  seit  dem  Oesefcte  vom 
'  29.  December  IW)  aum  Betriebe  ihres  Geiweribee  auch  einer  polizeilichen 
Bewilligung' von  Seite  des- Pntfekts. 
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sie   die  .  Getränke  selbst  verabreiche    odeF  .von    Kleiiirer^ 
scbleissern .  abnehmen. 

Frei  von  der  Gebühr  sind  die  Branntweinbreonar,  die 
bloss  ihr  eigenes  Erzeugniss  an  Wein ,  Obstwein  ^  •  TriMer 
und  Traber  verarbeiten,  die  Weinbauer,  die.  ihr  eigenes  Er- 
zeugniss verkaufen 5  und  die  Haushaltungen,  die  sieb  ihr 
Bimr  selbst  brauen. 

Die  Eigenthümer  öffentlicher  Fiüirwerke  haben  das 
Recht,  einzelne  Wagen,  die  sie  nur  in  Reserve -f&r  Travot- 
hergesehene  Fälle-  haltenr,  bloss  für  die  einzelne  JFahrt  mit 
ViD  der  Idcenzgebühr  zu  versteuern. 

Personen,  die  nicht  zu  Unternehmern  öffentliohen  Fuhr- 
werks gehören,  haben  für  Wagen,  die^nur  zufällig  bei  axig^et- 
ordentlichen  Gelegenheiten,  z.  B.  bei  Messen,  Eirchweib- 
festen  verwendet  werden,  die  Licenzgebühr  nicht  2U  eiü- 
richten. 

.  Die  Licenzgebühren  stehen  mit  4  Mill.  Frcs.   im  Vor- 
anschlage  für  1867.  ^ 

Vielleicht  ist  hier  auch  der  geeignetste  Ort,  um  der 
Taxen  für  Erfindungs-  und  Verbesserungs-Privi- 
legien (brevets  d'invention)  nach  dem  Gesetze  vom  5.  Juli 
1844  zu  erwähnen,  wenn  sie  gleich  nicht  durch  die  Organe 
^er  indirekten  Abgaben,  sondern  durch  die  Greneraleinneh- 
mer  eingehoben  werden.  Sind  doch  auch  sie  Grebühren  für 
ein  Recht,  das  vom  Staate  verliehen  wird,  oder  dessen  Aus- 
übung ohne  das  durch  den  Staat  gebotene  Mittel,  die  Prio- 
rität seiner  Entdeckung  oder  Verbesserung  zu  konstaliren, 
unmöglich  würde. 

Die  Jaxe  besteht  in  einem  Betrage  von  100  Fr.  für 
jedes  Jahr  der  Dauer  des  Privilegiums,  sie  ist  jährlich  vor- 
hinein, und  zwar  ist  die  erste  Rate  vor  Ueberr^hung  de^ 
Rn^legiumsgesuches  zu  entrichten.  > 

•  Der  Ertrag  im  Jahre  1853  war  3,863,000,  1854  3,703,000  und  1855 
3,722,000  Fr.  ^  der  Voranschlag  für  18^  belief  sich  auf  3,9  Mill. 
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Die  Unterla68ung  der  recJitzeitigen  Bezahluog  auch  nur. 
einer  Rate  zieht  den  Verfall  des  Privilegiums  nach  sieh.  ^ 

Ausser  den  eigentlichen  Privilegiums-  (Brevete-)  Taxen 
ist  noch  für  ein  Certificat  d'addition ,  d.  i.  fUr  jdie  Urkunde^ 
welche  dem  Erfinder  oder  dessen  Rechtsnachfolger  die  lieber- 
reichung  eines  Zusatzes  zu  seiner  ersten  Erfindung  best&tigt, 
ein  für  allemal  eine  Taxe  von  20  Fr. ,  und  sind  für  Ab- 
schriften der  beim  HaBdelsministerijiim  erliegenden  Beschrei- 
bungen und:  Zeichuungen  der  brevetirten  Erfindungen  und- 
Verbesserungen  besondere  Gebühren  zu  entrichton.    ■ 

Der  Ertrag  dieser  Taxen  ist  fUr  1857  mit  900,000  Fr. 
und  war  für  1856  mit  860,000  Fr.  veranschlagt.*^ 

Auch  unter  den  GQmeindeabgaben.sind  manche^  die  sich 
ihrer  Beschaffenheit  nach  eben  so  den  Licenz*  wie  die  Gemeinde- 

•        •  • 

Oktrois  den  Eingangsgebühren  anreilien.  Hieher  gehören  z.  B. 
die  sogenannten  droits  de  voirie,  für  die  Anbringung  von  Schil' 
dern,  Zeichen,  Auslagen,  Balkons,  Veranden  und  ähnlichen 
Vorsprüngen  auf  öffentlichen  Strassen,  Gassep  undPlfttzen,'  die 
droits  des  pauvres,  bestehend  in  10 7o  ^^  Preises  der  Eintritts- 
karten  in  tägliphe  Schauspiele,  Eoiicerte  u.  dgl.,  und  In  25%  der 
Bruttoekinahme  ron  vorübergehenden  Schaustellungen,  von 
entgeltlichen  Tanzunterhaltungen  u.  dgl.,'*.  die  Platzgelder  auf 
Messen  und  Märkten,  in  Hallen  und  Schlachthäusern,^  die  Stand- 
gelder derjenigen,  die  auf  öffentlichen  Strassen.,  an  Landungs- 
plätzen u.  dgl.  feil  haben, ^  die  Haftgelder  für  die  bleibend  am 
Ufer  befestigten  Mühlen,  Bade-  und  W^tschschiffe  u.  dgl.,  die 
Gebühren  für  Beerdigungen  und  Grabplätze  auf  Kirchhöfen.  ^ 

*  Gesetz  vom  31.  Mai  1856.  ,  . 

^  Her  Ertrag  belief  sich  1853  auf  804,000,  1854  auf  926,000  und  1855 
auf  1,079,000  Fr: 

*  GeseU  vom  18.  Juli  1837. 

*  Gesetze  vom  7.  jfrim,  au  VU  und  8.  therm,  kn  V  (37.  November 
1798  und  26.' Juli  1«07),  9.  Deceiber  1809  und  16.  Juli  1840. 

*  Gesetz  vom  18.  JuÄ  183T. 

*  Gesetz  Ycila  03.  prair.  an  XU  (1^  Juni  1804J.rtnd  18.  Juni  1811. 
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d.    ipnere  Schifffabrt 

Die  Gebtthren,  oder  wie  man  die  auch,  nennt, ^  Oktrois 
auf  die  innere  Schifpbhrt,  beruhen  auf^  dem' Ghesetae  rom 
30.  flor^l  an  X.  (20.  Mai  1802),  welches /tiUe  scliiffbare 
Flüsse  und  Kanäle,  für  welche  noch  keine  Bchifffeihrtsabga- 
ben  festgesetzt  waren,  oder  wo  die-  Einhebung  frCdier  be- 
standener Gebühren  aufgehört  hatte,  solchen  Gebühren  nn- 
t^warf»  Für  jeden  FlusssoUl»  «in  eigener  Tarif  durch  Lo- 
kalkommissionen berathen,  der  Ertrag  «zur  Regulining  des 
Flusses^  Erhaltung  und  Verbesserulig  der  bestehenden  Ar- 
beiten, Herstellung  und  Erhaltung  des  ^-Treppelweges  und 
ähnlichen  Zwecken  gewidmet  werden. 

Die  Tarife  über  die  Schififohrtsabgaben  sowie  die  Ein- 
hebungspunkte  wurden  durch  kaiserliche  D^rete  bekannt 
gemacht,  sie  umfassen  in  der  Regel  dn  ganzes  Sohiflfbtirts- 
Arrpndissement. 

Es  ist  nämlich  die  innere  Schiffibhrt  nach  dem  Arr6t6 
vom  8.  prairial  an  XI  (28.  Mai .  1803)  in  Becker  gethdlt, 
und  jedes  Becken  in  Arrondissements ;  der  Präfekt,  in  dessen 
Departement  der  Hauptort  des  Arrondissements  liegt,-  ist 
zugleich  der  Chef  des  SchifKahrts  -  Arrondissements  in  «tllen 
Wasserbau-  und  -polizeilichen  Beziehungen. 

Durch  den  Beschluss  (arr6t6)  vom  1.  messidor  an  XI 
wurden  die  Gebühren  für  die  9  Arrondissements  des  Beckens 
der  Seine,  durch  den  Beschluss  vom  27.  vend6miaire  an  XH 
für  die  drei  Arrondissements  der  Charebte,  Seudon  und 
Sevre  von  Niort,  durch  zwei  Beschlüsse  vom  1.  flor.  an  XH 
für  die  11  Arrondissements  der  Loire  und  die  7  Arrondis- 
sements der  Rhone  bestimmt,  und  seit  dieser  Zeit  hat  eine 
grosse  Reihe  von  Ordonnanzen  die  Schiflffahrt^ebühren  auf 
allen  Flüssen  Frankreichs  geregelt.  Das  Gesetz  vom  9.  Juli 
1836  und  die  auf  Grund  desselben  erlassene  Ordonnanz  vom 
27.  Oktober  1837  haben  endlich  auf  den  meisten  nicht  ka- 
nalisirten  Flüssen  einen  gleichförmigen  Tarif  eingeführt 
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Die  Gebuhren  sind*  in  der  Regel  nftch  dem  Gewichte 
(der  Coline  von  1000  KHogiramm)  der  Gesammtladung  -des 
Schiffes  und  der  Länge  der  zurückgelegten  Wasserstrasse 
bemessen.  Auf*  den  Flüssen,,  die  ubter  dein  ilegime  des 
Gesetzes  vom  0.  Juli  1836  stehen ,  betragen  sie  b6i  Schiffen  • 
für. die  Tonne  und  den  Jtfyriaoieter  1^7S  Cent.,  bei  Flössen 
filr  den  Decast^re  und  den  Ifjrianiet^  4t  Oent  und  aos^ 
nahmsweise  auf  den  Strecken,  wo  nichi-  auch  Schiffe  ver- 
kehren,- 2  Cent  Ftösse,  die  mit  Waaren  beladeh  sind, 
zahlen  die  doppelte  Gebühr. '  Wenn  die  ganze  Ladung  des 
Schiffes  aus  Kohlen,  Torf,  Dünger,  Asche,  Gi^is,  Edk, 
Steinen,  Erden,  Thon,  Sand,  Mörtel,  fflegel,  Gerberrinde, 
Brenn-  und  Werkholz  besteht,  ist  nur  die  HäUte'der  Oe- 

bühr,  auf  den  Flüssto  unter  dem  Gesetze  vom  9.  JuH  1886 

•  •      • 

nur  1,50  Cent,  für  die  Tonne  und  den  Mjriameter  zu  ent- 
richten, Wenn  ausser  diesen  Gegenständen  auch  andere. 
Wafiffen  geladen  sind,  diese  aber  nicht  y^g  der  Ladung  be^ 
tragea,  so  ist  für  sie  die  volle,  für  den  Rest  die  halbe  Ge- 
bühr zu  zahlen,  in  allen  andern  Fällen- tritt  4ie  Yerplli^- 
tung  zur  vollen  Gebühr  ein. 

Schiffe  mit  Reisenden  zahlen  stets  die  volle  Gebühr, 
und  zwar  wird  dem  Gewichte  der  Ladung  auch  das  Gewidht 
deijenigen  Reisenden,  jede  Person  zu  Vjo  Tonfie  gerechnet, 
hinzugeschlagen,  welche  auf  dem  Zwischenwege  vom  letzten 
Amte  her  ausgestiegen  sind.  . 

•  Schiffe  mit  Fischbehältem  (bascule»  k  poisson)  werden 
wie  Schiffe  mit  Waaren  zweiter  Elaase^  ein  kubischer  Meter 
ihres  Raumes  gleich  einer  Tonne  gerechnet 

Leere  Schiffe,  Schiffe  der  kaiserlichen  Marine  ini.  Mili- 
tärdienste, Schiffe  für  Wasserarbeiten,  Schiffe  der  Landwirihe 

*  Die  Gebtiliren  auf.  4ea  Kanälen  betragen  diirohaebnHtlich  1^85:  Fi".; 
am  höchsten  belegt  ist  der  Kanal  von  B^urgogne  mit  3,01  Fr.,  an^  ge- 
ringsten der  Kanal  vob  Nantes  jiach  Bresi  mit  1,37  die  Tonne  und  das 
Kilometer.  •      '  '     . '  .    -  ' 
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mit  WirfchschaftsgageuetäDden  innerhalb  des  Wirthscfaafts- 
besirkeS)  Fischer  *>  imd  Ueberfubrschifb  sind  frei  Von  der 
Gebühr, 

Durch  das  Dekret  vom  6.  September  18&3,  dessen. Dauer. 
mehrmals  rerlängert  wurde,  sind  gegenwärtig  alle^  Schifib 
mit  Getreide  und  andern  Brodfrüchten  bis  Ende  1857  eben* 
&lls  gebühreqf^ei  zu  behandeln.    •     . 

Die  Schiffe  werden  leer  geaicht,  und  e»  wird  au^  die 
Wasserlinie  bei  .voller  Ladung  bestimmt^  so  dass  man  mit 
Hilfe  kupferner  nach  Centimetres  graduirter  in  beide  Aussen*- 
Seiten  des  Schiffes  eingelassener  Skalen  leicht  und  öbu^ 
neuer  Aichung  das  Gewicht  der  Ladung,  bei  jeder  ReisQ  be- 
stimmen kann. 

,  Bei  den  Dampfschiffen  werden  dieJtfaschinen,  das  Brenn- 
material und  die  Schiffsausrüstung  (les  agr^s)  nicht  ins  (}e- 
wieht  'eingerechnet.  ^        ' 

Jedes  Fahrzeug  ist  verbunden,  vor  dem  Beginne  jeder 
i^ahrt«bei  dem  ersten  Schiffamte  oder  in  Ermanglung  eines 
Schifi^äites  bei  dem  ersten  Avisoamte  sich  zu  stellen,  und  einen 
Passirschein  zu  lösen,  der  die  Art  des  Schiffes,  die  Art  und 
das  Grewicht  seiner  Ladung  oder  die  Dimensionen  des  Flosses 
und  den  Punkt  der  Abfahrt  angibt.  Auf  gleiche  Weise  ist  jede 
nachträgliche  Zuladung  zu  erklären  und  darüber  ein.  Passir- 
ßchein  zu  lösen. 

Die  Gebühr  wird  auf  Grund  des  Passirscheines  und  in 
der  Regel  bei  jedem  Schiffsamte,  das  auf  der  Fahrt  berührt 
wird,  für  die  durchfahrene  Strecke  entrichtet,  doch  ist  ge- 
stattet, die  Gebühr  nachhinein  am  Orte  der  Bestimmqng  m 
antrichten  —  wogegen  beim  ersten  Schiffsamte  ein  Begleit- 
schein gelöst  und  dessen  Erledigung  vorschriftmässig  dar- 
gethan  werden  muss  —  oder  auch  beim  Amte  der  Abfahrt 
vorhinein  zu  bezahlen.  Der  Passirschein  muss  in  diesem 
V'dUe  alle  zur  Deckung  des  Schiffers  nöthige  Daten  enthieJten. 

'  Instruktion  vopi  24.  Oktober  1S36. 
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AbfiDdungen^  gegründet  aaf.die,za  btefithrend^  Streckeo 
und  die  durcbschnitiliche  Waarenmenge/ werden  gestattet: 
Schiffen,  die  eine  regelmässige  Fahrt  zwischen  zwei  Stapel- 
platzen  unterlialten,  u^d  Meinen  Schiffen ,  die  nur  kleine 
Fahrten  von  nicht  mehr  als  15  Eil.  "^on  ihrem  Standorte  aus 
machen.  Die  Abfindungsbeträge  »werden  vom  Direktor-provi- 
soristdi  festgesetzt  und  deir  näcliträglichen  Genehmigung  der 
Generaldirektion  unterzogen,  sie  werden  vörhindui  entweder 
in  gleichen  Monatsraten  oder,  für  jede  Fahrt  entnchteti 

Die  Einhebung  der  Gebühren  soll  in  der  Regel  in  eige- 
ner Regie  geschehen,  die  Abfuhr  ^olgt  an  (Jen  General- 
einnehmer des  Departements^  in  welchem  der  Hauptort  des 
SchifBTahrts-Arrondissements  liegt.  Jedes  Gebührenamt  be- 
steht aus  zwei  Beamten. 

Es  gibt  im  Bassin  der  Gironde  einige  Flüsse,  wo  statt 
der  SchiffTahrts -  Ueberf uhrgebühren  eingehoben  werden,  die 
Benutzer  der  Querstrassen  über  den  Fluss  müssen  statt  der 
Benutzer  der  Wasserstrasse  zahlen« 

Die  Schifffahrts^,  Schleussen-  und  Brückenaufseher  u.  dgL 
sin4  berechtigt  und  verpflichtet,  sich,  die  Schifffabrtsdoku- 
uiente  vorzeigen  zu  lassen, -sie  nüt  der  Ladung  zu -verglei- 
chen und  über  entdeckte  Unterschleife  die  ThätbeschreibuDp; 
aufzunehmen. 

Streitigkeiten  über  die  Gebühr  entscheiden  wie  bei  alleq 
indirekten  Abgaben  die  Gerichte,,  sind  sie  aber  von  einep 
lokalen  ^rt  (wie  bei  Eapalfafarten  und  Flössungen.,  wx)  ge« 
staut  werden  muss  u.  dgl.  m.),  so  ist  der  Uuterpl*äfekt  und 
in  weiterer  Instanz  der  F^äfekt  im  Präfekturrathe  kompetent, 

Die  Umfahrung  eines  Gebührenamtes  ist  mit  einer  Geldi 
strafe  von  60.  bis  200  Fr.  belegt'  Die  Strafe  wird  vom 
Friedensrichter  v^hängt  '      .    » 

Die  iSchifffahrtsgebühren  auf  der  französischen  Rheün- 
strecke  sind  durch  die  Rheinschifflahrtsakte  und  die  verscbie- 
denen  Nachtragskonventionen  völkerrechtlich   geregelt     Es 
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ist  aRerkepneiiswertb,  wenB  gleich  durch  die  ^VerfattlhuBse 
gebc^o^  dass  Frankreich  in  den  Yerhandliingeti  Aber  Er^ 
mdssiguYig.der  Rheinzölle  stets  auf  der  fireisinnlgen  Beiüe  steht 
^  '*  Der  Gesammtertrag  der  Scbifffiahrtsgebühren  war  fbr  1656 
init  10,8  and  ist  für  1857  mit  11,1  Million^  ¥t,  yeraoschlagt'^ 
Die  Nebeiieinkünfte  der  schififboren  F}^^^^  ^^^  Kanäle, 
als:  die  FischBrei,  die  bewilligten  Wasserrechte,  die  Be- 
nutzung des  Grases  und  der  Baumpflan^ungen  längs  dear 
Ufer,  stehen  unter  der  Verwaltung  der  (}eneraldir^tio&  des 
Enregistseinentd  und  dir  Domänen.^  Oege&wärtig  sind  mehr 
als  6000  Eilometres '  schiffbare  Kanäle  in  BaratzuDg,  oder 
dooh  der  Vollendung  nahe,  von  ihnen  sind  067  Kilometres 
bleibend  uiid  1028  Kilometres  für  dnige  Z&t  PriTatgesell- 
Schäften  concedirt 

•  Die  Länge  der  schiffbaren  Flussstreckeh  beläuft  sicK  auf 

mehr  als  8000  Kilometres.  > 

■    ;        .         ■ 
e,    Fähren-  und  Ueberfuhr-,  Brücken-  .und  Wege- 
gelder. 

Nath  dem  Gesetze  vom  6.  frimaire  an  VII.  (26.  Novem- 
ber 1798)  sind  alle  Fähren  und  üeberfuhren  (bacs  et  pas- 
sages)  an  schiff-  upd  flossbaren  Flüssen  und  Kanälen  ein 
Eigenthum  des  Staates.  Er  besorgt  ihre  Erhaltung  und  be- 
zieht die  Gebühren. 

In  der  praktischen  Anwendung  wurde  dieses  Recht  noch 

I  Im  Jahre  1853  war  der  Ertrag  10,(582,000,  im  Jahre  \1B54  nor 
9,557,000,  1855  aber  10,400,000  Fr.  Die  Befreiung  der  Getreidetranaporte 
von  der  Schifffohrtagebühr  und  die  wacheende  Konkurrenz  der  Eiaenbah- 
nea  waren  die  Ursachen  der  Verminderung. 

'  Ministerialentscheidung  vom  3.  März  1845. 

'  Das  beste,  wenn  gleich  in  Einigem  veraltete  Werk  über  die  durch 
die  Vielfähigkeit  der  Reglements  und  Tarife  auf  den  einzelnen  Kanälen 
und  canalisirten  Flüssen  sehr  schwierig  gewordenen  Schifffahrtoabgaben 
ist:  £.  Grangez:  Traite  de  la  perception  des  droits  de  navigatiou.  Paris 
1840.  —  Jedes  Jahr,  seit  1847,  veröffentlicht  das  Fmanzmlniateiriani  eine 
Statistik  der  inneren  Schifffekrt 
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weiter  auegedehnt,  so  dass  man  jetet'  nur  jene  FÜiren  und 
Deberführen  ab  <layon  ausgenommen  l)ettadit^t)  'die  eine 
Verbitidung  in  einer  Bichixmg  unterhalten,  weldie  nicht  als 
Fortsetflsung  eines  ÖjQfentlichen  Weges-  togesehen  werden 
kann  und  welche  von  dem  Eigenthttmer  beider  .Ufer  des 
^  übersetzenden  Flusse»  erriehtet.  werden.  In  Zweifeln  enir 
scheidet  der  Präfekt  im  Präfekturrath^  und  in  «weiter  In- 
stanz  der  Minister.  "    - 

Die  Finanzverwaltung  hat  bloss  die  Gebühren  ^zu- 
nehmen-, die  Unterhaltung  der  Ueberftihren  steht  unter  dem 
Ministeriun)  der  öffentlichen  Arbeiten.  :      . 

Jede  öffentliche  Fähre  oder  Ueberfbhr  bedarf  zu  ihrer 
Errichtung  eines  kaiserlichen  Dekretes  ^  welches  zugleich  den 
betreffenden  Tarif  feststellt  Ea  sind  diese  Tarife  sehr  de^ 
taillirt.  es  werden  die  Arten  des  zu  ttbersetzendto  Fuhr- 
Werks,  der  Thiere,  der  sonstigen  Objekte  unterschieden ^  es 
wird  betont^  ob  die  Ueberfuhr  bei  Tage  oder  b^  Nacht,  -bca 
ruhigem  Wetter  oder  im  Sturme  stattfindet* 

Die  Einhebung  geschieht  iil  der  Regel  im  Wege  der 
Verpachtung  auf  8,6^  8  Jahte  und  ausnahmsweise  auf 
noch  längere  Zeit  ..  •     -    .     ' 

IMe  Verpachtung- wird  öffentlich  ausgeschrieben  und  findet 
unter  der- Leitung  des  Prftf^ts  in  Gegenwart  des  Dilrektörs  statt 

Die  Genehn)igung  ist  dem  Minister  Torbehalten.    ^ 

Es  können  auch  mehrere  Ueberfahren  zusammen  aus- 
geboten werben,  doch  muss  der  Ausrufjpreis  die  durch  die 
partiellen  Versteigerungen  erzielte  Summe  um:  10%  über- 
steigen. •  Der  Paehtschijling  ist  in  vierteQährigen.  Raten  yor- 
hinein  zu  entrichten  und  durch  eine  Kaution  im  Betrage 
einer  Vierte^ahrsrate  sicher  zu  stellen: 

Vor  und  nach  jeder  Pacht  werden  die  übergebenen 
Gegenstände  ,abgescbät2t>)  den  Mipderwertti  bei  dar  Rück- 
gabe hat  der  Pächter  zix  ersetzen.  ^  • 

'  ^finisterlalbeschltiase  vom  T.  Augiüt  1935  JohA^  20.  lUn  1841. 
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WircT  eine-Fachtung  nicht  emelt^  so  wird  rersacht,  die 
benac^barteD  Gemei&dei]  zur  Bezahlmig  eines  Abfindangs- 
betrages  oder  zur  Uebemahme  der  Ueberftil^  in  aigene  Re- 
gie ^zvi  bestimmen.  Sollte  auob  dieses  nicht  za>  -  erreichen 
sein,  so  steht  es  der  Verwaltung  frei,  die  Ueberfkibt*  gmni 
aBfiEolasseR. 

Frei  ron  der  Entrichtung  der  üeberftihrgebühr  sind  Öffent- 
liche Qeamte  in  Ausübung  ihrer  Funktionen,  Ifilitfira  ifi 
Korps  oder  mit-Marscbordres;,  Nationidgarden  in  MTentüchen 
Funktionen ,  die  Posten ,  die  Zellenwageti  mit  Gefangenen^ 
die  Beamten  der  Gemeinde,  in  welcher,  die  Uebetfahr  üegA, 
die  GeistlicHen  und  ihre  Assistensf ,  dio  Ejnde^  anf  d^  Wege 
TOn  und  zu. ^t  Schule  und  dem  Reügionsunterriehte^  die 
Feuerspritzen  und  die  bei  Feuersbrünsten  zur  ffilfe  Ei}eliden. 

Auch  unterliegt  der  Gebühr  derjenige  nicht,  der  einen 
Fluss  oder  einen  Kanal  ohne  Benutzung  einer .  Deberftabr 
dotchschwimmi^  durchwatet,  durchreitet.  ^ 

•  Der  Pächter  muss  auch  eine  Person  allein,  wenn  -sie 
eine  Stunde  wartet,  g^en  die  einfache  Tax.e  überführen, 
will  sie -nicht  so  lange  warten,  so  hat  sie  die.  im  Tarife  be- 
stimmte höhere  Taxe  zu  entrichten.  Von  Sonnenuntergang 
bis  Sonnenaufgang  besteht  für  den  Pächter  die  Verpflichtung 
zur  Ueberfühning  nur  in  Ansehung  gewisser  Persoben,  der 
öffentlichen  Beamt^i,  Geistlichen,  Aerzte,  Feuerleute. 

Der  Pächter  erlangt  durch  die  Pachtung  das  ansschlies- 
srade  Recht  der  Ueberfuhr  auf  einher*  durch  die  Weg-  und 
Krückenbau-Ingemeure  bestimmten  Flussstrecke  auf-  und  ab- 
wärts des  eigentlichen  Ueberfuhrpunkteä.  Er  ist  vorpfliefatel, 
die  Ueberfuhr  ununterbrochen  und  mit  dem  nöthigen  Per- 
sQnale  zu  betreiben,  auch  ist  das  Maximum  der  Ladung  .be- 
stimmt, welche  er  in  sein  Fahrzeug  aufnehmen  darf.  * 

Die- Geldstrafen  gegen  Personen ,  welche  das  auascblies- 
sende  Recht  des  Pächters  umgehen,   oder   gegen   Pächter, 

f  Miniaterialenischeidimg  Tom  27.  Deoember  1631. 
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welche  höhere  als  .tarinnftasige  Gebtthren  einhebenoder  die 
Yorgezeicbneten  polizeilichen  Anordnungen  übertreten^  be* 
stehen  indem  Betrage  des  ein-  bis  dreitägigen  Arbeitslohnes 
und  im  Verfalle  der  Gegenstände  der  üeb^iretnng.  In  Wie- 
derholnngsfilllen  kann  auf  ein  iMs^reiTage  Gefiingniss  und 
selbst  auf  Veröffentlichung  des  Namens  des  Uebertreters  er- 
kannt werden.  Kompetent  sind  tbeils  die  Friedensrichter, 
theils  die  Polizeigerichte. 

Aehnlich  ist  nach  den  -Gesetzen  ronir  1^  flor.  an.  X. 
(4.  Mai  1802)  und  24.  Mai  1834  das  Verfahren  b^f  Brttcken- 
ntäuthen,  welche*  jedoch  meistens  nicht  yom  Staate,  ßon- 
dem  Ton  Gemeinden,  Eörp^schaften  und  PriTaten  --einge« 
hoben  werden.-^  Ihnen  fitefaen**  die  Wegmäuthe' gleich,  die 
an  einigen  Punkten  eingefiihrt  wurden,  wo  zur  Vermin- 
derung der  Steigungen  grosse  Arbeiten  unternommen  -wer- 
den mussten.      '  -      . 

Nur  ein  kaiserliches  DekMt  kann  ausschliessKch  auf 
Departements-  und  Gemeindestrassen  Brücken*  6dm**Weg- 
mäuthe,  auch  für  Departements-  und  Gem^den  tTeberftihn^ 
gebühren  bewilligen  ,*  es'  bestimmt^  gleiehzeifig  die  Dauer 
und  den  Ort  der  Einhetgang  und  den  Tarif.  Die  Befireiun- 
gen  siiid  dieselben  wie  bei  den  Yom  Staate  unterhaltenen 
Ueberflihreä  und  Brücken.  ^      ' 

Der   Ertrag   der  Fähren,  .Ueberführen   und   Brücken- 

mUnthe  des  Staates,  und  mancher  damit  Kusaminenh&ngenden 

■  •   ■        • 

*  Der  St^t  hebt  nur  ign  4  Brücken,  zu  Kehl,  Hüningen ^  Boopas 
(Über  die  Diinince)  und  zii*  Orcblimpa  (hn  Jure)  BiUckeflm&othe  im  Qe- 
sammtertnige  von  64,300  Fr.  ein.  1S54'  beBtlmden  aber  an  49  Brttotai 
Ifjäutfie  der-  DejMortemeuUr  und  Gemeindem^  gra8eiitheils:^etui&.  d^  Rück- 
zahlung der  vom  Staate  den  Erbauern  geleisteten  Vorflchüss^  Die  Dauer 
der  Bewilligung  schwankte  zwiadien  ll  und  75  Jahren.  Die  Samne  d^r 
Voraehttaae  beMflf  akh  auf  557,000  Fr.,-  woron  141,000  Fr.  berdta  zurflek- 
gezahlt  wurfsa.  Ana  demaelben  Titel  dea  g^laiateten-  Vbracbuaaea  und  des 
verbürgten  iOnimuma  des  Ertrfigniaaea  bezieht  der  Staift  die  BJütt»  dea 
Ueberadiataea  dea  PkiekterträgniflMa  der  Brücke  vcm  Boideaux  über 
250)1000  Fr.    Dieee  HAUto  betrag  in  den  letzten  JahVed  über  56^000  Fr. 
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Nd>flntoBtningeD  war  (Qr  1866  taut- 1,100,000  n>^  und  wird 
mr  186?  mit  828,000  Fr.  veranedilcigtl.. 

.£    Die  Gürantie  Ton  Gold-,  und  Silbiori^äaren. 

.,'    ^-  • 

Die  fiaraotiegebühren 'werden  dem  BUutte-  ftkr  die  Blli^ 
achaft  gewährt,  welche  er  dem.  Publikum  ftkr  'den  Feiogehalfc 
der  Gold-  und  Silberwaaren  durch  die  amtUcbe Beieicliiiaiig 
derselben  leistet.  "     *  .    -     - 

.  Sie  beruhen,  wie  die  amflidie  Beeeichnung  selbst,  auf 

dem  Gesetze  vom  19r  brumaire  an  VI.  (IOl  Noi^mber  1797). 

:.  .Durch  dasselbe  ist  fesigesetst  worden,  dass  ü  fiVank- 

rsich  Goldwaaren..nur  in.  drei  und  Silberwaaren  rnur  Ib  Mrei 

FeingehaHsgi3Bdei;i  (titres)  ereeugt  werden  sdlen. 

:    Je   nach'  ihrem    Feingehaltsgrade    enthaUen'  in'  1000 

Tbeiten 

die  Goldwaaren  020,  840,  750  llidle  Gold,  . 

die  Silberwaaren  950,  800  Theile  Silber.^ 

Die  Töleranz  beträgt  mr  Gold  .3  und  (br  Silber  &  IVm- 
sendtheile.  • 

Keine  fertige  Waare  darf  von  dem  Er^uger  aufbewahrt 
oder  in  Verkehr  gesetzt  werden ,  eh^  sie  Yon  einem  Gkirantie- 
amte  geprüft  und  mit  der  amtlichen  Bezeichnung  versahen  äst 
Auch  Waaren,  die  aus  dem  Auslande  eingefuhtt  werden, 
unterliegen  der  amtlichen  Prüfung  und  Bezeichnung.. 

Es  gibt  zu  diesem  Ende  89  Garantieftmter^  die  PrQfung 
müss  bei  j^nem  Amte  erfolgen,  in  dessen  Bezirk  der  Elrzeu- 
ger  wohnhaft  ist,  oder,  das  Zollamt  sich  befindet,  bei  wel- 
chem die  Verzollung  erfolgt. 

Die  Bezeichnung  geschieht  in  der  Regel  durch  Auf^rftgung 
zweier  Btämpel :  des  Zeichens  des  Fabrikanten  (der  An- 
fangsbuchstaben seines  Namens  und  eine  beliebig  gewählte 

<  1853  war  der  Ertrag  1,101,000,  1854  893,000,  1855  844,000  Fr. 
Man  erkennt  deutlich  den  überwältigenden  Einfluss  der  Eisenbshnen  anf 
den  StraMenverkel^r. 
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Marke),  und  des  Zeicben»  des  Feingehültea ,  verbünden  mit 
dem  Zeichen  des.  Garantieamtes. 

£s  ist  genau  bestimmt,  welche  Marke^in  jedem  einzel- 
nen Falle  nach  Gattung  und  Umfang  der  Waaren  von  jedem 
Bureau  gewählt  und  an  welehem  Theile  des  Geg^standes 
sie  angebracht,  werden  soll. 

Es  gibt  ausserdem  besondere '8 tämpel  für  sehr  kleine 
Gegenstände,  für  einzelne  Kettenglieder  und  ähnliche  init 
dem-  Hauptobjekte  lose  zusammenhängende  Bestandtheile, 
für  fremde,  für  bloss  doublirte  (vergoldete  oder  versilberte) 
oder  aufgelegte  Waaren  y  für  Barren ,  für  Uhren ,  für^  Gegen- 
stände, die  einer  wiederholten  Bezeichnung  unterzogen  werdeta. 

Auch  die  Anwendung  von  Geg^amarken  ist  beliebt.  Es 
werden  nämlich  die  Unterlagen  (bigomes),  auf  clenen  .^ie  zu 
stämpelnden  Gegenstände  ruhen ,  mit  mehreren  kleinen  Mar- 
ken versehen.  Beim  Stämpeln  der  Vorderseite  prägt  der 
Gegendruck  auch  die  Stämpel  der  Unterlage  aus.  ^  Es  ist 
klar,  dass  ob  diese  oder  jene  Marke  der  Unterlage  sich  aus- 
präge, lediglich  von  den  Dimensionen  und  Formen  des  Ge- 
genstandes abhängt;  jede  Anwendung  unächter  StäiOapel 
wird  hierdurch  leicht  entdeckt 

Die  amtlichen  Stämpel,  mit  Ausnahme  jener  für  die 
doublirten  oder  aufgelegten  Waaren,  dürfen  nur  vom  Gra- 
veur der  Münze  verfertigt  werden.  . 

Die  amtliche  Bezeichnung'  darf  erst  erfolgen ,  wenn  der 
Stämpel  des  Fabrikanten  bereits  aufgedrückt  und  die  Waiure 
so  weit  voUendet  ist^  dass  eine  wesentliche  Aenderung  nicht 
mehr  möglich  ist.         . 

Ist  die  Waare  von  sehr  grossem  Umfange  oder  besteht 
sie  aus  trennbaren  Theilen ,  so  ist  der  Stämpel  an  mehreren 
Orten  anzubringen.  .  ^ 

Waaren  zwischen  zwei  gesetzlichen  Feinheitsgraden,  wer^ 
den  nach  der  Wahl  des  Erzeugers  entweder  mit  dem  nächst 

«  Ord.  ^om  1.  Juli  1818. 
Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs.  28 
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DiedrigereD  Grade  bezeichnet  oder  zerhrocben.  D^s  letetere 
erfolgt  von  Amtswegen ,  wenn  die  Waare  «ich  .als  untw  dem 
geringstea  gesetzlichen  Feinheitsgrade  darstellt  oder  sie  mit 
Eisen,  Kupfer  oder  andern  fremden  Stoffen  ausgefbttert  ist. 
Die  Erzeugung  dieser  letzteren  Waaren  ist  verboten. 

Die  Oarantiegebühr  beträgt  20  Fr.  ftlr  100.  Or.  GoM- 
und  1  Fr.  für  100  Gr.  Silberwaaren ,  aber  ausser  derselben 
sind  noch  die  Probekosten  mit  3  Fr.  fbr  Gold  und  80  Cent 
für  Silber^  wenn  die  Probe  auf  nassenfi  Wege  erfolgt,  ^  und 
mit  80  und  beziehungsweise  9  Cent,  für  100  Gr.  kleiner  Ob- 
jekte aus  Gold  oder  l^ilber  zu  vergüten ,  die  bloss  durch  den 
Strich  geprüft  werden.  - 

Bei  Barren  in  Frankreich  afiinirten  (chemisch  rtin  dar- 
gestellten)  Metalls  waren  nach  dem  Gesetze  vom  19.  brtim. 
an  VL  a  Fr.  18  Cent  für  das  Kilogramm  Gold  und  2  Ft. 
4  Gent  für  das  Kilogramm  Silber  zu  zahlen^  ohne  eine  be- 
sondere Vergütung  ftlr  die  Probekosten ;  allein  diese  Gtebühr 
ist  ausser  Uebung  gekommen,  weil  sich  bei  Barren  der  Be- 
weis^ dass  sie  in  Frankreich  affinirt  worden,  nicht  herstellen 
Iftsst  und  weil  die  Gebühr  den  Preis  des  zur  Äusmünzung 
bestimmten  Metalls  vertheuerte.  Gegenwärtig  unterliegen 
d^her  nur  die  zur  Dratherzeugung  vorgerichteten  Stängchen 
(lingots  -de  tirage)  der  vom  Gesetze  fiür  diese  Bestimmimg 
angeordneten  Gebühr  von  82  Cent  für  das  Kilogramm. 

Befreit  von  der  amtlichen  Bezeichnung  und  der  Gebühr 
sind  Gegenstände,  die  aus  dem  Auslande  zum  Gebrauche 
diplomatischer  Personen  eingeftlhrt  werden ,  Goldschmuck 
und  GoH-  und  Silbergeräthe,  die  Aeisende  zum  persön- 
lichen Gebrauche  mit  sich  ftlhren,  bis  zu  einer  Menge  von 
500  Gr.,  leicht  gefasste  Juwelen  oder  Gegenstände,  deren  ganie 

*  Werden  mehrere  Objekte  auf  emmal  zur  Probe  gedendet,  ao  wer 
den  für  je  120  6r.  Gold  und  2000  Gr.  Silber  nur  einmal  die  Probekosten 
vergütet.  Die  Produkte  und  Reste  der  Probe  werden  dem  Brseuger  ao^ 
gehindigt,    Ministerialentscheidung  vom  15.  November  1822. 
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Oberfläche  emaillirt  ist,  in  beiden  Fällen,  wenn, der iGegeor 
stand  durch  die  Bezeichnung  leiden  würde,  Uhrzeiger,  Ü{)iS 
gehänge.  und  andere  k4eine  Bestand theile.  und  Zugehöre  von 
Uhren.  ^  .  .  , 

Fremde-  können  Gegenstände  ihros  persönlichen  Gebrau- 
ches gegen  Sicherstellung  der  ZoUr  und  Grarantiegebühren 
und  Uebemahme  iler  Verpflichtung  zur  RUckausfuhr  binnen 
3  Jahren  ohne  amtliche  Bezeichnung  jßinführen.  '^. 

Wird-  ein  Stämpel  entwendet  oder  kommen  unechte  Waa- 
ren  mit  einer  bestimmten  Stämpelmärke  häufig  vor,  so  wird 
eine  Repunzirüng  aller  mit  dieser  Marke  bezeichneten  an- 
geordnet. Von  Zeit  zu  Zeit  findet  eine  allgemeine  Repunzi- 
rüng aller  im  Besitze  von  Erzeugern  und  .Händlern  befind- 
lichen Waaren  statt;  so  geschah  es  durch  die  OrdonnanziBA 
vom  5.  Mai  1819  und  7.  April  1838;  die  Repunzirüng  er- 
folgt unentgeltlich. 

Gegenstände,  die  zur  Ausfuhr  bestimmt  sind,  .werdeA 
ebenfalls  der  amtlichen  Prüfung  unterzogen,  allein  sie  sind 
von  der  Garantiegebühr  ganz  oder  theilweise  befreit* 

Sind  nämlich  die  Waaren  nicht  gleich  bei  der  Erzeu- 
gung zur  Ausfuhr  angemeldet  worden,  wurden  sie  mit  dem 
gewöhnlichen  Stäinpel  versehen  und  blieben  sie  zur  freien 
Verfügung  der  Erzeuger,' so  werden  nur  Vs  ^^^  Garantia- 
gebuhr  zurückgestellt  Wurden  sie  aber  gleich  bei  der  Er' 
Zeugung  zur  Ausfuhr  angemeldet,  wurde  gegen  Verwahning 
der  Objekte  in  ein  Behältniss  unter  amtlichem  Verschlusse 
von  der  Aufprägung  des  Stämpel^  abgegangen  oder  ein  ei- 
gener Ausfahrstempel  angewendet,  oder  endlich  der  Stämpel 
auf  Metallkügeldien  aufgedrückt,  die  mittelst  Seidenfäden  an 
den  Objekten  befestigt  werden  (die  Fadenenden  befinden  sich 
innerhalb  des  Eügelchens  und  werden  durch  den  Stämpel  in 
dasselbe    eingedrückt),    und    unterwirft   sich    der  Erzeuger 

» 

'  Arrdt^  vom  1.  messidor  an  VL 

^  Dekret  vom  5.  Septcml)er  1823.  .       . 
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hiii£(icht8   dieser  Objekte  der   Buchkontrolte-,  so   kann   die 
gänzliehe  Nachsidit  der  Garantiegebühr  erfolgen.  ^ 

In  allen  Fällen  der  ganzen  oder  theilweisen  Nachsidit 
der  €(ebühr  bleibt  der  Erzeuger  für  die  wirkliche  Ausfuhr 
veraütwortlich.  Zn  diesem  Ende  müssen  die  G^enstände, 
sobald^  die  Ausfuhrerklärung  erfolgt ,  unter  amtlicher  Au&icht 
rerpackt,  unfei^  doppelten  {äusseren  und  Inneren)  Versdiluss 
geleigt  und  unter  Begleitscheinkontrolle  an  diezur  Austrilts- 
bescheinigung  ermächtigten  Zollämter  —  es  sind  diess  solche, 
bei  denen  sich  *  auch  Beamte  der  indirekten  Abgaben  befin- 
den —  angewiesen  werden. 

.,  Wird  binnen  drei  Monaten  der  Beweis  d(»  vollzogenen 
Ausfuhr  beigebracht ,  so  werden  V3  der  entrichteten  Gebühren 
Yom  Oarantieamte  zufückvergütet  oder  wird  beziehungsweise 
der  Erzeuger  der  vollen  ihm  in  der  BuclikontröUe  zur  Last 
geschriebenen  Gebühr  entlastet. 

Unter  den  gehörigen  Vorsichten  können  solche  Waaren 
auch  zur  Ausfuhr  auf  ungewissen  Verkauf  unter  Vorbehalt 
der  zollfreien  Rückkehr  erklärt  werden.* 

Die  Gold-  und  Siberwaaren-  und  -Barren  ohne  oder  mit 
falscher  amtlicher  Bezeichnung  werden  konfiscirt,  die  Eügen- 
Uiümer,  wie  überhaupt  die  Gold-  und  Silberarbeiter  und 
-Händler,  die  den  Vorschriften  über  den  Verkehr  mit  den 
Gegenständen  -ihres  Geschäftsbetriebes  entgegenhandeln,  mit 
Geldstrafen  von  2C0  bis  1000  Fr.  belegt.  Im  ersten  Wieder- 
holungsfalle wird  die  Verurtheilung  im  Umfange  des  Depa^ 
tements  bekannt  gemacht,  im  zweiten  die  Ausübung  des 
Gewerbes  untersagt. 

Die  Strafe  für  den  Verkauf  von  Waaren,  die  mit  einem 
fremden  Stoffe  ausgefüttert  sind ,  ist  mit  dem  ZwanzigfieidieD 
des  Werthes  derselben  festgesetzt. 

Jedes  Garantieamt  besteht,  abgesehen  von   dem  unter 

^  MinlBterialdekret  vom  20.  Juli  1825. 
'  Gesetz  vom  10.  August  1839. 
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geordneten  Personale,  aus  einem*  über  Vorschlag  der  MOdgi- 
kommission  ernannten,  ihr  unterstehenden  Wardeine  (es- 
sayeur)  und. einem  Einnehmer  und  einem  EontroUor,  welche 
beide  dem  Ressort  der  Verwaltung  der  indirekten  Abga- 
ben angehören  und  ihre  Obliegenheiten  oft  nur  als  ein 
Nebengeschäft  zu  andern^  umfangreicheren  Funktionen 
ausüben. 

Die  Einnehmer  und  KontroUore  stehen  in  fixen  (behal- 
ten ,  die  Wardeine  sind  vor  allem  auf  den  Bezug  der  Probe- 
kosten angewiesen;  dort,  wo  sie  einen  Gehalt,  beziehen,  ist 
er  nur  als  eine  Ergänzungszulage  zu  betrachten. 

Die  Beamten  theilen  aich  *  in  ditB  Geschäfte  auf  folgende 
Weisej 

.Der  Wardein.  prüft  den  Feingehalt,  der  Einnehmer  be- 
stimmt das  Gewicht,  berechnet  utid  erhebt  die  Gebl^hr,  und 
der  Eontrollor  prägt  den  Stämpel  ein.  Jeder  der  dm  Beam- 
ten hat  sein  eigenes  vom  Präfekt  paraphirtes  ^und  cotirtes 
Register,  in  welches  er  die  ihn  betrefifenden  Daten  einträgt 
Die  Stämpel  des  Amtes  stehen  unter  der  gemeinschaftlichen 
Sperre  aller  drei  Beamten. 

Dieselben  üben  die  Kontrolle  über/  die  Juweliere  imd 
Gold-  und  Silberarbeiter  des  Bezirks,  die  Privatprobirer  und 
Affineure. 

Strenge  Strafen  treffen  den  Amtswardein,  welcher  den 
Feinheitsgebalt  unrichtig  angibt,  der  eine  höhere  als-di^  ihm 
gebührende  Vergütung  annimmt,  oder  der  die  ihm  anvertrauten 
Gegenstände  beschädigt.  Der  Garantiebeamte,  der  von  einem 
ihm  zur  Prüfung  überbrachten  Gegenstand  einem*  Dritten 
eine  Zeichnung,  einen  Abdruck  oder  eine  BeschreibuYig  ver- 
schafft, wird  abgesetzt. 

Mit  dem  Ertrage  der  Garantieämter  vereint  wird  auch 
jener  der  Staatsdrathzug-Maschinen  (argues)  aufgeführt.  Der- 
gleichen Maschinen. bestehen  in  Paris,  Lyon  und  Trevoux,  sie 
dienen  zur  Verfertigung  von  Gold-,  Silber-  und  vergoldeten 
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oder  versilberten  Eupferdrähten.  Die  Gold  -  und  Siiberdraitli- 
2deher  und  -Spinneir  sind  verpflichtet,  sieb  der  Staatsdratii- 
Züge  zu  bedienen;  für  leonische  Kupfer-  und  Itfessisgdrftibe 
bestehen  auch  Privatdrathzüge ,  die  aber  gleichfalls  nnter  der 
Staatskontrolle  stehen.  ^  - 

Der  Ertrag  der  Garantie  -  und  Drathzuggebühren  wurde 
für  1856  mit  2,4  Millionen  Fr.  veranschlagt;  für  1867  sind 
2,7  Millionen  in  den  Voranschlag  aufgenommen.^ 

Die  öffentliche  Stimme  hat  sich  seit-  langem  vielüMh 
gegen  das  Garantiegeset?  und  die-  damit  verbundene  Abgabe 
erklärt.  Ersteres  wird  als  unausreichend  bezeichnet,  weil  Eon- 
trolle und  Strafe  die  Waare  nur  in  einem  einzigen  Momente, 
jenem,  in  welchem. sie  sich  im  Besitze  des  Erzeugers  befin- 
det, treffe,  weil  die  Technik  die  Nachahmung  der  Marken 
aUzusehr  erleichtere,  das^  Vorhandensein  der  Marke  ein  Ver- 
trauen hervorrufe,  welches  bei  der  Leichtigkeit  der  Fälschung 

'  Die  Di^thzuggebühren  werden  nach  folgenden  MasasUlbeii.  erhoben: 

a)  Für  vergoldetes  Silber  (wie  es  zur  Ver- 
fertigung Von  Golddräthen  dient)-.     .     .   *30Cent. 
Für  vergoldetes  Silber,  wenn   das  Zug- 
eisen vom  Staate  geliefert  werden  muss    45     „      #       Für  ^^j^ 

b)  Für  Silber 12    ,      f    Hectogramm 

Für    Silber,     wenn    das    Zugeisen    vom  V  (Gesetz  vom 

Staate  geliefert  werden  muss     ....    25     „      I      4-  August 

c)  Für  vergoldetes  i  ,  ,  .  ,  r,  .  T  1  1R44'I 
v..r.f^  I  (wobei  das  Zugeisen  \  1  *«>*«J. 
Kupier    .     .     .  r            ü  I     1      X            J  l'^    n 

JA  r"  lu    X     r  '^'om  Fabrikanten  ge-  < 

d)  Für  versilbertes  i  ,.  «  ,  ^k 
tr     r                    1  liefert  werden  muss)  f     ^ 
Kupfer     .     .     .  j                                   '^  V     8    „ 

'  Im  Jahre  1853  betiiigen  sie  2.303,000  Fr.;  hievon  kamen  auf  Rech- 
nung der  Dratbzugsgebüliren  etwa  50,000  Fr. ,  für  1854  stellten  sich  die» 
Zahlen  auf  1,971,000  und  28,400  Fr. ,  wobei  sich  die  Garantiegebtihrf n 
aus  folgenden  Elementen  zusammensetzen: 

(in  Tausenden  Franc«' 

Für   5,803,500  Gr.  Goldarbeiten 1,160,7 

„    59,587,100    „    Silbern  rbci  ton      ....        595,9 

„      1,152,700    „    Barren 9,4 

Zuschläge 176,7 

1855  war  der  Ertrag  2,494,000  Fr. 
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nicht  gerechtfertigt  erscheine,  und  weil  die  mit  der  Durch-, 
fiibrung  *des  Greset^es  verbundenen  Beschränkungen  des  Ver- 
kehrs seinen  etwaigen  Nutzen*  aufwiegen ,  die  Abgabe  endlich 
vertheure  die  Waare.  Man  wünscht  dQ.her  das  Präventiv- 
system   mit  einem   geeigneten  Repressivsjstem   rertauscbt, 

» 

wie  es  in  vielen  andern  Staaten  besteht  Viermal  lagen  be- 
reits Modifizirungsantröge  zur  Beschlussfiassung  der  gesetz- 
gebenden Körper  vor.  * 

7.    AUgemeines.    Sndergebulsse. 

•  *  • 

Von  den  indirekten  Abgaben  unterliegen  folgepde  dem 
doppelten  zehpprocentigen  Zuschlage:  die  Girkulations-,  Dö- 
tail-,  Eonsumtions-,  Eingangsgebühr,  die  einzige  und  die 
Ersatztaxe,  die  Taxe  auf  di^  Biejerzeugung  und.  die  Dena- 
turation  des  Alkohols,  die  Licenz-,  die  SchiffTahrtsgebühren, 
die  Gebühren  auf  öffentliches  Fuhrwerk,  auf  SpielkarteJD ,  auf 

• 

die  Erzeugung  von  Rohr-  und  Traubenzucker  und  die  Garan- 
tie-  und  Drathzuggebühren.  ^ 

Folgende  sind  von  diesem  Zuschlage  frei :  die  Salzsteuer, 
die  Tabak-  und  Scbiesspulver-Versehleisspreise,  die  Brücken- 
und  üeherfuhrgelder,  die  Gebühren  auf  verpachteten  Kanälen, 
die  Geld-  und  Verfallsstrafen,  die  Nebengebühren. 

Abgabenbeträge  von  mejir  als  300  Fr.  können  selbst 
durch  gefängliche  Anhaltung  (contrainte  par  corps)  gegea 
diejenigen  Steuerschuldner  und  deren  Bürgen  eingebracht 
werden,  die  einen  Steuerkredit  erhalten  und  ihrie  Schuld 
zur  Verfallszeit  nicht  getilgt  haben.  ^ 

StreitigJ^eiten  über  die  richtige  Anwendung  d£r  Gesetze 
und  Vorschriften  werden  in  Betreff  der  indirekten  Abgaben 

'  Hilaire-Lourdet  (Controleur  en  chef);  Observations  sur  Torftverie, 
Bordeaux  1835.  8.  • 

^  In  den  im  Verlatife  dieser  Darstellung  atig^beneu  Erträgnissen 
und  Yoranschlägeu  wurde  bereits  auf  diese  Zuschläge  Rücksicht  genommen. 

»  Gesetz  vom  17.  April  1832.       -  *  •        * 
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durch  die  Cirilgerichte  eiH»chieden;  über  die  Anwandug 
des  Okt]:oi  'sind  jedoch  die  Friedensrichter  kompetenl  ^     ' 

Alle  Anfordemngen  gegen  die  Steuenrerwalfuiig  auf  Re- 
stitution von  Gebühren  und  Waaren,  Gehalte  u.  tJgl.  er- 
löschen binnen  zweier  Jahre.  Ansprüche. d6r  Verwaltung  auf 
nicht  konstatirte.  Gebühren  innerhalb  eines  Jahres.  ^ 

Die  Thatbeschreibungen  wegen  entdeckter  Uebertretun- 
g.en  gegen  die  indirekten  Abgaben  müssen  w^nigstehd  "von 
zwei- Beamten  unterfertigt  sein,  eine  vollstäiifdige  Darstellung 
des  Sachverhalts,  die  Namen  und  Wohnort  der  .Ergreifer, 
'dea  mit  der  gerichtlichen  Verfolgung  der  Sache  beauftrag- 
ten  Beamten  und  der  angehaltenen  Fer^nen  enthalten ,  und 
muss  den  letzteren  vorgelesen  und  dass  dieses  geschehen,  von 
ihnen  unterschieben  sein,  ferner  muss  ihr  Inhalt  innerhalb 
dreier  Tage  wenigstens  von  zwei  Ergreifem  vor  dem  Frie- 
densrichter bestätigt  werden.  Die  entscheidend^  Instanz  sini 
die  Polizei-  (Korrektions-)  Tribunale.  Ablassungen  vom  Ver- 
fahren  im  administrativen  Wege  sind  vor  und  während  der 
gerichtlichen  Untersuchung  zulässig. ' 

Die  Beamten,  welche  an  der  Entdeckung  einer  Gefälls- 
übertretung Theil  genommen,  erhalten  Ergreifersantheile ,  nur 
bei  Uebertretupgen  der. Abgaben  auf  Getränke  werden,  den 
Fall  von  Uebertretungen  gegen  die  Cirkulationsgebühr  aus- 
genommen, Beamten  der  indirekten  Abgaben  Ergreiferantheile 
nicht  gegeben.  Beamte  von  höherem  Range  als  die  Eontrol- 
lore  sind  vom  Bezüge  der  Ergreifersantheile  ausgeschlossen.^ 

Alle  Departementsbeamten  mit  Ausnahme  der  unter- 
geordneten Kommis  in  den  Bureaux  und  im  ausübenden 
Dienste  und  einiger  selbstständiger  Oberkommis  -  sind  kau- 
tionspflichtig;    doch   können    dieselben    mit   Ausnahme    der 

*  Gesetz  vom  11.  September  1790  und  2.  vent.  an  VIII.    - 
2  Dekret  vom  1.  germinal  an  XIU.  (22.  März  1805). 

'  Arrdt^  vom  5.  germinal  an  XIII. 

♦  Gesetze  vom  28.  April  1816,  25.  Mq'i  1817,  J).  Juli  1836.  31.  Mai  1844V 
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Hauptrechnungdegep;  falls  nicht  ein  gecicbtMches  Verbot 
vorliegt^  ihre. Kau tiDneu  gleich  behn  Austritte-  aus  dem  Amte 
zurückerhalten.*.  "  • 

Die  Geriehte  bedürfen  ni(?ht..der  Zustimmung  der  Ver- 
waltung, om  gegen  Beamte  derselben  einzUschreiteji;  allein 
sie  müssen  von  jeder  gefänglicheü  Einziehung  unter  Angabe 
der  Ursachen  der  Verwaltung  Miltheilung  machen.  ^  — 

Tn  jedem  Departemenir  besteht  ein  Direktor  der  indirek- 
ten Abgaben;  hievon  ^bt  es.  nur  folgende  Ausnahmen:  Cor- 
sika  steht  unter  dem  Direktor  von  Var,  das  Departement 
Nord  hat  drei.  Direktoren  in  Lille  ^  Valenciönnes  und  }>ün- 
kirchen^  das  Departement  der  Niederseine  zwei,- in  Rouen 
und  Havre,  in  Paris  ist  eine  gesonderte  Verwaltung  für  die 
E^ngangsgebühren  und-  das  Qktroi  eingesetzt,  und  in  den 
See-  und  Grenzdepartemehts  leitet  .Ein  Direktor  die  Z(dle 
und  die  indirekten  Abgaben.'.       .       "   '  *        ' 

Jede.Direktion  ist  in  Inspektionsbe^rke  getheilt,  welche 
meist  ^in ,  manchmal  zwei  und  in  seltenen  Fällen  selbst  drei 
Arrohdissements  umfassen. 

In  jjedem  Arrondissement  befindet  sich  in  der  Regel  ein 
Obereinnehmer  (receveur  principal),  der  sogleich  Tabak- 
und  Pulvenrerleger  ist;  nur  selten  umfasst  ein  Obereipneh- 
mersbezirk  zwei  Arrondissements,  und  nur  in  wenigen*  gros- 
sen Städten  bestehen  Obereinnehmer,  xlie  nicht  Verleger, 
und  Verleger^  die  nicht  Obereinnehmer  sind.  Die  letzteren 
stehen  hinsichtlich  des  Materials  unter  der  unmittelbaren 
Kontrolle  dea  Rechnungshofes  und  der  höheren  administra- 
tiven Behörden  des  Departements,  hinsichtlich  der  Geldver- 
rechnung sind  sie  dem  Obereinnehmer. untergeordnet. 

Jeder  Obereinnehmersbezirk  theilt  sich  in  Einnehmers- 

*  Gesetze  vom  6.  ventdee  an  XII.,  ^.  nivdse  4n  XIII.  und  8.  August 
1847.  Ord.  tom  22..  Mai  1825.  Ministerialentscheidungeii  vom  7.  Joni 
1826  und  31..  Oktober  1860. 

>  Gesetz  vom  28.  April  1816.  .      ' 
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oder  EoptroUsbezirke  (circonscriptiotis  *d6  recette  Oa  d^ezer- 
cice).  Die  Einnehmer  sind  entweder  sedenläre  od^r  Ambu- 
lante, und  letztere  wieder  Einnehmer  zu  Pferde  oder  ssu  Fuas. 
Unt^  den  sedentären  Einnehmern  sind  einige,  die  an'  den 
Hauptorten  der  .Arrondissements  aufgestellt  sind,  wo  sieb 
kein  Obereinnehmer  befindet. 

Dem  ambulanten  Eitinehmer  steht  ein  Oberkommis 
II.  Klasse  zur  Seite,  der  gleich  dem  Einnehmer  entweder 
beritten  ist  oder  zu  Eusse  dient;  dem  sedentären  £äuneh- 
mer  sind  dort,  wo  es  nöthig,  Kommis  oder  Supemumerftre 
IÜr*den  Bureaudienst  beigegeben. 

Unter  dem.  Einnehmer  stehen  die  Buifalistes  in  «den  ein- 
zelnen  Gemeinden  und*  die .  Linieneinnehmer  an-  den  mit 
Steuei*linien  i^mschlossenen  Orten,  ebenso  diö  mit  der  Ein- 
nahme von  Yerzehrungssteuergebühren  für  den  Btaat  beauf- 
tragten Beamten  des  Gemeindeoktrbi. 

Ausser  diesen  Beamten  gibt  es  noch  Spezialeinnebmer  f&r 
die  Garantiegebühren,  die  innere  Schififfahrt^  die  Salzsteuer. 

So  gibt  es  einen  Garantieeintiehmer  zu  Paris  und  zu 
Lyon,  eigene  Schifffahrtsgebühren-Bureaux  an  Hauptpunkteu 
des  Verkehrs,  einen  Einnehmer  in  jeder  Saline  des  Innern. 

Als  kontrollirende  Beamte  wirken  in  den  ihnen  unter- 
geordneten Bezirken  die  ambulanten  Einnehmer,  und  in  den 
Bezirken  der  sedentären  Einnehmer  Kontrollore  und  selbst- 
ständige Oberkommis  (commis  principaux,  chefs  de  serrice) 
L  und  n.  Klasse  mit  den  ihnen  untergeordneten '  Kommis, 
Bestellten  und  Supernumerären  des  aktiven  Dienstes.  Auch 
diese  Beamte  sind  hie  und  da  ausschliessend  besondem 
Dienstzweigen  gewidmet,  so  gibt  es  besondere  Kontrolls- 
beamte  in  Paris,  Lyon  und  Marseille  und  in  18  anderen 
Städten  für  den  Garantie-,  an  einigen  Strömen  für  "den 
Schifffahrts-,  in  den  Salinen  für  den  Salz-,  in  den  Depar- 
tements Nord,  Pas-de-Calais,  Aisne,  Garonne,  Oise  (tir  den 
Zuckersteuerdienst. 
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Ein  Hauptgeschäft  der  Oberkommis  besteht  in  derTheil- 
nahme  an  den  vii^teljährigen  Vorrathsaufnahmen  und  in  der 
Prüfung  der  Abschlüsse  und  Ueberträge  der  Eonti  (portatifs) 
bei  den-  einzelnen  koti^rollpflichtigen  Gtewerbsleuten.  und*  d§r 
Aufschreibungen  und  Register  der-  Beamten. 

Die  Scheidung  zwischen  den.  Beamten  des  -  aktiven  und 
des  sedentären  Dienstes  tritt  wieder  deutlich  hervor,  die  am- 
bulanten Einnehmer  wirken  jedoch  in  beiden  Richtungen.   • 

Die  Buralistes  werden  aus  den  Ortsein  wob  nerif  -gewählt; 
die  Verwaltang  ist  verpflichtet^  in  jeder  Gemeinde  •  einen 
Bui:alisten  aufzustellen ,  wo  ihr  ein  zahlungsfähiger  Mann 
vorgeschlagen  wird.  Ihr  Bui'eau  muss  von  Sonnenaufgang  bis 
Sonnenuntergang  geöffnet  sein,  ihre  Bezahlulig  besteht  in  einer 
nach  der  Zahl  ihrer  Ausfertigungen  bemessenen  Provision,  * 
auch  werden  ihnen  als  Ergänzung  ihrer  Bezüge  Tabak-* 
trafiken  verliehen.     Ihr  Geschäft  besteht  in  der  Annahme 

• 

ubd  Prüfung  der  von  den  Steuerpflichtigen  überreichten 
Erklärungen  über  den  Transport,  oder  die*  Versteuerung 
von  Getränken^  die  in  Gebrauch  zu  setzenden  Wagen  und 
dgL  m.,  und  die  Einhebung  d^  auf  einmal  im  Augenblicke 
d^  Erklärung  fälligen  Gebühren  (droit» -bu  comptant)  z.  B. 
der  Cirkulatiorisgebühren. 

Die.  mit  der  Einhebimg  der  Eingangsgebühren  beauf- 
tragten Oktroibeamten  erhalten  ebenfalls  keinen  fixen  Gehalt, 
sondern  nur  eine  nach  dem.  Betrage  dei*  eingehphenen  Ge» 
bühren  sich  richtende  Provision.  ^  •      .  ■ 

Der  sedentäre  Einnehmer  Tcrtritt  die  Funktionen'  des 
Buralisten  in  seinem  Standorte  und  dessen  nächster  Umge- 
bung, besorgt  für  den  ganzen  Kontrollsbezirk  die  Einnahmen 

* 

•  Sie  l)etrögt  12'/,  Cent,  für  jede  der  eipsten  500^*10  Cent,  für  jedfc 
dec  zweiten  500  Expeditionen  und  so  fort  für  Jede  weitere  Slxpedition 
immer  weniger  bis  herab  auf  i'/j  Ceüt.  fjir  jede  Expedition  über  15,000. 

'  Sie  beträgt  je  nach  der  Bevölkerung  der  Gemeinde  V«  ^^^  ^h^U 
und  sie  fällt  mit  dem  Steigen  der  Bevölkerung. 


der  iiiclit  im  Augenblicke  der  Erklärung  fälligea,  sonderu 
der  gestundeten,  in  bestimmten  Fristen  oder  auf  Gruiid  der 
vierteljährigen  Abrechnungen  und  der  EontroUset^eboisse  zu 
entrichtenden  Gebühren  tder  droits  constat6s),  und  ud  ihn 
führen  die  Buralisten  und  die  Einnehmer  an  den  Steuer- 
lioieu  der  Gemeinden  dee  Bezirkes  ihre  Gelder  ab. 

Der  ambulante  Einnehmer  übt  die  Kontrolle  Über  die 
kontrollpiiichtigen  Gewerbtreibonden  seines  Bezirkes  und 
sammelt  von  ihnen  die  konstatirten,  sowie  von  den  Bura- 
lifiten  und  Linieneinnehmern  des  Bezirkes  die  von  ihnen  ein- 
gehebeneu  comptanten  Gebühren  ein. 

Diu  Einnehmer  führen  in  der  Regel  zur  Beschleunigung 
dos  Kassareviremenls  an  die  General-  oder  Arrondisscments- 
Einnehmer  und  nicht  an  die  Verzeiirung83teuei--Oberein- 
nelimer  ab. 

Bei  -den  letzteren  koncentrirt  sich  aber  die  Rechnangs- 
fuhrung,  auch  vertreten  sie  in  ihrem  Standorte  oder  doch  iu 
einem  Th^le  desselben  die  Stelle  eines  sedentären  Einneb- 
niers,  Sie  besorgen  alle  periotlische  Ausweise  und  Üeber- 
sichten,  z.  B.  die  übersichtliehen  Anträge  über  aufzulassende, 
z}irUckzustcIlende ,  als  uneinbringlich  abzuschreil^ende  Gebüh- 
ren, über  Abschreibungen  von  verdorbenen  oder  verloren 
gegangenen  Mengen  steuerbarer  Objekte,  wenn  gleich  die 
Prüfung  der  Thatsachen  selbst  vom  aktiven  Dienst  ausgehl: 
sie  leiten  endlich  alle  contentiose  Gegenstände  und  die-  Be- 
reinigung der  nicht  rechtzeitig  erledigten  B^ieitseheine  und 
anderer  ölinlicher  Ausfertigungen. 

Der  Inspekt^ür  leitet  und  Überwacht  den  Dienst,  er.  über 
zeugt  sich  an  Ort  und  Stelle,  an  der  Stenerlinie,  bei  den 
einzelnen  Gewerbetreibenden,  bei  den  einzelnen  Aemtem, 
ob  die  Vorschriften  genau  mit  Einsicht  und  Rechtlichkeit 
erfüllt  werden,  er  sorgt  flir  die  entsprechende  Vertretong 
kranker  oder  abwesender  Beamten.  Er  ist  crmäcbtigt,  deo 
steuerfreien  Transport  von  versteuerten  Gelränken  eioaelMr 
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Private,  die  Einlagerung  von  Getränken,  welche  Orte  mit 
Eingangsgßbühren "durchziehen,  in  Privatmagazinen '-zii  1)e- 
willigen,  Durchsuchungen  bei  nicht  koiltrollpfiichti^to  Par- 
teien anzuordnen.  Unter  seiner  VermittTung  und  mit  seinen 
Bemerkungen  gelangen  die  Arbeiten  der  einzelnen  Beamten, 
als:  die  Tagebücher,  die  Ergebnissausweise,  di«  Verhand- 
lungen über  Beschwerden  der  Steuerpflichfigen,  Abfindüngs- 
anträge,  Ablassungsfälle  in  Strafsachen  u.  dgL  an  den  Di- 
rektor.* Von  ihm  Mngt  hauptsächlich  die  Bestimmung  des 
mittleren.  Verkaufspreises  des  Weinea  ab,* diese  Hauptgrund- 
läge  der  Bemessung  der  Detailgebühren.  ' 

Jeder  Inspektor  sott  ein  eigenes  Pferd  zu  seiner  Ver- 
fügung haben.  'Bis  zu  den  einzälnen  Abtheihmgen  darf  er 
fahren,  bei  den'Rerisionen  der  einzelnen  Gewerbtreibenden 
soll  er  reiten  oder  gehen.  ~      v  ;  . 

*     In  den  Departements,   wo  der  Tabakbau  gestattet  ist, 
ist  der  Direktion  ein  eigener  Unteflnspektor  für  die  Tabak- 
pflanzungen zugethetlt.    Er  hat  wenigstens  20  Tage  im  Mo- 
nat im  äusseren  Dienste  zuzubringen.  -Seine  Leistungen  und 
Wahrnehmungen  legt  er  in  einem  Tagebuche  nieder  ,'^^el- 
ches,  mit  den  Bemerkungen  des  Direktors  versehen^  bia  an 
die  Generaldirektion  gelangt.    In  gleicher  Weise  ist  jedem 
Einlösungsmagazine  ein  Kontrollor  des  Tabakbaues;  beige- 
geben, welchem  wieder  die  einzelnen  Wachabtheilüngen  sei- 
nes Bezirks,  jede  bestehend  aus  zwei  Eöminis^  und  die  sie 
kontrollirenden  Eontreverificateurs  untergeordnet  sind.    Die 
Abtheilüügen*  fühfen  Tagebücher  oderllebersicTiten  über  ihrfe 
Thätigkejt,  tragen  die  Ergebnisse  der  einzelnen  Amtshand- 
lungen  in   die  Revisionsbogen  der  einzelnen  Pflanzer  eiii, 
^rstattßn  jede  fünf  Tage  einen  Ra*K>ort    Aehulich'  verüEihren 
die  Eontreverificateur^.    Die  EontroUore  legen  für  jede  Ab- 
theilung ein  Befehlsbuch  an  und  für  ihre .  eigene  Thätigkeit 
ein  Tagebuch,  und  .efstatteaQ,' abgesehen  von  den  Monatsab- 
gaben  'über  Jede  der  drei  Haui^bereisungeii  des  Beäsirks  (zur . 
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Zeit  der  Anmeldung,  der  Pflanzung  und  der  Ernte),  einen 
Hauptbericht  Sie  sind  angewiesen  nicht  bloss  zur  lieber- 
waehung,  sondern  auch  zur  Belehrung  der  Pflanaser  zu  wir- 
keu.^ .  Ihre  Thätigkeit  erstreckt  sich  übrigens  auch  auf  die 
Ueberwachung  der  Tabaktrafikanten  und  des  unerlaubten 
Vericehres  -mit  Tabak,  "und  selbst  auf  die  Forderung  der 
Nachweisungen  über  die  ihnen  begegnenden  Gtetrfinke- 
TranspcTrte; 

Der  Direktor  belehrt,  leitet,  regelt.  Ehr  handelt  nicht 
bloss  auf  Grund  der  Dokumente  seiner  Beamten,  der  Be- 
schwerden der  Obrigkeiten  und  Private,  sondern  er  bereist 
seine  Bjezirke  .und  Überaseugt  sich  an  Ort  und  Stelle  yon*  dem 
Stande  der  Dinge.  Er-  bewilligt  die  Ablassung  vom  Verfiili- 
ren,  wenn  die  Strafe  500  Fr.'  nicht  überschreitet,  und  er  er- 
nennjt  die  Buralistes  in  Gemeinden  von  weniger  als  1500  See- 
len ,;  falls  ihre  Einkünfte  800  Fr.  nicht  erreichen.  In  allem 
Anderen  entscheidet  die  Generaldirektion  über  Vorschlag  des 
Direktors.  Alle  an  die  Gentralbehörden  bestimmten  Doku- 
mente werden  von  ihm  veriflcirt,  und  dort,  wo  es  nöthig, 
die  Ergebnisse  übersichtlich  zusammengefasst.  Er  prüft  und 
begutachtet  die  an  den  Generaldirektor  monatlich  einzusen- 
denden Tagebücher  der  Inspektoren ,  Kontrollorc ,  selbstst&n- 
digen  Oberkommis. 

Für  jedes  Tabakmagazin  und  jede  Tabakfabrik  besteht 
ein  eigener  Magazins-  oder  Fabriksrath.  Der  Magazinsrath 
ist  aus  dem  Direktor,  als  Vorsitzenden,  dem  Magazineur, 
MagazinskontroUor  und  bei  den  Blätter -Elinlösungsmaga- 
zinen  aus  dem  Koutrollor  der  Pflanzungen ,  der  Fabriks- 
rath aus  dem  Fabriks Vorsteher  (r^gisseur),  dem  Fabrikkon- 
trollor  und  dem  technischen  Inspektor  oder  Unterinspektor 
zusammengesetzt. 

Dieser  Rath  vereinigt  sich  täglich  und  bestimmt  die  vor 

zunehmenden  Arbeiten,  bespricht  die  besonderen  Vorkomm- 

.  nisse,   ül^t  die  Disciplinargewalt  über  die   unterg€K>rdneteD 
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Beamten  und  die  'Arbeiter,  reg^t  die  Bechnungseingaben 
und  den  Voranschlag  und  erstattet  den  QuartaJiapport  sowie 
die  sonst  nötbigen  Berichte  an  die  Vorgesetzten  Beh(^rden. 
Seine  Beschlüsse  werden  schriftlich  -in-  einem  cotirten  und 
paraphirten  Register,  niedergelegt. .    .  ;      . 

Die  Aufnahme  ^er  Arbeiter  <  hängt  vom  Magazineur  ab 
und  von  ihm  wird  im  Rathe  der  Vorschlag  über  die  Ernen- 
nung der  Au&eher.  und  Werkmeister  erstattet  Die  Rech- 
nung führt  der  Kontrollor.  Der  technische  Inspektor  oder 
Unterinspektor  leitet  irr  der  Fabrik  das.Verfahren;  ejr  führt 
ein  eigenes  -Register  über  die  von  4hm  bei  der  Fabrikation 
gemachten  Versuche  und  gesammelten  Erfahrungen  und  un- 
ter ihm  stehen  di^  technischen  Eleven ,  welche  das  polytech- 
nische Institut  gehört  und  bei  der  Fabrik -zu  Paris  sich  einer 
zweijährigen  theoretischen  und  praktischen  Vorbildung  unter- 
zogen haben  müssen. 

Jedes  Magazin  und  jede  Fabrik  ist  in.eine -bestimnite 
Zahl  besonderer  Werkstätten  abgetheilt  ^  In  jeder,  Werks tälte 
wird  besondere  Rechnung  über  das  empfangene  und.  das 
abgegebene  Material  geführt,  die  Uebertragung  von  eiper 
Werkstätte  in  die  andere  wird  mittelst  juxtirter  Register 
nachgewiesen-,  deren  Ausschnitte  dem  Empfänger  und  deren 
Mutterboileten  dem  Abgeber  zum  Belege  dienen,  und  sehr 
oft  findet  sowohl  beim  Empfang  als.  bei  der  Abgabe  specielle 
Verwägung  statt.  ^ 

In   jeder   Magazinsabtheilung    befindet  sich    auch  ^  ein 
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.  *  In  jedem  Blättermagazin  ^müssen  wenigsten^  folgend«  besondere  Ab* 
theilungeq  beateken:  für  die  gewöhnliche,  für  die,au88erprdentiiclie  Ueber- 
nähme,  f.ir  die  erste,  für  dSe  zweite  Klopfiing  (bat tage], .für  die  Aufbewah- 
rung mangeHiAfter  Tabake ,  für  jene  Von*  Tabaken  in  zusammengebackenen ' 
Ballen  (en  maases)  für  die  Ümschlichtung,  die  Entstorrung  (^boohage), 
die  Verpackung,  die  Aufbewiüirung  der  verpackten  Tabake,  des  Rebel* 
tabaks  (d^bris  ou  broquelins) ,  des  Tabakstaubs  und  der  Abfälle  (r^buts), 
für  den  Transport  im  Innern  der  Magazine,  für  die  Versendungen  in, die 
Fabriken. 
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Tagebuch  (carnet),  in  welchem  die  Vorfalienheiten  des  Tages 
eingezeichnet  werden;  in  demselben  haben  die  höheren  Vor- 
gesetzten ihr  Erscheinen  in  der  Ahtheilung  ersichtlich  za 
machen  und  die  Bemerkungen  niederzulegen,  zu  denen  ihre 
Wahrnehmungen  sie  veranlassten,  . 

Selbstredend  gelangen  die  Berathnngsprotokolle ,  Tage- 
bücher ,  Materialregiater  und  Abtheilunga  -  Rechnungen  in 
bestimmten  Perioden  zur  Eineicht  nnd  Prüfung  der  General- 
direktion. 

Auch  sonst  fehlt  es  an  Kontrollen  nicht.  Jedesmal  so 
oft  die  Arbeiter  aus  der  Fabrik  gehen ,  werden  sie  an»  Leibe 
durchsucht;  findet  eine  Versendung  von  Tabaken  statt,  so 
hat  der  KonlroUor  Stichproben  vorzunehmen,  ob  die  Sendung 
mit  dem  IVachtbriefe  übereinstimme;  ist  unbrauchbarer  Ta- 
bak zu  vertilgen,  so  muas  die  Bewilligung  der  General- 
direktion  eingeholt  werden,  und  die  Vertilgung  erfolgt  nur  in 
Gegenwart  eines  Abgeordneten  des  Präfekts;  im  Deceraber 
jedes  Jahrs,  und  ausserdem  bei  jedem  Wechsel  der  verrech- 
nenden Beamten  wird  eine  vollständige  Inventur  vorge- 
nommen. 

Die  Arbeitet  stehen  theils  in  Wochen-,  theils  in  Stück- 
lohn, die  Aufseher  und  Werkmeister  sogar  im  Jähreslohne. 
Ftlr  ihr  Looa  ist  liebreich  gesorgt.  Sie  beziehen  in  Ifrank- 
heitafäUen,  die  sie  eich  im  Dienste  zugezogen,  eine  Zeitlam: 
die  Hiilfte  ihres  Lohnes,  werden  sie  dienstunfähig,  so  er- 
halten sie  kleine  Pensionen,  ihre  Wittwen  und  Waisen  wer- 
den mit  Grnadengaben  betheilt.  Diejenigen,  die  im  Jabn»- 
lohne  stehen,  werden  nach  vierjährigem  Dieoete  in  derselben 
Lohnklasse  mit  Zulagen  von  100  bis  300  Fr.  betheilt  In 
neuester  Zeit  haben  die  Arbeiter  mehrerer  Tabakfabrikoi 
unter  der  Leitung  ihres  Fabrik  Verwalters  eigene  Wechsel' 
acitige  UntersttUzungsvereine  unter  sich  gebildet  •  -•- 

'  Vergleiche  über  die  Blultcrinaga^itit:  die  Iiistruküon  vutn  26>  A^ 
1855  und  iibfr  die  Fabriken  die  liialruktion  vum  30,  Juni   1831.  ■ 


^*"J?S   ^^ 


419 


Vom  Qemeinderethe  httogt  ^^to  ab>  von  den  fünf  gesetz- 
lichen Arten  der  Verwaltung  dOB  Oktroi^  in  eigener  Regie 
(regle  iHonple) , .  im  Wege  d^  Verpachtung  mit  Vorbehalt 
eines  An theiles  an  den  Uebersehüssen  über  den  Pachtpreis 
und  den  festgesetzten  Kostenbetrag  (regie  interess^e),  im 
Wege  der  Verpachtung  geg^n  einen  fixen  Pachlschilling 
(ferme),  im  Wege  der  Abfindung  mit  einzelnen  Kategorien 
von  Gewerbetreibenden  (z.  B.  Fleischern,  Bäckern),  i|p 
Wege  der  Ueberlassung  der  Verwaltung  an  die  Verzehrungs- 
steuerbehörde gegen  einen  fixen  Eostenbeitrag  oder  einen 
Perzentenantheil  am  Erträgnisse,  ^diejenige  zu  wählen,  *die 
ihm  für  die  Interessen  der  Gemeinde  die  angemessenste,  er- 
scheint. Er  ^-stattet  den  Vorschlag  Über  die  Zahl  und  Ge- 
halte der  Beamten.  Kein  Mitglied  des  Gemeinderaths*  darf 
Pächter  oder  .Angestellter  des  Oktroi  sein.  Die  Verwaltung 
selbst  ist  dem  Maire  übertragen. 

Der  Präfekt  ernennt  über  den  Vorschlag  des  Maire  alle 
Beamten  mit  Ausnahme  der  OberbCamten,  er  regelt  die 
Kosten  in  Gemeinden  unter  4000  Seelen ,  genehmigt  die  Ab- 
lassungsanträge  des  Maire  in  Strafißlllen,  wacht  über  die 
Befolgung  der  Vorschriften  Betreffs  der  Versteigerung  der 
Oktrois,  entscheidet  theils  allein,  theils  unter  Beirath  des 
Präfekturrathes  über  die  Streitigkeiten  zwischen  der  Gemeinde, 
ihren  Oktroibeamten  und  den  Pächtern. 

In  Paris  ist  -das  Oktroi  vereint  mit  der  taxe  de  rem- 
placement  durch  die  Ordonnanz  vom  22.  Juli  1831  der  Ver- 
waltung eines  vom  Kaiser  ernannten  Direktors  übergeben, 
dem  3  Regisseurs  zur  Seite  stehen,  und  dem  auch  die  Ein- 
hebung des  Oktroi  innerhalb-  der  Bannmeile  anvertraut  ist. 

Die  Okti*oibeamten  müssen  grossjährig  und  beeidet  sein, 

•  Die  Einhebangskosten  des  Oktroi  werden  mit  etwas  über  10%  ver- 
anschlagt, 1850  betrugen  sie  bei  90,2  Millionen  Fr.  von  Oktrois  in  Regie 
9,5  Millionen,  während  bei  den  verpachteten  Oktrois  von  den  eingehobe- 
nen 5  Millionen  nur  4,2  Millionen  den  Gemeinden  zu  Gute  kamen. 
Hock,  FinanzvrrwAltung  Frankreichs.  29 
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jeder  Handel  mit  oktroipflichtigen  Gegenständen  ist  ihnen 
untersagt.  Sie  haben  das  Recht  in  Ausübung  ihrer  Funktio- 
nen Waffen  zu  tragen,  und  alle  Civil-  und  Militörbehörden 
sind  verpflichtet,  ihnen  über  ihr  Anrufen  Beistand  zu  l^isteo. 
In  vielen  Gemeinden  bestehen  für  die  Oktroibeamten  und 
deren  Angehörige  Pensionskassen.  Der  Oberbeamte  ist ,  Dalls 
er  sich  den  gesetzlichen  Abzügen  imterwirft,  stets  pen- 
aionsföhig. 

Die  Gemeinden  müssen  an  den  Staat,  abgesehen  von  den 
Air  viele  aus  ihnen  jetzt  nachgesehenen  10%  des  Reinertrages 
und  dem  Kostenbetrage,  im  Falle*  das  Oktroi  durch  die  Ver- 
zehrungssteuerbeamten  des  Staates  besorgt  wird,  die  Stämpel- 
gebühr  für  die  Quittungen  und  Expeditionen  vergüten  und 
eine  Entschädigung  für  die  vom  Staate  gelieferten  Drucksorten 
und  Instrumente  und  für  die  Aufsicht  (exercice)  über  solche 
Steuerpflichtige  leisten,  die  gleichzeitig  der  Verzehrungssteoer 
und  dem  Oktroi  unterliegen.  Letztere  beträgt  5%  vom  Ertrage 
des  von  diesen  Steuerpflichtigen  bezahlten  Oktroi,  doch  steht 
es  dem  Minister  frei,  dieses  Percentenausmass  in  Orten  zu 
ermässigen,  wo  der  entfallende  Betrag  auffallend  höher  ab 
die  bestrittenen  Kosten  wäre. ' 

Nicht  unberührt  kann  die  Mitwirkung  der  dem  Zoll- 
dienst gewidmeten  Beamten  zur  Wahrnehmung  der  In- 
teressen des  Dienstes  der  indirekten  Abgaben  und  das 
Verfahren    in    jenen     Fällen    gelassen    werden,     wo    die 

*  üeber  die  indirekten  Abgaben  erscheinen  als  Quellen'werke : 
Recueil  de  lois,  decrets  et  ordonnances  sar  lea  contribatioDS  indirecte^ 

8f  Paris,  imp.  royal  1845. 

R.    Dareste.      Annales    des    contributions    indirectes    et    des   octrQL< 

18  Bde.  8.  Paris  1833  bis  1856,  wovon  i%  Bde.:  documenta  officieU  m-c 

1833  bis  1854  und  6  Bde.  Codes  über  die  Getränkesteuern,  die  Spielkarttt- 

die  üeberfuhren  und  die  Garantiegebühren. 

Eline  klare  wenn  auch  sehr  gedrängte  Uebersicht  gibt: 

Ch.  Roucou,  Divisionschef  im  Finanzministerium,  im  Artikel :  ContriU 

tions  indirectes  im  Dictionnaire  de  Tadministration  fran^aise  von  M.  Bkvi 

S.  584—594. 
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Amtshandlungen  der  Beamten  beider  Dienstzweige  zusam 
menfallen.  .  • 

Die  Zollbeamten  machen  von  jedem  die  Verwaltung  det 
indirekten  Abgaben  betreffenden  Vorkommen  den  Beamten 
der  letzteren  die  Mittheilung.  -  In  der  Regel  findet  dort,  wo 
mit  einer  und  derselben  Waare  zugleich-  eine  Amtshandlung 
der  Douane  und  der  indirekten  Abgaben  zu  pflegen  ist,  nur 
eine  einmalige  Revision  und  zwar  durch  die  Zollbeamten 
statt,  in  wichtigen  Fällen,  z.  B.  bei  Konstatlrung  des  Aus- 
trittes steuerpflichtiger  Gegenstände,  wirken  bei  der  Revision 
auch  Steuerbeamte  mit, , oder  finden  zwei  Amtshandlungen 
statt.  In  letzterem  Falle  geht  stets  die  Andtshandlung  der 
Douane  jfener  der  indirekten  Abgaben  vor;  doch  wird  ohne 
Beibringung  der  Dokumente  der  Verwaltung  der  indirekten 
Abgaben  die  Waare  nicht  entlassen.  Die  Durchfuhr  unver- 
zollter steuerpflichtiger  Waaren  durch  das  Zollgebiet  oder 
deren  Hinterlegung  in  die  zollamtliche  Niederlage  wird  als 
die  Verwaltung  der  indirekten  Abgaben  nicht  berührend  te- 
trachtet.  *  .  . 

Wenn  dagegen  eine,  verzehrungssteuerpflichtige  auslän- 
dische Waare  in  eine  Privatniederlage  (entrepflt  fictif)  auf-, 
genommen  werden  soll,  muss  der  Hinterleger  nachweisen, 
auch  den  Verpflichtungen  gegen  jene  Verwaltung  entsprochen 
zu  haben. 

Werden  Oetränke  selbst  unter  zollamtlichem  VertchliTsse 
durch  einen  Ort  durchgeführt,  wo  eine^  Eingangsgebühr  be- 
steht, muss  ein  Durchzugssehein  (passe-d^bout)  gelöst  wer- 
den. In  Orten,  wo  blos*  ein  Oktroi  besteht,  findet  diese 
Förmlichkeit  nur  dann  statt,  wenn  die.  Municipalität  es 
wünscht  2 
'  Die  klarste  Anschauung  von  den  unabsehbaren  Verzwei- 

gungen  des  Dienstes  der  sogenannten  indirekten  Abgaben  und 

^  »  Cirk.  vom  S!  August  1847.  " 

*  *  Mlnisterialcirk.  rom  28.  Juli  1845. 
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von  dem  Umfange  und  der  Mannigfaltigkeit  der  durch  sie  be- 
rührten Interessen  erhält  man ,  wenn  die  Kategorien  und 
Zahlen  der  mit  der  Einhebung  und  Kontrolle,  beauftragten 
Organe  und  der.  Steuer-  und  kontrollpflicbtigen  Personen 
einander  gegenüber  gestellt  werden.  E^  waren  nftmlich  im 
Durchschnitte .  der  letzten  Jahre  bei  der  Einhebung  der  in- 
direkten Abgaben  betheüigt:         ^ 


Beamte. 

BeajDte  der  Generaldirektion 

Direktoren 

InBpektoreh 

Unterinspektoren      .    .     . 

Tabakverleger^  gesonderte 

Haupteinnehmer,       „ 

Haupteinnehmer-  Verleger 

Sed^täre  Einnehmer  .     . 

KontroUore 

Selbstotändige  Oberkommis 

Ambolirende  fünnehmer  . 
^      „         Oberkommis 

Aufseher    und 
Kommis  .     . 

Supemumeräre 

Kommis  .     .     .1  des  .Bureau- 

Supernumeräre  ^    dienstes 

Pulver^genten 

Oberbeamte  der  Tabakfabri- 
ken, Inspektoren  der  Ta- 
bakpflanzungen   .     .     .     . 

Oberbeamte  der  Tabakmaga- 
zine und  Unterinspektoreu 
der  Pflanzungen  .     .     .     . 

Kommis  .     .  ^  für  die  Tabak- 

Technische  ( fabriken  und 
Zöglinge  .  J     -Magazine 


des  aktiven' 
Dienstes 


159 

85 

168 

163 

23 

21 

280 

286 

310 

250 

1600 

1670 

3690 
700 
570 
140 

8 


41 


99 
270 


Ptirteien. 

Grossverschleisser  von  Ge- 
tränkeii 

Kleinverschleisser  von  Ge- 
tränken    .    .    ...     .  *. 

Bräuer     .    .    .    ...     .     , 

Brenner  und  Rektifikatoren 

Weinbauer  in  Orten,  die 
der  EingangsgebÜbr  un- 
terliegen   

Unternehmer  öffentlichen 
Fuhrwerks 

Fabrikanten  von  SjneUcarten 
„  „  Zucker  .     . 

n  n    öalZ 

Pächter    von    Fähren     und 

üeberfuhren 

(Tabak  .     .     . 

Trafikanten  vxScliiesspulver 

(Karten      .     . 

Gold  -  und  Juwelenarbeiter, 

-Händler,  Uhrmacher 


Zusammen 


15,000 

300,000 
3,200 
2,600 


60,000 

12,500 

170 
350 

35,000 

9.0ÜI' 
13,000 

13,700 
466.1^' 


Zusammen     10,537 


Wir  schliessen  mit  einer  Uebersicht  der  G^samintergt^l" 
nisse  dieser  Abgaben  in  den  Jahren  1853,  1854  und  18^^ 
im  Vergleiche  mit  den  Voranschlägen  für  1856  und  1857: 
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Ertrag  Voranschlag 

1853        1854       1855        1856  1857 
(in  Millionen  Francs). 

1)  Abgaben  auf  Getränke  .    ....     115,3    107,5    115^9    120,0  138,0 

2)  „           „    Spielkarten    .     .    .        1,0        1,0        1,1        1,1  1,1 

3)  Gebühren  für  öffentliches  Tuhr-  *  ' 

werk 10,2      10,3      16,4    ^12,0  ftl,0 

4)  Licenzgebühren      .    .    ...    .    .        3,0        3,7        3',7        3,9  4,0 

5)  Salzsteuer  (im  Grenzbezirk  und 

im  Innern)    ........      33,3      33,3    .  35^1  *  35,6  35,1 

6)  Steuer  auf  Zucker  aud  inländi-  •  " 
sehen  Stoffen 36,8      32,2      80,1      38,0  36i^4 

7)  Tabakverkauf 138,8    145,2    152,5    164,0  164,0 

8)  Schiesspulververkauf .....        6,6        8,0        8,8        6,4  8,8 

9)  Schifffahrtsabgaben,    üeberfuhrs- 

und  Brückengelder 11,8     "10,4      11,2      11,9  11,9 

10)  Garantiegebühren  .......        2,4        2,0        2,5        2,4  2,6 

11)  10%  vom  Oktroi  und  Beiträge  zu 

den  ^aserbirungskoBten ....        2i,6        3.4        2,9        1,2  2,0 

12)  Stämpelgelder  .    .     .    .    .•    .     .        4,0        3^7        3,6-      «,8i  3,6 

13)  Geldstrafen  und  Konfiskationen   .        1,5        1,5        1,3        1,5  1,3 

14)  Ausserordentliche  Einnahmen  und 

besondere  Gebühren   .....        1,3        1,2        3,0        1,2  2,9 

Hauptsumme.  369,4    363,4    380,1    403,1«  432,7 

Einige  sehr  belehrende  Detailausweise  über  die  ver- 
steuerten Mengen  und  die  Steuerquoten  der  einzelnen  Lan- 
destheile  und  Bevölkerüngsabstufungen  folgen  im  Anhange. 

8.    Einige  besondere  EinpaTnnsqnellen. 


In  den  Voranschlägen  und  Jahresrechnungen  Frankreichs 

erscheinen  ausser  den  bisher  angeführten  Abgaben,  Domänen- 

) 

'  Nach  den  ersten  ^  vorläufigen  Abschlüssen  für  1856  war  dv  wiykr 
liehe  Ertrag  dieses  Jährest 

Abgaben  auf  Getränke   .    .    .    141,3  Hill.  Fr. 


' « 


Salzsteuer 

.     .      35,3 

Zuckersteuer.    .     .     .    . 

.     .     .      45,5 

Tabakverkauf 

.     ,    163,4 

Pulververkauf   .     .     .     . 

.     .      11,1 

Andere  Abgaben    .    .     . 

50,7 

Zusammen    447,3  MUl.  Fr. 
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Eiokünften  und  sonstigen  Zuflüssen  und  den  ErtFftgniaBeD 
der  Poisten  noch  eine  Reihe  anderer  Einnahinsqaellen  auf- 
gezählt, deren  Besprechung  am  entsprechendsten  hier  ihien 
Platz  finden  dürfte,  wenn  sie  gleich  nicht  unter  Ae  üeber- 
Schrift  des  Kapitels  passen. 

Sie  zerfallen  in  drei  Abtheilungen,  in  Leistungen  ein- 
zelner  Theile  des  Staatsgebiete  oder  einzelner  Stäatsinstituto, 
welche  mehr  oder  minder  den  Charakter  von  Abgaben  oder 
Domäneneinkünften  an  sich  tragen ,  in  Vergütungen ,  welche 
der  Staat  von  einzelnen  Privaien,  Körperschaften  oder  frem- 
den Regierungen  aus  privat-"  oder  völkerrechtlichem  Titel 
anzusprechen  hat,  und  Endlich  aus  (wirklichen  oder  durch- 
führungsweisen) Abfuhren,  welche  zur  Herstellung  der  Rech* 
nungsrichtigkeit  von  einzelnen  Verwaltungszweigeu  unter  ver- 
schiedenen Titeln  an  die  Staatseinnahmskassen  geleistet  wer 
den.  Namentlich  die  Verwirklichung  der  eben  so  wichtigeo, 
als  nützlichen  Grundsätze,  dass  alle  Staatseinnahmen  ohne 
Ausnahme  und  daher  auch  solche,  welche  gelegentlich  von 
Staatsausgaben  erwachsen,  nicht  von  den  Ausgaben  abge- 
zogen-^ sondern  selbstständig  in  Empfang  gestellt  werden 
müssen,  und  dass  jedes  Verwaltungsjahr  ein  ftlr  sich  abge- 
schlossenes Ganze  bilde,  nach  dessen  Vollendung  nicht 
einigen  seiner  Theile  etwas  zugesetzt  oder  weggenommen 
werden  kann ,  'gibt  zu  solchen  Durchfahrungen  Anlass. 

a.     Erste  Abtheilung. 

1)  In  erster  Linie  stehen  hier  die  Einnahmen  des: 
Gebietes  von  Algier.  Bekanntlich  ist  die  Verwaltung 
des  Landes  dem  Kriegsministerium  untergeordnet.  Die  be- 
trächtlichen Auslagen,  welche,  selbst  abgesehen  von  der 
Erhaltung  der  Occupationsarmee,  die' laufende  Verwaltung 
und  die,  wenn  wir  so  sagen  dürfen,  politische  und  bürger 
liehe  Urbarmachung  des  Landes  verursachen  und  welche  für 
1856  mit  16,8  und  für  1857  mit  17.3  Mill.  Fr.  veranschlagt 
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waren  und  für  1655  16,5  MiU.  Fr.  betrugen,  fallen  dem 
Kriegs budget  zxlt  Last;  aber  die  Erträgnisse  haben  ihren 
Platz  unter  den  Staatseinkünften*  Sie.  beliefen  ^sich  1855 
auf  14,6  Mill.  Fr.  iukI  sollen  nach  den  Voranschlägen  1856 
auf  17,1  und  1857  auf  18,5  Mill.  Fr.  steigen.  Noch  1847 
erreichten  sie  nicht  13  Millionen. 

Ein  solches  Ergebniss  beweist  .  augeni&liig  die  Fort- 
schritte, welche  jene  weiten  Lande  unter  der  Herrschaft 
Frankreichs  machen,  und  widerlegt  glänzend  den  alten  Vor- 
wurf  gegen  die  Franzosen,  dass  sie  zu  erobern,  aber  nicht 
zu  erhalten  verständen.  ^  Den  Hauptertrag  liefern  die.  Ab- 
gaben der  Araber  mit  6 — 7  Millionen.  >  Da  ist  der  Achur, 

'  Sehr  viel  ist  fiir  Algier  durch  die  kaiseriiche  Regiernng  gesdiehen. 

Das  Gesetz  vom  11.  Januar  »1851  hat  den  Algierischen  Erzeugnissen 
den  französischen  Markt  eicöffnet.  £s  sind  Pflanzg^rten  errichtet,  wo 
Acclimatisajionsversuche  gemacht,  Samen  und  Ableger  gezogen  und  den 
Grundbesitzern  vertheilt  werden;  es  Werden  eigene  Inspektoren  und  In- 
struktoren  ausgesandt,  um  die  Colonisation  zu  leiten  und.  den  Anbau  ein- 
zelner wichtiger  Kulturpflanzen  praktisch  tu  lehren;  das  Dekret  vom 
*12.  April  1853  hat  eigene  berathende  Ackerbaukammern  errichtet;  eß  sind 
eigene  Aerzte  angestellt,  um  den  zerstreuten  Bevölkerungen  wenigstens 
zweimal  die  Woche  ärztlichen  Beistand  zu  bringen ;'  es  bestehen  in  den 
vier  Hauptorten  der  Provinz  Depots  von  Arbeitern,  wo  diese  die  erste 
Zeit  Unterkunft  finden,  und  welche  zwischen  Arbeitsgebern  und  Arbeits- 
suchern vermitteln;  Arbeitsthiere  und  Samengetreide  werden  unentgeltlich 
ausgeliehen,  viele  Erzeugnisse  vom^taat«  angekauft,  fUr  den  Anbau  und 
die  Verarbeitung  mancher  Erzeugnisse,  z.  B.  der  Baumwolle,  Prämien 
gegeben.  Die  Verleihung  von  Grund  und  Boden  an  neue  Anbauer  ist 
durch  das  Dekret  vom  26.  Februar  1851  von  allen  unnöthigen  Förmlich- 
keiten befreit,  im  Jahre  1856  wurde  auch  der  erfolgreiche  Versuch  ge- 
macht. Ländereien  im  -Wege  der  öffentlichen  Konkurrenz  zu  verleihen. 
Endlich  haben  die  Dekrete  «vom  30.  und  31.  December  1856  das  Land  von 
den  CentralbehÖrden  in  Paris  unabhängiger  gemacht  und  hierdurch  eine 
schnellere  und  kräftigere  Verwaltung  gesichert,  die  Zahl  der  selbständigen 
Gemeinden  und  der  voü  der  Militärjurisdiktion  befreiten' Bezirke  vermehrt 

Algier 'hat  seine  Bank,  seine  Sparkassen,  ^ino  Arbeitsgesellschaiten 
zur  gegenseitigen  Unterstützung^  sein  Pfandhaus,  seine  Wechselagenten, 
Sensale,  Aktionäre  (cdknmissaires  priseurs)  u.  dg^.  m. 

Sein  Handelsverkehr  enreichte  1855  in  der  Anfuhr  105,  in  der  Aus- 
fuhr 49  M*iH.  Fr.,  worunter  im  Verkehre  tnit  Frankreich  82  und  37  Mill. 
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eine  Abgabe  auf  den  Getreidebau,  der  Hokor,  ^r  Grund- 
zins für  öffentliche  Ländereien  in  der  Provinz  Ck>nstanttne, 
der  Zekkat,  eine  Abgabe  auf  die  Viehheerden  in  den  Pro- 
vinzen Algier,  und  Oran,  der  Eussa  und  Lezma,  Abgaben 
der  Stämme  in  der  Sahara;  ersterer  nach  der  Zahl  der  Köpfe, 
letzterer  nach  der  Grösse  d^  Heerden  oder  der  Zahl  der 
Palmbäume  zu  entrichten.  Ihnen  zunächst  komnaen  die  Zölle 
und  die  damit  zusammenhangenden  Nebeoabgaben  und  das 
Enregistrement,  der  Stempel  und  die  Domänen  mit  SVa  bis 
4  Millionen  und  die  indirekten  Abgaben  -mit  1,3  bis  1,5 
Mill.  Fr,  (vergl.  die  Darstellung  S.  122). 

2>  In  die  zweite  Reihe  stellen  wir  dieEinkttnfte 
aus  4en  Kolonien,  deren  Verwaltungsauslagen  im  Budget 
des  Marineministeriums  erscheinen.  Das  Missverhältniss  zwi- 
schen Einnahmen  und  Ausgäben  tritt  hier  bei  weitem  greller 
als  bei  Algier  hervor  und  gewährt  aucb  nicht  die  Hofihung 
einer  künfägen  Ausgleichung. 

Es  waren  veranschlagt:  Es  betrugen: 

1857         1856         1855         1854         1853 

(in  T;nisenden  Francs) 

Auslagen  23,875      21,362      22,811 

Einnahmen  6,260        5,922         7,230 

Abgang:       17,544      16,341      17,615      15,440      15,581 
In  Bezug  auf  die  Elemente,  aus  denen  die  Einnahmen 
zusammengesetzt    sind,    verweisen    wir    übrigens    auf   das 
S.  123  Gesagte. 

3)  Die  Staatsinstitute,  deren  Erträgnisse  hier  in 
nächster  Reihe  anzuführen  sind,  haben  das  mit  einander 
gemein,  dass  sie  ihr  besonderes  Einnahnis-  und  Ausgabs- 
budget haben,  und  daher  nur  die  Ueberschüsse,  die  sie  an 
den  Staatsschatz  abführen,  oder  die  Zuschüsse,  die  sie  aus 
demselben  bedürfen,  in  den  allgemeinen  Voranschlägen  und 
Jahresrechnungen  des  Staates  erscheinen. 
Dieselben  sind: 
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a)  Die  Münze.  Der  für  den  Staat  verrechnete  Rein- 
ertrag derselben  besteht  theils  in  dem  Unterschiede  zwischen 
dem  wirklichen  Werthe  der  vom  Staate  geprägten  -Münzen 
und  dem  Nominal  werthe,  um  welchen  sie  -vom  Staate  in 
Umlauf  gesetzt  werden,  dann  in  dem  Untörschiede" zwischen 
dem  Verkaufspreise  -der  Medaillen-,  deren  Prägung  der  Staat 
sich "vorbiöhalten  bat,  und  den  Metall-,  und  Prägekostcn  der- 
selben. Dieser  Unterschiede  dürfen  selbstverständlich*  die  na- 
mentlich bei  den  Münzen  höchst  enge  gezogenen. gesetzlichen 
Gränzen  (die  Toleranz)  nicht  überschreiten.  Der  Ertrag  war 
für  1856  wie  für  1857  mitr  50,000  Fr.  veranschlagt,  aber 
erreichte  1855  252,000  Fr.  'Auch  der  Erlös  aus  dem  Ver- 
kaufe des  Materials  der  alten,  in  Verruf  erklärten  Kupfer- 
münzen ist  hieher  zu  rechnen,  der  für  1856,  wo  die  Ope- 
ration beendet  werdeü  sollte,  mit  1,931,000  Fr.  veranschlagt 
war,  und  1854  und  1855  sogar  auf -2,630,000  und  2,776,000 
Fr.  sich  belief.  Die  höchst  bedeutende  Vergütung,  welche 
die  Privaten  für  die  von  ihnen  gewünschten  Ausprägungen 
in  den  Münzstätten  zu  entrichten  haben,  fallen  nicht  dem 
Staate,  sondern  den  Münzdirektoren  anheim,  welchen  die 
Ausprägung  pachtweise  Oberlassen  ist.  Die  weiteren  Detadls 
werden  im  10.  Kapitel  gelegentlich  der  Besprechung  des 
Münzwesens  gegeben  werden. 

b)  Die  Consignations-  und  Depoiäitenkasse,  deren 
Erträgnisse  für  1856  und  1857  mit  2  Mill.  Fr.  veranschlagt 
sind  und  in  der  Rechnung  für  1855  mit  1,737/X)0  Fr.  erschei- 
nen. Sie  bestehen  in  dem  Unterschiede  zwischen  den  Zinsen, 
welche  der  Staat  und  die  andern  Schuldner  dieser  Kassa  ihr 
und  sie  ihren  Deponenten  vergütet,  und  zwischen  dem  Beginne 
dieser  Zinsengenüsse.  Die  Details  können  erst  im  10.  Kapitel 
gelegentlich  der  Besprechung  dieses  mit  dem  Stäatsschulden- 
wesen  enge  zusammenhängenden  Inatitutes  gegeben  werden. 

c)  Die  Staatsdruckerei.  Dieselbe  besitzt  einen  Fond, 
der,  abgesehen  von  ihrem  stehenden  Kapitale,  in  Folge  der 
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Ordonnanz  vom  11.  Oktober  1838  in  einem  Betriebskapitale 
von  1  Mill.  Fr.  besteht.  Ibre  Erträgnisse  dienen  zunächst 
zur  Erhaltung  und  Vermehrung  ihres  Matenals  und  Erhal- 
tung ihres  Betriebskapitals  und  nur  der  Ueberschuss  mit 
etwa  60,000  Fr.  gelangt  an  den  Staataschatz.  Ihr  jährlicher 
Umsatz  ist  auf  3,-3  Mill.  Fr.  geschötat. 

Hieher  sind  auch  derErlCis  aus  den  Karten  zu  zählen, 
welche  das  Kriegs-  und  dasMarlneministeriiim  veröffentlichen, 
und  den  Druckwerkenj  welche  andere  Ministerien  heraus- 
geben ,  dann  die  Gebühren^  für  die  Copien ,  welche  mit  be- 
sonderer Bewilligung  des  Staatsministeriunia  im  StaatsarctÜTe 
f(ir  Private  verfasst  werden.  Alle  diese  Einnahmsposten  zu- 
sammen dürften  hiichstcns  80—90,000  Fr.  erreichen. 

d)  Die  Consulatskanzleien.  Bereite  6.  2M  haben 
wir  der  Consulatsgebühren  erwähnt.  Nach  mehreren  Ordon- 
nanzen des  Jahres  1833  und  namentlich  nach  jenen  vom 
23.  und  24.  August  1833  bilden  die  Ueberschusse,  -welche 
diese  Gebühren  gegenüber  den  Besoldungen  und  verbaigttn 
Percentuälaatheilcn  des  Kanzleipersonales  bei  einzelnen  Con- 
sulaten  gewähren,  einen  gemeinsamen,  beim  Ministerium  des 
Aeussem  von  einem  eigenen  verrechnenden  Beamten  vcr- 
waJteten  Fond,  welcher  vor  allem  zur  Deckung  der  Iwi 
einzelnen  ConsuJatcn  durch  die  Einnahmen  nicht  bestrittenen 
Beziige  des  Knnzleipersonales  dient,  und  dessen  Rest  dem 
Sta.ataschatze  verrechnet  wird. 

Die  Voranschläge  für  1856  und  1857  fahren  jene  Ge- 
btlhren  mit  400,000  Fr.  und  diesen  dem  Staate  zufallenden 
Ueberschussreat  mit  50,000  Fr.  an;  fitr  1853,  das  letzte  Jahr, 
auf  das  in  diesem  Betreff  wegen  der  Entfernung  der  Rech- 
mmgsleger  und  der  Verwicklungen  der  Ausgleichung  in  der 
Staatsrechnung  für  1855  Rücksicht  genommen  werden  konnte, 
wurde  dieser  Rest  mil  137,000  Fr.  berechnet,  und  zwar  er- 
folgt die  Ven'echnung  nicht  unter  dem  Eni-egistremenl,  son- 
dern unter  den  -verschiedenen  Ergebnissen"  (produits  divers). 
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e)  Die  Universität  Die  Taxen  für  die  Schüler  und 
Glieder  der  Universität  (vergl.  S.  168)  werden  durchfilhrungs- 
weise  im  Staatsbudget  behandelt,  obwohl  die  Universität  als 
solche  ausser  diesen  Taien  auch  einer  direkten  Unterstützung 
aus  dem  Staatsschatze  bedarf.  -  - 

Die  erwähnten  Taxen  sind  verschieden  nach  ^^n  ein- 
zelnen Fakultäten,  und  in  jeder  Fakultät  nach  den  gelehrten 
Graden,  die  man  zu  erlangen  strebt^  auch  werden  sie  in 
verschiedenen  Zeiträumen  und  unter  verschiedenen^  Fornoien 
als  Inscriptions- ,  Prüfungs-  und  Promotions-  (Certifikats-  oder 
Diploms-)- Taxen  b^ahlt.    Sie  betragen:     * 

.      ,      .    . ,.    -        ifür  das  Baccalaureat     .     /    .      456  Fr: 
m  der  jundischen  )  t-        •  ^  ^^aa 

Fakultät.  )»      "    Licenziat.    ...  944   , 

f  -     ■      Doktorat  .     .  .  14ö2   ^ 

/für  das  Doktorat  .....  1100  Fr. 


4  ^      „    Diplom  als  Officier  de 
1 1 


indermedicinischenl  sant6  in   den  Depar- 

Fakultäf^  y  temente 410   . 


in  Paris    .     .     .     .     .  460    . 

„      „    Diplom  als  Hebamme  120   y. 
für  das  Diplom  als  Apotheker 

in  den  Departements  1100  Fr. 

in  Paris    .....  1200    „ 

.      ,       ^     ,^  ,         ,  (und  ausserdem  36  Fr.  für 

III  den  Apotheker-  /  ^  j     t  u      •      '•  ^     ^ 

j  <  jede  Jahresmscription). 

Ifür  das  Certifikat   als  Herbo- 

riste  (Eräuterhändter) 

in  den  Departements        30    ^ 

in'Paris    ....     .  50    „ 

^  Gesetz  vom  13.  März  1804,  Dekret  'vom  11.  September  ISOi  und 
17.  Februar  1809.  *       * 

'  Gesetz  vom  10.  März  1803,  RegierüQgsbeschluss  vom  9.  Juni  1803, 
Dekret  voip  17.  Februar  1809,  Ord.  vom  2.  Februar  1823. 

*  Gesetz  vom  11.-  April  1803,  RegierungÄbeschluss  vom  13.  August 
1823,   Ord.  vom  29.  September  1840. 
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in  der  theologischen  \ 
FakultÄt'  )  " 


(für  das  Baccalaureat      ...         25  Fr. 

Licenziat 50    ^ 

Doktorat 110    . 

in   der   philosopbi-  /für  das  Baccalaureat      ...  60  Fr. 

sehen  Fakultät'    <  „       ,    Licenziat 133    ^ 

(lettres  et  sciences) '  „       „    Doktorat 252-   „ 

Der  Ertrag  wurde  fltr  1855  nait  3,185,000  Fr.  berechnet. 

f)  Die  Ehrenlegion.  Ihre  Einnahmen  bestehen  in  ihr 
überwiesenen  Renten  der  öffentlichen  Schuld,  RanalacÜen, 
Einkünften  der  Domäne  vom  ficouen,  Beiträgen  der  Ange- 
hörigen der  Zöglinge  in  St.  Dänis,  Taigen  für  Diplome  der 
Ehrenlegion  und  ftlr  Bewilligungen  zur  Annahme  fremder  Or- 
den u.  dgl,  mehr.'^  Sie  iaetragen  die  ansehnliche  Summe  vod 
7  Mill.  Fn  und  dessen  ungeachtet  leistet  der  Staat  eineu 
iährlichen  Zuschuss  von  4  Mill.  Fr.  zu  den  Rosten  dieses 
Instituts. 

g)  Die  Marine-Invalidenkassa.  Ihre  EiiinuhmeD 
bestehen  in  3  Proc.  Abzügen  von  den  Gehalten  des  Perso- 
nals, den  Auszahlungen  au  die  Lieferanten  und  den  Ein- 
nahmen der  Kolonien,  in  andern  Abzügen  von  den  Genüsserj 
der  Beamten  des  Marineministeriums  und  der  Oflleiere  aut 
Urlaub,  in  fixen  Monatsbeiträgen  der  Equipagen  der  Han- 
delsmarine, in  dem  Solde,  den  Prisenantheilen  und  Erb- 
schaften der  Mariniers,  welche  nicht  reklamirt  werden,  in 
nicht  reklamirten  Depositen  aus  Schiffbrllchen ,  Antheilen  sd 
den  Prisengeldern  der  Kriegsflotte,  dem  Ertrag  des  Verkaufs 
der  Equipugenrollen  für  Handelsschiffe,  in  Antheilen  an 
Strafgeldern  wegen  Uebertretungeu  der  Schifflfahrfs-,  Fischen-i- 
und  Sanitulsgesetze,  und  in  Einnahmen  von  Renten  der  öffenl- 
liehen  Schuld  und  von  Aktien  der  französischen  Bank,  ihr 
Betrag  überschreitet  die  Summe  von  10  Mill.  Fr. 

h)  Die  Dotationskasse  der  Armee,  gebildet  durcli 


'  Dekret  ¥0 
'  Dekrete  * 


.  17.  Februar  180Ö. 

o  14.  März  und  10.  Juni  1853. 
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da.s  Gesetz  vom  26.  Apal  1855  vod  das  Dekret  Tom  9.  Jan. 
1856,  in  welche  die  Gelder  eltaffiessen ,  die  Behufs  ^es  LO0- 
kaufs  von  der  Militärdimstpflicht  zu  entrichten  -  sind.  Audi 
nimmt  dieselbe,  gleichwie  eine  Sparkasse ,- Gelder  der  ^1- 
daten  zur  Verzinsung  an.  Aus  dieser  Kasse  werden  zunächst 
die  Handgelde^  und  Soldzulagen  der  Soldaten,  welche  nach 
zurückgelegter  Dienstzeit  sieh  neu  anwerben  lassen,  so  wie 
der  SteUrertreter  bestritten,  welche  im  Falle-  die  Zahl  der 
Wiederangeworbenen  nicht  ausreichte,  statt  der  Losgekauften 
im  administrativen  Wege- herbeigeschafit  werden  müssen;^ der 
Rest  dient  zur  Erhöhung  der  Ruhegenüsse  der  Invaliden  aus 
dem  Stände  der  Unteroffidere  und  Gemeinen.  Die  Kasse  ist 
ausschliessliches  Eigenthum  jener  Korps,  die  sich  imJiVege 
der  Konskription  ergänzen;  ih)*e  Fonds  werden  von  derKon- 
signations-  und.  Depositenkasse  verwaltet  Wie  gross  ihre 
Einnahmen  im  ersten  Jahre  ihres  Bestandes  gewesen;  ist 
noch  nicht  bekannt. 

4)  Die  Rezimentirungstaxe.  Die  im  Handelsverkehr 
gebrauchten  Waagen,  Gewichte  und  Maasse  müssen  geprüft 
und  ssum  Beweise  der  vollzogenen  Prüfung  mit  einem  einge- 
prägten Stempel  versehen  werden.  Die  Prüfung  und  Stem- 
pelung erfolgt  durch  die  Verificateurs  (Aichungsbeamte)  unent- 
geltlich. Allein  dieselben  sind  verpflichtet,  in  den  Hauptorten 
der  Arrondissemenis  und  in  den  von  dem  Präfektän  bezeich- 
neten grösseren* Gemeinden  jedes  Jahr,  und  in  allen  anderen 
Gemeinden  jedes  zweite  Jahr,  alle  diese  Waagen ^  Maasse 
und  Gewichte  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  HiefÜr  be- 
ziehen sie  eine  durch  die 'Ordonnanzen  vom  18.  Dec.  1825, 
21.  Dec.- 1832  und  18.  Mai  1838  geregelte  Gebühr,  welche 
auf  dem  Wege  der  direkten  Steuern  hereingebracht  wird.  Die 
Gesammtsumme  dieser  Gebühren  betrüg  1655  l,27£t|000  Fr. 
und  war  für  4«56  und  1857  mit  1,200,000  und  1,250,000  Fr. 
veranschlagt 

5)  Als  eine  der  wenigen  mittelalterlichen  Reliquate  im 
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Staatshaushalte  des  heutigen  Frankreichs  idt  ganz  besonders 
jener  Jahresbetrag  von  960  Livres  (gegenw&rtig  1920  Fr.) 
zu  erwähnen,  welcher  in  Folge  eines  StaatsTertrags  mit 
Ludwig  dem  Frommen^  bestätigt  durch  das  Dekret  Napoleons 
vom  27.  März  1806,  das  Thal  Ton  Andorra  als  Anerkennong 
der  Buzerainität  Frankreichs  und  als  Entgelt  fbr  die  gestattete 
tteie  Ausfuhr  einiger  seiner  Erzeugnisse  jährlich  entrichtet. 

b.    Zweite  Abtheilung. 

6)  Hieher  sind  vor  Allem  die  Beiträge  für  Normal- 
schulen zu  zählen,  bestehend  in  Legaten,  Schenkangen, 
Stipendien,  ganz  oder  theil weise  von  Priraten  oder  Gemein^ 
den  gegründet,  dann  die  Beiträge  der  zahlenden  Schüler  io 
den  Collegien,  die  Beiträge  der  Departements  und  der  Ge- 
meinden, wo  solche  Collegien  errichtet  sind,  endlich  die 
Pensionen  der  Zöglinge  in  den  Militärschulen.' 

Diese  verschiedenen  Beträge  erreichten  1865  die  Summe 
vpn  1456,000  Fr.  und  wurden  für  1856  mit  1,286,000  Fr., 
sowie  für  1857  mit  1,571,000  Fr.  veranschlagt. 

7)  Femer  gehören  hieher  die  Beiträge  der  Elisenbahn- 
gesellschaften  für  ihre  Bahnen  und  TelegraphenleitangeD, 
dann  der  Tontinengesellschaften  und  Arbeitervereine  zu  deo 
Kosten  der  staatlichen  Ueberwachung  derselben.  Es 
haben  diese  Summen  1855  976,000  Fr.  betragen  und  waren 
im  Voranschlage  pro  1856  mit  1,153,000  Fr.  und  für  1857 
mit  1,369,000  Fr.  eingestellt. 

8)  Die  Beiträge  der  Stadt  Paris,  der  Gemeinden  ihres 
Weichbildes  und  verschiedener  Gemeinden  des  Bezirkes  von 
Lyon  an  den  Staat  zu  den  von  letzterem  bestrittenen 
Kosten  der  Polizeiverwaltung  und  in  Paris  auch  der 
Polizeiwache  (garde  de  Paris),  in  der  Staatsreehnung  von  1855 
mit  1,203,000  Fr.  5  in  den  Voranschlägen  von  1856  und  1867 
mit  1,857,000  Fr.  und  1,993,000  Fr.  eingestellt. 

9)  Die  Beiträge  von  Departements,   Gemeinden  und 
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Privaten  zu  Staatsbauten,  die  zum  Theile  in  ihrem  Lo- 
kalinteresse geführt  werden,  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
10.  August  1839^  und  die  Beiträge  einzelner  Gemeinden  zu 
den  in  ihrer  Mitte  vorzunehmenden  Eatastralarbeiten  auf  Grund 
der  Ordonnanz  vom  3.  Oktober  1821.  'Es  empfing  der  Staats- 
schatz hiefür  im  Jahre  1855  die  Summe  von  2,763000  Fr., 
während  für  1856  und  1857  kaum  etwa  über  250,000  Pr. 
erwartet  werden. 

10)  Die  Zinsen  und  Eapitalsrückzahlungen  auf 
die  Anldhen,  welche  auf  Grund  des  t^esetzes  vom  17.  Okt. 
1830  verschiedenen  Eaufleuten  und 'Fabrikanten  ^,  in  Folge 
des  Dekretes  vom  1.  September  1848  der  Möbel-  und  Broncre- 
gussindustrie ,  in  Folge  des  Dekretes  vom  16.  März  1B48  den 
Escompte-Comptoirs  und  in  Folge  der  Gesetze  vom  12.  Dec. 
1848  und  9.  Februar  1850  mehreren  Arbeitervereinen  ^  ge- 
macht wurden.  1855  flössen  unter^diesem  Titel  1,340,000  Fr. 
ein,  für  1856  und  1867  sind  nur  160,000  Fr.  veranschlagt 

11)  Die  Summen^  die  auf  Rechnung  von  Ersatz-  und 
anderen  Aktivforderungen  des  Staates  hereingebracht 
werden.  Man  muss  indess  hinsichtlich  des  Platzes,  den  diese 
Summen  im  Staatshaushalte  einnehmen ,  zwischen  jenen  un- 
terscheiden, die  auf  Rechnung  von  Vorschüssen  des  Staates 
oder  eines  Defidts  in  den  Blassen  seiner  verrechnenden  Be- 
amten,  kurz  auf  Rechnung  eines  in  dßr  Staatsjahresrechnung 
verbliebenen  Aktivrestes  eingehen ,  und  jenen  wo  diess  nicht 
der   Fall   ist     In   die   Reihe    der    letzteren « gehören-  die 

*  Vgl.  Gesetz  vom  16.  September  1807  and  Dekret  Tom  25.  März  1852. 

3  Durch  das  Gesetz  yodx  17.  Oktober  1830  waren  .30  Mill.  Vorschüsse 
bewilligt  Wbrden,  hievoh  wurden  wirklich  yertheilt  29,8  Mill.,  welche  mit 
den  Interessen  und  Einfoxderangsiosten  eine  rückzofordemde  Summe  von 
34  MilL  bUdeten.  .  - 

'  Durch  das  Gesetz  vom  5.  Juli  1848  wurden  56  Vereinen  3  Mill. 
bewilligt,  jedoch  nur  2,6  Hill,  wirklich  verthdlt,  0,6  Mill.  betrugen  die 
Interessen,' die  üeberwachungs-  und  die  Einforderuugskosten ,  nur  0,8  Mill. 
wurden  zurückgezahlt. 
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Einzahlungen  auf  Forderungen,  die  nach  Abechliiss  der  Jah- 
resrechnuug  aus  den  Bemänglungen  de«  obersten  Rechnungs- 
hofes oder  die  aus  administrativen  Erbebungen  hervoi^- 
gangen  sind,  oder  aus  der  Gebahrung  administrativer  (nidii 
verrechnender)  Beamten  entspringen,  so  wie  jene,  die  von 
Aufang  an  nicht  in  die  Staatsjahresrechnung  aufgenommen 
oder  wegen  ihrer  sctieinbareo  Uneinbringlichköt  bereits  von 
den  verbliebenen  Aktivresten  abgeschrieben  waren.  Die  erste- 
ren  bilden  keine  neue  Einnahmstjuelle ,  sondern  vernündeni 
bloss  die  Aktivresle  des  Staates,  wahrend  letztere  als  eine  in 
die  Jabresrechoung  einzustellende  neue  Einnahme  erscheinen. 
Die  letzteren  theilen  sich  übrigens  in  solche,  welche  von 
Forderungen  herrühren,  die  im  administrativen  Wege  od« 
gegen  verrechnende  Beamte  anhängig  sind,  und  in  solche, 
welche  von  Forderungen  herstammen ,  die  durch  die  Gerichts- 
agentie  des  Staatsschatzes  verfolgt  werden.  In  der  Staals- 
rechnung  für  1855  sind  519,000  Fr.,  in  den  Staatsvoran- 
schlägen  Mr  1856  und  1857  je  200,000  Fr.  als  Ejnnahnien 
solcher  Art  eingestellt, 

12)  Die  Einzahlungen  auf  die  verkauften  Eisen- 
bahnen und  die  einigen  Eisenbahngesellschaften  g:ewabrten 
An  leben. 

Die  Anlehen,  stanmieud  aus  der  Regierimg  ixKüsPhilij^ 
betrugen  ursprünglich  58,6  Mill.  und  mit  den  Interessen  liis 
Ende  1855  72  Mill.,  hievon  waren  aber  Ende  1855  *>4,7  Mill.  be- 
zahlt oder  anderweitig  uusgiglichen ,  so  dass  der  Stuatssclinß 
nur  noch  7,5  Mill.  zu  empfangen  hatte.  Die  Ausgleichung  vm 
dadurch  geschehen,  dass  mehrere  ueu  entstandene  EiBenbahu* 
geseltschaftei)  auf  Grund  der  mit  ihnen  abgeschlo9|eDen  Ver 
träge  vom  12.  Juli  1850,  13.  Mai  1651  und  10.  Juni  18S3 
diese  Anlehen  Ubemomuien  und  durch  mehrjährige  Annui- 
täten zu  tilgen  sich  verpflichtet  haben.  Da  die  hierüber  aus 
gestellten  Obligationen  im  Jahre  des  Vertragsabschlüsse«  m 
Empfang  gestellt  wurden,  ihre  Realisirung  das  Activunt  il<^ 
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Staates  daher  nicht  vermehrt,  bo  erscheinen  die  betreffenden 
Einzahlungen  nicht  als  eine  neue  Einnahmsquelle  des  Staates. 

Die  Verkäufe  betreffen: 

a>  Die  Nordbahn,'  verkauft  durch  das  (Jgsetz  vom JL5.  Juli 
1845,  Apf  den  Eaufschilling  waren  vor  1848  bereits  97,40000 
Er.  eingegangen  und  seit  Jdieser  ^t  ist  bis  Ende  185^  d^ 
Rest  mit  60  Mill.  Fr.  eutnchiet  vrorden. 

b)^  Die  Bahn  von  BeutLb  oach  Lyon ,  die  durch  Tlas  Ge- 
setz vom  5.  Januar  1862  um- 114  liiüll.  -Fr.  vertcäüift  wurde, 
deren  letzte  >  Rate  im  März*  1866  fftÜig  wurd^  . 

c)  Auf  ähnliche  Weise  hatten  die  Westbahn,  die  Cen- 
trumsbahn und  -die  *  Bahn '  voi\  Lyon  zxuh  mittelländischen 
Meere,  dem  Staate  10,  16  und  9,7  Hill,  für  einzelne  von 
ihm  zu  vollendende  Bahnstrecken  zu  bezahlen,  doch  waren 
diese  Zahlungen  schon  im  Jahre  1855  vollendet 

d)  Die  Bahn  von  Parii^nachStrassbürg  hat  sieh  in  Folge 
des  Dekretes  vom  17.  August ^1853  verpflichtet,  dem  Staate 
die  Anlehen  zurückzuzahlen,  welche  dieser  dei  Eisenbahnen 
von  Monterau  nach  Troyes  und  von  Basel  nach  Strassburg 
gemacht  hatte.  Dieselben  betrügen-än  Kapital  und,  Interessen 
27,9  Mill.  uxid  sollen  in  Jahresraten  bis  1897  getilgt  seyn. 
Für  1857  ist  eine  Rate  mit  620,000  Fr.  fällig. 

e)  Verwickelte .  Geldgeschäfte  wurden  mit  den  'Eisen- 
bahngesellächaften  von  Paris  nach  Cherbourg  und  von  Pans. 
nach  B^uen*  theilweis0  unter  Vermittlung  der  Censignations- 
und  Depositenkasse  gemächt.  Die  Folge  davon  war,  ^dass 
von  der  Forderung  von  29,8  Mill.  Fr.,  welche  der  Staat  an 
die  letztgenannte  Eisenbahn« hatte,  nur  ein  Betrag  von  16  Mill. 
übrig  blieb,  der  als  Subventioa  der  Eisenbahn  von  Paris  nach 
Cherbourg  zugewiesen  wurde. 

Hieher.  dürften  auch  die  Einzahlungen  einiger  Bchiff- 
fahrtscompagnien  für  die  ihnen  verkauften  Postpaquetboote 
des  Staate  im  Mittelmeer  und  im  Kanal  zu  reihen  seyn, 
wofür  18bO  450,000  Fr.  eingingen. 

Hock,  Finanzverwaltung  Frankreicht.  30 
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13)  Die  sogenannte  indische  Rente,  eine  Summe  von 
4  hack  Rupien  (uiigefSbr  1,000,000  Fr.),  welche  vermöge  der 
Convention  vom  7.  März  1815  die  englische  Regierung  der 
französischen  als  Ersatz  für  das  den  französischen  Faktoreien 
in  Ostindien  abgelöste  Recht,  jährlich  von  der  ostlndiscben 
Compagnie  300  Kisten  Opium  gegen  den  Erzeuguogspreis 
zu  erhalten,  und  für  Ueberlassung  des  Ueberschusees  der 
Salzerzeugung  dieser  Faktoreien  zugestanden  hat.  Die  Wechsel 
auf  diese  Summe  übergibt  die  französische  Regierung  der  Ver- 
waltung der  Kolonie  La  R^union,  in  weicher  der  Wechsel- 
kurs nach  Ostindien  sehr  hoch  steht.  Aus  dem  Verkaufe 
jener  Wechsel  entsteht  daher  ein  nicht  unbedeutender  Eb- 
comptegewinn ,  so  dass  der  Ertrag  der  indischen  Rente  für 
1864  mit  1,071,000  Fr.  ausgewiesen  und  fiir  die  Jahre  1855, 
1856  und  1857  mit  1,050,000  Fr.  angenommen  ist. 

14)  Hieher  gehörten  auch  die  Rückzahlungen  der 
Vorschtlsse  und  Anleihen,  welclie  der  spanischen  Re- 
gierung in  Folge  der  Ereignisse  des  Jahres  1823,  der  bel- 
gischen Regierung  gelegentlich  der  Unabhüugigkeitsstreitig- 
keiten  in  den  Jahren  1831  und  1832,  der  griechischen  Re- 
gierung durch  Bezahlung  des  auf  Frankreich  feienden  Thei* 
les  jenes  Anlehens,  nelches  dieselbe  im  Jahre  1833  unter 
Verbürgung  von  Frankreich,  England  und  Russland  zu 
Stande  brachte,  der  türkischen  Elegierung  iu  den  Jahren 
1854  und  1855  gemacht  wurden.  Dieselben  betrugen  An- 
fangs 1856: 

1)  Forderungen  gegen  Spanien  118,277,000  Fr. 

2)  n  ,       Belgien  15,295,000  Fr. 

3)  „  „       Griechenland     15,896,000  Ft. 
Auch  manche  andere  noch  nicht  liquidirte  Forderungen  gegfn 
Russland,  Tunis,  Montevideo  gehören  in  diese  Reihe, 

Es  scheint  aber  wenig  Uolfnung  vorhanden ,  daa  Budgel 
Frankreichs  durch  diese  Rückstände  ansehnlich  vermehrt  n 
sehen;  weder  die  Jahresrechnungen  für  1854  und  1855  nodi 
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die  Vowtnsohläge  für  1856  und  1867  weisen  hiefÜr  Einnahms- 
posten  aus.  •  .^ 

*      • 

c.    Dritte  Abtheilung. 

15)  Die  bei  weitem  beträchtlichste' ^öst  dieser  Abtheilung 
bilden  die  Einnah)iien  des  Amortisationsfondes,  die  1866 
bei  85  Mill.  Fr.  betrugen  und- für  1856  nait  98,1  undfllr  1857 
mit  115,2  Mill.  veranschlagt  waren. 

Die  Stürme  der  Jahre  seit  1848  haben  genöthigt^  jene 
Einnahmen,  welche  früher  zur  VermiQderung  der  Staatsschuld, 
oder  zu  ausserordentlichen  Auslagen ,  z.  B..  füi^  Eisenbahnen 
u.  dgl.  verwendet  wurden,  zur  Deckung"  der  laufenden  Staats- 
ausgaben zu  benutzen  und  dem  Amortisationsfonde  statt  des 
haaren  €reldes  eine  gleiche  SumiAe  in  dreiptocentigen  Staats- 
schuldverschreibungen zu  Gute!  zu.  schreiben.  • .  - 

Die  Details  werden  im  10.  Kapitel  gdegentlich.  der  Dar- 
stellung der  Staatsschuld  gegeben  werden. 

16)  Die  durch  die  Gesetze  vom  28.  Juni  1833  und 
15.  März  1850  geregelten  Departemental-Zuschläge  zu 

0 

den  direl£ten  Steuern  beh'üfs  der  Un'terstützung  des 
Prim&Tunterrichtes)  die .  als  -Departementalauslagen  in 
Ausgabe  kommen,  weisen  als  ein  dem  Minister  des  öfibnt-r 
liehen  Unterrichtes  zu  Verfllguug  gestälter  Fond  wieder  in 
Empfang  gesteHt.-  Hiedurch  wird  die  Sonderung  dieser  Be- 
träge von  den  der  Verfügung  des  Ministeriums  des  InneAi 
unterstehenden  Summen  und  die  Möglichkeit  erzielt,  auch 
über  die  am  Schlüsse  des  Verwaltüngsjahres  erübrigenden 
Summen,  für  1855  mit  272,000  Fr.  eingestellt,  fÜr/1856  und 
1857  auf  350>,000  Fr.  veranschlagt,  ihrer  eigentlichen  Be- 
stimmung gemäss  zu  verfügen. 

17)  Die  Summen  zur  Bestreitung  der  Unterhralts- 
kosten  der  S^hül^  in  der  OavaHeriescbule  zu  Saumur  und 
in  der  Marineschule  s^u  Brest,  welche  von  den  Regimenter 
und    Schiffen,'    denen    sie    angehören,    aus    d^tn    für   die 
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Auerüetiing  bestimmten  Fonde  bestritten  werden ;  erscheinen 
in  der  Jahresrechnung  ittr  1855  mit  83,000  Fr.  in  den  Voran- 
schlägen für  1856  und  1857  mit  83,000  und  94,000  Fr.  für 
die  Staatskasse  in  Emijfang." 

18)  Durch  das  Finanzgesetz  vom  21.  April  1932  sind 
dem  Staatsschatze  die  zweiprocentigen  Abzüge,  wtiche 
dem  Militärpersonale  und  den  OfFicieren  der  Sapeur-Pompier- 
Corps  in  Paris  zu  Gunsten  des  Invalidenhauses  in  Paris  auf- 
erlegt sind,  und  die  Beiträge  zugewiesen,  welche  die  Marine 
diesem  Hause  filr  ihre  daselbst  aufgenommenen  Pensionisten 
entrichtet.  Der  Betrag  war  1855  1,113,000  Fr.  und  wurde 
filr  1856  und  1857  mit  1,179,000  Fr.  angenommen. 

Der  Beiträge  der  Civilbeamten  zu  den  Pensionen  ist 
bereits  S.  45  Erwähnung  geschehen, 

19)  Bereits  gelegentlich  der  Darstellung  des  Enregistre- 
mente  und  der  Domänen  haben  wir  S.  218  der  unter  den 
Domänencinklinften  verrechneten  Erlöse  aus  den  Erzeugnissen 
der  verschiedenen  Ackerbau-,  Veterinär-  und  Werkachnlcü 
und  Institute  Und  aus  den  unbrauchbar  gewordenen  Mate- 
rialien der  verschiedenen  Verwaltungszweige  Erwähnung  ge- 
than.  Aber  diese  Schulen,  Institute  und  Verwaltungs- 
zweige bieten  noch  eine  andere  Reihe  von  Erträgnissen, 
die  nicht  von  den  Enregistrement-  und  Domänenbeamt«i, 
sondern  von  den  Genera  lein  nehmern  verwaltet  und  dem 
Staatsschatz  unter  der  Hauptrubrik  der  „verschiedenen  Er- 
gebnisse" verrechnet  werden.  Hieher  gehören  beispielswäse: 
die  Pensionen  der  Zöglinge  der  erwähnten  Anstalten  udiI 
deren  Beiträge  zur  ersten  Einrichtung  (den  trousseaux") ,  die 
Verpflegskosten  der  in  die  Veterinäranstalten  aufgenommenen 
kranken  Thiere  der  Private ,  die  VergUtong  der  Materialien, 
welche  in  einzelnen  Verwaltungszweigen  an  Geldesstatt  zur 
Bestreitung  von  Auslagen  verwendet  oder  welche  an  ande» 
Verwaltungszweige  abgetreten  wurden,  die  Kosten  Aa  a 
den  Militär-    oder   Marinespitfllem    verpflegten    AngehOripi 
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anderer  Ministerien  (z.«B.  Douaniers,  PoU:tf9boldaten  *u.  dgl.) 
die  Ersätze  der  durch  Stellvertreter  vom  Militärdiräste  Be- 
freiten für  di^  Equipirung  der  ersteren  f- die  Ersätze^  der  Ver- 
waltungsräthe  der  verschiedenen  Trappenkörper,  Kasernen 
und  Spitäler  für  den  Verlust  oder  Verderb  von  Rüstungs- 
und E^invichtungsstücken  vor  Ablauf  .ihrer  gesetzlichen  Dauer, 
die  Ersätze  und  Rücknahmen  zu  ^iel  verausgabter  Summen 
oder  unverwendet  gebliebener  Vorschüsse. 

Diese  Summen,  wenn. sie  auch  einzeln  betrachtet  nicht 
bedeutend  siQd,  bilden  doch  4BUsama)engenomqien  den  be- 
trächtlichen Betrag  von -12,8  Mill.  Fr.  im  Jahre  1855  nnd 
von  2,3  Mill.  Fr.  in  den  Voranschlägen  für  18&Q  und  1857. 

20)  Sowohl  in  den  Ciyilr-  ala  inj  den  Militäxarbeitß-  und 
Zuchthäusern  wird  der  Gesammtertrag  der  Arbeits- 
leistungen  der  Sträflinge  dem  Staatsschatz^  verrechnet 
und  dagegen  in  den  betreffenden  Verwaltungszweigen  nicht 
bloss  der  Aufwand  für  den  Unterhalt  der  Sträflinge ,  sondern 
auch  der  diesen  und  den  einzdnen  Asbeitsuntemehmem  vor- 
behaltene  Antheil  am  Ertrage  in  Ausgebe  gestellt.  Die  unter 
diesem  Titel  erscheinenden  Empfäjige  bdiefen  sich  1855  auf 
2,727,000  Fr.  und  sind  185S  und  1^57  auf  «,795,000  und 
2,776,000  Fr.  angenommen. 

21)  Quoten  direkter  Steuern,  die  zur  Ungebühr  bezahlt  und 
bereits  abgeschrieben  wurden,  und  Beträge  für  Jagdlicenzen^ 
die  bei  Ueberreichung  des  Gesuches  als  Sicherstellupg  Erlegt, 
allein  wo  die  licenz-  verweigert,  oder  wegen  der  unterlas- 
senen Reklamation  von  Seite  der  Partei  nicht  ausgefertigt 
wvirde,  bleiben  zwar  bis  zum  Schlüsse  des  Verwaltungsjahres 
in  den  Händen  der  verrechne];iden  Beamten,  behufsder  Rück- 
stellung an  die  Steuerpflichtigen;  allein  nach  dieser  Frist 
werden  sie  in  der  Rubrik  der  verschiedenen  Ergebnisse  dem 
-Staatsschatz  ziurück  verrechnet,  und  w^m  dann  noch  eine 
Reklamation  von  Seite  4er  Rechthaber  erfolgt ,  in  der  Rubrik 
der   yerschiedcoien  Auslagen,  in  Ausgabe   gestellt.    Endlich 
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gehöre  hieher  andere  zufällige  Empf&nge ,  vde  sie*  in  j< 
Staatshaushalte  -yorkommen  und  für  welche  die  Staatsbach- 
haltüng  nicht  eine  besondere  Rubrik  des  Hauptbuches  Tor- 
zubehalten  in  der  Lage  war. 

>  Alle  diese  zufällige  Empfänge  haben  im  Jahre  1855 
881,000  Fr.  betragen,  und  werden  für  1866  und  1857  auf 
beiläufig  1,3  Mill.  Fr.  geschätzt 

22)  Empfänge  auf' Rechnung  bereits  abgeschlossener 
Verwaltungsjabre  ktonen  ebenfUls  nicht  unter  dem  speciel- 
len  Titel)  welchem  sie  angdiOren,  sondern  eben  nur  unter 
der  allgemeinen  Rubrik  „fur  das  abgeschlossene  Verwaltungs- 
jahr^  in  Rechnung  gestellt  werden.  Unter  diesem  Titel 
gingen  1851  129,000  Er.  ein ,  für  1856  und  1857  war  nichts 
veranschlagt.  ^ 


^ 


Das  Postwesen. 

h   Die  Brie^öst. 

Durch  den  ausschliesslicben  Bau  und  Besitz  aller  grosaeo 
Strassen  .und  Wasserwege,  Fähren  und  UeberAihren,  durch 
Koncentration  der  Eisenbahnen  in  den  Händea  weniger  vom 
Staate  abhängiger'  und  unter  seiner  Aufsicht  stehenden  Ge- 
sellscHaften ,  durch  di'e  strengen  Vorschriften  über  die  Strassen- 
polizei ,  ^  durch  die  Uebernahme  der  Telegraphenlinien  unter 
die  aussehliessliche  Leitung  des  Staates,  .durch  die  Aufstel- 
lung der  Postmeister  mit  ihren  Pferderelais  nind  die  densel- 
ben eingeräumten  ausschliessenden Hechte,  und  endlich  durch 
das  Institut  der  Briefpost  mi^  dem  afisschliessenden  Vorbe- 
halte des  Transports  von  Briefen,  Zeitungen,  periodischen 
Werken,  Cirkularen,  Katalogen,  Ankündigungen,  Program- 
men, der  freien  Uebernahme  des  Transports  von  Büchern 
und  werthvollen  Gegenständen  kleineren  Umfangs,  und  der 
Ausstellung  von  Anweisungen  von  Seite  der  Postämter*  zur 

« 

Auszahlung  der  an  sie  abgegebenen  •  Gelder  an  einen  be- 
stimmten Adressaten  im  Standorte  .jedes  andern  Postamtes, 
ist  der  Transport  von  Personen,  Waaren,  Geldern,  telegra- 
phischen Nachrichten ,  im  weitesten  Umfange  ein  Gegenstand 
der  Obsorge,  der  Pflichten  und  der  Rechte  des  Staates  ge- 
worden.   Das  Ressort  des  Finanzministeriums  berühren  bloss 

*  Gesetae  vom  29.  flor.  an  X  (19.  Mai  1802),  7.  vent.  an  XU 
(27.  Februar  1804),  Ord.  vom  2.  Oktober  1844,  Dekret  vom  23.  Joni  1806 
und  28.  August  4808,  GeseU  vom  80.  Mai  1851  u.  $.  w. 


die  Waeserrechte,  die  von  dem  öffentlichen  Fuhrwerk  uDtl 
den  Eisenbahnverwaltungen  zu  entrichtenden  Abgaben  und 
die  vielseitigen  pekuniären  Verpflichtungen  der  letztern  ge- 
genüber der  Staatsverwaltung ,  welches  alles  wir  bereits  be- 
sprochen haben,  dann  die  Briefpost  und  die  Postrelais. 

Der  Bestand  der  Briefposten  wird  in  Frankreich  auf 
Karl  den  Grossen  zurllckgeführt ;  im  14.  Jahrhundert  war 
insbesondere  die  Briefpost  der  Pariser  UniversitÄt  sehr  be- 
nützt. Der  erst«  Briefposttarif  der  Regierung  datirt  Ton 
1627,  das  erste  Postgeset«  von  1644,  der  Tarif  von  1673 
ist  der  billigste,  den  das  Land  seither  hatte;  das  Porto  be- 
trug %o  bis  y^  Livres.  Die  kleine  Post  für  Pariser  Loksl- 
briefe  stammt  von  1653;  das  Postmonopol  vom  16.  Juni  1681. ' 

Die  Revolution  liess  das  letztere  nur  in  Bezug  auf  di« 
Brief^ost  bestehen. '^  Die  Grundgesetze  wurden  am  26.  Juni 
1790  und  22.  September  1792  erlassen;  als  Uauptnorm  gilt 
das  Reglement  vom  27.  prairial  an  IX  (Iß-  Juni  1801). 

Ausgenommen  vom  Postmonopol  sind  bloss: 

a)  Briefe  oder  Pakete,  welche  ein  Private  einem  andem 
Privaten  durch  seinen  Bedienten  oder  einen  eigenen  Boten 
Eusendet,  Register,  Karten  und  Pläne,  nicht  periodische 
Werke,  Gerichtspakete  (sacs  ou  dossiera  de  proc6dure). 

b)  Briefe,  welche  auf  den  Transportunternehmer  selbst 
Bezug  haben,  z.  B,  Frachtbriefe,  Commissionshriefe,  welche 
einem  Boten  mitgegeben  werden  und  nicht«  als  den  Auf- 
trag oder  die  Ermächtigung  enthalten,  gewisse  Waaren  ab- 
zuliefern oder  abzuholen,  Schriften  in  Bezug  auf  das  Trans- 
portsgeschäft  des  Unternehmers  und  —  wenigstens  der  Uebutf 
nach  —  Empfehlungsbriefe  zu  Gunsten  dessen,  bei  dem  sie 

'  Neben  dem  Mnnopol  des  SiaaU  bestand  bis  1719  dos  Pririlc^iu» 
der  Pariser  UDiveraitäl.  Im  gcnennIeD  Jalire  wurde  es  gee«ci  eine  iv 
Laafe  der  Revolution  lugleicli  mit  der  nlten  Universithl  lu  Qrabe  feU» 
gtrnt  EntJchHdJgung  Bufgeboben. 

'  Owelze  vom  23.  Aupusl  1790  und  23.  Aiignsi  1791, 
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geflinden  .werden ,   endlich  Pakete  yon  äiehr  als-  1  Kilogr. 
Im  Gewichte. 

c)  Die  Korrespondenz  auf  Strassen,*  wo  keine  Posten 
sich  befinden.! 

Die. Gegenstände  lit.  b  sind  nur  dann  frei,  wenn  sie 
offen  oder  unter  Schleife  transportirt  werden. 

Uebrigens  wird  auch  die  Errichtuifg  eines  6(\reau  in 
den  Seehäfen  Behufe  der  Sammlung  von  Briefen  fttr  das 
Ausland  als  gegen  das  Postmonöpol*  verstossend  *  betrachtet 
Die  ankommenden  Kapitäne  sind  yerpfliehtet,  die  BHejM^' 
die  sie  mitgebracht-haben^-der  Staatspost  ^nr  weiteren  Be-  - 
Stellung  zu  übergeben*;  sie  erhalten  als  Vergütung  des  Trans- 
ports eine  Entschädigung  von  10  Cent,  für  jeden  Brief  und 
von  5  Cent,  för  jedes  Journal.  ^ 

Das  Briefporto  ist  nach  mancheilei  Wechseln  -durch, 
das  Gesetz*  vom  20.. Mai  1854  auf. folgende  Weise  geregelt. 

Innerhalb  Frankreich  und  Al^r  zahlt  jeder  Brief  ohne 
Rücksicht  auf  die  Entfernung,  welche  er  zu  durchlaufen  hat: 
im  Gewichte  von  nicht  mehr*  als  T'/,*  Or-  (einfacher  Brief) 

frankirt  20  Cent.,  unfr.  30  Cent 
,  ^  ^     mehr  als  9 y^Gr.  bis  15  Gr.  (doppelter  BfieQ ' 

firankirt  40  Cent, ,  unfr.  60  Cent 
,  ^  \,        ^       „   15  bis  100  Gr.  frankirt  80  Cent, 

unfr.  1  Fr.  20  Cent 
fUr  jede  weitere  100  Gr^  oder  Theile  von  100  Gr,  frank.  80  Cent^ 

unfr.  1  Fr.  20  Cent 

Dasselbe  Porto  zahlen  Briefe  an  einen  Soldaten  der 
Liand-  oder  Seemacht  in  der  Fremde  oder  den  Kolonien.  Die 
Briefe  der  Soldaten  in  der  Fremde  müssen,  um  diese  Be- 
günstigung zu  geniessen,  bei  den  Militärposten  aufgegeben 
sein.* 

Briefe  innerhalb  desselben  Bestellungsbezirl^es  (arron- 

*  Cirk.  der  Poetverwaltnng  vom  10.  März  1828. 
>  Gesetz  vom  27.  Jani  1792. 
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dissement  des  postes,  ^Lokalbriefe)  zahlen  eine  geringere  €to- 
btkhr,  und  zwar 

a)  Briefe  zwischen  zwei  verschiedeoen  Gemeinde  ^  im 
Gewichte 

unter  7 Vi  Gr.     ...    .10  Cent.  \ 

von  7y,  Gr.  bi^  IB  Gr.  30      y, ,     i 
„16      ^      „     30   „     30     „      f  ohne  (Jnteischied  ob  fran- 
^30      y,     „     60   „     40     „      (^kirt  oder  unfSrankirt- 

und  fite  jede  weitere  30  Gr.  oder  i 

Theile  von  30  Gr.  weitere  10  Cent  / 

b)  Briefe  innerhalb  derselben  Gendeinde,  im  Oewiebte* 
untei:  16  Gr.     ,....:.......     10  Cent 

von  16  bis  30  Gr.  • 20    ,  - 

von  30  bis  60  Gr. .     80    , 

und  für  jede  weitem  30  Gr.  oder  Theile  von  SO  Gr.  10    „ 

In  den  Gemeinden  ausser  Paris  wird  ebenfttUs  nicht 
berücksichtigt,  ob  die  Briefe  unfrankirt  oder  Arankirt  sind; 
inr  Paris  zahlt  ein  unfrankirter  einfacher  Brief  eine  Ud)«^ 
gebühr  von  6  Cent,  und  unflrankirte  Briefe  von  grösserem 
Gewichte  eine  üebergebühr  von  10  Cent.  ^ 

Durch  besondere  Begünstigungen  werden  die  Vorstfidte 
von  Paris  und  von  19  anderen  Städten ,  wiewohl  sie  gesonderte 
Bestellungsbezirke  bilden ,  Betreffs  der  Briefkaxe  so  betrachtet, 
als  wenn  sie  dem  Bestellungsbezirke  der  Stadt  angehörtes, 
und  werden  die  Aufforderungen  der  Friedensrichter  sn  Ver 
gleichsverhandlungen  im  ganzen  Kanton  ihrer  Grerichtsbtt^ 
keit  nur  der  Taxe  von  10  Cent,  unterworfen,  doch  unter 
liegen  sie  dem  Frankirungszwange.  ^ 

Briefe  nach  den  französischen  Kolonien  zahlen  als  lieber 
fahrtsgebühr  bloss  10  Cent,  für  den  einfachen   Brief  über 

■  Gesetz  vom  27  frim.  an  VIII.,  MinlsteriälerlaM  vom   3.  Juni  IBÜ 
'  Gesetz  vom  3.  Juni  1829. 

■  OeseU  vom  7.  Mai  1853. 

*  Oesetze  vom  3.  Juni  1854  und  2.  Mai  1S55. 
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die  Gebühr  in  Frankreich,  doch  geschieht  die  Beförderung 
gegen  dieses  Porto  nur  auf  Segelschiffen.  ^ 

Mit  der  Briefpest  können  auch  Muster  ohne  We^h  ver- 
sendet werden,  Ak  zahlen  Vs'der  Brieftaxe,  jedoch  in  keinem 
Falle  weniger  als  ein  einfacher  Brief.  Ist  ihnen  ein  Brief 
beigelegt,  so  ist  derselbe  gesondert  zu  vergebühren.^ 

Von  den  gewöhnlichen  Briefen  sind  chargirte  und 
rekomma.ndirte  su  unterscheiden.  Chai^te  sind  solohe, 
für  deren  Verlust  von  der  Postanstalt  dne  Entschädigung, 
bezahlt  wird.  Sie  müssen  couvertirt, -wenigstens  durch  zwei 
Wachssiegel  verwahrt,  und  diese  Siegel  so  angelegt  sein, 
dass  alle  Enden  des  Couverts  gesichert  ^sind.  *  Alle  Siegel 
müssen  dasselbe  Zeichen  tragen,  und  dieses  muss  ein. dem 
Aufgeber '6igenthümliches^  nicht  aber  ein  ganz' aUgemeined 
oder  gar  der  Abdruck  einer  Münze,  eines  FiDgei4iutes.u.dgL 
sein.  Der  Brief  wird  dem  Aufgeber  gegen  AusfScdgung  einer  jux- 
tirten  Empfangsbestätigung  abgenommen,  in  die  Postkarte  ge- 
sondert eingetragen^  von  jedemUebemehmer  besonders  bestä^ 
tigt,  und  nur  dem  Adressaten  selbst  oder  dessen  gehörig  beglau- 
bigten Bevollmächtigten,  und  nur  gegen  Empfttngsbestäti- 
gung  ausgefolgt.  Die  Entschädigung  beträgt  50  Fr.  für  den 
Brief,  sie  wird  gegen  Beibringung  des  Aufgabrecepisses 
dem  Adressaten,  und  nur  wenn  dies^  binnen  Monatsfrist 
sich  nicht  meldet  und  der  Aufgeber  reklamirt.  Letzterem 
ausgezahlt. '  Rekommandirte  Briefe  nennt  man  solche ,  über 
deren  Zustellung  eine  Nachforschung  möglich. ist,  obgleich 
eine  Entschädigung  im  Falle  des  Verlustes  nicht  geleistet 
wird.  Auch  hier  erhält  der  Aufgeber  ein  Recepisse,*  ge- 
schiebt    namentliche    Eintragung    in    die  Postkarten ,    und 


*  Gesetze  vom  14.  März  und  3.  Mai  1868  und  20.  Mai  18M.  Es  be- 
steht, merkwürdig  genug,  keine  unmittelbare  DampfschiffÜEÜirt  awisdien 
Frankreich  und  seinen  Kolonien. 

'  Gesetz  vom  15.  März  1827. 

'  Gesetz  vom  5.  nivdse  an  V. 
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erfolgt  die  Zustellung- an  den  Adressaten  nur  gßgen  Em- 
pfangsbestätigung. 

Sowohl  cbargirte  als  rekommandirte  Briefe  mOasen  fran- 
kirt,  förmlich  aufgegeben  (nichtiu  den  Briefkasten  geworfen) 
ün^  ausserdem  einer  besonderen  Gebühr  von  20  Gent  un* 
terzögen  werden. 

Die  Frankirung  wie  die  Rekommandirung  und  Char- 
giruüg  erfolgt,  mittelst  Aufklebung  von  Pcatmarken.  Es 
gibt  fttnferld  Marken,  zu  5,  10,  20,  40  und  360  Gent;  sie 
sin^  unter  einander  sowphl  durch  die  Bezeichnong  als  durch 

I 

die  Farbe  unterschieden.  Sie  werden  bei  allen  Poetämtem, 
BriefSfkikimlern,  Tabak-  und  StllmpeTtraßkaoten  Terkauft,  ood 
es  ist  diesen  jigenten  eine  Verkaufsprovision  von  2%  bewilligt 

ßriefe,  die  mit  einer  geringern  ala  der  tarifmäasigeD 
Marke  versehen  sind,  werden  als  unfrankirt  betrachtet,  doch 
wird  der  Werth  der  Marke  vom  Porto  abgereehnet 

Das  Porto  für  Drucksachen  ist  durch  das  Gresetz  vom 
26.  5uni  und  den  Ministerialerlass  vom  9.  Juli  1856  gerc^neU. 
Hienach  zahlen  Journale  und  andere  periodische  Druckschrif- 
ten, die  wenigstens  einmal  in  einem  Vierteljahre  erscheineiL 

1  Cent,  für  je  10  Gr.  ohne  Rücksicht  der  Entfernung,  auf 
welche  sie  versendet  werden.  Diejenigen  unter  ibnen^  die 
Politik  und  sociale  Oekonomie  aus  ihren  Spalten  ausschlies- 
sen,  sind  insoferne  begünstigt,  dass  die  Minimalgebühr  von 

2  Cent,  für  das  Grewicht  von  20  6r.  und  darunter  festgesetit 
ist,  während  für  die  andern -die  MiAimalgebühr  4  Cent 
wenn  gleich  für  das  Gewicht  bis  40  Gr.  beträgt  Verse»- 
düngen  innerhalb  desselben  Departements  zahlen  nur  (b 
Hälfte  der  Gebühr,  und  derselben  Begünstigung  geniesseo 
Journale,  die  nicht  in  Paris  und  dessen  unmittelbarer  Um- 
gebung (nicht  in  den  Departements  Seine  und  Seine  oni 
Oise)  erscheinen,  auch  bei  Versendungen  in  die  angrenieo- 
den  Departements. 

Nicht     periodische    Drucke,     wie     auch     Cirkularieo. 


1 
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Prospektus,  Katalog,  Ankündigungen,  Preislisten- mit  und 
ohne  Master,  Stiche  und  Lithographien  zahlen  bis  zum  Ge- 
wichte von  50  Gr.  1  Cent,  für  je  6  Gr.;  von  60  bis  100  Gr. 
10  Cent  und  für  je  lO  Or.  mehr  1  Cent 

Handels-  und  Geschäftspapiere  unterliegen ' bis  zum  Ge- 
wichte von  500  Gr.  der  Gebütnr  von  50  Cent  und  für.  je 
10  Gr.  mehr  der  (Grebühr  von  1  Cent 

Alle  diese  Sendungen  werden  auch '^dann  aufgenommen, 
wenn  ihr  Gewicht  zwar  1  Eil. ,  jedoch  nicht  S  Kil.  und  keine 
ihrer  Dimensionen  45  Centimeter  überstdgt;  doch  geniessen 
sie  alle  diese  Begünstigungen  nur  dann,  wenn  sie  franlLiit 
und  unter  Schleife  versendet  werden.  Öie  Schleife  darf  bloss 
ein  Dritttheil  des  Raumes  decken,  J>ruck  und  Schleife  aus- 
ser der  Adresse,  dem  Datiim  und  der  Untersdirift  ■  nichts 
Geschriebenes  enthalten;  doch  dürfen  bei  Preislisten  die 
Preise,  bdl  Ifastem  die  Fabrikzahleh,  bei  Büchern  die  Wid- 
mung von  Seite  des  Verfassers  u.  dgl.  Und  gegen  besondere 
Bewilligung  der  Postverwaltung  in  CorrecturbOgen  die  Cof- 
recturen  eingetragen  sein.  Bei  starken  Pakets  ist  statt  der 
Schleife  auch  ein  oben  und  unten  offenes  Couvert  gestatte 

Ankündigungen  von  Geburts-,  Heiratbs-  und  Tode^fftlloi 
können  auch  in  der  Form  von.  Briefen  und  unter  Couverta 
an  den  erwähnten  Begünstigungen  Theil  nehmen,  nur  muss 
ihr  Inhalt  verificirt  w,erden  könnren ,  und  die  Gebühi:  beträgt 
10  Cent  für  je  10  Gr.  und  die  Hälfte  für  Sendungen  inner- 
halb des  Ortsbezirks« 

Für  unfrankirte  Sendungen  der  hier  dargestellten  Art 
ist  die  Gebühr  wie  fQr  gewöhnliche  Briefe,  für  ungenügend 
frankirte  eine  Uebertaxe  mit  dem  dreifachen  der  fehlenden 
Gebühr  zu  entrichten. 

Werden  Drucksachen  unter  Coüvert  versendet,  aber,  vom 
Adressaten  njicht  angenonmien ,  so  kann  gegen  den  Aufgeber 
das  Porto  zwangsweise  hereingebracht  werden.  ^ 

'  Gesetze  vom  15.  März  1827  imd  20.  Mai  1854. 
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Alle  öffentliche  Funktionäre  geniessen  in  Amtasacben 
für  ihre  Sendungen  an  -  diejenigen  Behörden,  mit  denen  sie 
in  Korrespondenz  treten*  dürfen,  die-  Porto  frei  hei  t;  hin- 
gegen müssen  alle  an  sie  gerichtete  Sendungen  firankirt 
aufgegeben  werden. 

Die  Amtspakete  müssen  vom  Chef  des  Amtes  eigen- 
händig oder  mittelst  einer  Stampiglie  (griffe)  als  solche  be- 
zeichnet sein.  Nnr  höhere €hefs  geniessen  des  Rechtes,  ihre 
Pakete  couvertirt  und  versiegelt  zu  versenden,  untergeord- 
nete, müssen  sie  der  Post  in  der  Regel  offen,  unter  Schleift 
übergeben;  ist  der  Verschluss  zur  Sicherung  des  Dienstge- 
heimnisses nöthig,  so  muss  die  Nothwendigkeit  Ton  dem 
Chef  des  betreffenden  Amtes  gehörig  mit  seiner  Unterschrift 
bestätigt  erscheinen.  Ist  eine  an  eine  Behörde  gerichtete 
Depesche  weder  als  portofrei  bezeichnet  noch  firankirt,  so 
wird  sie  zwar  an  die  Behörde  befördert,  allein  wenn  diese 
das  Porto  nicht  entrichtet,  wird  das  Paket  in  Gegenwart 
des  hiezu  bestimmten  Beamten  geöffnet,  um  den  Aufgeber 
zu  ermitteln  und  das  doppelte  Porto  von  ihm  einzuheben. 
Z^igt  sich  bei  der  Oeffnung,  dass  der  Brief  bloss  Dienst- 
sachen einer  Behörde  enthält,  so  ist  eine  Gebühr  nicht  ein- 
zuheben.  Müsste  ausnahmsweise  eine  als  frei  bezeichnete 
Depesche  taxirt  werden ,  weil  der  Verdacht  eines  Unterschlei- 
fes entstand,  so  wird  sie  dem  Funktionär,  an  den  sie  ge- 
richtet war,  ebenfalls  zur  Annahme  angetragen.  Verweigert 
er  sie,  so  wird  er  zur  Eröffnung  der  Depesche  in  Gegenwart 
des  Postbeamten  ersucht,  schlägt  er  über  wiederholte  Aoi^ 
forderung  auch  dieses  ab,  so  wird  an  die  vorgesetzte  Be- 
hörde die  Anzeige  erstattet,  welche  nöthigenfails  die  Ent- 
scheidung des  Ministers  einholt* 

Die  passive  Portofreiheit  (für  die  an  sie  gerichteteo 
Sendungen)  ist  bloss  folgenden  Personen  eingeräumt:  den 
Kaiser,  der   Kaiserin,  den  Prinzen  und  Prinzessinnen  dei 

*  Ord.  vom  17.  November  1844. 
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kaiserlichen  Haiises,  den  obersten  Lätern  des  Hofetaates, 
den  Präsidenten  der  gesetzgebenden:  Körper,  den  Ministei^ 
und  Generaldirektoren,  .dera  Grosskanzler  der  Ehrenlegion, 
dem  Polizeipräfekt,  dem  Präsidenten  des  Rechnungdhofes, 
dem  Präsidenten  des  Kassa tionshofes^  den  Armeekomn^an- 
danten ,  den  Staatsanwälten. 

Ein  eigenes  Handbuch  der  Portqbefreiungeii  (manuel 
des  francbises)  enthält  alle  für  den  praktischen  Postbeamten- 
nöthige  nähere  Bestimmungen.^  -    *    .' 

Durch  die  Briefpost  werden  auch  innerhalb  Fr^knkreichs 
und  Algiers  kostbare  Gegenstände  vpn  kleinem  Umfange 
(valeurs  cot6s)  und  einem  300  Gr.  nicht  überschreitenden* 
Gewichte  befördert.  Ihr  Werth  musis  erklärt  werden,  er  wird 
nicht  mit  weniger  als  80  Fr.  und  nicht  mit  mehr  als  1060  Fr. 
angenommen;  entstehen  über  die  Werthsangab'e  zwischen  der 
Partei  und  dem  Amte  Zweifel,  so  entscheidet  die  Ansicht  des 
Amtsdirigenten.  Diese  Gegenstände  werden  iu  Gegenwart 
des  Dirigenten  in  ein  Kistchen  oder  ein  Etui  gelegt  und  mit 
dem  Siegel  des  Aufgebers  und  des  Bureau  verwahrt,  lieber 
den  Empfang  wird  ein  Schein  ausgefertigt,  und  nmr  gegen 
Rückstellung  desselben  und  immer  im  Abgabbureau  selbst 
wird  der  Gegenstand  dem  Adressaten  ausgefolgt.  Im  Falle 
des  Verlustes  wii-d  voller  Ersatz  geleistet.  Das  Porto  be- 
trägt 2%  des  Werthes,  und  es  ist  überdiess  der  Stämpel 
von  35  Cent,  für  den  Empfkngschein  zu  vergüten. 

Einer  der  grössten  Dienste,  welche  die  französische  Post- 
verwaltung dem  Publikum  leistet^  besteht  darin,  dass'  in 
jedem  Postbureau  Gelder  zu  dem  Zwecke  erlegt  werden 
können,  damit  bei  einem  andern  zu  bezeichnenden  Bureau 
eine  gleiche  Summe  einem  bestimmten  Adressaten  ausgefolgt 
werde.  Die  Höhe  des  Betrages  iist  nicht  beschränkt,  nur 
darf  sie  nicht  weniger  als  50  Cent,  betragen.   Die  Provision 

-*  Das  erste  ersehien  1844;  1855  Wurde  eine  nene  berichtigte  Aus- 
gabe veranstaltet 
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betragt  2%  der  erlegten  Summe,  sie  wird  für  je  50  Cent. 
herechnet.  Betrfige  unter  50  Cent,  werden  vernachlässigt 
Bei  Beträgen  über  10  Fr.  ist  aueh  der  Slänipel  der  Anwei- 
sung mit  35  Cent,  zu  vergüten.  Für  Algier  werden  nur 
Anweisungen  an  die  Schatzmeister  angenommen. 

Der  Erleger  erhält  über  die  erlegte  Summe  eine  An- 
weisung (Mandat)  und  eine  Empfangsbestätigung;  die  An- 
weisung sendet  er  an  den  Adressaten.  Sie  ist  nur  durch  einen 
authentisi:ben  Rechtsakt  übertragbar,  worüber  die  Urkunde 
dem  Abgabamte  übergeben  werden  muss. 

Anweisungen  bis  zu  200  Fr.  werden  nach  Sicht,  An- 
weisungen über  200  Fr.  nur  über  schriftliches  Aviso  des  Aaf- 
gabeamtes  ausgezahlt.  Dem  Adressaten  sind  vom  Tage  der 
Anweisung  an  gerechnet  zwei  Monate  und  für  die  Anwei- 
sungen von  Frankreich  nach  Algier  6  Monate  zur  Behebung 
des  Geldes  eingeräumt.  Ist  diese  Frist  verstrichen,  so  hat 
der  Adressat  oder  der  Aufgeber  bei  der  Generaldirehtioo  um 
Erneuerung  des  Zahlungsauftrages  einzuschreiten.  EiM 
gleiche  Ermächtigung  ist  nothwendig,  wenn  die  AnweisoDg 
in  Verlust  gerathen  ist. 

Besondere  Begünstigungen  linden  für  Soldaten  der  Iaih)- 
und  Seemacht  unter  der  Fahne  statt.  Für  sie  werden  «acta 
Anweisungen  nach  Gegenden  ausser  Frankreich,  nämlich  u 
die  Zahlmeister  der  Armee,  die  wichtigsten  Postbureaux  in 
der  Levante,  die  Schatzmeister  in  den  Kolonien  ausgegeben. 
Durch  einen  ancrkennenswerthen  Akt  der  Humanit&t  iä 
__^diese  Begünstigung  auch  auf  die  Deportirten  in  Cayenne  aus- 
gedehnt worden.  Diese  Anweisungen  sind  für  Gegeodeo  a 
Europa  ein  halbes  Jahr,  und  für  andere  Gegenden  ein  gifl- 
zes  Jahr  gültig. 

Die  Auszahlung  aller  Anweisungen  erfolgt  gegen  Qm* 
tung  und  Rückstellung  des  Mandats  und  gegen*  eine  beaoD- 
dere  Bestätigung  in  einem  eigenen  ZahluDgsreg;ister.  Istd« 
Adressat  in  der  Gemeinde  dea  Postamtes  nicht  wohnhaft, » 
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wird  die  Vorzeigung,  des  Paasen  pnd  de8*:flriefe8,  wdöiit  n^an 
die-^üw^idUDg.  erhielt, :  gefordert;*  in  grosaen  Städten,  kantt- 
selbst.  Yon-^ort'dpmicUireiiden  Peirsoneii-) 'die.  dem:. Amte*  uii- 
bekannt  sind  ,•  die.<Bei]|ängiu;ig  vtj^i'ZeügeQ  gefordert. :vrei!den. 

.  Slbdlicb  sind  die  PostäniiterratKÄberecbjtig^,  PEänuine- 

»  .    *. 

ration  auf  .die.  Gesetzsäiiiailjin^;^  deti  J(f onHe\ir>  der  Qeniein- 
den  unddieSammhui^  iiidc  B^^^iiüsse  4^  KassationaböfiQs 
anzunehmen;  dle^Anoabine  Von  Pi*MQ^.e>atiÖB.  auf  Zeituo.- 
gen  und  Jirnrnale  ist  ihnen*,,  miet^iwürdig  geniig,,  weder  jötet 
noch  zur  Zeit,  als  der  Journalismus  eine  vorwiegenfla  RoUe 
im  Staatswesen  spielte,  zur  Pflicht  gemacht*  worden;.  Uel^er 
die  bei  ihnen  zufällig*  eingeziAlien  PränumeFationsbetiQäge 
stellen -sie  Oeldanweis&ngen  auf  Kien  Neinen  "de^^Heran^e- , 
bens  des  begtetlten  Journals  aus.  ^^.  Die  Beschäfligtifig  mit . 

Pränum'erantensananelB  .als  Privatsaehe  -  ist  vden  Postbeamten 

•       ■  ■  ■  •  ■    . 

ausdrücklich,  rerboten.  .-V   ■ 

•Durcb  dft  Gesetz  vom  5.  Mal  1855^  ist  dem  Poatgefälie 
eine  nei\e  Einnabmsquelle •  in  .der  Vergütung  des.PoiiO' für 
Se&dungen  in  Strafangelegenheiten  zugewachsen,:  Es- 
haben,  hierüber  .die  Gerichte  in  dem  &kenptnis8e  4\b6r  die 
Untersucbüngskosten  abzusprechen  und. die. Vergütung 
b^  einfachen  Pplizeiveigidhen  -mit  20  Cent  bis  6  Fr.  40  CQnt 
bei, 'Fällen  der  Correktions-        .         •'     .^  -  -    . 

(Polizei-)  Tribühale     .     .     „2  Fr.  bis  9  Fr.  ÖQ  jCent 
bei  Verbrechen    ..,■...     j.    16  bS.  bis  25-*  Fr.      • 
je  nach  dem  Umfange  der, Verhandlung  festzusetzen. 

.Behufs  des*  Verlcehrd  mit  der  .Freunde,  bei^teben 
zahlri^che  Postkonventionen  fost  mit  allen  policdrten  Staaten 
der  Erde.  Die*  wichtigsten  dieser  Konventionen  sind  .jene  mit 
England  vom  3.  April  lÖ4d^  12.  Decemberl854,.10.  December 
1855  und  24;  8ept.:185€-,  durch  welche  ,der  Verkehr  iiicht 
nut  9wisch.en'.-dQn  beidersdtigen  Stanjmländern.und  Eolpnien^ 
sondern  auch  daai^über  hinaus  nach  allen  Richtungen  v^rniittelt 

*  Ministejrialentfloh^<duDg.  \-om  29.  Januar  184^ 
llock,  Pinanavprwaltiing  Frankrpirh».  31 
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wird, -wohin  englische  Dampfschiffe  sieh  bewegen.  Selbst 
der  Verkehr  Frankreichs  mit  seinen  Kolonien  hat  .hiedofch 
neue  beschleunigte  Verbindungen  gefunden.^  Namentlich 
ist  auch  dem  wechselseitigen  Zeitungsverkehr -hiedurch  jttae 
grosse  Begünstigung-  zu  rTheil- geworden. 

Beide  Regierungen  sind,  nach  der  Convention  Tom 
24.  September  1856  zur  Unterhaltung  einer  Jfegelmässigen 
Dampfschiffverbindung  «wischen  Calais  und  Dover  Terpflichtet 
und  erklären  sich  zur  Anknüpfung  und  Erhaltung  der  sonst 
nöthigefi  Verbindungen  bereit;  die  Schiffe,  welche  den  regel- 
mässigen Postdienst  besorgen,  gemessen  der  IM vüeeien  tob 
Kriegsschiffen  und  der  Freiheit  von  allen  Hafengebühren, 
ihre  Fahrten  dauern  auch  in  Eriegszdten  bis-' zur  Kündig:«^ 
von^  Seite  einer  der  beiden  Regierungen  fort.  Die  Conren- 
tion  riegelt  sowohl  den  direkten  Verkehr  zwischen  Frank- 
reich, Algier  und  den  französischen  Skalen  in  der  Levante 
einerseits  und  Grossbritannien,  Malta  und  Irland  anderseits 
als  den  Transit  durch  die.  gegenseitigen  Besitzungen  und  die 
Weiterbeförderung  zur  See. 

Das  Porto  ist  im  Verkehre  von  Frankreich  oder  Algier 
mit  England  oder  Malta  für  frankirte  Briefe  auf  40  Cent  tür 
7V)  6r.  festgesetzt,  unfrankirte  Briefe  zahlen  das  Doppelte, 
Die  Gebühr  für  den  Verkehr  mit  den  Skalen  ist  entspre- 
chend geordnet.  Die  Stipulationen  über  die  Vergütungen, 
welche  sich  die  beiden  Regierungen  gegenseitig  für  deo 
Transport,  den  Transit  und  die  Weiterbeförderung  der  Post- 
pakete leisten,  fallen  ausser  den  Preis  der  gegen^fvärtigen 
Darstellung;  es  werden  übrigens  gegenseitig  .auch  chargirte 
Briefe,  Journale  und  Zeitungen  übernomm^. 

Durch  die  Convention  mit  Preussen,  als  Vertreter  des 
österreichisch  -  deutschen  Posivereins,  vom  19.  April  1853 
haben  die  freisinnigen  Grundsätze  dieses  Vereins  wenigsteitf 
fQr   den    internationalen    Verkehr    Eingang    in    Frankreich 

»  Dekrete  vom  22.  Juni  1853  und  26.  November  1856. 
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geftiTiden,  und  zugleich  ist  hiedurch  der  Kreis  der  Postirerbin- 
düngen  und  die  Möglichkeit  der  Frankirung  und  ^dei^*  Re- 
kommandirung  nicht  jl^loss  auf  West-  und  Mitteleuropa,  son- 
dern auch  auf  den  Norden  und  Osten  Europas  ausgedehnt 
worden. 

In  gleicher  Iftichtung  wurde  auch  die  Konvention  mit 
Baden  vom  14.  Oktober  1856' abgeschlossen. 

Für  {rankirte  Briefe  zwischen  Frankreich  und  den  Län- 
dern des  Postyereins  werden  nach  diesen  Konventioiien 
gezahlt:  :        .  ,. 


in  FranJdrelch  für  je  Vl\  Gr. 

Cent 
Auf  eine  Ent- 
fernang     von 
nicht  mehr  als 
30  Käom.   .  .  lÄVa 


Auf  der  Route 
nach  Preussen 
(mit  Einrech- 
nungdesIVan- 
6it8  durch  Belf 
gien  für  die 
Briefe,  welche 
diesen  Weg 
nehmen).  . 


AufderRöute 
nach  Baden. 


im  Postverein  für  je  15  Gr. 
«     '  Gent. 

Auf  eine  Entfernung  toq  nicht 

mehr  als  10.  Meilen   .....    15 
Auf  eine  Entfernung  von  10^ 

20  Meilen 26 

, Auf  grössere. Entfernungen   .  .    40 


.Auf  .grössere 
Entfemungei^    30 

Auf  eine  Ent- 
fernung    von 
nicht  mehr  als 
30  Kilom.  .  .    10 
Auf  grössere 


Auf  eine  Entfernung  von  nicht 

mehr  als  10  Meilen 10 

<^Auf  eine  Entfernung  von  10^ 
20  Meilen  ..  .  ...  .....    20 

Auf  grössere  Entfernungen  .  .    30 


Entfernungen    20       .  ' 

Frankirte  und  chargirte  Briefe  sind  entsprechend  hMier 
belegt. 

* 

Noch  verdien^i  die  Konventionen  mit  Thufn'  und  Taxis 
vom  30.  December  ^847,  mit  Belgien  vom  3.  November 
1847 . -27.  April  1849,  16.  August  18B4,  mit  Sardinien  vom 
9.  Mai  1850,  mit  den  Niederlanden  vom  1.  November  1851 ;  mit 
Neapel  vom  23.  December  1862,  und  mit  dem  Eirehensitofe 
vom  1.  April  1863  angeführt  zu  werden,  üeberall  ist  das 
Rowland.  Hill'sche  Sj^m  der  einfochea  Taxe  ohne  oder  ipit 
nur  untergeordneter  Rücksicht  der  durchlaufenen   IMstanz 
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zur  Oeltang  gekommen  und  dais  Porto  bedeiiteEDd  ermtoigt 
worden. 

Dessenungeachtet  werden  die  TWife  für  detr  Verkehr 
mit  fremden  Lftndem  durch  die  nOthwendige  Kombination 
verschiedener  Massstäbe  des  Grewichts  und  der  Entfemangs- 
Rayöns  sehr  komplicirt  ~      ' 

Als  Hauptregeln  können  angenommen  werdenr,  dass  die 
(Gebühren  bei  Briefen  nach  dem  Gewidite  mid  mwar  nach 
dem  Ein-  und  Mehrfachen  von  TV,  Gr.,  bei  'Mustern  nadi 
d'em  Ein-  und  Mehrfachen  von  221/2  ^^-i  ^^^  riQhteii,  dasB 
abgehende  Briefe  eben  so  viel  zahlen  als  ankommende,  und 
daas  bei  Briefen  aus  der  Fremde  hinsieht»  des  Porto  zwi- 
schen frankirten  und  niieht .  frankirten  Briefen  kein  Unter 
schied  gemacht  wird. 

Briefe  nach  fremden  I/ändem  sind  tbonlichat  -baar  und 
nicht  mittelst  Postmarken  zu  frankiren,  weil -wegen  der  Ab- 
weichung  in  der  Gewichtsbemessung  und  der  Komplicifftft  der 
Tarife  leicht  unzureichende  Marken  gewählt  werden  kOnn- 
ten,  und  in  diesen  Fällen  der  Brief  als  üicht  frankirt  be- 
trächtet und  nach  jenen  Richtungen,  wp  der  Frankirungs- 
zwang  statt  findet,  gar  nicht  expedirt  werden  könnte. 

Chargirte  Briefe  können  nur  für  Länder  angenoaunen 
werden,  für  welche  die  Frankirung  bis  an  den  Bestimmungs- 
ort möglich  ist,  ebenso  ist  die  begünstigte  Sendung  tod 
Waarenmustem  nicht  nach  allen  Ländern  und  nicht  überall 
in  vollem  Umfang  statthaft.  Stet«  ist  bei  Sendungen  solcher 
Art  die  Frankirung  Pflicht. 

Eigene  Postämter  (bureaux  de  Charge)  sind  zur  Ver 
mittlung  der  Korrespondenz  mit  der  Fremde  aufgestellt,  sie 
besorgen  auch  in  ihrem  Bezirke  die  Bestellung  der  Bricft 
aus  der  Fremde,  berechnen  die  Gebühren  für  alle  aus  der 
Fremde  anlangenden  Sendungen  und  kontroUiten  die  tw 
den  Aemteni  im  Innern  für  die  Grenzbezirke  und  die  Freindt 
eingehobenen  Fr«  n  k  im  n gsgebüh  ren . 
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Journale  politischen  oder  sodalökonomischen  {nhalts ,  'die 
aus  der  Fremde-  kommen,  unterliegen,  .wenn  nicht  durch 
Staatsiserträge  Auraahmen  festgestellt  sind,  in  Frankreich 
dem  Journalstämpel;  -er  wird  gleich,  beim  •  Gränzamte  auf- 
gedruckt. 

Durch  die  Dekrete  vom  12.  Juli  und  3.  December  1856 
wurde  auch  der  internationale  Verkehr  mit 'Drucksachen 
nach  der  günstigen  Bestimmung  des  deutsch-österreichiscben 
Postvertrages  wenigstens  ' in  Betreff  Spaniens,.  Portugals, 
Deutschlands^  Oesterreichs,  Russlands,. Polens  und  des  skan- 
dinavischen Nordens,  sowie  rücksichtlich  dea  -grössten  Theils 
der  Versendungen  zur  See  geregelt.  In  der  Regel  ist  für 
den  -Transport  in  Frcüal^reich  1  Cent,  für  JB  10  Gr.  ,^  jedoch 
mit  dem  Minimum  von  4  Cent  für  Pakete  bis*  zu  40. Gr. 
und  für  den  weiteren  Transport  dieselbe  oder  höchstens  das 
Zwei-  bis  DreifiQU^he  dieser  Gebühr  zu -zahlen.  • 

Die  Versendung  unter  Schleife  un4  -die  Frankirung  sind 
als  Bedingung  des  begünstigten  Trausportes  festgesetzt. 

Mannigfache  Ma  SS  reg^eln  dienen  zur  Wahrung  der  Ord- 
nung^. Sicherheit  und  Schnelle  in  der  Abfertigung  der  Briefe. 

Es  besteht  nodi  vom  Jahre  1644  her  das  Verbot,  und 
es  ist  wiederholt  und  namentlich  durch  ^as*  Gesetz  vom  .5. 
nivose  an  V  (25*  Dec.  1796) -erneuert  werden,  dass  Geld, 
Werthpapiere,  B^outerien  und  andere  Sachen  von  Werth 
nicht  in  Briefe  eingeschlq/ssen  werden  sollen.  Entdeckt  das 
Aufgabamt ,  dass  in  einem ..  Briefe  Werthsc^^hen  enthalten 
seien ,  so  weist  es  denselben  zurück ,  wenn  er  förmlich  über- 
geben, und  chargirt  ihn  von  Amtswegen ,  wenn  er  im:  Brief- 
kasten vorgefuAden  wird.  Geht  ein  solcher  Ejnschluss  -ver- 
loren,, so  hält  sich  die  Postverwaltung  uicht  zum  Ersätze 
verpflichtet;  doch  unterlässt  sie,  nicht  iu  Fällen  solchen  Ver- 
lustes zur  Wiedaraufiftndung.-der.vcrmissten  Gegen^ude  4ind 
Entdeckung,  der  ^twa  begangenen  Veruntreuung  mitzuwirken-. 

Werden   iox  Briefkasten   ungesiegelte  oder    entsiegdte 
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Briefe  gefunden,  so  umwindet  sie  das-  Balreau  mit  wiem 
Bindfaden,  dessen  Enden  es  versiegelt,  und  es  gibt  aaf  der 
Adresse  den  Zustand  an,  in  ,dem  es  den  Brief  g^iEmden  bat 

Es  ist'  verboten ,  sich  Briefe  unter  einem  •.  falschen  Na- 
men oder  als  Einschluss  an  einen  Postbeamten  adressireii 
zu  lassen;   solche  Briefe  werden  als  unbestellbar  betrachtet 

Briefe  naoh  tropischen  Ländern ,  oder  die  mit  Dampf- 
scb^eii  versendet  werden,  sind  mit  Oblaten  und  nicht  mit 
Wachs  zu  siegeln,  weil  letzterem  durch  ^e- Hitze  leidet 

Briefe,  die  bereits  aufgegeben  sind,  können  selbst  bloss 
zur  Berichtigung  nur  unter  Vorweisung  des  Siegels  und  eineB 
Facsimile  der  Adresse  des  Briefes  zurückgestellt  werden, 
auch  nluss  die  Berichtigung  im  Postlokale  selbst  geschehen. 
Will  der  Brief  ganz  zurückgenommen  werden,  so  moss  der 
Aufgeber .  eine  schriftliche  Eingabe  überreichen,  in  wdcher 
er  sich  für  alle  Folgen  verantwortlich  erklärt,  der  Post- 
direktor nmss  den  Aufgeber  persönlich  kennen,  oder  dieses 
durch  zwei  bekannte  und  im  Orte  wohnbufte  -Zeugen  sidi 
beglaubigen  lassen ,  und  er  muss  durch  Oefihung  des  Briefes 
sich  die  üeberzeugung  von  der  Identität  der  Fertigung  des- 
selben und  jener  der  Eingabe  verschaffen. 

Zur  Sammlung  der  zu  versendenden  Briefe  dienen  die 
Briefkasten,  die  in  allen  grösseren  Städten  täglich  mehrmal 
geleert  werden.  In  Paris  ist  seit  dem  vorigen  Jahre  die 
Einrichtung  getroffen,  dass  der  Ort,  wo  sich  der  Briefkasten 
befindet,  an  der  nächsten  Gaslampe  ang^eben  ist,  so  dass 
er  auch  bei  Nacht  aufgefunden  werden  kann.  Die  gesam- 
melten Briefe  werden  kontirt,  das  ist  nach  den  Routen,  inf 
denen  sie  zu  versenden  sind ,  und  meist  auch  nach  den  ein- 
zelnen Postämtern  gesondert  (ti-avail  de  passe). 

Den  Herausgebern  der  Journale  sind  besondere  Ver 
pflichtungen  auferlegt.  Sie  bezahlen  die  Portogebühr  gleich- 
zeitig mit  der  Stämpelgebühr,  und  dass  dieses  geschehen, 
wird  durch  Farbe  und  Fotin  des  Stämpels  ausgedrückt   udö 
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sie  haben  auch  eine  vorläufige  Sonderung  der  Journale  nach 
den  Hauptrichtungen  Yorzuuehmen.  ^  .     . 

Das  Aofgabamt  verfosst  fUrgedes  Postamt  oder  wenig- 
stens für  jede  Route,  mit  der  es^korrespondirt,  eine  beson- 
dere Liste  über  die  dahin  -zu  sendenden  Briefe  und  Pakete; 
über  die  rekomman(£rten  und  die  chargirten  Briefe,  die 
übernommenen  Werthsachen^  die  in  Dienstsachen  ßtwa'  zu 
versendenden  Gelder  und  die  Dienstschriften ,  werden  beson- 
dere Verzeichnisse  mit  jdem  Nam^a  des  Adressaten  und'  an- 
deren genaueren  Angaben  beigeschloBsen. 

Jene  Listen  (feuilles  d'ayis)  enthalten  zugleich  die  nö- 
thigen  Rubriken 'zur  Bestätigung,  des  Empfangs  .der  mit  der 
letzten  Post  von  dem  Amte,  mit  welchen  korresppndirt  wird, 
erhaltenen  Sendungen.  In  diesen  Listep  wird  auch  das  Ge- 
wicht der  Sendungen  und  die  erhaltepe,  ,so  w4e  die  nodii  zu 
erhebende  Portogebühr  bemerk); ,  so  dass  sie  auch  zur  Grund- 
lage der  gesammten  Postrechnung  dienen.  Hat  an  dnem 
Posttage  ein  Postamt  filr  seinen  Korrespondenten  keine  Sen- 
dungen, so  h^t  es  ihm  nichtsdestoweniger  die  Avisoliste  mit 
der  Bestätigung  des  eigenen  Empfangs  und  dem  Worte  ,|N6- 
ant^  an  der  Stelle  der  Eintragungen  für  seine.  Sendungen 
abzufertigen* 

Jedes  Postamt .  bindet  die  für  ;ei.n  Postamt  oder  Eine 
Route  bestimmten  Sendungen  gesondert  nach  ihrenr  verschie- 
denen Gattengen  (uofra^kirte,  frankirte  Briefe  u.  s.  w.)  in 
ein  Paket  zusammen,  welches  mit  einer  entsprechenden  Eti- 
quette  versehen  wird.  Ist  das  Amt,  an  welches  der  Eourier 
geht,  ein  Influenzamty  welches  weitere  Sendungen  nach  ver- 
schiedenen Seitenstrassen  zu  machen  hat,  so  werden  auch 
die  Pakete  an  die  Ppstäniter  auf  diesen  Seitenstrassen  .an 
jenes  Hauptamt  gerichtet  und  adressirt.  Befinden,  sich  unter 
den  Sendungen  auch  chargirte,  so  wird  das  ganze  Paket  mil 
dem  Stämpel  „chargö^  bezeichnet. 

'  Miniiierialerla68  Tom  25.  November  1854. 
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Den  ambulanten  Eisenbahnbureaux  werden  die  Pakete 
in  mehreren  grossen  Abtfaeilungen  (liasse)  gesondert  nach 
der- Beschaffenheit  und  nach  der  Bestimmung  der  Sendungen 
Übergeben  \  z.  B.^die  eine  Abtheilung  flir  die  *chafgiilen  y  die 
andere  für  die  durch  Baarzahlung  frankirlen,  die  dritte  für 
die  unfrankirten  oder  mit  Poststftmpel  Tersehenen  Briefe 
nach  Paris,  die  vierte  für  Briefe  diesier  Art  ausser  Paris,  die 
fünfte  für  die. portofreien  Briefe  u.  s.  w.  - 

Der  Eourier  erhält  ein  Verzeichnid&*(part)  über  die  ihm 
anvertrauten  Postpakete  (d^peches),  welches  er  -bei  dem 
Amte',*  an  welches  er  die  letzteren  abgibt,  vidiren  zu  lassen 
hat.  Er  theilt  mit  den  Bureaux  die  Verantwortäng^  dass 
die  von  ihm  übernommene  und  die  abgegebene  Sendung 
genau  mit  dem  Inhalte  seines  Verzeichnisses*  stimme.  Ausse^ 
denS  hat  er  einen  Stundenpass  (Uvret  de  oours)  über  die  An- 
kunft und  den  Abgang  auf  den  einzelnen  Stationen. 

Jeder  Postamtsdirigent  hat  täglich  in  einem  besonderen 
Verzeichnisse  anzumerken,  welche  Briefe  laut  den  Bemer 
kungen  der  korrespondirenden  Aemter  von  seinen  Beamten 
unrichtig  abgefertigt  wurden,  und  dieses  Verzeichniss  ist  am 
Monätschhisse  an  die  Generaldirektion  abzusenden.  Diest' 
wird  überhaupt  von  jedem  vorgefallenen  Verstösse,  jeder 
Unregelmässigkeit,  jedem  Unfälle  in  Kenntniss  gesetzt,  ob 
ein  Kouricr  sich  verspätet,  ob  ihm  ein  Unfall  sngeetosaen ,  eine 
Depesche  geraubt,  gestohlen  worden,  verloren  gegangen  sei,  ot 
ein  Postpaket  einen  unrichtigen  Lauf  genommen  habe,  ob  in 
demselben  einzelne  Unterimkete,  Sendungen,  Briefe  mehr  oder 
weniger  gefunden  wurden ,  ob  ein  Verstoss  in  der  Oebühien- 
berechnung  eingetreten  sei.  Neben  und  ausser  der  Anzeige  aii 
die  Generaldirektion  erfolgen  auch  die  nöthigen  EinTeroeh- 
niungen  und  Reklamationen  anKouriere,  Zwi^chenämter  uoii 
das  Amt  im  Orte  der  Absendung.  Irrthümlich  angelangte  Pa 
kete  werden  mittelst  Estaffete  dem  Kourier  nachgesender 
oder   unmittelbar  an    das    betreffende  Postamt    geleitet,  die 
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Kosten  haben  das  Aitit^  das  .denrirrthura  begangen^  und  der 
Könnet,  der  ihn  iheilte,  zu  -tragen. 

Sobald  die  Briefe  ankmnmen,  werdeo  die  mitBri^MarklBn 
Yersehene^  hinsiehts  der  AeChtheit,  des  tariflnflssigen  Werttieis 
und  der  Regelmfissigkeit  der  "Aufdrückung  der  Marken  \in- 
terßucht,  und  die  Markeif  Behufis  der  Yerbütutig  ihres  noch- 
maligen Gebrauches  mit 'einem^  trockenen  Stämpel' (tifnbre 
oblit^rant)  überdnickt  Sodann«  werden  die  angelangten 
Briefe  und  Journale  in  die  zur  Vertheilung  durch  die  Brief- 
träger bestimmt^!  und  in  die  im  Bureau  selbst  auszuge- 
bendem gesondert.  Die  Ausgabe  im-  Bureau  beginnt*  erat, 
nachdem  die  Briefträger  die  für  sie*  bestimmten  Briefe  er- 
halten haben.  Nur  Brielb  an  die  höchsten  Spitzen  der  Ver- 
waltuBg  in  Paris,  an  den  Präfekt  und  den  Divisionskom- 
mandanten in  den  Departements  müssen,  und  Briefe  an  an- 
dere namentlich  genannte  höhere  Autoritäten  können  eher 
ausgegeben  werden.  Kaufleute  können  gegen  eine  bestimmte 
Gebühr  (Fachgebühr)  die  Begünstigung  erlangen,  dassihre 
Briefe,  in  einem  bestimmten  Fache  gesammelt,  itinen  über- 
geben werden.  Briefe  von  Sr.  Miyestät  dem  Kaiser  werden 
den  Adressaten,  wenn*  sie-  sich  im  Standorte  des  Bureau 
befinden,  durch  dßn  Postamtsdirigeuten  persönlich  übergaben, 
sonst  durch- einen  Expressen  übersendet;  ebenso  werden 
Briefe  an  d«B4User^  wenn  sich  dieser  ausser  Paris  befindet, 
vom  IHrigeDteof'fifeönHch  überbracht. 

Brielb  ductal 'Bur.  in  der  Wohnung,  w^che-auf  der 
Adresse  bQsefadtMt'ist^  und  an.  ^e  in  letzterer  bezdchnete 
Person  oder  wer  zur  Uebernahme  der  an  letztere  bestimmten 
Briefe  ermächtigt  ist,  abgegeben  werden.  Von  Wohnungs- 
ändernngen  erstatten  die  Briefträger  die  Anzeige ,  das  Bureau 
entscheidet,  ob  die  Abgabe  in  der  neuen  Wohnung  statt  zu 
finden  habe.  •        "   * 

Briefe  an  einen  Verstorbenen  i^rerden  in  dessen  früheren 
Wohnung  abgegeben,  so  lange  sie  dort  angenommen  werden, 
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sonst  OD.  die  Ekben.  •  ]Comme.n  Briefe  aa  einea  Ventor 
benen  vor,  desseo  Erben  uobekannt  sindy  'so  ist  An  däi 
Sti^atsanwaU  bei  dem  Civiltribunale  erster  Instans  die  An- 
zeige za  erstatten.  •>..*,. 

Briefe  an  Falliten  werden  den  datfih  das  Qeattat  sor  Ob- 
sorge  über  das  Vermögen  berufenen  Personen  zugestellt 

r  Das  Postporto,  wird  nicht  kreditirt,  es  ist  baar  vor  Er- 
öffiiung  ,des  Briefes  zu  bezahlen,  und  es  wird  nur  zur06k- 
gegeben ;  wenn  erwiesen  ^vorli^,  dass  der  Brief  jemand  an- 
derem bestimmt  gewesen.  Eben  dämm  wird  ein  Brief,  auf 
dessen  Adresse  Bemerkungen, .  Ziffer  und  andere  Zeichen  ge- 
schrieben sind,  die  eine  Korrespondenz  enttialten*  könnten, 
von  dem  Bureau  zurückgehalten  w^d  dem  Adressaten  erst 
nach  Bezahlung  des  Porto  vorgezeigt.  ^ 

Die  Briefträger  dürfen  nicht  mehr  als  das  -gesetsliclie 
Porto  verlangen  ^  und  keinem  Dritten  BLenntqiss  geben ,  dass 
uod  woher  ein  Brief  angekommen  sei.  Es  ist  ihnen  auch 
verboten,  Stiegen  zu  steigen;  sie  geben  die  Briefe  an  den 
Portier  ab,  oder  lassen  dem  durch  die  fiJingel  avisirten 
Adressaten  Zeit,  den  Brief  am  Thore  sieh  zu  holen. 

Jedes  Postbureau  muss  alle  Tage  durch  10  Stunden,  jedes 
Bureau,  wo  sich  mehrere  vom  Staate  angestellte  Beamten 
befinden,  durch  12  Stunden  geöffnet  sein-,  welche  Stunden, 
hängt  vom  Postenlauf  und  den  lokalen  Bedürfhisseu  ab.  Im 
Winter  (November  bis  Februar)  kann  das  Bureau  um  eine 
Stunde  weniger  geöffnet  werden ,  eben  so  kann  der  Inspektor 
dort,  wo.  es  der  Dienst  erlaubt,  gestatten,  dass  an  Sonn- 
und  Feiertagen  um  3  bis  4  Stunden  weniger  gearbeitet 
werde. 

Zur  Kontrolle  gegen  etwaige  Verspätungen ,  wie  zur  Her- 
stellung von  Gegenbeweisen  gegen  allfällige  Reklamationen 
wird  jeder  Brief  sowohl  von  dem  Aufgabs-  als  von  dem  AI  • 
gabsamte  mit  einem   trockenen  Stämpel  versehen,    der  den 

'    I  Ministerialentscheidung  vom  20.  December  1655.  - 
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durch..Oefifiaung  de»  Briefes  oicht  enbittelt  werden,  80  wer- 
den  in .  den  Fällen  a.  und  b  die  Gregenstfinde  noch  -doieh 
weitere  6  Monate  aufbewahrt  und  erst  dann  vertilg  Weithe, 
die  nioht  restituirt  werden  können,  werden  in  die  .Eonsig- 
nations-  und  Deppsitenkasse  hinterlegt  :Werden- aie  binneD 
8  Jahren  vom, Tage  der  Aufgabe  gerechnet, -nic^treklainiii, 
ao  sind  sie  gleich  allen  in  den  Postbureaux  unbehoben  su- 
rttckgebliebenen  Gegenständen  und  den  nicht  reklamirten 
lUigewiesenen  Geldern  dem  Staate  verfallem-^ 

Werden  während  dieser  -Fristen   die  Briefe  rekbuniri, 
so  Erfolgt  ihre  Absendung  oder  Abgabe. 

Geöffnete  Briefe  werden  in  eigene  vorgedmckte  Ooq- 

verte  g^chlossen ,  wo  die  Ursache  der  Eröffnung  aogegebeti  ist 

.   Das  Briefgeheimniss  wird  in  Frankreich  gleichwie  in 

andern  policirten  Staaten  geax^htet;  die  Verletzung  desselben 

wird  strafgerichtlich  geahndet.^ 

Gründe  der  hohen  Politik  und  das  Erkenntniss  der  Ge- 
richte begründen  hierin  die  unvermeidlichen  Ausnähmen.' 

Reklamationen  gegen  das  bemessene  Porte  sind   inner- 
halb   eines    Monats    vom    Tage    der   Ankunft    des    Briefes 
entweder  unmittelbar  beim  Abgabpostamte  oder  bei  der  Ge- 
neraldirektion anzubringen.    Wenn  dieselbe  sich  auf  die  un- 
richtige Bemessung  des  Gewichts  stützt,  so  ist  die  Reklama- 
tion nur  dann  statthaft,  wenn  die  Eröffnung  des  Briefes  nicht 
oder  nur  in  Gegenwart  des  Postamtsdirigenten  stattgefunden. 
D^r  Dirigent  ist  ermächtigt,  das  Porto 
für  Pakete  au  öffentliche  Funktionäre,  die  mit  einer  gül- 
tigen Bezeichnung  versehen  sind  und  in  der  vorgeschrie- 
benen Form  geöffnet  wurden; 
für  Pakete,  die,  obgleich  frankirt,  einer  Gebühr  unterweifeii 

'  Gesetz  vom  31.  Januar  1833  und  5.  Mai  1855. 
'  Arr.  vom  *21.  prair.  an  IV  und  Gesetz  vom  22.  Juni  1854. 
*  En Ischeid ungen   der  Ministerien  der  Finanzcyd,   dee  Inoern   und  ikr 
Juatiz  vom  2.  und  21.  Februar  nn«l  26.  »lärz  1854. 
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wurden,  oder  die  ^ine  höhere- als  die  f^esötzltche  Gebühr 

bezahlen  muasten;    •  .  .'"''' 

nachzudehen  oder  za  ^rinässigen,   Die  Genefaldifektion  sieht 
das  Por4;o  für  Vexltbriefe  (lettres  d-attrape)  nach.  -       •• 

Der  unbefugte  Transport. von  Briefen  und  anderen  der 
Briefpost  vorbehaltenen  GegeiiständQ^  wird  mit  einer  ..Geld- 
strafe von  150— 300  Fr.  und  fakultativ  nait  yeröffentlichung 
des  Erkenntnisses,  so  wie  im'  Wiederholungsfalle  mit  einer 
Geldstrafe  von -300—3000  Fr.  geahndet.^  Wer  wissentlich 
Grebrauch.  von  bereits  verwendeten  Postmarl^en  macht,  oder 
Marken  solcher  Art  verkauft-  oder  kalift,  wird  mit  einer 
Strafe  von  50-^1000  Pr!  und  im  Wiederholungsfälle  ausser 
mit  Verdoppelung  der  Stfafe  mit  Gefängniss  von  5  Tagen 
bis  1  Monat  bestraft.^  Zur  Entscheidung  berufen  sind  -die 
Polizeigerichte;  die  Po8U)ehörden  sind  zu  Vergleichsrefhand' 
lungen  ermächtigt:  ^  Die  angehaltenen  Briefe  zahlen  das 
doppelte  Porto. 

Nur  die  Postämter  sind  zur  Aufnahme  der  TbatsChrift 
wegen  Postübertretungen  berufen.  Schöpft  ein  Zollamt  oder 
ein  Amt  indirekter  Abgaben  Verdacht,  so.  wird  der  Bean* 
zeigte  zum  nächsten  Postam^t  geleitet.  Untersuchungen  am 
Leibe  wegen  Verdachts  verbotswidriger  Brieftransporte  sind 
nur  gegen  .Kondukteure  und  Fussboten  gestattet.^ 

■•'  .  ■  ■  .  .  •  • 

2.     Die  Fahrpost     Andere  BefÖrdeningsmittpl  der 

Brietst    Die  Postverwaltimg. 

Die  Beförderung  der  BrieQ>osten  geschah  frOlier  fast 
ausschliesslich  durch  fahrende  oder  reitende  Posten,  und  in- 
sofeme  hängt  das  Institut  der  Briefpost  mit  jeneni  der  Post- 
meister und  ihrer  Pferderelais  enge  zusammen. 

1  BeschloBs  vom  27.  prair.  an  IX  ^  Gesetz  vom  22.  Jani  1854. 

>  Gesetz  vom  16.  Oktober  1849. 

»  Ord.  vom  19.  Febmar  184^ 

*  Cirk.  der  Postverwaltung  vom  15.  Jali  1841. 
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Das  Institut  der  Postmeister,  dessen  eiBte  GhrnndlageD 
bis  zu  Ludwig  XI.  fainanreichen,  beruht  gegenwärtig  auf  den 
Gesetzen  vdnt  24.  Juli  1793  und  19.  foim.  an  VIL  und  dem 
Regierungsbescblusse  vom  1.  prair.  an  VU.  (20.  Mai  1799). 
Die  hiedurch  bestimmte  Aufgabe  der  Postmeiater  ist,  die 
Brietest  und  einzelne  {lelsende  auf  schnelle  und  regelmäs- 
sige Weise  mittelst  Pferdewechsels  zu  befördern.' 

Sie  sind  Bestellte  der  Regierung,  können  wegen  Ver- 
gehen abgesetzt  und  gegen  sedismonatliche  Kündigung  ihres 
Postens  enthoben  werden,  sowie  auch  ihnen  das  gleiche 
Kündigungsrecht  unbedingt  und  bedingt  'zu  Gunsten  eines 
Dritten  zusteht. '  ■     * 

'  Sie  müssen  in~  der  Gemeinde  ihres  Pferdewechöels  woh- 
nen, dürfen  sich  nicht  über  drei«  Monate  und  nicht  ohne 
YOrhergängige  Anzeige  der  getroffenen  Substitution  entfernen, 
den  Standort  selbst  innerhalb  derselben  Gemeinde  ohne  Be- 
willigung der  Postverwaltung  nicht  ändern,  müssen  die  ihnen 
TÖrgezeichnete  Anzahl  Pferde  und  Postillone  und  wenigstens 
ein  Cabriolet,  genau  nach  dem  von  der  Postverwaltung  tot- 
gezeichneten  Muster,  ^  .halten. 

Im  Falle  des  Todes  oder  der  sonstigen  Verhinderung 
eines  Postmeisters  sind  die  Postmeister  der  benachbarteo 
Stationen  berufen,  ihn  zu  vertreten.  Sie  müssen  zu  diesem 
Behufe  nach  der  Entscheidung  der  Verwaltung  entweder  un- 
mittelbar miteinander  in  Verbindung  treten ,  oder  einer  ans 
ihnen  muss  den  Betrieb  der  betreffende)!  Station  übemehmeo. 
Unter  der  letzteren  Voraussetzung  erhalten  sie  eine  von  FäU 
zu  Fall  zu  ermittelnde  Entschädigung,  unter  der  erstem  er- 
halten sie  in  der  Regel  nur  die  betreffende  Rittgebühr. 

Nur  wenn  der  auf  diese  Weise  ununtevbrochen  zurück- 
zulegende Weg  mehr  als  2%  Posten  betröge,  wird  ihnen  über 
die  Rittgebühr  eine  besondere  Entschädigung  und  zwar  tob 
einem   halben  Rittgeld,   wenn   die  Entfernung    nicht  Ober 

•  Onl.  vom  25.  Deoember  1839. 
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sy,  Posten,  und  von  dem  gaozen  Bittgeld,  wenn  di^  Ent- 
ferniuig  über  Sy,  Posten  beträgt,  ausbezahlte  Wftre  der  ssn- 
rücklegende  Raum  gti^sser  als  5  Posten,  so  entfiele  jede 
Verpflichtung  zur  üebemahme  des  Dienstes;  Sowie  zurVer^ 
tretung  können  gegen  besondere  Entschlldigung  die  benadi- 
barten  Postmeister  auch  zur  Verstärkung  eines  Nachbars  be- 
rufen  werden.  .  *     , 

Die  Ausübung  des  Geschäftes  eines  Pferderermiethers 
ist  den  Postmeistern  untersagt,  wohl  ahjsr  können  sie  eiti 
öffentliches  Fuhrwerk  betreiben.       * 

Die  Postillone  werden  von  den  Postmeistern  gewählt; 
sie  dürfen  nicht  unter^  16  Jahre  alt.  sein.  Für  vier  Pferde 
wird  ein  PostiUon  gerechnet,  doch'  gibt  es  -auch  Aushelfer 
(monteurs  iii  d^ut) ,  welche  «in  diese  Zahl  liicht  eingerech- 
net- werden.  Jeder  als  wirklicher  PostiUon  Aufgenommene 
muss  sich  bei  dem  Haire  der  Gtemeind»  einschreiben  lasden 
und  die  Bestätigung  darüber  der  Verwaltung  im  Dienstwege 
vorlegen;  vom-Tage  der  Inscription  läuft  -sein  Rang;  Gele- 
gentlioh  der  Inscription  erhält  er  auch 'iein  Dienstbuch,  in 
welches  seine  Dienstzeit  und  die  Art  seiner  Dienstleistung, 
die  erhaltenen  Belohnungen  und  Strafen  eingetragen  werden. 
Ohne  Dienstbuch  und  ohne  dass  darin  die  fehlerfreie  Dienst- 
leistung bestätigt  wäre,  darf  kein  Postmeister  ein  Individuum 
aufnehmen,  das  bereits  bei  einem  andern  *  Postmeister  *  im 
Dienste  gestanden  ist,  aber  kein  Postmeister  darf  einem  Po- 
stiUon ohne  wichtige  Gründe  ein  solches  Zeugniss  verwöi^ 
gern ;  in  Streitfällen  entscheidet  die  Verwaltung.  Das  Dienst- 
buch wird  beim  Dienstwechsel  vom  Maire  der  Gemeinde, 
aus  welcher  der  Dienstwerber  austritt,  und  jenem,  in  welche 
er  kommt,  vidirt  Die  Auflösung«  des  Dienstverhältnisses  ge- 
schieht in.  der  Regel  gegen  einmonatliche  Kündigung. 

Im  Dienste  soll  der  PostiUon  eine  Platte  am  Arme  tra^ 
gen  mit  dem  Ziffer  der  Station  -und  seines  Ranges. 

Er  ist  nicht  bloss  dem  Herrn,  der  ihn  aufgenommen. 
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sondern*  auch  jedem  Postmeister,,  bei  dem  er  während  seines 
Rittes  sich  befindet,  zum  Gehorsam  verpflichteL 

Grobe  ode)*  ungehorsame  Postillone  •  können  .yod  der 
Postyerwaltung,  den  reisenden  Postinspektoren  oder  den  Post- 
meistern auf  längstens  einen  Monat-  vom  Dienste  suapendiii 
werden.  W,emi  ^ie  ein  zweites  Yergehen  30icber:Art  «ich 
zu  Schulden  kommen  lassen^  werden  sie  des  Dienstes  ent- 
lassen und  für  alle  Zukunft  für  den  Postdienst  unzulfissig 
erklärt 

Für  den  durch  ihre  Pferde,  oder  Postillone  TenirsachteD 
Schaden  sind  die  Postmeister  dvilrechtlich  v^nntworilich. 

Für  die  regelmässige  Besorgung  des  Pferdewechsels  ha- 
ben auch  die  Gemeinden  insoferhe  einzutreten,  dass  sie  im 
Fälle  des  plötzlichen  Todes  oder  Austritts  eines  Postmeisters 
für  die  Fortdauer  des  Pferdewechsels  so  •  lange  eu  sorgen 
haben,  bis  die  Postverwaltung  die  n^tbigen  Anordnungen 
getrofifen  bat. 

Damit  endlich  dieser  Dienst  auch  ausser  den  Einflius 
privatrechtlicher  Verhältnisse  gestellt  werde,  sind  Pferde 
Wagen,  Futtervorräthe  (der  Postmeister  und  die  zum  Post- 
dienst gehörigen  Geräthe  von  jeder  Beschlagnahme  und 
Pfändung  frei  erklärt. 

Die  Beförderungsgebühren  der  Reisenden  richten 
sich  nach  der  Zahl  der  verwendeten.  Pferde,- Wagen,  Postillon« 
und  den  zurücklegenden  Entfernungen;  letztere  sind  iiacli 
Myriametern  und  Kilometern  bemessen.  Entfernungen  voo 
500  Metern  und  mehr  werden  als  1  Kilometer  geredmei 
Entfernungen  unter  500  Metern  vernachlässigt.  ^  • 

Die  Gebühr  für  den  Myriameter  beträgt: 

für  1  Pfterd      ...     Ä  Fr. 
^    1  Wagen  .     .     .    2   „ 
^    1  Postillon     .     .     1    „ 

Wird  nur  ein  Theil  einer  Post  zurückgelegt     so  ist  i^ 

*  Ord.  vom  25.  December  1839. 
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Grebühr  in  der  Regel  für  die  ganaBePo8t^:ttDd  nur^  wenn  die 
Post  mehr,  «die  zacückgelegte  Strecke  jtber  weniger  als 
1  Myriameter  beträgt,  für  1  ittyriameter  9u.ßntr^efa>en.   -  . 

,  Es  ist  genau  bestin>mt,  wie-  viel  Pferde  für- jede  Gattung 
Wagen  yerw^ndet,  wie  «viele  Personen  in  jeder  IV^agenga^-' 
tung  um  die  dnfache  -Gebühr  geführt,  welche  Ueberaahlun- 
gen  fUr  die  Verführung -von  einer  grösseren  als  der  gesetz- 
lidien  Zahl  Personen  geleistet  *  werden  sollen.  Ebendo  be- 
stimmt die  Yerwalttisg,  an  welcher  Station.*  sich  eines  Vor« 
Spanns  zu  i>edienen  ist,  ji^ndfülr  welche  grössere.  Orte  8^pr^ 
plementar-  Entfernupgen  rr^für r  dto  Strecke  von.  den  ^  Linien 
bis  ins  Innere)  zi»  bezablien  sind.  Doch  tritt  diese  Ueber- 
Zahlung,  aür  dann  ein,  wemi.  diesa  Orte  EndstatiönenL-^ siiM}, 
und  sie  entfallen^  für  die  I)carühfieifarui2g.  Unter  der  gleichenr 
Beschränkung,  ist  eipe  Supplementardistanz  von  8  Eilotnoter 
an  den  Orten  zu  aahlen^  wo  sich  vorübergehend  äer  Kaiser- 
aufhält.  '•■•-. 

Für  abbestellte  Pferde  ist  eine  Entschädigung  im  Betrage 
des  'Preises  für^  8  Kilosneter,  für  bestellte  Pfisrde^  die  nidit 
sogleich  benutzt  Werden,  eip  Wartegeld  im  Betiage  des  PrdV 
ses  für  4  Kilometer  füf  jede  Stunde*  su  eniricfateir.  * 

Es  ist  den  Postmeistern  gestattet  >  auch  unter,  dem  Preise 
ÄU  fahren..  '  , 

Der  Myriameter  muss  ^  vom  PostiUon  auf  gewöhnlichem 
Wege  längstens  in  50.  Minuten  zurückgelegt  «werden,  die 
Umspannung  darf  höehsteba  S  Minuten  des.Tdgs,  16  Afinuten 
des  Kachts  dauern.*        „.  .•      . 

Der  Pferdewechsel  zwischen  sich  l)egegnraden'Po6tillo- 
nen,  ausser  im  Falle  der  Zustimmung  der  Reisenden^  und  das 
Vorfahren  ei]qies  Postwagens' vor  den  andern',*  ausser  im  Falle 
eines  dem  Vorwagen  zugestossenen  Unfalles  ,*  ist  untersagt. 

Die  Gebühren^  wetohe  der  Staat  ^len  Postmeistern  für 
dii^  Beförderung  der  Briefpost  und  der  Post-  (MalleO 
wagen  4)ezahlt,  sind  füc  den  Myriamet^: 

Hock,  Finanzvorwaltung  Prankreichs.  32 
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Für  1  Berline  mit  4  Reiaendenv  be-  i    i?«    h 

spannt  mit  4  Pferden      ....    7    BV.  J  .^^ 
tor  1  Coup6  mit  2  T)ifl  3  Reiaenden,  (-i^       r 

beapi&nt  mit  4  Pferden  .  ;  .  Sy^BV.  >1  *^-  50a 
.  filir  1  Cabriolet  mit  1  Beisenden)  be- 

Bpannt  mit 'S  Pferden      .  .    SV^Fr 

für  1  reitende  Estaffettte  mit  1  Pferd   2    Fn     -1  Fr.  65  C 

*  Die  Post-  (Malle-)  wagen  werden  yom  Staate  beigestellt, 

der  ihre  Beisteliung  und  Erhaltung  im  Wege  der  OflBanflichai 

Konkurrenz  verding^  die  Cabriolets  ujid  die  Wagen  fbr  die 

Privatreisenden  haben  die  Postmeister  beisuscbaflbii. . 

■  Die  Postmeister  gemessen  endlich  durch  das^Geseta  TOm 
1&.  veni  an  Xm  (6.  Mftra  1805)  v<m  jedem  Fohrverio- 
untemehiner  zur  Beförderung  von  Reisenden  ^  der  die  ihnoi 
zugewiesene  Strasse  befbhrt,  ohne  sich  ihrer  Pfiorde  an  be- 
dienen )  für  jedes  von  •  ihm  verwendete  Pferd  -eine  BSri*ai»h^ 
gung  von  25  Gentl  für  die  Wegstunde ,  oder  von  29,16  Oeat 
fbr  den  Myriametec    - 

Zu  4ieser  Entschädigung  sind  auch  diejenigen  Untemdi- 
m'er  verpflichtet,  welche  den  ganzen  Raum  zwischen  zwo 
durch  Poststrassen  verbundenen  Punkten  oder  einen  Theil 
desselben  auf  Nebenwegen  zurücklegen. 

Ausgenommen  sind  bloss  Wagenvermiether,  welche  des 
Weg  ohne  Pferdewechsel,  in  kleinen  Tagreisen  sörQcklegeD, 
und  Wagen  ohne  Federn. 

Die  Strafe  gegen  die  Umgehung  dieses  Rechts  der  Potlr 
meister  besteht  in  500  Fr. ;  zur  Erkenn tniss  sind  diefelise' 
behörden  berufen^  die  Anklage  erfolgt  durch  den  Staatsto* 
walt  oder  den  Postmeister. 

Bekannt  sind  die  Klagen,  welche  aus  die&em  Titel  roa  dtt 
Postmeistern  gegen  die  Eisenbahnen  erhoben ,  und  die  vieko 
administrativen  und  legislativen  Verhandlungen,  die  im  nickt 
vergangenen  Jahrzehnte  darüber  geführt  wurden.  £2ret  18W 
wurden  sie  mit  ihren  Ansprüchen  gänzlich  zuiückgewieieD. 
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Gegenwärtig  bestehai  noch  1885'  Postfneister. 

Die  Befiirdariingen  von  Reisenden  vereint  liiiit  d^  Btie^ 
post  mittelst  der  sögenaünten*  Mallewagen  stellt  sich  nur  als 
eine  zufällige  Handelsunternehmung  ~  des  Staates  dar ,  mit 
dem  ausgesprochenen  Zwecke,  hiedurch  einen  *Theil  detBie- 
förderungskosten  der  Briefpost  zu  decken.  Neben  der  Malle- 
post  existiren  eine  grosse  ZaM  anderer  grOifterer  oder  geriü- 
geter  Privatuntemehmungen.  Die  äusgCbreitetsten  und  dtoen 
der  Staat  selbst  vielfach  den  Transport  seinem  Sendungen  ftn^ 
vertraut,  sind  die  Hessag6ries  imperiales,  die  Messag^ries 
nationales '  und  die  'GteseHschäft  Lafitte  und  Oalliard. 

*  Die  geringe  Wichtigkeit^  welche  itzl  auf  die  Personen- 
beförderung durch  die  Post  gelegt  .wird,  zdgt  sich  übrigens  In 
allen  Einriditungen.  Es  findet  keine  unbedingte  Auftiahme 
statt  Wer  sich  der  Mallepost  bedienen  will ,  muss  sich  m^-' 
rere  Tage  firtkher  beim  Postamte  meldem  Da  derjetiige, 
welcher  eine  längere  Strecke  mitzuftüiren  sich*  erklärt,  vor 
den  Bewerbern  um  eine  ktlrzere  Strecke  den  't'orraiog  hat, 
so  kann  vom  Postainte  Orst  am  Ifittage  des  Vortages  der 
Fahrt  die  definitive  Erklärung^  dass  ein  Platz  ofifen  sei,  er- 
folgen^ ja  diejenigen,  die  nicht  wenigstens  ein  Vlertheil  der 
Route '  mitfahren ,  erhalten  ^ie  definitive  Aufnähme  erst  im 
Augenblicke  der  Ab&hrt  Kranke  odär  Personen  von  ekel- 
haftem  Aussehen  wehlen  nicht  aufjg^enommeti. 

Der  Fahrpreis  beMgt  1  Fr.  65  Gent  fllr  den  Myria- 
meter,  Kinder  zahlen  fbr  voll,  jedocii  haben  die«  Reisendto, 
welche  alle  Plätze  im  Innern  zählen,  das  Recht,  ein  Ideines 
Kind  frei  mitzunehmen.  ' 

Die  Bälfte  des  Preises  nduss  bei  der  *  Anmeldung  als 
Angeld,  die  andere  HäUte  bei  der  AbfUirt  entrichtet  werden. 
Kann  die  definitive  Aufiiähme  nicht  erfolgen,  wird  das  An- 
geld  zurückgezahlt  ^ingegen  ist  das  Angeld  verfallen ,  wenn 
der  Reisende  selbst  zurücktritt,  es^sei  denn,  es  wollte  eine 
ganze  Familie  reisen  und  es  wäre  nicht  flUr  alle  Familien- 
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glieder  Platz,  oder  ein  höherer  Auftrag  hätte  die  Reise  ge- 
hiodert.  In  beiden  Fällen- sind  die  Postämter  zur  Rückstel- 
lung  der  Gebühr  ermächtigt 

Jeder  Reisende  kann  in  Manielsäcken  oder  FeUeisen, 
welche  die  vorgeschriebenen  Dimensionen^  nioiit  fiberschrei- 
ten, 2ß  Eil.  an  Gepäck  mitnehmen,  doch  dürfen  sich  hienm- 
ter  nicht  mehr  als  5  Eil.  gemünzten.  Geldc»  befinden.  Im 
Falle  des  Verlustes  wird  bis  zum  Ifaxinram  Tön  150  F^. 
volle  Entschädigung  geleistet 

Gegenwärtig  bestehen  übrigens  nur  4  MaHei>08tkune, 
und  selbst  diese  sind  der  Auflösung  nadie.*  Bei  weitem  wicb- 
tiger  ist  die  Beförderung  der  Briefpost  durch  Prrratuntemeii' 
mungen,  Dampf-  und  SegetschiflTe  und  Eisenbahnen  gewoiden. 
Die  Bedingungen  des  Transportes  der  Briefjpost  durdi 
Privatunternehmungen  werden  durch  die  einzelnen  Ver 
tr4ge  bestimmt;  der  Bedingungen,  welche  einzelnen  Sdüffieo 
beim  zufälligen  Tranidport  von  Briefen  und  Journalen  sage- 
standen  werden,  wiirde  bereits  oben  erwähnt  Hervorzuheben 
sind  die  regelmässigen  französischen  Dampfschififohrtsverbin- 
düngen  mit  Italien,  Griechenland  und  der  Levante,  mit  Kor- 
sika und  Algier,  zwischen  Calais  und  Dower. 

Behufs  der  Versehung  des  französischen  Postdienstes  iir 
mittelländischen  Meere  haben  dieMessag^ries  nationales  in  Ver- 
bindung mit  einem  Marseiller  Hause  im  Jahre  1851  eine  eigeiK 
Gesellschaft  (Compagnie  des  Services  maritimes  des  mess 
nat.)  gegründet;  sie  übernahmen  aus  diesem  Anlasse  die  Fl^- 
dampfechißb  der  Regierung  gegen  Abzahlung  in  Jahresraten. ' 

Es  werden  von  dieser  Gesellschaft  fünf  Linien  beiiüiiec 

Italien :  Genua  -  livorno  -  Neapel  -  Messina  -  Malta ; 

Levante :  Malta  -  Sy ra  -  Smy rna  -  Konstantinopel ; 

Griechenland :  Athen  -  Salonichi : 

'  Vertrag  ded  Finanzministeriums  mit  der  Mesa.  nat.  vom  25.  Febnu' 
1851,  genehmigt  durch  das  Qesetz  vom  8.  Juli  1851^  Genehmigmig  ^ 
nenen  Gesellschaft  durch  das  Dekret  vom  22.  Januar  1852. 
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Aegypten:  Malta -Alexandfioti;    - 

Syrien :  Smyfna  ^  Rbodus  -  Betruth  -  Alex^uidrieii; 

Während  des  Krieges  wurden  auch  Yama  imd  Kamiesch 
berührt 

'lE^näo  betreibt  dea  DieBst  zwischen  Fnmkreicb  und  AI- 
gier  eine  Marseille-  Cetter  O^äellschäft,  mit  welcher  d^r  Eri^;s^ 
minister  am  17.  Februar  1853  den  Vertrag  abgesdüossen, 
und  ähnliche  Verträge  beBtehen  mit.  iverscbiedenen  Daini>f- 
schüfTahrtsgesellschaften  für  die  Verbindung  mit  EörsÜEa  und 
fik*  die  Verbindung  zwischen  Calais  und  Dover.     '^ . 

Im  Jahre  1855  hatten  aile  diese  Gesellschaften  zusammen 
53  Dämpfschiffe  niit  1,1000  Pferdokräften  in  Bewegung. 

Die  Preise  auf  denf  Postdampfschiffen  wechseln.  JWe  Ge- 
sellschaft für  das  mittelländische  Meer  betieibt  das  Geschäft 
zweckmässig  gäuas-  auf-  kaufinännische  Weise;  Sie  gibt  Fa- 
milienbillets  für  wenigstens  3  Personen  nut  einem  I^aohlasse 
von  20%,  und  wenn  sie.  für  die  Hin-  und  Rückreise -genom- 
men  werden,  «elbst  von  30%  aus. 

In  jedem  Postbureau ,  auf  jedem  Postdatnpfschiffe  'befin- 
det jsich  ein  paraphirtes  4ind  cotirtes  Register^  worin  die  Rei- 
senden ihre  Beseh werden  eintragen  können.  '  •  * 

Die  Eisenbahn-GeseMschaften  sind  durch  ihre  Kon- 
cessionsbedingungen  zur  unentgeltlichen«  und  regelmässigen 
Besorgung  der  Brie^^ost  verpflichtet  *         ' 

Auf  allen  Eisenbahnön  bestehen  ambulante  Bure^ux, 
welche-  auf  jeder  Station  die  Briefe  sammeln^  die  gesammel- 
ten Briefe  während  der  Fahrt  cartiren  und  die  cartirtep 
Briefe  ^uf  den  einzelnen  iStatioMn^vertheilen.  ^. 

*  Die  vollständigste  Zusiünmeiistelliiiig  der  betreffenden  Bestimmungen 
ist  in  den  Konöessionsbedingungen  (dem  ciahie'r  des  charges)  der  vermnig- 
ten  Eisenbahngesellschafteu  der  Normandi^  nnd  Bretagne  nnd  der  Eisen- 
bahn von  Orleanr  vom  2.  Mai  und  9(k  fnid  18&5  enthalten; 

'^Die  ^mbulanton  Boreauz  wurden  b€^its  jn^.tfahre  1846  errichtet, 
ihre  letzte  Regeking  haben  sie  durch  dfen  Hinistertalerlass  vom  8.  August 
1854  erhalten. 
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Da  hiedurch  die  Gartifmig.  in  den  einoeliieii  Portboreanx 
enpart  wird ,  können  Briefe '  und  Journale  bis  aHm  letsten 
Augenblicke  angenommen  werden.  Auf  dieQe  Weise  kommt 
eSj  dass  die  Abonnenten  in  Lyon  die  Pariser  Morgeigoiiiiiale 
zu  derselben  Stunde  wie  die  bekanntlich  lucht  sehr  moigeod- 

lieben  Abonnenten  in  Paris  lesen. 

« 

lieber  den  Umfci^g  der  Thätigkeit  der  ambulaiiten  Ba- 
reaux  ist  die  Thatsache  entscheidend ,  dass  aie  im  Jahre  1855 
im  Dui^hschnitt  tftglich  726^00  Briefe  undJoiumale  m  em- 
pfangen und  abzugeben  hatten.   - 

.  An  allen  grösseren  Eisenbahnhöfen  Jiiesteht  ein  ägener 
dem  Stande  der  ambulanten  Bureaux  angehöriger  Beamte 

■  • 

zur  Sammlung ,  Uebergabe  und  Ueberpabme  der  durch  diese 
Bureaux  besoi:gten  Korrespondenz.     .  •    _ 

In  Paris  besteht  zu  diesem  Behufs  eine  eigene  fiektkMi 
des  äusseren  Dienstes  der  PostverwaltuQg.  Auch  nnd  nr 
Leitung  .des  Eisenbahndienstes  eigene  Poetinapektoren  auf- 
gestellt. 

.  Mit  Rücksicht  auf  den  Verkehr  auf  Eisenbahnen  und  mit- 
telst der  elektrisclien  Telegraphen  kommt  die  Beförderung  yod 
Briefen  mittelst  Estaffetten  oder  ausserordentlichen  Cou- 
rier en  wohl  nur  als  seltene  Ausnahme  vor.  Die  Estaffetten 
wechseln  von  Station  zu  Station,  die  Conriere  machen,  wenn 
auch  mittelst  Pferdewechsels,  die  ganze  Reihe  durtdi,  üt 
werden  von  Station  zu  Station  durch  einen  reitenden  Fceüi- 
Ion  begleitet,  welcher  das  Pferd  des  Couriers  zurückführt. 

Eine  wichtige  Rolle  im  Postwesen  spielen  endlich  di^ 
Briefträger.  Sie  dienen  theils  zur  Bestellung  der  Briefe  io 
Standorte  des  Postamtes  (factcurs  de  ville,  facteurs  locaoxl. 
theils  zur  Herstellung  der  Verbindung  zwischen  dem  PW- 
amte  und  den  Gemeinden  seines  Bestellungsbeadrkea  ansaer 
dem  Standorte  (facteurs  ruraux).  * 

Alle  Briefträger  erhalten   eine  fixe  Löhnung,   die  «<* 

*  Eingeführt  durch  das  Oeaetz  vom  3.  Juni  1829. 
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theils  naeh  der  Wichtigkeit  des  StaDdcnrtes,  .theils  'nach  der 
täglich  zurückzulegenden  Strecke  richtet  Im  Ganzen  ^n^fllß 
schlecht  gestellt,  wenn  gleieh  die  Verwaltung  ihi^  Lage  aU- 
mählig  durch  Gehaltsaufbesserungen  und  Aushilfen  .günstiger 
zu  gestalteil  strebt  _^  - 

Das  Gesetz  vom  9.  Juni  18^  hat  sie .  wenigatau  pee- 
sionsßLhig  gemacht  -  •  r  * 

Sinnreich  ist  die  Eontro}le,  ob  der  Briefträger  jeideii  ihm 
zugewiesenen  Briefkasten  regelmässig  bei  jedem  semet  Gänge 
untersuche*  Es  befindet  sich  uäo^lich  im  lonera  des  Brief- 
kastens ein:  Stämpel,  .mit  dem  der  Briefträger  den  ihm  bei 
jedem  Gang  mitgegebenen  Umlaufbogei^  9a  bezeiohnen  hat 

Die  Centralbdiörde  des  Postdienstes^  diß  Generaldirek- 
tion ,  wurde  bereits  gelegentlich  der  Darstellung  des  FinaiM^ 
ministeriums  und  seiner  Gliederung  besprochen.  Der  äussere 
Postdienst  theilt  sieh  in  den  für  Paris,  für  die  Departements 
und  für  die  Eisenbahnen.  ^ 

Der  Dienst  in  Pari«,  zerfällt  ip  drei  Sektionen,  für 
die  ankommenden  und  abgehenden  Posten,  den  Lo^ldieust, 
die  Eassa.  Für  denselben  sind  ausser  dem  Centralbureau 
13  Arrondissements-,  20- Aushül&bureaux,  856  Briefkasten, 
1170  Bureaübeamte,  660  Briefträger  bestimmt 

Den  Dienst-  in  dei  Departements  yeitichten  .         > 

173  zusammengesetzte  Bureauic,  wo  dem  AmtsTOrsteher 
—  derselbe  führt  bei  der  Post  den  -etwaa  allznstolzen  und  mit 
der  Rangordnung  vin  den  andern '  Gefällszweigen  nicht  über- 
einstimmenden Titel  ^ Direktor^  —  mehrere  vom  Staate  er- 
nannte Beamte  beigegeben  sind ;  bei  den  wichtigsten  iMftBteben 
sogar  eigene  Kontrollore  oder  Oberkommis  als  Stellvertreter 
des  Direktors  in  Yerbind^rungsflUlen^; 

r 

*  Bie  Organisation  der  P68tbeliötden  beruht  auf  den  Ord.  vom  17.  Dö- 
cember  1844  nnd  %  Deoember  1S47  und  den  Dekreten  vom  26.  April  1650 
und  25.  März  .1852.  •    * 

'  Ord.  vom  18.  Februar  1827. 


904 


2532  einfiiche  Bureaux'.(wo  der  Direktor  allein  Fom 
Staate^  emaont  ist,  wenn  gleich  manchem  dietar  DirektoreD 
Kanzleipaaschalien  zur  UnterhaHnng  rön  GMiilfen  bewil- 
ligt 8ind)r;  •. 

1127  Vertheilungsämter,  deren  Leiier  keine  Eauticm 
leisten  ^  zur  Ausstellung  von  Gtoldanweisungen  nicht  berech- 
tigt und  in  der  Amtsführung  andern  hiefbr  .rerantwortlicb 
erklärten  Direktorefi  untergeordnet  suid. 

In  jedem  Departement  ist  ein  Direktor  als-  Haoptredi- 
ifüBgsleger  aufgestellt,  weichet  allein  dem  Kechiiungshofe 
unmittelbar  verantwortlich  ist  Er  haftet,  abgesehen  ^ron  sei- 
ner eigenen  Amtsführung,  bloss  fhr  die  fonnale  Gjütigkeit  der  ! 
von  den  andern  Direktoren  ihm  m^ecgebenen.Rtehnungsbele- 
gen  und  übt  auf  seine  Kollegen  keinen  imperativen  Einfluss. ' 

Ausserdem  sind  noch  die  Entrepots,  wo  die  Posipakeie 
ftir  die  an  Seitenorten  liegenden  Bureaüx  und/VertheUungs- 
ämter  hinterlegt  werden,  und  die  Briefkasten  (boltes)  zu  et-  l 
wähnen,  worin  die  nicht  dem  Postamte  fOrmlieh  übergebeneo 
Briefe  gesammelt  werden ;  es  gibt  keine  Gemeinde  in  Frank-  t 
reich,  in  der  sich  nicht  wenigstens  ein  Briefkasten  befiLnde.' 

Die  Zahl  der  vom  Staate  besoldeten  Beamten  in  den 
Departements  beläuft  sich  auf  20,563,  ausserdem  •  sind  nocti 
4,804  Geaieinde-  und  10,760  Liandbriefträger  verwendet. 

Dem  Dienste  in  den  Departements  verdient  jener  ir 
Algier,  den  Kolonien  und  der  Levante  angereiht  zu  werden. 
In  der  Levante  hat  Frankreich  5  Postdirektoren  und  9  Be 
stellungsämtcr. 

Für  den  Eisenbuhndienst  bestehen  59  ambulante  Buieaox 
mit  520  Beamten  und  109  Bahnhof  beamten ;  jede  Elisenbahn 
linie  steht  unter  einem  eigenen  verantwortlichen  Direktor. 
unter  demselben  sind  für  die  Leitung  je  eines  oder  inehrem 
Bureaux  Brigadechefs  aufgestellt. 

•  Ord.  vom  18.  Februar  18'27. 

*  Gesetz  nom  3.  Juni  1829. 
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Für  den  Transport  der  Depeschen  sind  160, \fllr  .deren 
Uebernabme^  und  Uebergabe  an  den  fialtstellen  (inmaborde- 
ment)  71/flir  deren.  2)Bitweise.AnfbewiGduiing  &l0  Beamte 
bestimmt.  -  - 

Im  Postdieflste  besteht  die*  Eüg^nthOmlichkeit,  dass  die 
Postdirektorsstellen  eines  jährlichem  Ertrags  von- 1000  Ff. 
und  darunter  auch  an  Pei^sonen,  4ie  dem  Postdienste  nidit 
angehören  und  sich  nicht  durch  das'  Sup^mumeraciat  fllr 
ihn  ausgebildet  haben;  näiblich  an  alte  Diener ^i  die  wenig- 
sten 7  Civil-  oder  Militärdienstjahre  zählen  oder  im  Dienste 
verwundet,  oder  erkrankt  sind,  oder  auch  an  Frauen,  deren 
Yäier,  Brüder y  Söhne,  Schwiegerväter  sich  in  solcher  Lage 
befinden  oder  befunden  haben,  vediehen  werden  können  yiiiid 
der  Minister  ist  sogar  berechtigt,  Verleihungen  ausser  diesem 
ohnehin  hinlänglich  weit  gezogenen  Kreise  vorzunehmen.  Die 
dergestalt  ernannten  Individuen  konkurriren  auch  mit  den 
übrigen  Postbeamten  für  höhere  Dieiyitstellen;  nur  sind- die 
Frauen  von*  jenen  bei  zusammengesetzten  Aemtern  ausge- 
schlossen. Auch  werden  manchmal  solche  Leute  selbst  von  der 
Kautionslegung  befi-eit,  eine  eben  nicht  zur  sorgfältigen  tech- 
nischen Ausbildung  im  Postdienste  aufmunternde  Verfügung;.  ^ 

Die  einfachen  Postbureaux  sind  nach  dem  Umfange  ihrer 
Obliegenheiten  in  bestimmte  Kategorien  getheilt,  dieRangi- 
rung  erfolgte  mit  der  Entscheidung  vom  10.  Juli  1854. 

Zur  Ueberwachung  didses  Heeres  ^on  Postbeamten-  die- 
nen 93  Inspektoren  und  30  Unt^rinspektoren  in  Pari^  und 
in  den  Departements.  'Die  Inspektoren  in  den  Departements 
üben-  eine  Art  permanenter  Oberleitung  über  die  ihnen  unter-, 
stehenden  Beamten,  erstatten  die  Torschläge^  über  die 'von 
den  Präfeklen  zu^  besets^nden  Stellen,^  sind  in  vielen  Be- 
ziehungen auch  geldanweis^de  und  verwaltende  Beamte  und 
führefr  auch  den  Titel  eines  Dienstchefs.  Die  ünterihspektoren 

■ 

'  Ord.  vom  17.  December  1844. 
^  Mfnisterialerlass  vom  3.  Mai  1852. 
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sind  jenen  grösseren  POdtämtem  zugetheili,  welche  als 
SamnUungs-  und  Vertheilungsämter  für  apidere  auf  Seiten- 
orten  liegende  Aemter  dienen  (bureaox  de.  paase). 

Unter  den  Inspektoren  und  Unterinspektoren  stehen  die 
zur  speziellen  Ueberwacbung  der  Briefträger  dienenden 
86  Brigadiers ,  welche  die  Departements  bereisen  und  insbe- 
sondere tlie  Bestellung  der  Briefe  kontrolliren.  -  Dur  Dienst 
hat  seit  der  Begünstigung  der  frankirten  Briefe,  bei  deneo 
die  Eontrpllirung  der  Briefträger  durch  das  «zu  rerrechnende 
Porto  entfällt,  ungemein  an  Widiügkeit  gewonnen  nnd  sich 
als  sehr  nützlich  bewiesen. 

Alle.  Postagenten ,  welchen  eine  Kontrolle  anvertrani  ki 
oder  die  an  der  Briefmanipulation  Theil  nehn^en,  aind  mr 
Eidesleistung  verpflichtet.  * 

Jeder  Postagent,  der  ihm  anvertraute  Briefe  qntecdrückt 
oder  vernichtet,  der  das  Brie%eheinmisa.  verletst,  der  eine 
höhere  als  die  gesetzliche  GrebOhr  für  sich  einfordert,  oder 
einen  Theil  der  gesetzlicl\en  Gebühren  unterschlägt,  und  jeder 
Briefträger,  der  abgesehen  von  diesen  Vergehen  auf  eigene 
Rechnung  Briefe  vertheilt,  Briefe  zurücknimmt,   von  denen 
er  weiss,  dass  sie  vom  Adressaten  bereits  eröffnet  worden, 
oder  der  nach  seinem  Umlaufe  sich  nicht  sogleich  ins  Bureau 
Behufs  der  Rückstellung  der  nicht  angebrachten  Briefe  zurück 
begibt,  wird  entlassen.  Gleiche  Strafe  trifft  jeden  Kourier,  der 
sich  in  Verrichtung  seines  Dienstes  eine  Verkürzung  der  Ptist-. 
Zoll-  oder  Verbrauchsabgaben  zu  Schulden  kommen  l&sst 

Eine  neue  allgemeine  Instruktion  für  den  Postdieut 
trat  mit  dem  1.  April  1856  in  Wirksamkeit;  sie  entbilL 
abgesehen  von  einem  Anhange,  einem  Inhaltaverseichoisst 
und  einem  alphabetischen  Register,  2,230  Paragraphe  aitf 
582  Folioseiten. 

In  keinem  anderen  Zweige  des  französischen  FloaDi* 
dienstes    sind    vergleichende    Uebersichten     von     grösseren 

•  Gesct»  vom  '29.  August  1790,  Senatusoousult  vom  25.  Deoemlier  18i2 
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Interesse  als  iuj  Postwesen  ^  weil  in  kekieoi  andern  die  JB'olgen 
so  sichtlich  henrorlreton ,  welche  ein  einfacher,  rnftssiger*  und 
dem  Interesse  des  Y^iftehrs  angepasster  Steuertarif  für  den 
allgemeinen  wie  für  die  besonders,  finanziellen  Interessen  des 
Staates  hat 

Wir  lassen  zu  diesem  Ende  im  Anhange  eine  umfassende 
Zusammenstellung-  folgen,  der  wir  )üer  nur  folgende  Daten 
entnehmen.  -   .•  -  '     ^ 

Von  1816  bis  1646^  ajsov innerhalb  30  Jahren,  hatte  sieh 
die  Posteinnahme  ron  21  -auf  54  Millionen ,  die  Zahl  der 
transportirten  Briefe  von  45  auf  108  Mülionen  arhöht  Im 
Jahre  1847  fiel  das  d^me  rural,  der  Zusehlag  fUr^idle  durch 
Boten  ausser  deA  Postorten  Versendeten  .oder  gesammelten 
Briefe^  weg,  die  Einnalytne  sank  um  etwa  600;000  Fr.,  allein 
die  Zahl  der  Briefe  stieg  auf  126  Millionen ,  und  namentlich 
düe  Lokalbriefe  vermehrten  sich  von  9  auf  22 .  Millionen. 
Vom  Jahre  1649  angefimgen .  entfiel  die  mit  der  Distanz  stei- 
gende Scala;  ein  für  die  Finanzen  empfindliches  Opfer,  denn 
die  Einnahme  sank-  von  52,9  anf  .42  Millionen, 'alltin  die 
Briefzahl  stieg  auf  157  Millionen ;  die  Briefe  der  grossen  Post, 
die  am  meisten  begünstigt  erschienen  ^  von  101  auf  130  Mil- 
lionen.- Im  Jahre  1856  war  bereits  der  Verlust  für  die  Fi- 
nanzen vollkommen  wieder  hereingebracht;  die  Einnahme 
war  dieselbe  wie  im  Jahre  1845  >,  allein  die  Briefzahl  hatte 
sich  gegen  jenes  Jahr  von  108  auf  234  Millionen  erhöht, 
und  beide  Resultate,  für  die -Finanzen ,  wie  für  den  öfitot* 
liehen  Verkehr,  wären  ohne  die  in  dem  Jahre  .1850  ^ge^ 
tretene  Rttckschwankung  gegen  das  firtthere  System  zuver-^ 
lässig-  um  •  einige  Jahre  eher  eingetreten. 

Nach -den  mitgetheilten  Zahlen  würden  in  Frankreich 
auf  jede  Person  6'^  Briefe  des  Jahres  fallen,  da  aber  Vs  &Uer 

*  Im  Jahre  1856  ist  die  Einnahme  geg^  jene  des  Jahres  1S55  um 
2,230,000  Fr.  gestiegen,  das  Briefporto  aUein  stieg  um  2,2d0,00O Fr. ,  die 
MaUeposten  hatten  einen  Ausfall  von  125,000  Fr. 
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aufigegebenen  Briefe  sich  auf  Paris  vertheilt)  so  ergebem  sich 

des  Jahreii.fllr  jede  Person 

in-  Paris  50,0  ,„.  , 

Bnefe. 


I 


.    ausser  Paris    2,!^-; 

Die  ausserordeiHiliche  Zunahme  der  frankirten  Briefe  ist 
der  Begünstigung  derselben  'durch  die  Gesetze  vooi  1.  Juli 
1853  und  20.  Mai  1854  zuzuschreiben. 

Die  Zahl  der  Postübertretungen  ist  seit  der  Emfbhnmg 
.der  Briefmarken  duirch  den  mannigfache^  Miasbrauch,  in 
welchem  diese  trefifliche  Einrichtung  eben  wegen  ihrer  Ein- 
fitchheitAnlass  gibt,  sehr  gestiegen.  *  Die  Zahl  der  den  Ge^ 
richten  angezeigten  Beschuldigten  betrug.^  1851;  726,  1852: 
1459,- 185a:  194Ö,  1854:  2655. 

Interessant  ist  die  vergleichende  Uebersidit  d^rZahl  der 
Zeitungen  und  Journale,  doch  hängt  diese  Zahl  mit  der  Post- 
reform  nur  wenig  zusammen;  es  spiegelt  sieh  in  ihr  vielniebr 
die  zunehmende  politische  Bewegung  un(er  der  Juliregiemng, 
die  Ueberstürzung  der  Revolutionsjahre,  der  RüQkschlag  der 
folgenden  Zeit,  das  durch  den  russischen-  Krieg  neu  a^ 
wachende  Interesse  an  den  öffentlichen  Blättern  und  vor 
allem,  die  grössere  Selbstständigkeit  und  fortschreitende  Ent- 
wickelung  der  Departements ,  ein  erfreuliches  Symptom ,  auf 
das  wir  im  Laufe  unserer  Darstellung  noch  öfters  wer- 
den hinweisen  können.  Vieles  trug  zur  grösseren  Verbrei- 
tung der- Zeitungen  in  den  Revolutiobsjahren  die  wähitMKl 
denselben  bis  1.  August  1850  bestehende  Befreiung  der  Jour- 
nale vom  Stämpel  bei. 

Von  den  1854  transportirten  Briefen  waren  31  Milliooeo 
Amtsbriefe '^,  wofür  das  Porto  39  Mill.  Fr,  betri^en  hatte 
Rechnet  man  diese  au  dem  Nettoertrage  von  21,2  Mill.  Fr 

'  Bericht  des  Justizministers  von  1856. 

*  Nach  den  von  der  Postverwaltung  gepflogenen  Erhebungen  wait 
die  Zahl  der  Amtsbriefe  1640  nur  12^3  Millionen  gewesen.  Da»  in  U 
Jahi-en  eine  so  grosse  Vermehrung  eingetreten  sei,  ist  kaum  glaubtkk 
vielleicht  liegt  eine  verschiedene  Art  der  Berechnung  zu  Gründe. 
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hinzu-,  welchen  der  Postdienst  in  diesem  Jahre  abwarf,  so  tritt 

seine  Bedeutung  im  französiachen  StaatshaushaU  klar  faervoh 

Die  Postrerwaltung  Frankreichs  rtthmt  sich,  dass  yoi^  den 

234  Millionen  Briefen ,  die  1855  aufgegeben-  wurden ,  nur  6700 

« 

als  nicht  eingelKngt  reklatnirt  und  .ron  diesen  3600  aufgefup- 

-      ■        i  Q 

den  wurden,  so  dass  nur  3100  oder  ^  /w^nAn  ^^^  Gesammt- 

menge  verloren  gingen.  Der  Ruhm  wäre  unbestritten ,  wenn 
jeder  aufgegebene  Brief,  welcher  dem  Adressaten  nicht  recht- 
zeitig zukömmt,  reklaipirt  wUröe;  allein  bekanntlich  be- 
schränkt die  Reklamation  sich  in  der  Regel  auf  Briefe  mit 
Wertbpapieren  oder  Dokumenten. 

Weit' mehr  rerdient  Anerkennung,  dass  die  Zahl  der 
nicht  bestellbaren  Briefe,  die  1347  noch  2,93%  dergesamra- 
ten  Brieftnenge  betrug,  sich  1855  auf  1,43%  verminderj;  hat, 
dass  in  den  beiden  Jahren  1854  und  1855  380  neue  täg- 
liche Postvefbindungen  errichtet  wurden,  und  dass  yon  den 
38000  Gemeinden  Frankreichs  nur  noch  3800  ohne- .^n&  täg- 
liche Postverbindung,  sind.  ^ 

Die  Zahl  der  Postpakete,  die  1840  noch  16,275,000  be- 
trug, beläuft  sich  gegenwärtig  auf  ;i7^762,000. 

Die  Zahl  xler  einzielnen  Postkourse  (services)  entziffert 
sich  gegenwärtig  auf  3,287, 'wozu  noch  31  Eour^e  durch  die 
ambulanten  Bureaux,  81  Eourse  durch  eigene  Eouriere  auf 
den  Eisenbahnen  und  die' durch  Dampfschiffe  vermittelten 
Kourse  kommen. 

Es  gibt  kein  Postbureau  in  Frankreich,  das  nicht  täg- 
lich einen  Epurier  erhält  und  abfertigt,  bei  den  meisten  kom- 
men Aind  gehen  des  Ti^es  *  über  mehrere  Eouriere.  In  Paris 
werden  täglich  aiebetimal  Briefe  gesammelt  ui)d  vertheilt. 
Es  gehen  von  dort  täglich  zwei  Pakete  in  die  Departements, 

*  Axmaaire  des  postes  de  Tempire  fran^is.  Paris  k  Thötel  des  postes 
1856,  eine  sehr  gute  Zasammenstellanff-,  welche  im  gegen wärtigeii  Kapitel 
vielfach  benutzt  wurde. 
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lind  Paris  unterhält  mit  mehreren  der  nichtigsten  StÄdle 
cilie  drei-  bis  viermalige  titgliche  Poatverbinduiig. ' 

Noch  immer  ist  aber  das  Poelporto  viel  7U  hoch,  und 
wird  das  Pustregale  viel  zu  sehr  als  Finanzquelle  lieaatzt  — 

Es  wäre  hier  der  Ort,  auch  der  Einrichtungen  und  der 
Ergebnisse  der  telegraphischen  Korrespondenz  zu  er- 
wähnen, welche  ao  enge  nnt  dem  Postweaen  zusammenhängt 
allein  sie  steht  in  Frankreich  unter  der  Leitung  des  Ministe- 
riums des  Innern,  so  daes  ihre  Darstellung  ausser  den  Bereich 
dieser  Blätter  ffillt.  Uebrigens  ist  Frankreich  durch  den  Vertrag 
mit  Preussen  vom  6.  November  1855  dem  österreichisch  -  deut- 
schen Telegraphenvcrein  beigetreten,  sodass  die  Bestimmungen 
des  letzteren  auch  für  dasselbe  Gültigkeit  haben.  Die  regelnde« 
Gesetze  und  Dekrete  sind  vom  29.  November  1850,  17.  Juni 
1852,  23.  Mai  1853,  22.  Juni  1854,  21.  Juli  1856.  Dos  letA 
erwähnte  Gesetz  ist  eben  jenes,  welches  den  Grundsätnn 
des  deulach-Österreichischen  Vereins  entsprechend  für  teJe- 
graphische  Depeschen  eine  massige  und  einfach  zu  berech- 
nende Gebühr,  bestehend  aus  einer  fixen  Abgabe  und  einem 
nach  der  Zahl  der  zu  telegraphirenden  Worte  und  der  QrOsse 
der  Entfernung  bemessenen  veränderlichen  Betrag  festAeM. ' 

Der  Ertrag  der  Telegraphengebühren  war  für  1856  mit 
4,6  und  ist  für  1857  mit  5  Millionen  Fr.  veranschlagt  um! 
betrug  nir  1855  über  2,500,000  Fr. 

'  Der  gegenwärtig«!  GEneratdireklor  der  Porten .  Herr  Stoumi ,  bemübi 
sich  rec)li(!h  die  mannigfachen  Mangel  dee  Tranzäsischen  Poetwcavii«  n 
beseitigen.  Ersl  im  Mai  1656  nurdeci  in  Faris  die  Stunden  der  Biv/- 
aufgabe  vou  3  t>ii>  &  Buf  fj  hh  G  Uhr  Abends  und  in  den  Balinhufea  und 
di:ren  Nähe  von  6  bis  6  auf  7  tiis  lü'/,  ühr  Abeuds  verJangert. 

'  Die  nxe  Abgalie  betrügt  2  Fr.,  and  ausserdem  sind  für  jeden  H;^ 
riameter  des  zurückgelegten  Weges  10  Cent.,  und  ilbur  daa  Minimtun  na 
iö  Worten  hinaus  für  Je  5  Worte  eine  Uebcrlaze  von  10%  su  entneliiBL 
Für  die  Adresse  sind  6  Worte  frei.  Depoeehen  die  an  Orten,  wo  Us 
pertnaneuter  Nachtdienst  eiiigerichlel  ist,  des  Naohts  aufgegeben  w«nl«, 
iml«rliegeii  di-r  doppelten  Gebühr.  Die  Zuslellung  an  Eine  PerMo  MM|f 
unentgeltlich,  für  Jede  weitere  Ztulellung  sind  je  10  Cent,  xn  tthlco.  N 
l>cpnH'hi'n  dir  den  Ort  der  Aufgab«  ist  die  fixe  Abgabe  auf  1  F»-.  e 
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Der  Staatshaushalt.  —  Bas  Staätsschuldenwesen.  —  Die  öffentlichen  Kre- 
ditsanstalten. —  Das  Qeld-  nnd  Münzwesen. 

L    Der  Staatshaiuihalt 

Wir  haben  die  Organe,  denen  Frankreich  seine  Finan- 
zen  anvertraut)  ihre  innere  Gliederung^  die  Art  ihres  Ver- 
fahrens, die  Kontrollen  der  Ausgäben  und  die  Quellen  der 
Einnahmen  kennen  gelernt;  es  ist  nun  an  der  Zeit,  dass 
wir,  die  zerstreuten  Elemente  zusanmienftissend ,  ein  Ge- 
sammtbild  des  Staatsbaushaltes,  seiner  Hilfsquellen,  seiner 
Bedürfhisse,  ihres  gegenseitigen  Verhältnisses  und  wie  sie 
allmälig  zu  ihrem  gegenwärtigen  Stande  sich  herausbildeten, 
uns  zu  verschaffen  suchen. 

Wir  theilen  zu  diesem  Ende  im  Anhange  gegenwärtiger 
Darstellung  den  Voransdilag  fllr  die  Jahre  1856  und  11B57 
und  die  bisher  bekannt .  gewordenen  Ergebnisse  dör  Jahre 
1855  und  1856  mit  Aus  denselben  stellen  sich  für  die  uns 
hier  beschäftigenden  Fragen  folgende  Thatsaph'en  heraus. 

Die  Oesommt-  (Brutto-)  Einnahme  für  das  Jahr  1857 
ist  durch  das  FLnanzgesetz  vom  14.  Juli  1856  mit  1710,5  Mil- 
lionen Fr.  veranschlagt,  wobei  zwar  die  Steuerzuschläge  zu 
den  direkten  Steuern  zu  Gunsten  der  Departements  und  der 
Gemeinden,  dann  die  besonderen  Abgaben  zu  Gunsten  der 
ersteren,  aber  weder  das  Oktroi  und  die  andern  Gemeinde- 
abgaben, noch  die  EinkOnfte  mehrerer  Staatsinstitute  (der 
Ehrenlegion ,  der  Staatsdruckerei ,  der  Münzstätten ,  der 
Marine- Invalidenkasse,  der  höheren  Lehranstalten  und  der 
Konsulatskanzleien,  mit  30,6  Millionen,  die  EinkOnfte  Algiers 
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t\ir  Ijokalzwecke  mit  etwa  4  Millionen  .^  und  die  Einkünfte 
der  Kolonien  mit  6,6  Millionen  gerechnet  sind. 

Für  das  Jahr  1856  waren  nach  dem  Finanzgesetze  vom 
5.  Mai  1855  veranschlagt: 

MiU.  F«. 

die  wirklichen  Einnahmen   .     1123,3)  ^  ,^   .,  _.       ,  1^^^, 

..    ^      ,^.,  -..  ,  f,.        ^     (ordentl. Einnahmen  157a4 

die  DorchHihrungcn,  Einhe-  S  hierunter  J  _ 

hangen  and  RücksteUungen      478,8)  <au«aerora.       ^  ^ö.i 

ZuBammen    1602.1 

# 

Auf  Gnindlagc  der  bisher  bekannt  gewordenen  Ergeb- 
nisse des  genannten  Jahres  dürfte  man  aber  nicht  irren  ^  wenn 
man  die  Einnahmen  desselben  mit  1730  Millionen  annimmt 

Von  der  Bruttoeinnahme  kommen  nach  dem  Voran- 
schlage für  1857  524,4  Millionen  und  für  1856  478,8  MU- 
lionen  Fr.  für  Kosten*  der  Pereeption,  Steuerrestitutionen. 
AbAihren  an  fremde  Fonds  und  bloss  rechnungsmässig  auf- 
geführte Posten  abzuziehen,  so  dass  eine  Nettoeinnahme  nach 
dem  Voranschlage  (Ür  1857  von  1186,1  Millionen  and  fDr 
1856  von  1123,3  Millionen  Fr.  erübrigt.  Für  1856  dürften 
nach  dem  bisher  bekannt  Gewordenen  diese  Abzüge,  entspre 
chend  der  vennehrten  Bruttoeinnahme,  auf  500  Millionen  sick 
stellen ,  so  dass  walirscheinlich  eine  Nettoeinnahnie  von  123)' 
Millionen  Fr.  erzielt  wurde.  Aber  selbst  in  der  Beschrönkun^ 
auf  die  Ziilor  von  1123.3  Millionen  hatte  Frankreich  ein  Ein* 
kommen  aufzuweisen,  dem  kein  Staat  des  Kontinents  auch 
nur  annähernd  ein  gleiches  an  die  Seite  zu  setzen  hat. 

Nach  dinn  Bruttoerträge  von  1780  Millionen  ergab  sich 
eine  Htcueniuote  von  47.8  Fr.  für  den  Kopf  der  Bevi-!- 
kerun<r    Frankreichs    im    Jahre    1856    mit    36    Millionen. 

•  Im  Jahre  18.")(>  ^vun]^'  die  Bcvölkorung  Frankreioha  durch  Zfihlir: 
tnji  3(V)39.l{r4  Alillionni  rrlioben.  Diese  Zahl  gilt  nun  sowohl  im  Ai.- 
gviueiiicii  Als  in  ihren  lieäinndtlieilcn  Hir  dSe  sinxelnen  Besirke  er: 
Gemi'indeii  in  Vnl^i-  des  DekiTtes  vom  20.  Deoember  1856  iu  den  f**-:' 
•Jahren  lv<)7-  18<>1  nis  die  allein  authentifiche  für  die  verschiedenen  V«: 
wnltungszwecke.  die  Miliiuraushebung.  die  BemeMang  der  Pktentde*!^' 
der  Getränke- KingangHgebiihren  n.  dgl.  m. 
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Diese  Quote  ist  keine  so  hohe,  deea  sie  Besorgnisse  er-i 
regen  könnte.'  Aucb  darf  nicht ^ttb^rseben  werden )<tBe8 
höchst  an^hnliche  I^oisftsen  dar  BmttoeSnnabme  ätnr  als  dtfi^h- 
laufend  sich  darst^ilM^^,,  indem  §ie  den  fiteoerpflichtigen  no- 
gleich  oder  nachtrftgludi  j^inter  aiülem  ^Formen  wieder  mirück- 
gestellt  werden,  oder  nidits  als  der  Entgelt  einer  vom  Staate 
für  den  Steuerpflichtigen  bestrittenen  Auslage  sind,  ffieiier 
gehören  die  zahhreicbev  Steuerrestitationen ,  die  Provi^onen 
für  die  bezahlten  gröditoren  Steuerbetrftge ,  die  Aosftihri'» 
Prämien,  der  Werth .des  Materials  bleim  Tabak-  und  Pulver- 
vericauf,  der  Werih  des  Pltpiers  beini  Ürkundenstämpel,  die 
zur  Besorgung  dw  Briefe  und  Geldsendungen  YOm  Staate 
bestrittenen  baaren  Ausfitgei^,  die  Kosten  der  Forste  und 
Domänen.  Ebenso  fidlen  den  Steuerpflichtigen  jene  Beträge 
nicht  zur  Last,  welche  in  der  Staatsrechnung  als  von  einem 
Staatsibnde  an  den  andern  oder  als  von  Oemeinden  als  Er^ 
satz  deir  ibr  sie  bestrittenen  'Auslagen  an  den  Staat  abgefiihrt 
erscheinen ,  und  endlich  müssen  als  nicht  unter  die  Staats- 
abgaben gehör%di8  für  Rechnung  der  Oemeinden,  Handels- 
kammern und  ähnlicher  Lokalinstitute  eingehobenen  Gelder 
abgerechnet  werden.  Es  erreichen  alld  diese  Beträge  zu- 
verlässig die  Summe  von  320  Millioneil ,  so  dass'-die  eigent- 
liche Last  der  Staatsabgaben  im'  Jahre  1856  <die  Deparp 
tementalal^ben  eingerechnet)  nur  1410  Millionen  oder 
36  Fr.  für  den  Kopf  der  Bevölkerung  beträgt.  Es  gibt  auf 
dem  Kontinente  mehrere  Staaten,  die  Niederlande,  Däne- 
mark, Spanien,  wo  die  Quote  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
grösser  oder  gleich  ist ,  ohne  dass  man  Überall  den  durch- 
schnittlii^hen  Wohlstand  einen  grösseren  nennen  könnte.  ^  Dass 
die  Abgaben,  was  man  auch  gegen  das  Ausmass  und  die 
Einhebungsart  einzelner  derselben  einsenden  kann.  In  ihrer 
Gesammtheit  nicht  zu  hoch  bemessen  sind ,  wird  auch  durch 

*  Vergl.  Freiherr  v.  Reden:  Deutschland   ifnd   das   übrige  Ehiropa. 
Wiesbaden  1654.    6.  1050. 

Hock,  Finaniverwaltung  Frankreichs.  33 
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das  nachhaltige  uHd  bedeutende  Steigen  derselben:  und  die 
leichte  Einbringlichkeit  der  direkten  Steuern  ziffennässig  be- 
wieseil ;  auf  die  letzteren- inüsste  zuletzt  jede  bleibende  Ueber- 
bOrdung  des  Volkes  ihren  Einfluss  äussern.  Wir  geben  in 
dieser  Richtung  im  Anhange  mehrere  Tergleidhende  Zosaai- 
menstellungen ,  und  köimen  uns  daher  hier  auf  folgende  all- , 
gemeine  Bemerkungen  beschränken: 

Vor  dem  Ausbruche  der  Revolution  im  J^re  1789  be- 
liefen sich  die  Einnahmen  Frankreichs  ßxit  644,1  livres, 
1810  in  der  glorreichsten  Zeit  des  Kaiserreiches,  als  es  bis 
nach  Hamburg,. Köln,  Mainz,  Genua  und  Rom  reichte^  auf 
822,9,   1829  im  letzten  Jahre  der  Restauration   auf  886;^ 

1847  im  letzten  Jahre  der  Friedensregierang  Loiiis  Phi- 
lipps auf  1342,8  Millionen  Fr.,  und  trotz  der  tiefen  Er- 
schütterung der  Revolutionsjahre  1848  bis  1851,  wo  die 
ordentHchen  Einnahmen  auf  1207,3,  1256,8,  1286,5,  1273^ 
sich  rerminderten ,  und  trotz  dea  hereingebrochenen  Krie- 
ges hatten  sie  sich  1853  auf  1391,1,  1854  auf  1520,3, 
1855,  so  weit  es  sich  auf  Grund  des  ersten  ptOTisorisdien 
Jahresschlusses  berechnen  lässt,  auf  1666,5  Millionen  Fr. 
erhoben. 

Die  direkten  Steuern  haben  sich,  ohne  dass  eine  merk- 
liche Erhöhung  des  Steuerperzents  erfolgte,  ja  indem  die 
Zuschläge  in  den  letzten  Jahren  sogar  vermindert  wurden, 
fast  blos  durch  die  natürliche  Steigerung,  den  Zuwachs  tu 
steuerpflichtigen  Objekten  und  Personen,  von  331  MillioneB  > 
im  Jahre  1830  auf  423  Millionen  im  Jahre  1847,  —  431  Mil-  I 
lionen  im  Jahre  1854,  —  436  Millionen  im  Jahre  1855,  - 
448  Millionen  im  Jahre  1856  erhöht  —  Die  RückstAode  u 
der  Jahreseinnahme  am  Schlüsse  des  Solaijahres,  die  ▼ff 

1848  stets  um  8%  der  Steuerausschreibung  aich  bewegtca 
waren  1854  auf  4y3%,  1856  sogar  auf  ^%  herabgemakea 

'  Nachdem  die  letzte  MoDatsrate  der  direkten  StMittni  erst  am  Eb>^    | 
Januars  des  folgenden  Jahres  za  zahlen  ist;  ao  0teU«&  die 
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Die  Kosten  der  zwangsweisen.  Einhebung ,  die  bereits  vor 
1848  allmälig  auf«  2,1?  von 'Tausend  des  Steuerbeytrages  ge- 
fallen waren  V  haben  sieh  1854  auf  2,13^  1855  aurf  1,80  und 
1856  sogar  auf  1^62^  von  Taui^end  ermässigt. 

Bei  den  indiriekten  Steuern  -ist  wegen  der-  inannigfachein 
Aenderungen^  die  sie  erlitten  haben,  eine  solche  VergleichuBg 
allerdings  kein  gleich  verlässlieher  Massstab  für  die  Steuer- 
fähigkeit, indess  gestattet  auch  hier  eine  nachhaltige  Stei- 
gerung einen  nicht  unwahrscheinlichen  Induktionsschluss  auf 
die  Nicht -Ueberbürdung  des  Landes.  «Der  Ertrag  aller  in- 
direkten Steuern  war  1830':  575  Millionen,  1847  trotz  der 
Beseitigung  des  Ldtto?  und  der  Spielhäuser  ^  825  Millionen, 
und  trotz  der  Ermässigung  der  Salzsteuer,  des  Briefporto, 
der  (wenn  auch  volUbergehenden)  Herabsetzung  de»  Enre- 
gistremente  und  des  Wegfalls  der  Getreide-  und  WeinzöUe 
1853  846,8,  1854  847,3,  1856,  wo  aUerdings  in  der  Mitte 
des  Jahres  (durch  die  Gesetze  vom  5.  Mai  und  14.  Juli)  ein 
zweiter  zehnprocentiger  Zuschlag  und.  eine  Erhöhung  der  Ge- 
tränke- und  der  Transportsteuer  eintrat,  951  '^  und  1856  über 
1026  MilUonen.      ^  ' 

Für  1857  sind  die  indirekten  Abgaben  mit  Zurechnung 
der  neuen  Erhöhungen  auf  1031  Millionen,  ohne  dieselben 
auf  048  Millionen  veranschlagt. 

Vergleicht  man  die  Erträgnisse  der  einzelnen  Steuern 
unter  einander,  so  findet  man,  dass  die  ^direkten  .Abgaben 
jetzt  nur  44% -der  indirekten  abwerfen;  1890  war  das  Ver- 
hältniss   wie  57:100,   1847   und   1854  wie   51^100;   ein 

Zahlen  heraus ^  dass  eigentlich  di«  Steuern  schneller  eingehen,  als  sie  fällig 
sind.  EQde  1856  waren  fttr  das  Ende  Jannietrs  fällige  Ikzte  Zwölftel  der 
Jahressteneir  schon  **/^^  einbesahlt  Die  SteiierrückstäÜde  fOr  186h  be- 
liefen sieh  auf  394,000  Fr.  oder  9  von  Dausead.  ' 

*  Gesetze  vom  21.  April  183:1  und  18.  Juli  1836.  ,  y^ 

^  Von  den  65  l^lionen,  um  welche  der  Toranschlag  dieses  Jahres 
übertroffen  wurde,  kommt  nur  die  Hilfle  auf  Rechnung  der  erwähnten 
Ste^iererhöhungen : 


516 


sprechender  Beweis  des  steigenSeir  EÜDflusses,  welchen  das 
bewegliche  Eigenthum  über  di6  QBbewegliebe^  der  Händel, 
die  indostrie  und  alle  die  Hunderttaudend  bewegenden  Kräfte^ 
welche  sich  der  direkten  Abschätzung  und  Bestenemn^  ihres 
Ertrages  entziehen,  gegenober  den  fiten  Eaementen  derbfir- 
gerlichen  Oesellschaft  auf  die  Yelkswirtbscbäft  wie  auf  den 
Staatshanshalt  sich  erringen.  *  \  •  ' 

Bezeichnend  ist  deif  verliältnissmässige  StUIstand '  in  dem 
ZoUertrage. 

Der  letztere  belief  sich  1828  auf  109,3  ICH.  Fr. 

1847    ^144,2'  ^       '^     ■ 
1«52   ;i48i2    „^      ^ 
1863.\,   149,8    ^       „ 

1854  „  168,0-   ^       „ 

1855  ^198,2    ^       ^ 
1866    ,  184,7  ^,       ^ 

Hau  gewahrt  bis  1853  deutlich  den  Einfluss  ddf  Mängel  der 
Oese&gebung,  der  allzuhohen  Zölle  und  der  Prohibitionen. 
Nur  die  letzten  freisinnigen  Verfügungen  der  kaiserlicbec 
Regierung ,  die  Ermässigung  der  Eisen-  und  der  Zuckerzölle. 
haben  wieder  einen  Aufschwung  in  das  stagnireiide  Gefälle 
gebracht;  der  10 7o  Zuschlag  des  Jahres  1855  hat  den  Ertrag 
nicht  nachhaltig  erhöht. 

Unter  den  indirekten  Steuern  nehmen  das  Ehfuregistre- 
ment  und  der  Stämpel  ein  volles  Drittheil  in  Anspnicb 
Diess  ist  offenbar  zu  viel,  da  sie  zum  grössten  Theile  jene 
Objekte  treffen,  aur  denen  zunächst  die  direkten  Steuer« 
lasten ,  und  die  freie  Beweglichkeit  jenes  Eigenthnnts  hindern, 
welches  heutzutage  nach  langer  Vernachlässigung  den  ÜDtff* 
nehmungsgeist  am  meisten  in  Anspruch  nimmt  und  der  b^ 
deutendsten  Kapitalien  bedarf. 

Bezeichnend  fQr  die  Sicherheit  tmd  den  moralischeo  Eb^ 
fluss  der  Finanzverwaltung  ist,  dass  die  Zahl  aowobl  ^ 
Gefällsübertretungen  als  der  Fälle  des  Widerstandes  und  der 
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Beleidigung  der  ötteatlichen  i^genten  sich  venuindert  >  DIql 
letztere  ErscbeinuDg  bftngt  wohl  mit  der  B[raft  und  dem  An^ 
sehen  zusammen ,  welche  die .  kaiserliche  Regiemjig  über- 
haupt ^u  erringen  verstand. 

Vergleichen  wir  die  Staatseinnahme  mit  den  Kosten  ihrer 
Verwaltung  und  Erhebung,  so  zeigt  sich  im  Allgemeinen 
keüii  ungünstiges  Ergebniss.  Die  Kosten  betragen  niGich  dem 
Voranschlage  für  18B7  nur  10% -der  ersteren. 

Uievon  entfallen  fttr  die  eigeptliohen  Abgaben  und  zwar 
für  die  direkten  Steuern:     ...     .     .   -^     .    3,8% 
für  das  Epregidtrement  und  den  Stämpel    3,4  7ö 
für  die  Zölle  und  die  indirekten  Abgaben  11,9% 
(^berechnet  nach  Absdüag  des  Werthes  des  Tabak-  und  Pul- 
vermaterials, der  Steuerrestitutionen  und  der  Ausfuhrpränaien 
von  den  Einnahmen  und  Ausgaben). , 

Wir  haben  in  den  betreffenden  Abschnitten  Manches  be? 
merkt^  was  in  den  letztgenannten  Verwaltungszweigen  zur 
Verminderung  der  Einhebungskosten  noch  im  thun  erübrige, 
doch  dürfen  wir  hier  nicht  unerwähnt  lassen  y  •  dass  bereits 

Vieles  geschehen  sei.  Die  Kosten  der  Einhebung  .der  indirekten 

...  • 

'  ÜBJcfi  dem  Berichte  des  HinlBters  der  Justiz  iU)er  die  Ergebnisse 
der  Rechtspflege  in  den  Jahren  1851—1855  betrüg  die  Zahl  der  Be- 
schuldigten :  ^ 

1851  '  185»  1853      1854.    1855 
wegen  Beleidigong  und  Verletzung 

öffentlicher  Agent&D 10931    ^1018  9484      7221      71 A) 

w^gen  Uebertretongen  der  ZoU-, 
Oktroi- cwd  iadirekten  Abgaben- 
Vorschriften     .........      4682^    4210  4361      3736      3086 

0 

wegen  Uebertretongen  der.  Jagjl', 

Watfen-  und  Fischereigt»etse     .'   75857    92432  '87396*  83573    64916 
Waldfrevel      ........    71866    86349    80925    77330    60473 

Die  einzige  Ausnahme  bilden,  vieUdkht  -wegen  der  strengereh  Auf- 
sicht, jedenfaUs  aber  wegen  der  Leichtigkeit  einer  missbräuchlichen  Ver^ 
Wendung  der  Postmarken,  die  Uebertretungen  ge^;en  die  Pestgesetze;  hier' 
betrug  die^Zahl  der  Beschuldigt^:        1851    1852'  1853    1854    1855 

726     1459    1940    2601  >  5768 
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Abgaben  und  des  >  Tal^ikB  •  hattaa  1818  unter  Napoleon  L 
22%,' 1824  uQter  der  Restauration  18%  betragen. 

^  Im  A-usgabeQ'Budget  Frankreichs  zeigt  dich  dieselbe 
Erscheinung,  die  wir  bei  den  meisten  andam  Kontinental- 
staaten  bemerken:  Die. Ausgaben  sind  in  stärkerem  Masse 
als  die  Einnahmen  gewachsen  und  zu  ihrer  Befinedigimg 
haben  die  letzteren  nur  selten  ausgereicht 

Für  1856  waren  die  Ausgaben  mit  Ausschluas  *  der  sor 
Zeit  der  Verfassung  ded  Voranschlags  noch  in  Aussieht  ge- 
standenen bedeutenden  Eriegsauslagen  mit  1597,9  MiUionen 
yeranschlagt  worden ,  und  im  Voranschlage  fiir  165T  erreichen 
sie  sogar  die  Summe  von  1695,1  Millionen  Fr.    . 

ffierunter  mu.  r^ 

wirkliche  Ausgaben -    1170,7 

rechnungsmässig  durchzuführende  Aui^aben    .     .  521,4 

ordentliche  Ausgaben    .    .   \ '    .*    16413 

ausserordentliche  Ausgaben   .    .    ...    r  ^     .     .         53,6 

In  dem  hinaichts  der  Einn^men  so  günstigen  JaKre  18&5 
zeigt  der  provisorische  Abschluss  des  Friedensbudgets,  in  dem 
übrigens  sowohl  die  Kriegsauslagen  als  die  au^enorniheoen 
Anlehen  unberücksichtigt  blieben,  ein  Deficit  von  beilaafg 
75  Millionen  Fr.  Jene  Auslagen  haben  übrigens  Hb^r  680 
Millionen  Fr.  betragen  und  die  neuen  Anleihen  haben  den 
Staatskassen  eineii  ^fluss  von .  1289  Millionen  Fr.  theils  ver- 
sehafR,  theils  für  1857  in  Aussicht  gestellt 

t>ie  Restauration  hatte  aus  der  Periode  vor  1816  einen 
Passivrest  von  87  Millionen  unberichtigt  gelassen^  ihre  Au^ 
gaben  hatten  sich  von  1816  bis  1830  auf  14,428  Millionen, 
ihre  Einnahmen  auf  13,160  Millionenbelaufen,  und  ungeacln 
tet  der  Anlehen  von  1188  Millionen  war  ein  Rest  von  80  Mil 
lionen  unbedeckt  geblieben. 

Seit  der  Julirevolution,  in  der  ganzen  Periode  von  1830 
bis  1856,  linden  wir  kein  Jahr,  wo  der  Ertrag  der  Staatsein- 
künfte zur  Bestreitung  der  Staatsausgaben  hingereicht  hatte 
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Stets  moaste  Von  Zeit  "zn  Zeit. durch  Anleiben  ausgeholfen 

werden.  .    -  • 

lu  den  18  Jahren  der  Regierung  Lcfuie  Philipps  beinig 
die  Gesammtsumme  der  Staatseinkünfte  20^725  MHlionen, 
die  Gesänuntsamine.der  Ausgaben ^22,883  Millionen,  das  De- 
ficit war  also  ^58  Millioiien ;  hievon  wurden  1355  Millionte 
durch  fundirie  Staatsanleben ,  M2  Millionen  durch,  die  Hin- 
künfte des  Amortisationsfondea  und  46.  Millioden  durch  Ein- 
zahlungen verschiedener  Eisenbahngesellschaften  getilgt^  so 
dass  nur  415  Millionen  ungedeckt,  als  ^hwebende  Schuld, 
auf  die  Republik  und  dos  Kaiserreich  übergingen. , 

Im  Jahre  1848  wurde  bekanntlich  zvjrangsw^ise  ein  Be- 
trag der  schwebenden .  Schuld  von  289  Millionen  in  eine  in- 
scribbrte  Schuld  Terwanrielt  und  hierdurch  daa  Defi^  der 
vörausgegangeneüi  Regierungen-  von  582^  auf  283  Millioneu 
zurUckgeflihrt.       .  -     •      • 

In  den  Jahren  1848  bis  1854  betrug  die.  Summe  der 
Einnahmen  10,849  Millionen,  die  Summe  der  Allsgaben 
11,400  Millionen,'  und  von  der  Staatsschuld  mussten  ia Folge 
der  Rentenconversion  des  Jahres  1862  bei  79  Millionen  zu- 
rückgezahlt werden,  hingegen  wurden  neue  Anlehenr  im  Be- 
trage vour  969  Millionen  aufgenommen  und  aus  dem  Ver- 
kaufe dßr  Staatseisenbahneii  227  Jitillionen  gelöst,  so  dass 
während  dieser  Periode-^594  MiUiODen  Fr.  ungedeckt  blieben. 
Die  Summe  des  Defidts  betrug  also  Anflugs  18^5  •  über 
965  Millionen  Er.. 

Die  definitive  Abrecbmmg  des  Jahres  1855  wird,  wie 
wir  oben  aus  der  prOvisoriseheu  Abrechuuug  ersahen  ^  \VBgen 
der.  grossen  iui  Laufe  desselben  aufgenommenen  Airieheu, 
ungeachtet  der  Eiiegsauslagen-  Qine  Veraiinderung  des  cin- 
gedeckteu  Deficits  nachweisen. 

Nach  einem  Berichte  tles  Finanzministers  an  den  Katiser 
vom  7.  Oktober  18,56  soll  im  Budget  für  1858  bereits 
das  vollste  Gleichgewicht  zwischen  Einnahme  und.  Ausgabe 
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hergestellt- sein ,  die  ArmeeireduotioneB,  die  im  Januar  1857 
eingetreten  sind,  und  die  Bemühungen,  neae  Steuerobjekte 
auf3Bufic(den^  die  wiederholt  aaftaudienV  weideb  auf  4en  Ernst 
jener  Versprechung  hin. 

IMe  stärksten  AuBgaben  waren  wfthrend  der  RestaoraticHi 
m  dem  Jahre  1818  nüt  1414,4  uäd  182a  mit  1118  Millionen, 
während  der  Regierung  liCHHS  Philipps  1846  imi  1566,5  und 
1847  mit  1629,7  JMilHoQen  Fr. 

Der  Durchschnitt  der  Ausgaben  war^  1816  *  bia  1829  bei 
960  MiUionen,  1830  bis  1839  bei  1170  Hllfiotien,  1840  bis 
1845  bei  1432  ifillioneR.  Das  Bevol^tionsjahr  1848  rer- 
brauchte  1770,9^  184»  Ober  1646^  1854  Ober  1988^  1855 
mehr  als  2415  Millionen  Ft.  - 

Die  Zukunft  wird  an  den '^ten, -welche  die  Gegen- 
wart ihr  . Übermacht,  nicht  leicht  zu  trageH' Ilaben ^  iiHien 
lässt  sich  nicht  Mäugnen^  dass  mit  jenen  Lasten  TieleB  Mch 
fiir'die  Zukunft  Wiitoame  geschaffen  'worden  ist. 

^  Ueberhaupt,  weim  wir  die  Jahre  abrechn^i,  wo  Kriege. 
.Kriegsrüstungen  und  innere  Umwälzungen,  das  ^was  der 
Nationälökonom  unfruchtbare  Auslagen  nennt,  was  hbear  von 
einem  höheren  Standpunkte  ebenfalls  oft  als  von  dem  segens- 
reichsten Erfolge  sich  bewährt,  über  das  gewöhnliche  Mass 
erhöhten,  so  ist  das  Verhältniss,  in  welchem  die  einzeloen 
Dienstzweige  in  den  Staatsaufwand  sich  theilen,  eia  günsti- 
ges, dem  Berufe  eines  christlichen  Staates  nicht  widersprecbeih 
des  zu  nennen,  und  namentlich  ist  hierin  unter  der  kaiser 
liehen  Regierung  ein  entschiedener  Fortschritt  eingetreten. 

Es  nehmen  nach  dem  Friedensbudget  von  den  Cresaraint- 
ausgaben  in  Anspruch:  1856    1857 

Staatsrepräsentation  und  Staatsverwaltung    .       6,7       6,5^, 

Erhebung  der  SUiatseinnahmen v  10,4     10,0  « 

Staatsschuld  und  Pensionen     .;....     28,4     30,0  i. ' 

*  Der  Krieg  gegen  Rnssland  hat  die  Schuldenlast   um   eine  Jahres- 
rente  von  71,7  Mill.  Fr.  erhöht. 
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■■'■'■  ■    ■■■  1856    1887  - 

Heer     .         i    .    : ..    :   t    .-  .    ^    .    .    .  .  19,7    19,4  7a. 

Marine.    ^    :    .    .    .    .    .^  .'•  .    .     .    .    .      6,»      6;0.„ 

Kolonie^   .    .•.•.•....■.     .-  •.    .     .      1,0      1^  ■» 

Rechtspflege.    .    .    .    .    \    .    .    .    ;'■'.'.      2,8      %9  ^ 

Kultus,  Untemcht,  A<^erbad,  Hand^,  be- 
werbe, öffentliche 'Wohlthtttigkeit,  Gesund- 
heitopflege^  Kalonisation  a..dgL  .    .    .    .5^4      5yl  „ 

Oeffentliche  Bauten,  Eiseiibahneir,  Telegra- 
phenlinien      .    *;    .*.........      7,5      7,3  „ 

Nützliche  Departementäl- Auslage   .     .    .    .6,0      5,B  „ 

Abgaben-Restitiitiöiien ,  Abfichreibungdn ,  Aas- 
fahrprämien efc.  .  w  .  ^ .  .  .  •  r  6,9  6,2  -p 
Verglichen  mit  den  Ergebnissen  de»  Jahres  1847  bemerkt 
man  eine  Yormiiiderung;  der  Einhebangskosten  der  cBrekten 
Steaera  and  des  Enregistrements,  -ungeachtet  Aer  gestiegenen 
Einnähme,  ebenso  bleibt  die  Erhöhung  der  Verwaltungskosten. 
im  Zollwesen  und  den  indirekten  Steuern*  weit  unter  dem 
Verhältnisse  iet  mi*  hoffenden  Einnahmserhöhung  zurück.  . 

Die  Zinsen  der  Staatsschuld-^  sind  mit  Einschluss  der 
Dotation  des  Amortasatiöniifondeä  gegenül)er  von  1847  'für 
1856  um  75,2  MiU.  und  für  1«57  um  111,3  MilL  Fr.  gesti^^n. 
Die  CiviHiste  ist  um  13,2  Millionen^  erhöht  worden,  die 
Dotation  des  Senats -und  diBr  Ehrenl^on,  sowie  die  Kosten 
des  Staatsministeriüms  erscheineh  als  ganz  neue  Auslägen ; 
der  gesetzgebende  Körper  kostet  nahe  -  doppelt  so  viel ,  als 
die  frühere  Pairs:  und  £^  Deputirtenkammer  zusammen; 
dasselbe  ist  in  noch  höherem  Masse  bei  dem  Staatsrathe 
der  Fall. 

*  * 

Aus  diesen  und  ähnlichem  Gründen  haben  sich  die  Kosten 
der  Staatsrepräsentation  und  der  Staatsverl^ltung  im  Ganzen 
um  35  Millionen  erhöht.  Die  gewöhnlichen  Kosten  des 
Heeres,  der  Murine,  der  Kolonien  sind  so  ziemlich  dieselben 
geblieben,  für  Zwecke  der  öfTentlichen  Wohl&hrt,  fbr  Kultus, 
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Unterricht)  Rechtspflege,  Ackerbau,  Handel,  Induakie,  ftür 
nützlii^he  Ausgaben  in  den  Departements  wird  um  44  Mil- 
lionen mehr  verwendet  Diö  Ausgaben  iür  üfiRontliolie  Ar- 
beiten, Elisenbahnlinien  u.  dgl.  sind  bei  der- Annafaine  des 
Systems,  deif  Bau  derselben  der  Priyatinditstrie  j^Tihwim  su 
geben ,  um  mehr  als  50  lüllionen  vermindert  worden. 

*      "  ■  ^' 

2.    Das  Staat8sehtiid6BW60eiL 

•  •  • 

Bei  dem  wichtigen  Platze,  den  im  Staatshauahalte  Frank- 
reichs die  öffentliche  Schuld  jsinninmit,  dürfte. eine. ausf&hr- 
liebere  Betrachtung  der^lben  vonnöthen  sein. 

Die  Staatsschuld  Frankreichs   ist   theils   eiiie  ^fiindirte, 

oder  besser  eine  inscribirte,  theils  eine  schwebende  (dette 

.insorite,  dette  flottante) ;  zur  Unterscheiduog  b^er  kapn  kein 

anderes  durchgreifendes  Merkmal  angegeben  werden, .als  da» 

die  erstere  in  das  grosse  Buch  der  Staatsschuld,  eiogetrageo 

ist,  die  letztere  nicht  ^  .  . 

» 

Höchstens  könnte  noch  beigefügt  werden ,  dass  die  er- 
stere aus  Kapitalien  besteht,  die  dem  Staate  auf  lange  Zeit 
geliebi^  wurden  und  deren  Aufl^ündigung  nicht  in  demBe 
lieben  des  Gläubigers  steht  Was  man  sonst  in  dem  Begrifle 
einer  fundirten  Schuld  sucht,  die  Ausscheidung  eines  be- 
^mmten  Theiles  der  Staatseinnahme  Behufs  der  allmfilig^i 
Tilgung  der  Schuld,  besteht  gegenwärtig  nqr  denai  Nama 
jidch  und  bezieht  sich  nicht  auf  alle  Theile  der  von  den 
Franzosen  so  genannten  fundirten  Schuld. 

Den  Hauptbestandtheil  der  fundirten  Schuld  bildet  die 
Rente.  Das  Renten wesen  Frankreichs  in  seiner  gegenwär- 
tigen Gestalt  ist  durch  die  Gesetze  der  Republik  vom  24.  A" 
gust  1793  und  30.  September  .1797  ^  entstanden,  welche  die 
alte  Staatsschuld  durch  Gewaltmassregeln  von  einem,  dem 
jährlichen  Interessenbetrage  von  175  Mill.  Fr.  enleprecheodeo 

'  9.  vcnd.  an  VI. 
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Eapitalsbetragc^  in  ^eine  bleibencte  Jahresrente  von  M,'?  Mil- 
lionen verwandelten.    . 

Seit  dieser  Zeit  blieb  ea  in  Frankredch  Uebung,  flindirte 
Staatsanlehen  ;in  der  Regel  .nicht  durck  Auftoahme  von  Eapi- 
talien.  sondern  durch  Verkauf  von  Renten  abzuschU^^sen, 
doch  ist  bei  diesen  Verkäufen  (vielleicht  nicht  ganz  folge- 
richtig) stets  aüi^edrückt  worden,  welchem  Kapitale  und  zu 
welchem  Zinsfüsse  die,  Rente'  entspreche.  ^  Es  gibt  darum 
3,  4,  4'/,  lind  es  gab  früher  auch. Sj^iDcentige  Renten. 

Unter  Napoleon  im  Jahre  1813  belief  sidi  die  Rente  be- 
reits auf  63,3  Millionen,  und  noch  waren  ^ie  Verwaltungs- 
Rflckstäude  juid  Eriegsauslagen  seit  1810  nicht  ausgeglichen. 

IKe  Liquidation  dieser  Rückstände,  die  Kosten  des  Feld- 
zuges von  1814,  der  Friedensschluss  v<m  Pads  und  die  drei- 
jährige Occupation  Frankreichs  durch  feindliche  Heere  erhöh- 
ten die  Staatsschuld  auf  eine  Jahresrente  von  193,3  Millionen. 
•  Eine  gute  Finanzwiräischaft/  die  zu  Aufkäufen  Fonds  er- 
übrigte und  welche  ungescheut  zu  einer  Reduktion  des^Zins- 
fusses  schreiten  dürfte,  bewirkte,  trotz  des  Kriege»  von  1823 
in  Spanien  und  der  Milliarde  Emigranten -Entschädigung  im 
Jahre  1825,  dass  von  dem  Nominalbetrage  der  Rente  mit 
199y4  Mill.  Ff.  in  den  Händen  der  Staätsgläubiger  An&ngs 
1830  nur  162,8  Millionesn  sich  befanden. 

Die  Regierung  Louis  Pfailipp's  brachte  die  Rente  jauf 
244,3  Millionen,  wovon  jedoch  40,1  Millionen  im  Besitze  des 
Staates  waren.  .        .  -  * 

Die  Februarrevolution  und  die  Stürme,  die  ihr  folgten', 
erhöhten  <fie  flindirte  Sdiuld.in  raschem  Laufe,  so  dass  un- 
geachtet der  Vertilgung  der  im  Besitze  des  Staates '  befind- 
lichen Inscriptionen  die  Rente  Anfangs  1852  bereits  auf  231,6 
Millionen   gestiegen   war.    'Die- «in  *  diesem  Jahre  durch  das 

*  Schon  OamuB  in  seinem  Berioht  über  die  öflSenlliche  Schuld.  Paris. 
Staatsdradcerei,  1793  sagt:  „Bn  ne  faisant  pas*  mention  .dn  capital,  la 
nation  aura  toi]uoars  dans  ^a  main  Icr  tanz  da  ei^dit  "public.^ 
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Qesetai  •  vom  14.  M&n  ekfdgte  Reduktion  ddr.  5prooentigeD 
Rente  auf  4^2%  v^nuinderte  aierauf  208,6  Maikmen.  Au- 
ftkugs  1855  betrug  dieselbe  241,1  Millionen  Er»;  im  Laufe  des 
genanoten  Jahres  wurde  sie  durch  die  Auleben  vom  31.  De- 
cember  1654  und  11.  Juli  1855  um  43,6  MilUaneii  yermehrt  < 

Den  zweitien  Bestandtheil  der  fundbrten  Schuld  bflden  die 
in  Folge  der  Gesetze  rom  5.  August  1821,  14.' A«gu3t  1822 
und  29.  Mai  1845  und  der  Dekrete  Tom  .21.  Januar  1852 
und  3.  Mai  1853  für  öffentliche  Arbeiten  pnd  BehnÜs  der  Ein- 
Kysung  von  wichtigen  in  Frivathftnden  befindlicben  S^anäleo'' 
auf  «Ilmälige  Rückzahlung  aufgenommenen  Kapitalien,  die 
jetzt  jährlich  an  Literessen,  Prft&ien,  AmortisatiQn  und  Auf- 
käufen von  Aktien  über  10.  Mülicmen  Fr.  ii^  Ansjnruch  neh- 
men. Das  ursprüngliche  Kapital  war  145^8  Millionen ;  hieiauf 
sind  mit  Inbegriff  der  Interessen*  und  Prämien  bereits  über 
21^  Millionen  bezahlt  worden,  nmd  noch  iat  eine  Restfoide- 
rung  von  mehr  als  65  Millionen  Fr.  tüaig  ^  deren  Absal^liug 
jedoch  noch  vor  1870  erfolgt^  sein  wird. 

Als  dritter  Bestandtheil  sind  die  den  Staatsschatz  belasten- 
den Leibrenten  im  ungefähren  Betrage  von  9  Millionen  lu 
erwähnen.  Sie  sind  aus  sehr  ?erschiedenartigen  y^1<=^mf^ii^ 
zusammeDgesetzt,  an  denen  die  Spuren  aller  Phasen  der 
neueren  Geschichte  Frankreichs  iiaften.  Da  sind  Reste  eines 
am  Ende  des  vorigen  Jahrhxmderts  unter  dem  Direktorium 
contrahirten  Anleihens,  gegenwärtig  noch  bestehend  in  einer 
etwa  an  5000  Personen  zu  bezahlenden  Jahresrente  tuo 
1,200,000  Fr.,  welche  nach  einer  Wahrscheinlichkeitsiccfa' 
nung,  die  sich,  bis  jetzt  bewährt  hat,  bis  EInde  1880  gam 
erloschen    sein    wird ;    da   sind    Pensionen    gegründet  vol 

'  Dieselbe  bestand  am  1.  Januar  1SÖ6  in 

47,  %  Renten  172,0  Mül.  Fr. 

3       „        „        110,3      ff  ^     ^ 
'  Der  Rhoue-Riieinkanal,  der  Sdtenksnal  der  Loii«^  di«  Kmi^^  tcc 
Bourgogne,  Bretagoe  ,'9erry  und  Mivemois. 
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Regienmgsakte  und  Friedensischlüdse  der.  erstea  Kaisentit  nät 
1,400,000  Ft. ,  PensioneB  der  ehemaligen  Donatare  der  ausser- 
ordentliehen  StaatsdcHoftne  Napoleoas^  mit  1,100,000 Fr.,.Pen' 
sionäre  der  Oiyilliste*  Garls  X ,  der.  Cmllisle  und  Privat- 
domäne  Louis  Pbilipps  und  des  Wittwengehaltes  der  Herzo- 
gin Yon  Orieana  mit  1,300,000  Fr. ,  Nationalbelohnungen  für 
die  Erstürmer  der  BastiUe,  die  Kämpfer  der  Julirevolution, 
die  Opfer  des  Aufiruhrs  von  Lyoii  1831 ,  von  Paris  1834 ,  der 
Junikämpfe  1848  850,000-^.^  Pensionen  d#9  alten  Napoleo- 
nischen Senats  und  der- Paine  der  JEt^tauratipn  u^t  220,000, 
Unterstützungen  des  neuen  E[aiserreichs  an  die  Sjrieger  der 
Republik  undJbpoleons  2,700,000  Fr. ,.  und  zuletzt,  sich  ge- 

Wissermassen  ap  dall  eiBte  Glied  der  Reihe  anschliessend,  die 

.  *        . .  .  •     . 

*  Es  waren  diess  StaatflgiUe^  grossentheils  in  den  erobeiten  Ländern, 
welche  der  besonderen  Verfügung  des  Kaisers  zur  Belohnung  ausserordent- 
licher militärischer  oder  (Mvilverdienste  vorbehalten  waren.  (G^esetz  vom 
1.  fior.  an  XI,  SenatskonstlH  vom*  14.  Augual  1806  und.  d0..JaBuar  1810.) 
In  diese  Reihe  «fielen  die  Militärcolonien  bei  •  Juliers  und  Alessandria ^  die 
grossen  Reichskhen  in  Deutschland  und  Italien.,  die  grossen  Gelddotationen 
an  seine  Getreuen,  und  die  kleineren  Botalionen  in  Schuldverschreibungen 
auf  die  l^assen  der  eroberten  L&nder  und  tn  Actien  erbauter  oder  aiigekaufter 
Kanäle.  Im  Jahre  1814  waren  bereits  5716  Dotationen  an  4970  Donatare 
mit  dem  Jahresertrage  von  32,4  Hill,  vertheilt  worden.  .  Der  Pariser  Frie- 
den entzog  deji  Donataren  ihr  Einkommen  in  den  vneder  unabhängig  gewor- 
denen Ländern.  29  MilL  gingerauf  diese  Weise  verloren,  nur  1889  Donatare 
behielten  ein  in  Frankrdeh  selbst  gelegmeff  Einkommen  von. 3,7  Mill.  • 

Die  Rückstellung  der  GiUer  der  Emigrirten  verminderte  diesen  Rest 
bis  auf  2,4  Jf iü.  Die  Restauration  erfüllte '  übrigens  treulich  die  Pflicht 
der  Fürsorge  für  die  ärmeren  Donatare,  4ie  Verwundeten  oder  alt  gewor- 
denen Krieger,  deretf  Wittwen  und  Kinder,  und  sie  wurde  hierin  durch 
die  TergröBsernng'  der  ausserordentlichen  Domäme  unterstützt^  welche 
nach  den  hundert  Tagen  durch  die  Einziehung  der  Güter  der  Familie 
Napoleons,  vieler  abgefäUener  Generale,  der  Köhigsmörder  u.  dgl.  m. 
eintrat.  Durch  das  Gese'tz  vom  26. -Juli  1821  wurden  den  alten  DOna- 
taren,  die  ihre  Donationen  im  Ausland- verloren  hatten,  kleine  J'ensionen 
als  £nt8<^ädigi^  bewilligt.  Alle  Güter  dejn  ausserordentlichen  Domäne 
soUten  verkauft  und  daftur  Staatsrenten',  angekauft  werden.  Man  zählte 
damals  noch  3170  JDonatare  und  260-  ptnsionsfähige  Wittwen  oder  Ver- 
wandte derselben.    Die  ihnen  ausgemittelten  Pensionen  betrug  1,77  Mill. 
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Leibrenten ,  welche  durch  Umwandlung  der  Reotoi  ealstehen, 
die  von  der  caisse  des  retraites  de  la  vieiUesse,  gegrQndet 
durch  das  Gesetz  vom  18.  Juni  1850 ,  zu  Gunsten  ihrer  Mit- 
glieder angekauft  werden;  allein  deren  Betrag  ist  bis  jetzt 
nicht  beträchtlich,  2,061,000  Fr.  am  Ende  des  Jahres  1855ri 

Hieher  werden  femer  die  Pensionen  der  Staatsdiener^ 
Militärs  und  Geistlichen  und  die  Dotationen  der  Senatoren  des 
neuen  Kaiserreichs .  gerechnet ;  sie  betragen  jährlich  67,6  Mil- 
lionen ,  wovon  33,9  Millionen  für  die  Militäre. 

Als  vierter  BestandÜbeil  sind  die.  Kautionen  m  be- 
trachten. *"         *       . 

Eine  grosse  Zahl  offen  tlidier  Agenten  und-GeriohtsbedioD- 
steten,  sowie  ^lle  verrechnende  Beamten. unterliegen  der  Ver- 
pflichtung,  höchst  bedeutende  Kautionen  in  Baarem  als  BOrg- 
schaft  ihrer  Amtsführung  zu  hinterlegen.  Hiezu  kommen  die 
Kautionen  der  Herausgeber  von  Journalen-  u.  dgl.  Wenp  mao 
nun  bedenkt,  dass  viele  Kautionen  lange  Zeit  nach  der  be- 
endigten Amtswirksamkeit  der  Hinterleger  bis  zum  beendigten 
Rechnungsprocesse  oder  bis  zur  eingetretenen  VerjÄhrung  all- 
ftllliger  Hechtsansprüche  liegen  bleiben  müssen ,  während  die 

*  Die  KaBsa  besteht  unter  der  Obhut  des  Staates  und  mit  beaoudereB 
Begünstigungen. 

Ende  1855  bestand  ihr  Vermögen  in  42  Hill.  Fr.,  von  welchen  g«^ 
2  Hill.  Fr.  Renten  angekauft  waren,  von  diesen  waren  897,000  io  die 
im  Texte  erwähnte  Summe  Leibrenten  umgewandelt  worden.  Die  Zahl 
der  Personen,  für  welche  Conten  eröffnet  worden,  betrug  42941.  Meikr 
als  die  Hälfte  dieser  Zahl,  nämlich  24880  gehörten  dem  Arbeiter-,  4537 
dem  Beamtenstande  an;  8752  wurden  als  ohne  bestimmten  Stand  u^ 
geben,  hierunter  gehört  natürlich  die  Mehrzahl  der  Minderjährigen.  Dfr 
Andrang  zu  dieser  Anstalt  war  in  den  Jahren  1852  und  1853  so  gitw 
dass  man  durch  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1853  ihm  Schranken  aetieo  n 
müssen  glaubte.  Das  Maximum  der  Einlage  wurde  von  750  auf  600  Fr 
herabgesetzt  und  das  Alter,  wo  man  in  deu  Genuas  der  Rente  tritt  eriiobt' 
auch  war  bestimmt,  dass  man  jedenfalls  erst  ein  Jahr  nach  dem  Eintritt  ic 
die  Gesellschaft  in  den  G^nuss  der  fiente  trete.  Die  Elrfahrung  leigte  ^ 
Unzweckmässige  dieser  Beschränkungen  und  dasGeaetz  toov7.  JuU  1856 
stellte  wieder  günstigere  Bedi^gang<!n  her.  ^    - . 
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Kautionen  ihrer  Amtonachfolger  noch  vor  deren  Amtsantritt 
zu  erlegen. sind ^  so  wird  -begreiflich,  dcise  die  Summe  der 
erliegenden  Eafitionen  mit.  geringen  Schwankungen  Jahr,  aus 
Jahr  ein  bei  250  Millionen  Fr.  betrage,  ^  /  . 

Renten,  wie  ttbevhaupt  fündirte  Schulden,  können  nur 
durch  ein  Gesetz  geschaffen  werden«  4>a^  Oesetz  bestimmt 
den  Gesammtbetrag,  die  Art  der  Ausgabe^  der  Verwendung, 
der  allmäligen  Tilgung.  , 

Der  Grundütel  jeder  einzelnen  Rente  ist  die  Eintragung 
(inscription)  in  das  grosse  Buch  der  Staatsschuld.  Jeder 
Staatsgläubiger  erhält  einen  Auszug  aus  der  ihn  betrefienden 
Eintragung.  Jede  Eintragung  lautet  ursprünglich  auf  einen 
bestimmten  Namen,  keine  darf  weniger  als  Q  Fr.  umfassen.^ 

Aenderungen  und  Umschreibungen  der  Inskriptionen  kön> 
nen  nur  unter  Verantwortung  der  beiden  verrechnenden  Agen- 
ten der  Direktion  der  Staatsschuld  (des  mutations  et  transferts 
et  du  grand  livre)  erwirkt  werden,'  von  denen  der  eine  die 
Behufs  der  Umschreibung  geforderten  Bedingungen  prüfte  der 
andere  die  Löschung  ded  alten  und  die  Eiatragung  des  neuen 
Eigenthümers  -vollzieht  Die  Verantwortung  6Xr  den  Rechts- 
bestand des  Titels  tragen  die  ihn  bestätigenden  Wechselagen- 
ten und  Notare. 

Geht  eine  Inscription  verloren,  so  erklärt  diess.der^gen- 
thtimer  vor  dem  Maire  in  Gegenwart  zweier  Zeugen ,  welche 
die  Identität  der  Person  bestätigen,  und  er  wendet  sich  mit 
der  vidirten  Erklärung  an  den  Minister,  welcher^die  Direktion 
der  Staatsschuld  zur  Anlage  e\ner  neuen  Inskription  ermäch- 
tigt; Dupplikate  der  alten  gibt  es  nicht. 

Die  Auszahlung  der  Rente  ei^gt  halbjährig,  am  22«  März 

*  Die  S^ahl  der  kaationspflichtigen  Personen  wird  auf  57000  ge8c)tätit; 
hieyon  zahlen  die  d5  Qeneral-  und  318  Faptikalareinnehmer- allein  4j^  Mül. 
Fr.  Kautionen. 

^  Ebenüalls  eine  Neuerung  der  Dekrete  vom  7.  Juli  1848 ,  früher 
waren  nach  den  Qeaelzen  Tom  17.  August  1822  10  »Fr.  das  Ifhümum. 


und  'l'l.  September  fdr  die  4yj-  und  4procentige,  und  bdi 
a2.  Juni  und  22.  December  für  die  3procentige  Rente,  und 
zwar  in  der  Regel  bei  der  Staatscentralkasse  in  Paris.  Da- 
mit sie  aber  auch  in  den  Departenienta  belioben  werden  könne, 
besteht  fUr  die  Einnahniskasse  jede«  Departements  (mit  Aus- 
nahme jenes  der  Seine)  eine  Kollektiv -Inscripüon,  welche  alle 
jene  Renten  umf'afist,  deren  ^us'^^""»  l*^'  jener  Eassa  ge- 
wünscht wird.  Diese  Eünoahmskasse  filhrt  über  alle  diese  Ren- 
ten ein  Hauptbuch  und  händigt  den  Renteninhabern  an  Stelle 
ihrer  Inskriptionen  anf  das  grosse  Buch,  die  eingezogen  wer- 
den, die  entsprechenden  Auszüge  aus  diesem  Hauptbuche  aus. 

Die  Auszahlung  der  Rente  geschieht  nur  gegen  Beibrin- 
gung der  Inscriptiiiu,  und  die  erfolgte  Bezahlung  n-ird  durch 
Abstämpelung  der  Inscription  mit  einem  das  Datum  der  Be- 
zahlung enthaltenden  Stämpel  ersichtlich  gemacht 

Der  JLnhaber  einer  Rente  ist  auch  horechtigt,  die  Um- 
Schreibung  derselben  auf  „den  Ueberbringer"  zu  fordeni, 
doch  findet  die  Auszahlung  solcher  Renten  nur  bei  der  Cen- 
tralkasse  Statt,  und  nur  bei  16  Millionen  Renten  wird  «o» 
dieser  Begünstigung  Gebrauch  gemacht. 

Wir  erwähnen  dieses  Umstandes  als  eines  Gegensstzei 
zur  Uebung  in  andern  Staaten,  wo  Staatsanlehen,  wie' Aktien 
Unternehmungen  —  vielleicht  wegen  der  Nothweudigkeit ,  lÜe 
Betheiligung  des  Auslandes  zu  erleichtern  —  nicht  gedeiben 
va  künnen  scheinen ,  wenn  ihre  Papiere  nicht  auf  den  Utlx^ 
bringer  lauten. 

Die  dem  Amortisationsfonde  gehörigen  Inscriptionen  ^ 
durch  einen  eigenen  Stiimpel  und  die  Worte  ,non  tr«n«(ii>- 
sible"  kennbar  gemacht. 

Der  ÄmortisBtionsfond  ist  eine  Institution  des  enlea 
Kaiserreiches,  doch  wurde  er  unter  Napoleon  I.  mehr  zu  Bw- 
quier-  und  Darlehengesehäften  für  den  Staat  alä  in  bowsi 
eigenÜichen  Berufe  vergeudet. 

Letsterem  wurde  er  erst  unter  der  Re«taaration  durcb 
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das  Gesetz  vom  28.  April  1816  zugeführt.  Er  erhielt  eine 
jährliche  Dotation  von  20MilIioüen,  die  1817  auf  40  Millio- 
nen  erhöht  wurde,  und  ein  Kapital  von  84  Milliorien  ^us 
dem  Verkaufe  von  Staatswaldungen.  *  *       *     • 

Seine  Einkünfte  würden  zum  Ankaufe  von  Renten  be- 
stimmt, welche  ihrerseits  wieder  die  Einkünfte  des  ^onds  ver- 
mehren sollten.  Voif  Zeit  ^\i  Zeit,  auf  Grund  besonderer 
Gesetze,  sollte  ein- ^fheir  dieser  Renten,  animlift  werden.  Im 
Jahre  1825  besass  der  AmörtisaHonsfond  von  den  "ausgege- 
benen 194,8  Millionen  Renten  "bereits  '37,5  Millionen.  Da 
die  5procentige  Renlfe"  a?*  pari  sUmd,  würde  •  3er  Ankauf 
dieser  Rente  eingestellt 'und  dagegen  die  Rohyenii^  detael- 
ben  in  8-  und  4'/2procentige  Renten  eihgeleitet  Die  yoih  - 
Amortisationsfonde  binnen  der  näfchsted  5  Jahre  Tioc|!  ädzu-' 
kaufenden  Renten  sollten  getilgt  werden  (Gesetze  vom  1.  Mai. 
und  22.  Juni  1825).  Unter*  der  Regienrag  Louis  lUulipps 
wurde  durch  die  Gesetze  vom  27.  lind  28.  Jtkxd  1838  wirk- 
lieh  die  Tilgung  von  32  Millionen  Renten  des  Amortisa- 
tionsfondes  vollzogen.  *  In*  der  späteren  Zeit  war  die  Wirk- 
samkeit  des  letzteren  eine  geringere ,  da  der  hohe  Stand  dar 
Rente  Ankäufe  hinderte  und  die  oft  versuchte  Konversion 
der  Rente  an  dem  Widerstände  der  Kammern  scheiterte. 
Vom  Juli  1833  bis  zum  Februar  184»  waren  nur  14,6  Mil- 
lionen Renten  angekauft,  der  Rest  der  Einkünfte,  bei 
911  Millionen,  wur  Iheils  zu  ausserordentlichen  öffentlichen 
Arbeiten^  theils  zurDeckung  der  jährlichen  Deficite  verwendet 
worden.'-  Der  Amortisationsfond  hatte  bis  dahin  1447,1  Mil- 
lionen Fr.  vom  Staate  erhalten-  und*  mit  diesen  und  seinen 

eigenen  Einkünften  von  1097,4  Millionen,  81  Millionen  Ren- 

» 

ten  im  Kapitalsbetrage  von  2096  Millionen  um  den  Preis 
von  1633,5  Millionen  angekauft^  abgesehen  von  den  den 
Staatsbedürfnissen  gewidmeten  911  Millionen.    . 

'  Gesetz  vom  25.  M&n  1817. 

^  Gesetze  vom  17.  August  1835,  17.  Mai  1837,'  11.  und  25.  Juni  1841. 
Hock,  FmnnzvenvnlUing  Frnnkreich«.  34 
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Seit  den  Sitlrmen  des  Jahres  1848  wurden  jedoch  über 
80  Millionen  dem  Amortisaüonsfonde  gehörige  Renten  getilgt 
und  wird  der  Rest  seiner  Einkünfte,  wie  wir  bei  den  Staats- 
einnahmen erwähnten,  nicht  mehr  zur  Verminderung  der  Staats- 
schuld, sondern  zur  Bestreitung  der  laufenden  Ausgaben  ver- 
wendet und  dem  AmCrtisationsfonde  lediglich  ein  seinen  Jahres- 
einkünften entsprechendes  Rentenkapital  zu  Gute  geschrieben.^ 

Dass  dieses  geschehen,  wird  jährlich  unter  dem  wohlklin- 
genden Namen  der  Consolidatio'n  der  Einkünfte  des  Aociorti- 
aationsfondes  Mentlich  duüch  ein  Dekret  bekannt  gegeben. 

Dißse  Einkünfte  des  Amortisationsfondes  betrugen  1855 
89  Millionen  und  belaufet  sich  nach  den  Voranschlägen  für 
1856  auf  98,1  und  ftlr  1857  auf  114,6  Millionen  Fr.  und  be- 
steben theils  in  einer  Jahresdotation  .von  Seite  des  Staates, 
welche  mit  jedem  neuen  Anlefaen  um  1%  desselben  wächst 
und  für  1856  mit  75  und  fUr  1857  mit  8.6,6  Millionen  ver- 
anschlagt ist ,  theUs  in  den  von  dehi  Fonde  naeh  und  nach 
eingelösten  oder  angekauften  oder  ihm  zu  Gute  geschriebenen 
Renten,  die  Ende  1856  mit  23  Millionen  sich  entzifferten. 
Die  einzige  Verminderung  der  Rente  erfolgt  gegenwärtig 
durch  die  oben  er\\'ühnte  Umwandlung  der  Renten  in  Leil»- 
renten  zu  Gunsten  der  Alterversorgungskasse. 

Die  schwebende  Schuld  Frankreichs  ist  allmählig  w 
einer  ganz  ausserordentlichen  Höhe  angewachsen.  Anfang:^ 
1831,  also  mit  dem  Beginne  der  Regierung  Louis  Philipf«s 
betrug  sie  nach  der  üebersicht  im  Anhange  dieses  Buche? 
252,9  Millionen.  Anfangs  1848,  also  gegen  Ende  der  R^ie- 
rung  Louis  Philipps,  hatte  sie  den  Betrag  von  630,8  MillioneE 
erreicht.  Die  provisorische  Regierung  machte  kurzen  Proces? 
und  verwaiideltc  durch  einen  Gewaltstreich  einen  grossen 
Theil   der  seh  webenden  Schuld,  nämlich  die  Depositen  lier 

'  Gesetze  vom  12.  Decembcr  1848,  4.  December  1849,  17.  Märi  l^-- 
und  !28.  Mai  1853.  Eiulc  1855  beliefen  sich  dieee  Suminen  bereits  luf  e:^ 
Kapital  von  722,9  MilHonen. 
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Gemeinden,  der  öffcmtlichen  Anstalten,  Sparkassen  in  einem 
Gesammtbetrage  von  '491,1  Millionen '  in  eine  nicht  rückssahl- 
bare  feste  (eingeschriebene) ;  dadurch  war  Anfiings  1849  der 
Betrag  derselben  auf  2^7,7  Millionen  herabgesunken.  . 

Seit  dieser  Zeit  hatte  sie  sich  bis  Anfangs  1855  ällmälig 
auf  den  noch  nie  erreichten  Betrag  von  881^8  Millionen-  er- 
höht, jedoch  gestatteten  die  grossen  Renten  verkaufe  des  Jah- 
res 1865  sie  bis  zum  Ende  dieses  Jahres  auf  785,6  Mill.  Fr. 
zurückzuführen. 

Ihre  Bestandtheile  sind  sehr  verschiedenartig.  In  erster 
Reihe  verdienen  die  Einlagen  der  Eonsighations-  und 
Depositenkasse  angeführt  zu  werden.  Sie  belaufen  sich 
durchschnittlich  auf  mehr  als  240  Millionen.  An  diese  Kasse 
gelangen  alle  gerichtliche  und  administrative  Depositen,  die 
Kautionen  der  Unternehmer  öffentlicher  Bauten  und  Lieferun- 
gen, die  Einlagen  der  Sparkassen,  der  ArbeiterveA'sorgungs- 
und  -ünterstützungsanstalten,  die  Fonds  der  Ehrenlegion,  der 
ehemaligen  Kolonisten  von  St.  Domingo  und  ähnlicher  unter 
dem  Schutze  und  der  Leitung  des  l^taates  stehenden  Anstal- 
ten und  Fonde,  und  eine  grosse  Anzahl  verfügbarer  Gelder 
der  Privaten.  Viele  Handelsgesellschaften  haben  es  in  ihre 
Statuten  aufgenommen,  dass  ihre  Reservefonds  in  diese  Kassa 
hinterlegt  ipv^erden  müssen.  Mit  ihren  Geldern,  kauft  sie  Ren- 
ten ,  leiht  Gelder  an  Departements  und  Gemeinden ,  gibt  Vor- 
schüsse auf  bt^rsenmäsmge  Staats-  und  Industriepapiere,  kauft 
Schatzscheine.  Ater  der  grösste  Theil  ihrer  Fonds  ist  dem 
Staatsschatze  gegen  offene  Rechnung  anvertraut.'^ 

Da  in  jene  Kassa  regelmässig  eher  mehr  Gelder  zuflies- 
sen ,  als  aus  ihr  behoben  werden ,  so  stellt  sich  der  Stock 
ihres  Bestandes-,  geringe  Schwankungen  abgerechnet,  als  ein 

*  202^3  MiU.  Sparkassaeinlagen  und  '28a,8  MlIl.  QeMer  der  Gemeinden 
und  öffentlichen  Anstalten,  freiwillige  Anlagen  und  Schatzscheine.  De- 
krete Tom  7.,  24.  und  29.  Juli  und  17.  August  1848. 

^  Gesetz  .vom  28.  April  1816.  Ord.  vom  22.  Mai  und  3.  Juli  1816. 
Dekret  vom  1.  Mai  1851.    Ministerialentscheidung  vom  1.  Juni  1839. 
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fast  -  durchaus  steigender  uhd  grossentheils  nicht  rückzahl- 
barer Theil  der  schwebenden  Schuld  dar.  Die  Eonsignations- 
und  Depositenkasse  ist'  gewissermassen  das  Reservoir,  wel- 
ches hundert  und  hundert  kleine  Zuflü'sde  in  den  Staatsschatz 
aufnimmt,  sammelt^  regelt  und  dann  zu  Einem  Strome  rereint 
ihrer  Bestimmung  zuführt.  Ende  1855  betrug  der 'Stand  dieser 
Kasse  482>4  Mill.  Fr. ,  wovon  205,7  Millionen  in  Renten  ange- 
legt^ 213,0  Millionen  auf  offene  Rechnung  dem  Staatsschatze 
übergeben ,  47,8  Millionen  zu  Anlehen  für  Departements ,  Ge- 
meinden und  öffentliche  Anstalten  verwendet  waren,  *  die  Kassa- 
bewegung hatte  sich  auf  mehr  als  1400  Millionen  belaufen. 

*  VoD  d^n  Kapitale  von  482,4  Mill.  entfielen  nach  dem  Bericht  der 

Ueberwachongscommission  in  der  Sitzung  des  gesetzgebenden  Körpen 
vom  7.  Mai  i656: 

anf  gerichtliche  und  administrative  Depositen    .  118,2  Hill.  Fr. 

M    freiwillige  Depositen *  -.  21,4      „  „ 

'  „    Depositen  öffentlicher  Institute  7,7      „  ^ 

n    Fonds  der  Sparkassen    ........  26G;6      ^  ^ 

„        yy      der  Versorgongskassa  der  Schullehrer  8,4     ^  ^ 

„         „       der  Alterversorgungskassa    ...     .     .  2Ä,5      „ 

^         yy       Arbeiterunterstützungsvereiue  und  an- 
dere Vorsorgungsanstalten     ....  3,0      „  „ 

.       „         „       Ehrenlegion 1,0      „ 

„         „       Kanalgesellschaften       , 1,9      „  „ 

„         „       Colonisten  von  St.  Domingo  (Entschä- 
digungen nach  dem  Gesetze  v.  30.  April 

1826) 2,5      ,  . 

auszuzahlende  Interessen  etc 24,4      „  ^ 

Gewinn  der  Kassa 1,7       „  , 

andere  Posten 2,9       „  ^ 

482,TMiIl.  Fr. 

Ende  1854  betrug  der  Stand  der  Kassa  sogar  530,6  Mill.^  indem  dk 
gerichtlichen  und  administrativen  Depositen  129,1  und  die  freiwillign. 
464  Mill.  und  der  Fond  der  Alterversorgungskossa  42,1  Mill.  betrugen. 
Der  Grund  der  Verminderung  liegt  besonders  darin,  daes  dorch  das  Deknfi 
vom  11  Januar  1854  die  Bedingungen  der  freiwilligen  Anlagen  crech^trt 
wurden.  Erst  nach  20  Tagen,  vom  Tage  der  Anlegung  an  gerechne:. 
tritt  man  in  Interessengenuss;  der  Rückzug  des  Kapitals  muaa  20  Ta^ 
früher  angekündigt  werden.  Die  Kapitalien'  der  Alterversorgungskaür^ 
wurden  in  Lebensrenten  verwandelt. 
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Die  Sparkasaaeiplagen  weiden  mit  4%,'  die  Depositen 
u.  dgl.  mit  3%  verzinst.  Die  Zinsenvergütung  foe^nt  in 
der  Regel  mit  dem  31.  Tage  nach  jenem  der  ^Einlage,  bei 
zwangsweisen  Hinterlegungen  aber"  mit  dem  61.  Tage. 

In  zweiter  Reihe  stehen  die  Abfuhren  dersogenannten-Kpr- 
responden  ten  des  Staatsschatzes,  der  Gemeinden,  öffent- 
lichen Anstalten  u.  dgl.,  unci  die  Vorschüsse  der  Rechnungsleger. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  Gemeindezahlmeister  Vor- 
räthe,  welche  durch  den  augenblicklichen  Bedarf  nicht  ge- 
rechtfertigt wären,  in  ihren  Kassen  nicht  zurOckbehalton  dürfen. 
Reichen,  die  zu  erwartenden  Zuflüsse  für  den  Bedarf  nicht  Iiin, 
so  wird  ihnen  vom  G^neraleinnehmer  des  Departements  der 
nöthige  Verlag  auf  Rechnung  ihre>s  Guthabens  zugemittelt. 

Auf  ähnliche  Weise  wird  bei  den  öffentlichen  Anstalten 
verfahren,  und- so  .sammeln  sich  allgemach  alle  Fonde  der 
Körperschaften  bei  dem  Staatsschatze  an.  Die  Rechnungs- 
leger selbst  finden  es  in  ihrem  Vortheile,  und  in  Zeiten  de« 
Bedarfes  wird  es  ihnen  als  ein  besonderes  Verdienst  angerech- 
net, ihra Abfuhren-  vor  der  hiezu  bestimmten  Zeit,  ja  —  mit 
Hilfe  der  ihnen  von"  Privaten  anvertrauten  Kapitalien  —  noch 
ehe  die  einzuhebenden  Gelder  ihnen  zukommen,  zu  leisten; 
alle  diese  Abfuhren  wei*den  ihnen  als  dem  Staate  erthfsilte 
Vorschüsse  in  Rechnung  gestellt  imd  verzinst,  und  oft  werden 
ihnen  auch  vorschussweise  Auszahlungen  angesomten.  Da 
diese  Uebung  eine  langjährige  und  regelmässige  ist,  so  be- 
sitzt auch  dieser  Theil'^  der-  schwebenden  Schuld,'  der  dich 
ebenfalls  auf  240  Millionen  belaufen  dürfte^  den  Chajakter 
der  Festigkeit  und  Nicht -Rückzahlbarkeit  einer  festßji  Schuld, 

•  Gesetz  vom  7.  Mai  1853. 

^  Die  disponiblen  Fonde  der  Gemeinden  und  offentli^en  Anstalten^ 
die  jetzt  durchschnittlich  140  Mill.  betragen^  haben  unter  Napoleon  I.  in  den 
ersten  Jahren  der  hier  geschilderten  Einrichtung  nie  6  3IUI.  überschritten. 

Die  Vorschüsse  der.  Qeneralein nehmer  an- den  Staatsscjiatz  überstiegen 
Anfangs  1855  die  Summe  von  10^  Mill.,  waren  aber  Anfangs  lß56  auf 
52  Mill.  Fr.  herabgegangen. 
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den  wir  bereits  an  den  Einlagen  der  EonsignatioDS  -  und  De- 
positenkassa hervorgehoben  hab§n^ 

In  dritter  Linie  siijd  die  Wechsel  und.  Anweisun- 
gen des  Staatsschatzes  2u  erwähnen.  Sie^dürften  durchschnitt- 
lich eine  Summe  von  25—40  Millionen  Fr.  darstellen;  aus- 
nahmsweise  Erreichten  sie  £nde  1865  den  Betrag  voa  62,6 
Mill.  Fr.,  wahrscheinlich  wegen  der  Operationesi ,  zu  denen 
die  Bestreitung  der  Kosten  für  die  Arineen  und  Flotten  in 
der  Erimm  und  in  der  Ostsee  nöthigte.  In  gewöhnlicher  Zeit 
beruht  ein  Theil-  dieser  Papiere  auf  dem  regelmässigen, 
wiedei^kehrenden  Verkehre  des  Staates  mit  seinen  Greschäfts- 
freunden  und  kann  zu  Verlegenheiten -kaum  Anläse  geben. 
■  In  kurzen  Fristen  i:ückzahlbar  und  ganz  deofi  Eänflusse 
des  Geldmarktes  und  der  das  Vertrauen  auf  die  Staatsver- 
waltung zunächst  bestimmenden  Verhältnisse  hingegeben  sind 
die  auf  Schatzscheine  (bons  de  tr^r),  die  4  oder  manch- 
mal auch  nur  3  Monate  bis  1  Jahr  laufen,  gefordeirten  und 
erhaltenen  Darleiben.  Sie  bilden  den  vierten  Theil  der  schwe- 
benden Schuld  und  worden  in  das  französische  Finanzsystem 
zuerst  durch  das  Gesetz  vom  4.  August  1824  eingeführt. 

Der  Verkehr  mit  Schatzscheinen  nimmt  auf  dem  fran- 
zösischen Geldmärkte  einen  bedeutenden  Platz  ein.  Ihr  Ziiis- 
fuss  wird  nach  den  wechselnden  Verhältnissen  von  Zeit  zu 
iSeit  festgesetzt,  er  ist  desto  höher,  auf  je  längere  Zeit  das 
Geld  dargeliehen  wird.  Gegenwärtig  beträgt  er  4  bis  5',,^ 
oft  war  er  auf  IVj  bis  3%  herabgesunken.*    Der  Betrag  der 

•  So  z.  B.  wurde  der  Jalireszins  festgesetzt: 

für  Bons  von  einer  Unilaufszeit  von  4-~ö,  6—11  Monaten    •  1  Jahre 

Januar  1851 27//0     3'/,  %  4'/,% 

August  18:)1 2             3  4 

Juni  185:> 2             2Va  3'/, 

September  185*^  .     .     .     .  l'/^         2  3   * 

Januar  1854    .     .     ,    1     .  A*/^         5  57 

März  lbö4 4             4Vj  5 

August  1855 S'/a          4  4y 

Janaar  1856 4'/,         5  5y 
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ausgegebenen  Schatzscheine  schwankt  zwischen  250 — 350  Mil- 
lionen; das  Maximum,  bis  zu  welchem  Schatzscheine  in  Um- 
lauf gesetzt  werden  dürfen,  wird  jedes  Jahr  durch  ein  kai- 
serliches Dekret  festgesetzt. 

Wir  sehen,  der  TTieil  der  schwebenden  Schuld,  dessen 
Rückzahlung  den  Staat  in  Verlegenheit  setzen  oder  ihm  un- 
verhältnissmässige  seinen  Kredit  schwächende  Opfer  kosten 
könnte,  ist  ein'  vergleichsweise  kleiner.  Nur  bei  dem  Ein- 
tritte ausserordentlicher  Ereignisse,  wie  z.  B.  jene  der  Fe- 
bruarrevolution waren,  wo  auf  einmal  von  den  Interessenten 
der  Sparkassen  und  den  Kommittenten  der  Konsignations-  und 
Depositenkassa  und  der  Gteneraleinnehmer  ihre  Einlagen ,  so- 
wie von  den  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  wegen 
des  unmittelbaren  Bedürftiisses  ihre  disponiblen  Ponde  zurück- 
gefordert würden,  kann  daher  die  Grösse  dei*  schwebenden 
Schuld  bedenklich  werden. 

Eher  der  schwebenden  als  der  fundirten  Schuld  sind  die  A  n- 
1  eben. beizuzählen,  welche  der  Staat  zu  verschiedeneu  Zeiten 
bei  der  französischen  Bank  contrahirt  hat.  Gegenwärtig 
haftet  er  bei  ihr  auf  Grund  des  Vertrages  vom  3.  März  1852  noch 
mit  55  Millionen  aus,  deren  raten^'eise  Rückzahlung  bis  Ende 
1867  vollendet  sein  soll,  und  ausserdem  hat  sie  ihm  gegen 
Schatzscheine  im  Jahre  1855  40  Millionen  auf  drei  Monate,  ge- 
liehen ,  welche  Operation  bereite  sechsmal  erneuert  wurde.  * 

Von  diesem  vorübergehenden  Anleihengeschäfte  muss  das 
Girogeschäft  unterschieden  werden,  welches  der  Staat  mit 
der  Bank  dauernd  unterhält.  Er  überweist  ihr  den  grössten 
Theil  der  Baarsendungen^  die  für  ihn  nach  Paris  gelangen, 
und  sie  verzinst  dieselben  und  berichtet  bis  zu  ihi*em  Betrage 
die  Anweisungen,  die  vom  Staatsschatze  auf  sie  gezogen  wer- 
den ;  dem  Staate  ist  dn  eigenes  Blatt  im  Girobuche  der  Bank 
gewidmet.     Durch  diese  Einrichtung  ist  nicht  blos  das  Todt- 

*  Im  Anhange  folgt  eine  Uebersicht  der  Zusammensetzung  der'  schwe- 
benden Schuld  am  1.  Januar  der  Jahre  1831  bis  1856. 
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liegen  bedeutender  Bearsumnien  ün  Slaatsschatze  verliinderl. 
sondern  es  wird  auch  der  den  BanknotenumLauf  sichernde 
Metallvorrath  der  Bank  vermehrt. 

Die  Aktiva  des  Staates,  sein  Kasaa-vorrath,  sein  Wech- 
selportefeuille ,  sein  Guthaben  hei  der  Bank  schwanken  seit 
1848  zwischen  200  bis  350  Milhonen  Fr.  HievoD  darfteo  die 
Summen  haaren  Geldes,  die  unfruchtbar  bei  den  verechiedeneu 
Kassen  in  ganz  Frankreich  und  Algier  erliegen,  kaum  eia 
Viertheil  betragen,  der  günstigste  Beweis  für  die  VorzUglich- 
keit  des  französischen  Recbnungs-  und  Kassasystems,  wenn 
man  hiemit  die  Kassenbestände,  anderer  linder  in  Staat«- 
und  Genieindekassen,  sowie  in  den  Kassen  der  öffentlichen 
Anstalten  und  gerichtlichen  Depositenäniter  zusammeustellt.' 

Man  bat  Vergleiche  angestellt,  wie  eich  die  Stoatsschulil 
au  den  Einnahmen  Frankreichs  verhalte  und  in  wie-  viel 
Jahren  jene  zurllckgezahlt  werden  könnte,  wenn  diese  gaiu 
zu  ihrer  Tilgung  verwendet  würden,  allein  solche  Betrach- 
tungen sind  ziemlich  unfruchtbar. 

Nicht  die  wirkliche  Einnahme  und  Ausgabe  des  Augen- 
blicks, sondern  das  Vertrauen  in  den  Beichthum  und  die 
Nachhaliigkeit  der  Einnahmsquellen  und  in  den  Krust  und 
ilie  Einsicht  der  Regierung  bei  Ausbeutung  derseltten  unl 
bei  Verwendung  ihrer  Ei^ebnisse  bestimmt  das  Mass  de 
Staaiskredits,  und  auf  die  Sicherheit  des  Ziuseiigeiiusses  wini 
weit  mehr  als  auf  die  Sicherheit  der  RUckzaiihmg  gesehen 
•    "  ßo  i;.  B.  betrug  ilcr  Koaseiiglnnd 


II  Baareiii^  .  .  .  . 
,  Wediseiii .  .  .  - 
,    Unrreii  (für  die  Ai 


mi,   t.  im.  1855  «  Jm.  tfii 

(UlUium-n  FranrsV 

ai,8            66,4  88,2 

......     210,4            159,0  ISS,1 

mu:wung)           .     .       19,9  ^  8,5  16,0 

Zusammen  ~35ä,B        "ääs^g  ^"363^1 

(in  dir  Bank     5X6             28,4  -aj 

'       "  (inderKwaa        3,5                 3,6  3.1 

'in  Wtcbsdn      .     .     178,6            tai,2  «n,« 
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Trotz  des  durch  25.  Jahre  andauernden  jährlichen  Defi- 
cits  und  trotz  der  angewachsenen  Schuldenlast  geniesst  Frank- 
reich gegenwärtig  eines  ausgedehnten  Kredits;  denn  die  wie^ 
derholten  und  strengen  Eontrollen,  denen  die  l^taatsrechnung 
unterzogen,  und  die  Oeffentlichkeit,  die  ihr  in  allen  ihren 
Details  gegeben  wird,  zerstreuen  alle  ungegründeten  Befürch- 
tungen; ein  grosser  Theil  <Jer  Ausgaben  wurde  als  Kapital- 
anlage im  weiteren  Sinne  zur  Verbesserung  der  geistigen 
und  ^materiellen  Lage  des  Lapdes  verwendet;  sein  Wohlstand 
und  hieniit  auch  seine  Steuerftlhigkeit  sind  grösser  als  je;  es 
gibt  keine  bevorzugten  Stände-  und  Beschäftigungsklassen; 
die  Regierung  hat  lange  Dauer  2U  hoffen ,  denn  sie  ist  nicht 
mehr  den  Vorurtheilen  und  Leidenschaften  des  Parteigeistes 
dienstbar,  sie  entwickelt  eine  grossartige  und  ruhmvoHe  Po- 
litik, ist  in  ihren  volkswirthschaf);ll^hen  Ideen  folgerecht  und 
auf  dem  richtigen  Wege,  schreckt  nicht,  im  Haschen  nach 
einer  zweideutigen  Popularität,  vor. einer  Erhöhung  der  Ab- 
gaben und  nipht  in  engherziger  Vorsicht  vor  der  kühnen 
und  raschen  Bewegung  zurück,  die  sich  des  Geldmarktes 
bemächtigt  hat.  Eine  solche  Regierung  •  findet  stets  ^Kr«edit. 
Hiezu  kommt  in  Fritnkreich,  dass  dem  Volke  seit  undenklichen 
Zeiten  die  Anlegung  seiner  Fonds  in  Staatsrenten  zur  Lebens- 
gewohuheit  geworden  und  selbst  in  die  unteren  Stände  auf 
dem  flachen  Lande  übergegangen  ist.  Sogar  die  wiederholten 
Staatsbanquerotte,  an  denen  die  Finanzgeschichte  Frankreichs 
so  reich  ist,  haben  diese  Gewohnheit  nicht  zu  erschüttern 
vermocht. 

Ungeachtet  der  bereits  erwähnten  gewaltsamen  Conver- 
tirung  der  Sparkasseneinlagen  und  zeitweiligen  Anlegungen 
in  eine  ewige  Rente  im  Jahre  1848  belaufen  sich  gegenwär- 
tig die  Sparkasseneinlagen  wieder  auf  mehr  als  270  Millionen, 
die  freiwilligen  Anlegungen  in  der  Eonsignationskassa  des 
Staates  auf  21  Millionen ,  und  wenn  nicht  beschränkende  Be- 
dingungen   beliebt    worden    wären ,    um    diese    temporären 


Anlogen  nicht  zu  einer  in  Zeiten  Von  Krisen  jjefährlicheu  Höhe 
anwachsen  zu  lassen ,  würden  sie  noch  weit  grössere  Summeu 
erreicht  haben. 

Man  rechnet  ferner,  dass  mehr  als  V,.j  der  Rente  in 
festen  Händen  sind. 

Es  befanden  sich  nämlich  Anl^ngs  1856  von  den  284,7 
Millionen  Renten,  die  daniuls  ausgegeben  waren,  55,4  Mil- 
lionen Renten  im  Besitze  von  Instituten,  welche  nach  ihren 
Statuten  nicht  zur  Veräusserong  derselben  berechtigt  eind. 
z,  B.  der  Amortisationskassa,  der  Ehrenlegion,  der  BaDk  (Re- 
serve), der  KonsigTiations-  und  Depositenkasse  (eigenes  'Ve^ 
mögen),  der  Marine -Invalidenkasse,  der  Universität,  ver- 
schiedener französischen  und  fremden  frouimea  Körperschaften 
und  Wohlthäligkeitsanstalten,  Pideicommissen  u.  dgl.  Aber 
auch  von  den  229,3  MilHonen  Renten,  die  auf  den  Nainea 
einzelner  Privaten  laufen,  erscheint  der  bei  «eitern  grossen; 
Theil  als  eine  bleibende  KapitalsanlHge,  der  nur  bei  «nsser- 
ordentlichen  Gelegenheiten  auf  dem  Markte  erscheint.  Hieb« 
gehören  jedenfalls  die  Renten  für  die  Gläubiger  der  Kow- 
signatdons-  und  Depositenkasse,  die  disponiblen  Fonde  do 
Bank,  die  als  Kaution  erliegenden  Renten  von  Privaten. 
Handels-  und  Versicheningsgesellschaften,  die  auf  IX-parU- 
nientalkassen  zahlbaren  Renten ,  welche  alle  zusammen  Qbn 
60,3  Millionen  betragen.  Nur  ein  verhltltniss massig  kleinw 
Theil  dieser  Rente,  dann  jener  Rest  von  3,6  Millionen,  der 
sich  im  Besitze  von  einzelnen  Bunquiers  und  Wechselageiilfu 
befindet,  sowie  vielleicht  etwa  16  Millionen,  die  auf  (feo 
Ueherbringer  lauten,  nehmen  am  Börsenspiele  Theil. 

Die  Leichtigkeit,  mit  der  man  ohne  alle  VertnitlluK 
von  Bauijuicrs  und  Weclislern  bei  dem  Einnehmer  des  t)t 
jiartements  oder  Arrondissement^,  mit  dem  man  im  stet« 
Verkehre  ist,  Inscriplionen  kaufen  und  verkaufen,  ümschm 
bungen  veranlassen  und  die  Rente  beheben  kann , '  die  Hecht- 

■  Geeett  vom  U-  April  1819. 
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Sicherheit,  welche  der  Umstand  mit  sich  bringt,  dcuss  die 
Rentenscheine  auf  bestimmte  Namen  lauten,  die  Bttrg^chaft^ 
welche  das  Institut  der  Wechselagenten  beim  Umsätze  leistet, 
und  die  Schnelle  und  Leichtigkeit,  mit  der  dessenungeachtet 
bei  Eigenthumstibertragungen  vorgegangen  wird,  haben  die 
Theilnahme  an  dem  Verkehre  mit  Staatspapieren  noch  all- 
gemeiner gemacht,  ^  und  endlic^h  hat  selbst  der  oben  er- 
wähnte Gewaltstreich  des  Jahres  1848,  durch  welchen  eine 
Unzahl  kleiner  Handwerker  und  Dienstleute  aus  Besitzern 
von  Sparkassabücheln  plötzlich  Besitzer  von .  Rentenscheinen 
wurden,  zur  Verbreitung  dieses  Verkehres  in  die  weitesten 
Kreise  beigetragen.  Aus  2925OOO  Rentenbesitzern,  die  An- 
fangs 1848  gezählt  wurden ,  hat  dieses  Jahr  748,000  ge- 
macht, und  seit  dieser  Zeit  hat  sich  ihre  Zahl  auf  1,020,000 
erhöhti 

Die  Direktion  des  Kassarerirements  kauft  und  verkauft 
jetzt  jährlieh  iür  Rechnung«  der  Departementsbewohner  um 
mehr  als  300  Millionen  Fr.  Renten,  und  1853  wurden  von 
ihr  um  86  Millionen,  1854  um  94  Millionen  und  1855  um 
108  J^iillionen  Kapital  mehr  Renten  gekauft  als  verkauft.  Der 
Staat  findet  darum  ftikr  jedes  neue  Anlehen  den  umfassend^ 
sten  und  bereitwilligsten  Markt. 

Es  hat  sich  dieses  auf  eine  überraschende  Weise  bei 
dem  grossen  Anlehen  von  700  Millionen  Fr.  gegen  3procen- 
tige  Rente  herausgestellt,  welches  mit  dem  kaiserlichen  Er- 
lasse vom  11.  Juli  1855  ausgeschrieben  wurde. 

Es  wurde  offen  als  Anlehen  zur  Bestreitung  der  Kriegs- 
kosten angekündigt,  was  nicht  als  Empfehlung  der  Betheili- 
gung an  solchen  Anlehen  zu  dienen  pflegt,  und  es  waren 
kurz  vorher  im  Laufe  von  weniger  als  einem  Jahre  zvs'ei 
grosse  Anlehen'  von  250  und  500  Millionen  Fr.  abgeschlos- 
sen worden. 

Der  Stand  der  3procentigen  Rente  war  im  Augenblicke 
der  Ausschreibung  65,90,  und  das  neue  Anlehen  wurde  mit 
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(53,27,  also  nicht  viel  unter  dem  Tageskurse  ausgeboten,  es 
wurde  sich  nicht  der  Vermittlung  eines  Banquiers  bedient,  die 
EinZahlungsfristen  waren  kurz  bemessen,  es  mussten  10%  der 
aubscribirten  Summen  sogleich  und  in  Baarem  erlegt  werden, 
die  Zeit  war  eine  kritische,  die  Friedensverhandlungen  in 
Wien  waren  gescheitert,  Sebastopol  war  noch  nicht  gefallen, 
die  Tlieurung  im  Lande  gross,  aber  nichtsdestoweniger  wur- 
den binnen  10  Tagen  nicht  700,  sondern  3653  Millionen  von 
310,900  Tlieilnehinern  gezeichnet,  hierunter  hOchst  bezeich- 
nend die  bedeutende  Summe  von  1119  MillioDCO  durcii 
236,600  Theilnehmer  in  den  Departements,  360  Millionen  Fr 
wurden  baar  in  den  Staatskassen  erlegt,  die  Rente  stie^ 
auf  66,80  Fr. 

Die  Regierung  nahm  selbstredend  nur  die  au^^«chh^ 
bene  Summe  au,  allein  sie  wählte  ihre  Gläubiger  vonnp^ 
weise  aus  den  kleinen  Subscribenten,  eine  Politik,  die  nichi 
blos  aus  Rücksichten  der  Billigkeit  geboten  war,  sondern  die 
als  ein  neues  Mittel  zur  Erweiterung  des  Marktes  der  Staau- 
(lapiere  und  zur  engsten  Verknüpfung  der  rnlereeseri  der  Ein- 
zelnen mit  dem  ungefährdeten  und  gedeihlichen  Bestände  Ja 
Staates  dient.  Jeder  Staatsglilubiger  ninmiL  Partei  fllr  dk 
Einheit  des  Reiches  und  die  Stabilität  der  Regierung. ' 

Unsere  Behauptung  über  die  Motive ,  welche  den  Stern» 
kredit  bestinuueu  ,  ündet  auch  durch  die  Uesehichte  der  Sur;' 
der  Staalspapiere  die  BestöUgung,  insoweit  man  diese  Kuh« 
in  ihrer  vielseitigen  Abhängigkeit  als  deu  Massstub  w« 
ihrer  Faktoren,  als  welcher  der  Staal^kredit  sich  darstelU. 
betrachten  kann. 

Man  hat  genaue  Uebersichten  des  Kurses  an  der  Bön< 
■m  Paris  seit  ihrer  EröOiiung  am  10.  Mai  179»  Iris  je» 
Unter  dem  Direktorium  im  Jahre  1797  stand  die  5i>roccotii> 

'  BereiU  die  beiden  oben  erwälinleu  früheren  Aul^cii  hMtteti  thsl'^ 
(fitnsügi:  Resultate  gegeben.  Für  dss  Anleheu  -iWi^po  UUl.  wam  *^ 
Mill. ,   fiir  Jenes   von   500  Mill.   3175  Mill.   denl,ji)iiule   aiigt-bMoi  «V^ 
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Rente  zwischen  6 — 8,  mit  dem  Konsulate  Napoleons' hob  sie 
sich  auf  44,  mit  der  Annahme  der  Kaiserkrone  auf  60,  und 
sie  stieg  im  Laufe  des  Kaiserreichs  auf  83,  um  während  der 
Kämpfe  des  Jahres  1^14  auf  45  herabzusinken. 

Die  Restauration  empfing  sie  1815  nach  den  hundert- 
Tagen  mit  52  und  hob  sie  1829  auf  111.  Die  Julirevölution 
warf  sie  auf  84  zurück,  aber  im  Jahre  1846,  dem  Culmina- 
tionspunkte  der  Regierung  Loüis  Philipps,  erreichte  sie  die 
Höhe  von  123,60.  Die 'Februartage  1848  schleuderten  sie  auf 
93  herab  und  parallel  mit  den  Fortschritten  der  Revolution 
fiel  sie  im  April  1848  bis  50.  Mit  der  Wiederherstellung 
eines  geordneten  Regiments  durch  den  Zusammentritt  der  kon- 
stituirenden  Versammlung  erreichte  sie  wieder  den  Stand  von 
74,  mit  der  Wahl  Louis  Napoleons  zum  Präsidenten  jenen  von 
79.  Der  Staatsstreich  vom  December  1851  brächte  ein  Stei- 
gen bis  105  hervor. 

.  Die  4y2Procentage  Rente,  welche  an  die  Stelle  der  5pro- 
centigen  trat,  eröfihete  im  April  1852  mit  dem  Kurse  von 
101;  ani  Ende  des  Jahres*  hatte  sie  bereits  den  Kurs  von  106 
erreicht;  die  Kriegserklärung  gegen  Rüssland  erniedrigte  sie 
1854  auf  88,  die  erste  Friedensbotschaft  brachte  sie  1856 
wieder  auf  96. 

Die  3procentige  Rente,  im  Jahre  1825  errichtet,  begann 
mit  dem  Kurse  yöti  60.  und  hatte  1829  einen  Kurs  von  86 
erlangt,  den  sie,  durch  die  Julirevolution  auf  55  zurückge- 
worfen,' im  Laufe  der  Regierung  Louis  Philipps  nicht  mehr 
erreichte.  Im  Jahre  1846  war  der  Kurs  80,  1848  nach  der 
Februarrevolution  56,  im  April  32,  nach  der  Präsidentenwahl 
48 ,  nach  dem  Staatsstreich  vom  December  1851  steigerte  er 
sich  auf  71,  Ende  1852  Mtte  er  bereits  83  erreicht,  1854 
fiel  er  auf  61,50,  1856  nach  den  ersten  Friedensnachrich  ten 
erhob  er  sich  auf  69,50. 

Freilich  hat  weder  der^  Stkatskredit  ooch  der  Geldmarkt 
jenen    für    die   Stäatspapiere    so    günstigen   Stand    wie    in 
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England  erracht,  wo  die  Rente  durchschnitUich  tun  15 — 20% 
höher  notirt  ist,  als  in  Frankreich. 

Es  wäre  hier  aach  der  Platz,  den  Stand  des  Staats- 
vermögens Frankreichs  zu  besprechen,  Aber  leider  müssen 
wir  uns  aus  Mangel  hinreichender  Qaellen  auf  folgende, 
weder  vollständige  noch  neueste  Angaben  beschränken. 

Der  Werth  des  Immobiliarvermögens  belief  sick  im  Jahre 
18151  auf  1308,4  Millionen,  wovon  732s3  IGllionen  auf  Rcrih 
nung  der  Forste,  8,8  Mill.  auf  Rechnung  des  andern  Natz- 
zwecken  gewidmeten  Eligenthums,  567,3  Millionen  auf  Rech- 
nung der  öffentlichen  Zwecken  gewidmeten  Besitzung«! 
kamen.  Hiebei  ist  das  LnmobiliarvennOgen  der  Departe- 
ments nicht  gerechnet,  das  nach  älteren  Daten  zu  scfaliesees. 
auf  etwa  60  Millionen  veranschlagt  werden  dOrfte. 

Ueber  den  Werth  des  Mobiliarvermögens  des  Staates 
liegen  gar  keine  neueren  Nachweisnngen  vor.'  Zählt  um 
den  Werth  der  Kriegsflotte,^  der  Militär-  und  Maiinevorrätltf. 
lind  den  vielleicht  noch  grössere»  d^  öffentlicben  Biblio- 
theken und  Kunstsammlungen  auch  dazu  ^  so  ist  er  ein  gaoz 
ausserordentlicher  zu  nennen.  ^ 

Ueber  den  Stand  der  Staatskassa  in  Baarem  and  in  Wecih 
sein  haben  wir  bereits  früher  gesprochen.  Er  betrug  Ai 
fangs  1856  263,4  Millionen;  43,4  Millionen  waren  zwistbec 
den  verschiedenen  Rechnungslegem  in  Umlauf.  Die  Akti^ 
Forderungen  des  Staates  bestanden  zu  derselben  Z^eit  ii 
Folgendem :  ^ 

Rückständige  Einnahmen 549,6  MilL  Fr 

Vorschüsse  und  Forderungen  an  einzelne  Reeh> 

nungsleger  und  Staatsinstitute 13^4    .     . 

*  Dsa  Mobiliarrermögen  im  Ressort  der  MinisteiieD  des  Kiitp  ^ 
der  Marine  allein  wird  auf  mehr  als  eine  Milliarde  geacbitaL 

^  Die  hier  Bezug  nehmenden  Verhältnisse  sind  bex^ta  im  Kmn  VH 
Abschnitt  8  gelegentlich  der  aus  diesen  Fordemngai  rrnnprlngcmim  ^ 
nahmsqaellen  besprochen  worden. 
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17,5Mll.Pr.» 


3,4 


2,3 
118,3 

15,3 


n 


Forderungen  an  Eisenbahngeselkchaften  .  . 
Reste  von  Vorschüssen,  die  im  Jahre  1830  an 

einzelne  Industrielid 

gegeben  wurden  .  . 
n       r>      .       9  an  Arbeitervereine  in 

den  Jabren  1848  und 

Forderungen  an  Spanien  vom  Jahre  1828  bei 
^  r,  Belgira  von  den  Jahren  1831 

und  1832 

„  „   Qriechenland     für    die    vor- 

Hdiitmreise  bezahltenlnteres- 

senantheile  des  griechischen 

Anlehens  vom  Jahre  1833   . 

„  »  .Busslandwegen des  1812 dem 

Grossherzogthum    Warschau 

gemachten  Anlehens. 

„  ^    die  Regierung  von  Tunis. 

Im  Rechtswege  anhängige  Forderungen    .     . 

Hiezu  dürften  aus  den  Kriegen  der  zwei  letzten  Jahre 
bedeutende  Forderungen  an  die  Türkei  kommen. 

Diesem .  Aktivvermögen  standen  am  1.  Januar  1856  ge- 
genüber: 


15,9    ,      , 

noch  nicht 
ziffermässig 
festgestellt. 

13,5  Mill.  Fr.» 


'  Durch  das  Gesete  vom  2.  Mai  1855  wurden  10  Millionen,  welche 
der  Staat  der  Eisenbahngeaellschaft  von  Paris  nach  Havre  geliehen  hatte, 
der  Gesellschaft  für  die  Eisenbahnen  der  Kormandie  und  der  Bretagne  als 
Subvention  überlasseif ,  daher  für  1857  nur  7,5  Mill.  Fr.  für  diese  Aktiv- 
posten erübrigen. 

'  Von  dieser  Summe  werden  klassificirt  als: 

gnt  (einbribglich)     .     •     •, ^fi 

zweifelhaft  (wegen  der  Unsicherheit  der  Schuld- 
ner oder  der  von  diesen  eriiobenen  Einwen- 
dungen)      1^2 

schlecht  (uneinbringlich) 8,9 

Die  ältesten  diesec  Forderungen  stammen  ^  ^'*>t  der  ^on 

und  des  Konsulates. 
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das  Kiipital  der  inacribiiten  Schuld  mit     .     7912,7  MiU.  Fr 
„  »  j.    achwebenden     ,,         „  785,6     «      , 

die  rückständigen  Auslagen  mit  .  .  .  ,  361,^  ,  . 
und  die  vom  Staate  eingegangenen  Verpflichtungen  für  die 
Zukunft,  unter  denen  die  nach  dem  Gesetze  vom  11.  Jiinj 
1842  für  ausserordentiiohe  Staats-  und  namenlUch  für  Eisen- 
bahnbauten  vom  Jahre  1856  an  noch  zu  verwendenden 
Summen  von  383,2  Mill.  Kr.  und  der  Vorechuss  vod  100  Mi!l 
Fr.  für  Draininingsarbeiten  nach  dem  Gesetze  vom  17  Juli 
1856  in  erster  Reihe  stehen. 

3.    Die  öffentlichen  EreditsaiiBtalten. 

In  jedem  i.ande  siehen  die  liffent liehen  Ki-eriilsiiiptui.' 
mit  der  Finanzvcrwaltung  in  einem  gewissen  Zusammer 
hange.  Mehr  als  anderswo  ist  aber  dies»  in  Frankreich  tler 
Fall,  wo  alle  Aktiengesellschaften  nur  in  Kraft  eines  besot 
deren  kaiserlichen  Dekretes  sich  bilden  können  und  aaV'  \ 
unmittelbarer  andauernder  Ueberwachung  der  Regienx 
stehen,  wo  die  Gesetzgebung  mit  wachsender,  erst  vorig« 
.lalir  durcJi  das  Gesetz  vom  17.  Juli  verschärfter  Stren?* 
selbst  den  Kommanditgesellschaften,  wo  nur  ein  Theil  dw 
Gesellschaftsvermügeiis  durch  Akt! enein lagen  gedeckt  ist.  »r* 
Stuatswegeu  vorschreibt,  wie  sie  sich  verwalten  und  itirt 
Verwalter  kontrolHren  sollen  und  wie  weit  die  Verantwwl- 
lichkeit  der  einzelnen  geeellsciiafllichen  Organe  gehe,  « 
die  Regierung  Iheils  selbst,  theila  durch  eine  von  ihr  »b- 
hängige  Körperschaft  bestimmt,  an  welchen  Orten,  dar* 
welche  Personen  und  welche  Kredits-  und  Industrieptpint 

'  Hierunier  lienwiikapitnl 7558,0  MtU.   Fr. 

Anlehen   für  öffenll.  Arbeiten         65,5      ,        , 
Hiickiukaiifi-DdeKaiiaJnküen  .        36^4.    ,       , 

Kaulioneii 382,9      ^        _ 

Das  Kapitnl   der   iVibjeiiteii   iinil   Pensionen    muBsl«    nnhcrikltM'Utf 
bleJlieii. 
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öffentlich  feilgeboten  werden  dürfen,  wo  die  Regierung  selbst 
BankgeschäftG  in  ausgedehntem  Masse  betreibt  und  dabei 
des  Beistandes  anderer  Institute  liedarf,  und  wo  viele  Insti- 
tute theilfl  freiwillig,  theils  gezwungen,  einen  Theil  ihrer 
Fonds  beim  Staate  angelegt  haben.  Es  ist  daher  nur  eine  For- 
derung der  Folgerichtigkeit,  dass  in  Frankreich,  wenn  gleich 
der  Handel  und  die  HandetsgesellschallAn  dem  Wirkungskreise 
des  Handelsministers  angehßren,  die  wichtigsten  Kreditainsti- 
tute  unter  die  Obhut  des  Finanzmiilisteriums  gestellt  sind. 

Unter  ihnen  muss  vor  Allem  die  Bank  von  Frank- 
reich erwähnt  werden.  Sie  ist  Giro-,  Depositen-,  Escompte- 
nnd  Zettelbank,  und  besorgt  Einkassirungen  für  fremde  Rech- 
nung. Errichtet  wurde  sie  durch  Napoleon  am  18.  Januar 
1800  (28.  nivose  au  VIUJ;  ihr  ausschliessendes  Privilegium 
als  Zettelbank  von  Paris  erhielt  sie  von  ihrem  SchCipfer  erst 
am  14.  April  1803  (24.  genninal  an  XI).  Ihr  Kapital  wurde 
damals  mit  45  Millionen  Fr.  in  Aktien  zu  1000  Fr.,  die 
Daner  ihres  ausschliessenden  Privilegiums  auf  15  Jahre  feat- 
gesetzt,  doch  behielt  sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  Zet- 
telbanken in  den  Departements  zu  errichten.  Durch  die 
kaiserlichen  Dekrete  vom  22.  April  1806  und  16,  Januar 
1808  wurde  sie  unter  eine  strengere  Ueberwachung  von  Seite 
der  Regierung  gestellt,  ihr  Fond  auf  90  Millionen,  ihr  Privi- 
legium auf  weitere  25  Jahre  ausgedehnt  und  ihr  das  Recht 
eingeräumt,  auf  Staatsschuldscheine  mit  kurzer  Verfallszeit 
(Schtttzscheine)  Vorschüsse  zu  leisten  und  in  den  Departe- 
ments Succursalen  ebenfalls  mit  dem  Rechte  der  Zettelemis- 
sion zu  errichten,  auch  wurde  sie  von  manchen  Beschrän- 
kungen befreit,  die  hinsichts  der  Grösse  der  Dividende  und 
der  Hinterlegung  in  den  Reservefond  bestanden  hatten.  1840 
wurde  ihr  Privilegium  anf  weitere  25  Jahre,  also  bis  1867 
verlängert,  und  die  Staatskontrolle  in  etwas  vermindert. 
Erst  1834  wurde  sie  ermächtigt,  auf  alle  französische 
Staatspapiere  ohne  Unterschied,  1852,   auf  Obligationen  der 
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Stadt  Paris,  französische  Eisenbahnaktten  und  andere  an  der 
Pariser  Börse  cotirte  Industriepapiere  Vorschüsse  zu  leisten.  • 

Ihr  Kapital  war  unter  dem  ßrsten  Kaiserreiche  zu  gross 
für  ihr  Geschäft  und  von  1809  bis  1816  löste  me  22400  Ak- 
tien um  23,3  Mill.  Fr.  ein.  1848  wurden  aber  die  I>epai^ 
tementbanken  zur  Herstellung  ihres  schwankend  gewordenen 
iCredites  mit  der  Bank  von  Frankreich  vereint  uod  hierdurch 
wurde  der  Fond  der  letzteren  um  23,3  Millionen  erhöht,  so 
dass  er  jetzt  die  ursprüngliche  Höhe  etwas  überschreitet 
Er  liegt  nicht  in  Baapem  in  den  Kellern  der  Bank,  wie  bei 
ähnlichen  Instituten  Sitte  ist,  sondern  er  ist  2sum  grösseren 
Tfaeile  in  Renten  angelegt.     .     .,   .  .  ^ 

Der  Reservefond  wuchs  wiederholt  zu  solcher  Höhe  an. 
dass  grosse  Summen,  18^:  13,7,  1828:  9,8^  1831:  10  UU- 
lionen  Fr.  unter  die  Aktionäre  vertheilt  wurden.  In  diesem 
Jahre  wurde  er  auf  den  Betrag  von  10  Millionen  Fr.  fixirt 
Seit  1848  beträgt  er  mit  Rücksicht  auf  die  Succorsalen  bei 
13.  Itillionen.    Audi  er  ist  in  Renten  angelegt 

Der  Betrag  der  ausgegebenen  BankbiUets  soll  nie  dai 
Dreifache  des  Baarvorrathes  überschreiten ,  doch  ist  in  letzier 
Zeit  hievon  abgewichen  worden. 

Die  mindesten  BankbiUets  lauteten  bis  1848  auf  500  Fr., 
in  diesem  Jahre  wurden  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  10.  Jun; 
1847  Billets  zu  200  Fr.,  und  auf  Grund  des  Gesetzes  von: 
15.  März  1848  Billets  zu  100  Fr.  ausgegeben.  Es  gibt  daran 
gegenwärtig  Billets  von  5000,  1000,  500,  200  und  100  Fr 

Nur  soliden  Geschäftsmännern  wird  ein  Contokurreri' 
im  Girobuche  der  Bank  eröflfhet,  nur  jene,  die  ein  Conto  r-e 
sitzen,  und  selbst  dici^e  nur  gegen  nochmalige  Bestätigung  ihrtr 
vortheilhaften  merkantilen  Rufes  werden  nach  bestehenötr 
üebung  zum  Esconiptegeschäft  zugelassen.  Nur  solche  Wechst. 
werden  escomptirt,  die  drei  solide  Unterschriften  haber. 
und  nicht  länger  als  90  Tage  laufen. 

Gesetze  vom  Si).  Juni  1840,   14.  Mai  1834,  3.  und  2&  Min  leoi 


I  n.. 
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Statt  der  dritten  Unterschrift  wird  in  neuester  Zeit  auch 
ein  Pfand  in  Staatspapieren  ^  in  Bankaktien  oder  in  Warrants 
über  in  öffentlichen  Magazinen  hinterlegte  Waaren  des  grossen 
Handelsverkehrs  angenommen^  während  im  Hinblick  auf  die 
allzu  umfangreichen  und  kühnen  Geldgeschäfte  der'Gegen- 
wart  und  den  verminderten  Baarfond  der  Bank  ^  das  Maxi- 
mum der  Uinlaufzeit  mit  kurzen  Unterbrechungen  auf  75  und 
im  September  1856  sogar  auf  60  Tage  beschränkt  blieb; 
eine  Erschwerung  des  Verkehrs,  die  seit  1818  —  wo  sogar 
eine  Beschränkung  auf  45  Tage  s&itt  fland  —  nicht  noth- 
wendig  geworden  war.* 

Bei  ihrer  Errichtung  wtk  ^er  Wechselescömpte  6%; 
voml.  Februar  1820  bis  15.  Januar  1847  hielt  er*  sich  un- 
abänderlich  auf  4%,  und  4%  werden  noch  jetzt  als  die 
Regel  angesehen ,  während  sich  delr  Zinsfüss  häufig  lun  1  % 
über  oder  unter  diesem  Au^masse  bewegt  1855  müsste  er 
auf  6%  erhöbt  werden,  und  wenn  gleich  mit  1.  April  1856 
wieder  der  Zinsfüss  von  5  %  eintrat,  so  war  die  Bankver- 
waltung doch  im  Oktober  1856  abermals  zu  einei*  bis  im 
December  andauernden  Steigerung  des  Zinsfusses  auf  6% 
genöthigt 

'  Der  Baarfond.  der  Bank  verhielt  sich  zu  den  umlaufenden  Banluiotäd: 

Baarfond  Banknoten 

März  1848     ......      59  27Q 

^ai  1848 .114  402 

Februar  1849 295       422 

1851 510       523 

Januar  1B52  .......  570,       595 

AjaguBi  1854 475       610 

Januar  1855 363       651 

„   1856  .  .....  260       608 

Oktober  1856 166  621 

Januar  1857 191  612 

In    diesen  ungeheuren,   die  Sicherheit  gefährdenden  Schwankungen 
zeigt  sich  der  'Mangel  eines  der  Bank  selbst  gehörigen  Baarfondes. 

»  Seit  27.  Februar  1857  werden  wieder  Wechsel  mil  9Qtägiger  Dauer 
angenommen. 
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Noch  empfindlicher  fiel  dem  Verkehr,  dass  die  Bank 
den  Betrag  ihrer  Vorsehüase  auf  Effekten  von  60%  des 
Tagescourses  auf  Staate-  und  von  40%  auf  Industriepapiere 
auf  40%  und  20%  herabsetzte.-  Man  hat  diese  Strengt  der 
Bank  sehr  verargt  und  mit.  der  dem  Geld  markte  eigenen 
Undankbarkeit  vergessen,  welche  gelbstaufopfemde  Dienste 
die  Bank  der  Nation  in  der  Erisis  des  Jahres  1848  leistete, 
wo  sie'bei  dem  Mangel  jedes  andern  grossen  Ereditsinstitutes 
ihre  Thötigkeit  anstandslos  weit  über  das  r^elrechte  Mass 
ausdehnte,  die  Regierung  und  die  Stadt  Paris  durch  Anlehen 
unterstützte,  Anlehen  an  Industrielle  gegen  Bürgschaft  des 
Staates  oder  der-(Jemeinde  gat  unddie  von  der  Regierung 
neu  gegründeten  Kreditsinstitute  durch  Reescompte  ihrer  Pa- 
piere auf  das  Freisinnigste  unterstützte.  Doch  kann  nicht  ge- 
läugnet  werden,  dass  die  Bank  gegenüber  den  gestiegenen  Ad- 
forderungen  des  Geldmarktes  einer  Vergrösserung  ihres  Fon- 
des  dringend  bedarf,  und  diese  nicht  iu'einem  als  Rente  ange- 
legten, sondern  vorzugsweise  in  einem  als  Baa'rfond  in  den 
Kellern  der  Bank  aufgespeicherten  Kapitale  zu  bestehen  habe.  — 

Die  Bank  wird  durch  den  Gouverneur  und  zwei  UnltT- 
gouverneure,  die  vom  Staate  ernannt  werden,  und  durch  den 
aus  der  Wahl  der  Aktionäre  hervorgegangenen  allgenieiDtn 
Rath  geleitet;  gewisse  Angelegenheiten  sowie  die  Entgegen- 
nahme der  Rechnungen  und  Generalberichte  gehören  vor  die 
Generalversammlung,  die  jährlich  einmal  im  Januar  zusani- 
mentritt;  sie  besteht  aus  den  200  stärksten  Aktionären.  Dtr 
allgemeine  Rath  und  einige  durcli  ihn  gewählte»  und  vuin 
Bankgouvenieur  ernannte  Geschäftsleute  bilden  das  Censu^ 
comit6  der  Bank  für  die  zu  escomptirenden  Wechsel;  den. 
Gouverneur  steht  ein  absolutes  Veto  zu.  Die  Succürsaleo  ii» 
den  Departements  vermehren  sich  Jahr  für  Jahr,  gegenwärtig! 
ist  ihre  Zahl  38,"  drei  neue  sind  in  der  Errichtung  begriffen 

•  Nach  dem  Alter  ihrer  Errichtung:  (iiuter  der  ReBtauratioo) :  Koutt. 
Nantes,     Bordeaux;    (unter    Louis    Philipp):    Lyon,    Marseille^    Rbciis-'^ 
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Sie  sind  auf  ähnliche  Weise  wie  die  Bank  selbst  eingerichtet 
und  to-eiben  dieselben  Geschäfte;  aie  stehen  übrigens  nicht 
unter  sich,  sondern  nur  mit  der  Hauptbank  in  Paris  in  Gfe- 
schäffcsverbindung. 

Die  von  jeder  einzelnen  ausgegebenen  Banknoten  wer- 
den nur  ton  der  betreffenden  Succursale  adbst  an  Zahlungs^ 
statt  angenommen  und  eingewechselt.  ^ 

Die  Ergebnisse  der  Bankgebarung  gewähren  schlagende 
Beweise  für  den  immer  mehr  Werthe  und  immer  mehr  Per- 
sonen  umfassenden  Wohlstand  Frankreichs : 

Die  Zahl  der  Aktionftre  weH 


1823 
1838 
1847 


2781 
4093 
4304 


1848-2 

1852 

•1856 


5648 
5762 
6755 


Die  Oesammttninune  der  Operationen 


1847 
1851 
1852 
1853 


2714Miir.Fr.  1854:  3888Mill.  Fr. 

1593    „       „  1865:.  4863    ,       , 

2541    „       „  1856:  5808    „  '    , 
3964    .       J 


Die  8umme  der  eseomptirten  Wechsel 


2944  Mi».  Fr. 
3762    „       „ 
4674      ■     , 


1847:  2652  Mill.  Fr.  1854 
1852:  1824  „  „  1855 
1853:  28^  „  „  1856 
Der  Durchscbittftwerfb  eines  eseomptirten  Wechsels 

1830:    2246  Fr.  1854:    1315  Fr. 

1841:    1425    .  '         1866:    1872   ; 


St.  Etieime,  Lille,  Bavre,  St.  Qoentin,  Montpellier,  :Toaloii8e,  Orleans, 
Orenoble,  Augottl^e,  Besan^on,  Caän,  Chateanroox ,  Clermont-Ferrand, 
Httlhattsen,  Strasslnirg,''lfan8,  Ntmee,  Valenciennes ;  (seit  1848):  Hetz, 
Limoges,  Angers,  Renne«,  Avlgnon ,  Troyes ,  Amiens,  la  Rochelle,  Nancy, 
Toaldn,  Navers,  Aoras,  I>\jon,  Dttnkircb^en.  In  Entstehung  begriffen  sind 
Carca8sonne,.Poitier8,  8t  LA.        .  - 

'  Reeneil  des  lofs  et  «ttl»'  *  ■*  Banque  de  Fraiice  depuis 

1800.    4.    Paris  1851. 

'  Nach  der  Veralniginif 
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Die  Dividende:  Maiimirai.  HiDimum 

(FriBes)  (Francs; 

unter  dem  Kaiserreiche   ...   1803 :  103,70     1800 :  50,45 
unter  der  Restauration    .     .     .   1828:  111  1814:  60» 

unter  Louis  PhiUpp     ....   1847:  177     .     1833:  66 
seit  1848    .  .1856:272  1848:75 

Die  Bank  hat  auch  unversehrt  die  grossen  politischen 
Krisen  der  Jahre  1814,  1830  und  1848  überstanden;  nie  hat 
sie  ihre  Baarzahlungen  gänzlich  eingestellt,  wenn  sie  auch 
dieiselben  1804  und  1814  auf  die  Auszahlung  von  500,000  Fr. 
des  Tags  und  1848  auf '(iie  Auszahlung,  von  Anweisungeu 
der  Filialbanken  und.  von  Summen  unter  5000  Fr.  beschränkte. 
Obgleich  1848  die  Umwechslung  der  Banknoten  gegen  Baa^ 
Schaft  eingestellt  wurde,  die  Erklärung  der  R^ierung,  dass 
sie  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  al  pari  anzunehmen  seieo 
(der  Zwangscours),  nicht  eben  zu  ihrem  Bjredite  beitrog, 
die  Bank,  wie  bereits  oben  erwähnt,  vielfach  zu  Anlebeo 
(ausserhalb  ihres  Geschäftskreises  veranlasst,  und  endlich  eis 
nicht  unbedeutender  Theil  ihrer  WechseJforderungen  zwei- 
felhaft wurde,  war  das  Vertrauen  des  Volkes  in  die  Zu- 
kunft der  Bank  so  fest  gegründet,  dass  nur  wenige  Tage 
eine  geringe  Entwerthung  der  Banknoten  im  Maximum 
von  272%  anhielt,  nach  dieser  Zeit  aber  nicht  nur  der 
al  pari-Cours  sich  wieder  herstellte,  sondern  im  Gegen 
theile  die  Banknoten  gegenüber  den  Ck)ntanten  ein  Auf 
geld  behaupteten.  Am  6.  August  1850  konnte  übrigens  dif 
Regierung  über  die  Bitte  der  Bank  ihr  mit  Beruhigung  die 

•  Ausserdem  kommen  von  dea  unter  die  Aktionäre  vertheüten  Uekf 
Schüssen  des  Reservefonds  auf  die  Aktien :     1820 :    20^  Fr. 

1828:    145    „ 
1831:    148    ^ 
Bezeichnend  für  die  bereits   oben    erwähnte    steinende   Aoadehnong 
des  Verkehrs  ist  der  Umstand ,  dass  an  den  Gesammtgeachäften  der  Biuk 
ihre  SuccursaJen  einen  immer  grösseren  Antheil  nehmen.     Dieaelben  iru 
gen  zum  Gesammtgewinne  bei : 

1852:  177o,   1853:  33%,   1864:  42%,   18Ö5:  49%,   1Ä56:  €7\ 
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Wiederaufbahtoe  der  Baar^ahlungen  gestatten.  Von  841/2  ^i'^- 
Fr.  Wechsel,,  wdi^e  in  den  Jahren  1848  und  1849,  weil 
nicht  zur  Zeit  eingelöst,  zweifelhaft  geworden  waren,  wur- 
den übrigens  bis  End^  1856  alle  bis  auf  einen  unbedeuten- 
den Rest  Yon  1  Million  einbezahlt-,  und  selbst  von  diesem 
erschien  ein  guter  Theil  elnbringlich. 

Auf  ähnlichen  Grundlagen  wie  die  Bank  von  Frankreich 
beruhen  die  Bank  von  Algier  und  die  fünf  Eolonial- 
banken  von  Martinique,  Guadeloupe,  laR6union,  Cayenne 
und  St.  Louis  am  Senegal.  Sie  sind  alle  auf  Veranlassung 
i^nd  unter  Nöthigung  det  Regierung^  grossen tfaeils  mit  ron 
ihr  angewiesenen  Fonds  gegrüildet.  Bei  denKDlonialbanken 
mussten  z.  B.  die  ehemaligen  Sklavenbesitzer  in  den  Kolo- 
nien mit  y^  der  ihnen  ^  aus  Anlass  der  Sklavenemancipation 
bewilligten  Entschädigungen'^  als  Aktionäre  beitreten.  Sie 
sind  Zettel-,  Escompte-  und  Girobanken,  sie  leihen  nicht 
bloss  auf  drei,' sondern  auch  auf  zwei  Unterschriften,  ron 
denen  überdiess  eiqe  durch  Warrants  über  Waaren  in  öf- 
fentlichen Magazinen,  durch  Verpfändung  voi/zu  erwarten- 
den Ernten  oder  yon  Staatspapieren  und  Werthsgegenständen 
ersetzt  werden  kann. 

Die  Kolonialbanken  sind  durch  eine  eigene  Central- 
agentie  in  Paris  untereinander  und  mit  den  Kreditsinstituten 
des  Mutterlandes  verbunden,  sowie  eine  eigene  üeberwa- 
chungskommission  unter  der  Lieitung  eines  Staatsrathes  und 
in  welcher  sowohl  das  Ministerium  der  Finq,nzen,  als  jenes 

'  Qesetz^  vom  4.  AuguBt  18^1  für  Algier,  vom  11.  Jmli  1851  für  die 
Kolonien. 

'  Üie  Aufhebung  der  Sklaverei  erfolgte  durch  das  Dekret  der  pro- 
visorischen Regierung  vom  27.  April  1848,  welches  so  weit  ging,  dass 
es  selbst  den  in  der  Fremde  sich  aufhaltenden  Franzosen  den  Besitz  von 
Sklaven  verbot.  Mit  dem  Gesetze  vom  30.  Apiil.  1949  wurde  den  Sklaven- 
besitzem  in  den  französischen  ColoQlen  eine  Entschädigung  von  126  MilJ.  Fr. 
bewilligt  Das  Senatconsult  vom  3.  Hai  1854  hat  die  /  '  ^*ing  der 
Sklaverei  als  ein  Grundgesetz  der  (naaük 


SSg 

der  EotoDieu  und  die  Bank  von  Frankreicb  vertwteu  sunl 
die  Z«splittentng  der  Eiftfte  und  das  Ausschreiten  io  fakiu 
Bahoeo  verhßtea  soll 

Die  Bank  von  Algier  eotstatid  am  1.  November  1^1. 
mit  einem  Ka{Htal  von  1.250,ÜOO  Pr.  Sie  escoinptirt  j&hrikli 
bei  30,(XI0  Wechsel  itt  einem  Betrage  von  24  Jlillioneo  ff 
uud  hal  durchsctmitlUcb  2'.',  Millioneii  Baukoolen  in  t'mliu,' 
Selbst  die  gemeinen  Araber  sufileii  Mäi-kteo  nehoieo  kaotn 
Anstand,  diese  al  pari  zur  Bezublung  anzunehmen.  Aid 
1.  NüTember  1853  isteiue  Succursale  in  Oran ,  mittelä  Dekma 
vom  3.  Deeember  18ö6  eine  zweite  in  Cutistantioe  ind  Lt4n 
getreten.  Die  Dirideode  hat  1854r,  6,45  und  16&5  s«b 
7.30"o  ermcht 

Die  Banken  ron  Uartinique,  Guadeloupe  ood  1b  R» 
nion  haben  jede  ein  Kapital  ron  3  Millionen  Fr..  « 
«ind  nach  einander  im  Januar,  Februar  uud  Juli  18KI  tt 
WirkfiKmkeit  getreten.  Die  beiden  -ersten  Jahre  ilire 
Th&tigkeit,  in  denen  eie  überdiess  nur  einen  Iheil  Ute 
Fonds  realisiren  konnten,  haben  folgende  Ergebni^w  ihr 
geboten: 


■    I.14J;>.li;7      401M.319  4.3*lS.10.143'2.3Cs'2.:(W 
,   ^-JIi^'.llö  2.3CM.60!i:3.3«'   6.41o!4.32.i   1.576 

3.NS(:,ij3a7,'i,4y:  -luo;  4,i;i6  11.719 i    712    «:;< 


Dil'  aridem  Wechsetgeschüfle  waren  minder  luHleuiti 
aber  die  Znkuitt'r  pchteii  viclversjireehend.  Vor  Erridifj 
dpr  üüukcii  wiirdt'ii  die  Interimsscheinc  über  die  zur..'- 
l'Oli«ltoueri  Arliiel  dor  Sklavcnentsehädigung  uiii  4<)  hu- '■" 
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Verlust  verkauft)  mit  der  Erpchtung  stiegen  sie  auf  Pari, 
und  die  neuen  •  Aktien  werden  mit  20  Fr.  Agio .  begaben.  \ 

Die  Banken  Von  Cay.enne  und  am  Benegal  mit  300,000 
und  230,000  Fr.  Kapital,  €«ichtet  dur^  die  Dekrete  vom 
21.  December  1853  und  1.  FMmiar  1854,  ^ind  erst  im  Beginne. 

Ebenfalls  Einriehtungen  der  neuesten  Zeit  sind  die  In- 
dustriekomptoirs  und  -Unterkomptoirs,  gegründet 
durch  die  Gesetze  und  Dekrete  vom  4. ,  7.  und  10.  Mftrz  und 
10.  Juni  1853  und  25.  JuU  1854.  Sie  bestehen  in.  allen  Städten, 
wo  die  Munieipalität  und  die. Handelskammern  sie  jRrünsch^n 
und  Aktienvereine  zu  ihres  Gründung  sich  bildeten.  Die  In- 
dustnekomptoirs  sind  zunächst  Escomptebanken ,  die  zu  6% 
und  fUr  längstens  90  Tage,  und  statt  auf  drei,  auf  zwei  Schere 
Unterschriften  Geld  darleihen.  Ja,  selbst  von  diesen  zwei  Unter- 
schriften kann  eine  durch  die  Firmirung  eines  Unterkomp- 
toirs  ersetzt  werden,  d.  i.  eines,  mit  dem  Komptoir  in  Ver- 
bindung stehenden,  von  ihm  überwachten,  -unc^  ibm  seine 
Fonds  als  Sicherstellung  übergebenden  gesonderten  Aktien- 
vereines, welcher  gegen  Verpfändung  von  .Immobilien  oder 
Waaren  die  Wechsel  des  Geldbedürftigen  a^eptirt.  Das 
ün}erkomptoir  ist  zu  einer, Provision  von  8%  und  ausserdem 
zu  einem  Abzüge  von  5%  des  escomptirten  Darl^ens  er- 
mächtigt, welcher  letztere  Betrag  dem  Schuldner  zu  Gkite 
geschrieben  und  wofü4;:,ibin  na<;^  und  nach  Aktien  der  Gesell- 
schaft hinausgegebeo  werden.  Das^  Unterkomptoir  hat  ferner 
das  Recht,  wenn  das  Pftmd  nicht  rechtzeitig  eingeigt  worden, 
dasselbe  8  Tage  nach  erfolgter  Zahlungsaufforderung  ai^sser- 
gerichtlich  (durch  einen  öfii&ntlichen  Agenten)  zu  veräussern. 

*  Bericht  der  UeberwackangseomnuaBion  im  Moniteiir  vom  13.  uiul 

14.  September  1855.  -    ^ 

Für  1855  betrugen:      Escomptirte       Anweisungen       Dividende 

Wechsel         auf  die  Bank  % 

(in  Tausenden  Francs). 

in    Martinique     14,452  6,072  6,06 

GuadelQupe     9,732  5,902  .  6,50 

Reunion         16,335    -  1,371  8,55 


r^ 
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Von  den  Komptoira  werden  auch  VqrscbOase  auf  Renten 
uod  Jndtistriepapiere  geleistet,  ESokaarimiigen  «nd  Aosaüi- 
lODgen  besorgt,  KommissiODSgesch&fte  in  Staats-  ond  Id- 
dostriepapieren  gemacht,  Ckidar  auf  offene  Recfannng  Ter- 
zinslich  Obernommen. 

Die  Eomptoirs  stehen  -wieder  mit  der  firaiusOalacheD  Bank 
und  andern  Kreditanstalten  in  Verbindung,  and  yerschaflfen 
si6h  durch  Reeskomptirongen  tue  nöthigen  Fonds.  Bis  Ende 
1854  wurde  diesen  Kotoptöirs  durch  den  Staat  and  die  Ge- 
meinden mittelst  Hinterlegung  Ton  Schatzsebetnen  und  Ge- 
meindeobiigationen  als  Sicherstellung  der  Aktienrinlageo  der 
n6thige  Kredit  rerschaSt;  allein  allmälig  haben  diese  Insti- 
tute solches  Y^rtranen  erlangt,  dass  sie  sich  selbstst&ndig 
erfüllten  und.  sowohl  die  Schatzsc^eine  als  die  Gtemeinde- 
obligationen  zurückstellen  können. 

Jedes  Komptoir  wird  ron  zwei  Direktoren  anter  Auf- 
sicht Ton  drei  Gensoren  uiid  unter  Beistand  von  15  Rfitbeo 
▼erwaltet.  Sie  alle  gehlsn  aus  der  Wahl  der  6eneralTe^ 
Sammlung  hervor;  die  Direktoren  bedürfen  aber  auch  der 
Genehmigung  der  Regierung. 

Das  Industriekomptoir  in  Paris  hat  eipen  Fond  voi^2ti 
Millionen  in  40,000  Aktien  zu  500  Fr.,  mit  dem  Rechte. 
sein  Kapital  bis  zu  40  Millionen  zu  rermehren;  sein  Privi- 
legium läuft  bis  1887.  ^  Die  Geschäfle  dieses  Koniptoirs  seil 
dem  Jahre  1850,  wo  seine  volle  Wirksamkeit  begann,  sm: 
aus  folgender  Uebersicht  zu  entnehmen: 


1850 

Escomptirto 
Zflhl. 

237,600 

Rflbkten. 

Wertli 
(in  Hill.  Fr.; 

145,6 

Dividende 

für  die  AWlio. 

Fr. 

35 

1851 

319,800 

215,2 

40 

1852 

382,500 

273,5 

40 

1853 

576,800 

502,7 

31 

1854 

837,800 

628,5 

36 

1855 

878,000 

676,9 

47 

'  Dekret  vom  25.  Juli  1854.    —    In  der  Generalversammluug  ^^v 
21.   Februar   1856   wurde   die   wirkliche  Vermehrung    de«    KApiub  »-^^ 
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Vier  Unterkomptoirs*  sind  dem  Pariser  Industrie-Komptoir 
aggregirt,  der  Baauntern^mer;  der  Metallarbeiter,  der  Eiseu- 
bahneD,  der  Kolonialwaarenh&ndler,  doch  uichi  alle  ^eniesr 
seil  des  Rufes  einer  aufreiiilPB  Gebahruug. 

Selbständige  Eomptoini  besteben  in  Mühihausen,*Koi- 
mar,  Lille,  St.  Jean  d'Ang^ly,  St.  Marie  aux  Mines,  Alais, 
Angoul^me,  6abl6,  Issoudun,  Calais,  Caän  und  Döle. 

Nach  den  volkswirthschaftlichen  Ideen,  welche  der  Er- 
richtung der  Industriekomptoirs  eu  Cirrund&  lagen,.. sollten 
ihnen  parallel  die.  Gesellschafteti  für '-.den  Boden- 
kredit (du  cr^it  foncier)  ihre  Thtttigkeit  jentfalten.  Es 
soUten  diess  nach  dem  'Dekrete  vom  28.  Februar  1852  6e- 
sellschi^n  sein,  welche  hypothekarische  Darlehen,  gegen 
Rückzahlung  in  fixen,  sowohl  die  Vensinsung  als  die  Eapi- 
talrückzahlung  und  einen  Beitrag  zu  den  gesellschaftlichen 
Verwaltungskosten  in  sich  jschlieitöenden  Annuitäten  dadurch 
yermiM;eln,.dass  sie  auf  Grund  der^ erhaltenen  Hypotheken 
Schuldverschreibungen  ausgeben,  die  sie  entweder  selbst 
verkaufen  und  dem  Schuldiier  daher  -den  dargeliehenen  Be- 
trag bar  auszahlen,  .oder  die  sie  statt  haaren  Geldes  dem 
Schuldner  zur  Verwerthung  überiass6n.  Sie  sollten  nur  auf 
unbelastetes  Eigentlium  ufld  nur  bis  zur  Hälfte  des  Werthes 
desselben  darleihen  und  nur  den  Sprengel  eines  Appellhofes 
umfassen;  Das  Masdmum  der  zu  fordernden  Annuitäten 
wurde  von  der  Staatsverwaltung  festgesetzt 

Der  Staat  gewährte  diesen  Gesellschaften  bedeutende 
Begünstigungen.  Zur  Hereinbringung  der  jährlichen  Annui- 
täten wurde«  eine  admelleoB  und  wirksamere  Exekution,  ein- 
geführt, für  das  zu  bypothedrende  Eigenthum  durfte  die 
sonst  nur  bei  Veräusserungen  stattfindende  Befreiung  von  ge- 
setzlichen und  eventuellen  Hypotheken  eingeleitet  werden; 

40  Hill.  beschloMen,  die  neuen  Aktien  aollten  sn  dem  Kurse  ton  560 
ausgegeben,  die  50  Fr.  Aber  Pari' in  den  Readrvefond  hinterlegt  werden; 
die  Bewilligung  der  Regierung  zu  dieser  Verfügung  ist  noch  nicht  erfolgt 
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es  wurde  gestattet,  das  Vermögen  .von  Schutzbefohlenen^ 
Gremeinden,  öffentlichen  Anstalteit^  in  Obligationen  solcher 
Gesellschaften  anzulegen  ydie  Beschlagnahme  solcher  Obli- 
gationen und  ihrer  Interessen  ifrntde  als  unstatthaft  erklärt, 
die  Generaleinnehmer  wurden  beauftragt,  für  diese-  Gesell- 
Schaft  Ein-  und  Ausaahlungen  von  Annuitäten,  Darlehen. 
Interessen,  dann  Käufe  und  Verkäufe  ihrer  Sdiuldrerscfarei- 
bungen  zu  besorgen,  und  es  wurde  allen  Gesellschaften  zu- 
sammen eine  jährliche  Subvention  aus  Staatsmitteln  bis  zum 
Betrage  von  IX)  Millionen  Fr.  in  Aussicht  gestellt 

Ea  entstanden  auch  wirklich  einige  solche  Gesellschaf- 
ten, die.  bedeutendste  hierunter  war  jene  für  den  Sprengel 
des  Appellhofes  von  Paris,  genehmigt  mit  dem  Dekrete  Tom 
28.  März  1852,  ibit.  einem  zu  bildenden .  Kapitale  von  50 
Millionen.  ^  Alle  diese  Gesellschaften  erklärten  sich  gegen  die 
Auszahlung  des  Schuldners  ip,  Hypothekarseheirien,  und  rer 
kauften  ihre  Obligationen  selbst  Alle  fristeten  ihr^n  Bestnod 
nur  kümmerlich ;  der  in  Aussicht  stehende  Gewinn  schien  ZQ 
gering,  die  ausgegebenen  Obligationen  fanden  keinen  Absatz. 

Die  im  Laufe  desselben  Jahres  gebildete  Gresellsohai^ 
des  Mobiliarkredites  hatte  gezeigt,  dass  nur  grassartige  Uu- 
ternehmuDgen  mit  bedeutenden  Kapitalmitteln  und  weiteui 
Wirkungskreise  auf  dem  Geldmarkte  Anklang  fänden.  Diest 
Erfahrung  benutzend  und  durch  die  Gesellschaft;  des  Mobi- 
liarkredites unterstützt,  bildete  sich  daher  mit  kaiserlicher 
Genehmigung  vom  10.  December  1852  die  Pariser  Gesell- 
schuft zu  einer  neuen  allnuilig  das  gesammte  Frankreich  um- 
fassenden um;  die  ausser  ihr  bestehenden  Gesellschafiei) 
gingen  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  in  sie  auf.  Uir  Kapiiii' 
sollte    in    äO    Millionen    in    60,000  Aktien    bestehen,   dof 

'  Noch  waren  juiie  von  Marseille,  gegründet  durch  Dekret  vom  12.  >■': 
teniber  1852  für  diMi  S]>rengel  des  Ap|Millhofes  von  Aix,  ii»d  jene  ^" 
Nevers,  gegründet  durch  Dekret  vom  ^20.  Oktober  1852  Hif  die  Dej«r:. 
lueHts  eher,  Ni^vre  und  Allier  entstanden. 


l 
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Vermehrung  auf  60  Millionen  gestattet  sein.  Die  ausgegebenen 
Schuldverschreibungen  fOlUen  zweifacher  Art  sein ,  5  %  a«f 
gewisse  Weise  an  dön  von  der  Gesellschaft  erworbenen  Hypo- 
theken betheiligte,  und  3  und  4%,  welche,  nur  auf  dem  Per- 
sonalkredit der  Gesellschaft  beruhend,  -dftgegen  aneiner  jedes 
Vierteljahr  stattfindenden  Gtewinnsten Verlosung*  Theil  nehmen. 

Am  26.  Juni  und  7.  Juli  1854  und  28.  Juni  1856  wur- 
den von  R^erungswegen^neue  Aenderungen  im  Organis- 
mus und  im  Wirkungskreise  der  Gesellschaft  beliebt.*  •Sie 
nahm  die  Verwaltungsform  der  Bank  von .  Frankreich  an, 
es  wurden  ihr  ein  Gouverneur  und  swöi  üntergouvemeurs, 
alle  drei  vom  Kaiser  ernannt,  vorgesetzt,-  und  sie  un« 
mittelbar  unter  das  Finanzministerium  gestellt  Es  'WUrde 
ihr  die  Bestimmung  der  Höhe  der  Annuität  freigelassen,  und 
ihr  gestattet,  auch  ohne  Ambxtisation  des  Kapitals  und  auf 
kürzere  Zeit  darzuleihen 'und  ^.usser  dem  Maximum  des  ge- 
setzlichen Zinsfusses  eine  Provision  bis  zii-  y^  %  zu  bedingen. 

Das  Maximum  der  auf  Ein  Object  darzuleihenden  Summe 
ist  auf  1  Million-,  das  Minimum  auf  'SOO  Fr.  festgesetzt 
Theater,  Bergwerke  und  Steinbrüche  sind  von  der  Annahme 
als  Hypotheken  ausgeschlossen,  Weinberge ^  Wälder,  Gärten 
u.  dgl.,  deren  Wertfa  zum  grossen  Theile  von  dem  Kultur- 
zustaqd  abhängt-,  werden  nur  mit  ^veiDrittheilefi  des  erho- 
benen Werthes,-  Industrialgebäude  nur  nach  dem  Werthe 
des  Materials  ohne  Rücksicht  auf  die  industrielle  Bedeutimg 
des  Werkes  geschätzt  Die  Hypothek*  muss  v/ährend  der 
Dauer  der  Schuldforderung  vom  Schuldner  versichert  werten. 
Tritt  der  Fall  dei*  Bezahlung  der  für  ein  Gebäude  versicherten 
Summe  ein,  so  wird  sie  der  Gesellschaft  ausgefolgt,  welche 
sie  dem  Schuldner  nur  dann  auf  die  Hand  ^ebt,  wenn  er  das 
Gebäude  binnen  Jahresfnst  wieder  aufbaut,  in  jedem  andern 
Falle  macht  sich  aus  dem  Gelde  die  Gesellschaft 'bezahlt 

Die  Obligationen  der  Gesellschaft  dürfen  das  Zwanzigfache 
des  Aktienkapitals  nicht   überschreiten;   sie  ist  verpflichtet 
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dieselben  nach  dem  Nominalwerthe  als  ZahiungastaU  an- 
zunehmen, vdagegen  aber  ist  sie  bereebtigt,  «Eapitalien  mit 
oder  ohne  Verzinsung  in  Verwahrung  zu  nebmen  und 
von. diesen  bis  20%  zu  Vorschüssen  auf  ihre  Obligationeo 
zu  verwenden;  der  Rest  dieser  Kapi tauen  muas  verziiislicb 
gegen  offene  Rechnung  beim  Staate  angelegt  werden. 

Die  Anstalt  leiht  gegenwärtig  gegen  eine  Annuität  tod 
5,96  Fr.  auf  60  Jahre  für  je  100  Fr.  des  Kapitals.  Will  der 
Schuldner  sich  seiner  Schuld  vor  Ablauf  diesei^  Zeit  ent- 
ledigen, oder  auf  kürzere  Zeit  zu  leihen  nehmen,  so  ist  be 
rechnet  9  welchen  Kapitalbetrag  er  im  ersten  und  wekbe 
höbere  Annuität  er  im  zweiten  Falle  zu  zahlen  habe. 

Die  Ergebnisse  der  Thätigkeit  der  Gtesellachaft  waren : 


• 

Zahl            Botrag 

! 

DiTidcode. 

Im  Laxdp  des  Jahre^: 

• 

der  Hfpotfaekeo. 

ipu.  Pr.  . 

% 

1852 

5 

0^ 

— 

1853 

301 

26,0 

7 

1854 

520 

27,6 

7 

1855 

294 

12,6      . 

7 

1 

Das  eingezahlte  Gresellscbaftskapital  bestand  in  13*1 
die  Summe  der  abgesetzten  Schuldverschreibungen  in  49,6 
Mill.  Fr.,  die  Subvention  von  Seite  des  Staates  in  500,000  Fr 
iWrje  10  Millionen  des  auf  Hypotheken  dargeliehenen  Kapitals.' 

Wenn  mau  bedenkt,  dass  in  Frankreich  der  Grund  ond 
Boden  unter  8  JUillionen  Eigenthümer  getheilt  ist,  ein  Jah- 
reseinkommen von  2668  Millionen  Fr.  darbietet,  einen  Kauf- 
werth  von  84,000  Millionea  hat,  abgesehen  von  allen  legalen 
oder  eventuellen  Hypotheken  mit  einem  effektiven  Schuldeo- 
betrage  von  8000  Millionen  belastet  ist,  und  dass  jede? 
Anlehen  mit  Rücksicht  auf  die  Zinsen,  die  Enregistrement«- 
gebüliren  und  die  andern  Kosten  auf  8  %  zu  stehen  kommt 

m 

*  '  M.-J.  B.  Joaaeao:  Traitd  du  crMit  fonder.    Fuis  18&5. 
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so  muss  der  geringe  Fortgang  der  Gesellschaft  sehr  befrem- 
den. Der  Grund  dürfte  vor  allem  in  den  Mängeln  des  fran- 
zösischen Hjpothekenwesens  liegen,  das  den  strengen  For- 
derungen, welche  die  Gesellschaft  bei  Darleihung  von  Gel- 
dem  /  auf  lange  Zeit  stellen  muss ,  nicht  zu  gent^gen  ^rermag« 
Man  ist  in  Frankreich  in  der  Regel,  nicht  sicher,  dass  ein 
Gut,  welche^  der  Schuldner  als  sein  JEagenthum  behauptet, 
nicht  bereits  an  eine  dritte  Person  übergegangen  sei,  oder 
dass  im  Yorrange  vor  der  Fordening,  deren  Eintragung  in 
die  öfleotlichen  Bücher  man  erlangt,  eine  grosse  Zahl  oft 
beträchtlicher  und  nirgends  in  $ten  Büchern  erscheinen4en 
gesetzlicher  Hypotheken  gdteiid  gemacht  werden. 

Unter  den  selbstständig  entstandenen ,  in  geringerer  Ab- 
hängigkeit Yom  Finanzministerium  stehenden  Ejreditsinstituten 
verdienen  drei  Pariser  Gesellschaften,  die  allgemeine  Gre- 
Seilschaft  flir  den  Mobiliarkredit  (dji  credit  mobilier),  das 
Centralkomptoir  y.t.  Bennard  et  Comp.,  mid  die  allgemeine 
Gesellschaft  der  £scomptekassen  (A.  Prost  &:  Comp.))  die 
erste  wegen  ihrer  grossen  Wichtigkeit,-  und  alle  drei  wegen 
der  Neuheit  und  Eigenthümlicl^eit  ihres  leitenden  Prindpes 
besondere  Erwähnung.  V —  Die  beideii  ersten  sind  nämlich 
nicht  bloss  Kreditanstalten  ^  ifondem  sie  sind  auch  —  wenn 
gleich  in  sehr  verschiedenem  Massstabe  —  Industrieagentien, 

'  Der  Vollständigkeit  w^en  müssen  noch  genannt  werden:  dje  H^n- 
delskassa  seit  184Q  mit  einem  Privilegium  auf  25  Jahre  und  einem  Kapitale 
von  10  MilL  in  20,000  Aktie«;  die  Bank  Lehideux  et  C!omp.,  gegründet 
184d  auf  10  Jahre  mit  einem  i^apitale  von  6  Hill,  in  6000  Aktien.  — 
Allgemeine  Kassa  dei>  Eisenbahnen  (J.  Mir^  et  Copnp.)  seit  1852  mit 
einem  Kapital  von  12  MilL  in  24,000  Aktien  und  seit  1856  mit  50  MilL 
in  100,000  Aktien,  in  neuester  Zeit  ein  glücklicher  Nebenbuhler  des  cr^t 
mobilier.  —  Di^.  allgemeine  Gesellschaft  des  Seekrediikes  (Collas  et  Ck>mp.) 
seit  1853  mit  einem  (bisher,  nicht  vollständig  eingezahlten)  Käpkal  von 
20  Mill.  in  40,000  Aktien.  Der  Indostdalkredit  (J.  Malevergne  et  Comp.) 
seit  1853  mit  dnem  Kapitale  von  12  Mül.  Fr.  in  120,000  Aktien  zu  100  Fr., 
die  nur  zur  Hälfte  eingezahlt  sind.  Die  lUdustrie-Centralkasse  (Vergniolle 
et  Comp.)  seit  i853  auf  15  Jahre  mit  5  MilL  Kapital  ip  50,000  Aktien. 
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welche  für  Unternehmungen  die  Kapitalien  und  für  Kapitalien 
die  Unternehmungen  vermitteln,  und  sie  beruhen  eben  darum 
weniger  auf  der  Grösse  ihres  Kapitals ,  als  auf  dem  Unter- 
nefimungsgeiste  ihrer  Gründer.  Die  dritte  der  erwähnten 
Gresellschaften  hat  endlich  ein  neues  Princip,  das  der  gegen- 
seitigen Versicherung  'gegen  Verluste,  wenn 'auch  noch  nicht 
in  dem  vollen  Umfange,  deräen  dasselbe  fähig -ist,  in  die 
Bänkuntemehmungen  eingeführt. 

Auch  die  Bäckerkassa  von  Paris  und  die  Fleischerkassa  von  Poissy  erschei- 
nen gewissennassen  als  Banquierhäuser,  die  Gelder  von  Privaten  aofoeb- 
men ,  um  sie  wieder'  (zu  bestimmten  Zwecken)  weiter  ku  verleihen.  —  In 
den  Departements  verdienen  Erwähnung:,  die  Kommerzialkasse  von  St 
Quenün  seit  1837  auf  29  Jahre  mit  8  Hill.  Kapital  \n  16^000  Aktien,  dir 
Handels-  und  Landwirthschaftskasse  in  8t.  Quentin  seit  1846  mit  eioca 
(nicht  ganz  eingezahlten)  Kapital  von  4  MUl.  in  4000  Aktien  ^xtie  IndostiK" 
kasse  des  Nord-Departements  in  Yalenciennes  mit  10  Hill.  Jtfominalkafii'iti 
(von  denen  bis  jetzt  nur  3^  Mill.  einbezahlt  wurden)   in  lO.OOQ  Aktien 
die  Kommerzialkasse  des  Nord  «Departements  seit  1846' mit  3  Mill.  Kipital 
in  3000'  Aktien ,  die  Kommerzialkasse  tou  Honfleur  «eit  1847  mit  1  Xill 
nur  'zur  Hälfte  eingezahlten  Kapitals  in  1000  Aktien  <,  die  DepartenKnal- 
kasse  von  Mayenne  seit  1847  mit  600,000  Fr.  Kapital  in  600  Aktien,  die 
Kummer zial kasse  in   Roubaix  seit  Encle  1855   mit  einem   erst   zu  eiiKTi 
Viertheile  eingezahlten  Noniinaliiapitale  von  2,8  Mill. ,   endlich  die  Gt?5c:!- 
Schaft  Omnium  in  Lyon,   die  einzige   reine  Aktiengesellschaft   unter  «ir- 
genannten  Departementalbankeii,  seit  1838  mit  einem  Kapital  von  2.6  3l:i 
in  7800  Aktien.     Vgl.  das  eehr  fleissig  gearbeitete  Buch:    Dee  Operaü»? 
de  Bourse   von  A.   Courtois  fils,   Paris,   1856,   und    den   Annuoir«  dt?  i 
Bourse  et  de  la   Bnnquc  von  A.  F.  de   Birieux,   Paris,    1857,   4  Bänir 
Von  den  zahlreichen  Gesellschaften,  welche  seit  dem  Frieden  aufgeUL'l^ 
sind,  war  es  uns  nicht  möglich  Akt  zu  nehmen.     Wir  nennen  die  Cii^«^ 
g6n6rale  des  nctionnnires  (L.  Amail  et  C!omp.)  in  Paria  mit  25  MiJl.  Kij-i» 
in   50,000  Aiitien,  «las  Komptoir  des  Mitlelmeeres  C^av,  Bazin  et  Comp' 
in  Marseille  mit  10  Mill.  Kapital   in  20,000  Aktien,   die  Union  äuiDCr:«^ 
et  industrielle  (St.  Paul  et  Comp.),  welche  das  grosse  Anlehen  des  Se::'- 
Departements  mit  50  Mill.  Fr.  übernommen  hat,   und    die   im  Entstehe: 
begriffene   Union    internationale^    welche    nach    ihrem    Kafütale  von  1^**' 
Millionen,    den   Namen   ihrer  Gründer   und   dem   vom   Verwaltangdra::? 
gewählten  Herrn   Vandal    zu    urtheilen,    dessen   Verdienste    als   Gtnert. 
direktor  der  direkten  Steuern  wir  im  Laufe  gegenwartigen  Buche»  i«^'-'* 
hervorzuheben  in   der  Lage   waren,    eine  der  solidesten^    umfaissfnti^tr. 
und  best  geleiteten  Gesellscliaften  Frankreichs  zu  werden  verspridit 
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Die  Gesellschaft  des  üfobiliarkredita  wurde  mU 
dem  Dekrete  vom  18.  November  1862  auf. die'  Dauer  von 
30  Jahren  genehmigt  Ihr  Zweck  ist,  Aktieminternehmuneen 
zu  industriellen  Zwecken  hervorzurufeti ,  bereits .,  bestehende 
zu  yergrössem,  zu  befestigen,  zu  unterdtlil^Een.  Sie  jyst  der 
Banquier  der 'von  ihr  unterstützten  Gesellschaften,  sie  nimmt 
nir  die  Aktionäre  demselben  unentgeltlich  cQe  Aktien  in 
Verwahrung ,  titid  besorgt  die  Behebung  der  Dividenden  und 
die  Einzahlungen.  .   . 

Sie  ist  eine  *  Girebank  sowohl  für  Industriepi^ere,  als 
für  baares  Geld ,  und  veirinteressirt  zugleich  *das  letztere  mit 
2y3%;  <^^  besorgt  gegen^ine  geringe  Provlaicm  Käufe  und 
Verkäufe  von  Staats-  und  Ifidustriepapieren  und  macht  mit 
letzteren  Reportgeschäfte.-  Ihr  Kapital  besteht  in  6p. Hill,  Fr. 
in  120,000  Aktien:  Sie  ist  ermäcHtlgt,  Obligationen  bis 
zum  Zehnfachen  ihres  Stammkapitids  auszugeben  ^  ftdls  sie 
nur  durch  das  Portefeuille  der  Cteseüschaft  gedeckt  sind,  und 
hlü;  von  diesem  SLechte  bekanntKcb  im  vorigen  Jaht*e  bis' zu 
dem  .Betrage,  von  60  Millionen  Fr.  'Gebrauch  geniacht.    .  " 

Ausserordentlich  sind  die  Geschäfte,  weiche  diese  Ge«- 
Seilschaft  xmißt  der  Cdtung  ihres  Gründers  baak  Pereire  in 
der  kurzen  Zeit  ihres  Qestebens^  bereits  unternommen  hat. 
Wir  erinnern  hier  an  di6  grosse  Eäsenbahngesellschaft  du 
Grand  Central,  an  die  Bauuntemehmung  der  *Rue  Rivöli, 
an  die  Seehandels*,  die  Gasbeleuchtungs- ,  die  OmmibusgeseU- 
Schaft,  die  Gesellsdiaften  der  Docks  Napoleon  und  der  me- 
chanischäi  Werkstätten  in  Frankreich,  die  Staateeup^rinihn- 
gesellschaft  in  Oesterreich ,  die  -  BergwerksgesellscEaflen  in 
Schlesien,  die  Bank  in  Daimstadt,  die  Kreditbank  und  Ei- 
senbahngesellschaft in  Spanien,  die  Eisenbahngesellscbaflen 
in  Portugal  und  in  der  SchWtiz ,  welche  alle  der  Gesellschaft 
des  CSr6dit  mobilier  ihr  Entstehen  verdanken^  an  die'gross- 
artigen  Unterstützungen,  welche  der  Gesellschaft  des  cr^it 

foncier,  der  Paris -Strassburger,  der- fränzösisch^i  Süd-West- 
iiock,  FinAnzverwaltung  Frankroichs.  36 
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und  Ostbahn,  den  Bergwerksgesellschaften  VieUle  montagm; 
und  Mines  de  la  Loire«  und  einer  Unzsahl  kleinerer  Unter- 
nehmungen erfbeilt  wurden,  und  an  die  durch  sie  Termit- 
telte  fiubseription  ron  875t  Mill.  Fr.  auf  das.  Staatsanlehen 
vom  11.  Juli  1855-^ 

Ebenso  ausserordentUch  sind  die  DlvidendeD,  weldie 
der  credit  ino'bilier  seinen  Aktionftren  erwarb.  ,8ie  betragen 
für  1854,  das  erste  Jahr,  wo  das  Aktienkapital  TgUgtändig 
eingezahlt  war,  11,8%  und  für  1855  über  40%,  abgesehen  ron 
den  höchst  bedeutenden  Hinterlegungen  in  *den  Resenrefond 
und  den  ungebeaerev  mit  dem  der  iSesdlscbaft  gewidipeten 
Kraft-  und  Zeitaufwande  gan2  ausser  YeriiftltDiss  stehendeo 
Antheiien  der  Verwaltungsrttthe.  ^ 

Man  hat  beim  Entstehen. der  Gesellschaft^  hii>weisend  auf 
den  Umfang  der  Geschäfte  und  der  Sehuldenlast,  welche  au&B- 
nehmen  sie  ermächtigt  sein  wollte,  an  Law  und  dessen  Aktieo- 
scbwindel  erinnert.  Wir  hal^  den  Vergleich  für  nicht  geIecb^ 
fertigt,  per  credit  mobilier  will  die  Mehrzahl  der  Untemehmim- 
gen,  welche  er  in  seinem  Programm  au&ählt,  nicht  selbst  inii 
seinen  Fonds  gründen  und  betreiben ,  sondern  er  will  haupt- 
sächlich bloss  der  Vermittler  sein,  der  sie  ins  Leben  ruft 
und  der  Bänquier,  welcher  ihre  Geldoperationen  rollziehi 
und  erleichtert.  Er  übernimmt  zunächst  bloss  eine  morali 
sehe  und  nicht  eine  materielle  Haftung  für  ihr  Crelingen; 
seine  Betheiligung  als  Aktionär  ist  eine  verhältnissmässig 
geringe.  Eben  darum  begnügt  sich  der  Verein  mit  eioeni 
Antheile  am  Gewinne  des  ersten  Unternehmers,  diesen  too 
der  Kapitals-  und  der  Arbeitsrente  so  wie  der  Assekuraoz- 
prämie  für  den  Fall  des  Misslingens  gänzlich  lostrennend, 
und  er  kann  jenen  Gewinn  desto  höher  anschlagen,  je  höher 

'  Beriebt  des  Präsidenten  J.  Pereire  an  die  Geoerah-ersammlunf  vin 
23.  April  1856, 

^  Dieselben  betrugen  für  1855  2,383,000  Fr.  oijcr  duT^htfchniulirfe 
95^000  Fr.  für  jeden  Verwaltungsrath. 
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die  öffentliche  MieimiDg  von  der  Rentabilität  jedes*  durch  ihn 
hervorgerufenen  Geschäftes  ist.  Auch  sind  diese  Geschäfte^ 
soweit  deren  Beurtheilung  möglich  ist,  bisher  weder  ihreif 
Beschaffenheit  noch  <ler  Art  ihres  Betriebes  nach  so  abto- 
teuerlicher  Art  gewesen,  als  jene,  die  Law  untehiähm,  auch 
waren  sie  nicht,  gleich  den  letzteren,  mit  der  Fin^mzWirth- 
schaftr  eines  sittenlosem  Hofes  verbunden. 

Die  Schuldenlast,  zu  welchef  die  Gesellschaft  ermäeh; 
tigt  sein  wollte,  ist  allerdings  eine  überaus  hohe;  aUein  sie 
ist  nur  danti  für  die  Existenz  der  GedeUschaft  "geftUirlich, 
wenn  sie  grossentiieils  aus  nach  kurzer  Frist  rllckziahlbaten 
und  aufkündbaren  Kapitalien  bestände,  was  nicht  in  den 
Statuten  und  nicht  in  der  Absicht  der  Gründer  und  Leiter 
gelegen  ist.  Nur  unter  jener  nicht  vorhandenen  Voraus- 
setzung könnte  in  einem'  Momente  der  Krise,  wefcher  die 
Industrie-  und  Staatspapiere,  in. denen  die  Gesellschaft  die 
eigenen  und  die  entlehnten  Kapitistlien  bleibend  oder  in  Form 
von  Darlehen  angelegt  Jiat,  bedeutend  entwerthete,  die  Ge- 
sellschaft in  die  Unmöglichkeit  der  Erfüllung  ihrier  Verbind- 
lichkeiten gerathen.  8ö  wenig  wir  aber  dem  Principe  der 
Anstalt  entgegen  treten ,  so  wenig  können  wir  läugnen  y  dasa 
ihr  Zwecflcnnd  ihre  innere  Einrichtung  einen  Aktien^chwin- 
del  möglich  machen.^  '  * 

*  Die  aligememe  GescAlscbaft  zur  Unterstützutig  der  NatiofaalinduBtrie 
in  Frässei  >  welche  offenbar  der  Qesellschalt  des  or^dit  mobilier  ib  Yielem 
als  Muster  gedi^t  kat,  besass  nach  Otto  Hiibuer:  die. Banken,  Band  % 
S.  170,  Ende  1849  um  68,7  Mill.  Fr.  Industrieaktien ,  welche  nach  d«n 
damaligen  Kursen  nur  51,5  MilL  werth  waren.  Es  Wanden  sich  darunter 
einige, 'welche  nurimt  Vi»««i  Vioooi  Viooo  Ih^^  u^sprünjglidjen ^Imisslohs- 
preises  iMigenommen  wehient  kounten^r  Unter  48  Unternehmungen,  bei 
denen  die  Gesellschaft  betheiligt  war,  waren  nur  5 ,  deren  Aktien  über  ^  und 
nur  1 1 V  deren  Aktien  mit  dem  Emissionspreis  bewerth^  werden  konnten, 
alle  übrigen  standen  unter  Pftri.  •  YgL  auch  E^tud  sur  le  cr^it  mobilier  par 
Jf.  L.  de  T...  J.  (4en.k.  russischen  Staatsrath  Ton  Tfgoborsky),  Brüssel, 
1856,  und  die  trefflichen^  wenn  auch  allzu  strcfugen  Artikel  von  I/)ttis 
Reybaud  über  die  Börsespekülationen  und  iljren  Einfluss  auf  das  öflfent-. 
liehe  Wohl  im  Jo'drhal  d«i  Economistes,  Jahrgang  1856. 
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Das  €omptoir  cedtrai,  entstanden  im  Februar  184H 
in  MÄrseille,  1853  nach  Paris  übertragen,  ist  eine  Leih-  und 
Agenturanstalt,  welche  Yon^  der  richtigen  .  Ansicht  ausgeht, 
da^s  jedem  Darlehensnehmer  oder  Verkäufer  damit  gediait 
•ist,  dass  man  ihm  Statt  des  haaren  Geldes  die  einzelnen  Ge- 
genstände seines  Bedürfoisi3es  verschafit  Der  Handwerker, 
der  eine  Arbeit  veräus^rt  oder  zu  s^^  Arbeit  Rohstoffe 
bedarf,  nimmt  gerne  statt  des  'Eaufischillingis  oder  Darlehens 
oder  dnes  grossen  Theiles  dessdben .  den  ent^yrechenden 
Wetth  an  Rohstoflfep  .an ,  w'elcjhe.ihm  die  Fortsetzung  seiner 
Thfttigkeit  sichern.  Der  Handwerker,  der  w^en  Mangels 
an  Arbeit  ein  Anleben  sucht ,  mid  dem  Darleiher  gerne 
seine  Arbeitskraft  zur  Yecfbgung  stellen,  und  diese  wird 
löicht  einem  Eaufmänne  überlassen  werden  können,  wenn 
man  diesem  den  Ankauf  deic  ▼erferügtezt*  Waare  in  Aus- 
sicht stellt.  "  . 

Die  Schwierigkeit  ist  nur,  das  Aequivaleht  zwischen 
den  beiderseitigen  Leistungen  zu  finden,  und  das  Central- 
Komptoir  glaubt  die  Schwierigkeit  dadurch  umgangen  zn 
haben,  dass  es  die  beiderseitigen  Verpflichtungen  Ursprung 
lieh  in  Geld  ausdrückt,  und  das  Quantum  Arbeit  oder  Waare. 
welches  dem  bezeichneten  Verhältnisse  entspringt,  hinterher 
durch  freies  üebereinkommen  der  Betheiligten  unter  Vor 
mittlung  des  Komptoirs  festzusetzen  strebt  Der  Handwerke: 
empfängt  vom  Vereine  ein  Anlehen  von  100  Fr.  in  Geld  unc 
stellt  dem  Vereine  dafllr  100  Fr.  in  Arbeitsistunden  zur  Ver- 
fügung ;  diese  Arbeitsstunden  tiberläast  der  Verein  dem  Kauf 
manne,  der  ihm  dafür  100  Fr.  in  bestimmten  Waaren  Ter 
spricht;  diese  100  Fr.  in  Waaren  überantwortet  der  Verein 
einem  Detaillisten ,  der  ihm  dafttr  100  Fr.  in  Wecbsebi  b^ 
zahlt.  Von  jedem  dieser  Geschäfte  bezieht  der  Verein  seiiK 
Provision.  Welche  und  wie  viel  Waaren  für  100  Fr.  in  ff 
folgen  seien,  wird  zwischen  dem  Eaufmänne  und  .dem  D^ 
taillisten  unter  Vermittlung  des  Vereines  ausgenöacht,  eber 
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so,  welche  Arbek  dem  Kauftttamne  Yom  Handwerker  für 
100  Fr.  zu  leisten  s^.  'Der  Verein  hat*  auf  solche  Weüie 
QrundsUrcke  gekauft,  parceUirt,  mit  Hftusmi  bebaut;  diese 
an  dritte  Personen  abgegeben  und  andere  ▼erw'ickelte  (Ge- 
schäfte durchgeführt  Die  Bedeutung  der  ^l^diäfte  ^und"  die 
erzielten  Gewinnste  sind  im  Varhäftnids  zu  dem' Betriebs- 
fonde- in  den  ^iiten  Jabifen  .  des  Verdnes  ausserordeniiich 
hoch  gewesen, .  später  stellte,  sich  *^ein  mehr  gewöhnliches 
V^rhältniss  .Toraus.    £s  war  nämlich  .  *  ' 
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Die  Gesellscliaft  hat  auch  das  Eigenthümliche,  dass5% 
des  nach  .Ab^g  der  Quote  Ahr  den  Reservefond  sieb  einle- 
benden Reingewinnes  Wohlthätigkeitszwecken  gewidmet  sind. 
Wir  halten  es  übrigens  nicht  für  möglich^,  dads  die  Gesell- 
schaft mit  Beibehaltung  ihres  Prineips ,  welches  ^n  Eingehen 
der  obersten  gesellschaftlichen  Organe  in  eine  llJnzlüil  der 
maBnigfiEtchsten  kleitien  Details  fbrdert,  im  Grossen;  gute  Ge« 
Schäfte  niache^  wie  es  doch  die  erbetene  Ennächtigung,  ihr 
Kapital  bis  auf  100  Millieäen  yergrössern  zu  dürfen,  vor- 

•  •  •  •  •  • 

auigsetzen  wüi^de.  .  Auch  ist  bei.  diesem  Principe  nicht  zu 
vermeiden ,  dass  allmäüg  eine  gröeae  Zahl-  von  nicht  reellen 
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oder  wenigstens  lücht  leicht  zu  v^rwerthendeo  Venprechun- 
gep  im  Portefeuille  der  Geseltechafl;  sich  anhäufe.^ 
.  .  Die  allgemeine  Gesellschaft  der  fscomplekas- 
sen,  entstanden  1852  mit  einem  Eiapital  yod  3  Millionen  Fr. 
in  6000  Aktien,  hat  sich  zur  Aufgäbe  gestellt,  nicht  nur 
selbst  Escomptegeschfifte  zu  betreiben ,  sondern  auch-  an 
anderen  Orten  die  GrUpdimg  solchdr  Kassen  zu  fördern,  mit 
diesen  in  Geschäftsverbindung  zu  treten  *  und  ^  aie  gegen 
mögliche  Verluste  zu  versicheni.  Man  sieht,  während  Pereire 
Antheil  an  dem  Untemebmi|ngsgewinne  der  von  ihm  zu 
schafiieliden  Institute  erstrebt,  ist  es  dje  bei  jedem  Escompte- 
geschäfte  schwer  in  die  Wage  fallende  Versicherungsprämie, 
welche  Prost  sich  erringen  .(will.  Auch  der  Gtedanke,  die 
Versicherung  toiläufig  auf  die  Geschäfte  jener  Untemeh- 
nmngen  zu  beschränken,  die  man  seibat  gegründet  bat 
deren  materielle  und  geistige  Kräfte  man  vollständig  zn 
würdigen  vermag,  ist  ein  nicht  verwarf  liehen  .  Allein  er 
beengt  allzusehr  den  Wirkungskr^.  und  andererseits  lassen 
die  zwischen  dem  Versicherer  und  dem  Versicherten  gleich- 
zeitig gerade  iui  Gegenstände  der  Versicherung  jangeknüpfleu 
Geschäftsverbindungen  die  Versicherung  selbst  als  zweideutii: 
erscheinen.  Die  Escomptekassen  in  den  Departements  er- 
scheinen oflenhar  gegen  die  Verluste  nicht  gesichert,  welche 
sie  bei  der  Kassa  in  Paris  erleiden,,  und  letztere  sind  durch 
jeden  Verlust,  welchen  eine  Kasse  in  den  Departements  e^ 
leidet,  doppelt,  als  Versicherer  und  als  Gläubiger,  getrofieo. 

Bis  jezt  hat  die  Gesellschaft  sehr  gute  Greschäfte  gemacht. 
Dividenden  von  13,  15  und  16%  gegeben  uiid  46  Kassen 
in  den  Departements,  jede  mit  ihrem  eigenen  Kapital  uihI 
gesonderter  Existenz  gegründet,  welche  alle  sie  als  gemein- 
same Versicherungs- Gesellschaft  benutzen. 

Nicht  unbemerkt  können  endlich  die  über  ganz  Frankreich 

*  Die  Gesellschaft  scheint  auch  nach  dem  GceschüfUsberichte  für  !»*>» 
sich  zu  einer  Unternehmung  für  Immobilien -Geachäfte  umzubilden. 
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verbreiteten  Sparksssen  Ueiben.  Ende  1855  waren  deren 
368  mh  171  Succursalen  i&Tbätigkäti*  Sie  verwalteten  893,750 
Einli^^en^  in  einem*  Geisammtbetoage  von  272^  MilI.,Fr. 
Ihr  eigeoes  Vermögen  war  auf.  7,2  Millionen  angewacbaen, 
die  Verwaltungskosten  des  Jahres  hatten  nur  i;3  Hill,  be- 
tragen. 120,2  MilL  wi^rra  neu  eingelegt,  119,6  Mill..  rttck- 
gezahlt  norden.  »Eine  seit  nrdireren  Jähre»  bemerkbare 
Erscheinung,  welche  mit  anderen  Wahrnehmungen -im.  heu- 
tigen Frankrdk^  zusammenstimmt,  ist  auch  die  stete  Abnahme 
der  grossen  Einlagen  (iXher  500  Fr.)  und  die  stete  Zunahme 
der  kleinen.  -  .  .    - .     . 

Der  Parallelismus  zwischen  dem  Wohlstandb^  der  unteren 
und  mittleren  Volkskla^en  upd  d^i  Sparkasseeinlagen  zeigt 
sich  auch  in  der  verschiedenen. Betbeiligung  de^  einzelnen 
Departements.  Während-  z.  B.  eine  EinlagQ  im  Departement 
der  Seine  auf  6,6  und  im  Durchschiätte  von  ganz  Frankreich 
auf  40.  Menschen  kömmt  ^entfällt  in  Corsica  eipe>auf  461  und 
in  dem  Departements  Lot  tm'd  Arri^e  eine  auf  504  Menschen. 
(Bericht  des  Handelsminüefters  im  Moniteur  vom  29.  Septem- 
ber 1856:) 

In  manchen  Beziehungen,  wäiren  auch  hier  die  ^^lannig- 
fachen  Industrieuntemehmungen,  Assekuraa^esellschafiien, 
wechselseitigen .  Untersttttzungsvereine  zii  erw^fchnen,  welche 
allenthalben^  mit  oder  ohne  Unter^tfUzung  der  Regierang 
emportauchen.  Sie  sind ,  wenn  auch  manche  arge  Täuschung 
unti^rläuft,  in  der  gtt>sseii  Mehrzahl  Zeichen  des  Kapitalreich- 

*  An  der  Zahl  ^er  Eiiüagen  waren  nach  den  versehiedenen  B^ßchäf- 
tigiin^n  beth^l^: ..  •.       ,  .  >     .     .- 

Arbeiter.    •.  ..     .     .    .    ,*   ....    31,77o 

Bedienten     .     .  ..  •    .     .•  18,4  „ 

Beamte   .    .    .    .    .    .    .  \    .    .    «.    .  Afi  ^ 

Soldaten  und  Mariniers      .....(      8,5  „ 

Personell  in  anderen  Beschäfügungen     1U,3  „ 
Minderjährige  .  .     .     .     14,9  „ 

Webhaelsdt^UnterBtötiangsvBreine  .      0^2  ^ 
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ttuims^  der  Arbeitikraft  und  des  Untom^imimgsgoisles  des 
Volkes,  dieser  teichhaltigen  Quellen  deq  Volks-  upd  Staats- 
woHlstandes^  aber  ihre  Betrachtang  Ibhite  una  wtit  über  den 
Kreis  unserer  Aufgabe  l^ipauß.  Im  Jahre  186&  allein  sind 
225  scdche  EoDamandit-OeseHsebaften* mit  .einem  Jfominal- 
kapitale  von  968  MilL  Fr.  entstanden;  wenn  man  nun  be- 
denkt, dass  bereits  1838  über  1000  solcher  Gesellschaften 
mit  einem  die  Milliarde  übersteigenden  Kapitale,  gezählt 
wurden ,  so  lässt.  dicU  die  Unmöglichkeit .  einer  Uebecschau 
dieser  oft  aehr  ephemeren  Erscheimmgen  begreifen. 

Einen  hervcHragenden  Rang  unter  den  Kreditsanatalten, 
vielleiGht.jen^n  unmittelbar  nach, der  Bank  voü  Frankreich, 
verdienen  jedenfalls  die  Konsjignations^  und  IXepoaitenkasse 
und  die  Generialeinnehtner^-  in  4hrer  Eigenschaft  als  Bau- 
quiers  der  Regierung;'  beide  gehören/ wie  wir  an~  seinem 
Orte. gesehen,  zu  den  wirksamsten  Agenten  deas.GeldYerkehis. 

Vielleicbt  darf  man  unter  die  Ereditaanstaiten  und  zwar 
unter  jene  ersten  Ranges  auch  das  Institut  der  Wechsel- 
agenten rechnen;, die  Darstellung  desselben  kann  hier  um 
so  weniger  umgangen  werden,  als  die  bei  weitem  bedeu- 
tendsten seiner  Glieder,  die  Wechselagenten  in  Paria,  dem 
Ressort  des  Finanzministeriums  angehören. 

Der  Wechselagent  in  Frankreich  ist  nach  dem  Gesetze ' 
nicht  bloss,  gleichwie  in  anderen  Ländern,  ein  beglaubigter 
Agent,  der  Geschäfte  in  Staats-  und  Industriepapiereu. 
Wechseln  und  anderen  Handelsell<^ten  und  in  edlen  Metallen 
vermittelt,  sondern  ei»  allein  ist  befugt  den  Kurs  dieser 
Waaren,  wie  er  aus  den  von  ihm  vermittelten  Gesehäflen 
sich  herausstellt,  mit  Rechtsgültigkeit  festzuset^n  und  an 
dem  Orte ,  ftir  welchen  er  ernannt  worden ,  die  Eigenthums- 
üebertragungen  von  Papieren,  die  auf  den  Namen  lauten, 
zu  Icgalisiren,  und  an  diesem  Orte  übt  er  auch  jene  Ver- 
mittlungsgeschäfte mit  ausschliesslichem  t^echte  aus.  Er  ist 
•  Arr.  vom  !19.  germ.  au  IX  und  27.  prain  an  X,'Ord.  vom  M.  Ilai  181ti 
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ferner  nicht  blosa  Vemiit^lep^,  «ondern  in  vielen  Beziehungen 
auch  Bürge  für  die  -  dwtch  ibil^  .abgeschlossenen  Geschäft, 
denn  er  haftet  für  die  identiipät  der.Personi-  ün^  der  tlBter- 
Schrift  des  Verkäufers  der  durch  ihn  übertragenen  und  iür 
die  richtige  Ablieferung  und  Bezahlung  der  durch  ihn.  vQr- 
kauften^  Papiere.  £r  bildet  endlich  «im  Verein  mit  .i^einen 
Amtsgenossen  V.  und  in  Beziehung  auf >  die  Börse.,  an  welcher 
sie  wirken,  das  Clearing -bouae,  wo  an  deii  eur  Liquidation 
bestimmten  Tagen  die  Forderungen  und  Verpflichtungen\aller 
ihrer  Kommittenten  nnter. eiüand^  festgestisllt,  audgeglieben 
und. in  den  verbleibenden  Restsununen  berichtigt  werden..* 

Sie' sind  auch  nicht  gewöUüliche  Vermittler, ^^e  kommen 
und  gehen^  wie  das  wechselnde  Bed(U*fniss  es  forest,  und 
wiewohl  mit  kaiserlichem- Dekret  ^iiannt,  ^uch  nicht^  Beai^te^ 
die  ihr  Redü;  bloss  von  der  Regierung  herleite^,  sondern  ihre 
Ernennung'  ersehet  l^oss  als  -die  4StaiEttliche  Anerkennung 
eines  durch  Privattitel  erlatfgten  und:  durch  Privattitel ;  frei 
(mit  gcwAgea  Beschränkungen)  übertragbaren.  B^clites. "  Dem 
Rechtsnachfolger^  welehen  ein  Wechselagent  vorschlägt,  wird 
die  Bestätigung-  nicht  versägt,  wenn  er  Franzose,  wenigstens 
25  Jahre  alt,  iüiVoUgenuss  seiner  Rechte,  unbescholten  und 
geschäftskundig  ist,  nie  seine  Zahlungeq  eingestellt  hat,  nie 
zur  GüterabtECtung  gezwungen  war,  .nicht  wiederholt  als 
Winkelagent  bestraft  wurde  und  die  vorgesdbriebene  Kauüoii 
leiste^  und  ein  Wechselagent  wird  ftist  nie  in  der  Art  ab- 
gesetzt, dass  ihm  oder  seinen  Machthaber^  aucb.das  Recht, 
den  Nachfolger  vorzuschlagen,  genommen- würde.  Ja  die 
Regierung  geht. in  AnerkenAUAg  der  Privätrecbte  <ler  Wech- 
selagentea  so.  weit,  dasa-sie  fast  nie  ilie  Zahl-  der  Stellen 
vermehrt  und  V  wo  sie  es  thut,  die  neu  Ernannten  zu  einer 
Entschädigung  an  die  alten  Inhaber  verpflichtet. 

Wir  haben  bereits  in  einer  Beziehung  angedeutet,. .allein 
wir  müssen  es  auch  i^  anderen  Beziehungen  herausheben, 
wie  das  Institut  der  Wechselagenton  \0elne  volle  Bedeutung 
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erst  durch  das  enge  Zusammen wii^n  der  Wecha^agenfteo 
desselben  Ortes  unter  einander  gewinne.  Die  Oestaltang 
nach,  aussen  erhält  dieser  Znsammenhang  durch  die  frei 
gewählten  Syndikats  "Eanmiern ,  welche  die  Verkünder 
der  Kurse ^  die  Regler  der  Liquidationen,,  die  Wächter 
der  Ordnung,  die  Ricbter  oder  Ankjl^er  begangener  Aus- 
schrittie  sind.    . 

Alle  diese  Verhältnisse'  treten  bei  den  WechselageDteD 
in  Paris  in  kolossalstem  -Umfange  hervor..  ..Die  Ordonnai» 
vom  28  Mai  1816^  welche,  ^urUkgehend  auf  die  Elinrichtungeo 
VC»*  der  ersten  Revolution,  die  Uebertragbarkeit  der  Stellen 
einführte,  hat  die-  Zahl  derselben  mit  60  fiBstgesetzt  Die 
Folgen  sind  nicht  ausgeblieben.  'Mit  dem  steigenden  Verkehr 
waren  die  Wechselagenten  genöthigt^  die  edlen  Metalle,  die 
Wechsel  und  Handelseffecten  und  einen  grossen*  Theil  der 
Industriepapiere  von  ihref  Vermittlung  aua^uscbliessen.  Die 
Fonds  und  das  Personal,  wriphes  der  einzelne  Agent  zum 
Betriebe  seines  Geschäftes  bedarf,  mnd  ins  Ungeheure  ge- 
tfachsen.  Eine  Agentenstelle,  welche  kurz  nach  1816  um 
30,000  Fr.  gekauft  wurde,  war  Anfangs  1830  .bei  850,W 
und  gegen  das  Ende  der  Regierung  Louis  Philipps  950,000  Fr. 
werth  und  ist  jezt  kaum  um  1,650,000  Fr.  zu  erlangen.  Es 
ist  darum  Wenigen  möglich,^  einen  solchen  Posten  für  sich 
allein  zu  erwerben,  er  wird  darum  meist  von  einer  Gesell- 
schaft Mehrerer  gekauft  und  betrieben ,  so  dass  der  emannie 
Agent  meist  nichts  als  der  (Jerant  dieser  Gresellschaft  ist 
Das  grosse  Anlags-  und  Betriebskapital  verbunden  mit  tieii 
bedeutenden  Schwankungen  im  Werthe  des  ersteren  bewirkt 
dass  die  Sensarie  für  die  vermittelten  Geschäfte  nicht  auf 
ein  eiitsi)rechendes  Verhöltniss  herabgesetzt  werden  kauu. 
sie  ist  noch  immer  so  hoch  wie  1720,  wo  das  erstemal  eiin 
(>tt(BntKch  anerkannte  Börse  in  Paris  errichtet  wiurde  I>> 
grosso  Verantwortung  und  die  (Jefahren  des  einzelnen  Ageuier 
haben  endlich  zur  Errichtung  einer  eigenen  Syndikatska^* 
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geälhrt,  um  in  kriüscbea  Augenblicken  dem  Einzelnen  -ver- 
eint helfen  zu  können-,  aber,  die  Errichtung  xvkd  Erhaltung 
dieser  Kasse  fordert  wieder  Beiträge  in  Form. von' Einlagen, 
Stempelgebühren  und  dergle^dien.,  die  zuletzt  doch  dem  Bör- 
sengeschäfte zur  Last  fallen. 

Hieza  kommen  in  diesem  Geschätte  siehst  die  oöen- 
kundigen  Widersprüche  zwischen  dem  Gesetze  *  ;und  der  täg- 
lichen :Uebung^  welche. überall,  wo  sie. hervortreten jjJemo- 
ralisirend  wirken.  Nach  ersterem  sollen  nur  Gontant-Geßcjiäfle 
und  reelle  Lieferungsgeschäfte  geschlossen  werden,  i^i  der 
Wirklichkeit  bilden  die  Difterenz-  und  B^portgesch^fte  die 
überwiegende  MehrhQit;'nach  ersterem  sollen  die  <ien  WaaVen- 
agenten  anheimgegebenen  jSetehäfte  nicht'  von  Anderen  yer- 
mittelt  wepden,  in  .der  Pra^s  wird  die  Mehrzahl  der  Ge- 
schäfte von  Wiakebensalen'  besorgt  und  die  Wechselagenten 
leisten  diesen  hilfreiche  JBtand,  indem  sie  ftlr  sie  die  Geschäfte, 
die  nach  der  Ausgleichung  übrig  bleiben,  z:  B.  den  Ankauf 
oder  die  Hintangabe  restirender  Papiere  besorgen.  . 

Hier  ist  nur  dun^  eine  tiefgreilande  Reform  zu  helfen^ 
und  eine  Regierung,,  wie  die  kaiserliche,  welche  weiss,  dass 
die  Börsengeschäfte^ .  selbst  wenn  sie  hauptsächlich  auf  Dif- 
ferenzen,  Prämien  und  Reporte  sich  richten,  inehr  als  Spiel 
und  Wette  sind,  dass  sie  den  Kreis  der  Betheiligung  an 
Staats  •*'  und  Industriepapieren  ei*weitern,  letztere  aos'^iher 
vom  Einflüsse  Weniger  abhängigen  Waare  vom  zweifelhaften 
Absatzwerthe  zu  einem  Gegenstande  des  täglichen  Verkehrs 
gestalten;  welcher  gleichzeitig  all^thalben  zu  fast  gleichem 
P/eise  verkauft  werden  kann,  und  dem  reeHen  Handel  mit 
diesen  Effekten  als  Reiz',  Mass  und  Sicherung  dienen ,  eine 
Regierung:  von  solcher  Umsicht  und  erprobtet  Ekitschlossen- 

•  .  '  .  • 

heit  wird  mit  derselben  zur-  rechten  Zeit  hervorzutreten 
wisseil.  *      . 

'  Gesetz  vom  26.  Tend.  an  IV,  Art.  1965,   X966  umt  1967  des  Oxk 
Napol^n.     Art.  421  and  422  dee  Code  ptoal. 
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4.  .Das  Oeld-  und  MOn^weseiL 

Der  Pärstöllung  der  'Ereditsansteilteu  schliesst  sich  io 
natürlicher  Folge  jene  des  Geld-  ^Jid  Münzwesens  an. 

Das  einzige  gesetzliche  (xeld  Frankreichs  sind  die 
von  ihm  geprägten  Gold-  und  Sllbermünzen  naeb  dem  de- 
kadischen  Systeme ^  sie  sind  die  einzigen,  deren  Annahme 
an  2^hlungsstatt  von  Nieifianden  verweigert  wenden  darf. 
Die  Scheid^müDSsen  der  Regierung  sind  zwitngsweise  bloss 
zur  Auagleichung  kleinerer  Beträge  bis  za  5  Fr.  als  Zah- 
lung atzunehmen.  ^  Die  ältjeren  Münzen  Frfinkreiehs  und 
diö  gebräuchlichsten  Münzeii  fremder  Regierungen  sind  zwar 
gesetzlich  mit  grosser  Genauigkeit  und  selj>st  mit  Berück- 
sichtigung der  Varianten  dies  Werthei^  einzelner  -Jahrgönge 
valvirt,  allein  diese  Valvation  hat  ..bloss  den  Zweck,  den 
Werth'  zu  bestimmen,  zu  welchem  sie  Behufe  der  Umpn- 
glmg  eingelöst  werden,*  ihre  Annahme  im  Handelsverkehr 
ist  nicht  geboten.  Das  Gleiöhe  ist  —  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Periode  vom  23.  März  1848  bis  6.  August  1850,  wo 
der  Zwangskurs  bestand  -^  hinsichts  der  Nofen  der  Bank 
von  Frankreich  und  ihrer  Succursalen  der  Fall;  sogar  die 
öffeütlichen  Kassen  haben  keine  Vea'pflichtiing  zur  Annahme 
dieser  Noten.  ^ 

t^ir  sagten  ausdrücklich^  dass  die  Gold-    und   Silber 
münzen    des    dekadischen    Systems    das    gesetzliche    Geld 

» -Dekret  vom  18.  August  1820. 

'  Dekret  vom  8.  April  1854. 

*  Vielleicht  ist  die  Notiz  von  Interesse,  dass,  wenn  -auch  nicht  it 
FrankreicJi  selbst,  so  doch  in  französischen  Dependenzen,  den  In«iL 
8t  Pierre  und  Miquelon,  Stockfische  als  Gdd  erklärt  'sind;  Ein  Bf- 
schJuss  der  l/>calbehörde  vom  26.  Oktober  1829  beaümmt,  daas  Hir  d«i 
Antheil  der  Equipagen  der  Fisohiahrzeuge  der  Colonien  an  dem  enielt«i^ 
Gewinne  und  für  die  zu  Gunsten  jener  Equipagen  gemachten  Lieferungen 
an  Lebensmitteln  und  Kleidungsstücken  Stockfische  (mcH^es  9^ches)  a: 
Zahiungsstatt  angenommen  werden  müssen. 
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Frankreichs  aeien;  demi  es  besteht  wirklich  in  diesem  grossen 
Kultiu^taate  und  zwar  genau  nach  den  Vorschlägen  der  foe^ 
gabtesten  M&nn^r  ihrer  Zeit  die  sonderbare  Erschdnung, 
dass  die  Mün:^n  aus  beiden  Metallen  gIeiehin4iBaigund*0bhe 
alle  Rücksicht  auf  ^en  Wechsel  in  dem  gegenseitigen AVerÖJs- 
verhmtnisse  des  Geldes  zum*  SilbcF  als.  gesetzliebe  Zahlungs- 
mittel (als  Landeswährung)  gelten. ^  -Die  Folgen,  sind. nicht 
ausgeblieben.  '  \     * 

So  Tange  das  WerthsverhäUnisB .  des  GoldeQ  zum*  Silber 

•  ■  _  . 

auf  dem  Wjeltm^dste  höher  war^  ,ala.  das  der  französischen 
Ausprägung  zu  6xund&*  liegende  von  I5V2  -  ^^  bediente  man 
sich  ausschlieiBslieh.  dea-^ibers  im  Verkehre,  unddas"  Grold 
wurde  ausser  Land  dorthin  geschäffi,  wo  man%es  YOj;theil- 
hafter  vi^rwenden  konnte.  Seit  den  .Jahren  i849  und- 1853,- 
wo  die  Greldemten  atiF  Kalifornien  und  AusImUfin  dto  Kurs 
zum'  Nachtlmle  des  Goldes  unter  jjeiies  Verhälttiiss  von 
151/2 : 1  hi^rabdrackten*,  ist  Frankreich  dasjenige -Land  ge- 
worden,  wo  man  Gold  am  besten'  und  Silber- -am  schlecht 
testen  verwefthen  kann ;  alles  Silber  strömt  aus  dem  Lande 

• 

und  die  entstehende  Lücke  wird  durch  Gold  ausgefüllt.  Wäh- 
rend  An&ngs  1850  der  Werth  des  bis  dahin  geprägten  (xoldes 
zum  Werthe  des.  geprägten  Silbers  wie.  !^:  100  sich  verbiet, 
hatte  dieses. Verhältniss  Anfongs  185ä  wie  86 : lOO-und  An- 
fangs i856  sogar  wie  62:100  si^  gestellt,  und  in.d^  Wirk- 
lichkeit war  das  Verhältniss  noch  ungünstiger^,  denn  die 
Silbermünze  befand  sich  zum  grossen*  Theile  nicht  mehr  im 

*  Michel  Chevalier^  der  erste,  welcher  das  üebel  der  doppelten  Wäh- 
rung klar  erkannte,  hat  zwar  nenüch  (Joorn.  des  D^b.  vom  18.  Nov. 
1866)  behauptet,  es.  ivwre  nur  die  Silberwährlihg  beabsichtigt  (gewesen, 
und  darum  .w&re  das  Frankenstück  in  Silber  als  Münzeijifaeit  bestimmt 
worden;  allein  sein  Hauptargument,  der  damahge  lüilist^r  Gaudin 
habe  ansdrücklidi  aufinerksam  gemacht,,  die  öoldmön^en  mfisstein  -bei 
Aendeiiingen  im  Werthverhältnisse  deftjQöldes  zum  Silber  umgesohmolzen 
werden,  beweist  gegen,  ihn,  indem  im  Q^etze' selbst  anf  diesen  i^htrag 
keine  Rücksicht  genommen  ist. 
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Tjande. '  Durch  diesen  Wechsel  der  Wfthrang  hat  FrankreirJi 
einen  doppelten.  Schaden  erlitten.,  es  hat  früher  fllr-Gold  UDd 
gegenwärtig  füx  Silber  die  Prägühgskosten^  ihr  die  Fremde 
bestritten  und  fr(\)ier  für  Silben  wie  gegenwärtig  Ar  Gold 
dom  Auslande  ein  Aufgeld  gezahlt  .      -- 

Es  waren  diese  -Verbal tnissfe  der  Ajaftherkaamkeit  der  Re- 
gierung nicht  entgangen.  Bereits:  am  14.  Deeeraber  1850 
setzte  der  Finanzminister  eine  Kommission  zdr  UDtersuchoiig 
der  SLäthlichkeit  der  BeibehaltQog  der  doppelten  Währung 
nieder;  allein  diese  gab  nach  Monatsfrist  die  Erklärung  ab^ 
die  Entwerthung  des  Ooldes  scheine  auf  yorObergebenden 
Ursachen  zu  beruhen^  bis  auf  weitere  ErfithniBgen  sei  die 
doppelte  Währung  'beizubehalten.  .Mittlerlfreile  kiLmeD  aber 
zu  den  Placerii  Kaliforniens  die  Diggera  Australiens  hinzu, 
und  di6  Entwier^ung  des  Ooldes  blieb  mit*  geriBgeii  Unter 
brechungen  eine  anhaltende. 

Dul*ch  dfe  Handelskrise  des  Jahrea  1656  gestalteten  sich 
diese  V^rhältnisße  bedrohlicher.  .  Der  erscbtttterte  Kredit 
musste  die  im  Wechselverkehr  entstehende  Lücke  durrh 
Baarfonds  ersetzen,  und  diese  konnteb  bei  dem  stattgefun- 
denen Silberabflusse  nur  in  Gold  beschafft  werden.  Das 
Silber,  als  Waare  betrachtet,  stieg  daher  neuerdings  im 
Werthe  gegen  Gold  und  floss  darum  um  so  schneller  ans 
einem  Lande  weg,  wo  das  Gesetz  dieseti  seinen  gestiegenen 

*  Als  weiteren  Beleg  zur  Gold-  und  Silberströmung  können  dif 
Handels  Verkehrsausweise  für  1854,  1855  und  den  ersten  SeiÄester  1856 
dienen. 

Es  wurden  in  diesen  Jahren: 

eingeführt  nDAgeführt 

1854      1855  *■  ^^^'"    1854       1855    ^-  ^^ 

(in  Millionen  Fraiicft.) 
Gold     >  (gemünzt  und    480,7      380,9      162,0  64,$      16^,5        45,9 

Silber  )  ungemünzt)         «9,8      120,9       63,8        263,5      318,1      147,8 

Auch  der  Baarschatz  der  Bank  von  Frankreich^  -dei:  Ende  1849  in 
429  Mill.  Fr.  in  Silber  und  4  MUl.  in  Gold  bestand,  wmr  Rode  18^ 
18  Mill.  in  Silber  nnd  113  Mill.  in  Gold. 
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Werih  nicht  aiüeirkennep  wollte.  Hiezu  kamen  noch  andere 
sekundäre  Ursachen,  welche  eine  Nachfrage  nach  den  Silber- 
münzen Frankreiöhs  vemriEffKihten :  Der  GQldgehalt  d^r  Alteren 
Münzen  bis  1825  und  die  Veriiebe  der  Araber  für  die  FünC- 
frankenstücke  mit  dem  Bildniflse.  des  Eroberers  Algiers, 
Karl  X.  Es  entstanden  darum,  in.  aller  -Schnelle  Wechsel- 
stuben, wo  Silber  mit  einem  Agio  ron  2-^3%  gegen  Gold 
eingetauscht  wurde, -und  die  Bank  toxi  Belgien ,•  welches  mit 
Frankreicb  die  Doppelwährung  theilt,  ectlärte  öffentlich,  das 
Zwanrigfranken- Goldstück  nur  zu  19  V^  Fr.  iu  Silber  berech- 
tien  zu  können..   • 

.  Die  Uassregeln,  weRAe  die*  kaiiserliche  Regieruiijg.  in 
diesen  Momenten  ergriff,"  kömi^i  wohl  nur  als  Palfiative 
des  Augenblicks«  betrachtet  w^en:  als  bleibend  gedacht, 
wären  sie  einer  pressen  .undf  welsto  Verwaltung  unwerth, 
Es  wurden  nämlich  die  alten  ausser  Anwendung  gekpmmenen 
Strafgesetze  gegen  xlas- Einschmelzen  der  Münzen  und. deren 
An-  und  Veikauf  um  höhere  als  die  gesetzlichen  Werthe 
erneut^,  und  den  Eisenbahngesellschaften  der  Transport  tod' 
Münzen  aus  deni  Innern  über  dFe  Qrenae ,  sowie  den  Wechs- 
lern die  Öffentliche  Ankündigung  des  Agio  untersagt,  gegen 
welches  sie  Silber  für  Gold  eintauschen.  .  Die  Bank  von 
Frankreich  musste  endlich  mit  grossen  Kosten  die  Ergänzung 
ihrer  SaarvörcätfaQ  theilweise  durch  Ankäufe  von  Silber  im 
Auslände  bewerkstelligen.  Für  die  Länge  werden  alle  die^e 
Verfügungen  nicht  bewirken^  dass  die  grosse  Hehrzahl, i{^^ 
Silbermünzen  gegen  das  geringer  bewerthete  Gold  umtausche 
oder  für  eine  Waare  hinauszahle^  die  sie  .für  einen  gleichen 
Nominalbetrag  wohlfeileren  Goldes  erhalten  kftnn.    Das,  Sil- 

« 

ber,  welches  daher  im  Innern  keine  niHzlicbe  VerWtadung 

'  Moniteur  yom  'S».  Oktober  1856.  Die  älteren  Str^gesetze  sind: 
Die  Edikte  vom  ^Februar  1718  und  Februar  1726,  die  königliche  Ehr- 
klärang  vom  24. '  Oktober '  1771 ,.  ^ie  EntBoheidung  des  Münzhofes  vom 
30.  September  1782.  .       ' 


576 


findet,  wird  unaufhaltsam  ai»  dem  Jjaande  strömen,  und  es 
wird  sich  anf  einem  grösseren  Schauplatze,  wenn  auch 
eben  dämm  wjsniger  auflüallend^  fliets  daa  flcbaiispiel  wieder- 
holen,  das  im  September  ISQSl  .auf  den  belgischen  EiseD- 
bahnen  beobachtet  wurde,  wo  -die  .Waggons  mit-  Silber, 
welches  die  .flranzösiiche- Bank  mit  schweren  Kosten  aus 
AmstQrdam  sich  holte,  mit  jenen  Wagen  sich  kreuzten,  die 
das  aus  Frankrtich  als  dort  nicht  mit^Vortheil  yerwendbar 
ausgeführte  Silber  nach  Amslerdiim  brachten.  ^ 

E$- scheint,  dass  die  Regierung  im  B^^riffie  stehe,  diesem 
Zustande  dadurch  ein  Ende  zu  machen,  dass  sie  die  Gold- 
\^ährung  als  die  aussohliedsliche.  dies  Landes  ^erklArt,  mit  an- 
dern Worten,  das  Silber  nur.  als  Scheidemünze -«iasprftgt  Dis 
Dekret  vom- 12.  Januar  1854,  durch  welches  die  PrAgung 
von  Fünffrankenstücken  von  Oold  angeordnet  und  somit  der 
Weg  angebahnt  wurde,  die  Hauptsilbermünae,  das  Ffinf- 
fran^enatück,  überflüssig  zu  machen,  wird  von  Sachkundigen 
als  der  sichere  Vorläufer  dieser  Massregel  angesehen ,  doch 
dürfen  wir  nicht  verschweigen,  dass  Ende  1855  erst  22,5  Mil- 
lionen in  solchen  Goldstücken  geprägt  waren;  sie  siod 
wegen  ihrer  Kleinheit  flir  den  Verkehr  unbequem.  Auch 
wir  sind  der  Ansicht,  dass  für  ein  Land  von  so  raschem, 
ausgedehntem  und  in  grossen  Summen  sich  bewegendem 
Verkehre  wie  Frankreich  die  Gtoldwährung  sich  besser  als 
die  Silberwährung  eigne,  und  wir  theilen,  ^stutzt  auf  die 
durch  die  Erfkhning  wie  durch  geognostische  Gründe  t^ 
stätigte  Lehre  von  der  baldigen  Erschöpfung  aller  Gold- 
wäschereien, die  als  Gegengrund  geltend  gemachte  Befürch- 
tung einer  fortschreitenden  Entwerthung  des  Goldes  nicht 
Jedenfalls  ist  bei  dem  geringen  Silbervorrathe  des  Lande» 
nnd  der  gegenwärtigen,  bei  den  Verhältnissen  Hintera8ien^ 
voraussichtlich  noch  lange  andauernden  TTieuerung  des  Silbers, 

'  Brief  einee  AugeuzcugeiK  des  beJgiachen  Senators  Cogels,  irnJour? 
(los  Econ.     Oklolwr,  1856. 
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die  Einführung  der  ausschliÖBslichen  Ooldwährung  die  ein- 
zige ausführbare  Massregel.  'Dass  die  kaiserliche  Regierung 
vor  grossen  Entscheidungen  nicht  zurückschrecke,,  bat  sie 
mehr  als  einmal  bewiesen  -und  auch  im  Müuzwesen  diurch 
die  Art  und  Weise  dargethan,  wie  sie  dem  Uebelstande  in 
den  Scheidemünzen  begegnete.  Die  letzteren  bestanden 
nämlich  bisher  aus  Stücken  des  rerschiedeiuBten  oft  un 
kenntlichsten  Gepräges  aH9  den  ^wechselndsten  Zeiten  (seit 
1719)^  von  verdchiedenarbgem  Itfatmäle  tmd  verschiedenem 
theilwdse  unnötfaig  schwerem  Gewichte;  der  Rei2  zur  Ver- 
fälschung lag  nahe.  -  Es  wühle  darum  mü;  dem  Gesetze  vom 
0.  Mai  1852  die  Prägung  dner  ne«en  leichten  Scheidemünze 
aus  Bronze  in  einer  Mischung  angeordnet,  welche  die  gal- 
vanoplastische Nachbildung  erschweren  soll,/  eine  scharfe 
Prägung  klaubt  und  dieser  Dauer  verspricht,  und  kaum  die 
Hälfte  so  schwer  ist,  als  die  fHkhere  Scheidemünze.  Die  neue 
Münze  sollte  durch  Umprägung.  der  nach  und  nach  einzu- 
ziehenden altei^entstehen  unä  sobald  sie  in  hinreichender  An* 
zahl  in  Umlauf  war,  die  alte  ausser  Eours  gesetzt  werden. 
Die  Kosten  der  Ausführung,  wurden  auf  7,6  JAiUionen  Fr. 
veranschlagt"  und  sollten  ^  durch  die  Ersparung  an  Kupfer 
hereingebracht  werden.  Es  ist  auch  bereits  eine  so  grosse 
Menge  neuer  Scheidemünzen  in  Umlauf  gesetzt,  dass  mit 
dem  Dekrete  vom  12.  März  1856  vom  1.  Juli  und  1.  Okto- 
ber jenes  Jahres  angefiängen  die  alten  Kupfermünzen  ver- 
rufen werden  konnten. ' 

*  £nde  1655  waren  von  49,6  JJfill:  Scheidemünzen  ,*  die  Tor  dem  Be- 
ginne der  Umprägnng  in  Umlaof  Waren ,  bereits  35^2.  Hill,  eingezogen 
und  dagegen  32^3  Hill,  neue  Scheidemünzen  in  Verkehr  gesetzt.  Das  Ge- 
wicht der  eingezogenen  Münzen  betrug  72321,  das  Gewicht  der  hinaus- 
gegebenen 32865  Quinta] ,  32145  Quintal  waren  als  Metall  verkauft  Worden 
und  der  .Rest  bestand  in  5656  Quintal  noch  zu  verarbeitenden  Vorräthen 
und  in  Abfällen.  Die  Ftfbrikatipnskosten  hatten  sich  auf  5,2  Mill.  Fr. 
belaufen,  hingegen  waren  aus  dem  verkauften  Metall  6,8  Mill.  erlöst  wor- 
den, der  Staat  hatte  also  bei  der  Münzreform  bereits  einen  Gewinn  von 
1,6  MUl.  Fr. 
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Wir  theilen  im  Anhange  zwei  Tabellen  mit,  von  denen 
die  eine  die  vollständige  Uebersicht  über  die  Au8pret;uii[; 
der  franzMsehen  Mdnzen  und  die  andere  eine  hislorL<clr 
Zusammenstellung  der  in  Fraükreich  Hinlaufenden  oder  ricli 
tiger  gesagt,  der  fllr  den  französisclien  Umlauf  bis  jetzt  ^.- 
prftgtcn  Münzen  gibt. 

Nach  diesen  Tabellen  ist  seit  dem  Gesetze  vom  7.  gerni 
an  XI  (28.  März  1803)  das  Münzgewicht  sowohl  filr  diV 
Gold-  als  für  die  Silbermünzen  das  Kilogramm,  die  Lesri 
mng  Ijfisteht  in  900  Tlieilen  Silber  oder  Gold  und  100  Tliri 
len  Kupfer.  Die  Münzeinheit  ist  der  Frank  =  5  Graniine^ 
Ans  ihm  sind  alle  höhere  und  nicdei-e  Münzen  nach  de' 
einfachen  Regel  gebildet,  dass  der  Frank  nach  oben  ODd 
unten  sein  Zehnfaches  und  Hundertfaehes,  sein  Zehntbei: 
und  Hunderttheil,  und  jede  der  hierdurch  entstehenden  t&V- 
Münzen  ihre  Verdopplung  «nd  ihre  Hfilfte  hat.  Nur  ^ü' 
beiden  fiusserstcn  Glieder  der  Reihe,  das  Hundertfrankm 
stück  und  der  Centime  haben,  jener  keine  Verdopplung,  il«- 
sei*  keine  Hälfte.  Unter  den  hiernach  entstehenden  13  Sluui- 
stücken  sind  die  vier  höchsten ,  das  Hundert  - ,  Fllnfug 
Zwanzig-  und  Zehn  frankenstück,  ausschliesslich  von  Gold,  dti 
Zwei-  und  Eünfrankenstttck,  sowie  das  Fünfzig-  und  Z«r» 
zigcen timesstück  ansschliesslicli  von  Silber,  dos  Zeh»-,  FBrf- 
Zwei-  und  EincentimesstUCk  ausschliesslich  SchetdemBiot 
endlich  das  Fünffrankenatück  sowohl  von  Gold  als  von  Sl- 
her.  Als  eigentliche  HnuptmUnze,  in  welcher  auch  der  bo 
weitem  grösste  Thell  der  Ausmllnzung  geschieht ,  Ist  un» 
den  Onldmünzen  das  Zwanzigfrankenstück ,  unter  den  Klbf 
münzen  das  Fünffrankenstück  erklärt.  Der  Fehler  dn« 
allzukleiiicn  Münzeinheit  ist  also  vermieden. 

Die  Probe  geschieh!  nach  der  Methode  Gay  Lusnc«  »* 
nassem  Wege:  Das  Remedium  (die  ToU-raaz)  ist  sioniK- 
gross,  gi-ti8ser  als  es  nach  dem  Stande  der  Wisseofdo) 
sein  sollte. 
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Die  noth wendige  Folge,  dass  die  übergewichtigen  Stücke 
eingeschmolzen  werden  uqd  nur.  die  nicht  vojlwichtigen  im 
Verkehre  bleiben,  ist  nicht  ausgeblieben ,  und  ihre  Wirkung 
wird  noch  dadurch  vermehrt,  das»  die  Münzen  Aie  einge- 
zogen und  umgeschmpizen  wurden,  folglich  auch  durcb  die 
natürliche  Abnützung  verschlechtert  worden  sind.  ^  i)er  Um- 
sfand,  dass  alljährlich  ein  Münzgewinn  von  durchschnittlich 
etwa  50,000  Fr.  durch  das  Remedium.ausgew:iesen.  wird  und 
dass  derselbe  nrit  der.  Zunahme  der  Ausmünzungen  in  den 
letzteu  Jahren  sich  sogar  *auf  95,000  und  183,000  Fr.  erhob, 
zeigt .  darauf  hin ,  dass  absichtlich  mehr  Münzen  etwas 
ont^r  als  über  dem  gesetzlichen  Masse  ausgeprägt  werden, 
was  ebenfalls  zur  Verschlechterung  der  Münze  mitwirkt. 
Alle  diese  Verhältnisse  treten  auch  jeder  Münzeinigung  mit 
Frankreich  oder  selbst  der  Annahme  des  Franks. als  Münz- 
einheit entgeg^i,  denn  das  FünfTrankenstück  ist  faktisch 
im  Durchschnitte .  um.  %?-rl  %  weniger  werfh ,  als  es  sein 
sollte.    '       .  '    .  . 

Die  Ausniünzung  ist  nicht  in  Einem  Lokale  vereinigt, 
sondern  in  sieben  Münzstätten  zerstreut,^  was  die  Kosten  ver- 
mehrt, die  GleichheU  und  Güte  der  Ausmünzung  vermindert. 
Für  den 'Verkehr  ist  durch  den  Bestand  mehreper  Münzstät- 
ten  nicht  viel  gewonnen ,  da  von  jeder  Prägung  vor  der 
Hinausgabe  Proben  an.  die  Hauptmünzstätte  in  Paris  Behufs 
der  .kommissionellen  Prüfung  und  Gutheissung  eingesendet 
werden  müssen« 

Die  Ausmünzung  ist  den  Fabriksdirektoren   der  sieben 

'  Dumas  und  Calmont  haben  in  ihrem  trefflichen  Berichte  vom  5.  Feb- 
ruar 1843  nachgewiesen,  dass  schon  1828  ein  Yiertheil  der  umlaufenden 
Fünffrankenstücke  unterhalb  der  Toleranzgrenze  war.  —  In  England  ist 
eine  solche  Veirschlechterung  des  allgemeinen  Umlaufsmittels  unmöglich, 
denn  die  Regierung  zieht  bekanntlich  mittels  der  Bank  alle  bei  letzterer 
vorkommenden  Münzein- Behufs  der  Umschmelzung  ein,  die  um  7,^  oder 
mehr  unter  dem  gesetzlichen  Gewichte  sind. 

*  Ord.  vom  16.  November  1837. 
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MUiizstötten  auf  eigene  Rechnung  überlassen.  Die  Direktoren 
haben  die  Löhnung  der  Arbeiter,  die  Instandhaltung  der  vom 
Btaate  ihnen  übei^ebenen  Vorrichtungen  ^  die  Kosten  der  voni 
Staate  ihnen  übergebepenr  Stämpel,  und  die  Kosten,  welche 
fl\r  die  Abwagie/  Abzahlung  und  Prüfung  des  Materials  und 
der  "Münzen  erwachsen,*  aus  Eigenem  zu  bestreiten ,  wogegen 
sie  von  den  Privaten^  die  Geld  prägen  lassen ,  die  gesetz- 
lich bestimmten  Gebülu^n,'  vom  Staate,  wenn  er  prägen 
lässt,  kleinere  Von  Fall  zu  Fall  vertragsmässig  festgesetzte 
Vergütungen  erhalten.*  Die  unvermeidliche  Folge  dieses,  so- 
wohl die  Vortheile  der  eigenen  Regie  als  jene  der  Konkur- 
renz ausschliessenden  Systems  ist,  dass  der  Staat  nicht  gat 
und  sowohl  für  sich  als  für  die  Private  theuer  niünzt.^  Die 
Aufrechthaltung  der  Kontrollen  nötliigt  ohnehin  zur  Erhaltung 
eined  so  zahlreichen  und  hoch  bezahlten  Personals,  das6 
selbst  die  eigene  Regie  nicht  viel  mehr  in  Anspruch  nelh 
men  würde.  Besonders  gegenwärtig,  wo  abgesehen  voii 
jeder  umfassenderen  Reform  schon  das  Versehwinden  der 
Silbennünzen  zu  grossartigen  Ausmünzungen  nöthigt,  wän 
die  Annahme  einer  wohlfeileren  Ausmünzungsweise  dringi'n 
do8  Bedürfniss. 

Der  Werth  der  bisher  seit  der  Einführung  des  Deciinal 
fusses  von  den  verschiedenen  französischen  Regierungen  ge- 
prägten Münzen  erreicht  die  erstaunliehe  Summe  von  7471 
Millionen.  Welcher  Betrag  hievon  in  Frankreich  noch  in 
Umlauf  und   welcher  eingeschmolzen,   in  Verlust  geralhen. 

•  Seil   1&49  bei  Ausprägung   von  Silber  V4%,    b^i  Gold    etwa  2  i«: 
mille,  nämlich  6  FV.  für  3100  Fr. 

»  Oni.  vom  "^4    März  1862. 

*  Ki»  betrug: 

1854  18&5 

^Millionoffi  Fr.« 

....  J  Gold       5!ie,5  447,4 

wi  einer  Au^pratruiur  von  \  «...  ^  ^  ^»»  <» 

*     ^  ^  i  Silber         2.1  25.5 

die  iiebiihr  ilor  Münz<iirektoren  1,1  \^ 
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ausser  Landes  gegangen  sei ,  lässt  sich  schwer  auch  nur  mit 
einiger  Wahrscheinlichkeit  bestimmen.  .  Vielleicht  dürfte  die 
Annahme  gestattet  sein^dass  1850  in  Frankreich  bei  2500 
Mill.  Fr.  in  Silber  und  500  Mill.  Fr.  in  Gold  in  Umlaxif 
waren  und  dass  jetzt  der  Verkehr  durch  1500.  Mill.  Silber 
und  2400  Mill.  Gold  unterhalten  wird.  <    * 

Der  MUnzkomxnission  ist  auch  durch  die  Ordonnanss  vom 
24.  März  1832  die  Verfertigung  aHer  vom  Staate,  die  Beur- 
theilung  der  Zulässigkeit  und  die  Prägung  aller  von  Privaten 
herausgegebenen  Medaillen  und  der  ausschliessende  Verkauf 
der  Medaillen  beiderlei  Art  anvertraut.  Der  Fabrikations- 
gewinn betrug  1854  über  53,000  und  1855  über  69,500  Fr. 
Endlich  steht  sogar  die  Prägung  von  Heiligen medaillen  und 
von  Knöpfen  unter  der  Aufsicht  der  Kommission;  der  Staat 
bezieht  hiefÜr  eine  Gebühr  Von  10  %  der  Fabrikationskosten, 
was  etwa  1000  Fr.  des  Jahres  abwirft.'^ 

In  kUnstlerisdier  Beziehung  steht  der  Münzkonmiission 
ein  Graveurkomit6,   bestehend  ausser  dem  Präsidenten   der 

'  Ygl.  ihe  Ecönomiste.    Septem  berheft  1856. 
^  Es  wurden  geprägt: 

1854  1855 

Zahl  der    Wertb;     Xahl  der     WeilU. 
,  -  Sttickc.  (Tausendc.  Stücke.   (Tausende  * 

Franc«.)  "  Francs.) 

X.  *   ^       o  I      (Gold     •  -    250      31,2  282      40,5 

Mit  den  Stampeln    \  ^^^^  ^^^^^ 

der  Kommisaion.     ^  Tupfer  u.  Bronze     5,417      10,8  4,600       13,0 

(Gold                          3,250    107,1  3.677    107,3 

Mit  den  Stampeln    IPlaün                                7        1,5  11        2,0 

von  Privaten.        jSüber                     308,611     286,1  298,444    321,8 

(Kupfer  u.  Bronze    22,331      26,4  54,164      52.2 
Ausstelluugsmedail-  / 

len(bei  denen  mit  je- \Gotd                            —           —  888    347,9 

dem  Verkaufe  auch  <Silber                          —           —  3,971     124,9 

der  Verkaufsgewinn  iXupfer  u.  Bronze       —           —  7,228      12,6 

entfiel).            V.                          Zu^mmen~587',2  1489,9- 

Die    Material-    und    Fabrikationskosten    betrugen  1854    und     1855 
1,121,300  Fr. 
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KommisaioD  aus  einein  .Bildhauer,  einem  Maler  und  drei 
MedaiUeurs,  in  Beziehnng  anf  die  Angabe  des  GFegenstandes 
und  die  Bestellung  und  die  Beiutheilung  der  Medaillen  be- 
raibend  lur  Seite.  ^ 

*  Ueber  daa  Mttnswesen  ist  voa  beioiidefer  Bedeutung.    Mich.  Che- 
valier.   La  Monnate.    Paris  1850.    8.    f  Bd. 


•    • 


ANHANG. 


I. 

(Zu  Seitelt.) 

FmMnud-  mid  BeMldBiigMtaad 

der    franzödachen   Finanzverwaltimg    nach    dem   Budgc^l    Air   da» 

Jahr  1857. 


(9 
N 

e 
s 

ce 


Zahl  der 
Beamten 


Benennung  der  Be- 
hörde und  des  foatens. 


1.        Der  Minister 


2.  Die     Centralvenral- 1 

tUDg 

a.  Der  Generalaekretir, 
die  Direktoren  der 
Abtheilnngen ,  der 
CentralkaMier    .    . 

b.  DivisiODBeh^fo,  der 
Centralkonlrollor   . 

c. '  Unterdirektoreo,  der 
Unter  -  Centralki»- ; 
sier,  die  Unter- Gen-  j 
tralzahlmeister       .  • 

d.    Der  Vice-Centraloon 
trollor-^  die  Bnreaa- 
chefs 

Boreaa  •  UntcrcbefA, 
der  Unterzahlmeister 

f.  CommiB ,  Comptoir- 
agenten 

3.  Die  Generaldirektio- 


nen 


fiftO 


34   I     - 


BeaolduiC        Ge- 

des  sammt'  • 

EimetoeD       betrag 


in  Tausenden  Francs. 


es 

— 

m 

— 

— 

761 

1451 

100 


20 


15 


12 


6^9 


4-5 


100 


Dem  JWster^Mit  ein 
I  tcCes  H6Ccl,  eine  Equi- 
fOiinfL 


X074 


i 


I 


-  Der  Centralkassier  er- 
'  bat  fiberdiesu  eine  Ent- 

sciiidifning  von  tO,000 
'  und    der    f  nterkassier 

von  3000  Fr.  für  seine 
.  Verantwortiidikeit  und 
'  fiir  KasMverluale. 


—  2,426 


4,600 


II 


Blnwliwn       betrac 


in  Ttuunden  PrtiKS. 


.Ud^erlreg 
OeneraTdirektion  der 
dtrekU'ii  Sleuerii 
u.  Der  Direktor 
bb.  Adminiibstoran 
oc.  BnrMacliflb  .     . 
dd.  Unterchefs     . 
M.  Ooounis     .    . 
QenenhUrektkiD  dea 
Enrcgütremeiila  n. 
der  DomKnen 
H.  tHiektor  . 
bb.A< 
oe. 

dd.  Dnterdieft 
M.  Covniit    . 
ÜQDeraldirektion  der 
Forste  .     . 
M.  Direktor 
bb.  AdniniiMtoreD 

.  BarMucheb 
;  dd.  Untercliel^ 
I M.  Commis 
Qenvrsldirektion  des 
I    Zoll*  tiud  der  indl- 

rokUa  Alig»brn 
M.  Dlmktor 
:  bb.  Ailjninlslrauir 


.    [>ivi, 


Sl-luf 


dd.  BuTekarbefa  . 
w.  l'nlerchefs 


Gnirraldin^tMii  der 
j    t\i»tm .    .     , 
M.  INrvklnr    . 


CÖ3) 


4—5,5 
1,2-M 


6-9 
«-6,5 

l>-3,6 


,      «f-9      I 

I     *-*^  i 
'  1,2-3,6  I 


(M7) 

-        1 

30       . 

-_ 

12 

_ 

10 

— 

6-9 

— 

4-5;i! 

- 

i,?-3se  1 

(SM) 

_ 

« 

14U 

_    I 


Zabi 

der 

i 

hörde  und  dea  Postens. 

«e.pten 

BcKldang 

des 
B[nieliieii 

Ge- 

betrw 

..^. 

|. 

1 

1 

-^ä 

€ 

m  TiUMDdeB  YrtBt». 

t' 

3 

_ 

Uebertr.g 

1451 

■ 

4,600 

1 

— 

12 

oc.  BiireaiichefB  .    . 

13 

- 

6-9 

dd.  Uut«rcheft  .   .     . 

24 

- 

4-5,5 

ee.  Coromis     .  ' . 

213 

— 

1,2-3,6 

ff.    Diener  .... 

62 

_ 

0,9-1,6 

4. 

der  If  Unzen  nnd  Ue- 

. 

daltleu 

36 

_ 

111 

- 

a.  Präsident    .    .     . 

1 

— 

15 

- 

8äre 

2 

— 

10 

— 

t.  VeriHkateur-GMi- 

trnlleur               .     . 

2 

— 

7 

— 

■ 

J.  Bureanclii'f  War- 

ddne    ..... 

3 

_ 

5 

i 

f.  tnapektordebPuD- 

Irollenr,  CoDBerv«- 

t«iir  des  Hnaennis  . 

3 

4 

— 

f.  Conrad«,       War- 

^ieinageliilfen,  Cod- 

ri-o)lor  derfabrlka- 

üon  der  Pogtatem- 

pel,      Arfieltenmf. 

iefaer 

10 

_ 

1,2-3,6 

— 

g.  Dfeder   .... 

14 

— 

0,9-1,5 

— 

5. 

n.  -Genernliuspcklo- 

- 

60 

- 

374 

»rÄ'.ÄÄ 

ren 

10 

_ 

12 

— 

Pr.  ,.»,rl. 

38 

— 

4-8 

— 

Q.  Uuteriaepektoren 

12 

— 

2,5 

— 

6. 

Dienerachaft  dei  Hi- 

"AuMertea.    «n  Neu- 

nulerinms     .    .     . 

~ 

218 

0,9-5 

257 

£^t 

1764 

5,342 

hOrde  und  des  Poslem. 


Uebertrag 
Auswärtiger    Dienst 
,  Hünswesen 

L  HUnikommiwäre 
bb.  Controlh>re 
cc  Coromii 
ild.  Dierter  .    . 
,  KMSftwewD 
aa.  General -Ei  Diielt- 


4—8 
2,4-5 


üL  PHrUkulaf  -  E 

nehmer   .     .    . 

VC.  Zahlmeister  . 


..Üirekle  Besteuerung:  —  ,10671       —  13,426 

|u.  Direklaren     .     .,    86}   —   |     7—10   i 
,  lit).  Inspektoren 
'(■c.  Oberkomniis 

(wiimiis       princi- 

[niu)     und    Cou- 

imlJore    .     .     . 
<ld.  Ij>kQk-iDnelinier 


t^-Lßl 


,   ICiir^'giKirciii 
'  Si(iiii[<el     I 


9,935 
30,577 


Die  Hüiii|»lBuiig  ■>  r 
Comaiiasli«!!  grs«  ok  i 
Entschiili^iim  ila  tmi  t 
vatuntemebmuDg    üknt 


jius.spr  dem  Cebaltc' 

Intercss^nverMUiBa      '■ 
rQrilieEinlicbuieSct 
-diTCktm  SUxtn  .    .  i^ 

Provisionta  fBrdwlb- 
rühr  avT  dintm  hJ 
indirekten  Abgabn   U 

Pro  vfsioDCB  Hrdn  r 


UDd   für 
Der  ~ 


ZoSti^C  t 


ton  Paria  n  lam 
Koslen  «JB  bwckw    ' 
D>e  ZahlDcwler  bw« 


HOOO  ■ 

IiIds     ' 


der  Zahl.  I 


„  ,  ciiwetHMwMs  Sn* 
VipIo  belmbm  d»  !*w 
euibebungals  Krtav« 
dah«^  die  Pnvciibwi  w 
'H  die  Zahl  der  B«BMn 

Die  Zabl  d«  TmlUln 
»nirile  Mm  4h  Vmj^' 

'l<T  GosrtitRe.   uttl  ftr* 

das  Soniihixttidl  i*» ' 
Dw.    IRKl    un.1  4k  ftf 

.\uteahr,d9v>l«.».t: 

mehr  nir  Poittmi  <irt  i' ' 


^  1 

Zibldfr 

1                                "'       1 

s 

Bsamtcn 

Einzelnen 

«.mmt-   '                                             ' 

■5    i      B«iennunj(  der  Be- 
1    \  hönlB  liiirt  d(»  Pont™, 

1 

il 

betr.g. 

1 

In  TauMndm  Princs. 

Uebertrag 
ua.  l>irekton-D     .     . 

67 

7,125 

8-12 

30,577 

Khrietieii  und  inventin,  der 

bb.  InapekUireii    .     . 
cc  VerifikatsnrB 

B8 
374 

_   ■ 

5-6 
3—4 

[2,7541 

Kronverviliung  tu  übet%e- 
Die    Einnehmer   eriialten 

ild.  Oberkommiii 

blas«  Percenle  votn  BelnRe 

rwininia       priuci- 

ebenso  «[Kalten  alle  Beamle, 

paai)      .     .     .     . 

86 

1,2-3,6 

ee.  Einnebraer     .     . 

2831 

_ 

[6,7001 

^^[.r-Di^ärÄ"^ 

ff.    Cnterchefa,  ■)b: 

ParlB    ist   /11«    Leitung    der 

B«mle    .    .{1* 

15 

_ 

1,2-5 

tr«ul  und  tuglelcli  die  ganze 

gg.  Diener.     .)< 

302 

— 

0,7-1.5 

VerJerlipii^^en  eine  fl.e 

hb.Vagazi   )§    ^  . 

■     («Ij 

"t8,'M0  Fv'^nd* ausser  den 

nenre         ("     g-f 

86 

_ 

1,6-3,2 

Atheilen  und  Naclitwaclien 
versnschlaKt. 

47 

— 

0,6-1,2 

Quesj,  MSsnderZabl,  7W- 

den  ehanroUs  vom  rinani- 

nlcbt  (ür  die  Flnanien  ItiG- 

tia,  unlordia  Finanttminten 
nrchl  geiShll.    Sie  sind  in 
ihren  Beninen  mif  die  von 

stelianrien  Toxe  tu  l>euhlen- 

den  Gebühren  angewleMn. 

FOTBle 

4,374 

3.980 

meiGler  sind  mit  10,000  Fr. 
IBslgBset«,  (Or  Helieltosten 
sinrf 68,000  Fr.  ver«n«cblagt. 

jektor  der  Forst- 

schale     .    .     . 

33 

_ 

8-12 

Wi.  Inspektoren,  Pro- 

reäsoren  der  Forsl- 

eehale.     .     .     . 

153 

— 

4-6 

oe.   Unterinapeklor«! 

192 

— 

2,6-3,4 

[2,2271 

da.  Üb^rforstwarle 

335 

- 

1,8-2,2 

M.    Titularoberforst- 

wartc,     («djulirle 

Praklikanlen)  . 

IS 

Ti^ire 

1 

34,557 

■ 

Z^der 

4 

Beamteo 

BeMMuDg 

Ge- 

s 

Beneonun«  der  B«- 
b5rde  und  de«  Posleo». 

Elntelnen 

Mmmt- 
betrag 

1 

11 

ADmcAmc 

i 

ü 

in  Tsoseaden  lYano. 

Uebwtr?« 

11,499 

34:&57 

ff.   ForrtwMte    und 

3,6« 

— 

0,5-1,2 

(1.753J 

f. 

Zoll    und   indinkte 

Für  die  BeinU 

Steaen     .... 
I. 

~ 

37,606 

" 

41,764 

«edcntiren  und« 
Uv^D  OirnuH  ,1 
lusjunmon  «nd  £ 

ZoUbehönleD,    ZoU- 

•mter'  .;..". 

- 

ia«09] 

- 

[5,010] 

BnUwItei.  Dieba 

BiL  Dii«ktoreii     .     . 

31 

— 

8-12 

— 

bb.  Inaf>«kk^  . 

95 

_  ■ 

4,5-6 

— 

eriialtni  audk  Pn- 

cc   Unlcrinapekloreu 

82 

— 

3,5-3,5 

-- 

dd.  Üirektioiis-Com- 

' 

loreo  ODd  Cdttna 
toren   «ti'Uni  41 

liii  ■  .             .    . 

■  167 

1-3 

790 

— 

1-6 

_ 

und   EtoBeknir  » 

im  Gemme  iaVt 

mia ,     Waareobe. 

Bcliauer  elc.      .    . 

1,444 

-      j     1-3 

... 

IL 
Zollwache  ... 
aa.  Hauptlentc    .     . 

-     ^25374] 
279;     — 

2-2,4 

(18,5191 

Die  ZoUw»fJ.-v 
SPT  SlsHle  ptiitnt 

bb.  LiculCDnnte    .     ■ 

543|     - 

L2-1.G 

trig"   i"    Vi»''« 

cc.   Brigadiers     und 

ili.'    B.-ii»l.iiii.    IV 

Unterbrigadiert    . 

5,067;     -- 

0,7-0,95 

- 

unl<'[hilIit«iU«(»3 

dd.  Aufwher  (prepo- 

**^;"rvJriu.7  Jrt'ri 

s»)    .... 

17,594       - 

0,65-0,8 

»prior    •!.•  «Äti 

: 

e?.   Berittene  .     .     . 

5-2  i     _ 

0,7-0,9 

- 

il<'h,>i'rii'i^eT>i(IIW 

1 

rr.   Steuerleute    un<l 

1 

lunii,    »cid™  [Ti* 

Uulerateuerleute  . 

394:     - 

0,7-0,98 

gg.  Mntrosen    .     , 

1.42(1 1     - 

0,65-0,8 

.- 

! 

111. 

: 

Indirekte  AbgaU'ii  - 

-     JIÖIOÜ] 

— 

[17,139] 

'u.  Direktoren     .     . 

60      -- 

8-12 

— 

deuten   tür  d*  t: 

mrr  und  \trtittr  ■ 

!  bb.  Inspcktort'ti 

168    _ 

4,5-6 

iSSr-B-K' 

49,005 

77,321 

siiasslK; 

Z^ldcr 

BemitCT 

Besoldung 

Ge- 

BeDCnDUng  der  fle- 
hSnle  und  dei  PoaUms 

d« 
Kmieloen 

Miaml- 
belrnn 

1 

i 

1 

«««rtung. 

■SS 

■g 

In  TaiiaeDden  Francs. 

1* 

s 

Debertrag 

49,0(e 

77.331 

In  Reite- Tind  Pferde- 

cc.  ÜDlerinBpekCorei 

den  den  Beamten  ileaak- 

und  Controllore 

468 

— 

1,8-5 

- 

men  DisMi«  1,331.010 

Fr.  veriirtBl. 

,  Ilcitiatrhiiind.udirtle 

dd.  iMrektions-Com 

VVr^tuOKPn  lUr  H>?lh- 

570 

1,1-3,6 

S£S=S 

«e.  Venehrnng»- 

Blener- Einnehmer 

m«  Tabak-  iini)  l>ul- 

TabBkverkger, 

vereinte      Emneh 

tanU)  (Thalien  iure  Vro- 

mer  and  Verlegei 
ir.    Wasser-  u.  Brü 

561 

1,6-9 

' 

achiii  rwischPn  dflm 
Gro»a-  und  dem  Kloin- 

ckenmwUi  -   Ein 

nebmer  .    .    . 

49,     - 

1,8-4 

gff.  Ambnlanl^  Ein 

uehmer  .    .    . 

1,605 

— 

1,8-2,2 

hh.  Ober .  CotnmiB 

tcomini«      prind 

p«ux) 

1,926 

1,7-2,1 

— 

ii.    Cotumifl     .    . 

3,096 

' 

IJl-iO 

— 

kk.  Salinen -und  Zu 

cker&brikenwMl, 

3441     - 

0,5—1 

_ 

11.    ScUiirrahrU-ADf 

1 

Behcr  .... 

a54i  - 

0,5-3 

— 

mni'^  Fnlvera^Dlen 

s;  - 

0,6-2.5 

IV. 

P«bakeraeaguDg  uno 

i 

-    !  [«*! 

" 

ri,096I 

L«.  FabriliTorsteber 

Inspektor  der  Oe 

bände  und  Msacbi 

nun      ,     , 

13      -          5-11 

— 

Ä».  F»briks-Cooü»] 

4S>.U(i6 

77.321 

lore,t«;hniacbeln 

•pektoren,  Iiwpek 

.  1 

Zablder 

" 

"" 

1 

BsamteD  . 

Bewidunt 

Ca- 

dM 

Mbmt- 

1 

herde  und  <)m  PMtew. 

1 

1 

betran 

.^. 

1 

in  Tiluends^  FraDCa. 



3 

1^ 

UcbertMg 

49,006 

77,8*1 

loren.du-  TalMk- 

pfluliangen     .    . 

28 

— 

8-7 

— 

PC.   BlältermagaziDs- 

Verftalter,  Unter- 

, 

bakpllaiiiiiiigen     . 

31 

— 

4-5 

■     — 

. 

dd.  Fabril£9-    Maga- 

z  las  verwalte  r,Coii- 

trollora  ^  filKt- 

36 

— 

3,6-4,6 

— 

•e.  Fabrik»  -  unter- 

bauender Tabak- 

pflaniÜngen     .    . 

82 

— 

2,5-3,5 

— 

ff.    CommiB     .     .     . 

270 

— 

1,2-4 

— 

rikstoglinge      .     . 

4 

— 

1,5-1,8 

— 

1    P-   PMten 

- 

23,601 

- 

16,540 

'  Dienst  in  Paris  .    . 

_ 

[lOH] 

_ 

[1,740] 

,  M.  Vorsteher  .     .    . 

1 

— 

9 

— 

7 

_ 

6-8 

_ 

i-e.  Uiiterchefs     ,     . 

lü   1    - 

4-5 

_ 

d<i.  CominiB     ,     .     . 

270       - 

t^-3fi 

_ 

■w.  Vorsteher      der 

I     Puatbureau's  in  Pa- 

ris    11  ml    an    den 

1      Bahiihufeii   .     .     . 

W  1    -     ;  2.4-4    ■ 

_ 

fT.   BrieflriiKer,  Bu- 

,     mudieiier,  Uaga- 

:               j 

iJnMliener    .     .     . 

717  [     -     j  0,8-1,5 

— 

72.606 

93,4«r 

593 


o 


Benennung  der  Be- 
hörde and  des  Postens. 


Uebertrag 
U. 
Dienst  auf  Eisenbah 

nen 

j  aa.  Inspektoren  . 
bb.  Direktoren  . 
cc.    Abtheilnngsvor 

Steher  .  .  . 
dd.  Commis  .  . 
ee.  Technische  Agen 

ten  .... 
ff.    Boreaadiener 

m. 

Dienst  in  den  De- 
partements   .     .     . 

aa.  Inspektoren  .     . 

bb.  Unterinspektoren 

cc.  Direktoren  der 
Hauptbureauz  .    . 

dd.  Direktoren  der 
Nebenbureaux .    > 

ee.  Comnus     .    .    . 

ff.  Briefträger  -  Bri- 
gadiers   .... 

gg.  Briefträger    .    . 

hh.  Bureaadiener 

ii.  Postboten  und 
Briefträger  auf  dem 
flachen  Lande  .    . 

IV. 
Transportdienst  .    . 

aa.  Postmeister/  5 1 
bb.  Couriere    .iwS 

1   9« 


Zahl  der 
Beamte« 


3^ 


BS- 


Besoldung 

des 
Einzelnen 


Ge- 

sammt- 

betrag 


in  Tausenden  Francs. 


2 
9 


72,606 


[598J        - 
6-6 
3,5—4 


95,     - 
376  i     - 


6 
110 


a,5-3 
1,5-2 

1-1,2 


93,861 


[1,089] 


-     [21060)  I 
93 
60 


173 


2,818 
790 


861     - 


'  1,300 
190 

15,750 


510 
530 


[889] 


72,606 


3-8 
2-2,5 

2-10 

0,6—1,8 
0,8-2 

1,1 
0,5—1 
0,5-1 


0,12-0,6 


[13,158] 


Aniberkung. 


M 


Ausserdem  100;000  Fr. 
Entschädigung  (ur  mehr 
als  &p<yo  unteraeofdnete 
BrieitrSger  au i  dem  fla- 
chen Ltfnde. 


^  f  werden  nach  der  Anzahl 

der  verwendeten  Pferde 

—      s  bezahlt,  die  Kosten  sind 

_       }mit  160,000  Fr.    prili- 

'  minirt. 


93,861  I 


Hock.  Finanzverwaltung  Frankreichs. 


38 


. 

Zab 

der 

1 

Besnitn 

O»- 

t5 

des 

Bipielnen 

l.etr.(i 

h 

ll 

1 

hörte  und  de«  PoUent 

L 

1 

f 

tl 

UebertMg 

72,606 

93,861 

cc  Inspektor    )  , 

1 

— 

5 

— 

dd.  Commis  .  f  |  g 

5 

_ 

2 

_ 

ee.  Coariere  .(2| 
rr.   Diener     .  }  ' 

115 

_ 

1-1,2 

_ 

185 

— 

0,6-1,8 

_ 

gg.Uaterial-VerwBl- 

.    ter  in  Paris     .    . 

3 

— 

2,5 

_ 

hb.     Agenten     des 

im  K&nal     .    .     . 

3 

— 

2,5 

— 

ii.  Regierung». 

1 

commissir    . 

a 

1 

8 

^ 

kk.P0BWirekto- 

1 

ren  in  der  Le- 

t 

vante   .     .     . 

i 

5 

_ 

2-6 

_ 

]].  Agenten  auf 

den    Schiffen 

=■5 

22 

— 

2-2,6 

— 

trtm.C<in,ioi8i,i 

iE 

Constsntino- 

pel.     .     .     . 

l| 

2 

1,5-1,8 

rn.      Poawgen- 

"l 

tenin  der  Le- 

11 

vante  .    .    . 

-II 

0 

0,3-2 

____ 

— 

Sum 

__ 

72,606 

93,861 

und  Pnsth<>naiti'n  bei 


595 


II. 

(Zu  Seit^  S8.} 

üebenioht 

der  in  Frankreich,  Algier  und  den  Kolonien  bestellenden  Ab^ljen 
für  Rechnung  des  Staates,  der  Departements,  der  Gemeinden  und 
öffentlichen  Anstalten  und  Körperschaften,  nebst  einem  Anhange 
über  die  anderen  Einnälimsquellen  des  Staates  und  der  en/iähnten 

Körperschaften. 

(Für  1857.) 

1.    üebersicht  der  Abgaben.     . 


Benennung  der  Abgabe. 


I.  In  Ti^inkniitilL 
A.  Für  Rechnung  d^s  Staates. 

1.  Die  vier  direkten  Steuern: 

a)  die  Grundsteuer 

imt  den 

b)  die  Personal-  uudi  Zusdilä- 
Wohnungssteuer    ^gen  für  die 

allgeoaei- 

c)  die Thür- und  Fen- tuen Staats- 
stersteuer  1   zwecke. 

d)  die  Patenteteuer 


2.  Gebühren  und  Taxen  m  Form 
von  direkten  Abgaben: 

a)  die  Taxe  für  die  Güter  der 
todten  Hand, 

b)  die  Bergwerksabgaben  und  die 
Abgaben  iur  verliehene  Was- 
serrechtc, 

c)  die  Gebühren  für  die  Recimen- 
tirung  der  Maasse,  Gewichte 
und  Wagen. 


Dätam  der  betreffenden  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


Einhcbungs- 
oi^nno. 


Ges.   vom  23.  Nov.   1790, 

3.  Nov.  1798. 
Gea,    vom    23.    Nov.    und 

18.  Dec.   1790,  26.   Mai 

1831 ,  21.  April  1832. 
Gea.    vom   24.  Nov.  1798, 

11.  April  1832. 
Ges.    vom   22.   Okt.    1798, 

25.  April  1844,  18.  Mal 

1850. 


Ges.  vom  20.  Febr.  1849. 

Ges.  vom  21.  April  1810.  — 
Ges.  vom  9;  März  1798, 
25.  März  1852. 

Ges.  vom  18.  Dec  1825, 
Ord.  vom  18.  Mai  1838, 
17.  April  1839,  3.  Juli 
1846. 


Die  Einneh- 
>mer  der  direk- 
ten Steuern. 


3.  Die  Enragistremeiits-  und 

pelgebühren : 
b)  das  £iirpg^0tmneDt  im  tto^tnu 
Sione, 

b)  die  Gerichts- 

c)  die  Orandlmch»-  ^  GeMhMi, 

d)  die  Staa^iegel- 


e)  die  Stempelgebähren, 


f)  die  PMe-,  die  Vidinings-,  die 
LegaliainiDgs-  und  Conaulats- 
tazen.  die  Gebfihren  für  Ab- 
ecbrifUn-auB  den  Staatsarchi- 
ven, 

g)  die  Jagdiicenzgebühren, 


h)  die  Antheile  an  den  Bezügen 
der  Gerichtskanzler  (grefßers) 
und  Grundbuchsführer. 
4.  Die  Abgaben  zum  Entgelte  ge- 
wisser Leistungen  des  Staates: 

a)  die  5  %  Gebühr  von  dem  Er- 
trage der  unter  Aufsicht  des 
Staates  stehenden  Forste -der 
Gemeinden  und  ölTentliohen 
Anstalten , 

b)  die  5  %  C^rebühr  von  den  für 
Rechnung  der  Gemeinden  und 
anderer  Körperschaften  einge- 
hobenen Strafgeldern, 

c)  die  Beiträge  verschiedener  Ge- 
sellschaften zu  den  Kosten  ih- 
rer Ueben^achung . 


DstuB  der  betreflRBaden  Gmiid- 
flssstos  mid  Vondiriflen. 


EinbeboDfE»- 
orfiBc. 


Gel,  vom  12.  Dee.  1796,' 
1tS.  April  1816,  16.  Juni 
16M,  2i.  April  1632,  la 
Mai  mid  7.  AngiiBt  165a 


Die  Enregiit- 

remcnts  -IÜD' 

-  ndimcr. 


Gdk  Tom  11.  Wkn  1799.     ^Qnindbaeh^ 


Ges.  vom  8.-^  Oktober  iind 
1&  >0ee.  1814,  28.  Aprfl 
1816,  17.  Anglist  1626, 
20.  Februar  1648. 

Qea.  vom  30.  Sept  1793, 
3.  Nov.  1798,  5.  Juni  and 
16.  Juli  185a,  17.  Feb»ii<r 
1852. 

Ges.  vom  2.  Oktober  1795, 
5.  Mai  1855.  —  SlMte^ 
catha  -  Entacheidong  vom 
11.  JnU  1610.  —  Oid.  vom 
18.  Jan.  1826,  6.  Nov. 
18^,  25.  Juni  1794. 

Ges.  vom  3.  Mai  1644. 


.I&hrer,  G^ 
richtakani- 
ier. 

Die    dtenpel- 

verachleiaKr 

and  dieEsre- 

gistremoitt- 

EimiduDer. 

Die     OiigiK. 

«i-elchediel»' 

treflendoiO»- 

komente  us- 

atrilen. 


Die     Eiuoeft* 

merderdirs 

len  Steuer: 

Ges.  vom  11.  März  1799  und  !  Die  Enr^> 
1.  Mai  1816.  i  rements  -  ti- 

nehmer. 


Ges.  vom  25.  Juni  1841^ '  Die  Enivf-* 
19.  Juli  1845,  14.  Jnli  rement«  E:^ 
1856.  nehmrf 


Ges.  vom  14.  Juli  1656. 


Staatsrathsbeaehluaa  vom  1.    Die    Gtoen. 
Aprill809,Ge8.  v.  12.  Juni      Einnehn» 
1842,  27.  Febr.  1650.       < 


BenetiDUiHI  der  Abgibc. 


I 


J)  die  Gebdbren  flir  ^ugraÜnBun-  '■ 
gen,  AlTinageHn  äen  Oebraudi 
der  Dralhziige  luid  Medsillen- 
preswn  in  den  otleDtlichcii 
MilnzstäU«!! , 

v)  die  Telfgrapheogebühreii. 


Qta.  vom  7.  Apri\  MSö, 
38.  Uäri  ieü3,  OS.  Usn 
1804,  34.  März  1832. 
U.  Sept.  1819,  6.  Hai 
1852,  8- April  1854. 

Gve.  vom  39.  No«.  1850, 
17.  Juni  1852,  28.  Mai 
1653,  22.  Jiini  18U,  21. 
Juli  1856. 


Die    Te)^ra- 
^henltinter. 


,   5.   Die  Zülle  und  andere  Abgaben 
auf    den     inlematioiialeit    und 
]        SMverkebr ; 
i     a)  die  Ein-  und  Aueftibnölle ,     | 


b)  die  Nebengebtihren  (Stempel- 
gebübrea)  fürdie  Ausferliguii- 
geo,  Biei-  und  andere  Sirgel- 
gebühren, Wag-  und  Kieder- 
iBgegebübren  Zolle  atrf  die 
Wii^iTBiisfiilir     eingelagerter 


Qo.    vom    15.    Uar 


a2.Augu8tl791,28.April| 
1816,  Tarif  von  1844,  Ta-  j 
rifauszug  lon  1656.  1 

itd.  vom  28.  Hitri  1830, ' 
Gee.  vom  2.  Juli  1836,'! 
Dekr.«om2t.UBrzie52. 


i-)di 


SchifffUirU-,  Hafen-  und 
FranciMlionsgebühren , 


dfdie  SanilaL'gebtihKn , 
6.  Die  Verbrauchsabgaben ; 
a>  die  Salztteiier. 


es.   vom  24.  Harz   1794, 

Ord.  vom  8.  August  1839,  < 

Ges.  lom  18.  Okt.  1793,' 

Ord.  vom  23.  Okt.  1633, ' 

Cirk.  vom  14.  Mal  1841  (■ 

und   6.  Uarz  1847,   Ges.  j 

vom  2.  Juli  183G,  Tarif! 
,     vom  Jahre  1850. 
j  Ges.  vom  4.  Joni  1853.      J 

iGe«.    \om    11.   Juni    1806, 1  TheilsdieZoU- 
2a  Dec.  1648,  19.  M»rz  leinnehmer. 


BeMnnnog  <tar  Abgabe. 

geselle  und  VorMtninen. 

Kabttu 

b)dfe  Stener  auf  Znckw' aoa  In- 

Ges..  voBT  18.    Joli    1S37,'' 

Ibidtoehen  Stoffen, 

3.JutilS40.ZJDlilB43, 
27.  Uin  1662,  28.  Juli 
1866: 

c)  die  GetrtinkeeleDern,  iiemlich 

•b)  dtBCircnlationB-irar  Wein, 
gebühr                \  Obstwein, 
bb)  die  Delaiigebtihr)     Melh. 

Qes.  vom   25.   Pobr!    IBDi, 
24.  April  1806,  28.  April 
1816,  12.  Dceeinber  1830, 

'    17.  Uäri  1852. 

dd)  die  Denatura-I  Flüesigbei- 

Ges.    vom    24.    Jiill    lSi3, 

Die     Bi 

Ord.  vom  14.  Jnni  1844. 

mer  <L 
'   indiKkl 

Ges.  Tom  24.  April  1806, 

ee)  die  Eingangs- a  flir  Wein, 

26.  Kov.  1806,  28.  AprU 

SteoBi 

gebühr            VobBlwein  n. 

f816,  12.  Decl830,  31. 

.    Aprill832,25.Janil8«, 

17.  H&n  1863,  14.  Juli 

Taie  in  ParisJ  sigkeiten. 

1855,  -    1.  Hai    1823, 
2i.  JoDi  1824. 

G«i.  rom    25.  So».  1809, 

glDg, 

28.  April  1816,  12.  Dee. 
1830. 

d)die  Abgabe  Huf  Spidkarlen, 

Gefl.  vom  23.  MSn   1805, 
7.  Anguat  1850. 

Q«».   vom    29.   Dec.    1810.  i  Die  Talid 

aa  April  1816,  Tarif  vom       «chleiNi 

Jahre  1851.                         | 

Oes.    <om    16.    Man    1813,  ,   Die  Srfü. 

16.  Mai  1819, 24.  Mai  1834.'     pulveir. 

7.  AiEgnst  1850.                         ^hleiw 

7.  Andere  iodirekte  Abgaben; 

*)  die  Abgaben  auf  öffenüiches 

Ges.  vom    30.  Sept.   1797," 

Fnbrwerk, 

25.  mn  1817,    2.   Juli    Die     Eioi 

1838,  U.  Inli  1655.          [      mcr  d. 

i<)die    Licenigebühren    luv    den 

Gea.  vom  28.  April  1816,?'    imlirekt, 

Betrieb  gewisser   Steuer-  uu.l  '      21.  April  1832.                     ',       SteiHn 

kontrollpllichtiger  Gewerbe,     1                                                      1 

c)dieIn«crlption8-.Prürnnga-und   Regierangs-Bescblnsa   void'I  Die    tiew 

Diplomsgebühren  an  den  hö- j     ».  Juni  1803,  Dekr.  i-oml    eimiriiw 

heren    Lvhninslalten    und    an 

21.  Sept.  1804.  17.  Febr. 

USIU 


Benennung  der  Abgabe. 


den     phanpaceutisciien     und 
Hebammenschi^en , 


d)  die  Taxen  fdr  firfindungs-  und 
V'erbessernngs-Priyilegien , 

e)  die  Abgaben   für   die  innere 
Schifffahrt, 


f)  die  üeberfuhrs-  und  Brücken- 
gelder, 

g)  die  Garautiegebübren  (fü^  Be- 
stätigung des  Peingehaltes  der 
Gold-  und  Silberwaaren), 

h)  Beiträge  der  Gemeinden    aus 

dem  Octroi  zu  d^n  Kosten  der 

Truppencasemirung. 
i)  Rücklässe    der   Tabakpflanzer 

vom  Preise  der  an  den  Staat 

abgelieferten  Blätter. 
8.  Das  Postgefälle: 
a)  die  Briefpost, 


b)  die  2  7^  Gebühr  nir  die  Geld- 
anweisungen der  Postämter, 

c)  die  Gebühren  für  die  Beförde- 
rung von  Reisenden  mit  Post- 
pferden, und  auf  Malleposten 
und  Paketbooten, 

d)  die  'Transitgebühren  für  die 
Beförderung  fremder  Posten. 

9.  Die  10%  Zuschläge  für  alle 
2:ahl  2  bis  7  aufgeführte,  nicht 
ausdrücklich  davon  befreite, 
Abgaben: 


Datum  der  betroflenden  Grund- 
gesetz» und  VoiKhrilten. 


Einhebungs- 
Organe. 


1809, 19.  Jon.  und  5.  Mai 
1850.  —  Ges.  V.  U.  April 
1803,  Reg.-Beschluss  vom 
13.  August  1803,  Ord. 
vom  27.  Sept  18*3. 

Gesetz  vom  5.  Juli  1844, 
21.  Juli  18^. 

Ge0.  vom  29.  Mai  1803 ,  31. 
März  1831 ,  9.  Juli  1836. 


Ges.  vom  27.  Nov.  1798. 
Ges.  vom  9.  Nov.  1797. 

4 

Ges.  vom  15.  Mai  1818: 
Ges.  vom  24.  Dec.  1814. 


.> 


Die    General- 
'    eii\nehmer. 


Die     £imi£h- 

mer  der 

indirekten 

Steuern. 

Die  Pächter. 

Die  Garantie- 
ämter. 


> 


Die     Einneh- 

mec  der 

indirekten 

Steuern. 


j 


Reg.-Beschluss  vom  16.  Juni*" 
1801  und  9.  April  1802, 
Ges.  vom  16.  Okt.  1849, 
7.  Mai  1853,  20.  Mai  1854. 

Ges.  vom  25.  Dec.  1796, 
31.  Januar  1833,  3.  Juli 
1846.  . 

Ges.  vom  24.  Juli  1793,  Ord. 
vom  25.  Dec  1839. 


Die  bestehenden  Slaätsver- 
träge. 


Die  Post- 
ämter. 


m^^^^^^^^\ 

■M 

.•       •    ■ 

I 

BeDennung  der  Abg»be. 

BBselie  und  VoruliriRen.       ' 

r    *~ 

a)  der  bldbenda  10  »/j  ZuMWag, 

Gea.  vom  25.  Mai  1798.     ^ 

Die  SuiH-h 

b)  der   inleriroialisclie  10  %  Zu- 

Ges. rom  14.  Juni  1855. 

mer    der    \. 

schlug  (bis  Ende  1857). 

. 

gal*B, 

10.  Die  Geld-  tihd  Vtrfallaslrafen,- 

Ges.    vom    19.    Dec.    1790, 

lu    der  fcy 

ioBOweit  aie  nicht  bereits  durch 

29,  Sepr.  1791 ,  26.  Okto- 

dieEinnehni' 

ber  1795,  7.  April  1798, 

des   Enrtfu 

geordnet  aind. 

23.  Juni  1806,  29.  August 
1813. 

rement 

a  Eür  Rechmnig  der  Depar- 

tements,  der  Gemeinden  und 

öffentlicher  Anstalten   und 

KorpcrsohnfUn, 

1.  Die  Zuschlage   zu  den  vier  di- 

Di.^selben  GeMtM   wie   Rif 

rekten  Steuern  fürDeportementB- 

die  direkten  Sleueni,  dann 

and  Gemeiödei wecke,  dann  8  V« 

das   R^lement   vom    J7. 

Juui  18«. 

'Qemeindeu. 

%  Gebühren  und  Taxen  in  Form 

\ow  direkten  Abgaben: 

a)  die  Beilräge  für  Vicinalwege., 

Ges.  vom  21.  Hai  1836.. 

b)  die  Beitrage  für  Eindämmangs-, 

öes.    von.    3.    Sept.    1803, 

FlusBregTUirungB-,    Entsump^ 

16.  Sept.  1607. 

uiigsarbetteD ,    -für    üffentlicb« 

ReinlicblLeit  und  Oraundhoilä- 

Die  Bw« 

Pttege, 

|xMrder«ql 

c)  dieBeilrägoiurErriehlungund 

Ges.  vom  4.  Hai  1803. 

t«n  ScmM 

Erliallung  von  nicht  scliiffbareu 

Kanälen   und   anderen   Irriga- 

tioosanstalkn , 

d)  die  Beilrüge  der  Anrainer  für 

Gesetz  .w  1.  Dec   1798," 

2ä.  Uän  1S07,  25.  JoRi 

tüire. 

1841,  7.  Juni' 1846. 

i 

» 

e)  die  SL-hulgeider  für  den  Pri- 

Gesetze   und  Dekrete   vom 

nüirunterrltht, 

19.  Jan.,  15.  Hur«.  7.  Okr. 
und  31.  Dec.  1850. 

f)  die  Beitrage  fiir  Börsen  und 

Ge«.   vom  25.  April   18*4, 

' 

18.  Hmi  1850. 

k 

\ 
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Einhebung 

UeneDDung  der  Abgab!. 

OTHMM)- 

g)  die  Abzüge  von  den  QebBlten 

Gee.    vom    IBl  Jan.    1801, 

Der  Kassier 

und  Löhnungen   der   Hendels- 

9.   Okt.   1837,   m   Mäm   des  Invalide n- 

schiffe  zu  Gunsten  dca  Marine- 

1852.                                            rondes. 

in  valideiifotides,                           1                                                    j 

1     h)  die  Beiiräge  für  die  Hoiibe- 1  Ges.  >  om  17.  Augnst  1828. ,  DieGemeinde- 

1          srbeituDg  und  Beistellung  aus 

1    einnehmer. 

' 

1     i)  die  Beitiüge  der  Mirglieder  der 

Gea.  -ivm  28.  Febr.  1824.     { 

'■          HolzlriOgeaellBchttflen   für  die 

1           Triften  und  Floesbaehe, 

1 

k)  die  Taxen  der  Jnhal^r  voi.  Mi- 

Reg.-BesehlnseT0m2d.April   Tbeilsdie  Ein- 

neral  quejlen  ^   ülTentlichen   Bin- 

16O0, 27.  Dec.  1802,  Ges.     nehmer  der 

dern,  Niederlageo  von  mneral- 

V.  30,  Juni  1838,  25.  Joui     direkten 

tvässem ,   Apotlieken  und  Ha- 

1841,  17.  Juli  1856.         !  Steuern,  theils 

IdieEinnehmer 

TBÜrreii-  q.  Privatheilane lallen, 

■^^-        •                      des   Enregisl- 
^•if*-                      1       rementa. 

dann  der  Personen ,  welche  Irre 

in   Privatirrens  na  lallen   unter- 

1 

gebracht  haben ,  lllr  die  Kosten  ' 

«er  ärztlichen  Beöufsichtignug,                                                      1 

.    .  l)^iGehiihrenfi.rBall£One,Aus-    Ues.    vom    23.    Juli    1791,1 

lagkasteu,  Vorhallen  und  ähn- 

21,  April  1833,  18.  Juli 

1  iclio  Vo  rs  p  rü  nge  a  u  f  offen  tliche 

1837. 

Strassen  und  Plätze, 

Ges.    you,    17.  Dec.    1807, 

ötTenUiehen  Hallen  ii.Scljlaclit- 

18-  Juli  1837,  25.  Muri 

häuoem.aufMess-nnd  Markt-'      1852- 

DieQemeiude- 

plätzen,  iMTentlichen  Slrassen  u.  ' 

einaehmer. 

. 

Undungxplätien.dieHaflgelder  | 

für  am  Ufer  befestigte  Mühlen,  i 

Bade-u.Wawhsrhiffenu.dgl.ro. 

3.  Gebühren  in  Form  von  Indir^k- 

teD  Abgaben :                                 1 

a)  Brücken-  und  WeggeWer,       lOeselz    vom  4.  Hai    1802, 

18.  Juli  1837, 

b)die  Octrois,                                Ges.    vom    18.    Okt.   n98.rDieEinnehmer 

1      3.   Dee.   1799,-  17.   Man: '  der  indirekten 

i      1852,  22.  Jiinl  18M-       .j  Abgaben  oder 

c)  die  Wag-,  Hess- lind  Aidiungs-iGes,    vom    39.    Okt.    1800,   eigene  Ein  neh- 

gebühren.                                      |      20.  Mai   1802.                      l  .nerdesOkIror, 

Dtfun  der  betMflbndcD  Girad-      *■  -  '    j 


d)  10%  der  EIntriUBprelae  in 
tägliche  Theat«T  niid  Concerte 
iiDd  25 ";,  der  Robeinnahme 
von  anderen  Festen  und  Uii- 
terhaJlungen .  lu  denen  der 
Zutritt  mir  gegen  Entgelt   ge- 

e)  Beerdigang8laxen  und  Taxen 
fiir  Platze  hat  Kirchhü&n, 

0  AoÜieilederCieaieiiidraaiiden 

Jagdlicenien , 
g)  die  Hiuidetaxe, 

h)  die  EtniritUläxe  in  die  iiffent- 
liehe  Borde  voe  Paris, 

i)  üebü  hren  für  Auszüge  au3  den 
CivilstaDdr^stem ,  flir  Än«- 
ferljgnug  toq  Arbeilsbädieri], 
fQr  Abschriflen  von  Gemeinde 

k}ilif  PriifiirigB-  iinil  Anfnalims- 
tn\pn  il<-rAi)oihcker  iiini  Kmii- 
ipriiaiiiller. 

I)  AiHhi'ik-  iltr  Gmeinden  au 
.S[raff,'clLlerii, 


\il  besondere  Gebühren  und  aus- 
^cliliessende  Hechle  der  Börsen 
iMiil  llaniletskHiuniem , 

■jj  ilir  Belüge  lii-T  JUariue-InvaJi- 
rlenkasae  an  Prisen-.  Relliings-  ■ 
und  Slrnfgelilern.  bei  VerkiiU' i 
fen  liavarirlcrSdiilTeuiid  IVaa- j 
reii,  hei  nicht  reklüniirten  Erh- 
su'hntU'n.iIi'i-eüuus.'L-iiliessendes  ■ 
Reclit  am-  Vi.ikaiif  der  Blnn- ' 
'|iietlejifiirKi|iii|inf;eiiTOll('inl(?i' 


R«g.-BesclilaMe  v.  27.  Nov. 
1796   und  26.  Juli  1791. 


Geii.voml.Dec.  1798,  D«kr. 
vom  12.  Juni  I8W,  H.  I 
Auguat  1811.  ! 

Ges.  vom  3.  Mai  18M.        "] 

Ges.  vom  2.  Hai  1854,  Dekc.  i 

TOm  9.  Jan.   1856.  J 

Dekret  vom   17.  IVc.   1856.1 

Ddcrel  vom  12.  JiUi  ouri' 
18.  Allgast  ISO",  Qn. 
Tum  15.  Mai  1818. 


lieg.-Besohlu. 

iao3. 


mtSäta 

mer  dermal 


Dieselben   Ueselzi 
die   Slra%elaci 


Heaonderc  Gesetze  zu  Lokal-  \     Utsc 

■,es.    v,wi,     )3.     Hai     1701.     Of:  h. 
Tl.   Juni    18üa,     5.    u,u\    d.-In.' 
22.  Mai  1616,   D.  Januar,         f  ,■ 
2..  m.,  24.  iin.i28.  Jlar/ 
1«52. 


BeaenDung  der  Al)g>be. 

fttette  ond  Voncbrifteo. 

Organe. 

IL  In  Algier. 

A.   Fflr  den  Staat. 

1.  In  Form  tod  direkten  Steuern: 

b)  V,.  der  direkten  Steuern  der 

Araber,  nerolich: 

des  Ashur, 

„    Hokor, 

,    Zekkat, 

Qw.  vom  4.  AuguBt  18U, 

Die  Steueiv 

„    Ejui»  nnd  Lezma, 

'    Ord.  vom  17.  Jan.  1845. 

einnehmer. 

c)  die  BirgHerkjobgaben  and  die 

■nweD    nir   ^rtheUte-  Wtaser- 

rechte, 

d)  die  GehlihVeii  ffir  die  Bedmen- 

tirung.                                      J 

2.  In  Form  YOD  indirekten  Abgalten :  1 

a)  liicEnregiBtremenls-andStem-"! 

Jagdlicenzen,                            [  .  Ord.  vom  17.  Jan.  18«. 

Did  Enr^st- 
remen    -     n- 

ne  ro  r. 

b)  die  Erbetener  der  Araber,       J 

c)  die  Zölle,  die  SchifTbhrle-,  8a- 

Ord.   vom   17.  Jan.   1845, 

Die  Zollein- 

nitäts-,   Hafen-   und   Franciav 

Dekr.  vom  11.  Jan.  1851, 

nebmer. 

titin8gebtiht«n,   die  Oebüfaren 

7.  Sept.  1866. 

zeugiing  und  den  Veraclileiee 

von  Getranken  und  Tabak, 

e)  daa  Scbieaspiilvennonopol, 

f)  die  Gnrnntiegeb [ihren 

g)  die  Taxen  fiir  Ei-Iindiiiigs-  and 

Die  Steuer- 

VcrbesseningaiiriTilegioi» (br6- 

Qes.  vom  4.  August  1844, 

einnehmer  u. 

vet»). 

'    Ord.  vom  17.  Jan.  1846. 

Postämter. 

li)  die  Inscriptionii-.PrtlfungB-  und 

Dtplomslnipn 

i)  7„  d«  Octroi, 

k)  das  PostgefUle, 

1)  dieOerichtegebübren,Oeld-and 

eot 


Senennung  der  Abgebe.. 


Detim  der  betreflbiidaa  Qnmif 
geeetie  und  YorMliriAeii. 


B.  Für  die  Kolonie  (mit  In* 
begriff  der  nicht  constituir- 
ten  Gemeinden),  die  consti- 
tuirten  Gemeinden,  öffent- 
liche Anstalten  und  Körper- 
schaften. 

a)  Vio  ^^  direkten  Steuern  der"" 
Araber, 

b)  8%  der  Patentsteaer, 

c)  Vi«  des  Octroi  von  allen  znr 
8eo  eingeführten  steuerpflich- 
tigen Gegenständen, 


r 


Ges.  vom  4.  Angibt  1844, 

„^ ,  Ord.  vom  17.  Jan.  1845, 

d)  die  in  Frankreich  für  Rechnung  l    28.Sept  1847,*l>ekr.Vam 


der  Gemeinden  und  öfltentlichen 
Anstalten  bestehenden,  unter 
LB.,  Z.2-litta,  b,d,  e,  f,  1, 
m  und  Z.  3  litt  c,  d,  e,  f,  i, 
1  aufgeführten  Gebühren  und 
.Beiträge. 

III.    la  den  KoUnien. 

(Säm'mtliche  Einnahmen  mit  Aus- 
nahme der  Ueberschüsse  der  Fak- 
toreien in  Ostindien  werden  für  die 
Kolonien  selbst  verwendet.) 


4.  Nov.  1848,  25.  August 
185^ 


Die  Staw 


1.  In  Form  von  direkten  Abgaben:' 

a)  die  Personal-  und  v  (in  eini- 
Wohnungssteuer      (     gen 

b)  die  Patfintsteuer      ^Kolonien) 

c)  die  Grundsteuer  für.  Gebäude 
und  für  Bodenflächen,  die  mit  l  Senatsconsult   vom   3. 
Gegenständen  des  inneren  Ver-  [     1854. 
brauchs  bebaut  sind.  i 

2.  In  Form  von  indirekten  Abgaben  : 
a)  der  Ausgangszoll  für  Kolonial- 

crzeugnisse  (als  stellvertretend 
für  die  Grundsteuer)^ 


V 


Mai 


Die  Sieie 
einnehmfr 


! 

\    Die  Zoüci 
I       nehmcr. 
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Benennung  der  Abgabe. 


9«]tiiii  der  betreffendpn  Grund- 
gesetze und  Vonduriften. 


b)  dieEingaDgszölle  mit  denSchiff-' 
fahrts-,  SSnitäts-  und  Nieder- 
lagsgcbühren , 

c)  das  Enregistrement  j    . 
und  der  Stempel  mitf 

ihren  Nebenabgaben  l  «r  i     .    > 

d)  die  Getränkesteuern  ) 

e)das  Postgefalle  (für  den  Ver- 
kehr innerhalb  der  einzelnen 
Kolonien). 


Etnhebungs- 
organe. 


Die  ZoUein- 
nehmer. 


.] 


SenatsoQnsult   vom  ^3.  Mai  j.  Die  Landein- 
1854.  7      nehmer. 


Die  Poet- 
ämter. 


2.     ÄDhajag  über  die  nicht  als  Abgaben  sich  darstel- 
lenden   Einkünfte   des   Staats,    der   Departements, 

Gemeinden  u.  s.  w. 


A.    Einkünfte  des  Staates^ 

1.  Zufällige  Erträgnisse  aus  den 
Hoheitsrechten  des  Staates: 

a)  die  Rechte  auf  herrenlose  Gü- 
ter^ erblose  Yerlassenschaften, 
Alluvien  an  der  Seeküste, 
neu  entstehende  Inseln  in 
schiffbaren  Flüssen, 

b)  die  Fischerei  in  schiffbaren 
Flüssen, 

c)  die  Rechte  auf  die  in  den 
Postbureauz  zurückbleibenden 
nicht  reklamirten  €relder  und 
Effekten, 

d)  Gebühr  des  Thals  von  Andorra 
zur  Anerkennung  der  Ober- 
herrlichkeii  Frankreichs, 

e)  Rente  von  Indien  (traktatmäs- 
sige  Zahlungen  der  englisch- 
ostindischen  Kompagnie  wegen 
der  Iranzösischen  Faktoreien 
in  Ostindien)^ 


Code  Napol^n  art,  539, 713,^ 
7Ü3,  724,  768. 


Ges.  vom  15.  ApHl  1829. 

Gea,   vom  '31.   Jan.    1833, 
2.  Juni  1855. 


Die  Einneh- 
mer des  Enre- 
gistrements  u. 
der  Domänen. 


Alte  Staatsverträge,  Dekr. 
vom  27.  März  1806. 

Vertrag  vom  7.  März  1815. 


J 


Der  General- 
einnehmerdes 
Dep.  Arri^. 
Der"  Kolonial- 
schatzmeister 
V.  la  R^union. 


gwelw  und  VorscbrifciO,        )         oisa 

Der  gd 

beute  (im  Budget  von  Algier 

ilZ*U> 

regelmäBBig  anfgeführl). 

j  daAn 

der  PrivaUii stalten  des  Staates: 

DhOto 

fderStaats- 

te^ 

b)  die  Nebennutzun-  [     fortte, 

B«.              _    5 

c)  der  Ertrag   der  ei-^ 

gentUeUenDornftneuV 

d)  der  Ertrag  der  for-f  *'"'"'"' 

UOkatoriEclien-          } 

e)  der  Erlö»  fiir  verkaufte  Domä- 

nen und  Stsatsrorete , 

f)  die  EDlschädigungcD  für  uBur- 

Gca.    vom    30.    Mai    1836,  \ 

10.Juni]847.  —  Üea.\oni  ' 

erkaufle     oder    eingclausdite 

4.  Mira  1799,    12.  Mir*' 

1820. 

DkB« 

ßj  Ei'trng-  der  dem  MtaiHe  gebo- 
rJgi'Li  KeHleiL  und  KiiiiftlaktieQ, 

h)  Ertrag  der  dem  Staute  gehii- 
rigeii  Gestütte,  BescMlati stal- 
len. Rind-  und  Scliafvieli- 
^liditereieii,  Ackerbau-,  Tliier- 
ar^nei■,  Werkiwhulen,  Geaund- 
lieitsUidvr, 

il  Eilos  von  unbrauchbar  gewor- 
deniMi  Materialien  im  Bereiche 
der  \'erschiedeiien  Miuislerifii. 

k)  ErliM  aus  den  Kartu>i  di'ä  | 
Kriegs-  und  des  Marlnemiiu- < 


I)  Ertragnisse  der  Auaniünzuug,  [ 
m)  „  der  Slnnlsdruckerei.  ; 
n)  „  der  ConsJgnalions- ■ 

und  Di'positeiikaaüa, 


BoTK'nnuni;  rtcr  Abl»p». 


o)  Erlriigiüiwe  des  Amortüatiaiia- 

fu[i<lca. 
3.    Ereütze  mSDcher  vom  Stute 
für  Einzelne  bestrittenen  Aus- 
lagen; 
h)  Ersätze    von    Anleiben,     die 
fremileu  Regierungen  gemocfal, 
oUer  für  sie  im  Wege  der  Bürg-    . 
scliaft  bezablt  wurden, 

b)  Ersätze  der  Recbaungsleger 
und  aatlerer  Personen,  ioao- 
weil  sie  nicht  i-inem  bestimm- 
ten Abgaben  zweige  zu  Oute 
gesclirieben  werden, 

c)  Ersätze  vod  Anleihen,  die 
Handels-  und  Oewerbsleuten, 
Arbeitervereinen,  fJsenbalin- 
geaellschaften  gemach  t  wurden, 

d)  üereingebradile  im  RecliCs- 
wege  anhängige  Aktivforde- 
i'UU^n  des  Staates, 

e)  Beilräge  von  Gemeinden   und    ( 
PriiBlen   lu   gewiesen   öffent- 
iifhen  Arbeiten,  bei  denen  ihr 
PnvaCiuleresse      mitt>ethelllgt 
erschein  I , 

f)  Beiträge  von  Paris  und  den 
Gemeinden  seines  Weichbildea 
lind  föö  den  Gemeinden  LyonP 
und  seiner  Umgebung  ZU  den 
Kosten  des  Polizeidlensles ,  (O- 
wie  Beiträge  ion  Paris  zu  den 
Kosten  der  Polizeiwache, 

g)  Geschenke,  Legale,  Beürfige 
iiud  Handslipeadien  roa  Kör- 
perschuften  und  Priraten  für 
die  öffentlichen  Lehranstalten 
und  deren  /Cöglinge, 

h)  Pensionen  für  ZügUnge  in  Ui- 
litärscbulen . 


Die  Central- 


In  der  Regel 

J.  die    OenerAl- 

einnehmer. 


* 


v^fc- 


Benemraiig  der  Abgibe. 


Qe0.  vom  21.  April  1832. 


i)  yergHtuBgdarKoeteBderBtdl- 
Tertcetor  von  Seite  der  durch 
letetere  Yom  MUitftidrenste  Be- 
freiten, 

k)  ein  Theil  des  Arbeitonordien- 
ates'der  Gefangenen  als  Bei- 
trag zu  den  für  ihren  Unter- 
halt bestrittenen  Kosten, 

1)  Qehaltsabzäge    der    Beamten^  Qm.  Tom  9.  Joni  1853. 
und  Antheile^n  Strafgeldern 
u.  dgl.  für  die  Ruhegi^ÜaBe 
der  Beamten  und  deren  An- 
gehörigen, 

m)  Ahzfige  d^  Offidere  und  der 
t^uriaer  Sappeur8-P6mpier8  für 
das'  Inyalidenhaus, 

n)  Subventionen  der  R^menter 
fftr  ihre  Zöglinge  in  der  Ga- 
vderieschule  zu  Saumur  und 
der  Kriegsmarine  für  ihre  Zög- 
linge in  der  Iforineschule  zu 
'  Brest , 

o)  Zufällige  Einnshmen. 


4.  Anleihen: 

a)  als  dotirte  Schuld 
aa)  auf  bleibende  Rejiten, 
bb)  auf  Lebensrenten, 
cc)  gegen    zugesicherte    Rück-j 

Zahlung; 

b)  als  schwebende  Schuld 

aa)  bei  der  Consignations  •  und 

Depositenkassa  { 
bb)  bei  den  Kautionseriegem , 
cc)  bei  der  französischen  Bank, 
dd)  bei  den  Correspondenten  des 

Staatsschatzes, 
^)  ^fifen    Schatzscheine     von 

4— 12monatlicher  Dauer. 


datam  der  betreftaden  Orand- 
isietie  and  VoMhriften. 


Qei.  vom  26.  April  18M^^ 
Dekr.  vom  9.  Jan.  1856. 


In  der  B< 
>die  OcMi 
einncbw 


Die 
bd 


AoAaUiai 


j  In  dar  Bi| 

S  die  OcBEB 
6nnehM 


In  der  Ri 
S  die  Ceatr 
kl 


..+>*. 
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«ri 


Benennung  der  Abgabe. 


Datum  der  betreflfendea  Grund- 
gesetze und  Vorschriften. 


6.     Einkünfte  der  Departe- 

ments,    Gemeinden,    öffent- 

licl^er   Anstalten   und   Köi'- 

per-acbaften. 

a)  Ertrag  ihres  nutzbaren  Eigen-, 
thums. 

b)  Ertrag  aus  dem  Betriebe  Öffent- 
licher Anstalten,  z«  B.  Spitäler, 
Gesundheitsbäder,  öffentliche 
Badeanstalten,  Züchtereieü. 

c)  Erlös  aus  dem  Verkaufe  un- 
brauchbar ^wordener  Mate- 
rialien, attsgehaaener  Bäume 
an  Departeinentalstradsen. 

d)  Erlös  aus  Departementalkarten. 

e)  Beiträge  von  Privaten  und 
Gemeinden  zu  öffentlichen  A-r- 
beiten,  an  denen  sie  mithethei- 
ligt  erscheinen. 

f)  Privatbeiträge  Jiod  besondere 
Einnahmen  zu  dciki  vom  De- 
partement oder  der  Gepeinde 
unterhaltenen  Lehranstalten. 
Landwirthschafta  -  Gesellsi^af- 
ten  u.  dgl. 

g)  Schenkdngen  und  Legate, 
h)  Anleihen. 


Einhebungs- 
organe. 


Für  4ie  Ein- 
nähmen der 
Departaments 
in  der  jHmI 
die  GflJB- 
<  einnehmer, 
(für  jene  der 
QeotieixideBdie 
Lokal- oder  die 

besonderen 
GFefpeindeein- 
.    nehmer. 


Hock,  KinnnzverwaltunR  Fronkroirlis. 


39 
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ftir  die  Zufiammensielliiog  < 


Wipnahinwi» 
A.     Zum  Ertrag  gehörige  BtHnahmen. 

a.   Für  das  VerwaltUng^jahr  1855. 

Direkte  Steuern 

Taxe  anf  die  Güter  der  todtcn  Hand 

Erti^gnisse  der  Forste.  —  Uolzschläge 

Erträfliisse  höherer  Untcrrichtsanstaiten,  Gebühren  in  deA  Fakultäten 

Besoldungsabzäge  für  die  Civilpensiönen 

C  Bergwerksabgaben 

Ausserordenniche  Ertragnisse  der  Bergwerke 

Grebühren  für  .die  Recimentirunj^  der  Masse  und  Gewichte 

Auflfberordentliche  Erträgnisse  für  die  Dotirung  der 'Elementar -Normaliciiulca    . 
Erträgnisse,  be-     (  Beihilfen  ...       .       .       ...       ... 

stimmt  für  den  Ele-  <  Rückzahlung  der  Stipendien  für  die  efamallf^  Eier« 

mentar-Unterricht.   (  Verschiedene  eventoelle  Ertrigniaee 

Privilegiumstaxen •  • 

und  seeschulen.     ^  läÄ'ÄÄ&Ld  Ol-)  ! 

Erträgnisse    der  *   (  Jahresbeiträge  der  Schüler      .       .  ... 

I'-^.  Werkschulen.        \  Betrag  der  ersten  Aiiaatattong  (des  trooiMMix)  . 

Erträgnisse  der  Bezirks«- Ackerbauschulen.  (JahresbelUige  dcnr  Schölerj   . 

(  Jahresbeiträge  der  Schüler 

Erträgnisse    der     \  Betrag  der  ersten  Aüsatattiing 

Thierancneischulen.  )  Diplomsgebühren 

(  Beiträge  für  Thiere    .  .  * 

Einnahmen  aus  den  .Arbeiten  der  Sträflinge  indon  Geotralgefaivea-  ond  Goinktia 

häuscm , 

Nebeneinnahmen  der  Centralgefangen-  und  ZochtMiiiBer  y      .  .      . 

Einnahmen  aus  den  Arbeiten  der  Sträflinge  in  den  MHit&rstrafbiDsem   . 

Beiträge  zu  den  Ueberwachungskosten  def  Eisenbahnen 

Beiträge  zu  den  Ueberwachungskosten  verschiedeuer  \  Elekthache  Telesrapben  . 

Gesellschaften  und  Etablissements.  )  Andere  Etablissemeats    ■ 

Beiträge  zu  ölTentiichen  Arbeiten 

Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  von  Karten  und  Plänen  des  Krieics-  und  d«  Mir! 

niiuistoriums  .        .       .       ...       . 

Gebühren  für  die  telegraphischc  Privatkorrespondenz        .        .... 
•"  Beiträge  des  Lyoner  Gemeindenvereins  (zu  den  Polizeiverwaltungskosten) 
Zahlungen  für  die  Kosten  des  Dienstes  )  ir^.*^  j^  n«««.*^  ..«^  j^  r^jk^«^ 

und  fntercssen  zu  Lasten  der  General-  J  ^^}S!i^  ^!'^^S^La"  ^S^T^ 

Einnehmer.  )  '"^^'^•s^n  ^^r  «ciiwebend«i  Schuld 

EÄmJS.  {  Erträgnisse  »««  dem  Verkaufe  von  SUstswaldun««.  |  JJ  {j^Pj^ 


l 


Igen  der  Qeneml'EÜDnehmer.. 


Ao^ftben.    ' 
Zum   Ertrage  gehOr^e  Ausgaben. 

.  Für  dBBVcrwBltUDgsjBbr  18Ö5. 

echweb^nden  Si;bulil  (InWressCn  im  Conl 


gha  Schuld -Interesse»  wi  Btiiwcui'imcii  m. 
I  dan  Gemeinden  tUKOWioicnen  Interestcn] 

CKcuten  des.Dicnslei  und   der  Gddbcwogung  (Proviili 


I. 


üini 


T  indirekten  Steuern 


-  and  sndeni  Ertrignisae 

r   Einhebung-    / 

I  kosten  der[liT<'k-\  Kosten  IQr  die  VerUiaUunE  der  ersten  ZshlunKsnulTardprungi 

Jlen  Sleuem    (ürl     dio  EUuerpliChtimn 
MpchnUM       de»i  Proviilonen  der  LoiislelnDehnier      ... 
SUntosetulies.  l 
ElnbebDnn-    r  Kosten  der  Vertheiluiig  dar  ersten  Zahlungsaufforderungen  a 
,    kosten  der  Derc-J     SIeueqjOichtiaen . 

'  sabfAben.  (  Provisionen  der  Lok^eini   ' 
""'■"■"■■  -■■-  Masse  und  Gewichte,  P 


(iüterder  loHipnt''*'"'"  •'*''  Vertheilung  di 
iCl  jpS!^.':'?0j'=btj8^^^ 

GnlRÜnge  bei  der( 


autTorderunsni   o 


i  Ersiiniung  auf  RecbuUng  i 
t     renstersteuer  . 
jEnt^ngp  auf  Rechnung  ili 
(  Enig&nge  suf  IfMhnuni;  d< 


ts  Panda  [ur  Enl^Re  i 
Fonds  dpr  Prafekte,. 


iiDg    der 

,  Beider 

Psientaleuer. 


Verausgabt 
der  Comuna 

achligeiudei 

reklen  Steuern. 


und  Kosten  der  Patontc  aul  ttochnung  des  Fonds! 

■».in  i  Cent | 

Eleuemacbtuae  auF  Redinung.  dea  EtoueDiauptstockes 

US  Anlosa  des  Verluate*  des  iteuerbsren  Objukles  ■  ', 

VersUBsabuiu    der  Communalzuscblifo.  lür    die  gewahnlitben  Gu^  i 

■ngiodeauslögen  und  die  Eipertenkosten [ 

VcrausoabunE  der  CoDimunaliuscIiUge  rUr  die  Auslagen  desElemen^ 

tarunlerricbUis i 

Veriusgntiuiig  der  CaininunaliuscbUige  lür  die  Ausligen  lu  den  Vici-  i 


VerausgabungderComniunaliuacbügenirdiei 

lagen,   für  die  Kost™  der  Börson-  und  lljndeisknniunün  uuu  lui  i 
die^£a«{*u«uDd  die  lioMen  der  Anlbrtlgung  der  Sleuerrullen  für 
..t —  !_.. ■-..:..■._.  «i_  ^'-'Kosten  der  Verfertigpnp 


t< 


'■  IVerauuibunaderi 

!     der  nääsiliBlsn  Idr  di«  Cc 

:  TeraDiubnng  derCaniniuiu' 

dar  QHDuaalabgabto  und 


MhÜee  nfr  die  Kosten  <! 

IT  BeiMge  (ür  Bitraen  - 


Verantgabuiig  der  BrMgniate  der  8  Centime«,  welcba  vom  Haupt- 
l.   stocke  der  Patenlsteaer  auf  die  Genselnden  etit/iOen    .  . 
Ahscbreibongen.  bei  der  Gnud-  und  der  Panoaal-  und  Wotanungsateuer,  welche 

apiler  neu  UDinilegen  kornntan 

Gfiler  der  todten  Rand.  —  Entginge  

Bergweilua traben.  ~-  Entginge 

B^—^,: .1^  ""we  und  Gewichte.  —  Entginge 

'       '  hrrsbDitr&e  der  Schüler  der  Hililir-  und  Sea- 


Hecimentiruiw  der  t 


■K.' 


Reduktionen. 
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B. 


-  Hinnahmen^ 

h.     Für  das   Verw'a4tung8}ahr  1856. 
^Folgen  (lieselben  Posten  wie  im  Jahre  1855.)    - 

Niclit  zuno  Eftjrage.' gehörige  Einnahmen. 
a.    Specielle  Dienstsweige. 


Einnahmen  on  Baarlcautionon  . 

Eventuelle  Einnahmen,  bestimmt  für  den  Dienst  der. Departements  -J  V«rw«l^ngRJahr  1«5 

b.     KasM- Operationen.' 

(Durchlaufende  Betiriiga) 

wShä?n  \mA  i  Abweisungen  auf  den  Cenü-«lzahlmei?tet  des  SchaUes  .       . 

Anweisungen     <  "        '      '    *"^®'^  Generaleinnehmer  für  Rechriong  des  Schatzes  . 

rGemeindcn  und  (  Fruchtbringende  Anlagen  daroh  die  Gemeinden  und  öflentb 

öfTentl. Anstalten  ^        Anstlten  '      . 

r  Depositen-  und  Consignationskaasa 

I  Ebrenf^ion 

G^^mnn  ui)(l  Verlust  aus  den  Interimsgebahrungen  der 

Verschiedene bf-  nahmsimter  .       ,    -  .     *.       .'   " 

rentliche  Dienst- <  Beitragsquoten  für  Rec|inunR  von  Ocmeinden  und  RriTita 


Korresponden- 
ten des  - 
Schatzes. 


\ 


zweige. 


Auf  Rechnung  der  3  Gehaltsabzüge  der  Generaleinnehmer  wef^en  Urlaube 

Pensionsfano  der  UniverstUütsbeamten   . 


Vorschüsse  für 
verschiedene 
Dienstzwei  go 


Fonds- 
hcwegungen. 


Empfänge  aufRechining  dttScbatameisters  derMarine-lBfri 
Empfänge  für  den  Dienst  deHenigen  Golonien,  die  nickt  o 
das  Gesetz  vom  25.  Juni  18M  fallen  ... 

L  Depositen  der  Truppenkörper  ,  /  .  ... 
Privatctablissements  —  auf  Rechnung  uavemnslich  erlegter  Fonds  . 
Verschiedene.  ( 
gderj 
hinauszuzahlen-^  j 
den  Fonds.  ( 
Fonds  für  verschiedene  Regierungen  (nach  dem  Reglement  über  die  Taxen  f^ 

telegrapMschc  Privatkorrespondenz)        . 

Korrespondenten  der  Generaleinnehmer  *      ..     - 

Besondere  Fonds  der  Generaleinnehmer        .... 

auf  hereinzubringende  Steuerreste  aus  dem  |  VerwalUingsjahr  J86J 

auf  Gerich tsko^ten  für  Steuereintreibungen   . 
auf  Stempel  für  die  Patente  bei  der  Paientst« 

«uf  Jagdlicenzcn  . ' 

Einzahlungen  der  Einnehmer  des  Enregistrements 

Zoll-  und  Snlzeinnehmef  .... 
Einnehmer  für  die  indirekten  Steuern     . 
•    Postdirektoren 

>"  »    Münzämter 

Zusendungen  (reniises)  des  (^entralzahlmeisters  des  Schatzes 

der  Generaleinnehmer      ... 
der  Zahlmeister  des  öffentlichen  Schatzes 
der  Schatzmeister  in  Algerien 
•  »  T»  fn  den  Colon ien 

•>        an  Kupfergeld  (zum  Umwechseln)  . 
Rückzahlungen  des  verrechnenden  Beamten  der  Marine- Wechsel 

Sjildo  in  Bnarem  und  Tn  Werthpapieren    . 

iten  > 


(teuer 


Abzuziehen:  die  Annulirungon  der  Einnahmen  in  den  früheren  Mona 


Bleibt  Hauptsumme 


•  Die  nähere  Entwicklung  auf  Seite  61 V. 

*  Werden  in  einem  eigenen  Ausweise  (Seite  616)  näher  specifizirt. 


AlHgUwiL 

b.     Für   doB  VerwBltaBgaJalir  ia&6. 

(Fol^n  dieaelbcn  PmIcd  wie  Im  Jibre  iSSh] 

Nicht   zum   Ertrage-  gehörige   Ausgaben. 

^uu  -  OpenlloDen. 

(burcblaufende  BetiSge.) 


..  ...n  Ootraliahlniet) 
if  (»Q  Gl 


BUl  RecbnuDc  dM  Schätzet 
■      [|i»SchiilMW     . 


'ia-GernoinJeo  unü  Uffentlkh«!  A 


i-Gebshrungcn  der  Ein- 


:liicdene  91-  j        nihnirtDler  ..,..,.. 

che  UetaU    BMtrifmiwUn  rOr'HechiiDu  von  Gemeindrn  und  pi 

EHCiRe.  ZohluDgenfürRMnwngdraSchatiDicIgUjniln'Mnrini 

■         >  isDe  Oilahicn,  die  nicbt  u —   *~~  '' 


Verachiedene. 
h^nJuäiMS^i  BGckwhfuiig  von  VowfliüawD  früherer  GfineroIcinnelimDr 

den  Fonds.  ■    (  . 

Fonds  nir  Itemde  (bwieningen  (Begledient  Ober  die  Toicn  (Hr  die  icicsrephnclie 

PTivatkoirespODOeM) 

KorrcHioiidenUm  dei'Generaletnnehncr '       .       .  ..... 

Kesondcre  Fonds  der  Genenlei  nnetimer 

rOr  Stcucrreste  ni*  dem  VtntBllung^fihrtlSIUf    .'   '   .  - 

Für  die  KoaUn  der  Stei|ereln(reibun|{en 

für  Stempel  der  Patente  der  Patenlateitn 

für  Jsgdlicenien  . '  . 

'ZahlUDiien  an  die  Zahlmeister  des  StiisL<tcbatiea 

>■  von  Subventionen  an  die  Einnehmer  des  Enreoislrcmenta 

-     ■     Zotleinnehmer  

I-  !■  .  .  "      -    Einnehmer  der  iiidirpklen  Steuern   . 

.  ■  "      "    Poaldirektoren  .     -  . 

■  •  ■■  >■      -    Direktoren  ikr  Miiiaümlcr 

Sendungen  an  den  Cen^HltahlmcIster  des  Säialiea     .,..,. 

•  ■   die  (icnerslelnnehmer      ....', 

•  •     ■    Sdiatimcistor  in  Algerien 

'    "  "     -  •  in  den  Celonien  .... 

'  lon  oinnischmelicndem  Kupleiiteld 

Riickstellunff  unberIclitiKler  (NillRiitionen  nn  die  F.nini.'hiner  der  indirr-kleii  Sicii 
'  unbciabltfr  Wechsel  sn  die  Zonuinnehwr 


illeilit  llmipliunime 
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Suballi^te. 

1.    Detaillirtes  Verseit^hniss 

der  Einnahmen  und  Ausgaben,  für  Rechnung  der  Korrespondenten 

Oeneraleinnehnier. 


Arrondissementa- Einnehmer 

Der  Einnehmer  vonßastia,  für. Rechnung  der  Reservekaasa  .     . 

Arrondiflaementa-J^nnehmer,  für  Rechnung  der  den  Peroeptears 

gegebenen  Dotationen     .     .^  '.'..*..    -^    .    * 


Percepteurs,  für  Rechnung  der.  kompenidrten  Steuern  ^     .     .     . 

n  n  n  .n    einzüksssirenden  W^eha^     .     . 

»  „  n  n    0ebah->(yerwahang8jahrl8S5) 

ren  für  Pässe  ins  Ausland  )  [Verwaltiuig^ahr  1856> 

Verrechnende  Agenten  der  Fakultäten    ^    .'..«...     . 

Percepteurs  für  Rechnung  von  Fondssdadungen  für  den  Dienst 

des  Staatsschatzes w    .     .     . 


Percepteurs,  an  Steuerreste  fttr  das  |   V«""«!»»^«»^  1855 

/  ti  1856 

Percepteurs  und  andere  Agenten  an 
Abgabenresten  für  das 


)  Verw.-J ) 

1  »  «••••! 


)  Gebahrung 
früherer 
Generalein- 
nehmer. 


Arrondissements- Einnehmer  an  Steuer-  >  Verwaltung^ ahr 
resten  für  das  }  „ 

Frühere   Generaleinnehmer   an   Steuer-  \  Verwaltung^ahr  . 
resten  für  das 


r 


Frühere  Generaleinnehmer  für  Vergütungen  und  Kosten  . 


Verschiedene  verrechnende  Beamte 
in  den  Departements 


an  zwangsweise  eingeho- 
benen Steuerbeträgen 
für  Zahlungsaufträge  der 
(}eneraleinnehmer 
Fürtrag 


6J3 


Bezeichnung  der  Korrespondenten. 


Uebertrag 
Verschiedene  Korrespottdenten  ^  für  Zahlatigsanweisangeli  .  . 
Verschiedene  verrechnende  Öeamte  der  )    fär  Lieferungen   der 

Departements  )        Staatsdmckerei 

Zahlmeister  der  Departements  für  eu  verificirende  Quittungen 

Verschiedene;  für  Ankauf' von  Renten  auf  den  Staat  .     .     .     . 

t)  »    verKaui .  ^         i,         ^^   .  ^        ^      .     .     .     . 

Offiziere  und   Militärbeamte  an  Gehaltsabzügen  auf  Rechnung 

der  direkten  Steuern  . 

Verschiedene ;  etc.  füi:  UeberschÜsse  an  )  Verwaltungsjahr  .... 

Steuerzahlungen  fUr  das     )  n  •  *  •  • 

Verschiedene;  für  auszuwechselnde  Pfttente 

Generalschatzmeister  der  Harine- Invaliden  für  zu  veriflcflrende 

Zahlungen 

I  

I  •  # 

I  Ersteher  der  gewöhnlichen  Holzschläge  in  den  GemdndefoFiten  — 

I  an  hinterlegten  Obligationen 

Gemeindeeinnehmer'  an  hinterlegten  Obligationen  für  gewöhn- 
liche Holzschläge 

Ersteher  der  ausserordentlichen  Holzschläge  in  den  Gemeinde- 
forstei^;  an  Obligationen 

Gemeinden  und  öffent^idie  Etablissements ;  an'  Erträgnissen  der 
ausserordentlichen  Holzschläge 

Einnehmer   der  Hospize   und  )  Kautionsinteressen 

Wohlthätigkeitsanstalten;  an)  Einzahlungen  für  Findelkinder 

Einnehmer  der  Wohlthätigkeitsanstalten  für  eingehobene  Renten 
und  Schuldforderungen 

Ministerium ;  etc.  für  Vadien  der  Offe-  i  im  Haaren 

reuten  von  Lieferungen  und  Arbeiten  )  in  öffentlichen  Papieren 

Offerenten  von  Lieferungen  und  Arbeiten,  Vadien  in  öffentlichen 
Papieren 

Einzahlungen    für    Rechnung    von   Einlagen    in    die   Aiterver- 
sorgiingskassa    .     .     .    ' 


Einnah- 
men. 


Totalsumme 


Aus- 
gaben. 
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2.    Verzeichniss 
der  Abschreibungen  an  Einnahmen  und  Ausgaben  früherer  Monate. 


Natur  der  Einnahmen  und  Ausgaben. 


Zosammen 


Abschreibungen   I  AbschreitHiiKee 


von 
Einnahmen. 


\on 
Ausgaben. 


3.    AuBweiss 
dea  Eassastandes  im  Bahren  und  m  l/7ertbpapieren  am  Iten  . 


M 


[*  Im  Baaren 
Reservekassen 


I 


Q> 


<2 

S 

kl 


<! 


Gorsica      ....../- 

Br«8t  \  

rEflfekten  auf  Paris .     . 

n  „     verschiedene  Plätze 

Unbezahlte  verfallene  Wechsel  (en  souifiranoe) 

Zoll-  und  Salzwechsel 

Wechsel  der  Ersteher  der  Holzschläge  ' 

»  n  n  «  n  Unbezahlt  verfallene 

Obligationen,   ausgestellt  von  den  Käufern  der  Slaatsforste 


Wechsel     über    Holz- 
schläge, übergeben  von  dem  Kassier  dea  Schatzes 
Salz- und  Zoll  Wechsel,  ^  n      n  «  n  *» 

Obligationen  der  Steuerpflichtigen  bei  den  indirekten  Steuern 

Effekten  auf  verschiedene  Plätze 

Verzeichniss  der  Rentenankäufe 


{ 


Totale 


Wurde  mit  den  von  den  GeDeraleinnehmern  vorgel^ten  Rechnungfo 
übereinstimmend  gefunden. 

Pari»,  den 

Der  Chef  der  Bochhaltung  der 
Gesehen.  Generale!  nnehroer. 

Der  Direktor  der  Finanzbuchhaltung. 
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IV. 

(Zu  Seite  166.) 

Tabellaiische  TTeberaiQht 

des   Systems   der   Patentsteuei*.. 

>  « 

Die  Patentsteaer  besteht  theils  in'^mer  fixen^  theils  in  einer  nach 
dem  HietfaEinse  der  Gewerbsräume  sich  richtenden  proportionalen 
Gebühr.  -    * 

I.    Die  fix«  Gebühr. 

Befreit  von  der  fixen.  Gebühr  sind  nach  der.  Tabelle  D.  des  Qesetzes 
vom  25.  April  1844  ^ind  der  Tabelle  G.  des. Gesetzes  vom  18.  Ifai  1850 
bloss  die  sogenannten  liberalen  Beschäftigungen :  Sachwalter,. Notare,  Ge- 
lehrte (auch  Aerzte),  Künstler,  Greffiers  und  Huissiers,  Inhaber  von  £r- 
ziehungshäusem.    . 

Die  Höhe  der  fixen  Gebühr  hängt  bei  allen  Gewerben  von  der  Be- 
deu  tu ng. derselben  und  ausserdem  bei  den  meisten  von  der  Bevölkerung 
der  Gemeinde  ab-,  in  welcher  das  Gewerbe  betrieben  wird.  . 

^  « 

A.    Für  Gewerbe,  bei  deren  Belegung  die  Bevölkerung  des 

,  Standortes  berücksichtigt  wird. 

a)  Die  meisten  der  Gewerbe  bei  denen  in  der  Bem^üng  der  fixen 
Gebühr  auf  die  Bevölkerung  des  Standortes  Rücksicht  genommen  wird, 
zerfallen  je  nach  ihrer. Bedeutung  in  8  grosse  Klassen  und  gleichmässig 
zerfallen  die  Gemeindefi.  je  nach  ihrer  Bevölkerung  in  8  Abstufungen,  so 
dass  dergestalt  64  Steuersatze  entstehen,  wie  nachfo)|B^nde  Tabelle  A.  zeigt: 


Klasse. 

1 

n  Gemeinden  von 

•100^00 

Seelen 

und 

darüber. 

50,000 

bis 
100,000. 

30,000 

bis 
50,000. 

«0,000 

bis 
30,00(f 

10,000 

bis  ' 

«0,000. 

ÖOOO 

bis 

10,000. 

2000 

bis 

5000. 

2000 
Seelen 
und  dar- 
unter. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Ite.    .    .    . 

300 

240 

180 

120 

80 

60 

45 

35 

2te.   .   .   : 

150 

120 

90 

60 

45 

40- 

30 

25 

3te .     . 

100 

•   80 

60 

40 

30 

25 

22 

18 

4te  .     .     .     . 

75 

60 

45 

30 

26 

20 

18 

12    ! 

5te  .    .    .    : 

50 

40 

30 

20 

15 

12 

9 

7     i 

6te  .     .     .     . 

40 

32 

24 

16 

10 

8 

6 

4'    ! 

7te  .     .     .     . 

20 

16 

12 

8. 

8 

5 

4 

1 
3    . 

8tc  .     .     .     . 

12 

10 

8 

6 

5 

4 

3 

1 

2  : 

i 
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£s  werden  nach  diesem  Tarife  gewöhnliche  Handels-   und  Industrie- 
gewerbe  behandelt,  deren  Geschftftsnmfang  mehr  oder  weniger  von  dem 
Lokalbedai-f  abhängt  und  die  sich  nicht  der  Hülle  von  Dampf-  oder  Wat- 
serkraft oder  sonstiger  grösserer  mechanischer  Motoren  bedienen.    Bei  der 
Einreibung  der  Gewerb«  in  die  eine  oder,  andere  Sleaerklasse  ist  der  Ge- 
setzgeber davon  ausgegangen,   ob  zu  denselben  ein  .grösseres  oder  ge- 
ringeres Betriebskapital  nothwendig  ist    Es  sind  darum  Arbeiter  in  edlei 
M^allen  in  eine  höhere  Klasse  gereiht  als  Arbeiter  in  nnedlcQ  Metallen. 
Oolonialwaarei\handler  in  eine  höhere  als  Hindier'  mit  Qegenstiodcn  im 
taglichen  Lebensbedarfes.    Innerhalb  desselben  (Gewerbes  wird  oA  unter 
schieden,  ob  der  Handel  im.  Grossen,  halb  im  Grossen,   im  Kleinen  be 
trieben,  ob  das  Industri^^werbe  in  einer  öffentlichen  VerkanfJMtitte  oder 
bloss  im  Hause,  mit  Hilfisarbeitem  oder  allein,  für  eigene  Rechnung  oder 
bloss  auf  Bestellung   ausgeöbt   wird.     Ffir  den  Steoerbeamtcn  und  die 
Steuerpflichtigen  sind  die,  den  Gesetten  vom  25.  April  18i4  imd  1&  Wm 
1850  beigefügten  alphabetischen  Verzeichnisse  A.  und  D.  entsdieidend. 

b)  Ausnahmsweisen ,  wenn  auch  nach  der  Bevölkemng  äbgastaHw 
Tarifsätzen  unterliegen  nach  der  Tabells  B.  des  Gesetsee  Tom  25.  Aprü 
1844  und  der  niodificirenden  Tabelle  E.  des  Geselaes  vom  18.  Mai  1650 
die  Wechsel-  und  Waarensensale^  Seeversicherer;  Banquiers  und  Qeschäil»- 
untemehmer  (n^godants),  Commissionshandler-und  Spediteure,  ünteme^ 
mer  von  Frachtfuhrwerk  ^  von  Oel-  und  Gasbeleuchtungen  and  Wasserrtr 
theilungen,  Bruckenpächter,  Mfinzdlrektoren ,  die  Faktoren  in  den  Markt- 
hallen und.  die  Ldchenbesorger  von  Flaris. 

Es  haben  diese  Tarifsätze  das  miteinander  gemein,  dass  sie  for  dir 
Gewerbe  in  Paris  eine  ausnahmsweise  hohe  Gebühr  festsetzten,  und  uber- 
diess  nehmen  die  meisten  derselben  für  die  andern  Gemeinden  nur  4  Ab- 
stufungen^ je  nadi  der  Bevölkerung  über  50,000,  von  30,000 — 50,000.  tob 
15,000 — 30.000  und  uni^  15,000  Seelen  an,  und  alle  mit  Ausnahme  jener 
für  die  sieben  letztgenannten  Gewerbe  stellen  Orte  von  15,000 — 30.(IUi> 
Seelen,  welche  eine  zollamtliche  Niederlage  besitzen^  Orten  von  30.000- 
50,000  Einwohuem  gleich. 

B.     Für  Gewerbe,   bei  deren  Belegung  die  Bevölkerung  «1^^ 
Standortes  nicht  berücksichtigt  wird. 

Bei  denjenigen  Gewerben,  wo  die  Bevölkerung  des  Standorten  nicht 
berücksichtigt  wird,  besteht  die  fixe  Gebühr  entweder  in  einem  nni«" 
«'inderlichen  nach  der  Beschafienheit  der  Gewerbe  bemessenen  Betrage,  oder 
8ie  ist  für  das  Gewerbe  nach  den  verschiedenen  Elementen  abgestuft,  durrt 
welche  der  Tnifang  des  Ge^häftsbetriebes  bestimmt  wird.  Das  Gtstu 
vom  25.  April  1844  zählt  diese  Gei»-erbe  in  der  Tabelle  C.  in  fünf  g*" 
sonderten  Theilen  auf,  wobei  jetzt  die  durch  die  Tabelle  F.  des  Geeetze^  vi« 
18.  Mai  1850  festgesetzten  Modifikationen  zu  berücksichtigen  sind,  t- 
mögen  hier  Bi*ispiele  jeder  tior  verschiedenen  Arten  der  Belegung  folgt» 
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«)  Beispiele  der  Belegung  mit  elnein  unverifiiderlirhen  Betrage. 

"^  Frnncs. 

Die  Bank  von  Frankreich   mit  Inbegriff,  ihrer  Ck>mptoir8  in  den 

Departementfl 10,000 

Waarenverkaufsniagazine  mit  wenigstens  76  Commis 1000 

Unternehmungen  von  Bettlieferangen  oder  Militärtransporten  für  die  . 

ganze  Armee,  von  Tabaktransporten  für  alles  Staatsmateriale  .      1000 
Spiegelfabriken,  Waffenfabriken  zur  Lieferung  der  Waffen  der  Armee        400 
Fabriken  weissen  und  farbigen  Glases*  (Krystalls) ,   Untemehmunr  . 
gen  fUr  Entwässerungen  und  Urbarmaehnngen,  von  .Verbrecher- f     «_. 

transporten  ...:..'....* •     •  C 

Tontine-Ünternehmungen  ..  '.  , ./ 

Dampffrachtschiff- Unternehmungen,  Eisengiessereien  von. grossen 

Objekten,  Kesselschmieden  mit  Dampfkraft,  Kardenfabriken.    .•      200 
Unternehmungen  von  Dampf  Schleppschiffen,  Mineral  wassern,  Ge- 

sundheitsbädem 150 

Eisengiessereien  von  kleinen  Objekten,  AuÄternlieferanten)  Inhaber 

von  Heilanstalten,  Fabrikanten  von  blanken  Waffen     ....        100 
Fabrikanten  von  Kaffeesurrogaten,  Schiffszwieback,  Käse,  Wachs- 
tafft,  Papiertapeten^  Zündhütchen*,  Branntweinbrenner,- Früch- 
tenhändler auf  Schiffen,  Restaurateure  auf  Dampfischiffen,  Un- 
ternehmer   öffentlicher    Arbeitet)    oder    von    Austrocknungen, 

Brunnenbohrer -50 

Herumziehende  ^chauspielertruppen  .     .    .    .    ; 50 

Erzeuger  von  Torfkohle,  Knochenkohle,  künstlichem  Dünger^  Theer, 
Pech,  Mastix,  Cementen,  Feuersteinen,  Unternehmer  von  Flös- 
sereien und  der  Unterhiütung  von  Staatsstrassen      .    v    .    .     .  25 
Unternehmer  der  Unterhaltung  von  Bezirksstrassen  (chemins  vi- 
cinaux) ..".......  10 

b)  Beispiele  der  Belegung  mit  einer  innerhalb  eines  bestimmten  Minimums 

und  Maximums  veränderlichen  Gebühr. 

1)  Nach  der  2Sahl  der  Arbeiter. 

Leimsieder,  Unsdilittschmelzer,  Aschenauslauger,  Wachsbleicher,  Wall- 
rathraffineure,  Lichtzidier;  Bleichereien,  Färbereien,  Appretiranstalten, 
Ziegeleien.,  Steinbrüche  und  andere  nicht  einer  Staatsconcession  bedürf- 
tigen Mineralgruben,  Torfstiche;  Erzeuger  von  Süssholzsaft,  Gelatine^ 
Teigwerk,  Stärkemehl,  Bnchdruckerschwärze,  Bleistiften,  chemischen  Pro- 
dukten, Staniol,  Tbpferwaaren,  Zuckerformen;  Salz-  und  Zuckerraffineure, 
Erzeuger  mit  Hülfe  der  Motoren  von  Stahl,  Nadeln,  Weissblech,  Sensen 
und  Sicheln ,  Feilen  und  Schrauben ,  Sägen ,  anderen  Eisenwß&ren ,  Uhren- 
liestandtheilen,  Maschinen,  Quinquaillerien. 

Die  Belegung  erfolgt  meistens  derart,  dass  ein  Minimum  von  5  oder 
10  Arbeitern  mit  einem  Minimalbetrag  von  25  Fr.   belegt  ist,   fiir  jeden 
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Arbeiter  mehr  3  Fr.  zu  bezalilen  sind  und  die  Gebühr  ein  Maximum  von 
100  bis  300  Fr.  nicht  tiberschreiten  darf,  doch  finden  in  jeder  dieser  Be- 
ziehungen Ausnahmen  statt.         *         '• 


Fr. 


30 


300 


2)  Nach  anderen  Elomeuten. 

•    * 

Schiifsrheder  zur  See,  nach  der  Tönnenzahl  der  ausge- 
rüsteten Schiffe 

Schiffsrheder. «uf  sclnffbaren  Flüssen  and  Kanälen,  nach 
der  Tonnenzahl  der  ausgerüsteten  Schiffe      .... 

Marktschiffe  mit  Töpferwaaren,  nach  der  Zahl  der  Schiffe 

Versicherungsgesellschaften  (nicht  wechselseitige),  nach 
der'  Zahl  der  Departements,  über  welche  ihre  Geschäfte 
sich  erstrecken 

ÜVitemehmer  von  Armeeliefemngen,  nach  dem  -mate- 
riellen' und  geographischen  UmCang  ihrer  Lieferung 

Märktebasudier,  nach  dem  Umfang  der  Transportmittel 

Kalkbrennereien,  nach  der  Zahl  der  Oefen  . 

Cokesöfen,  .„       „       „     \        „     .     .     . 

Gipsbrennereien ,    ,  „       n     '  n    ■  n        n  '.     • 

Thonpfeifenfabrikanten,  nach  der  Zahl  der  Oefte 

Steingutfabciken ,  »       n       n       n        n 

Glasbläsereien  .und  Glasmalereien,  nach' der  Zahl  der 
Oefen 

Brauereien,  nach  der  Zahl  und  dem  Rauminhalt  der  Kessel 

Seifenfabriken,  nach  der  Zahl  und  dem  Rauminhalt  der 
Kessel - 

Pappendeckelfabriken,     nach  der  Zahl  der  Kufen      .     . 

Papierfabriken  alter  Art,    „       „        .,       „         „ 

„             mit  Maschinen,   nach  der  Zahl  der  Ma- 
schinen       150 

Bisenbahnuntemehmungen,  nach  der  LÄnge  der  Bahn  . 

MaUefahrtnnternehmungen,  nach  der  Länge  der  Stras- 
sencourse 

Nägel-  und  Nietenfabriken,  nach  der  Zahl  der  Stühle  . 

Grobschmiede,  nach  der  Zahl  der  Feuer 

Hammerwerke  und  Hochöfen,  nach  der  Zahl  der  Hoch- 
öfen ,  der  Art  des  Brennmaterials  und  der  Zahl  der 
Feuer    

Porzellanerde  -  Stampfen  nach  der  Zahl  der  Stampfen    . 

Sägewerke  nach  der  Zahl  der  Sägeblätter  und  dem  zu 
sägenden  Materiale r     .     . 

Walzwerkt',  nach  der  Zahl  <ler  Walzeiipaare  und  deivn 
Länge    

Mühlen,  nach  der  Zahl  drr  Walzen-  oder  Mühldtein paare 


Minimum.  Maxinon. 


Fr 

400 

300 
100 


1006 


25 

lOOO 

15 

200 

15 

00 

15 

300 

15 

50 

25 

ISO 

25 

150 

50 

300 

10 

400 

20 

400 

30 

150 

15 

100 

50 

400 

ÜO 

1000 

25 

100(> 

50 

40(1 

25 

läO 

25 

501» 

15 

Id» 

50 


In«» 
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Minimum.  Maximum. 
Fr.  Fr. 

Drahtziehereien ,  nach  der  Zahl  der  Spindeln  ....  25  400 

Seidenfilanden,        „       „       -       ,,    Bassinen  ....  —  400  . 

Seidenfilatorien,       „„.,»,    Spindeln  ....  10  200 

Woll-  und  Seidenabfall- Kam mercien,  nach  der  Zahl  der 

Kämmmaschinen —  100 

I 

Gamspinnereien ,   nach  der  Zahl  der  Spindeln       ...        10  400 

Posaameutirstühle,    „       ^       ^'     „  ,  Spindelii      ...        10  400 

Gamzwimerelen ,      „       n  .     n       n     Mühlen    .     !     .     .  5  400 

Webewaarenfabrik^a,  nach  der  Zahl  der  Webstühle,  mit 
Berücksichtigung  ob  ^e  in  oder  ausser  der  Fabrik 
autigestellt ,  gewöhnliche  oder  mechanische  sind,  auf 
eigene  oder  fremde  Rechnung  betrieben  werden    .     .        lO  400 

Papierdrucker,    nach  der   Zahl  der   Di'ucktische  odei*. 

Dmckerwalzeu 40  300 

Zeogdmcker,    nach    der    Zahl    der    Drucktische   oder 

Drud^erwalzen '....-...        50        -  400 

Walker,  nach  der  Zahl  der  Walkzellen  oder  Walk- 
maschinen         —  150 

Teppidischeerer,  nach  der  Zahl  der  Scheermaschinen    .         5  100 
Runkelrüben  Zuckerfabriken,  nach  der  Zahl  der  Klärungs- 
kessel und  deren  Rauminhalt .     .     .   ' 40           400  . 

Gerbereien,  nach  dem  Rauminhalt  der  Gruben  und  Kufen       —  300 

SaiteofEibriken,  nach  der  Zahl  der  Spindeln  10  400 

Arbeitmmtemehmungen  in  Gefängnissen,  öffentlichen  Ar-  . 

beitshäusem  u.  dgl.^  nach  der  Zahl  der  Beschäftigten        25  150 

(Für  die  Verwendung  von  Sträflingen  wird  doppelt  so 
viel  gezahlt  als  für  die  Verwendung  von  in  Arbeits- 
häusern untergebrachten.) 
Lieferungton temehmungen  für  solche  Häuser,  nach  der 
Zaia  der  Verpflegten 150  500. 

3)  Ohne  Festsetzung  eines  bestimmten  Minimums  oder  Maximums. 

Schauspiel-  oder  Conoerthäiiser ,  mit  dem  Viertheil  oder  Achttheil 
ihres  Bruttoertrages,  je  nachdem  sie  täglich  spielen  oder  nicht. 

n.    Die  proportionale  Gebühr. 

Die  proportionale  Gebühr  besteht  in  der  Regel  in  V^^  des  Miethzinses 
für  alle  dem  Gewerbsbetriebe  gewidmeten  Räume.  Von  dieser  Regel  be- 
stehen folgende  Ausnahmen: 

1)  Vit  des  Miethzinses  für  alle  Gewerberäume  bezahlen  die  von  der 
fixen  Gebühr  befreiten  liberalen  Beschäftigungen,  mit  Ausnahme  der 
Inhaber    von    Erziehungshäuscm ,    die   Gewerbe    der    ersten    Klasse    der 


laljdle  A.,   die  Ueweibe  dar  Talielle  B..   die  Gewerbe   de«  «rrslcn  TiinL- 
iler  'Ubcllc  C. 

'/,j  des  ilielhziiiees,  Jedoch  mir  nir  die  Woliautig-  äee  GewerbUnlm- 
den,  zuliten  die  Uuwerbe  dea  5.  Thälea  der  TDl>eIle  C,  dann  die  Inbahrr 
von  EriichuilgsLiiuaern. 

2)  '/„  dea  MietlixiiiBes  lUr  das  eigcollicLe  Gewerbset« blisaeinenl  (abtr 
V„  des  Üiethzinses  Cur  die  WoluiUDgabesUniltbeile  uud  die  vom  Etthlti- 
MiBent  getreniileii  Magsziiie)  entrirhteD  die  Pevi-ert>e  des  2.  TheiU  iter 
Tobellü  C. 

3)  Vio  '^^  Mietbziiisea  eolricbleii  die  Holz-,  Jlolticohlen -  uod  Stan- 
koblenbandler  im  Groaetn,  die  W«ätibändlcr  im  Groeaen,  die  Witonic^- 
lageii.  die  Üelhandlcr  im  Grossen. 

4)  '/,o  lies  Miothiinses  eulrichwn  die  Gewerbe  der  7.  und  8.  -Kkta 
der  Tabelle  Ä.  in  den  Gemeinden  fiber  2O,C0ü  Eiawobiiei-,  d&iui  die  Ou- 
erwtnger,  die  Buchdrucker  mit  mediflnischeo  Pressen,  die  Wohnougs'ü-' 
miether,  die  luhaber  von  Gebar-,  lüanlieu-,  orEbo]>adiefheii-,  P«i 
Biousanstalteii ,  Unteroehraer  von  Frarhtftilirwi.'rlien,  üfTentlichen  Badern, 
Ball  Bpiel  hau  Bern ,  Schwimm-,  Reilauhulen ,  uffeDtUchcn  GarU-ii.  I£am» 
nuslciliHnslalten ,  die  NiHderlegsiiibaber. 

7,0  des  Mietbzinses  fltr  das  eigenüiche  tiewertiaclabJisseiiicnt  (»bti 
'/,„  des  MiethiLinaea  dir  die  Wohuungsbeatandüieile  uud  die  roni  Etshii*' 
semeut  gelreniiten  Magazine)  cnlrlehlen  die  Gewerbe  d«e  3.  ThvIU  d>' 
Taballo  C. 

5)  V^g  des  UiethÜDses  Tiir  das  eigeuüicbe  GewcrbeeUblisMtoent 
7^  des  HieÜiunsea  für  die  WohnungsbesUiidtheile  und  die   vom  R 
semeut    getrennten   Räume)'  cnlrichlcu    die   Gewerlw    des    4.   Hicils  im 
Tabelle  C. 

6)  Von  der  Propoi'Iionalgeblihr  für  dos  Gcwerbsetsblissenient  aist 
befreit  (aber  7»  <!««  Uiethiinses  der  Wohnungen  entrichien) :  d»  Ca- 
cesejonars  und  Päehti3r  vou  Oktrois,  Brüeken-  und  UeberfübrgcUitimii 
den  Gebühren  in  öffentlichen  NicderJsgen.  M&rblea,  Hallen,  deu  Aicb^pf»' 
Hess-  und  Waggebiihren ,  die  Lieferanleu  von  Verbrauchagt^eDsUnÖMi  fu 
Cerdes  und  Gesellschaften,  die  Pschler  olTenllidicr  Bruoaea  uud  SdilacW' 
hSuser,  die  Müuzdirclttoren,  die  lubaber  üplischer  SebauetUcke. 

7)  Vou  der  Proportionalgebiihr  günxlich  befreit  sind  die  Üewrrle 
treibenden  der  7.  und  8.  Klu.-tse  der  Tabelle  A.  iu  den  Gemeinde  «■ 
iiidi[  luehr  Bla  20.IKIU  Eiiiwohiieru.     . 
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Vf. 

(i\x  s.  «08.; 

Uebendcht 

des  Ertrags  der  EnregistreBientsgebühren ,  geordnet  nach  den  ver- 
gebührten Rechtsakten.  * 

(Für  1854.) 

^  ....  Werthc  (nach  de-  Gebührcnertraf; 

Gebuhren-  ,.    i,  . -._  /  .       *      .^S 

nen  die  Gebuhren  (ohne  den  IO^/q 

ausmass.     .  i"  \        .....    \ 

iiemessen  wurden).       Zuschlag). 

Procent.  (In  Tausenden  von  Francs.)  *  - 

I.    Proportioiiftl^MUir6n. 

A.     Uebertragung  von  Ei-  ♦ 

g^ithum.  ^ 

1.  Uebertragungen  von  beweg- 
lichen Gütern  unter  onerosem 
Titel. 

a)  Verkäufe 2  278,8ia3  5,576.3 

b)  Oeffentliche  Versteigerungen     V,  n.  2  20,991,3  134.9  J. 

c)  Cesslonen  und  Delegationen 

von  Renten  und  Pensionen .    2  20,028.2  400.5 

d)  Cessionen  und  Delegationen 

von  Schuldverschreibungen  .     Va  240,886.4  1,204.4 
«)  Andere  Rechtsakte     .     .     .     Va  u.  2              13,538.9  157.9 
M)  Uebertragungen  von  Dienst- 
stelleu   verschieden             —                  1,316.7 

er)  Rechtsakte,  die  ausnahms- 

m 

weise  einer  fixen  Gebühr  von 

2  Fr.  unterliegen    ....  —  5.4 

(2,70a  an  der  Zahl.)  ^ 

Zusammen 574,258.1  8,796.1 

Uebertragungen  von  unbe- 
^reglichen  Gütern  unter  one- 
jTosem  Titel. 

»    Verkäufe 5'/,  1,410,504.7  77,547.9 

I     Versteigerungen  und  Thei- 
iiingen 4  130,500.1  5,220.0 

*   Der  Zusammenhang  des  Enregistrements  mit  der  Geschftftsbewegung  des  Landes 

*^ii  Binblicke,  die  es  in  letztere  gestattet,  treten  auf  das  anschaulichste  in  obiger 

^ktsicht  heraus,  die  wir  darum  in  einem  thunlichst  gedringten  Aufzuge  der  deflni- 

■%  Bechnung  der  Einnahmen  de«  Jahres  1854,  des  letzten,   für  welches  ein  solcher 

^iiluss  jetzt  (Mai  1857)  vorliegt,  entnehmen. 


c)  Verkäufe  von  Staalsdomänun    2 
(1)  Vereinigung  <)er   NnUiues- 

suQg  mit  dmi  Eigenthuine    l'/i 

e)  Tauache 2'/jU.5Vi 

Q  Andere  Recht Bskte     .     .     .     1'/,  u.  4 
g)  Verkauft  über  Güter  in  der 

Fremde  oder  in  den  Kolonien 

(467  Akte)  mit  der  fixen  Oe- 

bühr  von  10  Fr.' 


Wertbe  Cnach  de- 

oen  die  Gebühren 

bemessen  wurden) . 

(In  Ttttisi^ndoa 

Gebühre» 

(Oboe  der 

Zu»AU 

<t>n  Fnnct 

9,555.3 

191 

19.381.9 
♦4,860.0 
W,361.8 

390 

1,483 

473 

3.  Schenkungen  unter  Lebenden: 
ft)  unter  Anverwandten  in  ge- 
rader Linie, 
a)  durch  He iralha vertrage, 
aa)  bewegliche  GSler  ...     V,  u-  '"/, 
bb)  unbewegliche  Güter  .  2'/, 

ß\  ohne  Heiralhsverträge, 
aa)  t»ewegliche  Güter  .     .     ,     2'/^ 
tib)  untJewegliche  Güter  .     .     4 
jp)  Anerkennungen  mündlicher 
Schenkungen verschieden 


Zusammen 

r  Gatten, 
a)  durch  Heirathsverträge, 
aa)  bewegliche  Guter  ■ 
hb)  unbewegliche  Güter   .     . 
ßi  ohne  Hei ratlis vertrage, 
aa.)  bewegliche  Güter  .     .     . 
bb)  unbewegliche  Güter  .     . 
;■)    Anerkeimimg   mündlicher 

Schenkungen     

Zusammen    . 


276,097.3  ' 
63,222.4 


76,467.6 
225,396.7 


16a.O 
1«6.6 


3,432 
1,738 


te  Wf^nige  Akt«  ii 
linier  dto  Wirksankeit  Uterer  Geselie  (allen,    U 
iHr  «nderen  kIs  der  in  den  Colonncn  em)ihiiti>n  Uebj£ 
iliiher  der  GEhfihrenorlnin   In  der  Coloiin«  S  nicht  sleU  dem  m 
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Ort)ia.ren-   Werfte  (n.ch  de-   Gebühwnertrag 
■usmaas      "®"        Gebuhren    (ohne  den  10% 

bemessen  ¥nirden).       Zuschlag). 
Procent  (In  Tausenden  von  Francs.) 

c)  unter  Seiten  verwandten, 

a)  durc&  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Güter  .    .    .)  4'/,,  6  4,713.9  217.3 

bb)  unbewegliche  Gftter  .     .)  n.  5*/,  3,309.4  153.4 

j3)  ohne  Heirathsverträge, 
aa)  bewegliche  Güter.     .     .i  6'/,,  7  3,802.0  251.3 

bb)  unbewegliche  Güter  .     .)  u.  8  10,997.8  728.2 

y)  Anerkennung   mündlicher 

Schenkungen —  —  13.5 

Zusammen 22,823.1  1,363.7 

d)  unter  anderen  Personen  als 
Verwandten , 

a)  durch  Heirathsverträge, 

aa)  bewegliche  Güter      •     •>  g  1,848.4  110.8 

bb)  unbewegliche  Güter  .     ,)  2,184.8  128.1 

fl)  ohne  Heirathsverträge, 
aa)  bewegliche  Güter       •     )  q  3,625.4  324.5 

bb)  unbewegliche  Güter  .    .)  5,083.2  457.5 

y)  Anerkennung  mündlicher 
Schenkungen  und  ältere 
Gebühren     ......—  —  17.6 

Zusammen 12,691.8  1,038.5 

4.  Uebertragungen  durch  Todes- 
fälle: 
a)  in  gerader  Linie, 
a)  bewegliche  Güter     •     •      >  ^  522,539.8  5,150.7 

fi)  unbewegliche  Güter     .     .)  828,099.4  8,294.3 

Zusammen 1350,639.2  13,445.0 

b)  unter  Ehegatten, 
a)  bewegliche  Güter     •     •     •>  o  90,208.4  2,693.7 

fi-}  unbewegliche  Güter     .     .)  113,071.2  3,392.1 

Zusammen 203,279.6  6,085.8 

^3  unter  Seitenverwandten, 
■  ■  «)  bewegliche  Güter     .     .    .)  67„  7  168,733.0  11,192.7 

•^  J3f)  unbewegliche  Güter     .     .)  u.  8  210,168.3  13,998.9 

**  Zusammen 378,901.3  25,191.6 

Hock,  Finanzverwaltung  Prankreichs.  40 


d)  antar  modtactn  PenoMo 
VonnuiidtaB, 
a)  bew^gUehe  Gflief     . 
ft)  vnbew^lidie  Ofifter 

Z 


•Is 


i 


9 


Wcrtlw(M«tode-    Gab 

«6B  die  eeMUbm    (ota 

bwweiiwmdBu).       Z 

(b  TauaendflB  'voo  | 


73^17.1 


B.   Uebertragang  and  Auf- 
hebang  anderer  in   Geld 
0chättberer  Beebte. 

5.    FMdit,    Nntfntewimg    und 

Mietbe^ 
e)  FMbt  und  MMie  auf  be- 
Btimmte  Zeit *4 

b)  Ftebt  und  IQeIhe  auf  iinbe- 
•tininite  oder  auf  LebenMeit    4 

c)  Flieht  und  MMie  von  ^ieh 
(bauz  k  ebaptel))  Yiebwei- 
dän,  ViehAitter     ....    7» 

d)  YerMge  pber  Yerpfl^giuig 

von  Menaeben %  vl.  2 

e)  Nntinieesiingsvertrflge    .    .    2 


7M,ia8.6 

i,ea7.4 

MM.6 
773.4 


Zusammen 767,484.9 


6.  Untemebmongen   und    Lie- 
ferungen: 

a)  zwischen  Privaten     .    .    . 

b)  von  Seite  des  Staates  (10,954 
Akte,  der  fixen  Gebfibr  vmi 
2  Fr.  nnterli^gend)   .    .    . 

Znsammen 

7.  Verscbreibungen : 

a)  Scbnldscbeine,  Beebnnngs- 
anerkennnngen ,  Hinterle- 
gungen, Vergldcbe  .    .    . 

b)  Darleiben  auf  Waareno.  dgl. 
(7009  Akte  mit  fixer  Gebttbr 
von  2  Fr.) 

c)  Anweisungen  und  Weobseln 


125,513.0 


125,513.0 


% 


743,865.4 


Vi  n.  7,         267,253.9 


1  • 


3,1 


1,1 


627 


Gebühren-    "^^^^^  ("®®**  **®~   Gebuhrenertrag 
nen  die  Gebfihren    (ohne  den  10% 
bemessen  wurden).        Zuschlag}. 
Procent.  (In  Tausenden  von  Francs.) 

d)  Versicherungen   (nach   dem 

Betrage  der  Prämien)     .     .     V,  u.  1  3,799.0  30.9 

(Ausserdem  117  Akte  mit  der  fixen 
Gebühr  von  1  Fr.) 

e)  Andere Va  1,327.2  7.8 

(Ausserdem  1100  Akte   mit  der 

fixen  Gebühr  von  1  Fr.)  

Zusammen 1016,245;5  4,958.9 

8.  Sicherstellungen : 

a)  von  Pacht-  und  Mieth ver- 
tragen     Via  47,437.9  47.4 

b)  von  anderen  Verpflichtungen    7,  151,970.0  758.4 

c)  von  Verträgen,  deren  Preis 
vom  Staate  gezahlt  werden 
muss,  und  Kautionen  der 
Grundbuchsfuhrer  in  unbe- 
weglichen Gütern  (1838  Akte 
mit  der  fixen  Gebühr  von 

2  Fr.) -  -  3.7 

Zusammen 199,407.9  809.5 

9.  Aufhebung    von   Verpflieh- 
tungen : 

"]   a)  Quittungen  im  Allgemeinen  \  1032,267.8  2,580.7 

b)  „  über  Renten  und  r 

Gefälle T  /*  6,512.6  16.3 

c)  Andere  Urkunden      .     .    .)  634.7  1.5 
I   cl)  Quittungen  über  Staatssie- 
gelgebühren  20'  64.4  1^9 

Zusammen 1039,479.5  2,611.4 

J^  (10.)  Gerichtliche  Akte, 
1^"  odurch    in    Geld    schätz- 

^ftre  Rechte  anerkannt,  zu- 

^^»sprochen,  aufgehoben 
werden. 

^)  Der  Friedensrichter   .     .     .  \  37,691.3  197.7 

V)  Der  Prud  'hommes    •    •    /  i,       o  ^^'^  0.3 
3  Der  Polizei-    und   Strafge^  ^»  ^'  ^ 

richte )  2,203.4  25.6 

I  1  Eine  Form  der  Erhöhung  der  StaatMiegelgebOhren ;  vgl.  S.  184. 
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Gfibfihre       Berthe  (nach  de-    Gebfitmoertn^ 
beDunreii-    ^^  ^^^  Gebühren    (ohne  deo  m^ 

**""****    bemeBsen  wurden).       Zoscfalag). 

d)  Der  Civilgerichte  L  Instanz,  \   Prooent  (In  Tausenden  von  Francs.) 
der  Handels-  und  Schieds-f  i,       o 

gerichte ^  /i  «•  -^  296,85a8  1,591.9 

e)  Der  Gerichte  IL  Instanz     .)  7,881.0  53.9 

Zusammen 344,666.3  1,869.4* 

Alle  Proportionalgebühren  zu- 
sammengenommen (überdiess 
mehr  als  24,000  mit  fixen  Ge- 
bühren belegte  Akte) 8393,487.1         169,874.1' 

n.    Fixe  OebfUiren. 

11.  Yerwaltungsakte,  und  Akte  von  öffent- 
lichen Agenten  .   .  2,593^278  an  der  Zahl  —  6,559.4 

(die  grosse  Mehrzahl 
zu  2  u.  5  Fr.) 

12.  Gerichtsakte   .   .   .  1,671.202  «    «       «  —  4.543,9 
(die  Mehrzahl  zu  1, 3, 

4  u.  5  Fr.) 

13.  Akte  unter  Privaten  5,496.185  „    „       „  —  8J27&1 
(die  Mehrzahl  zu  1, 

IVa  u.  2  Fr.)  

Fixe  Gebühren '  zusammen  in  9,760.665  Akten 19,381.4 

m.    strafweise  eingehobene  Uebergebühren. 

14.  Bei  Proportionalgebühren —  2,196.7 

15.  Bei  fixen  Gebühren —  i'23ß 

Uebergebühren  zusammen  ....  —  Z^^ü.."» 

EnregistrementcSgebühren  zusanmien  —  191,576.1» 

Hiezu  der  10  7©  Zuschlag  ....  —  19,157»? 

Gesammtsumme 21U,733.Ö' 

•  Hierunter  waren  enthalten: 
Erkenntnisse  über  Kapitalien      •    •    •  )  233,616.6  1.167« 

»  über  Ranpordnunp  (ordre  V    Va®/o 

et  collocation)  der  Forderungen  .  )  101,317.6  506.( 

Zuerkennung  von  Entschädigungen  2%  9,7S2.t  1949 

2  Hierunter: 

üebertragungen  von  beweglichem  Eigenthume    ....    1758,296.5  37.277.«* 

•              von  unbeweglichem  Eigenthume  .    .    .    3142,394.7  111433.2 

Andere  Rechtsakte 3492,795.9  11163/2 

Die   vergebührten    Werthe   betrugen   im   Jabre   1853:    1761,802.800:  3)^91»  :or 
3429,835.800  Fr. 

3  Im  Jahre  1853  wurden  9,277.830  Akte  mit  einem  Betrage  von  18.489.100  Fr.  vcrftturn 
^  Im  Jahre  1853  belief  sich  das  Gesammtcrtrügiiisa  auf  217,90a40O  tY. 
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vn. 

(Zu  Seite  «07.) 

Uebersioht 

des  Ertrags  der  Steinpelgebühren  ^  mit  Rücksicht  auf  den  Verbrauch 

an  den  einzehien  Stempelsorten. 

(1854.) 

Zahl  der  verwen-        Gebühren- 
deten  Stempel.  betrag. 

(In  Tausenden  Ft.) 
L    Propoitiwialitempel. 

1.  Von  Wechseln  und  Schuldscheinen  .     .    15,523.631 '  4,845.1  * 

2.  Stempel -Vidirungen   für   Papiere   über 
mehr  als  20,000  Fr.i,  Abfindungen  für 

BankbUlets —  2,793.9 

3.  Abfindungen  der  Aktienuntemehmungen  —  842.7 

Zusammen 8,481.7 

n.    DimeniioiisttMiipeL 

4.  Verkaufte  Stempelpapiere 28,000.203  25,700.2 

5.  Stempel  von  Journalen --  5,647.3 

6.  „        von  nicht  periodischen  Schrif- 

ten, Ankündigungen,  Nachrich- 
ten, Anschlägen —  1,563.8 

7.  „        von  Versicherungsscheinen  .     .  —  738.3 

8.  „        von  anderen  Papieren     ...  —  6,438.1 

9.  „        Gebühren    fUr    Affichen     auf 

Häusern  u.  dgl -—  4.1 

Zusammen 40,091.8 

Qesammtbetrag  der  Stempeigebühren    48,573.5 
Hiezu  kamen  noch 

Geldstrafen    \  ^^"  Proporüonalstempel  278,000  Fr.   i 

Btraien    j    ^    Dimensionsstempel   252,400    „    \  ^^^ 

«  Die  gröMten  Betrage  entfielen  für  Papiere  ni  6,  10,  15,  «ß,  60  Cent;  1,  iVj,  \ 
und  IVa  Pr. 

Die  tiei  weitem  grösste  Zahl  solcher  Papiere  (über  13,800.000)  lautete  auf  weniger 
als  1000  Fr. 
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vm. 

(Zu  Seite  S18.) 

Uebersioht 

des  zollpflichtigen  Verkehrs  Frankreichs  mit  Hervorhebung  der  wie 
Gegenstände  (itlr  1853,  1854,  1855  und  zum  TheUe  ftlr  185( 

1.    Einfuhr. 


MeiifEe. 

—  . 

Zoliertn«. 

1856 

1855 

1854 

1858 

1856 

1855     1     18M 

Quintal. 

In  Tausenden 

In  Tausenden  von  Pn 

Quintal. 

Quintal. 

Quintal. 

1 

CaCao    .... 

41.4 

44.9 

37.1 

81.1 

%700  5 

2,703.8     3,1519 

viBiive    .... 

333.1 

367.4 

3173 

199.6 

»,889.4 

24,851.9 

19,9794 

1 

Zucker  roh  aus 

1 

franz.  Golonien 
Zucker  roh  aus 

935.3 

907.5 

883.1 

656i 

40,958.4 

87,198.9 

S8,193J 

1 

fremd.  Golonien 

339.1 

596.5 

880.7 

808.8 

19,405.7 

85»200.6 

28,77U 

1 

1 

Pfeifer  .... 

33.0 

19.5 

19.6 

19.8 

1,108  4 

887.3 

8986 

' 

b 

Getreide    .    .    . 

7,107.5 

3,041.9 

4,575.3 

3,715.8 

3,688^1 

780.7 

1,381.1 

Mehl     .... 

851.9 

384.3 

687.6 

313.9 

— 

1 

1       — 

, 

Reis 

685.3 

339.0 

461.4 

838.8 

— 

94.0 

137  6 

Leinsaat    .    .    . 

193.8 

336.4 

1783 

307.9 

88S.3 

705.9 

1,025.3 

1 

1 

Sesam  .... 

448.4 

315.3 

380.3 

385.9 

1,6158 

1,086.4 

^900.5 

1 

Olivenöl    .    .    . 

191.7 

344.6 

149.3 

i5a5 

2,147.8 

2,674.7 

3,805.3 

i 

Andere  fette  Oeic 

46.5 
Hectol. 

50.9 
Hectol. 

1.3 
Hectol. 

3.1 

Hectol. 

559.5 

57a8 

311 

1 

Wein     .    .    . 

341.0 

417.1 

155.3 

4.5 

103.3 

118  5 

90X4; 

Branntwein    .    . 

1780 

303.9 

65.1 

13  7 

3,500.9 

3,867.4 

»34.6 

1 

Quintal. 

Quintal. 

Quintal. 

Quintal. 

1 

i  Blei  . 

339.0 

339.4 

151.6 

159.2 

1,475.3 

1,37.'S4         RW6 

Zink 

196.8 

356.0 

1660 

355.0 

51.7 

— 

Eisen  roh  .    .    . 

1,373.1 

1,1831 

834.3 

736.7 

5,136.7 

5,361.1 

3,973.0 

Eisen  in  Stangen 

687.6 

546.1 

730 

89.3 

3,911.1 

4,5086 

1.05U 

Stahl     .... 

9.5 

11.0 

5.4 

3.0 

358.3 

387.4 

248.0 

1 

1          1 

Steinkohlen   .    . 

39,155.5 

38,173  6 

31,3389 

38,181.9 

7,884.8 

7,168  7 

5,607.5 

1          I 

Baumwolle    .    . 

84^3 

761.4 

715.9 

790.9 

19,844.2 

16,910  0 

15,54a2 

Flachs  und  Hour 

193.4 

303.5 

149.8 

3384 

1,319.4 

1,347.1 

1.1192 

Scherwolle     .    . 

389.6 

341.3 

343.3 

346.1 

8,640.4 

14,938.3 

ia496.3 

Seide  roh  und  in 

Abrällen     . 

39.4 

346 

30.3 

— 

310.4 

1683 

1401 

Leinengarn    .    . 

8.0 

6.3 

4.4 

99 

549.8 

461  4 

364a 

Leinwand  .    .    . 

10.5 
Francs. 

8.6 

a4 

Francs. 

19.5 
Francs. 

1,198.4 

955  0 

7W.9 

Gesammtwcrth  > 

Francs. 

u.  -einnähme 

1,531.000.0 

1,364,800.0 

1,158,0000 

1,103,500.0 

174,398.7 

190,398.7 

I5a587  3t 

•  Ohne  Berücksichtigung  des  Werthes  der  edlen  üetalle,  welcher  betrug: 

Einflihr.  Millionen  Francs. 

1856        1855        1854  1853 

Gold              .    480.7        380.9       4650  3I8.A 

Silber                   99.R         120.9        109.9  1  Xl.d 

Zusammen    .    580.5        ÖÖT»       574.9 '  43i.4 

Die   berechneten  Werthe  sind   ferner   die   ofliciellen,    die  wirklichen   gebiet  oin 

Rfösseres  Ergebrnss. 
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2.    Attsfuhr. 


Ohne  Prämie. 

Mit  Prümien. 

1866 

1855 

1854 

1853 

1856 

1855 

1854 

1853 

Menge 

in    Tausenden. 

Hectol. 

,  Hectol. 

Hectol. 

Hectol. 

/  gewöhn- 

„,  .     \  liehe  .    . 
^«»"^JLiqueur- 

l,»?.-? 

1,194.9 

l,315i{ 

1,956.2 

"^ 

" 

-— 

f  weine 

35.3 

.    20.1 

15.1 

19.8 



— 

Branntwein     und 

'^'cingeist      .    . 

191.6 

153  5 

158.9 

270.0 



— 

Getreide  .    . 

195.0 
Quintal. 

2081 
Quintal. 

285.8 
Quintal. 

3,103.7 
Quintal. 

■~ 

*^^ 

— 

Mehl 

86.8 

100.8 

108.5 

449.5 

Quintal. 

Quintal 

Quintal 

Quintal. 

Bafllnatzucker  .    • 

a6 

0.1 

0.2 

0.1 

8558 

322.6 

249.0 

180.8 

Salz 

2,»9.4 

1,1718 

917.3 

822.6 

— 

i 

— 

Garance  .... 

163-3 

163.0 

159.7 

1528 

— 

— 

Seifen  gem.      .    . 

1.8 

1.7 

3.0 

17 

74.1 

73.5 

62.8 

59.0 

/roh    .    . 
^"^i  bedruckt 

2,9 

2.2 

1.9 

2.2 

38.3 

46.8 

84.5 

33.9 

2.9 

2.5 

1.9 

2.0 

292 

28.8 

24.7 

26.1 

0.3 

0.2 

0.2 

0.2 

0.2 

Ol 

0.1 

0.1 

^••^«7  andere  . 

7.1 

5.0 

3.4 

6.2 

114 

13.6 

9.9 

9.4 

Leinwand    ■    . 

193 

21.9 

16.0 

— 

— 

— 

Leinenbattist 

0.5 

0.6 

0.5 

0.7 

— 

— 

i — 

Wollengarne    .    . 

— 

— 

— 

5.6 

5.1 

4.1 

8.7 

Wollen-  t  gewalkt 
waaren  i  andere 

0.5 

0.8 

0.2 

0.1 

25.1 

23.0 

19.0 

19.4 

7.6 

5.0 

4.0 

4.8 

29.4 

26.3 

24.2 

25.0 

Seide 

4.9 

4.0 

— 

3.6 

— 

— 

— 

— 

Seidenwaaren  .    . 

2a9 

26.5 

22.6 

257 

— 

— 

Papier     .... 

— 

73.8 

65  9 

74.6 

— 

— 

— 

Bücher  und  Bilder 

19.9 

16.8 

16.0 

16.4 

— 

— 

— 

Leder  und  Leder- 

waaren .... 

66.0 

59.3 

546 

63.5 

— 

-- 

— 

— 

Glaswaaren      .    . 

92.8 

8a5 

82.3 

116.7 

182.3 

193.3 

171.4 

187.8 

Porzellan .    .    .    ■ 

55.3 

41.9 

51.9 

47.6 

— 

— 

— 

— 

Jletallwaaren    .    . 

118.8 

105.0 

95.6 

99.3 

^^ 

— 

X 

Francs. 

Francs. 

Francs. 

Francs. 

3la8chinen    . 

4,329.5 

3,926.3 

^448.i 

3,185.8 

— 

_ 

— 

— 

Slodewaaren     .    . 

8,204.6 

6,277.9 

6,273.1 

5,625.0 

— 

— 

— 

— 

Jfeubles   . 

7,400 
r,626.900.0 

5,200.8 
1,445.200.0 

5,200.0 
1,261.100.0 

5,600.0 

— 

— 

— 

^~ 

Geaammtwerth  * 

1,363.200.0 

— 

— 

•  Ohne  Beröckaichtigung  des  Werthes  der  edlen  Metallei  welcher  betrug 

Ausfuhr.  Millionen  Francs. 

1866        1855        1854        1853 

GoUi      ...      89.7       1615         64.6         29.7 

Silber   .    .     ■    398.5       818.1       263.5       229.5 

Zusammen     .    4832      480.6       328.1       ma 

Die  borcdmcten  Werthe  sind   femer  die  offiziellen,   die  wirklichen 

«rtsseres  Ergcbniss. 


geben  ein  um  12  ^n 


Eintritu 

AullrrLI 

a.  Madi  Gegen- 

lÜDdCD. 

ISfiG  1  »1(4  I  tm 

ti.  Nnrbd^nEin- 

IB»  1 18U  1  ISS3  '  Id»    ISN   1«! 

Noch  Tnuwndon 
Quinthlü. 

triUB-  und  Aus- 
tritulDndf^m. 

Nach  Hilliont-n  tnea. 

Uia  S155  258.7 

1014 

83.5 

113  0 

los     ;)   u 

KiOM 

33,6 1  36,6 

3l,T 

M.S 

17.H 

Schwoll     ,     .     . 

la.ii 

169.8 

I4)fl 

deckt  (irgl.  S.  176] 

10.3      U» 

lt.9 

Sanllnisn  .    .    , 

»0 

BS 

II -a 

9t'     31     M 

Zucker  nBlnirt     .    . 

»|l     Kt     «. 

BiUDiwolle  roh     ,    . 

lllA     TJ.Ü 

11 H 

EDgtsnd     .     - 

4&4 

33.1 

an.« 

Mfi  mr  «* 

10  6,     9.S 

H.a 

Nordamonks     . 

11,9 

10,7 

10.S 

119«, im  »: 

MdB 

6.7 

4,J 

KlHU  und  Stahl    .    , 

mj 

ild 

1A.3 

i»« 

30,1' 

W.II 

Leinenwaaren  .    . 

11 

•iJJ 

1(1,7 

Hl 

U5 

Boidenwaanm    .     . 

IDI 

in 

It.l 

Ohren 

H 

1.8 

!     . 

OOMcimtverkehr  .    . 

760.<|jS1S 

6ie.s 

37e-0 

»738|S5S-6  S75.0  «1«  BS' 

4.    Schifffahi 


tsverkehr,  mit  ADSnkhm 
längs  den  Küsten  Frt 


r  Cabotage  (Schifffit; 


GtttuDR  der  SchilTo  und  der 
Schiurshrl. 

Zahl  und  Tonnengehall  der  e 

n-undnuspfl 

ufon«':.  S 

IB« 

- 

1M4 

1          !•>. 

^"■i'sx 

^"'l'Xt"- 

Zahl   'TotlntT 
««■hall. 

.z»h;  ^ 

In     Tou 

ende  ii 

invorbi'hollenemVur- 
SchilTc        turrrni     '■'"'"P-  ^^^ 

Zusammen 

(imVerkehrmiUuuf^- 

Fremdo      It-urc-pHisi-hcn  Uind.™ 

Schifte     i  im  Vorkehr  milKurop« 

- 

- 

30 

418 

S.6 

... 

9.8 

410 
9SI> 

,    ^■: 

"is's" 

3931 

30.1 

3183 
3MI 

17^ 

z 

aii4 

'   IS.» 

SWS 

aii    9ISI 

18.1 

a«» 

'  »» 

403 

UN 

S8T 

a«a 

:   K3' 

633 


5.     Cabotage. 


Zahl  und  Tonnengehalt  der  ein-  und  ausgelau- 
fenen Schiffe. 


1855 

1854 

1853 

Zahl. 

Tonnen- 
gc'halt. 

Zahl. 

Tonnen- 
gehalt. 

Zahl.   !Tonnen- 
j  gehalt. 

In    Tausenden. 


C  grosse  Cabotage 
der  ver-  \  ^^^^^^        , 

n    Waaren  i 

V.  Zusammen  .    . 

id  Tonnen-  C  grosse  Cabotage 
der   (be|{«-<  Weine         » 

n)  Schiffe    (zusammen  .    . 


0.7 
69.7 


70.4 


106.1 
2125.6 


2231.7 

94.7 
2556.6 


2651.3 


1.0 
70.2 


71.2 


153.4 
2049.0 

2202.4 

130.6 
2426.2 


2556.8 


1.0 
75.4 


76.4 


153.0 
2264.4 

2417.4 

141.6 
2697.2 

2838.8' 


!  grösste  Cnbotagc  findet  in  Marseille,  Nantes  und  Bordeaux  statt,  ausserdem  sind 
IIa  vre,  Arles  und  Cettc  hcr%'orzu  heben.  Unter  den  einzelnen  Waaren  bilden  dem 
tte  nach  Brenn-  und  Werkholz,  Getreide  und  Mehl,  Baumaterialien,  Salz,  Wein, 
ihlcn,  Eisen,  Seife  und  Austern  die  Ilauptgegenstande. 


6.    Zoll-  und  Schifffahrtsgebühren. 


oll 


oll 


für  Rohzucker  der  französischen  Kolonien 

»  »  fremden 

T»    andere  Waaren 


185« 


1855 


1854 


1853 


In  Tausenden  von  France. 


40,951.0 
19,405.0 
113,987.0j 
1,661.0 


Zölle  zusammen  * 


37,193.3 

35,201.8 

118,003.7 

1.373.8 


175,954.0 


(für  die  Francisa tion 
Tonnengelder 
Kxpeditionsgobuhren 
Passierscheine  für  abgehende  Schiffe 
Lokaltaxen  in  Bordeaux 


cn 


0- 

1 


SchiffTahrtsgebühren  zusammen 

für  Wagen  der  Reisenden 

für  die  Wiederausfuhr  aus  Entrepots  .    .    . 

Expeditionsstempcl 

Beiträge  der  Gemeinden  zu  den  Kosten  der 

Aufsicht  in  den  Entrepots 

Lagerzinse 

Verfall-  und  Geldstufen 

Blei-  und  Siegclgelder 

Andere  Einnahmen 

Nebengebuhren  zusammen 

Gesa  mmtbctrag 


3,514.8 


191,772.5 

11.1 

2,853.7 

219.9 

61.4 

110.9 


2,580.0 
1^048.8 


3,257X) 

27.6 
133.9 
891.2 


33,254.4 
23,7117 
93,620Jl 


26,495.2 

19,273.8 

95,838J» 

1,881.9 


152,006.1:148,488.4 

9.6  8.2 

2,746.4     2,8410 


202^ 
56.8 
84.5 


3,089.1 
22.8 

878.7 


2093 
58.4 
92.2 


10.2  19.4 

3.8  3.7 

1,621.7  1,412.4 

809.9  793.9 

126.4  155.7 


3,114.2 


198,143.7 


2,861.1 


108,055.3 


8,310.6 

25.7 
74.5 

860.0 

I 

ii.o' 

3.6' 

1,646.4 1 

804.3, 

200.9 


3,126.4 

—  _  i 

149,826.4  i 


1  dem  Zollcrtrage  kommen  im  Durchschnitte  35 o/o  auf  Zucker,  13  o/o  auf  Kaffee »^Oo/o 
wolle,  7Va%  auf  SchafiroUe,  4%  auf  Steinkohlen ,  auf  Roheisen  und  Olivenöl  je  2V,o/^ 
ile  übrigen  Waaren  nur  25Vj%. 
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^ 

■ 

1 

IX. 

^^^^^^^^^^^E 

^^^^^^^^^f 

11854.) 

1               1                 1 

GcldMnfen 
und    CoDfl« 

(i».at 

Ntme  lies  AnilM. 

kaUonen. 

In   Tausenden  von   Pr 

■  DC.^ 

1.  Havrt  .     .     . 

34,337.1 1     139.0  |    1,171.1 

177.5 

74.1 

35.a& 

2.  Haneille  .     . 

33,994.8 

140.9  1           9.5 

373.4 

136^ 

SWX 

3.  NsntM     .     . 

15,843.6 

76.3  1       129.7 

32.0 

4.7 

IMK 

4.  Paris    .     .     , 

15,027.2 

107.8  '       - 

196.8 

94.1 

IS-W. 

5.  Bordeaux 

11.982.9 

B2.6  ]       292.4 

55.6 

193.4 

tisr 

6.  LiUe    .     .     . 

G,081.a 

2S.5  1       - 

30.8 

202.9 

6.34J 

7.  DUnkirchen  . 

5.101.1 

118.8  1         86.9 

25.9 

65.0 

i.3r. 

3.348.6 

17.3  1       - 

17.7 

aa.5 

im 

9.  Rouen      -     . 

ia90.B        35.4           74.0 

17.& 

6.5 

3.0K 

10.  Boulogne      . 

2,360.0 1       33.8  \       171.5 

aaa 

10.7 

^8« 

11.  Uaubeuge     . 

2,315.5        29.7  |       - 

6.4 

7.7 

u» 

n.  Cünde .     .     . 

2,120.3 '         9.6  :       - 

7.9 

iLa 

IM 

13.  SlraMburg    . 

1,430.4 1       31.2  '       - 

30.6 

loa 

l.!« 

14.   Weiwwnburg 

1.233.2          1.7 

4.3 

113.8 

UM 

15.  Hoülleiir  .     . 

943.7        32.3           97.0 

2.6 

0.1 

inu 

16.SLLouis(Deii. 

1 

Oberrhein)   . 

842.0        16.2          - 

41.0 

18.3 

na 

17.  CaUiB.     .     . 
Ziuammen  .    . 

685.7          6.5          137.4 

17.8 
1,066.3 

983.4 

101 

141,538.1       906.6  >    2,169.6 

Alle    ftnder«    89 

1 

Aemler  .    .    . 

9.049,2  1     599.2  ;       929.2 
150,&87.3    1,507.8  1    3,099.0 

362.5 

«».0 

»j«i 

1,448.8 

i,«a.4 

lualU 

E 

a*To   (in  waldM  «■ 

uadNaM» 

nn  man  d« 

Sü 

g<^s>«^Z,U 

MMWri 

Uipilt,  iD  St.  Loul»  und  SL  Blii»  (Dop.  Am), 

axcB  uiMtt 

»i«4 

dmb  komiM 

»-o> 

la  tk-tTMM. 

b 

d 
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X. 

(Zu 

i  Seite  453.) 

Die  Oetrftnkesteaem 

mit  Rücksicht  auf  die  Bevölkeningsabstufungeii 

1,   nach  denen  sie 

bemessen  sind. 

• 

(1854.) 

1.    Die  CirculatioDSgel 

Gebühr  für  den  Menge  (in 
Hectoliter.     Tausenden 
Fr.  Gent.     Hectoliter). 
>ühr 

Ertrag  (in 

Tausenden 

Francs). 

^1.  Klasse 

-  60 

1.759 

1.055 

vom  Wein   in  den   12.       „ 

—  80 

1.847 

1.478 

Departements.       i  3.       ^ 

1    - 

1.929 

1.929 

W.       . 

1   20 

242 

290 

Obstwein  und  Meth    .... 

—  50 

1.677 

838 

^^  m^^^  W  »  ■    ^#MflhM          ^^  ••^^          mM^^^  VAA                  •                   •                   ■                  • 

■          ■          •          • 

Zusammen 

•         •         •         • 

7.454 

5.590 

2.     Die  Ersatztaxe  in  P 

aris 

- 

vom  Wein 

8    - 
4 
50   - 

1.074 
37 
61 

8.591 

«    Obstwein  und  Metb     .     .     . 

145 

,,     Weingeist 

■         •         •        • 

3.066 

Zusammen 

•         •         •         • 

•         •         •         • 

1.172 

11.804 

3.    Eingangsgebühr 

a)  vom  Wein 

in  Gemeinden  von  4—6.000  Einwohner  0.30  bis  1.60 

568 

234 

,   6—10.000 

0.45 

,   0.90 

673 

431 

^10-15.000        „ 

0.60 

,   1.20 

510 

405 

^16-20.000        „ 

0.75 

r     1.50 

302 

345 

„20-30.000 

0.90 

„   1.80 

335 

453 

„30-50.000 

1.05 

,  a.10 

339 

512 

mehr  als  50.000 

1.20 

,  a.40 

366 

678 

Abfindung  fUr  Weinlesen  .     .     . 

34 
3.127 

20 

^^"^^^  ^^^             -    ^^^^^^^^r^M     ^^  ^^^  ^^                ^^^^^  ^■••^  ^^F^i^  ^^  ^.^     ■           V           * 

Zusammen   . 

■         •         • 

•            •            •            • 

2.978 

b)  Obstwein  und  Meth 

Fr.  Cent. 

in  Gemeinden  von  4—6.000    Einwohner    . 

—  25 

362 

91 

„    6—10.000 

♦* 

40 

537 

215 

„  10—15.000 

«              • 

-  50 

187 

94 

„  15—20.000 

•> 

-  65 

151 

98 

„  20—30.000 

M 

-  75 

330 

247 

„  30—50.000 

^                                                            • 

-  90 

130 

117 

mehr  als  50.000 

*.                                                            . 

1    — 

222 

221 

Erzeuflninestaze  in  Paris  .     .     . 

4   — 

1 

4 

Zusammen 

•                   •                   •                    • 

•         •         •         • 

1.920 

1.087 
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Gebühr  für  den 
Hectoliter. 
Fr.  Cent 
c)  Weingeist 

in  Gemeinden  von  4 — 6.000   Einwohner  .      4   — 

Menge  (in 

Tausenden 

Francs). 

30 

Ertng  im 

Tausend« 

FraDcs). 

120 

w                rt 

„    6—10.000 

n 

6   - 

35 

210 

V                 r> 

„  10     15.000 

n 

8    - 

24 

192 

n               y 

„  15    20.000 

n 

10 

22 

220 

n              •» 

„  20    30.000 

11 

12    - 

27 

324 

n               '? 

„  30-50.000 

n 

.     14   — 

26 

365 

mehr  als  50.000 
Zusammen 

n 

m              • 

16    — 

36 
200 

577 

•         « 

2.0U8 

Einerangsgel] 

»öhrei 

D  zusammen  .     . 

.   6.073 

4.  Ersatztaxen  (für  die  Eingangs- 
und Detailgebühren) 
a)  von  Wein 


m  Gemein 

iden  von  4—6.000  Ein^ 

nrohn 

er  0.85  bis  5.23 

22 

36 

«              n 

„    6    10.000 

n 

1.21  „    7.79 

44 

83 

V              n 

„10    15.000 

n 

2.11   „10.23 

38 

132 

n                 fi 

„  15-20.000 

V 

2.11  „    5.40 

103 

272 

rt              n 

„20    30.000 

n 

2.34  „    7.05 

95 

297 

n              n 

„  30-50.000 

V 

2.64  „   4.14 

170 

556 

mehr  als  50.000 

n 

2.34  „    6.94 

642 

1935 

Abfinduni 

Jen  für  Weinlesen   . 
Zusammen 

12 
1.126  ~ 

24 

•             • 

3.335 

b)  von 

Obstwein  und  Meth 

•             • 

1.00  bis  20.81 

9 

U 

Ersatztaxen  zusammen 


1.135 


3.349 
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XI. 

(Zu  Seite  453.) 

Detaillirte  Uebersicht 

des  Ertrags  der  indirekten  Abgaben  und  der  Beschaffenheit  und 
Menge  der  G^enstände,  von  denen  sie  erhoben  werden. 


(1854.) 

Im  Grenzbezirk. 


I.    Salz. 


Meer-  u.(  allgemein 
Sudsalz  ( rürCorsioi 

Steinsalz  .... 

Natürliche  Soda 
(Yarekasche)  .     . 

Salzige  Rückstände 
des  Rübensaftes  . 

Chemische  Produk- 
te aus  Kochsalz- 
bestandtheüen 


Gebühren- 
satz (für  100 
Kilogramm). 


Fr. 
10 

10 

1,5 

0,0125 

verschieden 
(2,10-11) 


Zusammen 

Gesammtverbraucbsmengc    . 
Gesammtgebühr      .... 


Menge  (in 

Tausenden 

Kilogramm). 


263,825.7 
1,518.6 


5,776.3 


911.5 


272,032.1 


Ertrag  (in 

Tausenden 

Francs). 


Im  Innern. 


Menge  (in 

Tausenden 

Kilogramm) 


^'^^9  i  ^^'^^^^ 


113. 


86.6 


19.3 


8,945.7 


4,464.6 


522.8 


Ertrag  (in 

Tausenden 

Francs). 


5,699.5 
894.6 


55.8 


28.0 


26,602.7 

342,960.700  Kilogr. 
33,280.600  Fr. 


70,928.6  I    6,677.9 


II.    Zucker  aus  inländischen 
Stoffen. 

r»-  u  1  ji  vom  ersten  Type  od 

..  Rübenzucker  undi         ,      ,      "^f^ 
j  ,       ^  1,.  1     unter  denselben 

andere     krystalh-<. 


sirbare  Zucker       / 
2.  Glycosen  und  an 


dem     ersten 
Type  raffinirt 


dere  nicht  krystal-J  ^,\.  ,, 

,.  .  .         rj    L        jAbfallsyrup 

lisirbare  Zucker     f  ''     ^ 

Zusammen  .     .     . 

Zuschläge   .     .     . 

Gesammtsumme  . 


Gebühr  für 

100  Kilogr. 

Fr.  Cent. 


Menge  (in 

Tausenden 

Kilogr.). 


58,446.5 

107.3 

5,054.5 


Ertrag  (in 

Tausendon 

Francs). 


26,300.9 

51.5 

2,668.8 

95.1 

29,116.3 
2,911.6 


32,027.9 
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m.    Tabak. 


GTOssversciüeiss- 
preis  für  1  Kilogr. 

Francs. 


22  bis  92 

11      n     33 

22 

11.  10 
9.  80 

7.  26 

1.70  bis  5. 80 

1.30  „1.80 


Menge. 
Qaintals. 


(« 


Praoct). 


1,796 

10,982 

51 

348 

621 

145,046 

57,920 

8,406 


1.  Verkauf  an  die  Kleinverschleisser: 

/fremde  Cigarren 
\  f ranzösiscbeCigarren 

a)  feine  Tabakes  Cigaretten.    .     .     . 

/Staub  und  Scafarlaü 
vRollen-  u.  Kautabake 

b)  Ordinäre  Tabake  zu  allgemeinen 
Preisen 

c)  Ordinäre  Tabake  für  die  Grens- 
Departements 

d)  Ordinäre  Tabake  fär  die  Armee 
und  die  Flotte 

Zusammen    .    . 

2.  Unmittelbarer  Verkauf  an  die  Konsumenten : 

a)  durch  die  Verleger 

b)  durch  die  Fabrik  zu  Paris 

c)  für  die  Handelsmarine  und  die  Spitäler 

3.  Verkauf  zu  Ausfuhr: 

a)  mit  Prämien 

b)  ohne  Prämien 

c)  für  Gex 

4.  Ersätze  für  abgängiges  oder  verdorbenes  Materiale 

1  bis  4  zusammen     ....      228,966 

5.  Licenzgebühren  für  die  Einfuhr  zum  Privatgebrauche 

6.  Für  Kisten  und  Emballagen  und  an  Ersätzen  der  Pflanzer 

Gresammtbetrag 


7,816.0 

15,4512 

lia.0 

386J2 

606.4 

105,16a4 

13,0216 

1.095i 


225,172  *  ,  143,66^3 


185 
162 
4d3 

562> 

28 
50 


aal 

131.0 

330l2 
lU 

oae 


144,409 
532.9 
717.5 


145,713.3 


IV.    Schiesspulver. 

1.  Verkauf  an  Klein- (Jagdpulver    .     . 
verschleisser  ( Bergwerkspulver 

2.  Verkauf  an  Con-i''»K'*P"'T     ' 
sumenten  Unneepulver 

V.  Bergwerkspulver 

!  Jagdpulver 
Armeepulver  . 
Bergwerkspulver 
Handelspulver 
Zusammen  .     . 
4.  Ausserordentliche  Einnahmen 

Gesammtbetrag 


Preis  für  1  Kilogr. 
Francs. 


9  bis  15 

2.  25 

4  bis  15.  50 

3.  40 

2.  25 
4  bis  5 

3.  40 
2.  25 
1.  60 


Menge. 
Qulntals. 


2,937 
7,372 

-V.o 
80 

14,467 

81 

11 

18 

3 


24,969V 


10 


Ertrag  [a 
PraoGs). 

2,939.3 
1,658.7 

a3 

27.3 
3,255.0 

310 
3.8 
11 

gs 

7,923.0 

100^ 

8,025.2 


>  Die  Consumenten  rausstcn  im  Ankauf  bei  den  Kleinverschleissem  für  diese  Tabai- 
menge  160,125.600  Fr.  bezahlen. 


1.     Cirknlatioii*- 
gebühr     .    .     . 
3.     Oetailgebfihr 
I        a.  ConsniiiüoDB- 
gebühr   für  ge- 
1'       brannte  geiaüge 
Flüssigkeiten  ii 
t      KleinverBchleiss 
il    3.    CoDiumtion«- 
gebiihr   fUr  ge- 
brannte geistige 
Fliijeigk  eilen  ir 
Orosaierschleias 
i.  EingangB  -  Ge- 
bühren in  Fftris 
fi.Ei  ngangegebüh- 


e  de 


w 

.„. 

Ohslyifla. 

fininnlwem, 
Ljquenr, 

Zu- 

»chliBP. 

Zu- 

Mmpi.  IGebähr. 
BaeioL  1  Fnnci. 

UeBSfi-    Gehfihr.   VrafW'!  Gebühr.    „ 
HecUl. ,  Ptmc».    BeeL  \   Franci.    ™'"'- 

fma. 

la  T.vsende». 

5,776.7  4,752.0 

1,676.6 

838.3 

1 

! 

573.1 

6,163.4 

4,396.9 

33,395.6 

3,869.1 

8,948.2 

246.« 

6,135.4 

5,051.9 

55,451,1 

_ 

_          _ 

aS4.o 

9,9953 

1,002.2 

10,9973 

1,073.8 

8,590.0 

36.5'     146.2 

1 

61.3 

3,067.6 

1,181.2 

12,984.9 

4,353.7|  6,313.41,928.7  1,100.6 

200.9 

2,008.4 

957.0 
8^654 

10,379.4 

15,501.1163,961.0 

7,500.911,033.3 

802.6 

23,196.6 

95,976.3 

Hleia  der   Bt~ 
trag    der   Oe- 
bührvonl5C. 
fUr    die  Frei- 

Zniunmeo 

732.9 
96,689.2 

2,689.6 

_ 

l,661.oi     — 

200.9 

12,811.5 

5,649.9 

_ 

601.7 

remplacement  in 
anderen  geschlos- 
senen Orten.     . 

Von  den  Ziffer  4  | 
a.  S  angefahrten 
Jf engen  die 
rdts  unter  1,  3 
und  3  enthalt»- 
nen,    später    ii 
.    gesi-iilossenen 
Studien     einge- 
fUhrlan,      abge- 
sogen .... 
E^bt   sich    der 
Verbnach    .    . 


Du  Jahr  1864  war  wegen  dn  WurDlhens  der  Wememle  ein  beaoaden  ungüMlige*.  Der 
venteaerte  Welnverbriucti  kann  durcbsdioittlich  laf  mehr  »ts  14,000.000,  der  Branntwein- 
-verbnncb  m>t  640,000  HecioliWr  veran«ebl*gt  w«n)ea. 
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Getrftnkestener. 

^    „  ,  ( Starke  Biere    .     ... 

6.  ErzengungMteuer  von  \  j^^j^j^.^^ 

(Bier  in  den  Spitälern 

Zusammen 

Zuschläge 

Qesammtbetrag       .... 

7.  Gebühr  von  denatorirtem  Alkohol   .... 

Zuschläge 

Gesammtbetrag 


1 
Menge  (in 
Tausenden 
Hcctoliter. 

Gebübrei 
ertrajt  ; 
Tduseiuh 

Fran« 

3,724.2 
1,233.4 

1.8 

8,938. 

740. 

1. 

4,d59.4 

9,679. 
968. 

2.4 

10,647. 

• 

46.: 

VI.    Gebühren  für  öffentliches  Fuhrwerk. 


1.  Im  regelmässigen  und  ausserordenÜichen  Ver^ 

kehr 

/  /auf  Land- 

T*  \     w     j    I  Strassen 

Personen- 1  zu  Lande  <     ._ . 

,   ,    <  jauf  Eisen- 

verkehr j  /  1   » 

a)  unter  Üeber-T  /  ^  ^"^«^ 

wachung         <  V.ZU  Wasser     .     .     . 

.  aiif  Land- 
Waaren verkehr  mit^   Strassen 
Personenzügen        j  auf  Eisen- 

V    bahnen 


b)  in  Abfindung 


Nettoertrag 
der  Wagen 


Gebühr» 

eftrag 


(in  Tausenden  FranGS. 


i  Gebühr:  40  bis 

o     T         1         n-  u          A  iii.-     IllOFr.  fürWa- 

Z.   Im  gelegentlichen  und  Willkür- 1                   ^      , 

,.  ,        xr    1    u  Jffen    von    2 — 6 

liehen  Verkehr  <^,               ^^,, 

4K  04  0  \^r  \  Plätzen,  u.lOrr. 

15,313  Uaijen  i        .   ,       ^, 

'  ^  Ifür  jeden  Platz 

f  mehr  .... 

3.  Im  zufälligen  Verkehr 

27,892   Wagen  mit  227,338 1 (Gebühr:  15  C. 
Plätzen  Jfür  den  Platz) 

Zusammeu 

Zuschläge 

4.  Für  Bleche,   die  an  das   öffentliche  Fuhrwerk 
angelegt  wurden,  7552  St 

Gesammtbetrag    .     .     . 


40,643.6  I    4.064.4 

28,610.1  I    1861.0 
4,644.9  '       4645 


5,049.5 


l 
59." 


1.317.9 


.Ul 


•     9-3Ü5.i* 
94tV*i 

15J 
lä351.2 
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VlI.    Spielkarten. 


Zahl  der 
Spiele. 


a)  Unmittelbar  ver-  ( franz.  Figuren  25  C.  das  Spiel 
steuerte  Spiele      (fremde      „       40  „     „      „ 

b)  AI«  abgängig  der  lfr,„^.Figuren{Doppelgebtthr)i 

terzogene  Spiele   f  J 

Zusammen 

Zuschlag 

Gesammtbetrag 


3,559.831 
42.07? 


587 


VUI.    Licenzgebühren. 

1.  Erzenger  n.  Yerschleisser  von  Getränken 

a)  Kleinverschleisser 

b)  Branntweinbrenner,  gewerbsmässige 

c)  Getränke-Grossverschleisser 

d)  Bräuer 

Zusammen  . 

2.  Kartenfabrikanten    .... 

3.  Salpetergräber 

4.  Znckerfabnkanten 

5.  Unternehmer  öffentl.  Fuhrwerks 

Zusammen  . 
Zuschlag  . 
Gesammtsumme 


Gebühr  für 
die  Licenz. 


Fr. 

6-20 
10 
50 
20-50 


50 
20 
50 
2.5 


Zahl  der 
Licenzen. 


299.322 

2.645 

15.706 

3.086 


320.759 

173 

1 

362 

12.559 


333.854 


20      - 

1      - 

-    8,2 


58,035 
595,871 
115,257 


IX.    Garantiegebühren. 

Arbeiten  in  Gold  .... 
Arbeiten  in  Silber  .... 
Barren 

Zusanmien 

Zuschlag  .     . 

Gesanmitbetrag 

X.    Kais.  Drahtzüge. 

Vergoldete  Silberbarren 

Silberbarren 

Vergoldete  Kupferbarren  . 

Zusammen 

Zuschlag  . 

Gesammtbetrag 

XI.    Stempel  für  die  Expeditionen  36,591.203  Stück 

zu  10  Cent 

Hock,  Finanzverwaltung  FranIcreichA.  41 


Gebühr  für  100  Gr. 
Fr.    Cent 


-  30 

-  12 

-  12 


Gewicht  der  Ar- 
beiten in  KUogr 


80,733 
34,935 


Gebührener- 
trag  (in  Tau- 
senden Fr.) 


890.0 
16.8 

a3 


907.1 

90.7 

997.8 


2,341.9 

26.4 

785.3 

128.5 


3,282.1 
8.6 

18.1 
58.1 

3,366.9 
336.7 

3,703.6 


1,160.7 

595.9 

9.4 

1,766.0 
176.6^ 

1,942.6 


24.2 
4.2 

28T 

2.8 

31.2 


3,659.1 
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XII.    Schifffahrts-  und  Wasser- 

zölle. 

1.   Flüsse  und  Canäle  im  Genasse  des 
Staats  (non  soumissionn^), 

a)  Becken  der  Adour 

b)  „         „    Cbarente,    der   Seudre 
und  der  S6vre  von  Niort  .    .     .     . 

c)  Becken  der  Scheide  und  Aa 

d)  „ 
e) 
f)        ^         „    Loire 

g) 
h) 

i)        . 

l)        . 


Haupt- 
gebühr. 


ZuschlSgc.    Zosamm«. 


„    Gironde 
„   Heraul  t 


„         „   Maas 

r,    Mosel 

„   Ome 

^       des  Rheins 

„       der  Rhone 

m)Canal   des   Centrums  (Verbindung 

zwischen  der  Loire  und  Sadne)  .    . 

n)  Canal  von  St  Quentin      .     .    .     . 

0)  Canäle  von  D^ise  und  Fourcbam- 
bault  (zwischen  dem  Seitencanal  der 
Loire,  dem  Canal  von  Nivemois  und 
der  Loire) 

p)  Becken  der  Seine 

Zusammen  .... 
2.   Canäle  und  canalisirte  Flüsse  im  Ge- 
nüsse von  Privatgesellschaften. 

a)  Canal  zwischen  Rhone  und  Rhein  . 

b)  „  von  Burgund  (Verbindung 
zwischen  der  Saöne  und  Tonne)    . 

c)  CJanal  der  Somme 

d)  „      von  Manicamp 

e)  „  „  Arles  nach  Bouc  (der 
Rhonemündungen) 

f)  Canal  von  Nivemois 

g)  „  der  Ardennen  (Verbindung 
der  Aisne  und  Maas) 

h)  Seitencanal  der  Oise  (Fortsetzung 
des  Canals  von  Manicamp)    .     .     . 

i)  Seitencanal  der  Loire 

k)  Canal  von  Berry 

1)  Canäle  der  Bretagne 

m)  Canal  isirter  Stromlanf  der  Oise  (Fort- 
setzung des  Seitcncanals  h)   .     .     . 

Zusammen  .     .     .     . 


(In  Tausenden  Pranc«.) 


20.1 

80.1 
549.4 

79.2 
109.2 
266.4 

30.0 
8.3 

15.6 

4.6 

682.7 

482J^ 
1,070.1 


4,595.3 


2.1 

8.1 

55.4 

8.0 

10.9 

26.9 

3.0 

0.9 

1.6 

68.4 

48.4 
107.1 


212 

88.2 
604,8 
87.2 
120.1 
293.3 
33.0 
92 
17.2 
46 
75M 

530.6 
1,177.2 


0.6 
70.2 


411.G    I    4.514.8 


86.3 
39.1 


1)49.6 

430.4 
181.8 
178.0 


10.1  I      110.8 
12.7  139.0 

19.2  2ia8 

_     I      517.2 
82&1 
745.4 
77,6 

—     (      546.-2^ 
317.6  "!~49ll^ 


75.2 

67.9 

7.1 


»  Ausserdem  werden  noch  unter  dem  Titel  NebeneiDkünfte   für  Fiscberw«** 
Nutzungen  der  Caoalufer  u.  dgl.  258,200  Fr.  ertioben. 
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TTebersicht 

iDinteitngs  aller  indirecten  At^ben  und  des  Ertrags  der  wicbt^sten 
derselben  in  den  einzelnen  Departemente. 
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(Zu  S«iU  607.) 

Uebenioht  des  Postmkehn. 


\     Uel>eo  der  GogouBtändc« 

Zahl  dBr  n«ie(o 

AnUiail 

Betrag 
Geld.ti- 
gen. 

lahl  d«[ 
^dun- 
ten  ton 
Dniuk- 
sulien. 

ZpitunRen  und  Jüurnole 

■urder 
grossen 
POM. 

«uf  d^r 

Ueiaen 

1 

kTfrnn- 
Wrtcn 
eno(e«n 
ler  Ge- 

P.ri«, 

in  den  Depirte- 
menU 

s. 

durch 

dlB 

Po.1. 

dunA 
die 

kleine 
Prar. 

Hll 

onenSt 

uck. 

Procent 

Will.  i^-. 

Millionen  Slüclt. 

16 

_ 

_ 

45.4 

_- 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

30 

62.0 

1.8 

63.8 

— 

_ 

32.3 

7.4 

0.2 

39.9 

W 

85.1 

8.6 

93.7 

- 

41.1 

tl.O 

0.8 

52.9 

ts 

ye.ö 

9.5 

108.0 

— 

- 

- 

— 

- 

— 

- 

17 

lOi.9 

21.6 

126.5 

10 

39.7 

90.3 

50.2 

15.8 

14 

67.4 

18 

101.3 

au.8 

iaa.i 

10 

49.9 

129.2 

71.8 

23.0 

2.2 

97.0 

19 

129.7 

27.7 

157.4 

15 

55.8 

146.5 

82.6 

32.9 

2.6 

118.Ü 

SO 

135.0 

■24.6 

I59.e 

20 

55.8 

94.C 

73.3 

29.1 

2.1 

104.5 

il 

133.0 

■äU) 

I65.U 

2ü 

55  9 

- 

68.1 

24.0 

2.0 

94.1 

■>2 

U7.0 

34.0 

1810 

22 

57.4 

94.9 

58.U 

23.0 

1.9 

82.9 

S3 

150.S 

35.0 

185.5 

22 

61.2 

99.5 

55.1 

28.9 

2.6 

H6.5 

-34 

185.7 

36.7 

212.4 

4» 

78.4 

115.8 

74.0 

37.0 

3.(1 

114.U 

U 

233.5 

85 

87.1 

123.6 

- 

— 

— 

iti 

- 

~ 

252,0 

90 

81  .ü 

127.3 

~ 

- 

- 

- 

r  Fronde  wurden   von   der   trsniBilschoD  Pottrerwallung 


An  BrMtoD   KU«  und   I 

1863:16.1:    1804:16,4;    18S6:  10,6  Hillioncn  Stack. 
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B.    ] 

Ertrag  des  PostgefSlls. 

Jahre. 

Ge- 

samnit- 
Roh- 
ertrag. 

Hierunter 

■ 

för 
Briefe. 

für 
Druck- 
sachen. 

für 
Geldan- 
weisun- 
gen. 

MaUe- 

posten 

und 

Paquet- 

boote. 

Vergütungen 

firemder 
Postämter.« 

ZuflUlige 
Einnahmen. 

Aus- 
gabea. 

1 
1 

M  i  1  1  i  0  n  e  1 

n    Franc 

8. 

1816 

21.0 

— 

— 

— 

1  -  1 

1830 

33.7 

^"^ 

^__ 

— 

— 



1840 

46.1 

— 

— 

— 

— 

1845 

53.9 

— 

— 

— 

— 



— 

1847 

53.3 

45.1 

^7 

0.8 

3.5 

1.1 

0.1 

35.5 ; 

1848 

52.9 

43.9 

3.9 

1.0 

3.2 

0.8 

0.1' 

36.51 

1849 

42.0 

3^2 

4.4 

1.1 

3.4 

0.8 

0.1 

35.6 

1850 

43.6 

35.6 

2.9» 

1.1 

2.9 

0.9 

0.2 

34.0 

1851 

443 

38.6 

1.0 

1.1 

^4 

1.1 

0.1 

34.6 

1852 

46.6 

40.6 

^8 

1.2 

0.7 

1.2 

0.1 

33.1 

4 

1853 

49.4 

42.9 

3.0 

1.2 

0.6 

1.2 

0.5 

3^8     : 

1854 

53.6 

46.5^ 

3.5 

1.5 

0.5 

1.2 

0.4 

33-8     : 

1855 

54.0» 

45.8 

3.7 

1.7 

0.3 

2.0 

0.5       i 

35.3  i  : 

1856 

55.8 

47.9 

3.7 

1.8 

1 

0.1 

2.0 

0.3 

1 

36.2     : 

1  Nach  den  ofTiciellen  Ausweisen  des  Finanzministers  im  Monitcur  vom  15.  Jänoei 
wäre  der  Gesammtertrag  nur  518  Millionen  und  der  Ertrag  der  Beförderung  der  Bnde  ua 
tungcn  nur  49.1  Millionen,  während  letzterer  nach  dem  Annuaire  mit  49.5  Millionen  »icheot 
Auch  in  den  Vorjahren  zeigen  sich  ähnliche,  wenn  auch  weniger  bedeutende  UnttTSch.wl 

3  Im  Jahr  185i  mussten  wegen  der  mit  dem  1.  Juli  eintretenden  Begünstigung  d^  tni 
Briefe  die  Postmarken verschleisser  neu  und  in  grossen  Mengen  bcTorräthigt  werden,  d»b 
selbst  gegen  1855  grosse  Ertrag. 

>  Vom  1.  August  1850  bis  1.  März  1852  wurde  die  Portogebühr  durch  den  Stempel  estr 
daher  die  plötzliche  Abnahme  des  Ertrages  der  ersteren. 

^  Diese  Vergütungen  bilden  gewissermasscn  einen  Nettoertrag,  indem  sie  den  ftei 
darstellen,  welchen  die  fremden  Regierungen  nach  Abzug  ihrer  Guthabungen  an  Fnal 
demselben  auszuzahlen  haben. 
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XIV. 

(Zu  Seite  542.) 

üebendcht  der  EassaoperationeiL 

(1855.) 

Einnahmen.    Ausgaben. 
1.    Summariiehe  ZwammMUtelliuig.  (in  Millionen  Francs.) 

Am  1.  Januar  1855  waren  in  Baarem,  in  Wechseln 
und  in  Barren  vorbanden 235.9 

Die  Einnalimen  und  Ausgaben  im  Laufe  des  Jahres 
waren: 

1.  Im  allgemeinen  Staatsvoranschlag  vorgesehene 
(recettes  sur  les  produits  des  budgets  et  depenses 

des  budgets) 2524.5        2381.3 

2.  Einnahmen   und  Ausgaben  für  spezielle  Dienst- 

zweige 676.3         689.0 

Schatzscheine   von    der  Amortisafionskassa  em- 
pfangen, und  von  derselben  zur  Umwandlung 

3.  <  in  Renten  abgegeben 88.6  85.0 

'Schatzscheine  für  die  Esoomptecomptoirs  hinaus- 
gegebene, vertilgt —  11.9 

4.  Einnahmen   und    Ausgaben    auf  Rechnung   von 

Schuldtiteln  (cr^ances  passives)  des  Staates  .    «    .  5268.9  5351.7 

5.  Einnahmen  und  Ausgaben  von  Schuldforderun- 
gen (cr^nces  actives)  des  Staates 55.9  53.6 

6.  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  dem  Kassarevire- 
ment zwischen  den  Rechnungslegem 4113.3  4127.5 

Kassenrest  am  1.  Jänner  1856 —  263.4 

Zusammen     .     .     .  12963.4      imSS" 
2.    Speiielle  Vaehwaiflimg. 
A.   Im  Staatsvoranschlage  vorgesehene  Ein- 
nahmen und  Ausgaben. 

Einnahmen.  Ausgaben. 

(In  Millionen  Francs.) 
a)  Für  Rechnung  des  Jahres  1854 

Am  1.  Januar  1855  waren  noch 
ausständig 120.7         360.0 

Durch  Zu-  und  Abschreibungen  ver- 
minderte sich  diese  Summe  um        2.6  46.6 

* 

Es  blieben  daher  vorgeschrieben  .    118.1         313.4 

Hievon  wurden  vnrklich  eingeho- 
ben und  beziehungsweise  ver- 
ausgabt   108.5         306.0    108.5  306.0 

Es  verbleiben  daher  als  Rückstand        9.6  7.4 
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Einnahmen.    ADSgabcA. 
(In  MillioneD  Fniics.] 

b)  Für  Rechnung  des  Jahres  1855     (In  MiU.  Francs.) 
Vorgeschrieben  worden   ....    2,955.6  vl,403.7 
Wirklieb  eingehoben   oder   beüe- 

hnngsweise  verausgabt     .     .     .    2,415.5  2,049.9    2415.5        2019.9 

Es  verblieben  daher  als  Rückstand       540.1      353.8 

c)  Für  Rechnung  des  Jahres  1856  .     (0.02)       23.2  —  2a3 

Zusammen    .   2,524.0  2,379.1 

d)  Durch  das  Budget  des  Golonialdienstes  für  die 
Jahre  1853  und  1855  wurde  erhöht 

a)  die  Einnahme  für  1854  um 0.4  - 

ß)  die  Ausgaben  für  1855  um —  12 

Hiedurch  ergeben  sich   die  in  der  summarischen 
Zusammenstellung  ersichtlichen  Summen  von  2524.4        23813 

B.    Einnahmen  und  Ausgaben  für  spezielle 

Dienstzweige. 

a)  Kautionen       16.3  143 

b)  Eventuelle  Departements -Einnahmen     ....  222  21.4 

c)  Ck)loniald]enst 3.3  18.5 

d)  Ctemeindedienst  in  Algier 6.7  5.7 

e)  Antheil  Frankreichs  an  der  Bezahlung  des  grie- 
chischen Anlehens —  1.0 

f)  Schatzscheine  von  den  Escompte-Comptoirs  zu- 
rückerhalten    11.9  _ 

g)  Obligationen  der  Nord  bahn  zur  Abtragung  ihrer 

Schuld 2.2  — 

h)  Obligationen  verschiedener  Eisenbahngesellschaf- 
ten ,  welche  durch  die  (im  Budget  verrechneten) 
Einzahlungen  auf  dieselben  annuUirt  wurden  29." 

i)  Vorschussweise  Zahlungen  auf  das  Anlehen  der 
Familie  Orleans,  fundirt  auf  die  vom  Staate  ein- 
gezogenen Güter —  *i:i 

k)  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  diesen  Gütern  fiir 
Rechnung  der  aus  denselben  bewilligten  Dota- 
tionen für  öffentliche  Institute 6.2  1.3 

1)  Besondere  Verrechnung  der  auf  die  Anleihen  vom 
31.  December  1854  und  11.  Juli  1855  eingegan- 
genen und  der  hievon  für  die  allgemeinen  Staats- 
bedürfnisse verwendeten  Summen 607.5  5^.9 

Zusammen 676.3  689.<> 
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Einnahmen.    Ausgaben 
(In  Millionen  Francs.) 

C.  Schatzscheine  des  Amortisationsfondes. 

Der  Amortisationsfond  hatte  zu  erhalten: 

Dotaüon 67.9  — 

Ertrag  der  ihm  eigen thümlichen  Renten 20.1 

Zinsen  von  den  3%  Staatsschatzscheinen,  in  welchen 
ihm  seine  Einnahmen  ausgezahlt  werden      .     .    .  0.6  — 

Von  den  ihm  übergebenen  Schatzscheinen  hat  der- 
selbe Behufs  der  Umwandlung  in  3.8  Hill.  Francs 
37o  Renten  verausgabt —  85.0 

Zusammen 88.6  85.0 

D.  Einnahmen  und  Ausgaben  fluf  Rechnung 

der  Schuldtitel  des  Staates. 

a)  Für  Schatzscheine  an  die  Bank 250.0         255.0 

b)  „  0  welche    der   Bank    zum    Es- 

oomptiren  übergeben  wurden 80.0  70.0 

c)  für  Schatzscheine,  welche  unmittelbar  von  den 

Staatskassen  ausgegeben  wurden 400.9  486.1 

d)  Wechsel  und  Anweisungen       402.8  374.7 

e)  Eigene  Fonds  der  Rechnungsleger  und  zwar: 

Generaleinnehmer 645.9  665.5 

Münzdirektoren 21.5  18.3 

Einnehmer  der  indirekten  Abgaben   ....  1.4  1.3 

Andere  Agenten 0.1  0.1 

Rechnungs- Ausgleichungen  durch  die  Finanz- 
Buchhaltung     0.4  0.9 

Zusammen 669.3  686.1 

0   Aus  den  offenen  Rechnungen  mit  den  Korrespon- 
denten des  Staatsschatzes,  und  zwar: 

Anlagen  der  Gemeinden  and  öffent- )  Paris ....  44.9  43.5 

liehen  Institute  im  Staatsschatze )  Departements .  108.5  102.9 

Consignations  •  und  Depositenkassa 120.3  152.7 

Der  Credit  foncier 7.0  11.1 

Eisenbpbngesellschaften 27.9  38.4 

Marine-Invalidenkassa 16.5  10.4 

Post-Bureauz  für  Geldanweisungen    .  87.1  86.9 
Depositen-  und  Consignationskassa  bei 

V       h't>A        1  Generaleinnehmem  und  bei  den  Rech- 

verscüiedene  /  „„„^j^^  j^  ^^^^ 120.7       '  120.8 

lÄenstzweige  Agj^^^j^^^ ^^  ^^ 

Departemental-Einkünfte 17.3  15.4 

Universität 3.1  2.9 

^Andere 8.1  7.0 
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Einnahmen.    AoapbcL 
(In  Millionen  Pnm) 

DepartemeDtalrenten  in  Paris  zu  zahlen    ....  1.1  1.0 

Staatsrenten,  deponirte 75.1  75.1 

Verschiedene  Korrespondenten  beim  Staatsschatze  56.1  b3Sl 

Die  Enregistrementseinnehmer,  die  Post, 

die   Gemeinden,    die    Consignations- 

kassa  u.  s.  w.' :  2.9  2lS 

Zoll  sicherstellungen 34.0  34.0 

Verschiedene  I  Fonds,  deponirte  bei  den  Zolleinnehmem  16.8  16i 

Korrespon-  iDie  Zolleinnehmer  für  die  Fonde  der 

dentenbeidenl  Finanzwache,für  andere  Gefälle  u.dgl.  3.4  3i 

Einnehmern  I  Einnehmer    der    indhrekten    Steuern, 

des  Enregist-<    Fonds  zur  Vertheilung 1.3  H 

rements,  der  lEinnehmer  der  indirekten  Steuern,  für 

Zölle  und  an-  J  Rechnung  der  Gemeinden  (Octrois)  .  4.4  14 

dererindirek-f  Edle  Metalle,  zur  Umschmelzung  ge- 

ten Abgaben.!    bracht 479.1  4714 

Verrechnung  mit  den  Münzdirektoren  472.7  472.8 

Umschmelzung  der  Kupfermünzen  15.0  15J2 

Verrechnungen  in  Algier      ....  I4.l  13.7 

Verschiedenes 0.1  (11 

Zusammen 1745.1         1765.8 

g)  Aus  den  offenen  Rechnungen  des  Staatschatzes 
mit  den  Rechnungslegem ,  und  zwar: 

mit  den  Generaleinnehmer 1713.3         17l>7.0 

„      „     Zahlmeistern 5.6  5.4 

^      „     Rechnungslegem  in  Algier   ....  1.8  1.6 

Zusammen 1720.7         1714.0 

Gesammtbetrag  ....    5,268.8        5.3517 

E.    Einnahmen  und  Ausgaben  auf  Rechnung 
von    Vorschüssen    und    Schuld  forderungen 

des  Staates. 

a)  Einnahme  des  Enregistrements  für  Gerichts -,  Do- 
mänen- und  ForstverwaltuDgskosten ,   für  Aus- 
lagen auf  den  Verkauf  von  Materialien  u.  dergl.  0.7  ••  ^ 
/  für  die   vorschussweise  Auszahlung  der 
n  7  11     1  ^^"U"^^'^  und  für  die  Bekleidungskassa 
einnehmer^  '*"  Zollwache 21.8            21 


S 


( 


für  Verkäufe,  Anhaltungen,  Blei-  und  an- 
dere Siegel,  Zolisicherstellungen  u.  dgl.  6.3  61 
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Einnahmen.  Ausgaben. 
(In  Millionen  Francs.) 

c)  Einnehmer  der  indirecten  Abgaben  für  Gerichts- 

koeten 4.5  3.3 

d)  Pofltbareaojc  für  Stempel  und  andere  Auslagen  0.7  0.8 
ißen  rftl  (*"^  Rechnung  der  einzuhebenden  Ab^ben  2.4  2.4 
.      ,        <für  Kosten  der  zwangsweisen  Einhebung  0.8  0.8 

V  „    Patent- und  Jagdlicenzstempel     ...  4.8  4.8 

f)  Rechnungsleger  In  Algier 1.5  1.5 

g)  Ausgleichungen  gegenüber  dem  verantwortlichen 

Agenten  für  die  Wechsel  der  Marine    ....  9.5  9.5 

h)  Auf  die  Forderungen  an  die  Gonsignations  •  und 
Depositenkassa  und  an  die  Staatsdruckerei  Be- 
treffs ihrer  üeberschüsse 2.3  1.7 

i)  Auf  die  Forderungen  an  verschiedene  Rechnungs- 

leger  und  an  die  Stadt  Lyon 0.6  0.1 

Zusammen 55.9  53.5 

F.   Kassarevirement  zwischen  den  einzelnem 

Rechnungslegern. 

a)  Die  Einnehmer  des  Registrements,  des  Stempels 

und  der  Domänen 3.7  322.4 

b)  Die  Zolleinnehmer 14.5  176.8 

c)  „    Einnehmer  der  indirecten  Abgaben     .    .     .  31.2  320.2 

d)  „    Postbureauz 25.4  54.4 

e)  „    Münzdirectoren 16.0  15.9 

0     „    Generaleinnehmer 1180.8  2448.0 

g)  Der  Staats-Centralkassier 1477.7  754.8 

h)  Die  Zahlmeister 1217.7  8.1 

i)  Der  Agent  für  die  Marinen- Wechsel      ....  34.4  0.1 

k)  Die  Rechnungsleger  in  Algier 100.9  26.7 

1)     rt    Schatzmeister  in  den  Colonien 11.0  0.1 


Zusammen       4113.3        4127.5 
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XV. 
Stand 

der  Aktiven  und  Passiven  des  Staates  am  1.  Januar  1856. 


a)  In  Baarem  und  Wech- 
seln. 

Der  Staatscentralkassier 
Die  Einnehmer  der  indirek- 
ten Steuern 

Die  Münzdirektoren  .  .  . 
Die  Zahlmeister  .... 
Die  Kassabeamten  in  Algier 
Werthe.  unter  Wegs  .    .    . 

b)  In  Forderungen. 
Vorschüsse     für     einzelne 

Dienstzweige     .     .    .     . 

AdministrativeFordernngen 

Schuldforderungen      gegen 

Rechnungsleger   und  im 

Rechtsweg      anhängigen 

Forderungen 

Forderung  an  den  ehemali- 
gen Schatz  der  Krone    . 

Zusammen 


Hiezu:  Gedeckter  Abgang 
der  früheren  Verwal- 
tungsjahre      

Hauptsumme 


139.6 

12.4 
0.7 
37.1 
15.3 
43.4 


6.1 
1.8 


2.0 
3.5 


261.9 


965.5 


1,227.4 


PassiTen. 


zweige 

an  Verschiedene     .     . 
c)  an  Rechnungsleger 
an  Generaleinnehmer 
an  Andere    .... 


lioMa, 


a)  In  Schatzscheinen,  Wech- 
seln und  Anweisungen. 

Bons  an  die  Bank  .  .  . 
Bons  an  Verschiedene  .  . 
Wechsel  and  Anweisongen 

des   Staatscentralkassiers 
Wechsel  und  Anweisungen 

der  Generaleinnehmer 
Wechsel  und  Anweisungen 

der  Zahlmeister  in  Algier 

und  bei  den  Armeen  .     . 

b)  In  Schuldpoeten 

an  Gemeinden  und  öffent- 
liche Institute     .... 

an  einzelne  Armee-  und 
Flottencorps 

an  die  Marineinvalidenkassa 

an  dieConsignations-  u.Depo- 
sitenkassa  für  verschiedene 

an  dieConsignations-  u.  I>epo- 

sitenkassafürdieSparkassen  ! 

an  dieConsignations-  u.  De- 
positeukassa  für  die  gegen-  i 
seitigcn    Unterstützuiigs-  ; 
vereine 

an  die  Consignations  -  u.  De- 
positenkassa für  die  geist- 
liche Pensionskassa 

an  den  CrWit  Foncier    .     . 

an  Eisen bahngesellschafteu 

an    die    einzelnen    Dieust- 


Zusammen 
Hiezu :  Ueberschuss  der  Jah- 
reseinnahmen,     bestimmt 
zur  Deckung    der    noch 
nicht  realisirten  Abgaben 

Hauptsumme 


( 

loaoi 

16&S' 

I 

53i| 

I 
1.0' 

I 

14iOi 

n^ 
m 

18U.> 


lao 


5.0 

10.5 
13  J 

513 

0.: 


A*^ 


441 

väü 
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XVI. 
Budgets  FrankreichB 

für  die  Verwaltungsjahre  1856  und  1857. 

A.    Einnahmen. 

1.    Direkte  Steuern.  1866  1857 

(In  Millionen  Francs.) 
8)  Grundsteuer 267.0  271.6 

b)  Personal-,  Wohnungs-,  Zinssteuer  (impot  personel 

et  mobilier) 65.1  66.1 

c)  Fenster-  und  Thürsteuer 39.4  40.3 

d)  Erwerbsteuer 57.1  59.5 

e)  Taxe  für  die  erste  Zustellung  der  Steuerrolle  0.9  0.9 

Zusammen 429.5  438.4 

2.    Enregistrement  und  Domänen. 

a)  Enregistrement,  Gerichts-,  Grundbuchs-,  Passge- 
bühren und  dergl 259.0  286.5 

b)  Stempel 52.0  52.0 

c)  Domänen  -  Erträgnisse  und  Erlös  von  Domänen- 
Verkäufen    9.2  10.0 

d)  Erlös  von  Verkäufen  von  Materialien  und  dergl.        3.6  3.7 

e)  Erträgnisse  verschiedener  Institute  (Veterinär-, 
Ackerbauschulen,  Schäfereien,  Zuchtkühe,  Ge- 
stüte und  Beschäler) 1.4  1.6 


Zusammen 325.2  353.8 

3.  Erträgnisse  der  Forste  und  der  Fischerei. 

a)  Holzschläge 21.9  21.9 

b)  Kebennutzungen  (mit  Inbegriff  der  Jagdpacht  in 
den    Staatswaldungen   und   der   Erträgnisse    der 

Fischerei) 3.0  3.1 

c)  Beiträge  der  Gemeinden  und  öffentlichen  Institute 

zu  den  Verwaltungskosten 1.6  1.0 


Zusammen 26.5  26.0 

4.    Zoll-  und  Salzgefälle. 

a)  EinfhhrzoU 150.0  195.5 

b)  Ausfuhrzoll 2.6  1.5 

c)  Schifffohrtgebühren 3.4  3.4 

d)  Nebengebühren 2.3  3.1 

e)  Salzsteuer  längs  der  Zoll-Linie 29.3  '  28.2 


Zusammen 187.6  231.7 
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5.    Indirekte  Abgaben  und  Tabak.  ^,1%^,^  ^, 

a)  Getränkesteuer  ♦ 120.0  137.9 

b)  Salzsteuer  im  Innern 6.3  6.9 

c)  Zuckerstener 38.0  36.4 

d)  Innere  Schifffabrt,  Bruckenmäuthe,  üeberfuhren  11.9  lU 

e)  Licenzen  für  steuerpflichtige  Gewerbe     ....  3.9  i.0 

0  Gebühren  für  Lohnfuhrwerk 12.0  210 

g)  Punzirungsgebühren 2.4  2J 

h)  Bolletenstempel 3.9  3.6 

i)   Spiel  kartenabgabe 1.1  1.1 

k)  Andere  Gebühren  (Geldstrafen  und  ConfiskationeiL, 

Beiträge  für  Kasernirungskosten,  ausserordentliche 

Einnahmen  und  besondere  (Gebühren)     ....  3.9  6.3 

1)   Tabakmonopol 164.0  1610 

m)  Pulvermonopol 6.4  8.8 


Zusammen 373.8  4015 

6.    Postwesen. 

a)  Briefporto 50.9  > 

b)  Journale  und  Drucksachen 3.2  ) 

c)  Geldsendungen 1.2  17 

d)  Malleposten,  Paquetboote 0.2 

e)  Transitgebühren  von  Postsendungen  fremder  Staaten         1.4  13 

f)  Zufällige  Einnahmen 0.4  a4 

Zusammen 57.3  56.3 

7.  Erträgnisse  Algiers.^ 17.1  18.5 

8.  Departemental-Einkünfte  ....       17.1  17.1 

9.  Gehaltsabzüge   und    Strafantheile 

für  Beamten-Pensionen 11.0  12.2 

10.  Einkünfte  des  Amortisationsfondes      98.1  115JJ 

11.  Verschiedene  Einkünfte. 

a)  Taxen  der  Güter  der  todten  Hand                                  3.1  3.1 

b)  Bergwerksabgaben 0.7  0.8 

c)  Cimentirungsgebühren 1.2  1.2 

d)  üeberschüsse  der  Colonieu  ^ 1.4  1.4 

'  Hierunter  Gebühren  für  den  Verkauf  im  Grossen    .    •    .     .      8.5  iJ 

»      »    Klein verschleiss 74.5  89 1 

an  den  Steuerlinien  geschlossener  Städte    26  0  )T.6 

bei  der  Bicrerzeugung 11.0  14: 

^  Es  werden  hier  bloss  die  Einnahmen  für  Rechnung  des  Mutterlandes  aufgefülr*- 
Algier  hat  durch  die  Dekrete  vom  17.  Januar  1845  und  28.  September  1847  s^in  Sust^ 
sein  Departemental-  und  sein  Gemeinde -Budget. 

3  Dieselben  bestehen  lediglich  in  der  indischen  Rente  und  in  den  Ceborschäv^  i^ 
Einnahmen  der  französischen  Faktoreien  in  Ostindien,  der  einzigen  aussereuropii5<:bA 


» 


II 
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1856  1857 

(In  Millionen  Francs.) 

e)  Privilegiums-  (Brevet-)  Taxen 0.9  0.9 

f)  Honorare  füre  Militärzöglinge 1.0  1.2 

g)  Gehaltsabzüge  für  Officiercorps 1.1  1.1 

h)  Erträgnisse  von  Staatsinstituten  (Honorare  der  Schü- 
ler in  den  Veterinär-,  Ackerbau-,  Werkschulen, 

Erträgnisse  der  Lazareth-  und  Sanitätsanstalten  .        1.0  1.0 
i)  Erträgnisse  des  Dienstes   bei  den   verschiedenen 

Ministerien 2.0  1.7 

k)  Gewinn  der  Depositenkasse 2.0  2.0 

1)    Ertrag  der  Telegraphenliqien 4.5  5.0 

m)  Vergütungen  verschiedener  Gemeinden  für  Polizei- 

auslagen      . ' 1.9  2.0 

n)  Vergütungen    verschiedener  Ministerien    für    das 

ihnen  gelieferte  Pulver 5.3  6.9 

o)  Vergütungen  der  Eisenbahngesellschaften  und  an- 
derer Institute  für  die  Kosten  der  üeberwachung 

und  andere  Staatsauslagen 1.2  1.6 

p)  Abfuhren  der  Arbeits-  und  Zuchthäuser     .     .     .        2.8  2.6 

q)  Ertrag  der  Umschmelzung  der  Kupfermünzen              2.0  — 

r)  Andere  Einnahmen 2.6  2.6 

Zusammen 34.7  35.1 

12.    Ausserordentliche  Einkünfte. 

a)  Zahlungen  der  Eisen babngesellschaften  für  ihnen 

ertheilte  Anlehen  und  verkaufte  Eisenbahnstrecken        8.7  1.1 

b)  Erlös  aus  dem  Verkaufe  von  Staatsforsten  .     .     .      15.0  — 

Zusammen 23.7  1.1 

Gesammt-Bruttoeinnahme 1601.6  1709.9 

Anmerkung  1.  Hiezu  wären  noch  folgende  Einnahmen  dottrter 
Staatsinstitute  zu  rechnen,  um  welche  jedoch  deren  Ausgabensumme  ver- 
mindert erscheint: 

1856  1857 

(In  Millionen  Francs.) 

a)  Einkünfte  der  Ehrenlegion     . 6.9  11.0 

h)         n           „    Staatsdruckerei 3.3  3.3 

c)  n           n    Consulatskanzleien 0.5  0.5 

d)  ,,            ^    Münzstätten 1.2  1.2 

e)  n           n    Marine-Invalidenkassa 10.3  10.6 

f)  ^           „    höheren  Lehranstalten 3.2  4.0 

Zusammen                               25.4  30.6 

Besitzungen  Frankreichs »  die  in  ihrem  Budget  actif  sind.  Die  Einnahmen  aller  an- 
dern Golonien  sind  lodif^ich  locaien  Zwecken  gewidmet  und  reichen  selbst  zu  diesen 
nicht  aus. 
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Anmerkung  2.  «Von  jenen  Summen  von   1601.6   und  1709^  Mill. 

Francs  sind  nnr  1122.0  and  beziehongsweise  1186.1  MUJ.  als  reine  lud 

allgemeine  Staatseinnahmen  anzusehen,  der  Rest  mit  479.6  und  524.0 XOl. 

theilt  sich  in: 

1856  1857 

(In  Millionen  F^aBO- 

a)  Kosten  der  Steuereinhebung  und  der  Auabeutang 

der  Staatsmonopole 164.6  170.6 

b)  Steuemachlässe,   Abschreibungen,  Restitutionen, 
Ausfuhrprämien,  Escompte  für  grössere  Steaer- 

belräge 93.9  lia4 

c)  Hinauszahlungen  an  Departemental -,  Conmianal-^ 

Specialfonds 103.1  106.6 

d)  Einkünfte  des  Amortisationsfonds 98.1  11^ 

e)  Gehaltsabzüge  und  Straflemtheile  für  die  Pensions- 
kassa der  Beamten 11.0  12J2 

f)  Zahlungen  eines  Staatsfonds  an  den  andern    .     .  5.5  4.8 

g)  Ersätze  von  Gemeinden  und  Körperschaften  für 

die  vom  Staate  fär  sie  bestrittenen  Auslagen  .     .         3.4  12 

Anmerkung  3.    Nach  dem  Ergebniss  der  Berathungen  im  gwci- 
gebenden  Körper  wäre  das  Budget  der  Einnahmen  für  1858: 

wirkliche  ....    1191.4  Hill.  Fr.    ordentliche      .     .    1730.0  MüL  Fr 

durchführungsweise     545.7     „      „      ausserordentliche  1.1    ,    « 

Znsammen  1737.1  Hill.  Francs.   Die  Einnahmen  der  besonderen  Saut 

Institute  sind  auf  31,5,  jene  der  Departements  auf  107.6  MilL  göchiaJ 

Es  waren  veranschlagt: 

MUl.  Fr.  ^i,  f' 

Direkte  Steuern 445.5  Post 5d6 

Staatßeigenthum 55.1  Erträgnisse  Algiers       .     .    .    -Hil 

Enregistrement  und  Stempel  331.9  Einncüimen  des  Amort.  Fond.  I2t>i 

Zoll 217.9  Departemental-Einkünfte  .    .    1*1 

Indirekte  Abgaben       .    .    .  424.0  Andere  Einnahmen  ....   464 


B.    Ausgabeo. 

1.    Oeffentlicbe  Schuld.  ,/®^..  ,^' 

(In  Millionen  Frjzr» 

a)  Interessen  der  fundirten  Schuld  und  Amortissement  341.9  39i2 

b)  Specialanleihen  für  öffentliche  Arbeiten  (Interessen- 
Rückzahlungen,  Actien- Aufkäufe)      .     .     .  *  .     .  10.3  K'*' 

c)  Interessen  für  Cautionen  und  für  die  schwebende 

Schuld 33.5  375 

(\)  Leibrenten  und  Pensionen 68.7  682 

Zusammen 454.4  511- 


fio7 


2.     Dotationen.  1856  1857 

(In  Millionen  FrnncsJ 

B)  Civillistc 26.5  26.5 

1»)  Senat ^ 6.2  6.2 

c)  Gesetzgebender  Körper 2  6  2.7 

d)  Ergänzung  zur  Dotation  der  Ehrenlegion    ...        28  4.1 


Zusammen 38.1  39.5 

3.    Staatsministerium. 

a)  Centralverwaltang 0.6  0.6 

b)  Staatsrath 2.0  2.1 

c)  Archive,  Unterstützungen  für  sclmne  Künste  und 

Theater,  Erhallung  historischer  Denkmale      .     .  4.2  4.2 

d)  Baulichkeiten 6.2  6.1 


Zusammen       13.0  13.Ü 

4.    Justizministerium. 

a)  Centralverwaltung 0.6  0.6 

b)  Gerichtshöfe 21.6  21.7 

c)  Kosten  der  Rechtsverwaltung 5.2  5.2 


Zusammen 27.4  27.5 

5.    Ministerium  des  Auswärtigen. 

a)  Centralverwaltung 0  8  0.8 

b)  Diplomatisches  und  Consnlar-Corps 5.4  5.4 

c)  Andere  Auslagen 3.8  3.8 


Zusammen 10.0  10.0 

6.    Ministerium  des  Innern. 

a)  Centralverwaltung 1.4  1.4 

b)  Geheime  Polizeiauslagen 2.0  2.0 

c)  Telegraphenlinien 3.1  3.3 

d)  Wohlthätigkeitsanstalten,  Unterstützungen  ...  2.6  2.7 

e)  Departementsverwaltung  (aus  dem  Staatsfond)  9.6  9.8 

f)  Departementsauslagen  aus  Departementalfonds  96.1  99.7 

g)  Fölizeiverwaltung 3.3  3.6 

b)  GefUngnissverwaltung 18.0  18.5 

I     i)   Andere  Centralanslagen 0.9  0.9 


Zusammen 136.9  141.9 

7.    Finanzministeriam. 

m)  Rechnungshof 1.3  1.3 

b)  Centralverwaltang  des  Ministeriums 7.4  7.4 

e)  Münzwesen 2.1  0.2 

^  d)  Cassawesen  und  verschiedene  Auslagen  ....  9.8  10.3 

Hock,  Finanzverwaltung  Frankreichs.  42 
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1856 

(In  Millionen  Pim< 

e)  Verwaltung  der  direkten  Steaem: 

aa)  Verwaltung 4.5  4.5 

bb)  Kataster  (aus  dem  Staatsfond)    .      0.6  0.6 

cc)  Einhebungskosten 11.4 11.4 

16.5 

f)  Enregistrement,  Stempel,  Domänen: 

aa)  Personale 9.5  9.9 

bb)  Materiale  und  verschiedene  Aus- 
lagen   ;     .     .     .      1.7 1.9 

g)  Forste: 

aa)  Personale 4.0  4,0 

bb)  Materiale  und  verschiedene  Aus- 
lagen   _2.3 2.3 

e.3 

b)  Zollwesen  und  indirekte  Abgaben: 

aa)  Personale 43.6  440 

bb)  Materiale  und  verschiedene  Aus- 
lagen    19.9  20.3 

cc)  Tabakankauf  und  Tabaktransport  32.6  2ß,l 

dd)  S^lldienst  in  Algier 1 .0  10 

i)   Posten : 

aa)  Personale 15.3  15,6 

bb)  Materiale  und  verschiedene  Aus- 
lagen   18.3 18.3 

33:6  5 

k)  Restitution  der  für  Gemeinden ,  Handelskam- 
mern u.  s.  w.  behobenen  Abgaben,  Steuer- 
abschreibungeu  und  dergl.  bei  direkten 
Abgaben 62.6  «7 

1)  Restitution  zur  Ungebühr  behobener  indirek- 
ter Abgaben 2.3  2 

m)  Vertheilung  von  Siegelgeldern,  Strafbeträgen 

und  dergl.  unter  die  Beamten  u.  s.  w.    .     .  5,Q  t^ 

n)  Ausfuhrprämien 21.5  oi 

o)  Escomptc  für  grössere  Abgaben  betrage     .     .  1.7  1. 

Zusammen  ....  279.2  '  Xv. 

'jl  8.     Kriegsministerium. 

jjl^  a)  Central  Verwaltung 2.5 

'l\  b)  Generaistab 18.8 

c)  Gensdarmerie 33.1 

d)  Militärjusti« t\ 


l 
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e)  Sold  und  Unterhalt  der  Truppen 

f)  Verpflegung  der  Truppen 

g)  Ankauf,  Ausrüstung  und  Verpflegung  der 
Pferde 

h)  Pensionen,  Invalidenlöhnüngen  n.  s.  w.  .     . 

i)   Kriegsmateriale 

k)  Kriegsschulen 

I)   Andere  Auslagen 

m)  Verwaltung  von  Algier  * 

aa)  Centralverwaltung 2.1 


1856  1857 

(In  Millionen  Francs.) 

165.3  165.0 

21.4  21.4 


36.4 
4.2 

28.9 
2.6 
1.6 


bb)  Innerer  Dienst 
cc)  Seedienst .... 
dd)  Finanzdienst  .  . 
ee)  Colonisation  .  . 
ff)  Disciplinarinstitute 
gg)  Oeffentliche  Arbeiten 


8.5 
1.0 
1.6 
3.1 
1.0 
6.7 


24.0 


Zusammen     .    .    .       339.9 

9.  Ministerium    der   Marine   und   der 

Colonien. 

a)  Centralverwaltung 

I    b)  Sold  und  Panatica  der  Truppen 

e)  Spitäler 

I    d)  Lebensmittel 

'    e)  Arbeiterlöhnungen 

f)  Materiale 

g)  Bauten 

h)  Golonialverwaltung  * 

1)   Andere  Auslagen 

Zusammen  ....    123.7 

10.  Ministerium  des  Unterrichtes  und 

des  Cultus. 

I.  Unterricht. 

a)  Centralverwaltung 1.0 

Kormalschule 0.2 

e)  Kosten  der  Leitung  und  der  Unterstützungen 

für  den  höheren  Unterricht 2.0 


2.2 
8.5 
1.0 
1.7 
3.1 
1.2 
6.8 


36.3 
4.2 

28.9 
%6 
1.6 


24.5 


340.2 


1.2 

1.2 

38.1 

38.6 

2.1 

2.1 

13.4 

13.5 

12.2 

12.1 

29.1 

29.1 

8.2 

7.2 

16.3 

17.5 

3.1 

3.4 

124.7 


1.0 
0.2 

2.0 


I  Es  sind  hier  bloss  Jene  Ausgaben  gemeint,  welche  vom  Mutteriande  bestritten 
iperden.  Einen  Theil  der  Auslagen  Algiers  und  der  Colonien  bestreiten  diese  Territorien 
loa  ibren  eigenen  Einkünften. 


660 


856 

t«5: 

(In  Millionen  Francs.; 

2.2 

13 

5.7 

h,l 

5.7 

5.7 

d)  Mittelschulen 

e)  Primaranterricht  (ans  Staatsmitteln)    .     .     . 

f)  „  „  in   Departementalmitteln) 

g)  Akademien^  Sternwarte,  Museum  der  Natur- 
geschichte, Bibliotheken,  historische  Schule 

(dcole  des  chartes) 1.7  1.8 

h)  Subscriptionen  für  neue  Werke,  Unterstützun- 
gen an  Gelehrte  und  Schriftsteller,  an  ge- 
lehrte Gesellschaften,  für  wissenschaftliche 
Reisen,  Heransgabe  von  alten  Werken  und 
Urkunden ,  Kosten  des  Unterrichts  in 
Algier 0.7  a: 

Zusammen  ....       19.2  i^A 

n.   Cuitus. 

a)  Centralverwaltung 0.2  üJ2 

b)  Katholischer  Kultus: 

aa)  Hohe  Geistlichkeit 1.5  1.5 

bb)  Niedere  Geistlichkeit     ....  33.7  a3.8 

oc)  Seminarien 1.0  1.0 

dd)  Geistliche  Pensionen 0.8  0.8 

ee)  Bauten,  Kosten  des  Gottesdienstes  5.2  5.5 

422  Ho 

c)  Nichtkatholischer  Cuitus: 

aa)  Protestanten 1.4  1.4 

bb)  Juden 0.2  0  *2 


1.6  It^ 


d)  Cuitus  in  Algier 0.6  ('.' 

44j6  ilT 

I.  und  n.  zusammen       63.8  64^ 

11.     Ministerium  des  Ackerbaues,  des 
Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten. 

a)  Central  Verwaltung 1.2  1.'.   | 

b)  Ackerbau  und  Viehzucht  (Thierarznei-,  Acker- 
bauschulen, Zuchtheerden,  Gestütte,  Unter- 
stützungen u.  s.  w.) 5.3  5 

c)  Conservatorium  und  Schule  der  Künste  und 
Handwerke io  i 

d)  Unterstützungen  ftir  Handel  und  Gewerbe   .         0.3  i 

e)  Prämien  für  Seefischerei 4.0  i 
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1856  18Ö7 

(In  Millioiicu  Francs.) 

f)  Gewichte  und  Maasse 0.7  0.7 

g)  Beiträge  für  Bade-  und  Sanitätsanstalten  0.5  0.5 
h)  Unterstützungen   für  ehemalige  Colonisten, 

bei  Unglücksfällen  n.  deigl 2.7  2.7 

i)   Oeffentliche  Arbeiten: 

aa)  Civilingenieurcorps,  Werkschulen  7.7                        7.7 

bb)  Ueberwachung  der  Eisenbahnen  0.9                       1.0 

cc)  Strassen-  und  Brückenbau     .     .  35.2                      35.0 

dd)  Wasser-  und  Canalbau       .     .     .  12.6                      13.5 

ee)  Hafen-  und  Küstenbau  ....  13.6                      13.5 
fQ  Unterstützung    an    Private    zum 

Brückenbau 0.3                        0.3 

gg)  Foretstrassen 0.5                        0  5 

hh)  Flussrektifikationen 3.9                        3.1 

ii)    Unterstützungen   für  Eisenbahn- 
bauten       20.8 35.3 

95.4  10ä;9 

Zusammen  ....    111.8  126.3 

Gesammtau  sgabe 1598.3  1698.9 

Anmerkung.  Von  dieser  Summe  werden  1557.6  und  beziehungs- 
weise 1645.3  Millionen  als  ordentliche,  und  40.7  und  53.6  Millionen  als 
ausserordentliche  Ausgaben  aufgezählt.  Als  reine  und  allgemeine  Staats- 
ansgaben können  nur  1118.7  und  beziehungsweise  1175.0  Millionen  be- 
trachtet werden.  Der  Rest  mit  479.6  und  523.9  Millionen  wurde  in  der 
Schlussanmerkung  zu  den  Einnahmen  besprochen. 

C.     Vergleichung  der  Einnahmen  mit  den  Ausgaben. 


• 


1856  1857 

Gesammteinnahme 1601.6    1709.9  Mill.  Frc. 

Gesammtausgabe 1598.3     1698.9     „ 


n 


Ueberschuss  der  Einnahme 3.3        11.0     „        ^ 

Anmerkung.  Im  Budget  für  1856  wurde  auf  die  Auslagen  des 
Krieges  gegen  Russland  keine  Rücksicht  genommen,  weil  sie  nicht  Gegen- 
stand eines  Voranschlages  seyn  und  nur  im  ausserordentlichen  Wege  ge- 
deckt werden  können. 


(Am 


erkling  über  das  Budget 


r  AuegabCD  für  IS 


Nach  dem  Antrage  des  gMetzgebenden  Körpers  aaü  die  S«a 
Ausgaben  fiir  1658  mit  1717.2  UiU.  Fr.  re«t^«ecit  weidoi.  H* 
um  DIU*  die  sllgemeinen  Positionen  zu  berülircn : 

OeffTOiliciio  Schuld 522-9  Jlill.  Fr 

DoUtionea 39.6 

SUaUiniDisterinm    .  12.1 

JnsÜMniuisterium    .....  27,4 

HiniBterium  des  Auswärtigen   ,      .     .        10.3 

,  „    Innern 145.7 


.  der  Marine  etc.      .     .     . 

„  des  DDlerriciitfl  etc.  . 

„  „    Handels  etc.    .     . 

FinaniministeriHm : 

a)  ItMhtmngshof    ...... 

b)  Centnüverwalliing  elc. 
e)  Direkt«  Steuern 

d)  Eoregistremeut,  Doniünen  etc. 

e)  Forste 

f)  Zolle  und  indirekte  Abgaben  . 

g)  Posten 4a9 

h)  Ri'Stitufiuncn .  PräniicTi 


346.7 
132.9 
65.6 
97.5 


17.9 


12.8 


109.7 


Ziisauimcii     316.5  Üüi  1 


^ 
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xvn. 

(Zu  Seite  519.) 

Endergebnisse  dar  Staatshanshaltsabsohlttsse  tOx 

1830  bis  1854. 


1.    Summarische  Uebersicht. 


Verwaltung»- 
jabrc. 

Einnahmen 

Zosammen. 

Ausgaben 

Ueberscbuss  der 

ordenU 

ausseror- 

(ordentliche 
und  ausser- 

Ein- 

Aus- 

licbe. 

dentliche. 

ordentliche) 

nahmen. 

gaben. 

971.0 

In  lliliioiu^n  Francs. 

1830 

60.8 

1,031.8 

1,095.1 

— 

63.3 

1831 

948.6 

356.9 

1,305.5 

1,219.3 

86.2 

— 

1832 

984.7 

78.4 

1,063.1 

1,174.4 

— 

111.3 

1833 

990.3 

172.1 

1,162.4 

1,134.1 

28.3 

— 

1834 

1,007.5 

31.2 

1.038.7 

1,063.6 

24.9 

1835 

1.020.8 

47.3 

1,068.1 

1,047.2 

20.9 

— 

1836 

1,053.2 

19.0 

1,272.2 

1,065.9 

6.3 

— 

1837 

1,076.2 

11.0 

1,087.2 

1,078.9 

8.3 

— 

1838 

1,010.7 

1.0 

1,111.7 

1,136.2 

— 

24.5 

1839 

1,123.8 

57.3 

1,181.1 

1,179.0 

2.1 

1840 

1,160.4 

74.1 

1,234.5 

1,363.7 

— 

129.2 

1841 

1,197.8 

183.5 

1,381.3 

1,425.3 

— 

44.0 

1842 

1,256.3 

74.7 

1,331.0 

1,441.0 

— 

110.0 

1843 

1,270.0 

108.2 

1,378.2 

1,445.3 

— 

67.1 

1844 

1,297.9 

86.9 

1,384.8 

1,428.2 

— 

43.4 

1845 

1,330.2 

63.1 

1,393.3 

1,489.4 

— 

96.1 

1846 

1,351.8 

47.5 

1,399.3 

1,566.5 

— 

167.2 

1847 

1,342.8 

29.6 

1,372.4 

1,629.7 

— 

257.3 

1848 

1,207.3 

560.7 

1,768.0 

1,771.0 

— 

3.0 

1849 

1,266.9 

174.8 

1,431.7 

1.646.3 

— 

214.6 

1850 

1,296.5 

135.1 

1,431.6 

1,472.6 

— 

41.0 

1851 

1,273.3 

87.3 

1,360.6 

1,461.3 

100.7 

1852 

1,336.2 

151.1 

1,487.3 

1,513.1 

— 

25.8 

1853 

1,391.1 

133.3 

1,524.4 

1,547.6 

— 

23.1 

1854 
Zusammen    . 
Gesammtübersi 

1,417.7 

384.3 

1,802.0 

1,988.0 

— 

186.0 

29,673.0 
chuss  der  . 

3,129.2 
A.a8gaben 

32,802.2 

34,382.6 

l5^l 

1,732.6 

1,500.4 

fi6t 


E 

c 
c 
c 


'aamaiesnz 


-Wi>UUJSUO!l 

-osiiJOiny  sap 
9Uun^ui3  jap 
uonbpii(>suo3 


-apuojuos 

-8S]|jieds    Jdp 
uon8p!|osuo3 


*ua)uay 
ui  uaqiaiuy 


-joj8)eins  J^P 
SiunJdssneJaA 

jap  sne  80|j^{ 


s  UV 

jauapojqosja.v 

uainqbuui^t 


'uaiutaesnz 


I 


e  uouiqL'uu-.a 
ouopaigDsjOA 


•ujanojs 
a)}(üJipui 


'UOtlUUi 
-0(1  JOpZJBJlJ'J 


-ij^  piin  aivjoj 


—  rr  £•  o;  — 


?c  lO  I- 1«- oo  "*  »- —     icr-oc  r»  ooc  «0  «r  cv»  <c  t'- e^  X  «oor;  a 


eo      T- 


»ra  »-  *>-       »-•^cc 


c*s% 


G0>0 


MiS?  1  !  1  1  \'^7^i\  i   !   I   I   lg 


-r  t- »- 1- r- X  '  sj^     sr 


o  .  «c**-»>co  «»- 


r  o»  X 


I  —  I  ?♦  —  «g  ac  —  *■*  O  C   1    1    1    I  si  «e  sr:    !     | 


I  : 


?  C  1-2- 


U 

s 


! |£  1  1  '  !  1  !  '  l  1 


-»XtCCOÖo— SX"     I      '      I    Ci        fc"'*- 


^    **  ftj   *    * 


i-i-r-  .  — 


I  ^2«  1 ;;  1  I  1   i  i  M   :   I   l       IM.!«! 


c 
c 


:p. 


XO»"^ 


gS«^  l  I  l  I  1  I 


I  I 


,     .         •'- O  «©  «  »» c:  »'-    j    ä     ^'^ 


^o«-c«ri*-io»>-3^3»'^tcs»s>-^c»;r^x»'-cvxi'- ■?*•«»•-?       rr.-i 


oirsioioioo  <5«c  «£  -^  Äi-i-i-  t-  T  X  X  ce  1^1-  i'-  jc  x  X        -  -  i 


I 


-  sl  -  r- 


;  o -n"  I- »r  ;o -^  ö  »ö  tc"  tc  iri  «c    ' 


^  "  3C  O  ^c  «  lO  I-;  ^:  X  C-.  ?r  rr    ,  ~  '  C  '«" 


•'-x«O"^ccer)r^'^'-w>-Tir>0'-Äx"a;»-s"-cv^re»^-»*—       -  "-' 


*  ur  - 


:3  C^ 


y:  C^  I  -  X  si  S  —  ?•  .';■  I -  i^  'X  c  r* "  Q  cv  -^  —  ^  ^  — .  L»  — ;        ?  5  i  = 

-1 « -  VC  .£  tc  •-  •-  I-  y  X  X  y  s  - ■  ^'  »1  =•  -?^  c-  5i  =■  i  ^  FZ r^      -  - - 


I   b. 


r  <• 


-_ XKa 


*     1 


l  '- 


Jl 

MiMiMlIiiaSiifi^^^^  i  1 

VjJiiSw 

1 1 1  i  1 1  M  1   1  t^^wSSi^;!:;:«^:;^ 

■riB!ja»äpjaiii!um 

'    Nil    Ml  iS^as9S3§"  1  1  1 

Jjp    pun  aispuvii 

«p  'uiiFwinJi« 

1  i^siitfessss^ssss^gssss;:! 

1    .  !         1  1  1  '  1  1  :  '  1  '    1    iiSSg 

i 
1 

1 

'HlJiBi|,Miiijn,ii'^ 

^^111 1»^^ ] 1 . ;  M     II     II      1 

imimm'iimmimni 

'luqMlVi-ipiuiii 

iiiiiiiiiiiisiiiiiiiii  i  ii 

S55SS33:as5£äESSM*s;äSSä 

■JUIJBII 
Mp  JJ1«l1ll|i 

iSSISSisSsiliiSiiißiis 1 ü 

■OIJ!J)iW|u.i|»!mn 

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiBs 

-lu.>j|i[i>pj.i|iiuiK 

3sS5s2s=ä55sS5ä33Ss5i3  s|=„ 

Siils=l=S?i?=?2S55si2:]^ 

■ap  i'jivanf 

S^lsis^^aSsiii==s^3'9BS    sS 

S5S3Ss;a;53|33Kj9;=3:  |  s^ 

UN  j.n«mir 

!fsr:T^f;£r^^.iac^Sx^S^S3^^^s6  *  mS 

'«mitO  Mp  paa 
»ilcnrJsr-i'n'iUiH 

sSa5ssl^J?sssS^al9sitela  1  p)!; 

1    1  i  :    '  ■  '  1  1  1  1  1  !  1  1  !  1  1  1  s;;^ 

■lun  )>|nqm)>viä 

siiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiii 

— 

1  = 

iiiiiii5Siii|3ii|S|liälig 

•PI 

IUI 

m 

eSsJ 

i 


itsi 


iiss 


S  1 1%; 
""   slll- 


666 


■I 


xvm. 

(Zu  Seite  524 ) 

Die  Bente 

in  der  Reihenfolge  ihrer  Entstehung  (vom  Anfange  1814  bis  Ende 


Am  1.  April  1814  (in  den  letzten  Tagen 
des  ersten  Kaiserreiches)  belief  sich  die 
Rente  auf 

Hiezu  kamen 

A.  Unter  der  Restaaration. 
Zur  Bezahlung  der  Rückstände  von  1810 

and  der  Zeit  von  1810  bis  1.  Januar  1816 
Zur  Bezahlung  der  Schulden  Ludwigs  XVIII. 

im  Exil 

Zur    Entschädigung    der   Gemeinden    für 

verkaufte  Güter 

Zur  Bezahlung  der  Kriegsentschädigungen 

in  Folge  des  ersten  und  zweiten  Pariser 

Friedens  und  der  Occupation  Frankreichs 

wurden  von  1816—1819 

a)  den  fremden  Regierungen  hinausgegeben 

b)  für  aufgenommene  Kapitalien  ausgestellt 
Für  den  Krieg  in  Spanien  1823  .     .     .     . 

„     andere  Auslagen 

„  den  Krieg  zur  Befreiung  Griechenlands 
(1828  und  1829)  

Emigranten-Entschädigung^  1825      .     .     . 

Durch  Conversion  von  5%  Renten  . 

Zusammen    .     .     . 

B.    ün  ter  Louis  Philipp. 
Für  die  ausserordentlichen  Bedürfnisse  der 

Jahre  1831  und  1832 

Für  ausserordentliche  Arbeiten     .     .     .     . 
An  den  Amortisationsfond  für  dessen  con- 

solidirte  Einnahmen 

An  die  Si)arkassen  für  deren  consoiidirte 

Fonds      

Zusammen    .    .     . 


5«/o 


63.3 


30.8 
1.5 
2.6 


24.3 


'     ,•- 


*Va  Vo 


*«fe 


3»i 


Millionen  Francs 


4.0 

! 

0.9 

•~*"~ 

t 

1.0 

135.6 

1.0 

15.8 

— 

15.8 



I  


3.1 


2«.n 
24.Ö 


3.1       50.0    1 


15.3 
8.1 


15.4 
20.2 


23.4       35.6 
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C.    Unter    der  Republik    and   dem 
zweiten  Kaiserreich. 

Fär  die  Bedürfnisse  des  Jahres  1848 

a)  für  aufgenommene  Kapitalien  .    .    . 

b)  „    die    oonsolidirten    Sparkassaein- 
lagen     

c)  für  die  oonsolidirten  Schatzscheine    . 

d)  „     „  „  Forderungen  der 
Gemeinden ,  öffentlichen  Institute  u.  s.  w. 

Für  den  Rückkauf  der  Actien  der  Paris- 
Lyoner  Eisenbahn 

Entschädigung  der  Colonien  für  die  Skla- 
▼enemancipation 

Durch  Conversion  von  5%  Renten  (Ges. 
Tom  14  März  1852) 

Durch  Conversion  von  4VaVo  Renten  (De- 
kret vom  27.  April  1852) 

An  den  Amortisationsfond  für  dessen  con- 
flolidirte  Einnahme 

Für  die  Ehrenlegion 

Für  das  Anlehen  von  250  Millionen  vom 
14.  März  1854 

Für  das  Anlehen  von  500  Millionen  vom 
31.  December  1854 

Für  das  Anlehen  von  750  Millionen  vom 
11.  Juli  1855 

Zusammen    .    .    . 

Summe  der  Vermehrung  .    . 

BSngegen  wurden  annullirt 

A.    Während  der  Restauration. 

In  3%  umwandelte  b%  Renten  .    .    .    . 
Vom    Amortisationsfond    angekaufte   und 

annullirte  Renten 

Aus  anderen  Titeln 

Zusammen    .     .    . 


b% 


*Vi% 


40/0 


30/0 


Zusam- 
men. 


14.4 
19.6 

1.0 
6.8 
3.9 


45.7 


197.1 


31.7 

3.5 
35.2 


Millionen  Francs. 


1.9 
158.1 


0.5 
4.6 
7.7 
3.8 


176.6 


177.6 


26.5 


13.5 
2.2 


4.4 
32.0 

7.2 
15.0 
17.0 


91.3 


177.4 


16.0 


14.4 

19.6 
13.5 

3.2 

6.8 

5.8 

15ai 

4.4 

32.0 
0.5 

11.8 

22.7 

20.8 
3ia6 
578.6 


3L7 

16.0 
3.5 


16.0 1    51.2 
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XX.    Synoptisclie  Tabelle 


Preis  des  zur  Einlösung  gebrachten 

Materials  per  Kilogramm  nach  Abzug 

der  Münzkosten. 

ReschafTenheit  und 
Wcrth  der  Stucke. 

• 

o 

2 

CA 

im 

o 

• 
E 

e 

1 

Gewicht  eines 

Gold. 

Silber. 

CS. 

Cs. 

Cs. 

Cs. 

S 

o 

Gt^aüt 

1000/ 
/lOOO 

NO/ 

•000/ 
/lOOO 

»00/ 
/lOOO 

Nominal- 
werth. 

Einlösungs- 
werth. 

e 

Q 

?     Zahl  der  Stü 

Normalge- 
wicbt. 

MaxiflMU 
über 

dem  Kor 

a. 

a. 

a. 

a. 

a. 

a. 

b. 

c 

c 

Pr.    C 

Fr.      C. 

Fr.     C 

Fr.     C. 

Fr.    C 

Fr.      C 

Milli- 
metres. 

Grammes. 

Grmmti 

noo  — 

99   78.39 

35 

31 

32.2580 

31290S 

• 

50       49   89.19 

28 

62 

16.1290    16.1613 

1^ 

20 

19   95.68 

21 

155 

6.4516      6.4$IS 

o 

10  — 

9   97.84 

19 

310 

3.2258 

Z33n 

3,437- 

3,093  30 

220  56 

198  50 

l    5~ 

4  98.92 

17 

620 

1.6129 

16177 

r  5- 

4  96.25 

37 

40 

25 

25.035 

• 

2  — 

1   98.50 

27 

100 

10 

10.060 

^^ 

1  — 

99.25 

23 

200 

5 

5.025 

CQ 

-50 

-   49.62 

18 

400 

2.5            15175 

20         19.85 

15 

1000 

« 

1 

1.010 

Der  Staat  liefert  den  Direktoren 

» 

« 

die  alten  königlichen  und  republi- 
kanischen Scheidemünzen  (sous  ro- 

yaux  et  töte  de  libertd),    welche 
zur  PräRung   der  Bronze -Münzen 
verwendet  werden. 

• 

r  — 10 

-  5 

-  2 

30 
25 
20 

100 
200 
500 

10 
5 
2 

10.100 
5.050 
!>.O30 

^L-  1 

15 

1000 

1              l.öli 

Gesetzgebung. 


a. 


b. 


c. 


Tarife  zu  den  Dekreten  vom  15.  September  1846 
und  12.  December  18öV. 

Gesetz  vom  7.  Gorniinal  Jahr  XI.    Dekrete  vom 
3.  Mai  1848,  12.  Jänner  und  7.  April  1865. 
Gesetz  vom  7.  Germinal  Jahr  XL    Dekrete  vom 
22.  Mai  18V9,  12.  Janner  und  12.  December  186*. 


•  Diese  Ausprägung   wurde   durch  *»< 
6.  Mai  18oz  angeordnet. 


on  der  fransOsisohen  Mttnsen. 


|2 

5^1 

Pnl)riltoüaii.<ko9len  ilc9  Sla«te«. 

olirsni 
iKorn. 

ZohL  der 

s    1 

VDrMIlnissderzuprfe- 

nAnilAn  aifi^lirt  Tiir  Mnf 

Probcv 

|:i 

Preis  für 

SDnatrn  suichu  lur  eine 
Million  Frsncen  in  Gold 

slficke. 

il! 

PrDfunR 
pcreooo 

kosten  per 

die  BSn- 
.Icruni!  10(1 

Oder  .n  S,lb»r. 

SlÜLkB. 

Kilogramm. 

!OO,O00 

II' 

Stfirti'n. 

d. 

e. 

r. 

B- 

h. 

1. 

j- 

Kr.    C. 

Fr 

C 

15 
15 

Fr. 

20-000 
20.000 

ill.  über. 

6 

6     70 

15 

725.000 

IL  untec 

20 

215.000 

Nonnal- 

40 

20.000 

IchKvou 

3 

40 

950.000 

-802). 

10.000 

8 

1     50 

5 

25.000 
12.000 

16 

2.500 

• 

... 

Kosten  per 

per  lOÖOO 

Di«  SlBm- 

DIoRJiiw 

Vorh6llnlM   bei   der 

KJogramm. 

Slfick. 

pel     kosten 

dcruni!    Itl 

■n  Kupfer- 
t   tat  l«»* 
idemUe- 

Fr.    C 

Fr.  C 

U,18ij.illl- 

den  Dlrtk- 

münien. 

10 

-  92 
1  32 

1     1  50 

ans  »ImV. 

toren  über- 
tiucn. 

■7»  »u    10  C. 

V,% 

2  24 

3  — 

h- 

Geietigebaag. 


m  7.  Germlnal  Jahr   XI.     Dekrete  lom 
tS,   1i.  Jünner  und  11.  Deeember  1S54. 
n  li.  December  1SM  und  linlruktinn  der 
liwion  vom  31.  Decetnber  1849, 
im  13.  Hnl  i849  und  M.  Jiin  1854. 
>n|[  der  MünTBommlMion  vom  13.  AprU 
I.  ApriJ  1SG4. 
ina  vom  10.  Hin  1831  und  17.  Wn  1864.    • 

Tom  10.  Hin  1831.  Der  Frpii  ist  aus- 
fflr  die  lolle  oder  cannellrlo  Blndening 

ng  des  Finaianiinislerium»  tobi  37.  Hnl 
^IdungderCommissionv.  14.llinl8Gl. 


•  Sommlung  der  Verordnuimen  inr  Ansföhn)«  in 
GewUes  vom  6.  Msl  1851  (August  IBKl)  und  In- 
struktion vom  30.  Deccmber  Igfil. 

•  Boschluu  der  HüMcomnilsilon  xoin  14.  Septem- 
ber 1853. 
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XXI. 

(Zu  Seite  578.) 

Zusammenstellung 

der  flir  den  fraiizösischcii  Umlauf  geprägten  Münzen. 

Es  waren  geprägt  worden: 

(Mill.  Fr.) 

Bis  zu  Colbert  1661—1683   .  500-600 

„    1708 800 

„    1754 1.600 

„    1788 2.000 

„    1797 2.200 

Unter  Napoleon  I.  1804-  1814  2.300  • 

Hierunter  befanden  siA 

Bis  1Ö28 2.713          Gold-        Silber-  Sck-uif- 

„   1832 3.583                         Münzen. 

„   1840 4  096                 (.Millionen  Frau«.; 

^  1845 4.870  1.167        3.654      49 

„  1850 5.595  1.244        4.302      49 

^  1853 6.187  1.626        4.512      49 

„   1855 6.999  2.414        4.536      49 

„   1856 7.472  2.864»      4.561»    47 

•  Durch  Umschmelzung  der  alten  Münzen  entstanden. 

=*  Unter  den  Gold-  und  Silbermünzen  befanden  sich  mit  dorn  Gopni^'e 
der  ersten  Republik  ........       106  Mill.  Fr. 

Napoleon  1 1.i16      »» 

Ludwig  XVIIl I.OOi      .> 

Carl  X 685      » 

Louis  Philipp 1.966 

der  zweiten  Republik 887      .. 

Louis  Napoleon  als  Priisidcnt  und  Kaisei'  .    1.361       i. 


1 
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xxn. 

Ergfinzungen. 

Zu  Seite  9  Zeile  16. 

Zusatz:  Ein  Geueralinspektor  steht  an  der  Spitze  der  Finanzver- 
waltang Algiers  und  ist  ein  ständiges  Mitglied  des  Gouvernements -Rathes. 

Zu  8.  16  Z.  13. 

Zusatz:  Durch  das  Dekret  vom  7.  Februar  1857  sind  die  Organe 
des  Finanzministeriums  durch  eine  eigene  Commission,  zusammengesetzt 
aus  den  grössten  Autoritäten  des  Finanzfaches  in  Frankreich^  einem 
Schneider,  Argout,  Elie  de  Beaumont,  Parieu^  Villefroid,  Michel  Chevalier, 
Louroux  und  den  Chefs  der  grossen  Geschäftsabtheilungen  des  Ministeriums 
▼ermehrt  worden.  Die  Commission  ist  berechtiget  sich  andere  Mitglieder 
ausser  dem  Staatsdienste  beizugesellen.  Sie  ist  bloss  berathender  Art, 
aber  in  dieser  Beschränkung  ist  ihr  Wirkungskreis  unbegränzt.  Als  spe* 
cielle  Aufgabe  sind  ihr  gesetzt:  die  Ursachen  der  gegenwärtigen  Theuerung, 
namentlich  des  Getreides,  des  Weines  und  der  Seide,  und  die  Wege  der 
Abhilfe  aufzufinden,  die  Mittel  zur  Vollendung  der  grossen  Communications- 
wege  zu  erforschen,  die  Gründe  der  steigenden  Silberausfuhr  und  die 
Mittel  ihr  Einhalt  zu  thun,  die  Münzverhältnisse,  den  Einfluss  der  Bank 
und  der  Spekulation  auf  den  Verkehr  und  die  Frage  der  Vergrösserung 
des  Bankkapitals  zu  erörtern. 

Zu  S.  23  Z.  2. 

Anmerkung:  Das  comit^  consultatif  des  arts  et  metiers  hat  durch 
das  Dekret  vom  20.  Mai  1857  eine  neue  Organisation  erhalten.  Es  besteht 
fortan  aus  acht  Mitgliedern ,  die  ans  der  Mitte  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften, der  Ingenieurs  des  Strassen-  und  Brücken-  oder  des  Bergbaues 
und  der  Kauflente  oder  Industriellen  vom  Minister  des  Handels  gewählt 
werden;  der  Minister  ernennt  auch  den  Sekretär  des  Comit^  mit  dem 
Rechte  der  Stimmgebung  und  bestätigt  den  vom  Comit^  gewählten  Prä- 
sidenten. Dem  Sekretär  können  zwei  Auditore  des  Staatsrathes  zur  Unter- 
stützung beigegeben  werden.  Die  Mitglieder  werden  nach  zehnjähriger 
Dienstleistung  zu  Ehrenmitgliedern  ernannt  Der  Generaldirektor  der 
Zölle  und  indirekten  Abgaben  und  in  dessen  Verhinderung  einer  der  Ad- 
ministratoren, sowie  die  Generaldirektoren  des  äussern  und  des  innem 
Handels  im  Handelsministerium  wohnen  den  Beittthungen  ebenfalls  mit 
dem  Rechte  der  Stimmgebung  bei. 

Hock.  Finanzvorwaltung  Frankreichs.  43 
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Zu  S.  23  Z.  8  V.  u. 

Anmerkung:  Die  Gommisnon  zur  Enpittliing  der  wirkliche 
Waarenwerthe  ist  durch  daa  Dekret  der  proviaoriscfaen  Regierung  toi 
13.  December  1848  eingesetzt  worden. 

Zu  8.  91  Z.  20. 

Anmerkung:  Das  Dekret  vom  10.  November  1856  verpflichtet  d» 
Hinister  keine  neue  Ausgabe  zu  Übernehmen,  ehe  sie  durch  Erwirkmi^ 
von  virements  des  fonds  oder  crWts  suppi^mentaires  die  nöthige  B^ 
deckung  sich  verschallt  hätten,  und  namentlich  die  virements  zur  An» 
gleichnng  der  Lücken  zu  benützen,  welche  im  laufenden  Verwaltungsjalin 
bis  Ende  December  bei  einzelnen  Ausgabsposten  im  Vergleiche  mit  dn 
im  Voranschläge  für  sie  bestimmten  Sunmaen  sich  ergeben. 

Zu  8.  114  Z.  10. 

Anmerkung:  Für  1854  erfolgte  sie  am  31.  December  1856.  - 
Ueber  die  Rechnungen  der  Staatscentralkassa  spricht  der  Rechnungshi 
in  Folge  des  Dekretes  vom  29.  November  1856  in  viermonatlichen  Perio- 
den ab. 

Zu  8.  168  Z.  18. 

Anmerkung:  Auch  die  Unterstützungen  werden,  wenn  zwar  nidit 
ohne  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern,  von  dem  Finanzminislff 
ertheilt 

Zu  8.  168  Z.  20. 

Zusatz:  Keine  Beschwerde  und  kein  Rekurs  werden  angenommeB- 
die  nicht  mit  der  Quittung  über  die  bis  zum  Augenblicke  der  Uel<r- 
reichung  fälligen  Steuerquoten  belegt  wären. 

Zu  S.  169  Anmerkung  3. 

Zusatz:  In  Paris  ist  an  die  Stelle  der  Umlagsteuer  für  die  Cot^r- 
haltung  der  Börse  durch  das  Gesetz  vom  17.  December  1856  das  Eintritte 
geld  für  die  Besucher  der  Börse  getreten.     Dasselbe  betraft : 

für  den  Tag;     im  Jahrcsabono^Ber: 
Fr  Fr. 

an  der  Effektenbörse 1  150 

an  der  Waarenbörse Va  75 

Zu  8.  183  Z.  6  V*  u. 

Anmerkung:  Die  Enregistrementgebühren  für  bewegliche  aso 
unbewegliche  Sachen  sind  in  den  hier  erwähnten  Fällen  eigentlich  gluch. 
und  der  hervorgehobene  Unterschied  von  1'/,  Procent  in  der  Belegung  i^ 
letzteren  entsteht  durch  die  zur  Erlangung  eines  dinglichen  Rechte»  a> 
entbehrliche  Inscriptions-  (Grundbuchs-)  Gebühr. 
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Zu  S.  196. 

Zusatz:  Das  Finanzgesetz  vom  23.  Juni  1857  bringt  für  das  £n- 
registrement  und  den  Stempel  drei  wichtige  Bestimmungen: 

Bei  Uebertragungen  von  Aktien  und  andern  Industriepapieren,  die 
auf  den  Namen  des  Inhabers  lauten,  ist  eine  Enregistrementsgebühr  von 
20  Cent,  für  je  100  Francs  des  Preises  zu  entrichten;  bei  solchen,  die  auf  den 
Ueberbringer  lauten ,  wird  diese  Enregistrementsgebühr  in  eine  Abfindungs- 
summe von  12  Cent  für  100  Fr.  des  mittleren  Courswerthes  des  voraus- 
gegangenen Jahres  verwandelt.  Ist  der  Courswerth  nicht  bekannt,  so  wird 
der  Werth  nach  den  allgemeinen  Vorschriften  für  das  Enregistrement  er- 
hoben. Der  Gebühr  unterliegen  auch  Papiere  fremder  Gesellschaften,  die 
in  Frankreich  in  Verkehr  kommen.  Die  Gebühren  sind  unter  Vorbehalt 
des  Regresses  gegen  die  Aktionäre  von  den  Gesellschaften  selbst  zu  ent- 
richten, und  unabhängig  von  denselben  werden  die  nach  dem  Gesetze 
vom  5.  Juni  1850  vocgezeichneten  Stempel  und  Abfindungsbeträge  ein- 
gehoben. 

Der  Stempel  für  Afiichen  und  Ankündigungen  wird  aufgehoben,  und 
eben  so  hört  der  zweite,  10  Procent  Zuschlag  für  die  Enregistrements- 
gebühren  auf,  während  er  für  alle  andere  zuschlagspfiichtige  Gebühren 
auf  unbestimmte  Zeit  fortdauert,  ungeachtet  die  Zeit,  für  welche  er  durch 
das  Gesetz  vom  14.  Juli  1855  ursprünglich  eingeführt  wurde,  mit  dem 
letzten  December  1857  zu  Ende  geht. 

Zu  a  204  Z.  6. 

Anmerkung:  Die  Pässe  selbst  werden  auf  gestempelten  Blanquettea 
ausgefertigt;  der  Stempel  beträgt  2  Fr.  für  Pässe  für  das  Inland  und 
10  Fr.  für  Pässe  ins  Ausland.  Die  Jagdlicenzen  werden  ebenfalls  auf 
gestempelten  'Blanquets  ausgestellt;  von  ihnen  ist  S.  234  gelegentlich  der 
Jagdrechte  nochmals  die  Rede. 

Zu  8.  212  letzte  Zeile. 

Anmerkung:  Durch  das  Dekret  vom  24.  März  1852  ist  diese  strenge 
Bestimmung  zurückgenommen  worden ;  es  genügt  gegenwärtig  ein  kaiser- 
liches Dekret. 

Zu  8.  229  Z.  5  V.  u. 

Anmerkung:  Diese  Taxe  wurde  durch  das  (besetz  vom  22.  Juli 
1850  wieder  abgeschafft 

Zu  8.  258  Z.  11. 

Anmerkung:  Durch  das  Gesetz  vom  10.  Juni  1854  wurde  die  Er- 
richtung von  Docks  zu  Marseille  genehmigt;  das  Gesetz  vom  23.  Oktober 
1856  hat  die  Befugniss  hiezu  der  Stadtgemeinde  übertragen  und  die  Tarife 
und  Zollkontrolen  festgestellt. 


Zu  8.  2S8  Anm.  1. 
Zusatz:    Den  im  Zolle   ermäasigten  Waareu  sind   noch  beimulilai: 
Ingwer,  RicinuBkörner,  Sixia  krj'Blollisirte,  Schwefel ,  roh ,    g¥r«im^t  nnil 
als  ßeliwerelbliithe,  Wolle ,  geliecheit  und  gefärbt.     (Dekrete  vom  23.  Ok- 
tober und  5.  Kovember  1656,  7.  Uärz  und  25.  Uü  1857.) 
Zu  8.  288  Z.  6  V.  u. 
Zngatz:  Ein  Gesttz  vom  18.  April  ]8S7  bestätigte  die  seit  dnnOl 
setze  vom  2S.  Juli  1656  erscbieiienen  und  einige  d&msla  ütMfrgsngeac hd 
serliche  Delircle  in  Zollsadicn, 


Zu  8.  313  Z.  2. 

Zusatz:  Den  in  Frankreich  lollfreicn  ErzeugnJaBen  Algii 
nuaaul  beizuzählen.     (Dekret  vom  7.  iiiin  1857.) 
Zu  S.  317  Anm.  Z.  6. 

Zusatz:  Der  wirklichf  Rohertrag  im  Jahre  1856  war  184.7  UiaR 
Zu  S.  326  Anm.  Ä. 

Zu  setz:  Dieses  Reglement  und  die  Inslruklion  ordnen  in  «Uea  Dt 
das  Verhaltniaa  der  Fabriknnlen  zu  den  Organen  der  KontrolcL 

Unter  iliren  Bestimmungen  verdient  nls  eine  der  wichlinten  hd 
gehoben  zu  werden,  doas  die  Menge  und  die  Gradbaltigkeil  de«  &b 
saftea  im  Klürkesscl  die  Grundlage  bieten,  die  Steuerschuldigkeit 
Fabrikanten  zu  kontroliren.  Ela  wird  nümticb  angt^nommeD ,  daw 
Liter  Saft  von  je  I  Procent  des  Sadiarometers  (über  der  Dichtigkeit  M 
deaüllirten  Wasflers)  zu  15'  R.  1400  Gramnes  Zucker  des  L  Typ* 
sprechen.  Die  Jlcnge  des  Saftes  wird  nach  dem  RaunuDhoIle  de»  K« 
mit  Abzug  lou  10  Procent  und  des  Voluuis  der  Zusätze  bemcMviii 
ßi-adhaltigkeit  wird  erhoben,  ehe  noch  der  Kalk  iu  den  Kuael  ka 
und  irgend  ein  anderer  Zusatz  hineingebracht  wird. 

Da  Jede  Füllung  des  Elärkessela  siigcroddet  und  amtlich  lll 
werden  niuss,  so  genügt  ein  sorgfaltig  geführtes  compte  couranl,  am 
zu  erwartende  Zuckermcnge  durch  olle  Phasen  ihrer  BUdnnK  bis  tui 
Augenblicke  fest  zu  hallen,  daas  sie  als  fertiger  Zucker  die  Fabrik  < 
lässt  und  die  Fabrik  die  Csnipagne  beendet. 

Ausser  diesem  allgemeinen  Fabrikationsconlo  werden  noch  Kb  Oq 
probe  ein  besonderes  Conlo  für  die  zur  KrysUdlisirung   bestimtnl«  Sl 
(diu  gewöhnlichen  Sjrupe,  die  unvollendeten  Zucker  und    die  noch  kif' 
Btallisirbaren  Abfälle)  und  die  fertigen  Zucker  (das  Zuckermehl    deu 
in  den  Formen   und  Ti-ockenstnben    uod   den   rsf^nirlen   Zucker)  gefüM 
Aufsch reib un gen  tibci'  den  Inhalt  einzelner  OeTösse  gepflogen,  und  di 
drei  GeneraJinventare ,  vor  dem  Beginn  der  Campagne,    nach  Beeudii 
der  Klärungsarbeiten  und  nach  dem  Schlüsse  der  Campagne,  so  «*■ 
reiche  uniermnthele  Durchsuchungen,   die  wirklich   encogte   and  H 
1  Unterschleife  ea  verhindern. 


piQchtige  Menge  fest»nsli?llen 
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Wenn  eine  geringere  Znckermenge  gewonnen  wird,  als  welche  ans 
der  Menge  und  Qradhaltigkeit  des  Elärsaftes  rechnungsmässig  ermittelt 
wurde,  mnss  der  Abgang  versteuert  werden;  nur  wirkliche  materielle 
Verluste  durch  Ausrinnen,  Feuersbrünste  u.  dgl.  werden  abgeschrieben. 
Eben  so  unterliegt  jeder  Mehrgewinn  der  Versteuerung.  Werden  bei  einer 
Durchsuchung  um  3  Procent  mehr  Zucker  gefunden,  als  die  Aufschreibun- 
gen als  vorhanden  nachweisen,  so  kann,  werden  wenigstens  um  6  Procent 
mehr  Zucker  gefunden,  so  muss  das  Strafverfahren  eingeleitet  werden. 

Die  Fortschritte  der  Industrie  haben  auch  in  Frankreich  die  Theilung 
der  Arbeit  in  Fabriken ,  die  bloss  geklärten  Saft  oder  Rohzucker  erzeugen, 
und  in  solche,  die  bloss  diese  Stoffe  raffiniren,  hervorgebracht. 

Fabriken,  die  bloss  raffiniren,  dürfen  nur  bereits  versteuerte  Stoffe  ver- 
arbeiten.  Die  empfangenen  Stoffe  werden  ihnen  darum  im  Verhältnisse  von 
100  Pfd.  Zuckermehl  vom  ersten  Type     =  86  Pfd.  Raffinat 
100     n  „        überdem  ersten  Type  =  94     „  ^ 

100     „     eingedickter  Zuckersyrup  =  34     „  „ 

zu  Gute  geschrieben;  was  sie  mehr  gewinnen,  müssen  sie  nachträglich 
versteuern. 

Fabriken,  die  zugleich  erzeugen  und  raffiniren,  werden,  wenn  sie 
ihre  eigenen  Vorräthe  aufgearbeitet  haben,  bloss  als  Raffineure  betrachtet; 
allein  auch  sobald  sie  alle  ihre  Vorräthe  dem  Klärungsprocesse  unterzogen 
haben,  dürfen  sie  fremde  Stoffe  zur  Verarbeitung  übernehmen;  die  letz- 
teren sind  in  diesem  Falle  noch  unversteuert  und  werden  darum  dem 
Fabrikanten  zur  Last  geschrieben. 

Die  erschöpften  Melassen  dürfen  in  der  Regel  nur  ausser  der  Fabrik 
zur  Destillation  verwendet  werden,  nur  ausnahmsweise,  in  geringen  Mengen, 
gegen  besondere  Erlaubniss  und  gegen  Versteuerung  (wenigstens  von 
5  Pfd.  Zucker  für  100  Pfd.  Melasse),  ist  die  Verwendung  zu  grobem  Back- 
werk, zu  Nahrungs-  und  Fütterungszwecken  gestattet. 

Zu  8.  327  Z.  12. 

Anmerkung:  Eine  achte  Niederlage  ist  durch  das  Dekret  vom 
21.  März  1857  in  St.  Quentin,  eine  neunte  durch  das  Dekret  vom  4.  April 
1857  in  Honfleur  und  eine  zehnte  durch  das  Dekret  vom  16.  Juli  1857 
in  Bordeaux  errichtet  worden. 

Zu  8.  327  Anm.  1. 

Zusatz:  In  der  Campagne  185 V<  wurden  90.6  Mill.  Kilogr. Rüben  ver- 
arbeitet, in  der  Campagne  185%  sank  diese  Menge  wieder  auf  80.9  Mill.  herab. 

Zu  8.  337  Anm.  2. 

Z  US  atz:  Der  Ertrag  der  Salzsteuer  im  Jahre  1856  war: 

Im  Douanenrayon 28.2  Mill.  Fr. 

Ausser  dem  Douanenrayon  .     .      7.1      n       -^ 

Zusammen  .  35.3     -       n 


Zu  S.  355  Z.  23. 

Zusatz:  Im  Jahre  1855  belrugtn  für  100  Kilogr.  die  Anksnfalu»Ul 
des  RobiuBieriuls  104  Fr.,  die  Kosten  der  Uagazinage  3  Fr.  9  C«at.,  te 
Fabrikation  30  Fr.,  des  Tranaporla  des  KohsIolTes  4  Fr.  65  Cent, 
Transports  des  Fabrikates  2  Fr.  67  Cent.,  eo  dass  mit  Rücksiclil  anf  & 
Abfalle  n.  dgl.  die  Dmvlnchnittflkostea  von  100  Silogr.  TaUkftbrikdk 
auf  147  Fr.  9  Cent,  sicli  stellten,  während  dieser  Tabak  durchsrbniltKk' 
um  613  Fr.  14  Cent,  verkauft  wurde.  Der  richtig  geatellce  Robata^ 
belief  sieb  auf  153.2,  der  Neltoerlrag  auf  113.8  Mill.  Fr.,  die 
auf  34,5  Mill.  Küngr.  Von  jenen  113.8  Mill.  Fr.  wurdeu  99.2  Hill  WL 
die  Staatskassen  abgeführt,  der  Rest  diente  zur  Vermehrung  des 
der  Regie,  wclcbee  an  Vorrätlien,  Gebäuden  u.  dgl,  im  Laafc  des 
\<ia  85.4  auf  99.8  Mill.  Fr.  sieb  hob. 

Zu  8.  359  Z.  9  V.  u. 

Zusatz:  Im  Jahre  1855  war  die  verkaufte  Menge  26.480  m^tr.  QuinOli, 

der  Reinertrag  5,1  Uill.  Fr.     Auch  hier  haben  sich  die  VorrSthe  oitd  aH 

ihnen   das   eichende  Kapital   der   Regie   und    z\  '  ~        -   -  ■•  — 

erhöht. 


Zu  8.  392  Z.  2.  1 


II. 


Aumerkung:  Das  Dekret  vom  26.  Oktober  1S54    liat  die  DnüHh 
tiun   VDU   Cerealien    und    andere   zur   Nahning    von   IIen»chi 
mehligen  Stoffen  wegen  der  beginnenden  Theumng  der  Lebensmittel 
sagt;  das  Dekret  vom  11.  Februar  IWT  hat  Reis  vc 
ausgenommen,   lugleieh  aber  als  Strafe   der  Uebertretung  dii 
die   Untereagung  jeder   Destillation   aus   mehligen    SloOisn 
Für   verdorbene  NahrungsstoOc  erlheilen  die  Prftfckle   ausnahmawclM 
Ermächtigung   zur  Destillation.     Lavergne  in   seinem    Aulsatze 
nirale  de  la  France.     Joiim.  des  Econ.  März  1856,  S.  329  ladeU  mit  Ba 
diese  Beechräukung  des  freien  Verkehrs. 

Zu  8.  461  Z.  17. 
Zusatz:  Der  BeHehl  der  CommisBion  für  die  Dotation  der  Ann« 
den  Kaiser  ^om  6.  Uui  1857  über  die  Qebahrung  der  DotatiotukMM 
Jahre  1656,  dem  ersteu  ihrer  Wirksamkeit,  gewährt  eine  ütwma^a 
Einsicht  in  die  Wichtigkeit  dieses  Instituts.  Es  wiirdim  durch  Tcrd 
lung  desselben  22.437  Mann,  oder  16.2  Proceul  des  gerordatm  Oal 
geuts  vou  I4().000  Mann  vom  Uilltärdienslc  befreit,  24.277  Hans  fl 
Wiedereintritte  oder  neuen  Eintritte  l)estimml,  von  jenen  iilierTQ  HULl 
und  an  diese  über  29  Mül.  Fr.  Prämien  und  über  1  Mill.  Fr. 
Eulagen  bezahlt.  Auch  verzinsliche  Anlagen  von  Soldaten  B« 
Unlcrlialles  naeb  beendeten  Dienste  und  von  jungen  LeniMi  ( 
ligen  Vervollständigung  der  Loskau  rsnmmc  sind  liereits  ein) 
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Interesse  ist  der  Umstand,  dass,  als  die  Fortdauer  des  Krieges  noch  in 
Aussicht  stand ,  die  Stellvertreter-Prämie  auf  2300  Fr.  festgesetzt  werden 
musste,  während  sie  nach  dem  Frieden  auf  1500  Fr.  ermässigt  werden 
konnte. 

Zu  S.  475  Anm.  1. 

Anmerkung:  Durch  das  Gesetz  vom  17.  Juni  1857  soll  diesem 
Uebelstande  abgeholfen  werden.  Der  Finanzminister  ist  eimächtigt  zur 
Herstellung  dreier  Dampfschiffverbindnngen  zwischen  Frankreich  einerseits, 
New-Tork,  den  Antillen,  Mexiko,  Aspinwall,  Qayenne,  Buenos -Ayres 
und  Brasilien  andererseits,  den  sich  bildenden  (Gesellschaften  Subventionen 
bis  zum  Betrage  von  14  Mill.  Fr.  durch  20  Jahre  auf  Rechnung  des  Post- 
gefälles zu  gewähren. 

Zu  8.  509  Z.  14. 

Zusatz:  Im  Jahre  1856  verminderte  sich  die  Zahl  der  als  nicht  be- 
stellbar zurückerhaltenen  Briefe  auf  1.13  Procent  der  Gesammtzahl  der 
aufgegebenen  Briefe ,  und  selbst  von  ihnen  konnten  noch  13.57  Procent  (im 
Vergleiche  mit  11.91  Procent  im  Jahre  1855)  in  Folge  nachträglicher  Er- 
hebungen und  Anfragen  der  Adressaten  zugestellt  werden. 

Zu  8.  511  Z.  3  V.  u. 

Anmerkung:  Die  Zahlen  des  Textes  über  die  Voranschläge  für 
1856  und  1857  sind  den  Gesetzentwürfen  und  nicht  den  Gesetzen  selbst 
entlehnt,  die  Zahlen  der  letzteren  sind  im  Anhange^  Ausweis  XVI  enthalten, 
weichen  aber  von  jenen  der  Entwürfe  nur  unbedeutend  ab. 

Zu  8.  526  Anm.  1. 

Zusatz:  Der  Stand  der  Alterversorgungskassa  Ende  1856  war 
folgender : 

Das  Vermögen  der  Anstalt  bestand  in  46.8  Mill.  Fr.,  die  ganz  zum 
Ankaufe  von  Renten  verwendet  waren;  von  den  angekauften  Jahresrenten 
waren  947.000  Fr.  in  2,304.000  Fr.  Leibrenten  umgewandelt  worden.  Die 
Zahl  der  Conten  war  56.903,  hierunter  32.197  für  Personen  männlichen 
und  24.706  für  Personen  weiblichen  Geschlechtes. 

Zu  8.  530  Z.  10  V.  u. 

Zusatz:  Nach  dem  Berichte  der  Gommission  zur  Ueberwachung  der 
Amortisations-  und  der  Consignations  •  und  Depositenkassa  an  den  gesetz- 
gebenden Körper  vom  29.  April  1857  betrug  die  Einnahme  des  Amorti- 
sationsfondes  im  Jahre  1856 

an  Dotation    ....    86.6  Mill.  Fr. 

an  eigenen  Renten .     .    25.0     „       „ 

Zusammen    111.6  Mill.  Fr. 
Auch  in  diesem  Jahre  fand  eine  Verwendung  dieser  Summe  zu  ihrem 
eigentlichen  Zwecke,  der  Verminderung  der  fundirten  Staatsschuld ^  nicht 


sluLl,   nur  die   Dolalion   de»   Amortisation Bfondea    vermebrle  sidi   um  in 
3  Proci-Dt  Zinsen  jener  JahreseiDnahine.     Die  fundtrte  Schuld  vcmiiniiwi« 
üicii  nbennals  nur   um  jenen  Kapilalsbetrng   von   1,664.000  Fr.,    fat  wel- 
clien  LeibreuWn  fiir  die  Allenersorgungsonstalt  gescliaffeo  worden. 
Zu  S.  531  Anm.  1  und  S.  532  Anm. 

Zuesti:  Der  8taud  der  Conaignations -  und  DeposilmkasM  Wnif 
Ende  1056  iilwr  511  Mill.  Fr.,  hievon  waren  45.8  Mill.  bei  DepvIemcBK 
Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten,  241.4  Ulli,  beim  Slsale  in  attoB 
Rechnung,  l(t2.8  Hill,  in  Renten,  10.6  Uill.  in  KaaalakÜeD,  13.3  HUI.  m 
Aktien  der  Nonlbahn  angelegt,  17.1  UUl.  betrug  d«"  Baarfoud. 

Was  die  C'«mmittentea  derKaaaa  belriffC,  liall«n  sich  geifcti  l^dir 
gericliüichen  und  Verwaltnogadepositen  am  6.7  Hill,  nnd  die  freiwillign 
Einlagen  sogar  um  II  Hill.,  also  fast  um  die  HälAe  vermiadert,  tut 
natürliche  Folge  des  t'nlerschiedea  zwischen  dem  Jelzigen  aUgemHan 
Zinsruss  nud  Jeuem,  welchen  die  Kassa  ihren  Gläubigem  gewährL  D» 
gegeu  ist  der  Fond  der  Sparkassen  um  4  Hill,  und  Jener  der  Allen« 
BOrgungskassB  um  3  Mill.  gestiegen  und  sn  der  Dotatiou  der  Armee  (TV|i 
a  460  und  676}  hat  die  Kassa  einen  neuen  KlienCe 
mit  einem  Funde  von  39.6  Mill.,  gewonnen. 

Der  Gewinn,    welchen  die   Kassa    dem  Staate    im  Jxhr«    1836  ■ 
warfen  bat,  belief  sich  auf  1,772.000  Fr. 
Zu  S.  546  Z.  2. 

Zusati:  Das  Gesetz  vom  3.  Juni  iaa7  hat  die  Bank  < 
nüch  weMQllich  umstallet.  Ihr  Privilegium  wurde  auf  weitere  30  Ji 
also  bis  1697  verliingert;  sie  wurde  der  Einhaltaag  des  | 
6  Proceot  Zinsfnsses  enthoben  und  ennächUgt  KoI«n  zu  SO  Fr.  i 
und  auch  auf  Obligationen  der  Gesdlschaft  des  Boden kredites  ^ 
zn  ertheilen.  Dagegen  wurde  sie  zur  Hinaufsähe  Ton  91.250  n 
verhalten,  zu  deren  Abnahme  gegen  den  Kurs  von  1100  die  1 
der  alten  Aktien  allein  wie  bererhtigel  so  verpilicfalft  sind-  Hindod 
wird  das  Bankkapilal  auf  182.8  Uill.  Fr.  und  die  Keaen-e  tat  26.1  tu. 
Fr.  gebracht.  Vmi  den  neu  eu  wachsen  den  Fonds  d«r  Haiüt  «tflB 
100  Hill.  Fr.  dem  Staate  gegen  3  Proceiit  Reuten  gelieben.  Wtbwltt 
Eiuzahluugen  au  die  Bank  auf  die  neuen  Aktien  bis  3.  Juni  1858  yttktit 
seyn  müssen,  erfolgen  die  Einzahlungen  der  Bank  au  den  Slaal  cM  to 
Laufe  des  Jahres  1859.  Der  Kurs,  um  welchen  die  Renten  dw  tmi 
überlassen  werden,  richtet  sich  nach  dem  Durchschnittaktme  des  je^ 
Bioiahlmig  vor« usgch enden  jUouates,  er  darf  aber  nicht  weniger  lliS 
betragea  Der  Gewinn,  welcher  der  Bank  aus  der  Erhöbang  dea  I 
fuMCS  Aber  6  Procent  im  betrelTenden  Falle  erwachsen  sollte,  darf  ri 
vertheilt,  sondern  soll  in  den  Rrseriefüud  hinterlegt  weiden. 
versinsl  der  Bank  das  ihm  eröffnete  üümpte  cuurani  sq  dou  I 
Escompte-Fusse  für  Wechsel ,  jedoch  nie  hoher  als  lu  3  E 
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ist  die  Regierung  berechtiget  yon  1867  angefangen  za  verlangen^  dass 
die  Bank  eine  Succnrsale  in  jedem  Departement  errichte,  wo  bis  dahin 
keine  bestände. 

Die  dem  Staate  zufallenden  100  Mill.  Fr.  werden  zur  Verminderung 
der  schwebenden  Schuld  verwendet.  An  Stelle  der  Renten,  welche  der 
Bank  ausgefertigt  werden ,  ist  ein  gleicher  Betrag  der  dem  Amortisations- 
fonde  gehörigen  Renten  zur  Vertilgung  bestimmt;  dagegen  wird  die  Jahres- 
dotation des  Amortisationsfondes  um  1  Procent  dieses  Betrages  erhöht. 

Wir  sehen ,  dass  durch  diese  Operation  die  Bank  berechtiget  und  zur 
Wahrung  der  Interessen  ihrer  Aktionäre  gewissermassen  genöihigt  wird, 
den  Kreis  ihrer  Geschäfte  durch  grössere  und  leichtere  Ereditsertheilungen 
zu  erweitem  und  in  Zeiten  herannahender  oder  hereingebrochener  Krisen 
der  Beschränkung  ihrer  anshaftenden  Kapitalien  die  Erhöhung  ihres  Zins- 
fnsses  vorzuziehen,  und  dass  diese  ihre  neue  Richtung  durch  die  Aus- 
gabe kleinerer  Noten,  welche  in  weiteren  Kreisen  das  Baargeld  verdrän- 
gen, erleichtert  wird;  allein  die  Bürgschaft  für  die  alle  Zeit  bereite  Zah- 
lungsfähigkeit der  Bank  erscheint  uns  nicht  vermehrt.  Hiezu  wäre  neben 
der  Vermehrung  des  Bankkapitals '  auch  jene  des  der  Bank  eigenthüm- 
lichen  Baarfondes  unerlässlich  gewesen. 

Zu  S.  558  Z.  9  V.  u. 

Zusatz:  Im  Jahre  1856  hat  sich  das  Kapital  des  credit  foncier  auf 
14.7  Mill.  Fr.,  die  Summe  der  abgesetzten  Obligationen  auf  56.1  Mill.  Fr. 
erhöht  und  wurden  8.4  Mill.  Fr.  neue  Anlehen  gegeben.  Die  Dividende 
betrug  abermals  7  Procent.  Von  den  bis  dahin  dem  Grundbesitze  im 
Ganzen  geliehenen  75  Mill.  Fr.  waren  74  Mill.  Fr.  dem  bäuerlichen, 
51  Mill.  Fr.  dem  städtischen  Besitz  anheim  gefallen.  Es  zeugt  für  die 
Solidität  der  Anlehen,  dass  Ende  1856  von  den  im  Laufe  des  Jahres  fäl- 
ligen Annuitäten  von  8,172.000  Fr.  nur  38.000  Fr.  nicht  eingegangen 
waren.  Es  ist  im  Werke,  den  alten  Plan,  die  Anlehen  durch  Hinausgabe 
von  Pfandbriefen  zu  vollziehen ,  wieder  aufzunehmen. 

Zu  S.  562  Z.  13. 

Zusatz:  Die  im  Jahre  1856  beginnende  Geschäftstockung  bewirkte, 
dass  die  Gesellschaft   des  cr^it  mobilier   ihre  Thätigkeit  mehr  auf  die 

I  Dass  das  Bankkapital  zu  dem  Umfange  der  in  ihrem  Berufe  gelegenen  Geschäfte 
nicht  mehr  im  entoprechenden  Verhältnisse  stand,  beweist  am  augenscheinlichsten  fol- 

0eDde  Veiiglcichung : 

-  .. .   .         n    1 ,     ...  Escomptirtc  Summen 

Zeitperiode.      Bankkapital.      ,     r.     u    u  •.;         •     «    • 
^  "^  im  Durchschnitte.       im  Maximum. 

In  Mill.  Francs.  In  Millionen  Francs. 

18U0-18(»                45  424                           630 

1807-1813    45,  67.9,  90  515            715 

1816-1830  )    ii-g  I  400           688 

1833-1847  J    *'•  {  755           1327 

1852-1^6      91.2  3209           4674 


Utileratütuuiig  Bcüiuii  bestellender  GceeUaclialteD  old  auf  die  QcinM 
ueuer  hinwandte  uud  sich  haupUacblicb  um  die  AufrechÜtaliang  4i 
Kurse  beniübte.  In  dieaer  Bcschrüakung  Lal  sie  abermals  GroBsei  ^tloat« 
Sic  eubecribirte  und  pladrle  400.000  Eisen Iisbnaktieii  im  Werthc  «u 
116  Hill.  Fr.,  gab  die  Aktien  der  Sfidbahn  mit  62.3  Hill.  Fr.  hin« 
UDterstÜtEle  verschiedene  EisenbahngeaellachofU-ii  mit  36  HUI.  Fr.,  bnA 
mit  Eiurechiiung  der  Subscriplioiieu  des  Voi-jsbrs  1.7  MilL  Fr.  Bcala  i 
ihren  Besitz  und  widmeU'  703  Uill.  Fr.  dem  Reporlg^achäne.  Die  Kim 
benegung  betrug  3085  Uill.  Fr.,  die  Dividende  23  Procciil,  der  Anibt 
dee  VerwallmigBralheB  1,200,000  Fr.  oder  60.U0Ü  Fr.  ftir  jede«  HileGi 
Zu  S.  566  Z.  2  Y.  u. 
Anmerkung:  Nach  dem  Bvschlasse  des  Ueberwackungsr«th(t M 
Sdl  de  sLirveillance)  vom  1.  April  1857  aoU  vorlaufig  daa  Kupitri  j 
30  Hill.  Fr.  gebracht  werden. 
Zu  S.  568  Z.  10. 
Anmerkung:  Da^  franxoaische  Gesetz  unlerscheidet  siri«cheD  agW 
liehen  Akljengesellacliaften .  welche  bloss  aus  stillen  Gesellcchaflai  k 
Stehen,  und  C'umuiandit- Gesellschaften  mit  Aktien,  wo  ein  oder  ndM 
ülTentliche  Gesellsuhafter  mit  mehreren  sttllen  ia  Verbindung  Hctfl 
AktiengesellBcliaflen  bediirfeu  der  kaiserlichea  üenelimigung  und  M 
Dekrete,  mit  welchen  diese  erfolgt,  bestiuimeu  die  Kontroicn,  die  ff 
Sicherung  der  Aktionäre  und  des  Publikums  für  nöthig  «rächtet  wtnjM 
eioen  wesentliebcn  Bealfludtheil  deraelben  bildet  das  dem  Stastr  •«*« 
halteue  unmittelbare  Aufsichtsreclit.  welches  In  der  R«g«l  dnrrb  itm 
eigenen  Reglern ngscommissär  ausgeübt  wird.  Commandit-Gearllachita 
liiiigegeti  bedürfen  keiner  behördlichen  Bewilligung  und  etien  darum  gkal* 
man  von  jeher  durcli  Gesetie  die  Vorsorge  für  die  leicht  geßkr^M 
Interessen  der  slillen  Gesell  schafler  treffen  zu  Enlkaaeii.  Qua  letile  6<Ml 
dieser  Richlnng,  eine  Ri;akIion  gpgen  den  Aktienacbwlndel  nnacnf  1^ 
ist  jenes  vom  17.  Juli  1856. 

Abgesehen  von  der  bereits  lie.><tSLidencn  Hnftungaptliclit  der  iiAm 
liehen  GesellscliaTlcr  mit  ihrem  ganieii  Vermiigen  und  ibrrr  vetSDtaW 
liehen  Stellnug,  als  Geranten  diT  l.'jiteriiehmuug,  wiinlcn  fldgeodc  ft 
Stimmungen  nls  unabwelshcher  Inhalt  jedes  soleben  Gcsvllachansvoinf 
vorgpzeichiiet; 

Keine  Aktie  dorf  unler  100  Fr.  und,  wenn  das  fl lliiiliad^HÜ 

300.000  Fr.  iibersch reitet,  unter  500  Fr.  lauten.  Erst  wenn  das  pm 
Kapital  gezeichnet  ist  und  25  Procent  desselben  baar  eingetahll  dnd,  tu 
die  delinilive  Constituiiung  der  Gesell schsft  erfalgen.  Bia  lur  gialUi 
Einzahtting  des  Kapitals  lauten  die  Aktien  auf  den  Namen  der  Sitai 
licnten  und  die  letzteren  sind  für  die  Oesammlautomc  ibncr  UäclMI 
verantwortlicli.  Die  Aktien  sind  erst  nach  Einzahlutig  T«a  M  hM 
ihre»  Nennwcrthes   übertragbar.     Haben  einzelne  (" 
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statt  baareu  Geldes  andere  Objekte,  z.  B.  Fabriken,  Gründungen  u.  dgl. 
eingelegt,  so  hat  eine  Generalversamralung  über  den  Werth  dieser  Einlagen 
zu  entscheiden;  die  betheiligten  Mitglieder  sind  hiebei  vom  Stimmrechte 
ausgeschlossen.  Jede  Gesellschaft  muss  einen  Ueberwachungsrath  wählen, 
welchem  das  Recht  und  die  Pflicht  zusteht,  die  Bücher,  die  Kassen  und 
das  Wechselportefeuille  des  Geranteu  zu  prüfen  und  nöthigenfalls  eine 
Greneral Versammlung  zu  berufen  oder  selbst  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
zu  beantragen,  und  welcher,  wenn  er  der  Gesellschaft  wissentlich  Unord- 
nungen verschweigt  oder  unwahre  Berichte  über  den  Stand  der  Unter- 
nehmung und  die  entfallende  Dividende  erstattet  oder  bestätigt,  die  Ver- 
antwortlichkeit des  Geranten  theilt.  Die  Generalversammlung  hat  das 
Recht,  zu  ihrer  gerichtlichen  Vertretung  gegen  den  Geranten  einen  Cora- 
missär  zu  wählen,  das  gleiche  Recht  haben  sogar  einzelne  sich  zu  diesem 
Zwecke  vereinigende  Aktionäre.  Ist  eine  solche  Vereinigung  unmöglich, 
ao  hat  das  Handelstribunal  das  Recht  einen  solchen  Commissär  von  Amts- 
wegen zu  ernennen. 

Werden  diese  Bestimmungen  in  den  Gesellschaftsvertrag  nicht  auf- 
genommen, so  ist  derselbe  für  die  Gesellschaftsglieder  null  und  nichtig, 
nur  ihre  dadurch  entstandenen  Verpflichtungen  gegenüber  dritten  Personen 
bleiben  aufrecht 

Die  Strafe  des  Betruges  ist  auf  die  Simulirung  von  Unterschriften  als 
Aktionäre,  Geranten  u.  dgl.,  auf  Bewilligung  falscher  Dividenden  u.  dgl. 
gesetzt. 

Zu  S.  574  Anin.  1. 

Zusatz:  Es  wurden 

eingeführt:  ausgeführt: 

2.  Semester     1.  Semester  8.  Semester     1.  Semester 

1856                1857  1856                1857 
(in    Millionen    Francs.) 

Gold     ....    303.0           279.7  43.8             69.7 

Silber  ....      46.1             45.7  245.7           228.7 

Zu  S.  576  Z.  4.  V.  u. 

*  Anmerkung:    Das  neueste  Werk  über  die  Goldregion  Australiens, 

J.  B.  Trask,  report  of  the  geology  of  the  ooasts  mountains  ist  gegen  diese 
Hypothese.  Nach  ihm  wäre  der  Goldreichthum  jener  Gegenden  noch  in 
vielen  Jahrhunderten  nicht  erschöpft;  allein  auch  nach  ihm  würden  die 
Kosten  der  Ausbeute  letzterer  ein  beschränkteres  Ziel  setzen. 

Zu  S.  603  Z.  4  V.  u. 

Durch  Dekret  vom  3.  Juli  1857  hat  der  Staat  zu  Gunsten  des  Kolo- 
I     nialbudgets  auf  die  10  ^^  des  Nettoertrags  vom  Octroi  im  Littorale  von 
■>     Algier  verzichtet  und  die  10%  vom  Rohertrag  desselben,  welche  er  als 
i     Vergütung  für  die  Erhebungskosten  bezog,  auf  3%  crmässigt 
I 
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Zu  8.  628  letzte  Zeile. 

Anmerkung:   Im  Jahre  1855  betrugen:  ^^^he     Gebüliren 

1.    Die  proportionalen  Gebühren  (in  Millionen  Francs), 

bei  Uebertragung  beweglichen  Eigen thums  1983.6        46.3 

(Akte  mit  fixen  Gebühren  2425) 

bei  Uebertragung  unbeweglichen  Eigenthums  3697.4      152.3 
(Akte  mit  fixen  Gebühren  543) 

bei  Pacht  und  Miethe 869.1           2.1 

bei  anderen  Akten 2735.7         15.7 

U.    Die  fixen  Gebühren  (Zahl  der  Akte  9,501.322)  20.9 

ni.    Die  Uebergebühren 2.8 

Zusammen      240.1 
Hiebei  ist  zwar  der  erste  10  7o  Zuschlag,  nicht  aber  der  zweite  durch 
das  Gesetz  vom  14.  Juli  1855  festgesetzte  eingerechnet,  dessen  Ertrag  aaf 
7,1  Mill.  sich  belief. 

Zu  8.  629  Z.  4  V.  u. 

Anmerkung:   Im  Jahre  1855  betrugen 

die  verkauften  (an  Proportionalstempeln  .     .     .  3.7  Hill.  Fr. 

Stempelpapiere  (an  Dimensionstempeln      .     .     .  25.8 

(an  Aktienstempeln 1-0    ^ 

die  anfgedruck- lau  andern  proportional.  Stempeln      5.0 

ten  Stempel    Jan  Druckschriftenstempeln    .     .  6.2 
f  an   andern  Dimensionsstempeln      9.8 


Zusammen      51.5  Hill.  Fr. 

Zu  S.  634  letzte  Zeile. 

Anmerkung:  Auch  im  Jahre  flössen  144.3  Mill.  Fr.,  fast  73  Procent 
der  Zolleinnahmen ,  bei  den  fünf  Aemtern,  Havre,  Marseille,  Nantes,  Paris 
nnd  Bordeaux  ein. 

Zu  8.  637  Z.  4. 

Anmerkung:     Die  Menge  der  1855  verbrauchten  steuerpflichtigen 

G^enstände  war: 

,_      ,       ,     (  im  Grenzbezirke  .     .    288.0  Mill.  Kiloirr. 
Kochsalz  J  .      ,  -.  o  ^ 

(  im  Innern    ....       71.9      „  „ 

Zusammen  .     .     359.9  Mill.  Kilogr. 
Gesaramtertrag       35.2  Mill.  Fr. 
Der  Zuckerverbrauch  war: 

Kilogramm.  Francs. 

an  fremdem  Zucker  1,504.000  mit  einem  Gebührenertrag  von     72,395.0(X) 
an  inländisch.  Zucker    644.000    „        v  n  ^       30,112.000 

Gegen  das  Vorjahr  hatte  sich  das  Verhältniss  etwas  zu  Gunsten  dee 
fremden  Zuckers  geändert. 
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Die  verkauften  Tabak  mengen  haben  sich  auf  24.5  Mill.  Kilogr.  mit 
einem  Gebührenertrage  von  152.5  Mill.  erhoben. 

Beim  Schiesspulver  stellte  sich  der  Verschleiss  auf  2.8  Mill.  Kilogr. 
im  Verschleisspreise  von  8.8  Mill.  Fr. 
Getränke: 

Wein 10.340.000  Liter 

Obstwein  und  Meth 4,440.000      „ 

Branntwein 715.000      „ 

Bier 5,870.000     „ 

Die  Consumtion  von  Wein  und  Branntwein  war  gefallen,  während 
jene  von  Bier  sich  bedeutend  erhöht  hatte. 

In  Betreff  der  anderen  indirekten  Abgaben  verdient  die  vom  öffent- 
lichen Fuhrwerk  besondere  Erwähnung.  In  Folge  des  Gesetzes  vom 
14.  Juli  1855,  durch  welches  der  gesamrote  Frachtlohn  der  Eisenbahnen 
für  die  Personenbeförderung  und  jener  für  den  Waarenverkehr  mit  Eil- 
zügen in  die  Steuerpflicht  einbezogen  wurde,  erhob  sich  die  Summe  der 
steuerpillchtigen  Frachtlöhne  auf  126.9  Mill.  Fr.  und  der  Gesammtertrag 
der  Abgabe  auf  16,4  Mill.  Fr. 

Zu  S.  643  Z.  4. 

Anmerkung:  Im  Jahre  1855  ist  im  Vergleiche  zu  1854  der  Ertrag 
der  indirekten  Abgaben  mit  Ausnahme  der  Zuckersteuer  gestiegen;  doch 
hatte  hieran  zunächst  der  zweite  10  7o  Steuerzuschlag  den  grössten  An- 
tbeil.  Eine  starke  durch  den  Verbrauch  und  Gebrauch  selbst  herbei- 
geführte Ertragserhöhung  trat  nur  bei  dem  Bier,  den  Garantiegebühren, 
dem  Tabak  und  dem  Pulver  ein. 

Eine  bedeutende  Erhöbung  der  Weid-  und  Branntweinsteuer  war 
bloss  in  den  Departements  Nord,  Pas  de  Calais  und  Seine  inf6rieure  zu 
bemerken,  in  den  eigentlichen  Weingegenden  ist  sie  gesunken.  Der  Bier- 
verbrauch stieg  besonders  in  den  Departements  C6te  d'Or,  Gironde,  Marne, 
Meurthe,  Meuse,  Moselle,  Sadue,  Seine,  Seine  et  Marne,  Seine  et  Oise, 
ßomme  und  Vosges. 

In  der  Zuckererzeugung  war  eine  weitere  geographische  Verbreitung, 
namentlich  in  den  Departements  Finist^re,  Ille  et  Vilaine  und  Is^re  er- 
sichtlich, während  in  den  grossen  Mittelpunkten  dieser  Industrie^  den 
Departements  Nord  und  Pas  de  Calais,  ein  Rückschritt  eingetreten  war. 

Die  Tabakconsumtion  war  am  meisten  in  den  Departements  der  grossen 
Städte,  Seine,  Seine  inf^rieure ,  Pas  de  Calais,  Rhone,  Rhone -Mündungen, 
Gironde  und  in  den  Departements  Tarn  et  Garonne  und  Lot  et  Garonne 
gestiegen. 


Sachregister. 


Abfindungenfür  Stempelabgaben 
196.  675;  —  für  GeträDkesteuern 
398;  —  für  öffentliches  Fuhrwerk 
414;  —  für  Schifffahrtsgebühren 
427. 

Abgaben,  direkte,  System  138; 
—  Zuschläge  159;  —  ziffermäs- 
sige  Feststellung  161;  —  Ezeku- 
tionsverfahren  164 ;  —  Verjährung 
166;  —  Rekursweg  167.  674;  — 
Verwaltung  169 ;  —  Uebersichten, 
Statistik  172.  622. 

—  indirekte  319;  —  Zuschläge 
439;  —  Verjährung  440 ;  —  Straf- 
verfahren 440;  —  Verwaltungs- 
organismus 441 ;  —  betheiligte 
Beamte  und  Gewerbe  452;  —  Ge- 
sammtergebnisse  453;  —  Detail* 
lirte  Uebersicht  637.  643.  684. 

Abgaben,  Uebersicht  aller  beste- 
henden 595. 

A  bl  a  s  s  u  n  g  vom  Gefällsstrafver- 
fahren 83. 

Abschreibung  streitiger  Forde- 
rungen 84. 

Actien,  Abgabe  von  denselben 
196.  675. 

Activa  des  Staates,  Uebersicht 
536. 

Activforderungen  des  Staats  463. 

Administrative    Fragen,     von 


I 


der    gerichtlichen    Entscheidung 

ausgeschlossen  62. 
Algier,  Rechnungssystem  122.  — 

Zollverband    312;    —    besondere 

Einnahmen  454.  680. 
Alterversorgungs-Anstalt  526. 

679. 
Amortisationsfond,  EinnalimeB 

467.  679;  -<  Einrichtung  528. 
Amtspraxis  38. 
A  n  d  o r  r  a- Th a  1 ,  HoheitsregaJe  462. 
Anleihen  des  Jahres  1855,  539; 

siehe  auch  Staatsschulden. 
Anleihenrückzahlungen    der 

Eisen bahngescllschaflen   464 ;    - 

fremder  Staaten  466. 
Arbeitervereine,     Beiträge    für 

die  Ueberwachungskoeten  462;  — 

Rückzahlungen  von  Anleihen  463. 
Armeedotationskasse  ,      Ein* 

nähme  460.  678. 
Aspiranten  zum  Finanzdienste 38. 
Ausfuhr  auf  ungewissen  Verkauf 

299. 
Ausfuhrprämien  300.  305. 
Ausfuhrzölle  293. 
Ausfuhrzollverfahren  26t. 

B. 

Bank  von  Frankreich  545;  — 
Verwaltung  548;  —  Ergebnisse 
der  Gebahrung  549;  —  Meue  Ge- 
setzgebung 680. 
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Bank  von  Algier  551. 

—  vonHartinique^Guadelonpe, 
la  Reunion,  Cayenne,  St. 
Louis  551. 

Beamte  5.  29;  —  sind  versetzbar 
nnd  entsetzbar  29;  —  Aufnahme 
29 ;  —  Missverhältniss  der  Bezüge 
31; — Nebenbeschäfligangen  32; — 
Vojrrückung  32;  —  aus  Europa  in 
den  Kolonien  33 ;  —  verrechnende 
34;  —  des  aktiven  und  sedentären 
Dienstes  35;  —  Verehlichung,  An- 
zeige 37;  —  Beförderung  42.  62; 

—  Pensionsansprüche  45.  48. 
Beamtenstatus  für  indirekte  Ab- 
gaben 452. 

Beamtenverhältnisse,  29;  — 
kritische  Bemerkungen  hierüber  50. 

Beförderungsliste  42. 

Behörden,  anweisende,  Rech- 
nungsverfahren 104;  —  dürfen 
den  Staatsvoranschlag  nicht  über- 
schreiten 136.  674.   / 

Beiträge,  städtische,  für  Pö- 
lizeikosten  462. 

—  der  Gemeinden  aus  dem  Octroi 
für  die  Truppenkasemirung  362; 

—  für  die  Kosten  der  Oktroiver- 
waltung  450 ;  —  für  Staatsbauten 
463;  —  für  Katastralarbeiten  463. 

Bemerkungen,  kritische,  über 
das  Pensionssystem  50;  —  die 
Beamten  Verhältnisse  50;  —  die 
Sonderung  der  einzelnen  Verwal- 
tungszweige 54;  —  den  Einfluss 
der  administrativen  Tribunale  65 ; 

—  die  Geschäftsbehandlung  68; 

—  das  gerichtliche  Verfahren  bei 
Uebertretungen  der  Finanzgesetze 
82;  —  die  Materialverrechnung 
117;  —  die  Stellung  der  General- 
einnehmer 126;  —  über  das  Rech- 
nungswesen 134;  —  Umlagssteuem 
152;  —  das  Enregistrement  208; 


—  das  Forstwesen  223;  —  das 
Zollsystem  275;  —  die  Ergeb- 
nisse des  2^11sy8tem8  316 ;  —  die 
Verbrauchsabgaben  319;  '—  die 
Zuckersteuer  322;  —  die  Salz- 
steuer 337;  —  das  Tabakmono- 
pol 353;  —  Abgaben  auf  Getränke 
406 ;  —  die  Garantiegebühren  438 ; 

—  das  Postregale  507;  —  den 
französischen  Staatshaushalt  511; 

—  das  französische  Staatsschulden- 
wesen 536 ;  —  die  Bank  549. 680;  — 
den  Credit  Fonder  558;  —  den 
Credit  Mobilier  562;  —  die  Wech- 
selagenten 569;  —  das  französische 
Münzwesen  573. 

Bergwerksabgaben,  direkte  158. 

Biersteuer,  siehe  Getränkeab- 
gaben. 

Bodenkreditgesellschaft,  Cr^ 
dit  foncier  555.  681. 

Börsen  und  Handelskammern, 
Steuerzuschläge  169;  —  Börse- 
Eintrittsgeld  in  Paris  674. 

Briefe,  chargirte  und  rekonmian- 
dirte  475. 

Briefkasten  486. 

Briefporto,  allgemeines  473;  — 
für  Drucksachen  476 ;  —  für  Briefe 
nach  und  aus  der  Fremde  484;  — 
Erhebung  durch  Postmarken  476; 

—  unmittelbare  Behebung  477. 
490;  —  Befreiungen  478;  —  Ver- 
gütung in  Strafangelegenheiten 
481. 

Briefpost  471;  —  ausgenommene 
Gegenstände  472;  —  Massregeln 
zur  Sicherheit  der  Abfertigung 
485;  —  Manipulation  der  Aemter 
487;  —  Unbehobene  Sendungen 
491.  509.  679;  —  Strafen  493; 

—  Beförderung  durch  Private  600; 

—  Beförderung  durch  Eisenbahnen 
501 ;  —  Estaffetten  502;  —  Brief- 
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trftger  5Cd;  —  Beförderung  durch 
t^ansaüantiache  Dampfschiffe  679. 

Brückengelder  für  den  6taat 
431;  —  f&r  Gemeinden  und  Pri- 
vate 431. 

Buchhaltung,  doppelte,  im  öffent- 

'  liehen  Rechnungswesen  97. 

Budget,  siehe  Jahresrechnung 
und  Jahresvoranschlag. 

c. 

Centralcontrole  der  Central- 
Staatskasse  1&  129. 

Central  staatskatse  15.  128. 

Circulationsgebtlhr,  siehe  Ge- 
tränkeabgaben. 

Civilliste  Carl  X,  Verwaltung  16. 

Comit^  consuitatif  des  arts  etme- 
tiers  23.  673. 

Commandit  -  Gesellschaften 
mit  Aktien  682. 

Comptoir  central  (Bonnard)  564. 
682. 

Concurrenz,  Regel  für  alle  öffent- 
lichen Bedürfnisse  95. 

Consignations-  und  Deposi- 
tenkasse^  Einnahmen  457.  6Ö0; 

—  Einnchtung  531. 

Co  n  8  u  1  at  8  k  a  n  zl  eien,  Taxen  204; 

—  Einnahmen  458. 
Consumtionsgebühr     für     ge- 
brannte geistige  Getränke  368. 

Contrainte  75;  —  Contrainte  par 

Corps  79. 
Credit  foncier  555.  ßSl. 
Credit  raobilier  561.  682. 

D. 

Depositenkasee,  siehe  Consig- 
nations-  nnd  Depositen- 
kasse. 

DetaiJgebiihr  für  Wein,  Obst- 
wein und  Metli  365. 

Diensteid  der  Beamten  30. 


Dienstvergehen  37.  43.  44. 

Direktion  des  Kas^enrevirements 
11;  —  der  fundirten  Staatsschuld 
12;  —  der  Finanzbuchhaltung  13. 

Direktoren  in  den  Departe- 
ments, Stellung  und  Geschäfts- 
behandlung 55;  —  der  direkton 
Steuern  168.  175;  »  des  Eure- 
gistrements  218;  —  der  Zollver- 
waltung 237;  —  der  indirekten 
Abgaben  441.  446;  —  des  Octroi 
in  Paris  449;  --  des  Postdienstes 
503.  505. 

Didciplinarstrafen  43.  44. 

Domänen  209;  —  öffentliches  Ei- 
genthum,  Staatseigenthum  210; 
—  Domänen  der  Krone  210;  — 
Verpachtungssystem  211;  —  ver- 
pfändete und  vertauschte  Staats- 
güter 213;  -T-  Geschichte  213;  — 
herrenlose  Güter  und  Verlasaen- 
schaCLen  216;  —  Hobüiarvermögen 
des  Staats  217;  —  extraordinäre 
625. 

Domänenverwaltung,  Objekte 
211.  213.  216.  217.  218;  —  Ge- 
scbäftsbehandlung  218;  —  Stel- 
lung der  Beamten  222. 

Dotationskasse  der  Armee, 
Einnahmen  460.  678. 

Drathzugmaschinen,  vom  Staate 
unterhalten  437. 

E. 

EhreÜlegion.  Einnahmen  460. 

Einfuhr,  Zollverfahren  245;  — 
temporäre  (zur  Zubereitung)  298. 

Eiufuhrszülle,   Grundsätze  291. 

Eingangsgebühr,  siehe  Ge- 
tränkeabgaben. 

Einnahmen,  verschiedene,  von 
Schulen,  Instituten  und  Verwal- 
tnngszweigen  468. 

--  zufällige  469. 
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Einnahmen  aus  den  Arbeitslei- 
stungen der  Sträflinge  469. 

Einnahmsquellen,  besondere, 
des  Staatshaushaltes  453. 

Eisenbahnen,  Abgaben  vom  Per> 
sonenverkehr,  dann  vom  Waaren- 
verkehr  auf  Eüztig«n  417.  685;  — 
Beiträge  für  die  staatliche  Ueber- 
wachung  462;  —  Bezahlung  auf 
KauÜBchillinge  464;  —  Rückzah- 
lung von  Anlehen  464;  —  Unter- 
stützungen für  Neubauten  543. 

Eisenbahnverkehr,  Zollverfah- 
ren 249. 

Enregistrement ,  im  engern 
Sinne  177. 

—  fixe  Gebühren,  Akte  unter 
Privaten  178 ;  —  Gerichtsakte  180. 

—  proportionale  Gebühren, 
Grundsätze  181;  —  für  Rechts- 
geschäfte über  bewegliche  Sachen 
182;  —  für  Rechtegeschäfte  über 
unbewegliche  Sachen  183;  —  be- 
sondere Bestimmungen  184;  — 
Sicherheitsmassregeln,  Strafen  186; 

—  Ausnahmen  188;  —  Verjäh- 
rung 192;  —  Verwaltung  218;  — 
Uebersicht  des  Ertrags  nach  den 
vergebührten  Rechtsakten  620. 684. 

—  im  weitern  Sinne  177;  — 
Staatssiegelgebühren  183 ;  —  Stem- 
pelabgabe 193;  —  Gerichtsgebüh- 
ren 201 ;  —  Fasstaxen  ^  Consulats- 
taxen,  Kopirungstaxen  200.  458; 

—  Grundbuchsgebühren  204;  — 
Geldstrafen  206 ;  —  Gerichtskosten 
207. 

Enregistrementsbeamten,   be- 
sondere Einhebungen  206. 
Entrepöts  258.  675. 
Erklärung  im  Zollverfahren  245; 

—  bei  indirekten  Abgal>en  362. 
365.  372.  384.  389.  392.  411. 

Erträgnisse  der  Grundsteuer  141; 
Hock,  Pinan7verwaltiint!  Frankreuh». 


—  der  Personalsteuer  145;  —  der 
Thür-  und  Fenstersteuer  147;  — 
der  Erwerbsteuer  157;  —  der 
Taxen  für  die  Güter  der  todten 
Hand  158;  —  der  Bergwerksab- 
gaben 158;  —  der  direkten  Steuern 
überhaupt  161;  —  des  Enregistre- 
ments  207.  620.  683 ;  —  der  Stem- 
pelgebühren mit  Rücksicht  auf  den 
Verbrauch  an  den  einzelnen  Stem- 
pelsorten 629.  684 ;  —  der  Domä- 
nen 218;  —  der  Forste  231 ;  —  des 
Fiscfaereiregals  233;  —  der  Jagd- 
pacht 234;  —  der  Zölle  316.  630. 
633;  -^  der  Zuckersteucr  327. 637; 

—  der  Salzsteuer  337.  637.  678. 
684;  —  des  Tabakmonopols  355. 
638.  678.  685;  —  des  Pulvermo- 
nopols  359.  638.  684 ;  —  der  Ab- 
gaben auf  Getränke  405.  639.  685; 

—  derselben  mit  Rücksicht  auf 
die  Bevölkerung  635;  —  der  Ab- 
gaben auf  Spielkarten  410.  641; 

—  der  Abgaben  für  öffentliches 
Fuhrwerk  418.  640.  685;  —  der  Li- 
cenzgebühren  422. 641 ;  —  der  Pri- 
viiegientaxe  423;  —  der  Gebühren 
für  die  innere  Schifffahrt  428. 642; 

—  der  Fähr-,  Ueberf  uhr-,  Brücken- 
und  Wcggelder  431;  —  der  Ga- 
rantiegebühren 438.  641 ;  —  aller 
indirekten  Abgaben  453.  637. 685 ; 

—  der  besonderen  Einnahmsquel- 
len 453;  —  des  Postregals  507. 
645;  —  des  Gesammtstaatshans- 
haltes  511.  653. 

Erwerbsteuer,  Objekte  163;  — 
Kategorien  der  Steuerpflichtigen 
153;  —  Befreiungen  155;  —  Be- 
messung 156;  —  tabellarische 
Uebersicht  des  Systems  617;  — 
StaUstik  622. 

Escompte-Kassengesellfiohaft 
(A.  Prost)  559.  566. 

44 


üipciiiionsvcrfshren  bei  direk- 
Wq  Steoern  164;  —  bd  anderen 
Forderungen  des  Suates  75.  79. 


Fähren-     nnd    Ueberf  u  hrgel- 

der  428;  —  Pachtej-stem  439;  — 

Befrei  ungFD  430. 
FBhrpQ»t493;  —  Postmeister  494; 

Postillwie  495;  —  Beförderaiiga- 

gebühren  4Ö6;  -  Strafen  498;  — 

MalJi^poBt  499. 
Fensler-  und  Thürsteuer  147; 

—  Slalialik  632. 
Finanibuclibaltiiiig,   Direktion 

13. 


Fin. 


inanzgeaelz,  jährlicbea  90;  — 

Vorschreibung    mit    Beginn     des 

Rechnungsjahres  101. 
inanzminiBter,  Stellung  4;  — 

Vemntwortlichkeit  7. 
'  Verhaltniss  zum  Uiuisterralhe 

5;  —  zum  Stsaurathe  5;  —  cum   1 

Eecbnutigshofe  6. 
vorbehalteile  Verwftltungegegen-  ' 

stände  S3. 

sterium,  Ressort  3;   1 

—  Verliältniss  zu   den  Pr&feklcn 
4;  ^  innere  AblheJlüugen  7;   —    , 
VerbäJiniäs    zu   den    Rechnungs-  1 
legern  16;  —  besondere  Funktio- 
näre und  Aoslalten  desselben  16;   > 

—  Oeschaftagang  5Z  i 
ischerei  auf  Thtinfiacbe  mit  1 
Senknetzeo  232. 

-  auf  Schilf-  und  floasbarcn  Fliis-   i 
sen  iinil  Kanälen  232. 
grosse,  Prämien  310:  —  Steuer-   ! 
freier  Salzbezug  333, 
()  r  m  u  t  a  r  e    Tu  r    d  ie    Ziisammen- 
Blelluog  der  MonnlsrechmiTigen  der 
Oeneraleinnehmer  610. 

des    SUhIs    235;    —    der 


Oemeinden   228;  —  der  PrirUM 

229.  675. 

oratbewirthschaftung  335. 
orstdienstbarkeiten  227. 
orstmeister    in    den    DeparHi 

ments  56.  224. 
Foratpoli 


Forslwa: 
Forati 


e  ZU. 


tung  223.  232,  2Ä 
Freiheitsstrafen  für  OefaUs Über- 
tretungen 82;   —  Begnadigung»^ 
recht  83. 
Frankirnng   der   Briefe    di 

Poatmarken  476. 
Fuhrwerk,    üf fentlicbea,    AM 
gaben  410;  —  Ertrog418. 
685. 

—  Abgaben,  proportion«!^ 
410;  —  Einhebuiigaverfiihr«!  41tj 
~  Gebithren  412;  —  Abfindnw 
gen  414, 

—  fixe  415;  —  zufällige  41S 
-  rürEisenbahnaüge«?;  -^ 
fiir  WasHerfahrzengB  41' 
Befreiungen  418. 


Garaniiegebühreii  von  Gol*S 
nnd  Silberwaaren  432;  — ' 
Stemplung  der  Wasren  433 ;  _ 
Befreiungen  434;  —  ß^piintirung 
435;  —  Aerater  zur  Einhebung 
436;  —  Sl&atsdralhzug-Maachi- 
nengebühren  437;  —  Ertrag  438, 
641 

GefäDaÖberlretungeo,  VerfUi- 
reu  80.  440;  —  Ablaasiing  83;  — 
Slatiatik  der  Beschnldigte»  617; 
siehe  Btrafen. 

Gehalte  der  Beam  len  30.  32.  Ä 

Oehaltsabiüge  bei  Ürlanben  3^ 
~    bei    unbefiigler     ' "  '  "'' 

36;    —   als   Diseiplinnrstr&fi»   ) 


rstr&fi»  SM 
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Geld-  and  MAmweseo  572;  — 
dekadiadies  System  572;  —  Gokt- 
«nd  SUberwahniDg  573;  ~  Fol- 
gen der  doppelten  Währang  573. 
683;  —  MaasregelnzurBeseitigang 
der  Nachtheile  576 ;  —  geeeUlicbes 
Mönzge  wicht  578;  —  Anamänsong 
579;  —  Medaillenprigong  581 ;  — 
Münzcommission  581;  ~  Ueber- 
8icht  der  M&nxTerhältniBae  670; 

—  ZaMmmenstellang  der  biahe- 
rigen  AuBprägoi^gen  672. 

Gelder,  Anweisung  darch  die 
Pöet  479. 

G  e  1  d  e  r,  ö  f  f  e  n  1 1  i  c  h  e,  Verwaltnng, 
AnweisoDg  86 ;  —  Aofbewahrong 
100. 

Gemeindegelder,  verzinslich  beim 
Staate  angel^  121.  533. 

Gemeinderath,  EinÜoas  auf  Ab- 
findungen 399;  —  Einfluss  auf 
das  Octroi  449. 

Generaldirektion  der  direkten 
Steuern  18;  —  des  Enregistre- 
ments  und  6fiT  Domänen  19;  — 
des  2^Uwesens  und  der  indirekten 
Abgaben  20;  —  der  Posten  25; 

—  der  Forste  26. 
Generaldirektionen    sind   Gen- 

tralbehörden  17;  —  Geschäftsbe- 
handluDg  53. 
Generaleinnehmer,  Ressort  16; 

—  Gebarung  124 ;  —  EinÜuss  auf 
die  Geld  Verhältnisse  126.  568;  — 
Formulare  für  die  Zusammen- 
stellung der  Monatsrechnungen 
610. 

Generalinspection  im  Finanz- 
ministerium 8.  673. 

Generalsekretariat  im  Finanz- 
ministerium 9. 

Gerichte,  Stellung  zur  Finanzver- 
waltung 64. 

Gerichtsgebühren  201. 


I 


Geriebtskosten^  Hemnbrti^VBf 
207. 

Geschäftsgang  des  Flnaiwilnl- 
steriums  52;  —  der  Genenüdirek- 
tiooen  53;  —  der  Direklom  55; 

—  Formen  desselben  65« 
Getränke,  Abgaben  aaf^  380; 

—  Emtheilung  und  defekte  361. 

—  Cirealationsgeb&hr36);  ~ 
Gnindlage,Fälligkeii362;— Sletter^ 
freiheiten  363;  —  Ausmass  364. 

—  Detailgebühr  365;  ->  Oniml* 
läge,  Ausmass  365;  —  FiUigkeik 
Verfahren  366;  —  Ausnahmen  368w 

—  Konsumtionsgebtlhr368;  — 
Fälligkeit,  Ausmass  368;  —  Da> 
naturation^gebühr  369;  —  Steuer» 
freiheiten,  Verfahren  370.  678w 

Getränke,  Eingangsgebühr 
370;  —  Grundlage,  Ausmass  371; 
~  FäUigkeit,  Verfahren  372;  — 
Steuerfhsiheiten  373. 

—  einzige  Taxe  373;  —  Gnind* 
läge,  Ermittlung  374. 

—  stellvertretende  Taxe  in 
Paris  375. 

—  Biersteuer  375;  —  Ausmass, 
Fälligkeit,  Verndiren  376;  — 
Steuerkreditirung  377. 

—  Octroi  der  Gemeinden,  Ob* 
jekte  378;  ~  Einlluss  der  Mini- 
sterien 379;  —  in  Paris  380;  — 
in  Gemeinden  mit  Militärgamison 
382. 

—  Kontrollen  383;  —  Begleit- 
scheine 884;  —  Legitimatlons-, 
Steuerscheine  386;  —  Ausfbrti- 
gungsgebühren  388;  ^  Sieuer- 
borgung.  Niederlegst  erfahren  888 ; 

—  Revisionen,   Inventuren   390; 

—  Ausnahmen  bei  Reisenden  891 ; 
»  bei  der  Consumtions-  und  Bier- 
steuer 392;  —  beim  Kleinver^ 
flchleiss  394. 


Uplrünke,    Abfiailuiigeu   396; 

—  der  Eingan gagebiihr  396;  — 
der  Biersteuer  399. 

der   Detailgebülii-,   iiidi- 

vidnelle  399;  —  nach  deni  Heclo- 
liler401;  —  kollelilive  402;  - 
allgemeine  403. 

~  Strafen  404. 

—   Erträgniase405.635. 638.685. 

Qirogeecbäft  des  Staat«  mit  der 
Bauk  535. 

Gold-  und  Silberw«aren,  Ga- 
rantitgebühren  432. 

Greffe,  droita  de  201,  siehe  Ge- 
ricbtsgebiihren. 

Qrcffier,  Bebebang  der  Gerichts- 
gebiihren  203. 

Grundbuchsgebbhren  204. 

Grundsteuer,  Gegensfand  138;  — 
Ertragebestiramung  138;  —  Be- 
freiungen 139;  _  Umlage  140. 
150;  —  Kataster  140;  —  Indica- 
teurs,ClaflfliGcateur8,  Reparliteura 
144;  —  Qüterder  tod  ten  Hand  158 ; 

—  Elemente  der  IleoiesBUiig  und 
dea  Ertrags  622. 


Handel»-  und  Sobifffahris- 
vertrage  309. 

HandelBStDtistik,  durch  die  Zoll- 
verwaltung veröffentlicht  276. 

Hauptbücher  der Rechnaugsle^r 
96.  104;  —  Vorschreibung  nach 
dem  FiuanKgeeetM  101 ;  —  com- 
miesioneUer  Abscfatusa  106. 

Havarirle  Waaren,  ZoUbegtin- 
stignng  297. 

Uilfämterdirektion  im  Finani- 
minlsteriiim  9. 


Jagd,  Nebengefalle  der  Slaatsrorste 


lagdli 


en  234.  458.  675. 

inung,  Eintheiluiig, 
BcataiidlheJIe  107;  —  Prüfung 
(Jurch  den  Rechnungsbof  110;  — 
Scblussgenehmigimg  durch  die 
Kammern  114. 

Jahresvoransohlag  90;  —  för 
1856  und  1857,  633;  —  für  18S8. 
656.  662. 

IndiBchc  Rente  466. 

Indufltriecomptoirs  und  ünter- 
comploirs  5S3. 

Inspectoren  in  den  Departe- 
ments 57;  —  der  direkten  Steaem 
171;  —  dea  Eureg^Btrementa  222; 
—  dea  Zolldienstes  237 ;  —  der  in- 
direkten  Abgaben  444 ;  —  dea 
Postwesens  505. 

Journale  der  öffentlichen  Rech- 
n imgsleger  96. 

Journalatampel  193.  195. 

Journalkautionen  526. 


t  des  Finauzminidters  7. 


>cliUa 


s  106. 


Kassaoperationen,  Ueberaicbl 
deraelben  für  1855,  647. 

Eaaaen  für  öffentliche  Gelder  lOO. 

Kataater.  Eintlusa  auf  die  Qrund- 
stenenimlage  140;  —  Durchfikh- 
rung  der  Katastralarbeiten  143. 

Kataatralarbeiten,  Bdlräge  der 
Gemeinden  463. 

Kautionen  der  Lieferanten  und 
Unternehmer  73;  —  der  verreoh- 
nenden  Beamten  86;  —  derOrund- 
buchsfiihrer  219;  —  der  Jonnud« 
526 ;  —  ala  UeetandtheÜB  der 
»chwebeudcn  Schuld  526;  —  der 
Wcijiselageiiteo  569. 

Kochsalz,  siehe  SaUsteuer. 

Kolonialhaukeu  551. 

Kolonien.    Rechnuiigsyst«! 
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—  Zoll-  und  Handelsverband  307; 

—  Einkünfte  von  denselben  123. 
456. 

Kompetenzstreitigkeiten  ent- 
scheidet der  Staatsrath  5. 
Konkurse  für  Beamtenstellen  42*, 

—  für  öffentliche  Bedürfnisse  95. 
Kontrolle,    zollamtliche,   im 

Grenzbezirke  264;  —  im  innem 
Zollgebiete  266. 

—  bei  Getränkeabgaben  383. 

Kopirungstaxen  204. 

Korrespondenten  des  Staats- 
schatzes, Abfuhren  533. 

Korsica,  Zollverband  314. 

Kreditanstalten,  öffentliche,  544. 
559;  —  Banken  545.  551.  680;  — 
Industriecomptoirs  553;  —  Boden- 
kreditsgesellschaft 555. 681 ;  —  Mo- 
biliarkrcditgesellschaft  559.  561. 
682;  —  Centralcomptoir  (V.  C. 
Bonnard  et  Comp.)  559.  564  682; 

—  Andere  559;  —  Esoomptekas- 
Sengeseilschaft  (A.  Prost)  566 ;  — 
Sparkassen  567;  —  Konsignations- 
und Depositenkassa,  Generalein- 
nehmer 568;  —  das  Institut  der 
Wechselagenten  568. 

Kredite,  im  Staats  voranschlage  prä- 
liminirte  92.  136.  674. 

L. 

Leibrenten,  als  Bestandtheil  der 
fundirten  Staatsschuld  524. 

Licenzgebühren  für  den  Staat 
419;  —  für  Gemeinden  423. 


Mallepost  499. 

Marineinvalidenkassa,  Ein- 
nahme 460. 

Maasse  und  Gewichte  28;  —  Re- 
cimentirungstaxe  461. 


Materialverrechnung,  getrennt 

von  der  Geldverrechnung  116. 
Mo  bil  i  ar  kr  editges  eil  Schaft 

559.  561.  681. 
Münse,  Einnahme  457. 
Münz-  und  Medaillencommis- 

sion  27.  581. 
Münzwesen,    siehe   Geld-   und 

Münzwesen. 


Normalschulen,  besondere  Ein- 
nahmen 462. 

0. 

Octroi  der  Gemeinden  377;  —  Ab- 
züge für  den  Staat  450. 

Oekonomat,  Abtheilung  des  Gene- 
ralsekretariats 9. 


Passtaxen  204.  458.  675. 

Patentsteuer,  tabellarische  Ueber- 
sicht  des  Systems  617 ,  siehe  E  r- 
werbsteuer. 

Pauschalien  sind  nicht  executions • 
fähig  33. 

Pensionen  der  Beamten,  Grund- 
sätze 46;  Ausnahmen  47.  48;  — 
Höhe  47;  —  Art  der  Erlöschung  48. 

—  andere  als  Leibrenten  524. 

—  Bestand theile  der  fundirten  Schuld 
526. 

Personaldirektion  im  Finanz- 
ministerium 8. 

Personal-  und  Besoldnngs- 
stand  der  Finanzverwaltung  nach 
dem  Budget  für  das  Jahr  1857, 585. 

—  und  Wohnungssteuer,  Ob- 
jekte 145;  —  Umlage  145.  146. 
150;  —  Bedeckung  durchs  Octroi 
146;  —  Elemente  der  Bemessung 
und  des  Ertrags  622. 


Pfaiidrecbt,  pri vilegirtes^  ge- 
gen Eechnungsleger  73.  74;  ^- 
rür  Steuerrücbatäiide  und  faiUg« 
Abgaben  76. 

Poliieikosteu,  Beitrage  von  Paris 
Dnd  Lyon  462. 

Pofltagenten  506. 

Postconventionen  mit  fremden 
Staaten  481. 

PoBtmBrken  476. 

Postmeister  494;  —  Vergütung 
für  die  Beförderung  der  Briefpost 
497;  —  VergüluQg  von  Fuhr- 
werksunlernelimern  496. 

Pofltrepale,  Ertrag  507.  645. 

PoBlverwBl  tung  503,  siehe 
Briefpost,  FalirpOBt. 

Präfekte,  deren  Stellung  mr  Fi- 
nanzverwaltung 58;  —  Funktio- 
nen in  FinanzsHchen  59;  —  Ein- 
lluss  auf  das  Octroi  der  Uemein- 
dcii  449. 

PrafKkturrath,  admiiiistraÜTes 
Tribunal  63.  64. 

Prämien  für  die  Ansfuhr300.  3U5; 
—  fiir  die  grosse  Fischerei  310. 

I'ränumeratiouendurcbdiePost- 
Hiielalt  481. 

PräsidialabtheiluDg  im  Finaoz- 
miuiaterlum  10. 

Praktikanten,  Zahl  deraelben 38. 

PrimfirunterrichtjDepartemenU- 
iuschlage  flir  die  Kosten  467. 

Privilegien  des  SlsatiHcbBtEes 
und  der  Verwaltungsbeamten  69. 
78.  79. 

Privilegieutaien  iXL 
Frohibi ti vsyatem  des  Zolltarifs 
3"9 ;  —  Verhandlungen  über  dessen 
Aufhebung  283.  284. 
Prüfung  flir  die  Aufnahme  in  den 

StaaUdienst  36.  39.  40.  4-J. 
P ruf unggcommiBsion  fiir  StaatB- 
priifungen  41. 


Qualifluaiiouslabellen,  Inhalt 

derselben  42. 
Quittungen  Über  Öffentliche  Gelder 

juxtirt  oder  talonlrt  93 


I  Elfchnnngen,  derRechuungsleger, 
I  im  FinanztciniBterioni  ooneentrirt 
I       105. 

;   Rechnungshof,   oberster,   Ju- 

risdiktionsumfangS  111;  >~  buch- 

hallerischer     Vorgang     112  ;     — 

I       Schi usserklärun gen  über  die  Jah- 

I       resrecbnung  113;  —  überdieRech- 

iiungen  der  Centralkasse  674. 
I  Rechnunga- uudEaasaabtbei- 
I  lung  im  Finaniministeriuiu  ll). 
I  Reehnungalcger,  öffentliche, 
I  unmittelbar  vom  Finaniminislf- 
j  rium  abhängig  16:  —  Pllichten 
I  bei  Rechtsakten  für  den  Slaats- 
I  schatx  74:  —  der  üerichUlMU-- 
I       keit  dea  Kecbuuagshofes  Zostän- 

dige  87. 

'   Rechnungswesen,     Anweiflung, 

I       Geld  Verwaltung   86;   —    Hkitung 

!       der   Beamten    86;    —    Ksutioneu 

der    Beamten    88 ;    —    Ueberwa- 

cbungsarlen  90;  —  Grundlage  ist 

das  Jährliche  Fiasnzgesetz  90;  — 

I       Abschluas   nach    Solarjabr«»    92; 

I       —  Quittungen,  juxtirt  oder  lalo- 

j       mirt  93;    —  Verzinsung  der  AI»- 

!       fuhren    94;  —  Zahl iingsau (trüg* 

I       95;  —  Conen rrenisj-slem  bei  Att- 

schaffnngeu    95;   —   Formulariot 

I        für  alle  Schriften  96;  —  Journale  . 

i       niid   Hauptbücher   96;    —     Buch- 

haltung,   doppelle  97;  —   re«lle 

und  dureblaufende  Poeten  96;  — 

I       Rechnungslwleguiig  100;  —  Auf- 

bewahning   der   Qeld«r    100;  — 
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Vorschreibung  des  Budgets  101; 

—  Abschloss  am  Ende  des  Rech- 
nongsjahres  106;  —  Bestandtheile 
der  Jahresrechnnng  107;  —  Prü- 
fung der  Jahresrechnung  111;  — 
Statistik  des  Staatshaushaltes  115; 

—  Materialverrechnung  116;  — 
Departements-  und  Gemeindehaus- 
halt 119 ;  —  Algiers  und  der  Ko 
lonien  122;  —  Liquidation  fälliger 
Renten  133 ;  —  Formulare  für  die 
Zusammenstellungder  Monatsrech- 
nungen der  Gteneraleinnehmer  610. 

Rechtsgeschäfte,  siehe  Enre- 
gistrement 

Rente  133;  —  fundirte  Staatsschuld 
522;  —  InscripUon  und  Auszah- 
lung 527;  —  Uebersicht  der  Be- 
wegung seit  1814,  666. 

Repunzirung  von  Gold  und  Sil- 
berwaaren  435. 

Revision  im  Zollverfahren  247. 

Recimentirungstaxe  461. 

RückzöUe  300. 

S. 

Salzsteuer,  Stenerobjekte  und 
Steuersätze  328;  —  Zeitpunkt  der 
Fälligkeit  329;  —  Kontrole  330; 

—  Strafen  332;  —  Begtlnstigun- 
gen  332;  —  Salinenbetrieb  336; 

—  Ertrag  337.  637.  678.  684. 
Sammlungskassen,  Operationen 

derselben  102. 

S  a  u  m  n  r ,  Cavallerieschule,  Beiträge 
zu  den  Unterhaltskosten  467. 

Schatzscheine,  Verfahren  bei 
Einzahlungen  130;  —  als  sehwe- 
bende SchuM  534. 

Scheidemünzen  577. 

Schifffahrt,  Küstensehiff- 
f  a  h  r  t,  im  Sinne  der  Zollvorschrif- 
ten 254.  261.  277;  —  im  Sinne 


der  Seevorsehriften  305;  —  Schiif- 
fahrtsbewegung  633. 
Schiff  fahrt.  Seeschifffahrt, 
Begünstigung  der  nationalen  291. 
305;  —  Gebühren  306;  —  Sehiff- 
fahrtsbewegung  632. 

—  innere,  Gebühren  424 ;  —  Grund- 
lage der  Bemessung  425;  —  Ab- 
findungen 426;  —  Ertrag  642. 

Schiesspulvermonopol  355;  — 
Erzeugung  356;  —  Verschluss 
356;  —  Verkaufepreise  357;  — • 
Kontrole  357;  —  Strafen  358;  — 
Ertrag  428.  679.  684. 

S  c  o  n  t  r  i  r  u  n  g  e n  öffentlicher  Kassen 
106. 

Sparkassen  566.  567. 

Specialeinnehmer  in  den  Arron- 
dissements  16. 

Spielkarten,  Abgaben  von407; 

—  Gebühren,  Verfahren  408;  — 
Straüsn  409;  —  Ertrag  410.  641. 

Staatsbauten,  Beiträge  der  De- 
partements, Gemeinden,  Privaten 
462. 

Staatscentralkassa,  siehe  Cen- 
tralkassa. 

Staatscredit  536. 

Staatsdruckerei,  Einnahme  457. 

Staatsgüter  209;  —  verpfändete, 
vertauschte  213. 

Staatshaushalt,  dreifache  Prü- 
fung 90;  —  Gesammtbild  511;  — 
Endergebnisse  seit  1830,  663. 

Staatsrath,  dessen  Einiluss  auf 
die  Verwaltung  5. 

Staatsschuld,  fundirte,  Direk- 
tion im  Finanzministeriom  12;  — 
Rente  133.  522;  —  KapitaUen  524; 

—  Leibrenten  524;  —  Kantkmen 
526;  -  InstfiptiOBSauszahliing 
527;  — '  Amortisalcnufond  528;  ^ 
Uebersicht  der  Bewegung  666. 

—  schwebende  530;  —  Einlagen 


der  CotifiignatioDS*  uiiij  Depoaiteit-  1 
kassa531;  —  Abfuliren  der  Kor-  1 
respondeuten  dva  SiaaUschatzt» 
633;  —  Vorachüsae  der  Rech-  I 
nungsleger  533;  —  Wecliflel  nnd  1 
Anweiaungen  534;  —  ScUatz-  | 
Bcheine  534;  —  Änlehen  bei  der  . 
Bank  535;  —  SUind  deraelbeii 
aeit  1831,  669.  | 

Staatsscliuldenwesen    523;    —   i 
kritiaclic  Bemerkatigen  536.  ' 

SUBlssicgelgebüliren  183.  ■ 

Staatsvermögen  542.  652.  I 

Stempel,    Abgabe    193;    —    Di-  | 
mensiunsatempd   194;  —  Propor- 
tion alatempel  195;  —  für  Aktien 
und  Anleihen  195.  675;  —  Äbfio- 
doDgen  196;   —   Sicherheit mass-   | 
regeln   198;    —    Unverjährbarkeit   ■ 
199;   —  Strafen  199;   —   Befrei- 
ungen 20Ü;  —  Ertrag  629.  684. 

-  im  Zollverfahren  253.  267. 

-  bei    iiidireklen    Abgaben 
388.  408.  411.  432. 


Steai 


mpelpapi 


r  197. 


liehe  Abgaben, 
direkte. 

SCeaerkontrollore  für  <)irekle 
Steuern  169. 

Steaereiunebmer,  Stellung  172. 

Steoerquote.  ziffermtiaaige  Fest- 
Btellung  161.  162. 

Sleuerrollen  163. 

Steuerschuldner,  Executionsver- 
fahreii  164. 

SteucriuBchUge  zu  direkten 
Steuern  159;  —  zu  den  Enregiat- 
rementsgebühren  164;  --  zu  den 
OeriuhUgebüLren  202 ;  —  mir 
Oruudbuchsgebühr  205 ;  —  für 
gewisau  üeldatrafeu  207;  —  zur 
Zollgebiihr  2S4;  —  zu  indirekten 
Abgaben  439;  —  neuule  Aen- 
ilerungen  675. 


Hrafen  /üt  Uebertreluugcn. 
der  Vorachriften  über  das  Enre- 
gislrcmeiil  186. 188;  —  derForat-, 
Jagd-   und    Fiachereigesetie  231 ; 

—  der  Zollvorschriften  248.270: 

—  der  SalzsteuergeMtze  332.  335: 

—  der  TabakmonopolBvoraobriflen 
352;  —  der  PulvermonopolfliiM"- 
Bchriftcn  358:  —  der  Abgaben- 
Vorschriften  flir  Getränke  4i>4*,  — 
von  Spielkarlen  409;  —  für  öflenl- 
lichea  Fahrwerk  418;  —  der  Vor- 
achriften über  LicenzgebüLreu  420 : 

—  Gebühren  der  ionem  Sehiff- 
fahrt  427;  —  Fahren-,  üeberfuhr-. 
Brücken-  und  Weggelder  430;  — 
Garsntiegebühren  436 ;  —  der 
BriefpOBtordnung  493 ;  —  der 
Fahr  Postordnung  498. 

Strafverfuhren  bei  Geffillsüber. 
tretuiigen  60.  440. 


TBbak-Fabrikale,Äufbewahriiiig. 
Versendang  351. 

Tabak-Fabriken  346. 

Tabak-Magaiina-  and  F«bri' 
kenvcrwaltuug  446. 

Tabak-Monopol  338;  —  Eiuf^r 
roher  Blätter  339;  —  Inlündischc 
Erzeugung  340;  —  Ausnahme  iu 
Algier  und  den  Kolonien  345;  — 
Fabrikation  346;  —  Verechleia»- 
Byslem346;  —  BegüDSliguug  der 
Ausfuhr  349;  -  Strafen  352;  — 
llaierialikbantz,  Gewinn  364;  — 
Ertrag  636.  676.  685. 

Tabak-Pflanzuug  340;  *-  Ei^ 
laubiiieaatJieine  341 ;  —  Ueberw»- 
chuug  des  Bauea  342;  —  voUsIüd- 
dige  Ablieferung  343 ;  —  lur 
Auafuhr  beatimnili'  343:  —  AbJ«- 
Bungap  reise  344;  —  gegenwärtiger 
Umfang  345. 
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Tabak-Surrogate,  verboten  351. 
Tabak-Verleger  346. 
Tabak-Verschleisspreise  349. 

350. 
Tabak-Traficanten  347. 
Taxe,  einzige,  für  Getränke  373 ; 

—  stellvertretende  in  Paris  375; 

—  beft^it  von  der  Licenzgebühr 
421. 

Taxen,  siehe  Staatssiegel-,  Ge- 
richts -  Grondbuchs  -  Staatssiegel- 
gebühren. 

Telegrapheugebühren,  Ertrag 
510. 

Thttr-  und  Fenstersteuer  147; 

—  Umlag8modosl48;  —  Statistik 
622. 

Tontinengesellschaften,  Bei- 
träge für  die  staatliche  Ueberwa- 
chung  462. 

Tribunale,  administrative, 
Bedeutung  61. 


Ueberfuhren,  siehe  Fähren. 

Uebersicht  aller  bestehenden 
Abgaben  und  sonstigen  Einkünfte 
des  Staats,  der  Departements,  Ge- 
meinden etc.  595. 

U  m  1  ag  s  8 1  e  u  c  r  n,  ziffermässigeFest- 
Stellung  162;  —  von  Amtswegen 
erhoben  163.  164. 

Universitätseinnahmeu  459. 

Urkunden,  Enregistrementsgebüh- 
ren  178. 

—  Stempel,  siehe  Stempelab- 
gabe. 

Urlaube  der  Beamten  36. 


Valvation    fremder   Münzen    zur 

Umprägung  572. 
Verbrauchsabgaben  319. 

Hock,  Pinanzverwflitunff  Frankreich». 


Verbrauchsstempel,  Dimen- 
sionstempel 193. 

Verbrechen,  von  Beamten  began- 
gen 44. 

Verjährung  für  und  gegen  den 
Staat  78;  —  direkter  Steuern  166; 

—  der  Enregistrementsgebühren 
192;  —  derQerichtsgebtthren202; 

—  der  Grundbuchsgebühren  206 ; 

—  der  Forstfrevel  231;  —  fälli- 
ger aber  nk^t  anhängiger  Zoll- 
forderungen  250;  —  anhängiger 
ZoUfordemngen  269;  —  indirekter 
Abgaben  440. 

V  e rz  u  gszi  n s e  n  für  verspätete  Ab- 
f^ihren  der  Rechnungsleger  94. 


Waisen  der  Beamten,  Pensions- 
rechte 49. 

Wechselagenten  568. 

Wegegelder  431. 

Werthsachen,  Versendung  durch 
die  Postanstalt  479. 

Wittwen  der  Beamten,  Pentions- 
rechte  48.  49. 

Wohnungs-  und  Personal- 
steuer 145;  —  Statistik  622. 

Würden,  grössere,  Kumulimng 
der  Bezüge  33. 

Z. 

Zahlmeister  in  den  Departements 
und  bei  den  Armeen  17;  —  Stel- 
lung, Gebahrung  95. 

Zahlungsaufträge  an  öffentliche 
RechDUDgsleger  95. 

Zollämter,  die  wichtigsten  Frank- 
reichs 634.  684. 

Zollbeamten  237;  —  Mitwirkung 
für  indirekte  Abgaben  450. 

Zölle,  Geschichte  236;  —  Einfuhr 
289.  291;  —  Ausfuhr  293;  — 
DurchAihr  294. 

45 
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Zollgebühr,  fiinhebong  250;  ^ 
KrediUrung  251;  —  Bestätigung 
255;  —  Zuschläge  294;  —  Ertrag 
316.  630.  633. 

Zollgesetz,  Zolllinien  245;  — 
Bestimmnngen  fUr  die  Seeküste 
262;  —  Qränzbezirkskontrole264; 

—  inneres  Zollgebiet-Kontrole  266; 

—  Privatbezeichnnng  inländischer 
Waaren   267;  —   Haftung  269; 

—  Haoadarehsnchangen  270;  — 
Strafen  270;  —   Inatanzen  271; 

—  Bestimmungen  zum  Schutze 
der  Zollpflichtigen  272. 

Zollkredit  251. 

Zollpflichtiger  Verkehr  in 
den  Jahren  1853  bis  1856,  630. 

Zolltarif  278;  —  Prohibitivsystem 
279;  —  Complicität  280;  —  Be 
schränkungen  der  Vcrzollungsbe- 
fugnisse  282;  —  Werthzölle  282 ; 

—  y  erpackungsnormen  283 ;  —  Re- 
formen 286;  —  zollfreie  Artikel  288 ; 

—  Einfuhrzölle  289.  676;  —  Zoll- 
begünstigungen 292. 297;  -  Aus- 
fuhrzölle 293;  —  Durchfuhrzölle 
294;  —  Zollbefreiungen,  bedingte 
294;  —Rückzölle  und  Prümieii  300. 

Zollverfahren,    Erklärung   245: 


I 


1 


—  Reriaion  247;  —  bei  Werth- 
angaben  248;  ~  im  Eiaenbahn- 
rerkehre  249;  —  Oebühreneinhe- 
bung  250;  —  Zollkredit  251;  ^ 
ExpediUonsstempel  253;  —  Sicgel- 
gebühr  254;  —  Deckungen,  amt- 
liche 255;    —   Niederlagen  256; 

—  Anweisung  260;  —  Durchfuhr 
260;  —  Ausfuhr  261;  —  im  in- 
ländischen Verkehre  261 ;  —  xnr 
Appretur  298;  —  auf  Losung  299. 

Zollverwaltung,  Direktoren 237 : 

—  aktiver  Dienst  237.  240;  — 
sedentärer  Dienst  238;  —  stati- 
stische Arbeiten  276. 

Zoll  wache,    Dienstordnung  238: 

—  Aufnahme  241 ;  ~  Genüsse 242 : 

—  Organismus  243;  —  Dienst - 
Schriften  244. 

Zucker  aus  inländischen  Stoffen, 
Besteuerung  324. 

Zuckersteuer,  Zusammenhang  mir 
den  Zuckerzöllen  321 ;  —  Kontrole 
325.  676;  —  Zeilpunkt  der  Fiil 
ligkeit  327;  —  Ertrag  677. 

Zuckcrzollsystem  321.  322. 

Zuscliliij^e  zu  direkten  Abgal)Oii 
159;  —  zu  indirekten  Ah^rnlM-i» 
184.  'JOQ.  205.  '101.  204.    439. 


Druckfetile-r. 


13  l      !■     orilprn  lies  (orilCTii. 

<6     ■      '13     r     eewlssem  IIm  grossem. 

!5     -      11      ■     Bewirlhschstl  lies  BpwirthsehRniinii. 

!T     !■       E     «     RKScTirilten  lies  gpmendet. 

iS     "       8    r     BeiinnuDgr'n  liei  Bestimmungen. 

«9  Anmerkung  ZeU<-  9  stilt  Kannen  lies  Kbmme. 

IQ         •  1,  Zelle  3  italt  weiaw  lies  weicht-. 

•ß  ZeilB    S  V.  u.  Itfltl  mdirekts  lios  indirekU«. 

17     "      11  slalt  vcnohlouene  lies  venchlieasene 

Ml'      11     "     Woinboues  li«i  Wplnbuuer». 

i;      •       \t     "     werde  lies  werden. 

iS      ■'      1H     1-     Ausgehe  lies  Aiiscnbe. 

'S      "        tl      "     60  lies  SB. 

IB     "        3      >'      turücklL'genile  1 

10  Anmerkuwi  2elle  1  v.  u.  sUt 

iB  Zolle  2S  sUU  otTCnliBr  lies  ofTenbsr. 

»     •      13     >     Prost  lies  Prost,  iler  GrQniler  und  Gernnt  der  Grse1isrh«n, 

»  Aomerkiine  I,  Xelle  3  MdU  B  Fr.  lies  6  Fr,  70  Cml. 

ta  üolonnr:  Anmerkung,  Zeile  1  statt  CaDimissären  Um  Direktoren. 

10        ■■        Renennung  etc.  Zeile  3  (bis  Kaie  18GT)  lial  lyrgiublPltfon 

k)  Zelle  1  V.  u.  nnch  «([eben-  ist  eintiwrhsllpn  ■iliir<^hschnilllieh- 


